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Mit  dem  YorHegend^iL  Bändt*  über^öb^  ich  der  OeffentUehkeit 
den  ersten  Theil  dei^  ii^H^  dfeHcH:anf  eine  im  Frühjahr  1891 

ergangene  Einladung  des  H^erm  i'rofcssor  Dr.  A.  AVagnor  für  das 
von  diesem  herausgegebene  ,,Le]irl)iicli  der  politischen  Oeko- 
nomie"  zu  schreiben  micli  entschlossen  habe.  Dieser  Entschluss 
ist  mir,  wie  ebreuvoU  auch  eine  solche  Einladung  mich  bedUnken 
mochte,  keineswegs  leicht  gefallen,  und  zwar  nicht  nur  wegen  der 
äusseren  Schwierigkeiten,  die  ftlr  einen  mit  umfongreichen  Berufs- 
pflichten belasteten  Beamten  der  auch  nur  leidlich  befinedigenden 
Losung  einer  solchen  Aufgabe  sich  entgegenstellen,  sondern  auch 
wegen  des  nahe  liegenden  Zweifels,  ob  meine  literärische  Vertraut- 
heit mit  dem  Stoff  ausreickend  sich  erweisen  werde,  um  die  niir 
übei-tragene  Arbeit  in  einer  den  wissen sehaftlichen  Anspriidien  des 
Wagiier'schen  (Tesamnitwerks  entypreiiieiiden  Weise  durchzuführen. 
Inwieweit  mir  dies  gelungen,  muss  ich  dem  Urtheil  der  Leser  des 
Buchs  anheimstellen,  die  vielleicht  geneigt  sein  werden,  den  Einen 
Yorzug  ihm  einzuräumen,  dass  ein  warmes  Interesse  für  den  be- 
handelten Gegenstand  die  Feder  geführt  hat  und  dass  der  Yerfasser 
bemtlht  gewesen  ist,  bei  der  Behandlung  der  vielen  bestrittenen 
Gebiete  dieses  Tbeils  der  Wirthsehaftspolitik  sein  ürtheü  ohne 
Yoreingenommenheil  und  stets  um  nach  gewissenhafter  Abwägung 
des  „Ftlr"  und  „Wider*'  abzugeben. 

Die  Veröffentliclning'  eines  neuen,  das  presamnite  Aii'rarwesen 
systematisch  behandelnden  Handbuchs  mag  im  Uebrigen  Vielen, 
erwtlnscht  kommen,  da  das  denselben  Gegenstand  behandelnde 
klassische  Werk  von  Wilhelm  Boscher  wegen  der  vorwiegend 
historischen  Betrachtungsweise  des  Stoffs  gegenflber  manchen  be- 


Digitized  by  Google 


Vorwort. 


sonders  wichtigen  agrarischen  Fragen  der  Gegenwart  die  Antwort 

versagt;  und  wieder  andere  Sehiiften,  wie  das  bekannte  Buch  von 

H.  Settegast  (Die  Landwirthsohaft  und  ibr  Betriel»)  oder  die  die 

Landwirthschaft  behandelnden  neuerlichen  Aufsätze  von  Conrad, 

Freiherr  t.  d.  Goltz  und  Meltzen  in  t.  SchOnberg's  Handbuch 

der  politischen  Uekonomio  nach  Anlage  und  Zweck  der  hetreifenden 

Vpr?^ffpntlichimgon  von  einer  erscliöpfpiiden  Darstellung  des  ganzen 

Stottgebiets  des  Agr*r-iiej?bts  grrtisi^r  •Aii^iqcft.eiM  Iliiitang  genommen 

haben.    Hat  sich  fernei-.'in  dfen  Ueitztcii  •  Jahrzelinten- die  Arbeit  der 

Theoretiker  und  Praktiker  •it\mßisi-*"iit  ßtfesJiäljU^ersuchungen  und 

•  ••••••  ••••*.  «ri.»*. 

monographischen  BearbeCIAm^efr'einEC^'er-be^ndBrs  wichtiger  Ge- 
biete des  Agiarwesens  Ter^{KMg)c^ß<'lJQä^:^^  ^i^Ueicht  ganz  zeit- 
gemftss  erscheinen,  dass  nunn^ir 'wieder  ihUnal  das  in, zahllosen 
Einzelstudien  zerstreute  Material  gesammelt  und  zu  einem  Aber- 

sichtlichen  (iesammtbild  dessen,  was  den  Inhalt  des  Agrarwesens 
bildet,  vereiniui  werde. 

Indem  der  Verfasser  des  vorliegenden  Buches  in  diesem  Sinn 
seine  Aufgabe  erfasst  und  mit  einer  Darstellung  des  historisch 
Gewordenen,  zugleich  eine  kritische  Würdigung  des  Agrarwesens 
der  Gegenwart  verbunden,  d.  h.  auch  die  Hl^gliehkeit  und  Noth- 
wendigkeit  der  Um-  und  Fortbildung  der  agrarischen  Zustftnde 
zum  Gegenstand  seiner  Betrachtungen  gemacht  hat^  befindet  er  sich 
allerdings  in  grundsätzlichem  Widerspruch  mit  B  o  s  c  h  e  r ,  der  solcher 
„idealistischen  Methode"  in  der  Behandlung  der  Nationalökonom ik 
die  Berechtigung  absprechen  zu  sollen  meint;  doch  wird  vielleicht 
e])en  diese  Beiiandiungsweise,  die  im  Aulfassungskreis  der  historischen 
Schule  als  ein  Mangel  des  Buches  erscheinen  mag,  als  ein  Vorzug 
in  den  Augen  Anderer  erscheinen:  wie  denn  insbesondere  auch 
A.  Wagner  in  demselben  grundsätzlichen  Widerspruch  zu  Eos  eher 
in  diesem  Punkt  steht,  wordber  er  sich  in  der  demnächst  erscheinen- 
den  3»  Auflage  seiner  „Grundlegung"  in  einem  umfassenden  Kapitel 
über  Methodologie  u.  s.  w.  eingehend  verbreitet.  Und  in  der  That 
kann  man  denn  auch  wohl  von  der  wisseuschaltlichen  Behand- 
lung eines  wirthschaftlichen  Stofl'gebiets  heutzutage  mit  Kecht  be- 
anspruchen, dass  sie  nicht  bloss  über  das  Seiende  in  seinen  Vorzügen 
und  Mängeln,  sondern  auch  über  das,  was  zu  erstreben  sei  und  mit 
welchen  Mitteln  dies  zu  geschehen  habe,  unterrichtend  und  auf- 
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hellend  sich  Verbreite;  wobei  biiisichtlich  der  Berechtigung,  ja 
Nothwendigkeit  solcher  Behandlui^weise  auf  die  AusfÜhrnngen 

üi  dem  Buche  selbst  (S.  2  unten  und  S.  G3  If.)  verwiesen  sein  mag. 
Es  häng-t  mit  dieser  Behandlungsweise  zusammen,  dass  eine  Eeihe 
von  Stoffgebieten,  die  lio scher  nur  flüchtig  oder  doch  sehr  knapp 
l^ehaudelt  hat  (z.  B.  die  Fragen  des  ländlichen  Arbeiterwesons.  der 
inneren  Colonisatioa,  des  landw.  Versicherungswesens,  der  landw. 
Polizei,  des  Genossenschaftswesens)  in  den  beiden  Theilen  dieses 
Werks,  enispr^hend  der  Wichtigkeit  jener  Fragen  gerade  für  die 
Gegenwart,  eine  ebensolche  sorgfältige  ErOrtenuig  gefunden  haben, 
beziehungsweise  finden  werden,  wie  etwa  die  Fragen  des  Erbrechts 
oder  der  landwirthschaftlichen  Creditorganisatioii. 

Die  Art  der  Systematik  des  Stoffs  wird  immer  etwas  Will- 
kührliches  haben,  und  ich  l3in  sehr  weit  entfernt  von  dem  Anspruch, 
die  Aufgabe  der  Btofl'gliederuug  in  vollkommenerer  Weise  als  meine 
Vorgänger  gelöst  zu  haben;  mein  Bestreben  war  darauf  gerichtet, 
die  innerlich  Terwandten  Gebiete  in  dem  grossen  Bereich  des 
Agrarwesens  zu  in  sich  abgerundeten  Darstellungen  zu  vereinigen, 
wobei  freilich,  wegen  des  Ineinandergreifens  der  einzelnen  Stoff- 
gebiete, Verweisungen,  ja  selbst  Wiederholungen  nicbt  immer  zu 
vermeiden  waren.  Die  Anlage  des  Buchs  ist  so  gedacht,  dass  der 
Inhalt  auf  zv^olf  üapitel  sich  vertheilt,  von  denen  der  nun  vor- 
liegende erste  Theil  neben  der  „Einleitung  in  die  Agrarpolitik'* 
die  Ahlösungsgesetzgebung;  die  Rechtsformen  der  Bewirthschaftung 
und  des  Besitzes;  die  Politik  der  Landescultur;  weiterhin  das 
Gebiet  des  Erbrechts  und  der  inneren  Oolonisation  (Landpolitik) 
und  die  ländliche  Arbeiterfrage  behandelt  Der  zweite  Theil, 
den  ich  so  fdrdem  zu  können  hoffe,  dass  er  längstens  binnen 
Jahresfrist  erscheinen  wird,  soll  in  drei  unmittelbar  sich  an- 
schliessenden Kapiteln  die  restlichen  Gebiete  des  eigentlichen 
Agrarrechts  (landwirthschaftlicher  Credit:  landw  irthschaftliche 
Versicherung;  landwirthschaftliche  Polizei),  in  drei  weiteren  Kapiteln 
das  Gebiet  der  Agrarpflege  (Bodenproduction  und  Thierhaltuug; 
Genossenschaftswesen;  landw.  Bildungsmittel  und  landw.  Interessen- 
Organisation)  und  in  einem  Schlusskapitel  die  Backwirkungen  der 
Absatz-  und  PreisYerhältnisse  auf  das  landw.  Gewerbe,  inbesondere 
unter  den  Einwirkungen  der  neuzeitlichen  transoceanischen  Gon- 
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ciirrenzi  und  die  Stellung  der  allgemeinen  Wirthsehafts- 
politik  zu  der  hierdurch  geschaffenen  Lage  zur  Darstellung  bringen. 

Hinsichtlieh  der  Literaturangaben,  die  regelmässig  an  die 
Spitze  jeden  Kapitels  gestellt,  zum  Theil  auch  in  die  Anmerkungen 
zum  Text  verwiesen  worden  sind,  mag  mir  die  Bemerkung  gestattet 
sein,  dass  diese  Angaben  lveinesweL>-s  den  Zweck  verfolgen,  eine 
Gesammtübersicht  über  die  einschlägigen  iiteräriscben  Erscheinungen 
zu  geben;  vielmehr  habe  ich  mich  flberall  darauf  beschränkt,  nur 
jener  Schriften  Erwähnung  zu  thun,  deren  Inhalt  mir  vertraut  ist 
und  die  ich  hei  der  Kiederschrift  dieses  Buches  benutzt  habe.  Ich 
bin  mir  dabei  sehr  wohl  bewusst,  dass  bei  der  Ton  mir  getroffenen 
Auslese  manche  bemerkenswerthe  Hterärische  Erscheinung  nicht  zu 
ihrem  Recht  gelangte;  ich  war  aber  aus  den  eingangserwähnten 
Gninden  genöthigt,  die  literarischen  Vorstudien  innerhalb  gewisser 
Grenzen  zu  halten,  wenn  anders  dus  Buch  in  abselibarer  Zeit  er- 
scheinen sollte.  Doch  darf  ich  vielleicht  immerhin  das  Zeuguiss 
ftlr  mich  in  Anspruch  nehmen,  den  literarischen  Erscheinungen  der 
letzten  40  Jahre,  wenigstens  soweit  Deutschland  in  Frage  kommt, 
im  Grossen  und  Ganzen  gerecht  geworden  zu  sein  und  auch  die 
ältere  deutsche  Literatur  in  ihren  Hauptyertretem  berücksichtigt 
zu  haben,  wie  dies  die  literfirisehen  Vermerke  im  Text  und  in  den 
Anmerkungen  und  das  diesem  Band  am  Schlüsse  beigegebene 
Namensverzeichniss  der  im  ersten  Theil  benfltzten  Schriftsteller 
nachweisen  mag.  Lebhaft  habe  ich  bedauert  ,  dass  das  in  land- 
wirtlischaftlichen  Zeitschriften,  femer  in  den  Verhandlungen  der 
laudwirthschafüichen  Interessen-Vertretungskörper  seit  Jahrzehnten 
aufgespeicherte  s^rpolitische  Material,  wegen  der  MassenhafUgkeit 
des  Stoffs,  nur  zum  kleinen  Theil  in  Betracht  gezogen  werden 
konnte;  und  doch  hätte  dieses  für  die  Entwicklung  des  Agrarwesens 
und  für  die  Beurtheilung  der  verschiedenerlei  Strömungen  auf 
agrarpolitischem  Gebiet  besonders  wichtige  und  dankenswerthe 
Material,  das  in  Form  von  Aufsätzen.  Referaten  und  sonstigen 
Ausfiihi*ungen  Vertreter  des  Grundbesitzes,  Generalsecretäre  der 
landwirthschaftlichen  Vereine  und  sonstige  Praktiker  in  hin- 
gebungsvoller Arbeit  för  die  Interessen  des  landw.  Gewerbes 
geliefert  haben  und  unausgesetzt  liefern,  in  hcherm  Maasse,  als  es 
geschehen  ist,  Anspruch  darauf  gehabt,  in  diesem  Buch  literfirisch- 
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kritisch  gewürdigt  zu  werden,  eine  Lflcke,  die  auBzufQllen  vielleicht 

einer  spätem  Arbeit  vorbehalten  sein  mag. 

Bei  der  Niederschrift  des  Buchs  lialie  ich  nicht  nur  das  Lese- 
und  Studiiimsbedtirfniss  d(»r  studirondeii  Jui^eiid  auf  Univorsitiiten 
und  landw.  Hochschulen  im  Auge  gehabt,  sondern  auch  gerade 
von  der  Absicht  mich  leiten  lassen,  mit  diesem  Buch  den  Ver- 
waltungsbeamten, den  in  den  landwirthschafblichen  Vereinen  und 
den  sonst  im  öffentlichen  Leben  thätigen  Persönlichkeiten  die 
Möglichkeit  leichterer  Oiientirung  Aber  das  geltende  Agrarrecht  und 
die  schwebenden  Fragen  des  Agrarwesens  zu  geben,  ünd  wenn 
ich  mich  bemüht  habe,  überall  Richtwego  zu  fixiren,  die  geeignet 
erscheinen,  in  dem  Irrgarten  agiurpolitisclier  StrcittVagon  die 
Zurechtfindung  zu  erleichtern,  m  bin  ich  freilicli  weit  entleriit, 
den  Anspruch  zu  erheben,  dass  die  von  mir  angedeuteten  Wege 
die  einzig  gangbaren  sind  und  dass  nicht  eine  ^>«-^Bere  Erkenntnis» 
andere,  besser  oder  rascher  zum  Ziele  fahrende  Wege  aufzufinden 
vermag.  Desshalb  wird  der  Zweck,  den  ich  bei  der  Niederschrift 
dieses  Buches  mir  setzte,  schon  dann  in  meinen  Augen  erreicht 
sein,  wenn  nur  überhaupt  dessen  Inhalt  die  Einsicht  von  der  Noth- 
Avendigkeit  einer  nachhaltigen  und  kräftigen  Staatsfursorge  auf 
landwirthschaftlichoin  (iebiete  in  weiteren  Kreisen  stärken  und 
zur  Befestigung  der  Auffassung  beitragen  Avürde,  dass  eine  in 
obigem  Sinn  sich  bethätigende  Wiithschaftspolitik  keineswegs,  wie 
80  oft  behauptet  werden  will,  als  ein  schwächliches  und  unbe- 
rechtigtes Zugeständniss  an  „agrarische  Begehrlichkeiten**  sich 
darzustellen  braucht;  und  es  wflrde  mir  zur  grossen  Qenugthuung 
gereichen,  wenn  es  mir  gelungen  sein  sollte,  in  meiner  Arbeit  den 
Kachweiss  zu  liefern,  dass  eine  Lässigkeit  oder  Gleichgültigkeit 
gegenüber  den  Tuteressen  des  ländlichen  Grundbesitzes  eine  schwere 
Versäumnis^  in  sich  schliesst,  die  dem  Staatsganzen  nachhaltig 
unmöglich  frommen  kann. 

Karlsruhe,  im  September  lö^i. 

A.  Bucheuberger. 
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Einleitung  in  die  Agrarpolitik. 


Jjiteraturfib  ersieht 

Die  „Ein Leitung"  ist  der  BegrQudung  der  Nuthwendigkeit  einer  nach- 
haltiffen  Staatsfärsorg«  auf  landwirthschaftlichem  Gebiete  gewidmet.   Zn  diesem 

Zweck  war  auC  dais  Wesen  des  laudwirthschaftlichcn  Brfrichs  sen»st  nälicr  finzitg'ehen 
und  zugleich  die  Stellung  der  Laudwirthscuatt  im  Staat  an  und  für  sich  uud  im 
TeiliältiiiSB  xn  andeten  Gewerbszweiiifeii  nach  der  -irirthftchalllicken,  sodalen  und 

politischen  .Seite  zu  beleuchten.  Die  im  ernten  Abschnitt  behandelten  Gelriete  fiftUen 
zwar  zu  einem  wesentlichen  Theil,  wie  z.  B.  die  Krörteruiigen  über  die  Betriebs- 
systeme und  die  Bodeustatik,  der  landwirthschaftliehen  Betriebslehre  zu; 
sie  sind  aber  7Air  riehügen  Wflidigniigr  der  Angaben  der  Agrarpolitik,  wie  sie 
später  zur  Erörterung  {^elanfifen  werdf^n .  mVbt  zu  entbehren.  Bd  Rau  finden 
sich  die  bezüglichen  das  landwirthst  hattliclie  (Jewerbe  als  solches  bcliandoln- 
den  Ereilt  rill  Ilgen  im  I.  Band  seiner  politiBchen  Oeconomie  und  zwar  im  tünften 
[Sur  Ii:  „Dir  lii'rvorbriujarenden  Gcu  tibc",  wnnn  amli  im  EinzeliUMi  tmvullständig; 
eine  sehr  ausfiüirliche  uud  wie  gewohnlich  mit  wirthschafts-  und  kulturgeÄcliicht- 
liehen  sciwie  glatiBtiBchen  Angaben  in  reichster  Fülle  ansgestattete  Darstellung 
da!ref,'fn  bei  Roschor.  Nationahikonomik  dos  Aokorbaucs  und  der  verwandten  IJr- 
productioueu,  ^  7  bis  mit  4S.  (Die  Citatc  bei  Kau  bexieheu  sich  auf'  die  V.,  bei 
Roseber  auf  die  XI.  Auflage.) 

Der  Verfasser  lunsste  im  TTiiiMick  auf  diii  Zweck  dr<  vi)rli('tr<  iid»'ii  Hand- 
buches sich  Beschränkungen  iu  der  Darstellung  dieses  Theils  der  Materie  auferlegen 
und  konnte  dies  auch,  im  Hinblick  attf  die  vortreffUche  Literatur,  welche  wir 
gerade  in  Deutschland  im  Gebiet  der  „landwirtlischartlichcn  Bctricbsldirc"  besitzen» 
wobei  vor  allem  das  schöne  Buch  von  SJottegast,  Die  Landwirthschaft  und  ihr 
lletrieb,  1885  ,  8  Bände,  zu  erwähnen  ist,  an  das  die  Darstellung  mehrfach 
anknüpft.  Nabstdem  wurden  zu  Rathe  gezogen  und  zwar  von  älteren  Schrift' 
steilem:  A.  riiaer,  Grundsätze  der  rationellen  Landwirtlischaft,  tkmi  lienins'^eifeben 
von  G.  Krallt  u.  A.,  1880;  v.  Thünen,  Der  isolirte  .Staat  iu  Beziehung-  aiii  i.and- 
wirthaehaft  und  Nationalökonomie,  lu  rausgegeben  von  8chvInmieher>Zarchlin,  1875; 
Schlipf,  Populiires  Ilanill)uch  der  Landwirthschaft  etc.,  neu  herau'iireir*  1h  ii  1S79; 
G.  Walz,  Laudw.  Betriebslehre,  ueu  aufgelegt  1887.  Von  neueren:  Dunkelberg, 
Die  landw.  Betriebslehre  in  ihre»  Daturgeschichtl.,  yolkswirthsehaftl.  nnd  knltur- 
ti'chnischcn  Grundlagen,  1S!K1:  II  a  d  d  b  m  h  der  gesauimten  Laiidwirthschaft,  heraus- 
gegeben von  V.  d.  Goltz,  1888/i^,  Bd.  1,  Absehuitt  1  u.  iV;  Bd.  II,  Abschnitt  X; 
V.  d.  Golt7,,  in  Schönberg's  Hdb.  d.  polit.  Oekonomie,  3.  Aufl.,  1891  (Bd.  U, 
Abthlg.  riandwirthscliaft);  Derselbe,  IlamllMuli  der  laiidu.  Betriebslehre,  1888; 
G.  Kr  äfft,  Lehrbuch  der  Land  wirthschatt,  1880;  Pohl,  Laudwirthschaftl.  Betriebs- 
lehre, 1866.  —  Für  die  Entwicklun •;sgeschiehte  des  landw.  (4cwerbps  ins- 
besondere wurden  t»i  Tiutzt :  l'nias.  (äeschichte  der  l.andban-  und  Kor>tui^>.eu- 
schaft  1865:  Derselbe;  (icschichte  der  Laudwirthschalt.  1801;  Laufrethal,  iie- 
schichte  der  deutschen  I.andwirthschaft,  4  Hände.  1847/56;  höbe,  Abriss  der 
Geschichte  der  deutschen  Laiidwirthschaft  von  der  ältesten  Zeit  bis  zur  (Jegeiiwart, 
1873;  Sette«rH  St,  Die  deutM  he  i  andwirthschaft  vom  kiilturgescbicliflielHii  Stand 

{mukt  (iii  Thiels  hindw.  .Jahrbuthem,  Bd.  Xlll.,  £>.  177  ff).  Krämer.  i>ie  Kntwick- 
un^  der  Laodwirthschafi  in  den  letzten  100  JaJuen,  1884;  Marchet,  180^1888^ 
Ein  Rückblick  auf  die  Entwickelang  der  Oesterr.  Agrarrerwaltung,  1889. 
Baobenborger,  A.,  Agnucpollttk.  L  V 
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2      Eiuldtiing.  Abschn.  I.  Veten  und  Entwicklmigflgaiiif  der  LaadvirtlMchaft. 


£iu  sehr  wichtiges  Urientinuigsmitiel  für  die  Keuutniss  der  laudwirthschaft- 
Hchen  Znntinde  einzelner  Steat^^ete  bieten  ^ne  Beilie  amtlicher  and  halb- 
amtlicher Publication  en  so^^ie  die  in  verschiedmen  Ländern  veranstalteten 
Aprarenqußten,  von  welchem  Material  bei  Abfassung  diosos  Hiiiuibucha  umfang- 
reicher Gebrauch  gemacht  worden  ist;  zu  erwähnen  sind  hiti  uauuntlich:  Amtliche 
Berichte  über  Preussens  landw.  Verwa  1 1  un  von  1875  ah;  im  Ganzen  4  Bde.; 
A.  Meitze  11,  DtT  Rndpn  und  die  laiKiw.  Verhältnisse  des  Prcuss.  Staats  etc., 
4  Bände,  I8(j8/<1;  Die  Landwirthschalt  iu  Bayern,  18Ö0;  Die  i,.andwirtb Schaft 
im  Königreich  Sachsen,  bearbeitet  durch  v.  Langsdorff,  3  Bde.  (1876,  1881  und 
1889);  die  .TsihreHberichte  des  Eadisdicn  Handelsministenums  und  des  Badischcn 
Ministeriums  des  Innern  von  liil2  abj  ferner  von  Enqueten:  Erhebiiugen  über 
die  Lage  der  Landwirthschaft  im  Orossh.  Baden,  4  Bde.,  1888;  Bie  laadw. 
Kiiquöfc  im  Grossh.  Hessen,  2  Bde.,  1884  Wi;  Untersuchung  der  Lagp  und  Bedürf- 
nisse der  Landwirthschaft  in  Elsass-Lothringeu,  1884;  Eigebnnisc  der  Erhe- 
bungen über  die  Lage  der  bäuerlichen  Landwirthschaft  in  6  Oemeinden  vonWfirtt  e  m- 
ber^;,  1884/85;  ErmiUeluu^'en  über  die  La^^e  der  Landwirthschaft  in  Preussen, 
1888/89  (in  Thiers  landw.  Jahrbüchern,  Bd.  XVIIl,  Krgänz.-Bd.  III  und  Bd.  XIX, 
Ergänz.-Bd.  IV);  Bäuerliche  Zustände  in  Deutschland,  Berichte,  veröffentlicht 
vom  Verein  für  Social politik,  3  Bde.,  1H83;  Nasse  und  Keitzenstein , 
Aprarisehe  Zustände  iu  Frankreich  und  England,  in  Schriften  d.  V.  f.  ."^oeialp., 
27;  Kheberg',  Agrarische  Zustände  in  Italien  (ebenda  29).  Endlich  ist  auf  die 
den  Paehmännera  wohlbekannt«  und  unentbehrliche  Zeitschriftenliteratur  zu 
venveisen,  inabesotidere  auf  die  folgenden:  Biedermann's  Zentralblatt  für  Ajrri- 
culturchemie  und  rationellen  LandwirtJischattsbetrieb  (Leipzig);  Deutliche  laudwirth- 
schailliche  Presse  (Berlin);  F1ihlin|r*s  Laadw.  Zeitung  (Ldpeig);  Milchictg.  (Bremen); 
Mittheilungen  des  Vereins  zur  Förderung  der  Moorcnltur  fnerlini;  Thiel 's  landw. 
Jahrbücher,  Zeitschrift  für  wissenschaftL  Landwirthschalt  und  Archiv  des  Preuss. 
LandesökonoonecoUegiums  (Bertin);  Wiener  landw.  Zeitung;  ferner  anl  die  Fach- 
organe der  zahlreichen  landw.  Vereine  fuuch  .Specialven  ine  für  Wein-.  Obst-,  Garten- 
bau, Thierzucht  etc.)  in  Preussen,  Bayern,  Sachsen,  Württemberg,  Baden,  Hessen  etc., 
insbesondere  anch  auf  die  Jahrbücher  der  Deutschen  Landwirthschaftsgesellschaft 
(bis  18i>2  6  Bde.).  Für  französische  agrarisclie  Znstände  ist  sehr  instructiv  die 
vom  Iranzös.  A  ekerbau miuis t e riu ni  herausgegebenen  Zeitschrift:  Bulletin; 
Documenta  «ilicicLs;  Statistique;  Rapports;  Comptes  rendus  de  missi()u.s  en  France 
et  k  etranger  (Paris). 

Der  in  Abschnitt  II  der  Einleitung  („Wesen  und  Tulialt  der  Agrar- 
politik") behandelt«  Ciegenstand  ist  von  Kau  im  Ii.  Bd.,  §  1  bis  mit  9  und  44 
erörtert;  Roscher  findet  sich  mit  dem  Gegenstand  in  etwas  kurzer  Weise  und  zwar 
im  XIV.  Kapitel:  ,^liTi(hv  I 'iiterriclit''  i!)  ab;  dessen  gnirtd-iü/Jicli  ablehnende 
Haltung  gegenüber  der  selbbtatändigen  Behandlung  der  Volks wirthschaftspulitik  im 
Sinn  der  An&tellung  programmatiseher  Forderungen  und  Zielpunkte  (Roscher  will, 
unter  Verwerfnn>r  der  id  ealistiselien  Methode  in  der  Nationalökonomik,  dass 
l^ztere  sich  darauf  beschränke,  die  Naturgesetze  der  Vulkswirtlischaft  und  den 
Erfolg  der  bisherigen  Qesetse  nnd  Anordnungen  der  Staatsgewalt  zu  nntnrsuchen, 
während  es  dem  Praktiker  überlassen  bleibt,  sich  hieraus  nach  den  jedesmalijren 
Umständen  die  Regeln  für  sein  Verhalten  zu  suchen  —  Roscher,  Bd.  I,  §  2S  ff.) 
hat  der  Verfasser  dieses  Handbuchs  selbstredend  nicht  zu  theilen  vermocht  (siehe 
unter  §  13  Zilier  5),  wie  denn  Roscher  selber  seinem  Princip :  kein  wirthschaftliches 
Kefonnprogramm  zu  entwickeln,  niclif  durcliweg  treu  «ü^eblieben  ist  Trt'flTende  Aus- 
führungen über  die  hiBU>risch-pby.siol<»gii>clic  Methode  eiuer-,  die  idealisiisdio  Mctliode 
anderseits  bei  Eisenhart,  (»eschichte  der  Nationalökononiik,  1891.  Femer 
darüber  jetzt  auch  "Wag-ncr,  Oriindlegung,  3.  Anfl.,  1.,  Buch  1,  K:-i]v  Aus  der 

sonstigen  Literatur  über  die  Angaben  des  Staats  gegenüber  der  \ olkswirthschaft 
im  AUgemeinen  und  gegenfiber  dem  landw.  Qeweroe  insbesoindere  ist  namentlich 
auf  L.  V.  Stein,  Haiidbiuli  des  Verwaltungsrechts,  1888,  H.  Bd.,  S.  217  ff.  u.  645  ff.; 
auf  V.  Mo  hl,  PoU;&eiwissenschal't  nach  den  Grundsätaen  des  Rechtsstaates,  3  Bde., 
1866  (II.  Bd.,  S.  159  ff.),  femer  auf  v.  d.  Oolts  im  Hdb.  der  gesammten  Land* 
wirthschaft,  Bd.  1,  S.  6.58  ff.,  endlich  auf  das  mehr  part<  ijjolitiscb,  als  sai  hlieh  {?e- 
schriebene  Bucli  von  Jäger,  Die  Agrarfrage  der  Gegenwart,  3  Abthlgn.  1884/88 
(hier  Abthlg.  II,  Kap.  XVll,  S.  231  ff.)  zu  verweisen. 
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Abschnitt  I. 

Wesen  und  Entwicklungsgang  der  Landwirthschaft. 

§  1.  Verhältniss 
zur  Jagd,  Fischerei  und  Komaden-Wi^thscbaft^). 

Bei  allen  Völkern  isi  der  landwirihschaftlichen  (bodenbeätcllen- 
den)  Thätigkeit  eine  occupatorische  vorausgegangen,  die  sieh  auf 
der  niedersten  Stufe  durch  einfache  Wegnahme  der  von  der  Natur 
freiwillig  daigebotenen  Oaben  im  Weg  der  Jagd  und  Fischerei, 
auf  entwickelteren  Stufen  durch  Ausnutzung  der  natÜrHchen  Weide- 
grfinde  mittelst  gezfthmter  Hausthiere  —  Weidewirthschaft 
der  Hirten-  und  Nomadenvölker  —  kennzeichnet  Jagd,  Fischerei 
und  Nomadenthum  hat  man  desshalb  uicht  unpassend  „Vorstufen^* 
der  Landwirthschafb  genannt,  Aber  welche  Torstufen  freilich  manche 
Volker  bis  auf  den  heutigen  Tag  nicht  hinausgelangt  sind.  Die 
Weidewirthschaft  bedeutet  gegenüber  dem  Zustand  des  reinen 
Jäger-  und  Fisehervolkes  gewiss  einen  namhaften  Fortschritt;  sie 
weist  bereits  wesentliche  Merkmale  der  landwirthschaftlichen  Be- 
triebstbätigkeit  auf,  insofern  die  natOrlichen  Weidegrflnde  in  einem 
mehr  oder  weniger  regelmässigen  Turnus  in  Benutzung  genommen 
zu  werden  pflegen  und  als  bei  ihr  eine  planmässige  Zähmung  und 
Züchtung  von  nutzbarcui  Tliioren  (Eind,  Pferd,  Schaf)  Platz  groilt; 
aber  auch  ihr  ist  noch  in  ausgedehnten  Maass  der  Charakter  der 
occupatorischen  Thätigkeit  aufgeprägt,  da  sie  sidi  auf  die  Xutzimg 
der  von  der  Natur  aus  freien  Stücken  pruducirteu  Futterstoffe 

^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^  * 

*)  Einp^ehmde  Charakteristik  der  Jäger  .  I'ist  lier-  und  Nomadenvölker,  nicht 
bloss  nach  der  w-irthschiiftliclH  u.  sondern  aurh  nach  der  gesellschaftlichen,  ethischen 
und  religiösen  Heite  ihre^  Wesens  bei  Roscher,  a.  a.  0.,  §  7  ff.;  vgl.  ferner  Schöu- 
berg,  Politiflche  Oekonomie^  Bd.  I,  %  16  C 
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beschränkt.  Erst  dann,  wenn  die  in  der  Erde  wirksamen  Natur- 
kräfte mit  bewusster  Absichtlichkeit  genöthigt  werden,  pflanzliche 
Stoffe  ganz  bestimmter  Art  (Nähr-  und  Nutzpflanzen)  hervorzu- 
bringen, die  geeignet  scheinen,  den  Nahmngs-  und  weiterhin  anderen 
Bedürfnissen  (Genuss-,  Bekleidungsbedürfuissen)  unmittelbar  oder 
mittelbar  zu  dienen,  wird  die  am  Grund  und  Boden  sich  abspie- 
lende Arbeitsbethätigung  zum  landwirthsehaft liehen  Gewerbe 
(Landbau)  im  eigentiicben  Sinn  des  Wortes.  Der  n&chste  Zweck 
dieser  Bodenarbeit  ist  zwar  auf  die  Erzeugung  .von  Bohstoffen  ge- 
riehtet  und  er  wird  erreicht,  indem  mittelst  der  Cultur  des  Bodens 
die  unorganischen  Bestandtheile  des  Bodens  und  der  Atmosphäre 
unter  dem  Einfluss  der  Wärme  und  des  Lichtes  der  Sonne  durch 
Fortentwicklung  des  pflanzUehen Eeimes  in  organische  Froducte 
übergeführt  werden.  Aber  zu  .dieser  rohstofferzeugenden  Thätigkeit 
tritt  vielfach  auch  eine  stoffumformende  hinzu,  um  diese  Froducte 
entweder  überhaupt  oder  doch  in  höherem  Grade  zur  Erfüllung  ihrer 
Bestimmung  als  Lebensmittel  geeignet  oder  auch  zugleich  der 
Förderung  der  Wicdererzeugiuig  dienstbar  zu  machen  (Viehhaltung 
und  technische  Gewerbe).  fDie  Landwirthschaft  steht  in  nah*»r 
Verwandtschaft  zui-  Fo rstwirthschaft  und  zur  Gürtncrei  und  bildet 
mit  dit'st'ii  /usainnu'ii  das  Gewerbe  der  Bodencultur^). 

Die  tVinschreitcnde Entwicklung  von  der  occupatoriHchen Thätig- 
keit der  Jäger-,  Fischer-  und  Nomadenvftlker  zu  der  bodeu- 
bestellenden  Arbeit  des  Ackerbauvolkcs  hat  zur  Voraussetzung, 
dsiHs  das  schweifende  Leben  des  Jägers,  Fischers  oder  Nomaden 
zum  Stillstand  kommt,  dass  an  Stelle  der  losen  Verbindung  des 
Menschen  zur  Erde  ein  Haften  an  derselben  sicli  einstellt,  dass  also 
die  wandernden  Völker  oder  Stämme  sesshatt  werden  und  eine 
dauernde  Verbindung  mit  dem  in  Besitz  genommenen  Gnmd  imd 
Boden  eingehen.  Von  jenem  glücklichen  Zufall  an,  der  den  Menschen 
in  den  Samen  der  wild  wachsenden  Getreidearten  ein  Nahrungs- 
mittel erkennen  Hess  und  ihn  lehrte,  dass  das  Ausstreuen  dieses 
Samens  in  die  gelockerte  Erde  neue  Pflanzen  der  gleichen  Be- 
schaffenheit hervorbringt;  von  jenem  Zeitpunkt  ab,  wo  der  einfache 
Stab  des  Hirten  erstmals  den  Boden  ritzte  und  diesem  „die 
heiligen  KOmer'*  anvertraute,  tritt  der  bezeichnendste  Wendepunkt 
in  der  Geschichte  eines  jedes  Volkes  ein;  denn  die  Cultur  des 

Diesi;  begriU liehen  »atze  siiid  S5iemiict>  wörtlich  dem  Aufsatz  vou  Krämer 
im  Hdb.  d.  ges.  Landwirthschaft,  I.  Bd.,  S.  51  ff.  entnommen. 
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Bodens  ist  die  Quelle  imd  Ursprung  der  Cultur  überhaupt;  erst 
wenn  das  Volk  ein  ackerbauendes  und  damit  ein  sesshaltes  2^ewor- 
don  ist,  beginnt  die  Möglichkeit  der  staatlichen  Bildung  und  diese 
selbst  Indem  das  Volk  feste  Wohnstätten  errichtet,  sind  die 
Bedingimgen  zunächst  für  ein  räumlich  begrenztes  Cremeinde- 
lebeUf  weiterhin,  durch  Zusammensehluss  der  einzelnen  Gemeinde- 
wirthschaften,  auch  zur  Bildung  grössererstaatlicher  Bildungen 
gegeben ;  in  diesen  aber  kommt  nicht  nur  Heimathsgeftthl,  Heimaths- 
Uebe  und  das  Bewusstsein  gemeinsamer  Interessen  zur  kr&ftigen 
Ent&ltung,  es  erzeugt  auch  die  Besonderheit  der  Beziehungen  der 
Stammesangehörigen  zu  dem  in  Besitz  und  Cultur  genommenen 
Boden  eine  den  Jagd-,  Fischer-  und  Nomadenydlkem  fremde 
hdhere  Bechts-  und  Wirthschaftsordnung  mit  eigenartig  gestalteten 
Eigenthums-  und  Erbrechten,  die  hinwiederum  Ursache  fort- 
schreitender Culturentwicklung  wird.  „Statt  der  HordeuTeifassung 
des  Jägers  und  Stammverfassung  des  Nomaden  kommt  es  erst 
bei  ackerbauenden  Yölkem  zu  einem  Staatsleben  im  höheren  Sinn 
des  Worts"  (Rose  Ii  er).  So  folgenreich  und  schicksalsschwer 
ist  dieser  üebergang  zum  Ackerbau,  dass  Mythe  und  Dichtung 
fast  jeden  Volks  in  den  fruchtbaren  Köi-nern  und  der  Kunst  der 
Aussaat  «mik^  mi  in  ittelbare  Gabe  der  Gottheit  crkeanen  und  dass 
altelirwürdigo  Brauche,  welche  die  göttliche  Herkunft  der  Kunst  des 
Ackerbaus  in  dem  Gedächtniss  der  Lebenden  forterhalten  ^^lollen, 
auch  heute  noch  bei  einzelnen  Völkern  des  Orients  in  Uebun«>  sind. 

In  wirthschaftliche r  Beziehung  tritt  die  Bedentunir  des 
Wandlungsprocessos  in  der  «grösseren  Beständigkeit  und  Stetiakcit 
der  Daseinsbedinguugen  und  der  Erweiterung  des  natürlichen 
Nahrungss|>ielraums  zu  Tage.  Dnrcii  grösste  Abhängigkeit  von  der 
ausleeren  Natur  und  den  zufalli^^en  Gaben,  die  sie  spendet,  ist  das 
Wirtli Schaftsdasein  der  Jäger-,  Fisclier-  und  selbst  der  Noniaden- 
völker,  durch  zunehmende  Unabhängigkeit  von  der  äusseren  Natur 
dasjenige  der  Ackerbauvölker  gekennzeiclniet.  Fisch-,  Jagd-  und 
Weidegründe  sind  verhältnissmässig  rasch  erschöpft  und  diese  Er- 
schöpfung nöthigt  zu  immer  neuen  Wandeningen  und  blutigen 
Kämpfen  mit  benachbarten  Horden  und  Stämmen;  \uid  trotz  der 
mit  elementarer  n(  '.v;ilt  sich  geltend  machenden  Gegentendenzen 
gegen  eine  irgend  rasche  Zunahme  der  Bevölkenmg  (häufige  Kriege, 
grausame  Bräuche,  welche  die  Tddtung  von  Kindern  und  Greisen  Yor- 
schreiben),  wächst  die  Bevölkerung  doch  immer  wieder  leicht  über 
die  Grenze  des  Nahrungsspielraums  hinaus  und  wird  desshalb 
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immer  von  neuem  zu  Baubztlgeii  uml  Massenvemichtungcn  ge- 
trieben. Zeihveiscr  üehorfluss  und  darbende  Noth,  Rohlieit  und 
Grausamkeit  sind  daher  Merkmale  des  Jäger-  imd  Fisclier-,  in 
minderem  Grade  des  Nomadenvolks,  das  in  Beinen  Heerden  erst- 
mals Nahrungswerthe  in  grtyssmm  Umfang  aufzuspeichern  vermag 
und  dessen  patriarchalisches  Familien-  und  Stammleben  milderen 
Sitten  Eingang  verschafft  Erat  in  dem  festen  Frieden,  der  unter  dem 
Schutz  der  Sippe  und  weiterhin  des  ganzen  Volks  das  Haus  des  Acker- 
bauern umgiebt,  in  dem  ruhigen  Gleichmaass  der  Arbeit  am  Grund  und 
Boden,  mit  dem  er  und  seine  Familie  verwächst,  wurzelt  die  verhält- 
nissmässige  Stetigkeit  seiner  Daseinsbedingnngen,  aber  auch  jene 
gesittetere  Anschauungs-  und  Lebensweise,  die  den  Ausgangspimkt 
jedes  weiteren  Culturfortschritts  darstellt;  während  fftr  die -Jäger- 
und  Fischervölker,  in  gewissem  Grade  auch  fOr  die  Komadenvölker 
das  Stationäre  ihres  Wesens  in  Wirthschaft  und  Gultur  so  sehr 
bezeichnend  ist.  „Es  ist  nicht  möglich,  das  Leben  der  Jäger-, 
Fischer-  oder  Hirtenvölker  anders  als  den  Strandkies  7ai  betrachten, 
der  unlebendig  das  Meer  der  Geschichte  mnsäumt'*  (von  Stein). 
In  der  Bemeistenuig  der  Kräfte  des  Bodens  lernt  der  Mensch  seine 
eigene  Kraft  kennen  und  würdigen  und  die  Zurückhaltung  der 
Natur  gegenüber  stärkeren  Anfordenuigen  an  dieselbe  erheischt 
erhellten  Scharfsinn  und  gescliicktere  Ausnützung  der  gebotenen 
Daseinsmöulichkeiten.  Die  Bevölkming  kann  ungehindert  wachsen, 
weil  mit  (Ut  ZAinehmenden  Eiusicht  des  Menschen  in  das  Walten 
der  Naturinachte  der  Nahnmgsspielraum  stetig  sich  erweitert  :  joder 
Fortscliritt  in  der  Bodeneultur  ermöglicht  eini^  weitere  Zunahnui 
der  Bevelkerung;  wäliren<l  der  Verfall  des  Ackerbaus,  wie  die  Gre- 
schichte  Roms  warnend  beweist,  Volk  und  Staat  mit  Vernichtung 
bedroht,  und  ausgesprochene  Handelsvölker  nicht  mit  Unrecht 
ehernen  Kolossen  TergUchen  werden,  welche  auf  thönemen  Füssen 
stehen. 

§2.  Entwicklungsgang  der  Landwirthschaft;  Empirie 

und  Wissenschaft. 

Fflr  die  Weiterentwicklung  zu  höherer  Bodencultur  und  in 
Wechselwirkung  damit  2u  höherer  Gesittung  bleiben  die  Gunst 
oder  Ungunst  der  äusseren  Productionsbedingungen 
(natOrliche  Bodenfruchtbarkeit  und  klimatische  Verhältnisse)  nicht 
ohne  maassgebende  Bedeutung.  Unfruchtbarer  oder  wenig  fruchtbarer 
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Boden  (wie  der  Sandboden  eines  Theiles  der  norddeutschen  Tief- 
ebene, Moor-  und  Sumpfländereien)  bildet  an  sich  zwar  noch  kein 
Hindemiss  jener  Fortentwicklung,  weil  dir  tbrtschroiteiide  Technik 
in  Verbindimg  mit  der  WissonBchaft  auch  ihm  steip:»»nde  Erträg- 
nisse abzugewinnen  weiss;  gerade  auf  dem  mftrkiechen  Sand  ist 
ein  besonders  kraftvolles  Staatswesen  erwachsen  und  die  neuere 
Bodentechnik  feiert  ihre  schönsten  Siege,  indem  sie  die  an  sich 
wenig  ergiebigen  Heideflächen  und  Moore  unter  den  Pflug  nimmt 
imd  aus  ihnen  durch  Entwftsserung,  geeignete  Bodenmischungen 
und  starke  Verwendungen  mineralischer  Düngemittel  ein  werthvolles 
Gulturlaud  schafft;  die  bewunderswerthen  Be-  und  Entwässerungs- 
anlagen in  den  Oulturstaaten  der  alten  Welt  haben  eine  üppige 
Bodenyegetation  auf  Lftndereien  erzielt,  die  erst  mit  dem  Zerfall 
jener  Anlagen  wieder  Wüste  und  Oedland  geworden  sind.  Wohl 
aber  bildet  ein  solches  Hindemiss  die  übermässige  Gunst  oder 
Ungunst  der  klimatischen  Verhältnisse;  in  der  kalten  Zone  bei 
kurzer  Yegetationsdauer  kann  auch  der  höchste  Scharfsinn  des 
Menschen  der  Mutter  Erde  doch  nur  spärlichste  Erträgnisse  ab- 
gewinnen; und  in  den  tropischen  und  subtropischen  Ländern  wirkt 
die  unerschöpfliche  Fülle  der  Natur  lähmend  und  erschlaffend  auf 
die  menschliche  Natur.  Wenn  wenige  Woclu'ii  xVrbeit  im  Jahr 
hinreichen,  mehrfache  Ernten  zu  erzielen,  und  eine  kleine  Fläche 
Landes  bei  müheloser  Arbeit  reichlich  die  Bedürfnisse  der  Familie 
deckt;  wenn  (Vw  (iuust  eines  solclieu  Klimas  eine  weitgehende 
Sorire  für  die  Befriedigung  des  Bekleidungs-  und  \\ Olininigsljedürf- 
uiiäses  nicht  aufkommen  lässt.  fehlt  jener  äussere  wichtige  ^S^M>rn. 
der  den  Menschen  im  Kampfe  mit  der  Katur  zu  erhöhter  Betrieb- 
samkeit und  (iesehicklichkeit  langsam  befähigt;  und  jene  kleinen 
oder  grösseren  Staatswesen  im  Innern  von  Afrika  oder  auf  den  Süd- 
seeinseln mögen  daher  noch  heute  auf  keiner  anderen  Stufe  der 
Entwicklung  stehen,  als  vor  l(KX)  und  melir  Jahren,  wo  sie  den 
Uebcrgang  von  der  rein  occupatorischen  Thätigkeit  zu  derjenigen 
v.on  melir  oder  weniger  sesshaften  Ackerbauern  vollzogen. 

Desshalb  sind  es  wesentlich  die  Landstriche  der  gemässigten 
Zone,  in  denen  der  Uebergang  zum  Ackerbau  und  die  Begrün- 
dung fester  Ansiedelungen  den  Keim  für  höhere  Gesittung  in  sich 
barg,  weil  die  äussere  Natur  liier  weder  unterdrückt  und  regel- 
mässig das  Geschaffene  rauh  wieder  zerstört,  noch  auch  so  Ter- 
schwenderisch  ist,  dass  nicht  ein  ständiges  Bingen  mit  derselben 
nöihig  wäre,  um  die  Baseinsbedingungen  zu  behaupten ;  in  diesem 
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uuigeiiötliii^tpii  Kiii^on  und  Sorgen  liegt  aber  der  Quoll  aller  haus- 
wirthsclialtlichen  Tugenden,  des  Erfindungs-  und  Eutdocknngs- 
geistes  und  jeglichen  geistigen  wie  materiellen  Fortschrittes  über- 
haupt. In  solcher  Lage  befanden  sich  beispielsweise  alle  Völker- 
schaften, welche  die  das  mittelländische  Meer  umsftamenden  Länder 
in  Besiedeluug  genommen  hattrn,  und  in  ihnen  erwuchs  daher  zu- 
erst jene  höhere  Boden-  und  im  Anschluss  daran  jene  feinere 
Cultur  in  Sitten  und  Bräuchen,  im  geselkcliaftlichen  und  staatlichen 
Leben,  welche  als  £rbtheil  auf  die  Völker  und  Staatswesen  der 
heutigen  Culturwelt  übergegangen  sind. 

Der  Fortschritt  in  der  Bodencultur  eines  jeden  vor- 
w&rtsstrebenden  Volks  zeigt  sichimUebrigen  in  zweifacher Bichtung: 
einmal  darin,  dass  der  Kreis  der  nutzbaren  Pflanzen,  welche  Gegen- 
stand derWirthschafb  sind,  und  ebenso  der  Kreis  der  nutzbaren  Haus- 
thiere  sich  erweitert:  zu  den  l^iTahrungspflanzen  für  den  menschlichen 
Gehrauch  treten  Futterpflanzen  für  die  Thiere  und  weiterhin  Ge- 
wächse, die  fiher  das  blosse  Nahrungsbedfirfniss  hinaus  als  Genuss- 
mittel dienen  (Obstbaum,  Rebe,  WUrzpflanzen)  oder  die  Stoffe  zur 
Befriedigung  des  Kleidungs-  und  sonstiger  Haushaltsbedürfnisse 
liefern  sollen,  wie  die  Gespinnstpflanzen.  Sodann  aber  tritt  jener 
Fortschritt  auch  darin  zu  Tage,  dass  in  dem  Maasse,  wie  die  Be- 
dürfnisse sich  nicht  nur  mehren,  sondern  auch  innerhalb  einzelner 
bevorzugter  Kkissen  des  Volks  sich  verfeinern,  das  Bestreben  nicht 
mehr  bloss  auf  die  höchstmöglichste  Stciiicrung  des  Ertrages,  sondern 
auch  auf  die  wachsende  Verix'Sf^erung  der  Beschaffenheit  der 
Erzeugnisse  der  AVirthschaft  gerichtet  sich  zeigt.  Dabt'i  führt  die 
aufmerksaniore  Beobachtung  der  beim  Bestellen.  Säen.  Wachsthum 
und  Einernten  der  Gewächse  sich  abspielenden  Vorgänge  /nnächst 
rein  erfahruniis massig  zur  Aufstcllnng  von  Regeln  über  die 
beste  und  wirksamste  Art  der  Voruuhme  der  ein/clncn  landwirtli- 
schaftlichcn  Arbeiten;  ähnlich  wie  in  der  Thicrhaltung  besiimnite 
Erfahnuigssätze  darüber  sich  herausbilden,  auf  welchen  Wege  eine 
Nachzucht  am  sichersten  erzielt  wird.  Zufall  un»!  Nachdenken, 
Versuche  und  vergleichende  Beobachtungen  lehren  in  ähnlicher 
Weise  diejenigen  Bedingungen  kennen  und  erfassen,  welche  die  Güte 
und  den  Wohlgeschmack  einer  IViu  ht.  die  Feinheit  der  Gespinnst- 
fasern,  die  höhere  Brauchbarkeit  der  Hausthiere  (als  Beit-  und 
Zugthiere,  als  Fleisch  und  Milchproducenten)  schädlich  oder  günstig 
beeinflussen.  Ueborall  hat  sich  auf  diesem  rein  empirischen 
Wege  das  landwirtbschaftUehe  Gewerbe  allmählich  zu  grösserer 


Digitized  by  Google 


1 2.  Entwicklnngsgaiig  der  Landwirthgcliaft;  Empirie  tmd  WiMensehalt.  9 


Vollkommenheit  emporgerungen  und  man  kann  wolil  sagen,  dass 
die  Landwirtlischaft  im  ganzen  klassischen  Alterthuni,  ja  bis  an 
die  Schwelle  dieses  Jahrhunderts^  wesentlich  eine  auf  empirische 
Kegeln  sich  aufl)auende  Kunst  war,  während  es  unserer  Zeit  vor- 
behalten blieb,  diese  Landwirthschaftskunst  zu  einer  eigentlichen 
Landwiithschafts Wissenschaft  zu  erheben,  d.  h.  die  Praxis  und 
das  Wie?  und  Was?  derselben  wissenschaflüch  zu  begrflnden.  Erst 
mit  der  Anwendung  der  naturwissenschaftlichen  Erkenntnisse  auf 
die  im  landwirthschafOichen  Betriebe  sich  abspielenden  Naturror- 
gänge  ist,  entrückt  den  doch  immer  nur  örtlich  und  zeitlich  be- 
dingt berechtigten  Kegeln  und  Erfohningsätzen,  eine  Grundlage 
gewonnen  worden,  auf  die  fussend  das  landwirthschaftliche  Ge- 
werbe in  unseren  Tagen  auf  eine  HOhe  der  Technik  sich  empor- 
gearbeitet hat,  welche  auch  in  der  blahendsten  Zeit  des  Alterthums 
nicht  erreicht  worden  ist. 

Uebe  ibl  i  ck  der  f^-eschi  rh  tliclieu  Eutwicklun  ;r-  Ausseronlt-ntlich 
lauge  Zeiträume  mügeu  verflo&seu  sein  vou  jener  rohesteu  Bestellung  der  Felder 
ab,  die  sich  emes  Baumastes  «mm  Ziehen  der  Ackerlnrcfaeit  bedient  vnd  als  Boden« 
t'rüchte  nur  wenige  (Jetrcidearteu  kennt ,  bis  zu  jeuer  Stufe  verfeinerten  Acker- 
baues und  jener  Maunichlaltigkeit  vou  Nahrungs-  und  Nutzptlanzeu  aller  Art,  die 
in  den  regelmässigen  Landwirthscbaftsbetrieb  der  Laudbebauer  in  den  uralten 
Cnlturreicben  des  Nillaudes  und  der  mesopotaniischen  Nioilmuig  einbezogen  waren 
und  von  da  ihre  AVanderung  nacb  Vorderasieu,  Griecheulaud  und  Italien  vollzogen. 
Die  Soldaten  der  alten  Culturstaaten  waren  A^ckerbauer  uud  ihre  Eroberungszüge 
desbalb  gletehxeitig  Thateu  dir  (  ivilisatiou,  weil  äie  die  uuteijochten  „Barbaren"  mit 
den  Segnungen  der  Cultur  der  heiniist  ht  ii  Seholle  bekannt  niaehten.  So  waren 
.  vor  allem  aucli  die  Soldaten  der  römisctien  üeere  Masäenseudboteu  für  die  üerbei- 
fühnmg  höherer  Bodencultur  in  Gallien,  Britannien  nnd  Germanien;  der  römische 
Miles  im  Feindt-sland  wurde  zum  Colouisteu  uud  seine  Ftldziige  habeu,  indem  sie 
den  römischen,  Adler  aufpflanzten,  zugleich  das  grosüc  Werk  der  inneren  Coluni&atiuu 
joier  Läaderi^biete  vorbendtet.  Alle  Bodencnltnr  der  keltisch-germanischen  Völker 
"Westeuropas  ist  rihiiisilif  Cultur  uud  der  ganze  Betrieb  der  Laudw ii ili^ihaft  V(tr 
nnd  lange  Zeit  nach  der  Yölkerwauderung  schöpft  aus  den  J^enntmüseu  und 
Kegeln,  zu  welchen  der  Ackmbai^aat  dar  rfimisclien  Republik  lai^sam  sich  durch- 
gearbeitet hatte. 

In  dtr  T}i;\<  kiriiifii  bis  zur  Kiifdt'ckuiig  vou  Amerika  die  enrnpiiischen 
Staatswesen  kaum  eine  t'ulturpflauxe,  welche  nicht  schon  die  Ilümer  gcpttauist 
hfttten,  und  die  Anbau-  und  Behandluniirsweise  erhebt  sich  nicht  fiber  die  im  Alter» 
tlivini  erreiclitf  Stnt'o  der  Technik,  bli  ilif  vielmehr  \ielfach  liint»  r  dieser  muii 
zurück.  Es  genügt  au  dieser  Stelle,  darauf  hinzuweisen,  dass  unsere  mehlhaltigeu 
Bodenfrüehte  (mit  Ausnahme  des  von  Amerika  eingeführten  Mais)  sannnt  und 
sonders  schon  im  Alterthum  und  uamentlieli  bei  den  Römern  angebaut  waren,  also 
namentlich  Weizen,  Dinkel,  Gerste,  Hafer,  Hirse,  währeud  der  Boggen  erst  mit  der 
Völkerwanderung  nach  Europa  gekommen  zu  sein  scheint;  von  Hülsenfrüchten 
Erbsen,  Bohnen,  Wicken  und  Lupineu;  von  unseren  ölhaltigen  Gewächsen  nament- 
lich Mohn;  dass  dagegen  Wnrzel<rewächse  und  Kntterkräuter  in  der  Ackerbestellung 
eine  erhebliche  Rolle  damals  und  bis  in  das  letzte  Jahrhundert  nicht  spielteu, 
wohl  aber  die  (^ultur  der  Gespinnstpflanzen  (Hanf  uud  Flachs),  des  Obstes,  der 
Reben  in  liolier  lUiithe  stand.  Die  Bestell iin^r  der  Felder  und  die  Düngung  (auch 
'  die  Grilndüngung  war  bekannt)  wurde  sorgfältig  vorgenonuueu,  auf  Auswahl  und 
Behandlung  des  Saaigutes  grofser  Werth  gelegt;  an^  in  Zficbtung  und  Hallung 
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der  Thiere  Vortreif  liches  geleistet,  wie  die  über  diese  Gegeustände  erhalten  gebliebeueu 
Schrifteii  von  Cato,  Yarro,  Colnmella,  PUniuB,  YergUius  seifen. 

Dass  dio  Tedii  ik  des  römischeu  Ackerbiuis,  trolx  der  Stiiraip  der  Völker- 
wandenmg,  iu  deu  neu  sich  bildenden  Staaten  erhalten  blieb,  darf  als  ein  wesent- 
liclies  Ycn^enst  anch  der  Klöster  damaliger  Zeit  bezeichnet  werden,  deren  stille 
Bewohner  die  Technik,  namentlich  in  den  fiiiicii  Künsten  des  Garten-,  Obst-  und 
KebbauK  den  späteren  Oeschleehtern  recht  eigentlich  vermittelten.  Die  Ausbildung 
der  grossen  Grundherrschaften  im  fränkischen  Reich  „mit  ihrem  grossartig,  einheit- 
lich eingerichteten  und  geleiteten  ökonomischen  Betriebe^,  in  den  uns  das  Capitulare 
df»  villi«  Kiurs  des  Grossen  einen  Einblick  gewährt,  war  ebenfalls  Veraiilassnng, 
di'u  Laudbau  über  das  Niveau  der  gewöhnlichen  bäufilichen  Betriebsweistu  cinpor- 
suheben;  denn  auf  dtn  herrschaftlichen  Frohnh<itV-ii  eiiit'altete  sich  schon  friihzeilig 
„ein  reges  mannichfaltiges  'Leben  und  v'mv  Ki'i(lilialtif,'keit  der  Productc  konnte 
erzielt  und  eine  Au^utzuug  der  vorhandenen  Arbeits-  und  Kapitalkrätte  erreicht 
Werden,  welche  stark  absticht  gegen  die  Monotonie  nnd  Extensität,  welche  den 
charakteristischen  Zug  in  der  Wirthschaftsfiihrung  der  Gcnieinfrpi«^n  bildete'',  wobei 
insbesondere  der  Uebergang  aus  der  rohen  regellosen  Feldgraswirthschal't  zu  einer 
schlagmässigen  ESntheilung  der  Felder  und  sodann  die  Yemehrung  des  Bestandes 
an  Arbeitsvieh  (Rinder)  von  Bedeutung  wurde').  In  besonderem  Mua>se  erblühte 
freilich  der  Ackerbau  in  seinen  verschiedenen  Verzweigungen  nur  iu  einzelnen 
Theilen  Frankreichs,  in  Belgien  und  in  der  Rheinthalebene,  wo  der  zunehmende 
Wohlstand  einer  dichtgedrängten  Itevölkerung  eine  sorgfältigere  Bestellung  lohnte 
und  der  verfeinerte  Geschmack  die  Kr/.oiTprun'rT  anch  litxhwerthijrerer  Erzeng'nisse 
veranluüste;  wäluend  im  Uebrigeu  bis  tief  in  das  MiUelaltcr  liinein  die  iYlder- 
besiellnng  im  Wesentlichen  in  den  ursprttngUchen  einlachen  Fdinien  der  1  eldgnu- 
od«  r  der  Dreilelderwirtlisi  luitt  .sieb  bewcfrte  und  wesentlich  auf  die  Froduction  von 
Körnerlrüchten ,  allenfalls  von  Gespiuustpilan/,en  sich  beschränkte  nnd  das  Futter 
fOr  die  weni^  sahlreichen  und  iu  Form  und  Nutzungseigenschaften  nur  ausnahnur 
weise  hervorragende  landwirthschaftlichen  Hansthiere  die  natürlichen  Weiden 
liefern  mussten. 

Ein  im  16.  nnd  17.  Jahrhundert  rieh  bemerkbar  machender  Fortschritt  im 

I.andwirthschaft.sbefneb  erlitt  dureb  deu  droissij;;jäbri:;fen  Kriei;.  fiir  HeutM/blaud 
wenigstens,  eine  jähe  Unterbrechung  und  erst  im  Ib.  Jahrhundert,  zumal  iu  der 
zweiten  Hälfte  desselben,  erhielt  derselbe  einen  neuen  Aufschwung,  wobei  cw^ 
bedeutuugsvollc  Vorgänge  eine  besondere  Rolle  spielten:  einmal  die  feldmässige 
Einführung  des  Kartoffelbaues  und  die  damit  in  Verbindung  stehende  theilweise 
Bebauung  der  Brachfelder  mit  diesen  und  anderen  Wurzelgewächsen,  sodann  die 
durch  Joh.  Chr.  Selmbart  („Kdler  von  dem  Kleefclde")  besonders  gelorderte 
Einbürgeiung  und  Ausdebmiutjr  der  kleeartigen  (Jewüchse  (Ackei-futterbau) ;  denn 
mit  diesen  Krrungenschaiten  Einengung  der  reinen  Brache,  Bestellung  der  Brach- 
felder mit  sog.  Brachfrüchten,  Ackerfutterbau  -  war  nicht  nur  die  Möglichkeit 
grösseren  Troduktionsertrags  gegeben,  sondern  es  hatte  «rerade  aneb  die  gesteiprcrte 
Futtererzengimg  die  folgenreichsten  Einwirkungen  auf  (iie  Vieiihaltiing  ^Uebergang 
aur  Stallfiltternng)  und  im  Zusammenhaniir  damit  auf  die  Bflngerproduction,  während 
die  Einschiebun-r  der  blattarti^en  I^rachfrüclite  iu  die  ileüienfolf:^?  der  (Gewächse 
wegen  der  Verschiedenheit  ihrer  Ansprüche  an  die  Bodenkräfte  im  Verhältniss 
den  Halmfrüchten,  wegen  ihrer  vrohlthätigcn  bodenbeschattenden  und  desshalb 
nnkrantsäubeniden  Wirkung  und  wegen  der  sorgfähij^eren  15e.stellung  und  Behand- 
lung des  Bodens,  die  sie  erheischen,  wiederum  mittelbar  und  unmittelbar  ertrag- 
steigernd  wirkte. 

Der  in  diesen  Verhältnissen  bedingte  Auf-  und  Umschwung,  der  für  jene  Zeit 
in  Deufsrbland  mit  den  Namen  Thaer,  K<ippe,  Schwerz,  Fabst,  Srbiibler 
unaufl«*älieli  verkiiii])ft  ist  (von  Oesterreicbern  besonders  verdient  J.  Hurirer  und 
Hinbeck,  in  Fraukreitb  Dombasle,  Gasparin,  in  der  Schweiz  Fellcnberg), 
wurde  gi^ndenweise  durch  die  ebenüftlls  in  die  letzte  Hälfte  des  18.  Jahrhunderte 


*)  V,  In ama-Sternegg,  Die  Ausbildung  der  grossen  Grundlierrschaften  in 
Deut^liland  während  der  Karolingerzeit,  1878  (S.  78  ff.  und  S.  103),  und  Der« 
selbe,  SaUandatndien,  in  der  Festgabe  für  G.  Hanssen,  1869,  S.  99  ff. 
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fallende  feldmässige  JSiobürgenuig  verttchiedeDer  sog.  üaudelspflanKen  (namentlich 
Hopfen  und  Tabak)  noch  TemtKrkt  and  weiterhin  durch  das  Anfkonmien  und  die 

Verbrritunp:  besserer  fH'riUlie  mächtig  gefördert,  woboi  iiaineiiflicli  an  (Ht'jfiiij^en 
Verbesserungen  za  ennnem  ist,  die  am  jene  Zeit  dem  wiciituptten  Aekergerätbe, 
dem  Pflug,  zu  Thdl  wurden  (Biiile7*Bcher  Pflng  in  Kughmd  und  Uebertragung  dei- 
selben  nacli  Norddeutschland  durch  A.  Thaer,  Verbringung  des  Belgischen  Pflug« 
durch  J.  N.  Schwerz  in  veränderter  Gestalt  unter  dem  Namen  „Hohenheimer  Pflug" 
nach  dem  Süden  von  Deutschland;  Aufkommen  der  mehrscharigen  I^fliige  wie 
Hinfelpflüge,  Kxstirpatoren);  sowie  an  alle  jene  zahlreichen  sfmstigen  Bodenwerk- 
setige  lind  landwirthachafllichoii  >1;is«  hirien,  welche  seit  jener  Zeit  und  namentlich 
in  der  zweiten  Haltte  dieses  Jaürliuudert«  für  diti  versthiedeusten  Bedürfimse  d&i 
Betriebs  (Eggen  und  AN'al/i  n,  Säe-  und  Drillmaschinen,  Krnle-  und  Dreschmaschinen, 
KeinigTinpsapparate  für  das  Saatpriit.  r)bst-  undWciiipn  ^sen,  Entschleuderungsapparate 
für  Milch:  t'eutrifugeu  und  Separatoren)  mehr  und  mehr,  neuerdings  auch  iu  den 
mittleren  imd  kl^sten  Wirthsehaflen  sich  einbürgerten. 

Besonders  bedentutifrsvoll  wurden  die  bahnbn  chf'nden  Forschungen  von  Justus 
Liebig,  welcher  durch  die  wissenschaftliche  Begriuidung  die  Mineraltheorie  den 
Schleier  von  der  Ernährungsweise  der  Fflanaen  zog  nnd  indem  er  die  Nothwendig^ 
keit  der  Miii«>ralstofFe  für  die  Pflanzenernälirung  unwiderleglich  nachwies  und  damit 
die  wahren  Ursachen  der  Bodenerschöpfung  und  Bodenurmuth,  namentlich  au  den 
relativ  seltenen  nnd  desshalb  wichtigsten  Stoffen  (Kali  und  Phosphorsäure)  anfieckte, 
die  [.oliiL-  von  der  Düngung  unieMr  Culturpflanxen  tnf  eine  übste  wissenschaftliche 
Grundlage  gestellt  und  Anstons  zur  A  iisbcntunjr  und  Massen  Verwendung  jener 
küustliüheu  Hilfsdünger  gegeben  hat,  wcU  he  iu  den  (iiiauo-  und  Kalilagern,  iu  den 
Phosphoriten  und  Apatiten  in  fast  unerschöpflicher  Weise  zur  Verfügung  stehen 
uud  deren  wachsende  Ueberfühnm^  auf  die  Felder  eine  früher  nicht  geahnte  Kr- 
tragssteigeruug  herbeizuführen  vermochte. 

Hand  in  Hand  mit  diesen  T«ribessenmgen  In  der  Bodentechnik  gingen  in  dies«n 
Jahrhundert  auch  jene  in  der  Tbicrhaltung  und  Tliierzucht,  indem  ''"r  b  ir<" 
schickte  und  planmässige  Zuchtwahl  innerhalb  der  einzelnen  Uattuugeu  (Plerd,  Kind, 
Schaf,  Schweut)  imter  dem  Vortritt  englischer  Zflchter  (Bake well)  bestimmte  Ge* 

braurhstx  jx'ii  fiir  die  vorsi  liit'dein'ii  Zwecke  des  landNv  irthsrliaftlii  lu'ii  l^cfriclis  nnd  des 
menschlicheu  Gebrauchs  überhaupt  heraugesüchtet  uud  diese  in  sich  immer  weiter 
YervoUkommnet  wurden  bis  xn  jener  8ti%  des  Adels  und  der  höchsten  Brauchbar' 
keit  sowie  nachhaltiger  Vererbiin^rskraft,  welche  ein  Tliier  zum  „Vollblut*"  stempelt; 
und  indem  durch  die  hier  ebentälLs  bahnbrechende  Untersuchung  Liebig's  auch 
die  Tbieremährung  iu  rationellere  Bahnen  geleukt  wurde.  Nähere  Einzelheiten  hierfiber  • 
wie  üljer  die  Einwirkungen  der  vertieften  natnrwissenachaftlicben  Erkenntniss  auf 
die  landwirthschaftlichen  Betriebsverhälfdisse  zu  bringen,  wird  s|iäter  sieh  Cch  ^reii- 
heit  ergeben,  wenn  die  staatlichen  VtüHUütaltungen  zur  Forderung  der  IJuik  iiprodui  tion 
und  Thierbahnng  zur  Darstellung  gelangen;  hier  sollte  über  die  Entwicklung  der 
Landwirthschaft  nur  ein  flüchtiger  Ueberblick  ^e^reben  werden,  um  das  Oben- 
bemerkte über  die  unter  verhältuissmässig  güusügereu  Umständen,  wuun  auch  nur 
sehr  langsam  sich  geltend  machende  Tendens  der  Vorwartsbewf^ung  vom  Ursprüng- 
lichen, Rohen,  Einikchen,  tarn  Besseren,  Zwedunässigeren,  VoUkommneren  su  erhärten. 

§3.  Der  natfirlicho  Standort  oinzelner 
Pioduktionszweige*). 

Mit  der  allmählichen  Vervollkommnung  der  Technik  der  Land- 
wirthschaft geht,  wie  erwähnt,  eine  woitsfehende  Vervielfältigimg 
der  Gegenstände  der  Krzeitgung  eiulior;  an  Stelle  der  wenigen 

^)  Vgl.  zu  dem  folgenden  Paragraphen  besonders  auch  Krämer  im  Hdb.  d.  ges. 
Landwirthschaft,  I.  Bd.,  §  17!)  ff.,  und  W.  Hamm,  Das  Wesen  und  die  Ziele  der 
Landwirthschaft,  1872,  Kap.  III,  IV  uud  V;  im  letzteren  übersichtliches  Verxeichniss 
der  enropSiseben  Nntapflansen  dnschliesslich  der  Forstpflansen. 
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Näbrpäanzeii  der  ursprünglichsten  BoMii-t]isc]iattii]ias8y8tome  zählt 
man  jetzt  300 — 400  Ciilturgewächse  und  die  Zahl  derselhen  or!ieTjt 
sich,  wenn  man  di*»  zur  Anpflanzunnf  kominonden,  durch  lortgesotzte 
Züchtung  und  aut  dem  Wene  (\ev  Hybridisation  erzielten  Varietäten 
mit  berücksichtigen  wollte,  zu  vielen  Tausenden;  schon  allein  im 
Gebiet  der  Obstcultur,  welche  ausserordentliche  Mengen  an  ein- 
zelnen Obstarten  der  verschiedenen  Obstgattungen!  Aehnlich  im 
Gebiet  der  Getreidearten,  wo  die  züchterische  Hand  nicht  nur 
immer  vollliommnere.  d.  Ii.  widerstandsfähigere  und  ertragsreichere, 
sondern  auch  solche  Varietäten  zu  erzielen  bemüht  ist,  die  be- 
stimmten Boden-  und  Klimaverhältnissen  am  leichtesten  sich  an- 
passen (z.  B.  rasch  reifende  Hafervarietäten  für  Gebirgsgegenden 
mit  kurzer  Vegetaiionsdauer).  Ebenso  vollzieht  sich  in  der  Thier- 
zucht diese  Scheidung  nach  Gebrauchsspecialitäten  in  immer  um- 
fassenderem Maasse,  wobei  es  genügt,  an  den  Gegensatz  zu  erinnern, 
der  etwa  zwischen  den  fOr  die  schwersten  Lastfuhren  bestimmten 
Pferden  der  Clydesdale-Basse  und  dem  englischen  Yollblutrenner 
besteht  Biese  grössere  Mannichfaltigkeit  und  Vielseitigkeit  der 
Formen  eines  yorgeschrittenen  Landwirthschaftsbetriebs  ist  freilieh 
untrennbar  mit  einer  weitgehenden  Arbeitstheilung  Terbunden,  wie 
diese  ja  auch  in  sonstigen  Zweigen  der  Erwerbsthäügkeit  die  zu- 
nehmende „  Specialisirung*^  zu  begleiten  pllegt.  Im  Gebiet  der 
Landwirthschafb  aber  beruht  diese  Arbeitstheilung  (Scheidung  nach 
einzelnen  Productionsrichtungen)  weniger  auf  dem  freien  Belleben 
der  einzelnen  Wirthschaften  als  auf  den  mehr  oder  weniger  unab- 
änderlich gegebenen  üus.seren  Bedingungen  der  Erzeugung,  also 
namentlich  auf  den  Verschiedenheiten  des  Bodens  und  Klimas, 

1.  Die  Böden  sind  je  nach  ihrer  cliemischen  oder  mecha- 
nischen (physikalischen)  Beschalfenheit  der  Ackerkrume  und  des 
Untergrundes  sehr  verschieden  culturwürdig;  der  magere  Sandboden 
widerstrebt  dem  Anbau  des  Weizens  ebenso  wie  der  Zucht  eines 
grobknochigen,  schweren  Thiers,  und  auf  Böden  mit  kiesigem  oder 
nassem  Untergrund  können  die  eine  Pfahlwurzel  treibenden  Obst^ 
bäume  nicht  gedeihen;  gewisse  Handelspflanzen  (Tabak)  verlangen 
hinwiederum  leichten  humosen  Sandboden,  wenn  sie  ein  den  An- 
forderungen des  Consums  entsprechendes  Product  liefern  sollen, 
und  wieder  andere  Pflanzen  (wie  namentlich  einzelne  kleeartige 
Gewächse)  bedttrfen  zu  ihrem  guten  Gedeihen  eines  bestimmten 
Kalkgehalts  in  den  zu  ihrer  Aufnahme  bestimmten  BOden. 


Digitized  by  Google 


$  B.  Der  tiatfirliche  Standort  einselner  Produktionssweige.  13 

2.  Einflusareicher  noch  als  die  jeweilige  Bodenbesefaaffenheit, 
deren  Einseitigkeit  und  Mängel  im  gegebenen  Fall  durch  ent- 
sprechende. Btlngungsweisen  sich  abschwächen  lassen,  erweist  sich 
der  Einfiuss  des  Klimas  einer  Gegend  auf  die  Vegetation,  welches 
einestheils  TOn  der  geographischen  Lige  des  Ortes  der  Pro- 
duction  zum  Aequator,  andemtheils  von  der  Höhenlage  desselben 
Abhängig  ist  Jede  Culturpflanse  bedarf  einer  bestimmten  Menge 
von  Wärmeeinheiten  und  Feuchtigkeitsmengen  zu  ihrer  Entwick- 
lung und  ihre  Erzeugung  wird  unlohnend,  sobald  ihr  diese  in  dem 
erforderlichen  Umfang  nicht  zur  Yerffigung  stehen;  daher  die  Vege« 
tation  und  damit  auch  die  Bichtimg  des  landwirthschafbliohen  Be- 
triebs um  so  einförmiger  wird,  je  ungünstiger  in  der  einen  oder 
anderen  oder  in  beiden  Richtuns^en  die  klimatisclion  Verhältnisse 
einer  Gegend  sind.  So  ist  Europa  mit  seinem  gemässigten  Klima 
für  eine  Vielseitigkeit  in  der  landwirthschaltlichen  Productions- 
thätigkeit  unondlich  gönstiger  gestellt  als  etwa  dds  Innere  von 
Asien,  mit  dessen  ..Kontinentalklima**  nicht  nur  die  grössten 
Temperaturextreme.  sondern  auch  der  Mangel  ausgiebiger  perio- 
discher Niederschläge  in  Verbindung  stehen  und  dessen  vicltausend 
Jaliro  alte  Steppenwirthschaften  daher  k;imii  jo  die  Hand  des 
Monsclion  wesentlich  wird  iinr/uformen  verinöLiiMi.  Alit>r  iiiicli  inner- 
lialt)  der  einzelnen  europjüsclicii  und  der  unter  älmliclu'ii  äusserenVer- 
häitnissen  wirthschattenden  aui^scnMiropäisclicii  Liindcr  ergeben  sieh 
starke  örtliche  Verschiedenheiten  des  Klimas  durt  Ii  die  Besonder- 
heit der  Thal-  und  Gebirgsbildungen.  durch  die  Lage  zum  Aequator, 
durch  Höhenlage,  durch  den  Mangel  oder  das  Vorhandensein  von 
Wasserläufen;  nnd  dies  erklärt,  im  7Aisamnienhang  mit  den  durcli 
die  Bodenverschiedenheiten  bedingten  Einwirkungen,  eine  räumliclie 
Sonderung  nnd  Scheidung  einzelner  Productionsrichtungen  im  land- 
wirthschafüichen  Gewerbe,  wodurch  schliesslicli  fiir  jede  dieser 
Haiiptrichtungen  ein  „natürlicher  Standort**  sich  heraus^ 
bildet. 

Nur  wo  besonders  günstige  Boden-  und  KlimaTerhältnisse  zu- 
sammentreffen, wird  die  Production  eine  denkbar  mannichfaltige 
sein  können,  z.  B.  in  einzelnen  Theilen  im  StLden  des  Deutschen 
Reichs  („Garten**  Deutschlands),  ebenso  in  Südfirankreich,  Italien, 
Gebiete,  in  denen  daher  neben  den  gebräuchlichen  Nährpflanzen 
alle  feineren  Handelsgewächse,  Obst  und  Wein,  Feigen  undKastanien 
gezogen  werden  kdnnen.'  Im  Gegensatze  hierzu  die  zunehmende  Ein- 
förmigkeit der  Production  in  den  nördlich  gelegenen  Ländern,  z.  B 
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in  Norwegen,  wo  zwischen  dem  60.  und  70.  Breitegiade  nur  noch 
Gerste  und  Hafer  fortkommt  und  darüber  hinaus  eine  landwirth- 
schaftliche  Production  Überhaupt  nicht  mehr  stattfindet  Wie  hier 
in  horizontaler  Bichtung,  so  wirkt  auch  die  vertlcale  Erhebung  über 
dem  Meeresspiegel  auf  den  natürlichen  Standort  der  Gulturpflanzen 
maassgebend  ein  und  bedingt  starke  Verschiedenheiten  in  der  Pro- 
ductilonsrichtung  selbst  auf  engumschriebenem  Gebiet  (Verschieden' 
heit  der  Production  in  der  Thalsohle,  im  Hügellande  und  im  Gebirge). 
Ben  glücklichen  Umstand  aber,  dass  in  Europa  die  horizontalen 
Kegionen  der  PflanzenanbaumCgUchkeit  sehr  viel  nördlicher  sich 
erstrecken  als  beispielsweise  in  Asien  oder  Amerika,  verdankt  das- 
selbe neben  den  Einnukungen  des  Golfstroms  dem  temperirenden 
ansL^leichendeu  Eintiusse  der  es  umspülenden  Meere,  welche  sein 
Klima  zu  einem  eipfentliclien  Insel-  oder  Seeklima  gestaltet  haben. 

Iniieriialb  dieser  Grenzen  der  Anbauiiiöij^lichkdt  erhält  also 
jedes  Land  durch  die  Besonderheiten  seiner  Boden-  und  Klima- 
verhältnibse  rsein  eiaenthümliches  land\^^rt.hschaftliches  (Tepräge: 
z.  B.  die  gebirgi*^en  Theile  Europas  und  die  niedprschlagsreichen 
Küstenpfogenden  durch  die  Weide-  und  Mlchwirthschaft,  das  Ehein- 
thai,  Südfrankreich  und  Italien  durch  seinen  ausgedehnten  Wein-, 
Obst-  und  Handelsgewächsbau,  die  sandigen  Böden  Norddeutsch- 
lands  durch  die  beherrschende  Kartoftelcultur  und  die  auf  ihm 
ruhenden  laudwirthschaftUchen  Nebengewerbe 

§4.  Wirthschaftlicher  Standort  einzelner 
Productionszweige'). 

Neben  dem  natürlichen  Standort  der  einzelnen  landwirthschaft- 

lichen  Productionszweigo  kann  man  sehr  wohl  auch  von  einem 
wirthöc h aft  1  i  ch en  Standort  derselben  sprechen,  insofern  für 
diesen  Standort  die  besonderen  wixtlischaftlichen  Beziehungen,  iii 

Uc'lii>rsi(  ht  filier  die  Kf^'ioiH  u  der  Nviaspflanzen  in  Eunpa  nacli  klimatiBehen 
EinfiAssen  bei  Hamin,  ».  a.  O..  s.  öi)  if. 

')  V.  T  hü  neu  nahm  bekauntlich,  um  den  Emflnss  der  £ntfernuTig  vom 
Harkt  auf  den  Ackerbau  ohne  sonstige  störende  Nebenemwirkimgen  zn  ennittebif 
einen  isolirten,  kreisrundtMi  Staat  an,  dessen  einzifrcs  Yerzehrsrcntnim  in  der  Mitte 
(äch  befindet;  weitere  Annalune  war,  dass  der  Jjodeu  durchweg  von  gleich  guter 
Beschalfenheit  ist  und  dasa  die  landwirtihsehtdtliciten  Eneagnisse  nur  auf  Fuhr- 
werken zuui  Ver/.ehrsraittelpuTikt  befördert  werden  k(tiincn;  und  er  weist  nun 
nicht  nur  nach,  wie  sich  die  einzelnen  Productionszweige  iu  concentrischen 
Ringen  um  diesen  Mittelpunkt  lagern,  je  nachdem  sie  ▼ermSge  ihres  Harktwerthea, 
der  Kosten  des  Landtransports,  ihrer  natürlichen  Beschaffenheit  (leichte  Yerderblich- 
keit)  eine  Versendung  auf  kurze,  mittlere  oder  weite  Strecken  ertragen,  sondern  auch, 
wie  mit  der  Entfernung  vom  Marktort  die  Nöthigung,  an  den  Productionskosten 
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welche  die  landwirtbschafUreibende  BeY^lkerung  mit  den  anderen 
Kreisen  der  BeyOlkerung  tritt^  sowie  dieFreisverbftltnisse  des  Grund- 
und  Bodens  selber  von  maassgebender  Bedeutung  werden,  wobei 
folgende  Gesichtspunkte  in  Betracht  kommen: 

1.  Nähe  Ton  Consumtionscentren.  Solange  ein  Volk 
ein  reines  Agricultunrolk  ist»  bleibt  die  landwirthscbaftlicbe  Pro- 
duetion  wesentlich  £igenproduction;  denn  ein  Austausch  und  Ab- 
satz und  eine  hierauf  sich  richtende  Productionsthätigkeit  wäre 
in  diesem  Fall  und  so  lange  wegen  des  Mangels  geeigneter  Ver- 
kehrswege und  Verkehrsmittel  an  eine  Production  etwa  ffir  fremde 
Volker  nicht  gedacht  werden  kann,  zweck-  und  gegenstandslos. 
Anders,  sobald  sieh  aus  der  Landbeydlkerung  eine  städtische  her- 
ausschält, die  ursprüngliche  haus-  und  familienwiiihschaftliche 
Gewerbethätigkeit  aus  diesem  Verbände  sich  löst  iiiid  eine  besondere 
Klasse  von  Gewerbtreiberuhm  entsteht,  die.  weil  sie  selbst  nicht 
mehr  Laudwirhachaft  treiben,  für  sich  uinl  ihre  Arbeiter  auf  den 
ständigen  Ankauf  von  Krzeuenissen  des  Feldbaus  und  der  Vieh- 
zucht angewiesen  sind.  Denn  nnninebr  entwickelt  sich  ein  Aus- 
tausch von  Producten  des  ländlichen  einer-,  des  städtischen  (Jewerb- 
fleisses  anderseits  und  die  liewohner  des  AiicIhmi  Landes  werden 
in  dem  Maasse,  als  für  sie  die  ({ewiMbcrizcumusse  Werth  und  lie- 
dtHitunL'-  [gewinnen,  über  den  eigen*Mi  lie(iarf  hinaus  und  zwar  vor- 
^vlegend  solche  Producte  7ai  er/.eugeu  sich  brrmilM  ii,  welche  im 
gegebenen  Fall  Gegenstand  einer  besonders  regolmassigen  Nach- 
frage sind  und  daher  immer  leichten  und  lohnenden  Absatz 
finden.   Während  nun  im  Allgemeinen  in  Kömerbau  und  Vieb- 

zu  sparen,  bei  der  Erzeugiiog:  voluminöser  (Jegeahtändc  {-/..  h.  Komfrüchte)  zu  inuuer 
extensiveren WirthschaftssystemCE  driiuf^t.  In  den  innersten  Krei»  fallen  danach  der 
(tarfen-  und  üemiiseban,  die  Milchwirt hschaft  mit  dem  Anbau  von  Futterpflanzen  etc.; 
in  den  zweiten  die  J^'orstwirthschaft,  in  die  drei  folgenden  die  köruerwirthschaften  mit 
snnebinetider  Extensität  des  Betriebs,  in  den  sechsten  die  Viehzucht,  die  Branntwein- 
Brennerei  und  dif  Hniid(ls<rf wächsf.  darüber  hinaus  lohnt  sich  der  f.andbau  nicht 
mehr  (Jäger-,  FiächervöUcer;.  —  Die  gciätvoUeu  Untersuchungen  v,  Thünen's  haben 
ancli  hento  noeh  ihre  Bedevtnng,  wie  sehr  selbstredend  das  Aufkommen  des  Wasser* 
und  Eisenbahntransports  und  die  Einfuhrunir  billirf'^frr  Fracbttarife  fiir  den  Eciiiverkehr 
—  auch  ganz  abgesehen  von  den,  v.  Thünen  in  »einem  Idealbild  nicht  beriick- 
dchtigtea  Unterschieden  in  der  Bodengüte  nnd  im  Bodeowerth,  der  Yersehieden- 
heit  in  der  Beschaffenheit  der  Transportwepi!  und  Transportmittel,  den  Einflüssen 
benachbarter  Consumtionscentren,  der  Verschiedenheit  der  Waarenpreise,  der  Arbeits- 
löhne und  des  Zinsfusses  eine  weitgehende  Verschiebung  der  Einzelstandorte  im  (fe- 
folge  liaben  niussten;  siehe  hierzu  die  Betrachtungen  im  Text. 

Bei  Kau  finden  sich  Ausführungen  über  diese  Materie  nicht;  bei  Roscher 
im  dritten  Kapitel,  wo  aber  der  Einfiuss  der  Bodtiuwerthe  auf  den  Stundort  nicht 
gebührend  gewürdigt  ist.  Eine  anziehende  Betrachtung  über  den  (iegcnKta.nd  giebt 
auch  Engelbrecht,  Der  S^tandort  der  Landwirthscha^zweige  in  Nordamerika  (in 
Thiel's  Jahrb.,  Bd.  XU,  S.  455  ff.). 
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Haltung  wegen  ihrer  Bedeutung  für  die  Volks emährung,  aber  auch 
wegen  der  Ermöglichung  der  Gespannarboit  und  einer  ausreichen- 
de! Düngung  der  Schwerpunkt  der  landwirthschaftlichen  Thätigkeit 
zwar  regelniüssig  liegen  wird,  bringt  es  der  besondere  tägliche 
Nahrungsbediirf  der  städtischen  Bewohner  an  Gegeiiständen  wie 
Milch  und  Butter,  Gemüse  und  Obst  mit  sich,  dass  in  der  Um- 
gebung <Ueser  grösseren  Verzehrsmittelpunkte  die  landwirthschaffe- 
liche  Erzeugung  gerade  diesen  Specialitäten  in  höherem  Maasse 
als  in  den  weiter  abgelegenen  Productionsbezirken  sich  zuwendet. 

2.  Die  verhaltnissmSssige  geringe  Haltbarkeit 
gewisser  Erzengnisse  und  die  daraus  entstehende  Schwierigkeit 
ihrer  Versendung  auf  lange  Entfernungen  muss  offenbar  in  gleicher 
Bichtung  eine  Wirkung  ausüben;  denn  je  frischer  solche  Erzeug- 
nisse auf  den  städtischen  Markt  Terhracht  werden  können,  je  regel- 
mässiger die  Zufuhren  erfolgen,  um  so  williger  werden  sie  auf- 
genommen und  entsprechend  bezahlt  Auch  aus  diesem  Grunde 
entstehen  daher  allmählich  im  Umkreis  jeder  grösseren  Stadt  be- 
sondere Arten  der  landwirthschaftlichen  Froductionsthätigkeit,  deren 
Schwerpunkt  nach  der  Seite  gewisser  Specialitäten  hin  sieh  mehr 
und  mehr  verschiebt:  —  Milchwirthschaften,  Gemüse-  und  Obst- 
gärtnereien—  Wirthschaften  also,  in  denen  die  Erzeugimg  von  Brod- 
Iriiciit,  von  Handelspflanzen  und  die  Aufzucht  von  landwirthsclialt- 
lichen  Nutzthiereii  zurücktritt,  ja  wohl  auch  gäiizlicli  vorscliwindet. 
Die  wachsende  Kunst  der  \\'aar(Mu  oiiserviruno-.  die  Verbesserung 
der  Verkehrswege  und  dor  Verkelirs mittel,  die  durch  letztere  er- 
möglichte Beschleunigung  und  Verbilligung  derVerKscndungf  schwächt 
wollt  mit  der  Zeit  den  Eintiuss  der  in  Rede  stehenden  Factoreu 
auf  den  Standort  dieser  Specialitätenproduction  ab,  ohne  indess 
ihn  GTän/licli  autlifd)ou  zu  können,  wie  ein  Blick  auf  die  Wirth- 
schatts\vcis(^  und  -richtung  der  Landbewohner  im  Umkreis  jeder 
grösseren  Stadt  deutlich  zeiirt. 

.3.  Die  Kosten  der  Versendunp:  der  Erzeugnisse 
vom  Productions-  zum  Verzehrsort  sind  in  liervorragendem  Maasse 
für  den  Standort  der  einzelnen,  nach  Boden  und  Klima  überhaupt 
möglichen  Productionszweige  maassgebend;  weil  eine  Erzeugung 
über  den  eigenen  Wirthschaftsbedarf  hinaus  äusserstenfalls  doch 
nur  dann  noch  Sinn  hat,  wenn  dem  Wirthschafter  nach  Aufwendung 
der  Versendungskosten  ein,  wenn  auch  kleiner  Gewinn  übrig 
bleibt.  Die  Grenze  der  linwirthschafüichkf  it  einer  für  den  Absatz 
bestimmten  Froduction  wird  um  so  eher  erreicht  sein,  je  verhältniss- 
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mftssig  geringer  der  Werth  der  Waare  zu  ihrem  Volumen  ist^  je 
Terhftltnissmftssig  kostspieliger  sich  also  der  Transport  derselben 
gestaltet  tmd  je  mehr  daher  mit  der  wachsenden  Entfernung  der 
Transportpreis  weitere  Bruchtheile  des  Marktpreises  am  Verzehrs- 
orte  verschlingt;  die  Grenze  wird  um  so  mehr  hinausgertlcktt  je 
hochwerthiger  das  Froduct  ist,  einen  je  geringeren  Bruchtheil  des 
Marktpreises  mithin  dieVersendungskosteii  gegebenenfalls  darstellen. 
In  der  letzteren  günstigen  Lage  befinden  sich  z.  B.  die  Handels- 
gewächse  (Wein,  Tabak,  Hopfen,  Flachs,  Hanf),  und  in  einer  um 
80  günstigeren,  je  hochwerthiger  dieselben  sind:  und  für  die  hoch- 
werthigsten,  z.  B.  die  tropischen  Ge>viirzpflanzen,  ist,  weil  die  Ver- 
sondungskosten  bei  ihnen  eine  KoUe  kaum  mehr  spielen,  von  einer 
Grenzlinie  der  wirthschaftlichen  Krzcu<j:unp:smöglichkeit,  hingesehen 
auf  die  Lage  zum  Absatzort,  überhaupt  nicht  mehr  die  Rede. 
Anders  bei  den  minderwerthigen  Erzeugnissen:  Brodkorn,  KartoflFeln, 
Vieh,  Holz.  Ist  z.  B.  der  Preis  eines  I)o]i|u'Icentuer8  Weizen  ara 
Marktort  20  M. ,  hetragen  die  Erzeugungs kosten  10  M.  und  die 
Ivusien  des  Transports  an  ersteren  10  M.  oder  melir,  so  kann  eine 
Erzeuguuij:  zum  Zweck  des  Absatzes  offenbar  (htrtliin  nicht  melir 
stattfindtMi ;  es  sei  denn,  dass  eine  Umwandlung  des  minderwerthigen 
Rohproduetes  in  ein  hochwerthigeres  ausführbar  ist.  z.  B.  von  Korn 
in  Mehl,  von  Kartoffeln  in  Sprit,  von  lebenden  Xhiereu:  in  conser-  . 
virtes  Fleisch,  von  Holz  in  geschnittene  Bretter. 

Je  vollkommener  das  Transportwesen,  je  vorgeschrittener  die 
Technik  der  Rohstoffveredlung  sich  gestaltet,  um  so  weiter  rückt 
die  Grenzlinie  der  wirthschaftlichen  Absatz-lProductionsmÖglichkeit 
auch  für  die  minderwerthigeren  Erzeugnisse  hinaus;  je  geringer 
jene  Entwicklung,  um  so  schärfer  scheidet  lünderweise  und  inner- 
halb der  einzelnen  Länder  gegendenweise  der  Standort  der  ein- 
zelnen Produetionszweige  in  ihrer  Ls^e  zum  Marktort  sich  ab; 
und  die  zum  Marktort  ungflnstigst  gelegenen  Froductionsgebiete 
verharren  dann  möglicherweise  lange  Zeiträume  hindurch  im  Zu- 
stand der  Eigenproduction,  bis  steigende  Preise,  Yerbilligung  der 
Frachten  etc.  auch  ihnen  die  Möglichkeit  des  Zutrittes  zum  Markt 
und  eine  darauf  basirende  Erzeugungsweise  gewähren.  So  ist  der 
indische  Kombauer  erst  im  letzten  Jahrzehnt  concurrenzfähig  auf 
dem  europäischen  Markt  geworden  und  hat  in  dem  Maasse,  als  dies 
der  Fall  war,  die  Eömererzeugnng  auszudehnen  vermocht;  so 
nehmen  noch  heute  in  Eussland  nur  diejenigen  Wirthschaften  am 
Ctotreidehandel  Theil,  deren  Entfernung  von  der  nächsten  Eisen- 
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bahnstation  höchstens  60  km  beträgt  oder  die  in  der  Nähe  einer 
Wasserstrasse  liegen,  da  der  Landstrassentransport  über  die 
bezeichnete  Entfeniung  hinaus  den  Werth  des  Getreides  aofsangt 
(Jollos);  Argentuiien  verhairte  bis  in  die  neuere  Zeit  Torwiegend 
im  Zustand  der  Weidewirtfaschaft,  und  selbst  von  deren  Erzeug- 
nissen konnten  lange  Zeit  hindurch  (ausser  Fleischextract)  nur  die 
Häute  tmd  der  Talg  fttr  die  Zwecke  der  Ausfuhr  nach  Europa 
yerweithet  werden,  bis  die  Kunst  der  Fleischconserrirung  und  die 
billigeren  Frachtsätze  auch  die  Antheilnahme  an  der  Versorgung 
der  europäischen  Märkte  mit  Fleisch  selber,  neuerdings  auch  mit 
EomMchten  ermöglichten^). 

4.  Die  Eiiiwirkuüg  der  Bodenwerthe  auf  den  Standort 
der  rroductioiiszweige  zeigt  sich  darin,  dass  auf  besonders  hoch- 
weiihigon,  d.  h.  rogelmässig  marktnahen  Ländereien  der  Anbau 
minderwertbiLTor  Producte  wogen  der  Kücksiohtiuiliiiio  auf  die  einen 
erheblichen  Bruchtheil  der  GGsammter/AHigungskosten  lüldondo  Ver- 
zinsung des  Bodeiikapitals  unlohnend  und  dass  eine  Verlegung 
derselben  auf  niarktferne  Gebiete  mit  gorirTj-eren  Bodenpreiseu  vor- 
theilhafter  erscheint.  Roggenbau  und  Schalhaitung  z.  B.  wird  aus 
diesem  Onindo  in  Gegenden  der  ersteren  Art  verschwinden  und 
auf  die  marktfernen  Gebiete  sich  zurückziehen:  es  ist  bekannt,  wie 
sehr  der  russische  lloggenbau  den  westeuropäischen,  wie  die  austra- 
lische Schafzucht  die  deutsche  scharf  eoneurrenzirt ;  und  es  hängt 
mit  derselben  Ursache  zusammen,  wesshalb  z.  B.  der  Anbau  der 
erwälmten  Halmfrucht  in  den  parcellirten  und  desshalb  im  Preise 
hochstehenden  Kombödeii  des  Südwestens  von  Deutschland,  auch 
abgesehen  von  den  Einflüssen  der  Bodenbeachaffenheit,  eine  sehr 
viel  geringere  Bolle  spielt  als  im  Norden  und  Nordosten.  Wo  bei 
dichtgedrängter  Bevölkerung  die  Bodenwerthe  am  höchsten  stehen, 
sind  die  Bebauer  auf  die  Cultur  hochwert higer  Pflanzen  mit 
besonderer  Dringlichkeit  hingewiesen:  daher,  im  Unterschied  von 

Währeud  vordem  vorwieEfcnd  nur  lioclnverthige  Artikel  (Industrieerzeug- 
nisse)  zur  Vcrsendunf?  auf  weite  Eutternunf*^eii  sich  eigueteu,  bilden  jetzt  die  von 
der  Urproductidu  gelieferten  liohsiotfe  60— 8<JVo  ^6*  gesammten  (Jüterverkehrs. 
V<jrl.  SeftepTiist,  II.  Bd.,  S.  H7  S.  Auf  welchen  Kntfrmunfrou  der  Werth  landwirth- 
schiiltliulier  Kr/eugnisse  durch  die  Transportkosten  aufgesogen  wird,  in  einer  ^uten 
Ueberaicht  ebenda  S.  48  ff.  dai^stelU;  unter  Zu^undelegun^  des  Eisen bahntrans- 
|)nr1s  '/,.  11  (Triinfitttpr  lüid  KnrtoffplTi  srlinri  auf  2()  und  bt  zw.  (M)  Mnl  n,  Weizen 
erst  auf  400,  Spiritus  auf  800,  Weizenstiirke  auf  1200,  ilopfen  auf  ikK>J,  Wolle  auf 
8400,  Fleiscbextnict  «nf  S4000  HeUeo.  Daher  die  Nothweiidi(^keit  fHr  nutrkt- 
ferne  Gebiete,  freringwertlii-rt-  Erzeufn"»se  (Kauhfutter,  Kartoffeln  etc.)  in  umge- 
waodelter,  d.  h.  liuchwertbigcr  Form  (WoUa:,  Stärke,  äpihtuü  etc.)  dem  Markte  zu- 
ziiflllirett. 
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dem  Idealbild  des  ThüQen'flchen  Staats,  ausgedehnter  Tabak-  und 
Hopfenbau  in  unmittelbarster  Kühe  der  Consumtionscentren,  wie 
im  Südwesten  von  Deutschland;  daher  die  Sorgfalt,  die  hier  dem 
Obstbau,  dem  Gemflsebau  zugewendet  wird;  ähnlich  in  Belgien 
mit  seiner  ausgedehnten  Oultur  tou  Arzneipflanzen.  In  solchen 
Gegenden  wirft  selbst  der  Weizenbau  unter  Umständen  eine  Beute 
nicht  mehr  ab  gegenüber  dem  Wettbewerb  aus  marktfemeren 
Ländern.  Wie  man  überhaupt  ganz  allgemein  sagen  kann,  daas 
Marktnähe  die  Besitzer  hochwerthiger  Grundstücke  nur  insoweit 
▼or  der  Coneoirenz  der  Hinterländer  schützt,  als  die  der  Marktnähe 
zu  Gute  kommende  Erspanmg  an  Transportkosten  die  Wirkung 
geriiiiieren  Bodenwerths  marktferner  Ländoreien  noch  auszugleichen 
verniai;:  iiiis  welchem  Grund  /..  B.  der  Anbau  von  Speisekartofleln 
gerade  auch  im  Umkreis  grösserer  Städte  sehr  wohl  rentabel  sein 
kann,  während  die  marktferneu  Güter  eine  für  den  Verkehr  arl»ei- 
tende  Kailoftelcultur  nur  durch  Umwandlung  des  rroduct>  in  horh- 
werthige  d.  h.  leichter  transportable  Stärke  oder  in  Spiritus  aut- 
rechtzuerhalten  vermögen 

§  5.  Der  Staudort  extensiver  und  intensiver 

Betriebsweisen. 

Die  Sonderung  der  landwirthschaftlichen  Productionszweige 
gemäss  den  obwaltenden  besonderen  natürlichen  Yerhältnissen  (§  3) 
und  wirthschafblichen  Beziehungen  (§  4)  äussert  sich  übrigens  ge- 
meinhin nicht  bloss  nach  der  Seite  der  in  die  Productionsweise  ein- 

bezogenen  vorherrschenden  Güterart  (Getreide,  Fleisch.  Handels- 
ptiaiizen.  Wolle,  Holz  etc.),  sondern  sie  tritt  auch  in  der  Ver- 
schiedenheit der  Kneruie  vai  Tage,  mit  der  die  natürliclicn 
Productionskräfte  zur  Erz e iigu i m  hestimmter  Güterarten  in  Bewegung 
gesetzt  werden,  welche  Verschiedenheit  hinwiederum  im  gegebenen 
Fall  von  dem  /um  Zweck  der  Erzeugung  aufgewandten  Maass  von 
Arbeit  (menschlicher  und  thierisciu^r  Arbeit)  und  Kapital  (in 
Form  von  Saatgut,  Dfinger.  Arbeitsgeräthcn.  Maschinen  etc.)  ab- 
hängig ist.  Nun  spricht  man  voji  eiiu-m  extensi\  t'n  (selnvacben) 
landwirihseltial'tliebt'n  Betnebe  da,  wo  (iiese  Arbeits-  luul  K'aiütal- 
verwendungen,  auf  eine  bestimmt«'  Fläche  Landes  bezogen,  in  un- 
erheblicheni  oder  minder  erheblichem,  von  eiTiem  intensiven 
(sclnvunghaften),  wo  sie  in  erheblichem  Lmfang  Platz  greifen.  Für 

»uttegast,  a.  a.  0.,  n,  S.  54. 
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die  Erklärimg  aber  der  Sonderung  der  einzelnen  Wirthschaften 
in  solche  mit  extensivem  und  in  solche  mit  intensivem  Betrieb  ist 
im  Auge  zu  behalten,  dass  zwar  jede  sorgfältigere,  d.  h.  mit  mehr 
Arbelt  Terknüpfte  Bestellung  der  Felder  und  ebenso  die  reichlichere 
Verwendung  Ton  Kapital  auf  den  Boden  (Verwendung  besseren  Saat- 
guts, Zuführung  von  mehr  und  wirksamerem  Dünger,  Trockenlegung 
nasser,  Bewässerung  trockener  Böden,  Unterbringung  des  Viehs 
und  der  Erzeugnisse  in  zweckmässigeren  Bauten  etc.)  durch  stärkere 
Ernten,  bessere  Ergiebigkeit  der  Viehhaltung  gelohnt  zu  werden 
pflegt;  dass  aber  fflr  den  yerständigen  Wirthschaffcer  Veranlas- 
sung zu  solch'  reichlicheren  Arbeits-  und  Eapitalverwendungen  doch 
erst  dann  vorliegt,  wenn  sie  in  dem  zu  erwartenden  Produetionsmehr'* 
Werth  volle  Deckung  finden.  Aus  diesen  Sätzen  ergeben  sich  im 
Zusammenhang  mit  dem  in  §  4  Bemerkten  die  nachstehenden  Folge- 
rungen : 

1.  Da  das  wesentliche  Merkmal  der  extensiven  Anbuuweise 
darin  bestellt,  dass  bei  ihr  eine  wesentlich  grössere  Bodenfläche 
ertorderlich  ist,  um  dieselbe  Ment^e  von  Nahnings-  etc.  Mitteln  zu 
erzeugen,  als  bei  einer  intensiven  —  „In  der  Tendenz  der  inten- 
siven Wirthschaft,  sagt  Settegast,  liegt  die  Steigeninc  der  Pro- 
ductionsniittel  mit  lie^jcliränkung  des  "Raumes,  in  der  Teud»  i  /  Hes 
extensiven  Betriebs  dir  räumliche  Ausdehnung  des  Wirkunarsutibiets 
mit  möglichster  Beschränkung  von  Arbeit  und  Kapital''  —  so  ist 
die  extensive  Wirthschaft  privat-  und  volkswirthsehaltlieh 
berech tiat  überall  da.  wo  die  Bevölkerunii:  dünn,  Grund  und 
Boden  desshalb  in  tTebertiuss  vorhanden  ist  und  wo  die  verhältniss- 
mässig  geringere  Broduction  gleicliwohl  durchaus  hinreicht,  den  Land- 
bewohnern eine  auskömmliche  Existenz  zu  gewähren  und  sie,  nebst 
den  übrigen  Volkskreisen,  mit  den  nöthigen  Nahrungs-  etc.  Mitteln 
zu  Tersorgen :  sie  wird  unbere  chtigt  und  muss  zunehmend  inten- 
siveren Bestellungsweisen  weichen,  wenn  die  Bevölkerungszahl  und 
der  Nahrungsbedari'  wächst,  (Irund  und  Boden  relativ  seltener  und 
die  0rundbesitzgrössen  daher  im  Durchschnitt  kleiner  werden,  mit- 
hin stärker  ausgenützt  werden  müssen,  wenn  ihre  Inhaber  dasselbe 
Maass  des  Auskommens  haben  sollen  wie  die  früheren  Besitzer 
grösserer  Wirthschaftseinheiten.  Dieser  Wandlungsprocess  wird  um 
so  dringlicher,  je  mehr  der  Grund  und  Boden,  statte  wie  einst, 
herrenloses  Gut  zu  sein,  Tauschwerth  erhält,  der  Erwerb  desselben 
geldliche  Opfer  auferlegt  und  die  Wirtfaschaftsführung  des  Besitzers 
nicht  bloss  mehr  auf  den  Ersatz  der  Arbeits-  und  ICapitalverwen- 
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dungon.  sondern  auch  auf  den  Ersatz  der  in  dem  Werth  kapital  des 
Grund  und  Bodens  selber  steckenden  Nuteungen  (Zinsen)  ange- 
wiesen ist:  am  dringlichsten  dann»  wenn  ein  Theil  dieses  Werth- 
kapitals  im  Wege  der  Verschuldung  in  die  Hände  Dritter  überge- 
gangen ist 

So  erklärt  sicli  dit'  allmähliche  Forteutwicklung  im  land- 
wirtlif^chaftlicluMi  (iewerbt^  voii  «Icr  Extensität  zu  wachsender  Inten- 
sität de?^  ik'triehs.  dio  demtroniäss  in  den  dirhtcst  bevölkersten 
Staatswesen  (China)  dm  denkbar  höchsten  Grad  anzunehmen  pflegt 
Wo.  wie  in  der  Um^elnnicr  pfrösscrer  Verkehrs-  und  Verzchrsniittel- 
punkte,  die  Bodenpreise  am  frühesten  zu  steigen  pflegen,  tritt  auch 
am  ersten  die  Nothwendigkeit  zu  Tage,  durch  intensivste  Aus- 
nutzung des  Bodens  die  höchsten  "Ruh-  luid  Keinerträgnisse  zu  er- 
zielen;  daher  die  gartenartige,  dun  Ii  die  Leichtigkeit  des  Be/ni,'-^ 
städtisdier  Fäkalien  wirksam  unterstütze  Ausnut/.unir  des  Grund 
und  Bodens  im  Umkreis  der  Grossstädte,  die  hochgesteigerte 
Kut/iin  r  h's  Melkviehs  durch  Verwendung  von  Kraftfuttermitteln 
in  den  Milchwirthschaften  etc.  eben  daselbst. 

2.  Kach  welcher  Seite  im  TJehrigen  —  ob  nach  der  Seite  der 
Arbeits-  oder  der  Kapitalverwendung  hin  —  die  Intensivität  sich 
entwickelt,  hängt  länder-  und  gegenden weise  von  der  mehr  oder 
minder  grossen  KostspieliLikeit  der  Beschallung  des  einen  oder 
andi'ren  l'unhictiunsfaetcrs  ab;  wo,  wie  in  England,  eine  hochent- 
wickelte Industrie  dit'  Arbfitslöhne  hochhält,  der  wachsende  Eeich- 
thum  der  Nation  aber  die  K'ajiitalien  verbilligt,  wird  eine  kapital- 
intensive: in  ändern  mit  dichter  Bevölkerung,  niedrigi'n  Arbeits- 
löhnen bei  vcrhälliiissmässig  hohem  VV'erth  der  Kapitalit  n .  eine 
arbeitsintensive  Bodenbestellung  das  Angemessene  sein  (Indien. 
China).  Wo  ferner  die  mittel-  und  kleinbäuerliche  Bevölkerung  über- 
wiegt, bei  der  ein  wesentliches  Merkmal  der  Wlrthschattsführung  in 
dem  Mangel  entsprechenden  Betriebskapitals  liegt  (wie  im  Süden 
und  Südwesten  von  Deutschland,  einem  grossen  Theil  Frankreichs, 
Italien  etc.),  neigt  die  Entwicklung  ebenfalls  mehr  zu  arbeits- 
intensivem Betrieb,  während  der  grösseren  Grundbesitzer,  der  aus- 
schliesslich fremde  und  mit  der  Zeit  wachsende  Lohnansprüche  er- 
hebende Arbeitskräfte  einzustellen  genöthigt  ist,  den  kapitalintensiven 
Betrieb  vorziehen,  insbesondere  also  die  theure  Menschenarbeit  mehr 
und  mehr  durch  Maschinenarbeit  (Dampfpflttge,  Säe-,  Ernte-,  Dresch- 
maschinen etc.)  zu  ersetzen  sich  bemühen  wird.   (So  in  England, 
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den  östlichen  Staaten  von  Amerika,  im  nördlichen  und  mittleren  • 
Deutschland  etc.) 

.*>.  rinmor  alxT  ist  im  Auge  zu  behalten,  dass  eine  Steigerung 
der  Roll-  und  Beinerträgnisse  durch  die  wachsende  Intensität  des 
Betriebs  über  ein  gewisses  mittleres  Maass  hinaus  von  der  ver- 
hältnissmSssigen  Gunst  der  die  Ernteergebnisse  beeintiussenden 
allgemeinen  Factoren  (Bodengäte,  Wärme,  Feuchtigkeit)  abhängig 
bleibt;  dem  Uebergang  zu  intensiveren  Bauweisen  sind  daher  auf 
minder  erträglichen  Böden  und  in  rauheren  d.  h.  hoch  oder  nörd- 
licher gelegenen  Gegenden  Schranken  gesetzt;  da  aber  in  letzteren 
wegen  der  dünnen  Bevölkerung  und  überall  bei  vorhandener 
minderer  Ergiebigkeit  des  Bodens  die  Bodenpreise  nieder  zu 
'  stehen  pflegen,  so  hat  die  Beibehaltung  einer  mehr  extensiven  Wirth- 
schaftsweise  ebenda  ihre  relative  Berechtigung.  Auf  diese  'Weise 
erklärt  sich,  selbst  in  Ländern  mit  hochentwickelter  Landwirth- 
schaftstechnik,  das  gleichzeitige  Fortbestehen  von  extensiven  neben 
intensiven  Wirthschaftsbetrieben,  z.  B.  in  den  gebirgigen  Gegenden 
und  auf  den  von  Cxobirs-szügen  auslaufenden  Hochebenen  Süddeutsch- 
laiKts,  ebenso  auf  vielen  Saud-  und  Moorböden  des  deutschen  Nordens 
und  Xordostens. 

4.  Der  Fortschritt  zu  hölieior  Intensität  wird  selbstredend 
mächtig  gefördert  durch  das  Steigen  der  Froducten preise, 
weil  diese  höheren  Preise  den  Erfolg  einer  mit  grösseren  Arbeits- 
und Kaidtalverwendunü,eii  producirenden  Wirthschaft  wesentlich  ver- 
stärken; jedes  mit  der  Zunahme  der  Bevrdkorn)ii;  Hand  in  Hand 
'jehende  Anziehen  jener  Preise  zieht  daher  immer  weitere  Boden- 
riachen  in  den  Bereich  intensiverer  Wirthschafts weisen.  (Vc'l.  auch 
§  9.)  In  gleicher  Richtung  wirkt  die  VerbilliLrung  der  Transport- 
kosten zum  Marktort,  weil  diese  einer  ErhiMuino  des  Marktpreises 
am  Productionsorte  gleichkommt;  daher  die  Vervollkommnung  des 
neuzeitlichen  Oommunicationswesens  mit  seiner  wachsenden  Ver- 
bilügung  der  Frachten  den  Zonenkreis  der  intensiven  Wirthschaften 
ausserordentlich  hinausgenickt  haben.  Bin  Sinken  der  Preise 
landwirthschaftlicher  Erzeugnisse  braucht  zwar  noch  nicht  von  dieser 
Bahn  intensiven  Betriebs  abzulenken,  ja  es  mag  für  viele  Wirtli- 
schaften  die  Veranlassung  bieten,  ihm  durch  eine  besonders  „forcirte" 
Wirthschaft  die  Spitse  zu  bieten;  ebenso  nahe  aber  liegt  die  Ver- 
suchung, der  veränderten  Conjunctur  durch  Minderung  der  Erzeugungs- 
kosten Bechnung  zu  tragen,  d.  h.  an  Arbeit  und  Kapital  möglichst 
zu  sparen.  Da  aber  die  Herausnahme  von  Kapital  aus  dem  land- 
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wirtlischaftlichen  Gewerbe  schwierig,  jedenfalls  nur  laimsam  mög- 
lich, bei  manchen  Kapitalartou  (Meliorations-,  Gebüutiekapitalien) 
-aber  überhaupt  uuthunlicb  Ut,  80  pÜegt  ein  anhaltendes  Sinken 
der  Productenpreise  von  den  Bchmcrzlichsten  Erschütterungen  für 
die  jeweiligen  Wirthschaftsiahaber  begleitet  zu  sein,  zumal  man 
sich  nicht  leicht  zum  U  ebergang  in  ein  anderes  ungewohntes  Be- 
triebssystem entschliesst.  Am  raschesten  lässt  noch  der  Productions- 
laetor  ,,Arbeit**  eine  Einschränkung  zu,  woraus  sich  erklärt,  dass 
beispielsweise  in  England  seit  der  transoceanischen  Concurrenz  die 
Weizenlftndereien  dieser  ihreer  Bestimmung  theilweise  entzogen  und 
zu  Oras-  und  Weideländereien  niedergelegt  werden,  und  dieser 
Uebergang  von  der  arbeitsintensiven  Edrnerwirthschaft  zur  arbeits- 
extensiven Weidewirthschaft  immer  weiter  um  sich  greift  Und 
es  ist  in  letzterer  Hinsicht  nicht  ohne  Interesse,  aus  den  amtlichen 
englischen  Statistiken  zu  ersehen,  dass  seit  Anfang  der  siebziger 
Jahre  das  Pflugland  beständig  abgenommen  hat  (von  18,2  MilL 
Acres  in  1871/75  bis  16,5  in  1891,  d.  h.  um  1,7  MiU.  Acres),  und 
dass  von  dem  landwirthschaftlichen  Gelfinde  mit  im  Ganzen  32,9  Hill. 
Acres  nind  die  Hälfte  (16,4  MiU.)  Weideland  ist  Eine  Wandlung, 
die  selbstredend  für  das  Staatsganze,  sowohl  vom  Gesichtspunkt 
der  Deckung  dos  Gotreidebedarfs  wie  der  Vorschiebung  der  Envt'rbs- 
und  Einkommensvorhältnisse  sicher  bedeutungsvoll  ist  und  schon 
jetzt  gestreift  wurde,  weil  bei  sokhon  Vorgängen  Betrachtungen 
über  die  Zweckmässigkeit  und  Xothwondigkeit  einor,  starke  Er- 
schütterungen des  laritiuirthschaftlichen  Berufslohciib  fernhaltenden 
oberen  Staatspolitik  fast  von  selber  sich  aufdrängen. 

Zn  diesem  Vorj^aug  bemerkt  die  neueste  frnuKösiüclie  Agrsireuquete  von  1882 
(Statistiqiie  ag-ricole  de  la  Ffsnce,  Nancy  1887)  nicht  mit  Unrecht:  „de  plus  en 
plus  le  peuplo  britannique  se  rend  tributaire  de  retraiifrfr  pour  son  pain  quotidien/ 
Nach  der  letzteu  enplischeu  Agrareuquete,  (siebe  Nasse  iu  den  .Scbril'teu  des 
y^eins  für  Soc^lpolitik,  X  XVII,  8. 170)  wurden  ala  in  der  Landwirthschafik  erwerbs- 
thät^  Personen  ermittolt: 

1861  2010454 
1881  1883184 

Bomit  eine  Abnahme  festgestellt  von  627270  Köpfen.  Der  Umwandlun^prooefis, 

drr  sich  in  England  seit  ilcn  siebziger  Jabren  vollzogen  bat,  war  dah»  r  \  <in  riner 
starken  i^lntvülkeruug  des  tlacbeu  Landes,  der  Abstossung  masseuliatter  Laud- 
elemente  in  die  Industrie  mit  dem  Gefolfe  weiterer  Vermehrung  des  städtischen 
Proletariats,  verscbärfteu  Concurren/.kampfes  der  indu.striellen  Arbeiter  etc.,  begleitet, 
und  nijui  darf  billig  fragen,  ob  diese  NaebtluMb'  durch  den  Vortbeil  des  billigsten 
Bezugs  der  Brodfrucht  auf  den  Weltmarkt  aus^a-^j; lieben  worden  sind,  auch  ganz 
abgesehen  von  dem  Zusammenbruch  vieler  l'ächterexisttnizen.  von  denen  wohl  nicht 
sillc  (hm  Rückgang  der  Cerealienpreise  auf  tlic  \'('rpächter  im  Wolto  der  Minderung 
der  Fachtzinse  haben  abwälzen  können,  wie  sehr  auch  die  Kurztristigkeit  der  Pacht- 
Terträgo  in  GrMsbritannien  diesen  Proceas  begflnstigen  musste  (siehe  §  SB).  Dass 
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die  Kapital  imensitHt  de»  tk^ti-ieben  beim  ücber);aii{^  /.ur  WeidewirtbüchaXt  uicbt 
zu  leiden  Irrauclit  (Nasse,  a.  a.  O.,  S.  169),  dürfte  für  die  allgeraein  volkwirthschaft- 
liche  "NVürdifjung:  des  Voryaug's  nicht  von  eutseheideuder  Bedenttnipr  soin. 

Der  Uebergaug  (iroüS-Britauuienä  von  der  Köruer  -  WirtUschaft  su 
einer  ausgesprochenen  Feld^rraswirthKchaft  erhellt  ans  der  Thatsache,  dass  im 
Jahre  1867  noch  3,6  Mill.  Acres  mit  Wt-iz t.-ii  iler  IlauptbnKlfniclit )  lu  stclU  waron, 
1890  dagegen  nur  noch  2^  Mill.  Acres,  wogegen  iu  derüelbeu  Zeit  die  in  der  Rotation 
bpfindliche  Klee-  und  Graslandfiäche  ron  4,4  MilL  auf  54  HÖH.  Acres  sti^  und  bei 
den  landwirthBchaftlicheu  Nutzthit  r»  !)  <  ine  Temehnuig  eintrat  seit  1870  bis  1890: 
bei  Vferden  von  1  2(;7_nOO  auf  1488000;  bei  Eind\-ieh  von  ö  403  000  auf  6  8ö3  000 ; 
bei  Schweiin  u  von  :^  1  ^  1  (XA)  auf  2  889  000;  während  die  Schafe  —  mit  starken  Jahres- 
schwankungen —  i^'t  ;_'t'i»  1870  einen  Rückgang,  gegenüber  Anfangs  der  achzigcr  Jahre 
aber  wieder  (ine  Zunahme  aufweisen,  indem  die  Zahl  betragen  hat:  1870  :  28  398  000; 
1881:  24i>81UX);  1890  :  27  272  000;  1891:  2  889000.  In  derselben  Zeit  sank  die 
Verwendung  von  H  i  1  f  s  d  ü  n  g  e  r  n  (Knochenmehl,  (iuano,  Phosphate  ete.)  von  6011111.  H. 
in  der  Periode  1871/75  anf  2nMill.  "M.  in  1889.  Ein  ähnlicher  l'rocess  vollzog  sich  auch 
iu  Irland,  wo  von  1861  biü  1886  das  Ackerland  eiueMiudürung  von  4,6  AIill.auf  2,9  Mill. 
Acres  erfkhren  hat,  während  in  derselben  Zeit  das  Wiesen-,  Klee-  und  Weideland  von 
rund  10  Mill.  auf  1'2.1  ^Till.  Anes  anstieg'.  fV^;!.  liierzn  Paascho  in  d.  Jahrh.  f.  \. 
u.  St.,  N.  F.,  Bd.  21,  und  Wohltiuauu  in  FiUiliug's  Laudw.  Zeitg.,  1892,  Heft  5.) 

§6.  Die  Betriebssysteme:  Brand-  und  Feldgras- 

wirthschaften. 

Unter  dem  Einfluss  verscMedenartiger  Einwirkungen,  Bei  es 
der  äusseren  Natur  oder  wirthschafOicher  Verhältnisse  oder  beider 
zugleich«  tritt  der  Landwirthsehaftsbetrieb  in  den  mannigfaltigsten 
Formen  und  Gestaltungen  in  die  Erscheinung;  und  diese- Mannig- 
faltigkeit wird  nun  durch  die  besondere  Art  und  Weise,  in  welcher 
innerhalb  einer  bestimmten  Prodnctionsrichtung  die  wichtigeren 
landwii-thsehaftliclien  Betriebsarbeiten  mit  einander  verknü])ft  er- 
scheinen, noch  weiter  vermehrt.  Die  vorwiegend  dem  Fiuchtbaii 
sich  zimt'im'iKloji  W'irÜisehattcii  (sog.  Körnerwirtb^schaiTcii)  Italien 
weder  durcliweg  dieselben  Fiuchtarten ,  noch  diese  in  dfrselbou 
Keihenfolge  an;  und  ilie  aiit  Aufznclit,  Milch-  und  ricischproduction 
gestützten  Wirthschaiten  verfolgen  ihr  Wirthschaftsziel  ebenfalls 
auf  sehr  verschiedenen  Wegen.  Diejenigen  (Inmdsätze  und  Kegidii, 
nach  denen  innerhalb  einer  Wirlh&tliaft  Itei  der  Kr/eugung  von 
pflanzlichen  und  thierischen  Stoffen  verfahren  uird.  bilden  in  ihrer 
Gesanuntlieit  das  lietriebss vsteni  dieser  VVirthsrlial't :  und  unter 
gleichen  V(Mli;iltnif3sen  plleüen  die  Landwirthe  dasselbe  Betriebs- 
(Wirthsehalts-)  System,  das  man  \vrdil  aucli  das'  (iesetzbuch  des 
AV  irtbschaftsbetriebes**  genannt  hat,  einzuhalten.  Die  oben 
besprochenen  Ilebcrgänge  vom  Unvollkommenen  zum  Vollkommenen 
lassen  sich  auch  bei  (b  ii  Betriebssystemen  verfolgen;  aber  es  hängt 
mit  der  Natur  des  laudwirUidchaitUckeu  Gewerbes  und  der  es  Aus- 
übenden zusammen,  dass  unToUkommene  und  vollkommene  zeitlich 
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und  räumlich  neben  einander  bestehen.  Eine  Auigabe  der  Laiul- 
wirthschaftspolitik  liegt  daher  gerade  auch  darin,  wo  hierzu  die 
allgemeine  Entwicklung  der  wirthschaftlichen  Verhältnisse  Anlaas 
giebt,  die  Ueberfühnmg  der  ersteren  Betriebsarten  in  die  letzteren 
herbeizuführen,  d.  h.  die  Fortschritte  in  der  Technik  tlos  Betriebs 
und  derBetriebgorganisation  ailm&hlichzu  einem  Gemeingut  thunlich 
der  gesammten  LandboTÖlkerung  zu  machen. 

Hierbei  bleibt  freilich  wohl  zu  beachten,  dass  das  Ziel  der 
Wirthschaft:  höchster  Produetionserfolg  mit  verhältnissmässig  ge- 
ringstem Aufwand,  auf  sehr  verschiedenen  Wegen  sich  erreichen 
lässt;  dass  die  Art  der  Ausgestaltung  der  Betriebssysteme  eben- 
sowohl von  den  natürlichen  wie  von  den  allgemein  wirthschafUichen 
(gesellschaftlichen)  Verhältnissen  abhängig  ist:  und  dass  die  Frage, 
ob  ein  Betriebssy  stem  genüge  oder  nicht,  nur  unter  Berücksichtigung 
dietsiT  iiatürlicheu  vmd  gLacUschaftlichen  Factoren  beantwortet  werden 
kann.  In  gewissem  Sinne  ist. .jedes  landvvirtlischaltliche  Betriebssystem 
zugleich  das  Produkt  seiner  Zeit"  (Krämer),  freilich  nur  so  lange 
erbaltungswerth,  als  es  jenen  Factoren  angepasst  erscheint.  Die 
Kritik  der  Betriebssysteme  darf  jedenfalls  vuu  keinem  willkürlich 
constniirtcii  Idealbild  ausgehen  und  wird  dahor.  fint^r  licachtung 
des  historisch  (Tewonltmen.  eine  Fort-  und Umbildiuig  miv  «ia  lordcrn. 
wo  die  natürlichen  und  die  wirthschaftlichen  Voraussetzungen  des 
Landbaues  eine  solcho  zulassen  niid  sofern  durch  die  Thatsache 
der  Fort-  und  Umbildung  ein  höherer  ökonomischer  Effect  ge- 
sichert erscheint. 

Bein  historisch  betrachtet,  lassen  sich  (mit  Krämer)  als  in 
stufenweiser  Fortschreitung  vom  Einfachen  zum  Vollkommenen, 
von  extentiven  zu  intensiven  Bewirthschaftungsweisen  folgende  Be- 
triebssysteme unterscheiden*):  1)  Extensivste  Benutzung  des  Bodens 
ausschliesslich  zur  Grasweide;  nur  Viehhaltung;  kein  Feldbau; 
typisch  vertreten  in  der  Nomadie;  kann  aber  als  Begleitbestand- 
theil  oder  TheilstQck  des  landwirthschaftlichen  Betriebs  auch  auf 
hdheren  Ciilturstufen  mit  allerdings  sorgfältigerer  Handhabung  des 
Systems  vorkommen  (Alpenländer).  2)  Das  extensiv  wilde  Feldgras- 
oder das  sibirische  System;  weit  vorwiegend  Viehhaltung;  Vorstufe 
des  systematischen  Feldbaues,  häufig  als  sog.  Brandwirthschaft  auf- 
tretend. 3)  Der  extensive  planmässige  oder  geregelte  Feldbau  mit 
weit  überwiegender  oder  doch  erheblicher  BUcksicht  auf  KOraer- 

^)  Krämer  im  Hdb.  d.  ges.  Landwirthscliaft,  1890,  Bd.  I,  S.  353  ff. 
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production,  in  der  doppolten  Fnnu  oiiierseits  der  Felder-  anderer- 
seits der  Feldgrassystcmo,  je  nachdem  Körnerbau  oder  Produktion 
thierischer  Erzeugnisse  überwiegt.  4)  Der  planmässige  oder  ge- 
regelte Feldbau  auf  mittlerer  Intensitätsstufe,  mit  stark  hervortre- 
tender Kücksiclit  auf  Futterpro duction  und  Viehhaltung  (Fnicht- 
wechsel-Wirthschaften).  5)  Die  Betriebssysteme  auf  der  Stufe  der 
vollen  Intensität;  Hochbetrieb,  vielfach  in  Verbindung  mit  technischen 
Nebengewerben. 

Die  Darstellung  der  yerschiedenen  landwirthsehaftlichen  Betriebs- 
systeme gehört  in  das  Gebiet  der  landwirthschaftlichen  Betriebs- 
lehre; hier  kann  es  sich,  neben  einer  flüchtigen  Skizzirung  ihres 
Wesens,  nur  um  ilire  nuticuuilökonomische  AVürdigung,  d.  h.  eben 
um  die  augedeutete  Frage  ihrer  zeitlichen  licroehtigung  oder  Xicht- 
berechtigung  Iiandeln,  wobei  im  Anschluss  an  die  Haupttypen  der 
Betriebssysteme  Folgendes  zu  bemerken  ist: 

1.  Die  Brand  wirthschaften.  Die  unvollkommenste  roheste 
Form  derselben  findet  sich  in  den  Steppenwirthschaften 
Binnenasiens,  Sudamerikas,  wo  die  dflrr  gewordene  gestrüppartige 
Vegetation  in  Brand  gesteckt  wird,  um  dem  frischen  ünterwuchs 
von  Futterpflanzen  Luft  zu  machen,  oder  auch,  um  auf  der  abge- 
sengten Steppe  etwas  Brodfrucht  einzusäen  (Südsibirieu) :  oder  es 
soll  das  Feuir  dazu  di«'neu.  den  unbesiedelten  Urwaldboden  in 
culturfähiges  Land  umzuwandeln  (übliche  Art  di  r  Uoduug  bei  der 
Besiedelung  Nordamerikas  und  auch  jetzt  noch  in  Gebrauch);  in 
allen  diesen  Fällen  dient  die  zurückbleibende  Asche  zugleich  als 
Dünufuntr,  Auf  äbnlichen  Kücksichten  rascher  und  leichter  Boden- 
säubeninu  und  wirksanu'r  "Düngung  IxTulit  alter  auch  die  noch 
heute  in  den  gebirgigen  Tlu'ilcu  Huropas  und  in  den  Moorböden 
Norddeutschlauds  vielfach  vorkommende  Wirthschaftsweise,  welche 
dort  unter  den  Bezeichungen :  Hackwald-.  Haubergs-  oder 
Reut  fo1  dwirtlischaft,  hier  als  Moorhrandwirthschaft 
bekannt  ist.  Wo  es  sich  hierbei  um  einen  melir  oder  weniger 
regelmässigen  Wechsel  in  der  Benutzung  des  Landes  als  Weide- 
(G r a 8 1  a  n  d)  und  zur  A c  k  e r b  e  s  t e  1 1  u  n g  liaadeit ,  sin d  diese 
Brenn  wirthschaften  wohl  nur  eine  Unterart  der  vielverbreiteteu 
Feldgraswirthsc haften  (Zitter2);  je  nach  ihrer  Ergiebig- 
keit pflegen  die  Böden  nach  erfolgter  Schälung  und  Verbrennung 
der  Vegetationsdecke  ein,  zwei  und  mehr  Jahre  zum  Anbau  von 
Sommergetreidefrachten  (Hafer,  Buchweizen,  Sommerroggen),  wohl 
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auch  von  Kartoffeln  oder  Oelfirttchten  benutzt  und  dann  wieder 
als  Weide-  und  Grasland  liefen  gelassen  zu  werden,  um  je  nach 
kOizeren  oder  längeren  Zwischenräumen  dann  abermals  in  der  be- 
sprochenen Weise  zu  Anbanzwecken  Verwendung  zu  finden.  Wo- 
gegen die  meist  an  steileren  Einhängen  betriebenen  Hackwald- 
oder Haubergswirthschaften  (in  der  Siegener  Gegend,  im  Schwarz- 
wald, Odenwald  etc.)  auf  einem  Wechsel  von  Wald-  und  Ackerhau 
beruhen;  die  vorherrschende  Holzart  sind  Eichen,  die  auf  Lohe 
und  Holz  genützt  und  meist  nach  15  bis  20  Jahren  abgetrieben 
werden,  worauf  der  durch  Brand  gesäuberte,  mit  der  gewonnenen 
Asche  geddngte  Waldboden  einige  Jahre  der  Getreide-  undKartoffel- 
cultur  dient 

Alle  diese,  wenn  schon  ursprünglichen  Bewirthschaftungsformen 
sind  nicht  schlechthin  zu  Tcrwerfen,  sondern  als  ein  berechtigter 
Nothbehelf  mindestens  insolange  anzusehen,  als  nicht  die  vor- 
geschrittene Wissenschaft  vollkommenere,  d.  h.  in  der  Wirkung  mehr 
Erfolg  verbürgende  in  Torschlag  bringen  kann.  Letzteres  trifft  z.  ß. 
hinsichtlich  der  Moorländereien  zu,  und  als  eine  der  wichtigeren 
Aufgaben,  welche  der  Landwirthschaflsverwaltung  in  Staaten  mit 
grossen  Moorflächen,  z.  B.  Preussen,  gestellt  sind,  stellt  sieh 
unzweifelhaft  die  Verdrängung  der  alteii,  uut  kärgliL-he  Ernten  ange- 
wiesenen Brandcultiir  durch  eine  mit  den  Mitteln  der  niüdenien 
Technik  arlx  itendcn  Wirthschafts weise  dar.  In  Gebirgsgegenden 
indess  mit  rauhereni  Klima,  zumal  beim  Vorliandensein  ungünstiger 
Tcrrainvcrhälinisse  (mehr  oder  woniger  steile  Hänire)  und  nuiiicrer 
liödtMi.  wird  die  Brennkultiir  ein»)  gewisse  Da.st'inslu'iechtigiuig 
wohl  ininur  haben;  und  es  kann  sich  höchstens  daiuni  liandeln, 
sie  da  einzuschränken  oder  sell>st  auf  ilire  vfdligc  Hcsritiuung  hin- 
zuwirken, wo  d\ireli  Autlockcrunu'  und  ['niln-cclicn  des  Weidehmdes 
an  steilen  Hängen  die  (Jefahr  des  Abschwemniens  der  gelockerten 
oberen  Bodenschichten  besteht  oder  wo  die  natürliche  Wieder- 
berasung  Mt  Licn  der  Armuth  des  Bodens  verhindert  wird  und 
die  abwechstdnde  Benützung  des  Gras-  oder  Weidelandes  zur  feld- 
mässigen  Bestellung  zugleich  das  Aufkommen  von  rnkrauteru  (Farne, 
Ginster.  Moose  etc.)  frudern.  d.  h.  die  allmähliche  Hntartung  und 
Sterilität  der  betreffenden  Flächen  herbeiführen  nuisste  —  Erschei- 
nungen, wie  sie  in  einzelnen  Oantonen  der  Schweiz,  in  Süd  frank  reich, 
in  Tyrol,  im  südlichen  Schwarzwald  vielfach  deutlich  zu  Tage  ge- 
treten sind.  Wird  gar  diurch  eine  solche  Wirthschaftsweise  im 
Gebirge,  d.  h.  im  ürsprungsgebiet  grosserer  Wasserläufe  durch 
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das  Abschwömmen  der  Bodenkrume  die  natürliche  Aufsaugungs- 
lähigkeit  des  Bodens  gemindert  oder  ganz  anfgehobim,  so  ist  der 
Srhaden  ein  doppelter,  weil  mit  der  Zerstörung  des  Gebligscultur- 
landes  ancli  der  Wasserablanf  ein  ungeregelter  wird  und  weil  die 
plötzliche  und  rasche  Abführung  des  Wassers  bei  der  Schnee- 
schmelze und  bei  Kegenfällen  das  im  Thal  liegende  Culturgelände 
mit  -Hochwassern,  Ueberschwcmmungen  und  Yerschüttung  bedroht 
Ausgedehnte  Holzhiebe  in  den  steileren  Einhängen  des  Oebirgs- 
landes  zeitigen  ähnliche  Wirkungen;  und  so  erklären  sich  jene 
Maassnahmen  der  neueren  Wirthschaftspolitik,  die  theils  im  Wege 
der  Gesetzgebung,  theils  in  jenem  der  Verwaltungsthätigkeit  den 
durch  ungeordneten  Landwirthschafts-  und  Forstbetrieb  veranlassten 
Störungen  in  den  hydrographischen  Verhältnissen  entgegenzuwirken 
bestimmt  sind^). 

2.  Die  Feldgraswirthschaft.  Ihr  Wesen  licstcht  darin, 
dass  dasselbe  Lniu!  abwochselnd  eine  Reihe  von  Jahren  zur  Er- 
zeugung von  Getreide  (und  anderen  Gewächsen)  und  sodanu  kürzere 
oder  längere  Zeit  als  Grasland  benutzt  wird;  demnach  können  die 
obenerwähnten  Brandwirthschaften  ebeufalla  unter  den  Begriff  der 
Feldgraswirth Schäften  fallen.  In  seiner  unvollkommensten  Form 
war  dieses  Betriebssystem  in  den  ältesten  Zeiten  wolil  das  in 
Deutschland  gebräuchlichste,  und  die  Worte  von  Tacitus:  ,.Arva 
per  annos  mutant  et  superest  ager^*  (Germ.  26)  werden  wohl  am 
richtigsten  auf  dieses  Wirthschaftsystem  gedeutet*):  ein  Theil  des 
überhaupt  pflugbaren  Landes  wird  mit  Eömerfrfichten  insolange 
bestellt,  als  der  Ertrag  noch  lohnend  erscheint,  worauf  es  zur 
natürlichen  Wiederberasung  liegen  bleibt  und  als  Weideland 
dient;  an  irgend  feste  Regeln  über  die  Zeitdauer  dieser  ab- 
wechselnden Nutzungsweise  bindet  man  sich  nicht.  Aus  dieser^ 
ungeregelten  Feldgraswirthschafb  vollzieht  sich  allmählich  (in 
Deutechland  vorwiegend  in  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts) der  Uebergang  zur  geregelten:  die  für  den  Ackerbau 
bestimmten  Ländereien  werden  in  10 — 15  Schläge  (Koppeln)  ein- 
getheilt  und  diese  nach  vorausbestimmtem  Plan  in  regelmässigen 
Zwischenräumen  als  Acker-  bezw.  als  Weideland  (bezw.  zur  Futter- 
nutzung) in  Verwendung  genommen ;  je  ausgebildeter  dann  die 
Fruclitlolge  auf  dem  iu  JJeiuiizuug  kommenden  Ackerfeld  und  je 


*)  Xiilicri.!»  liierüber  wie  über  die  Moorcultur  im  Kjip.  III,  Abschn.  IV. 
Bau,  «.  a.  0.,  I,  §  382,  Anm.  6,  imd  RoBcher,  a.  a.  0.,  §  24. 
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YoUkommener  die  Ausnfitzimg  des  letzteren  wird  (durch  Eiiifüizung 
auch  anderer  Cultuigewächäe  als  Kdmer  in  die  Rotation:  Hülsen- 
früchte, Knollengewächse,  Klee),  um  so  mehr  gewinnt  die  Wirth- 
schaftsweise  intensiven  Charakter.  —  Dieses  Betriebssystem  eignet 
sieh  in  besonderem  Orade  für  Gegenden  mit  feuchtem,  den  Gras- 
wachs förderndem  Klima,  und  es  bat  daher  seine  Tomehmste  Ter- 
breitong  in  den  nördlichen  und  nordöstlichen  Theilen  Deutschlands 
(Holstein,  Mecklenburg,  Pommern,  Ost-  und  Westpreussen,  Posen); 
ebenso  in  Nordfrankreich,  in  einzelnen  Theilen  Ton  England;  in 
SMdeutschland  vorwiegend  in  den  Gebirgsgegenden,  wo  es  (z.  B. 
in  Bayern)  unter  dem  Namen  Eggartenwirthschaft  bekannt  ist, 
übrigens  Tereinzelt  auch  in  das  Gebiet  der  Hochebene  vordringt. 
Der  reichliche  Putterertrag  der  Feldgraswirthschaften,  die  Möglich- 
keit des  Weidegangs  der  Thiere  während  einer  längeren  Zeit  des 
Jahres  eignet  naturgcmftss  die  Gegenden  mit  dieser  Betriebsform 
in  besonderem  Maasse  für  die  Haltung  und  Aufzucht  von  Thieren 
(Rindvieh-,  Pferde-,  SeliatV.ucht),  welche  Productionsrichtung  «laher 
in  der  Mehrzahl  der  olieiigt^iaunton  Staatsgobietstheile  zu  bo:>onderor 
Blüihe  gediehen  ist. 

Wenn  der  Feldbau  hinter  der  Konutzunsr  des  Culturlandes  zur 
Futtererzeuguno:  zurücktritt,  so  kann  das  iietriehssystem  den 
Charakter  der  Wei  dewi  rth  S(  Ij  aft  annehmen,  wie  solche  in 
den  Innern  hochgeletroneii  l'heilen  der  Schweiz,  im  ludipu  Srhwarz- 
wald,  in  den  bayrischen  und  österreichischen  Alpen  etc.,  aber  au»  h 
in  einzplnen  der  nbeu^euaiinten  an  der  Meeresküt^te  Litdegenen 
Län«ler^(d)iett'n  (Holland,  ( >>tfnesland,  Schlrswig-Hoistein)  und 
weiter  ostlich  in  den  Mündungsgebieten  der  Ustseeküste  vorzu- 
kommen pflegt.  Sötern  solche  Weidewirthschaften  mit  einem  ver- 
hältnissmässig  geringen  Anlage-  und  Betriebskapital  in  Form  von 
Gebäuden,  Oeräthen,  Arbeitslöhnen  etc.  arbeiten,  zahlen  sie  zu  den 
extensiven  Betriebssystemen ;  sie  können  aber  sehr  wohl  auch  einen 
ausgesprochenen  kapitalintensiven  Charakter  annehmen,  nämlicii 
vermöge  des  hohen  Werths,  den  im  gegebenen  Fall  die  durch  Zucht 
veredelten  Viehbestände  annehmen,  oder  wegen  der  besonderen  Ein- 
richtungen und  Kapitalaufwendungen,  die  ein  hochentwickeltes 
Molkereiwesen  erfordert  (Herstellung  eigener  Gebäude  für  die  Bülch- 
wirtbsohaft,  Aufstellung  kostspieliger  Maschinen  und  Molkerei- 
geräthe  etc.),  und  die  holländischen,  englischen  und  norddeutschen 
Weidewirthschaften  dürfen  aus  diesem  Grunde  auf  die  Bezeichnung 
kapitalintensiver  Betriebe  vollen  Anspruch  erheben. 
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Die  Ausdehnung  der  ungeschmälerten  Weide-  und  Graswirthschaften  in 
exteuüivster  Form  schäty.t  Settegast,  a.  a,  O.,  11,  S.  65  ff.  auf  zwei  Drittel  des 
i;eeaiBmt(Mi  (übiri^'s  und  Tittlandes  mit  der  Betrachtung,  dass  danach  auf  dem 
nberwiegendeii  Theil  der  Krde  die  Cultur  über  das  erste  KindesfiUer  noch  nicht 
hinaiuist  und  desshalb  die  Sorgü,  die  Gicuze  der  üevölkeraiigo/.uijahuu'  WLidt;  iu  uicht 
ferner  Z^t  emichi  sein,  „in  nichts  zerfliesst.  Befinden  sich  doch  no(  h  grosse  l^äuder 
mit  anhnnwiirdigstem  Boden  (in  Amerika,  Australien.  A  if  ii  etc.)  in  einem  solchen 
volkswirthscliattlichen  firstarrungszustande,  dass  ihr  Oebiet  icaum  mehr  Menschen 
ernälirt,  als  es  Qvadratmeflen  umGust'*.  —  Wie  sehr  H&e  Wddewirtbscliaft  kapital- 
intensiv betrieben  werden  kann,  darüber  giebt  die  englische  Agrarenqu^tc  von 
bemerkenswerthe  Aufschlüsse:  z.  B.  schätzt  der  Assistant-Commissioner  für 
den  Norden  den  Bedarf  eines  Fftchters  an  Betriebskapital*  anf  einer  Farm  mit  Aek  er> 
biui  pro  Acre  auf  8-- 10  Pfd.  St.,  auf  einer  Crras-  und  T\'eide fa mi  auf  10  bis 
12  i'td.  St.;  bei  Milch wirthschaften  wird  sogar  (Aussage  des  Land  Steward  des  Her^sog- 
thums  Comwall)  20  Pfd.  St.  auf  deu  Acre  verlangt.  (Nasse,  Agrarische  ZnsÜnde 
in  Engrlaad»  in  Sehriften  der  Y.  f.  Sodalpolitik,  XXYII,  S.  169.) 

§  7.   Fortsetzung,  Die  D  r  e  i  1  e  1  d  c  r  w  i  r  t.  h  s  c  h  a  f  t. 

3.  Die  Feld  er  wirthschaften.  Das  bezeichnende  Merkmal 
der  hierher  gehörigen  Betriebssysteme  drückt  sich  darin  aus,  dass 
ein  bestimmter  Theil  derFeldfiur  als  Ackerland,  ein  anderer 
als  Wies-  und  Weideland  in  landwirthschaitliche  Nutzung  ge- 
zogen ist,  jener  eigentbfimliche  Wechsel  in  der  Benützung  der- 
selben Fläche  als  Acker-  und  Grasland,  tei  den  Feldgras- 
wirttischaften,  demnach  fehlt  Je  nach  der  Art  der  landwirthschaft- 
liehen  Nutzung,  welche  dem  Ackerland  zu  Theil  wird,  und  der 
darauf  beruhenden  Eintheilung  des  Ackerlandes  in  Schläge  unter- 
scheidet man  zwei-  und  mehrfeldrige  Betaiebssysteme,  die, 
mit  einander  in  wirthschaitlichen  Vergleich  gesetzt,  wiederum  das  Auf- 
steigen Yon  unvollkommneren  zu  ToUkommneren  erkennen  lassen. 
Als  roheste  Form  dieser  Felderwirthschafton  darf  wehl  diejenige 
bezeichnet  werden,  welche  eine  Schlageintheihmg  überhaupt  nicht 
kennt,  al«o  das  Ackerland  ununterbrochen  der  Erzeugung  derselben 
l'liaiiy.ciiiirt  (Kumcrl'rucht)  widmet  und  von  deren  Vorkommen  in 
Südeuiopa,  Vorderasien  gemeldet  wird,  die  aber  iu  grösserem  Um- 
faner  noch  heute  auf  den  i^rossen  Weizenfarmen  .Noi dainerikas 
ht-'imisch  ist,  wo  der  jungfräuliche  Boden  und  der  in  ihm  ent- 
haltent>  Keichthum  von  Nährstoffen  eine  solche  Wirthschaits weise 
wenigstens  vorübergehend  als  vortheilhail  erscheinen  lassen  kauii. 

Im  Uebrigen  ist  allen  Felderwirthschaften  im  Anfang  eigen- 
thfimlich,  dass  niemals  die  ganze  Feldflur  gleichzeitig  der  Pflanzen* 
erzeugung  dient,  sondern  ein  bestimmter  Theil  derselben  sich  im 
Zustand  der  Buhe,  der  sog.  Brache  befindet;  bei  den  Zweifelder- 
wirthschaften  die  Hälfte,  bei  den  Dreifelderwirthschaften  ein  Drittel, 
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bei  der  Yiurfelderwirthschafb  ein  Viertel  des  Ackerlandes.  Der 
äussere  Anlass,  der  zur  Einschiebung  der  Bracbflur  fahrt,  lag  alle- 
mal in  der  Beobachtung  der  Abnahme  der  Ergiebigkeit  der  Böden 
bei  fortgesetztem  Anbau  derselben  und  war  dessbalb  da  gegeben,  wo 
dieDlIngaiig  der  Felder  in  ungenflgender  Weise  sich  vollzog;  also 
Überall,  wo  der  Yiehstand  wegen  der  ünbekanntschaft  mit  ertrag- 
reichen, auf  dem  Ackerland  zu  erzielenden  Futterstoffen  (Klee)  in 
seiner  Em&hnmg  auf  das  meist  beschränkt  vorhandene  Wies-  und 
das  in  der  B^el  nicht  sehr  ergiebige  natflrliche  Weideland  ange- 
wiesen, mithin  nothwendigerweise  ein  dftnner  und  wo  dessbalb  auch 
die  Bflngererzeugung  eine  beschränkte  war;  zumal,  wenn  wegen 
des  vorherrschenden  Weidebetriebes  die  sorgfältige  Sammlung  der 
natfirlichen  Düngstoffe  und  deren  aussdiliessliche  Verwerthung  für 
das  Ackerfeld  verhindert  wurde.  Unter  der  Einwirkung  ähnlicher 
Verhältnisse  tritt  daher  die  Brache  auch  bei  den  Feldgraswirtli- 
schaften  und  den  diesen  verwandten  Betriebssystemen  auf. 

Wirthschaftlich  betrachtet  bedeutet  die  Einschiebung  der 
Brache  einen  Verlust  von  Land  und  den  Verzicht  auf  eine  an  sich 
mögliche  Production  von  Pflanzenstoffen;  dieser  Verzicht  ist  aber 
insolange  berechtigt,  als  nur  mit  Zuhilfenahme  dieser  Einrichtung 
die  Felder  in  einem  ertragsfähigen  Zustand  erhalten  werden  können. 
Da  ferner  die  Brache  und  die  mehrfache  Bearbeitung,  die  der 
Boden  während  dieser  Zeit  der  Vegetationsruhe  erfahren  kann, 
unkrauteäubemd  und  weiterhin  auch  physikalisch  und  chemisch: 
durch  Lockerung  und  Durchlüftung  des  Bodens,  LOslichmachung  der 
in  der  Erde  befindlichen  Mineralstoffe  günstig  („bodenbereichemd'^) 
wirkt,  80  kann  sie  auf  Bodenarten,  die  ihrer  Natur  nach  eine 
längere  Durcharbeitung  erfordern  (zähe,  schwere  BOden,  wie  der 
strenge  Thon-  und  Lehmboden)  sogar  dauernd  berechtigt  sein  und 
behauptet  daher  selbst  in  ausgebildeten  Fruchtwechselwirthschaften 
(siehe  unten)  noch  ihre  'Stellung. 

Neben  der  Z wcifohlerwirthschaft,  die  Mher  in  den 
Rheingegenden  und  im  südlichen  Frankreich  häutig  war  und  noch 
jetzt  in  Büdeuropäischen  Ländern  (namentlich  in  Spanien)  ver- 
breitet ist,  darf  die  Dreifei  der  wirthschaft  als  der  charak- 
teristischste imd  verbreitetste  Repräsentant  der  Felderwirthschaften 
niit  reiner  Brache  angesehen  werden;  sie  war  in  Deutschland  schon 
zur  Zeit  KarVs  des  Qrossen  bekannt  und  hat  bis  in  dieses  Jahr- 
hundert, wo  nicht,  die  Feldgraswirthschaften  und  dieser  ähnliche 
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Betriebssystem fi  sich  behaupteten,  überall,  wo  die  bäuerliche  Be- 
völkerung dominirte,  das  vorwaltende  Betriebssystem  gebildet'). 
Ihr  Wesen  besteht  darin,  dass  das  Ackerfeld  in  drei  gewöhnlich 
gleich  grosse  Theile  (Fluren.  Zeige,  Felder)  getheilt  wird,  von 
denen  der  eine  im  jährlichen  Wechsel  brach  licL^t,  einer  mit  Winter- 
getreide^  einer  mit  Sommergetreide  angebaut  wird.  Der  Futter- 
erzougung  dienen  die  etwa  vorhandenen  Wiesen,  die  ständigen 
Weiden  und  die  Stoppelweide  auf  dem  abgeernteten  Theil  der 
Ackerflur,  in  älterer  Zeit  auch  die  W  eide  in  den  Waldungen.  Eine 
DOngung  findet  gemeinhin  nur  in  der  Brachflur  statt,  wohei  man, 
je  nachdem  die  Brache  jedesmal  oder  nur  das  zireite  oder  gar  das 
dritte  mal  gedüngt  wird,  eine  reiche,  vermögende  und  arme  Drei- 
felderwirthschaft  unterscheidet. 

Die  Dreifelderwirt.hscliatl  stellt  iu  der  streng  geregelten  Form, 
in  der  sie  sich  ToUzieiit.  schon  rein  technisch  einen  wesent- 
lichen Fortschritt  sjesrenübcr  der  Foldsrra-swirthsehaft  der  deutschen 
Urzeit  dar:  aber  auch  einen  wirt iisc  h ältlichen  Fortschritt, 
weil  sie  als  eine  ausgesprochene  Kömerwirthschaft  in  ausgedehn- 
terem Maasse  die  Versorgimg  des  Volkes  mit  den  wichtigsten 
Kahrungsstoffen  vermittelt  Für  niedere  und  mittlere  Stufen  der 
Volksbildung  empfielilt  sie  sich  schon  wegen  der  schematischen 
Einfachheit  des  auf  sie  sich  grundenden  Wirthschaftsbetriebs,  dem 
auch  die  minder  Begabten,  minder  Geschickten  leicht  zu  folgen 
vermögen.  Die  flurweise  Bestellung,  Anbllbnung  und  Abemtung 
der  Feldmark,  wie  sie  der  Dreifelderwirthschafb  eigenthOmlich  ist, 
entsprang  übrigens  mit  einer  gewissen  I^othwendigkeit  jener  be- 
sonderen Auftheilung  des  Landes,  die  der  einzelnen  Hufe  die  ihr 
zugehörigen  Landparcellen  zerstreut  in  der  Gemarkung  zuwies 
(Grewannverfassung  mit  Gemengejlage),  weil  beim  Mangel 
ausreichender  Feldwege  die  willkfbrliche,  auf  das  Nachhargrund- 
stflck  k^ine  Rücksicht  nehmende  Bestellung  etc.  der  Felder  ohne 
grosse  Schädigung  der  nachbarlichen  Interessen  (z.  B.  durch  TJeber- 
fahren  etc.)  gar  nicht  ausftihrbar  gewesen  wäre.  Aus  solchen  Back- 
sichten gegenseitiger  Schonung  wurde  daher  die  flurweise  gemeinsame 
Felderbestellung  ein  wesentlicher  Bestandtheil  des  Flurrechts  (Flur- 


1)  Nasse,  üeber  die  mittelalterliolie  Feldet^emeinBChaft  in  England,  1809, 

weist  nach,  wie  die  reine  Dreifeld«?rwirthschaft  mit.  unanircbiiuter  Brafli»'.  Fliirzwiing' 
und  gtimeiusamer  Weide  noch  gegen  Mitte  dieses  Julirhuuderts  selbst  iu  Euglaud, 
diesem  damals  in  der  Änbant^hnik  im  Uebrigeu  vorgeschrittensten  Lande,  noch 
fltarlc  verbreitet  war  (S.  2  ff.). 
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zwang),  und  dieser  Flurzwang,  weit  entfernt,  in  Zeiten  unent- 
wickelterer wirthscbaftlieher  und  roherer  Bildungsverliftltnisse  als 
eine  naehtheilige  Belftstigung  empfunden  zu  werden,  erwies  sich 
von  dem  Gresichtspunkt  der  Allgemeinheit  aus  sogar  als  wohlthfttig, 
wdl  in  dem  Bann  desselben  auch  der  Unfleissige  und  Träge  zur 
rechtzeitigen  Vornahme  der  nOthigen  Feldarbeiten  angehalten  wurde, 
da  jede  Yersäumniss  hierin  durch  die  Unml^glichkeit  ihrer  späteren 
NachholiinLi  sich  irerächt  hätte.  Die  Mängel  des  Betriehssystems 
aber,  wesentlich  bcstt^hoiid  in  der  durch  die  ständige  Aufeinander- 
folge von  KöriHTfrüchten  veranlassten  stärkeren  Veninkrautung  der 
Felder,  in  der  inaiip:elliatten  Düngung,  die  naiuentlicli  dem  Wieder- 
ersatz der  durch  die  regelmässigen  (ietreideornten  eri'olgendeii  Ent- 
ziehung von  Phosphorsäure  im  Boden  nicht  hinreichend  Kechnung 
truii  lind  die  durch  diese  Momente  sowie  durch  die  l'.r n  lihaltunsr 
bediu£;te  ver!)ältnissnia:>hm  ij^eriime  Körnerproduction  üeleii  msolange 
nicht  sonderlich  schwer  ins  <ie\vicht,  als  die  Bevfilkerung  noch 
dünn,  der  Bedarf  an  Brodt'rüchteii  deshalb  ein  massiirer  und  bei 
dem  Uebertiuss  an  Land  jede  intensivere  Ausnützimg  des  in  Cultur 
genommenen  Bodens  ohnebin  zwecklos  war. 

§  8.    Die  verbesserten  F  eider  Systeme. 

Die  technischen  und  wirthschaitlicben  Mängel  des  Dreifelder- 
systems mussten  dagegen  und  zwar  in  steigendem  Maasse  sich 
geltend  machen,  als  mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung  das  für 
neue  Ansiedelungen  verfügbare  Markland  mehr  und  mehr  zusammen- 
schrumpfte, der  Boden  also  seltener  und  theurer  wurde  und  die 
stärkere  Ausnutzung  der  Bodenkraffc  im  Hinblick  auf  die  Lebenshal- 
tung der  Bebauer  sowie  die  Brodversorgung  der  übrigen  Yolksbe- 
standtheile  sich  gebieterisch  geltend  machte;  als  femer  mit  der 
zunehmenden  Umwandlung  von  Weide-  und  Waldland  in  Ackerland 
die  Ernährung  des  Tiehs  auf  wachsende  Schwierigkeiten  stiess  und 
eben  dadurch  auch  das  Missverhältniss  zwischen  Dflngerbedarf  und 
Düngererzeugung  ein  stärkeres  wurde.  Die  reine  Brache  musste  all- 
mählich als  eine  wirthscbaftliche  Verschwendung  von  Land  erscheinen; 
und  dies  sowie  die  Schwierigkeiten  in  der  Ernährung  des  Viehes, 
die  sichtliche  Abnahme  der  Fruchtbarkeit  der  Qetreideländereien  in 
Folge  ihrer  ungenügenden  Versorgiuig  mit  Düngstoffen  nöthigte 
mit  der  Zeit  zum  Verlassen  der  reinen  Dreifelderwiröischaft  und 
zum  üobergang  in  vollkommenere  Betriebssysteme,  wobei  im 
Einzelneu  zu  bemerken  ist: 

Bvclicnberger,  A.,  Agrarpolitik.  I.  3 
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a)  Den  Hauptanstoss  zu  diesem  bedeutungsvollen  Uebergang 
bildete  die  Einführung  des  Kartoffelbaues  einer-,  des  Kleebaues 
anderseits,  und  da  beide  Eirongensehaften  dem  vorigen  Jahrhundert 
angehören  (§  2),  so  datirt  von  da  an  auch  die  sog.  verbesserte 
I)  roifol  de rwirth Schaft  mit  besömmerter  Brache,  bei  der  also 
das  Brachfeld  ganz  oder  theilweise  mit  Futterpflanzen,  Kartoffeln 
imd  anderen  Wurzelgewächsen,  wie  Hülsenfrüchten  etc.  bestellt 
irird.  Und  da,  me  die  Er&hrung  bald  zeigte,  Klee  auf  demselben 
Feld  nur  in  längeren  Zwischenrftumen  angebaut  werden  kann,  so 
wurde,  um  dieser  sog.  Kleemfldigkeit  des  Bodens  Bechnung  zu 
tragen,  das  Ackerland  je  nachdem  in  6,  9,  12  oder  15  Felder 
getheilt,  derart,  dass  ein  Drittel  derselben  wie  vordem  mit  Winter-, 
«in  weiteres  Drittel  mit  Sommergetreide,  der  Best  aber  in  bestimmtem 
Turnus  mit  den  obigen  Früchten,  zu  denen  sich  aUmfthlich  auch 
Handelspflanzen  (Kaps,  Tabak  etc.)  gesellten,  angebaut  wurde  ^). 

Die  verbesserte  Dreifelderwirthschatt  ist  zur  Zeit  neben  der 
geregelten  Feldgraswirthschaft  wohl  das  weitverbreitetste  Betriebs- 
system, die  reine  Dreifelderwirthschatt  dagegen  nur  noch  ausnahms- 
weise vorkommend,  nämlich  dort,  wo  äussere  zwingende  Verhält- 
nisse der  Peldverfasbunu  (Mangel  an  Feldwegen)  die  Anbiümung, 
die  sommerliche  Bearbeitung  und  die  Abwartuug  der  Brachfelder 
nicht  gestatten. 

b)  Aber  auch  der  verbesserten  Dreifelderwirthschaft  haften  noch 
bemerkenswerthe  Hftngel  an;  indem  sie  zwei  Drittel  des  Acker- 
feldes dem  EOmerbau  zuweist,  ist  beim  Fehlen  ausreichender, 
guter  Wiesen  und  wegen  der  Sprddigkeit,  die  die  kleeartigen  Ge- 
wftchse  bestimmten  Bodenarten  gegenüber  bethfttigen,  in  ihr  für 
eine  ausreichende  Futter-  und  damit  für  eine  ausreichende  Dünger- 
erzeugung  nicht  überall  die  Grundlage  gegeben  und  die  Nachhaltig- 
keit des  Ackerertrages  keineswegs  gewährleistet  Allerdings  kann 
die  Einschiebung  anderer,  minder  anspruchsloser  Futterpflanzen 
und  die  Verwendung  von  mineralischen  Hüfsdungern  jenen  Mangel 
abschwächen,  wohl  auch  ganz  beseitigen;  dagegen  bleibt  immer 
der  andere  bestehen,  dass  die  unmittelbare  Aufeinanderfolge  zweier 


^)  Ais  Beispiel  einer  12{o\dngeu  Wirthschaft  stellt  sich  folpeude  Aufeinander- 
folge dar:  1)  Brache,  2)  Winteninp,  3)  Sommerung:  etc.,  4)  Wurzelfrüchte,  5)  W., 
6)  S.,  7)  Klee,  8)  W.,  9)  S.,  10)  Hülsenfrüchte,  11)  W.,  12)  S.  Die  Brache  ist  also 
auf  ein  Minimtim  eingeschränkt  und  durch  die  Einscln'(  )>nng  von  Klee-  und  Wurzel- 
früchteu  für  die  bessere  Ernährung  oder  stärkere  Hjihuug  von  Vieh  die  Grundlage 
gewonnen. 
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Halmfrüchte  die  Venmkrautung  der  Felder  befördert  und  den  Boden 
nöthigt,  zwei  Jahre  hintereinander  das  Nährmaterial  für  dieselbe 
Pflanzenart  zu  liefern.  Da  aber  die  im  Boden  befindlichen  Nfthr- 
Stoffe  nur  langsam,  im  Wege  der  chemischen  Zersetzung,  in  die  zur 
Aufiiahme  durch  die  Fflanzenwurzeln  geeignete  K^sliche  Fonn  Aber* 
geftihrt  werden,  so  ist  offenbar  eine  Anbauweise,  welche  solche 
Pflanzen  aufeinanderfolgen  Iftsst,  die  verschiedenartige  Ansprache 
an  die  Bodennährkrafb  erheben,  richtiger;  und  besonders  vortheil- 
haft  muss  ein  solcher  Wechsel  (Fruchtwechsel)  wirken,  wenn 
dieser  zwischen  Pflanzen  stattfindet,  von  denen  die  einen  vorwiegend 
die  obersten  Theile  der  Erdkrume  (Flachwurzler)  und  die  andern 
vorwiegend  die  tieferen  Bodenpartaeen  ausnutzen  (Tiefwurzler). 

Ein  Wirtli:;chiiftssvi^toni.  welclu'.s  in  »licsiT  Weise  fiiien  ltp- 
regelten  Wechsol  zwisciieii  Ptlanzcn  dfr  bezeichneten  Art  eintn'ti'ii 
lasst,  heisst  Fruchtw  oc  Ii  so  1  wi rth s ch af  t  und  seine,  ebcntalls 
in  (las  vorige  Jahrhnndt'rt  l'allondp  Ei nffihriing  leitet  daher  wuMierum 
einen  bezeichnenden  Wendeimnkt  in  d<*r  Technik  des  Landwirtli- 
schaftsbetriebs  ein;  wobei  übrigens  der  äussere  Anlass  zu  dieser 
Reform  wohl  weniger  in  obiger  Erwägung,  als  in  dem  Wunsche  be- 
gründet lag,  durch  stärkere  Yertretunp:  von  Futterpflanzen  in  der 
Fnichtfolge  (Rotation)  die  Grundlage  für  eine  noch  ausgiebigere 
Viehhaltung  und  Düngerhaltung  als  in  der  verbesserten  Dreifeldep- 
wirthschaft  zu  gewinnen.  Solche  Erwägimgen  waren  z.  B.  für  die  Ein- 
führung der  Fruchtwechselwirthschaft  in  England  mitbestimmend 
und  der  Typus  der  englischen  Fruchtwecbselwirthschaft,  der  sog. 
„Norfolker  Fruchtwechsel**,  weist  folgendes  Schema  auf: 
1.  Bflben,  2.  Gerste  und  Hafer,  3.  Klee,  4.  Weizen.  Thaer  und 
nach  ihm  Schwerz  haben  das  Verdienst,  auf  die  Bedeutung  der 
Fmchtwechselwirthschaft  mit  besonderer  Dringlichkeit  hingewiesen 
und  ihre  zunehmende  Einbürgung  in  Deutschland  herbeigeführt 
zu  haben  ^). 

Die  Vorzüge  eines  solchen  Betriebssystems,  welches  niemals 
Halmfrüchte  unmittelbar  auleiuander  folgen,  sondern  diese  mit 
anderen  (iewächseu,  der  sog.  Blattfrucht,  wechseln  läs>t.  treten, 
abgesehen  von  der  besseren  Ausnutzung  der  Bodeukiall,  noch 

» 

Eine  in  Ilohcnlieiju  eiujjeliilirit!  und  uiittr  dt  iu  Xaiueii  Holiunheimt;  r 
Fruchtwechsel  bekaunto  Rotation,  welche  den  Fi  hlcr  des  Nortblker  Frnchtweehsels 
allKuhäufigfr  Aiifeinanderfolpro  des  Klees  glin  klirli  vtnTiu  idri ,  zcifrtr  tirspriin<rH(:h 
folgendes  Schema:  1)  Brache,  2)  Kaps,  3)  Wintergetreide,  4j  Wurzclfrüclite,  ö;  .Somnier- 
gete«idfl,  6)  KleOf  7)  Wintergetreide. 

3* 
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(iariii  liervor,  dass  die  Blattfrüchte  eine  bodenbeschatteiide  und 
dadui'cli  luikrautsäubernde  Wirkung  äussern;  dass  die  meist  tief 
wurzelnden  BlattMclite  die  pliysikalisclie  Boscliatt\'nIieit  des  Bodens 
verhessern  und  ihn  in  einem  für  die  Halmirüclite  günstigeren  Zu- 
stand zurücklassen;  dass  die  Arbeiten  sich  uleichmässiger  im  Jalir 
vertheilen  und  der  stärkere  Anbau  von  Futterjjüanzen  die  Tlaltimg- 
von  mehr  und  von  bosser  genährtem  Vieh  ermöglicht,  dadurch 
aber  nicht  allein  die  Rente  aus  dem  Stall  steigert,  sondern  auch 
die  Düngerpro  duction  günstig  beeinflusst.  Rechnet  man  hierzu  die 
grössere  Unabhängigkeit  von  natürlichen  Grasländoreien  und  die 
durch  die  Mannichfaltigkeit  der  Erzeugnisse  bedingte  höhere  Oleich- 
mässigkeit  der  Ernten,  so  erklärt  sich,  dass  dieses  Betriebssystem 
nicht  bloss  bei  den  ausgesprochenen  Felderwlrtbschaften,  sondern 
auch  innerhalb  der  Feldeirotationen  der  Feldgraswirthschaften  sich 
wachsende  Geltung  verschafft  hat 

Im  Vergleich  mit  der  reinen  Dreifelderwirthschaft  weist  die 
Fruchtwechselwirthschaft  eine  Einengung  des  für  den  Fruchtbau 
bestinunten  Ackerlandes  auf;  aber  diese  Einengimg  ist  doch  nur 
eine  scheinbare.  Denn  die  Dreifelderwirthschaft  mit  reiner  Brache 
bedarf  ausgedehnter  Weideflächen  zur  Ernährung  des  Viehes  und 
man  nimmt  desshalb  an,  dass  bei  ihr  höchstens  30  Free,  der  ganzen 
Feldmark  zum  Anbau  mit  Körnerfrüchten  übrig  bleibt,  wogegen 
die  Fnichtvrechselwirthschaft  mit  Stallfütterung  des  Viehes  diesem 
Anbau  leicht  50 — 60  Proc.  widmen  kann ;  hierzu  kommt  der  durch 
die  rationellere  Fruchtfolge,  die  sorgfältigere  Bestellung  und  reich- 
lichere Düngiinn  ungleich  höhere  Rohertrag  der  Wirthschaftssystemo 
der  letztbezeicliiietün  Art.  Der  für  jedes  Land  so  wichtige  Körner- 
bau braucht  daher  beim  Fortschreiten  zu  diesem  Betriebssvstem 
keineswegs  "Notb  zu  leiden.  Freilich  stellt  dasselbe  besonders 
starke  Aniordemngen  au  den  Wirthschafter.  seine  Umsicht  luid 
Intelligenz;  doun  nicht  jede  Fruchtfolge  passt  unter  allen  Verliält- 
uissen  und  nur  eine  Iiidividualisirung  des  V\  uthschaftsbetriebes, 
die  mit  den  gem'lteneii  Boden-  und  allgempinen  Wirthschafts- 
verhältnissen  recluiet,  wird  mit  ihr  nachhalti^■e  Hrfolue  erzielen. 
Rechnet  man  hierzu  die,  grosse  Kapitalien  erfordernde  Intensität 
des  Betriebes,  bei  dem  die  Brache  ganz  ausgeschlossen,  oder  auf 
einen  kleinen  Bruchtheil  des  Gesammtgutes  eingeengt,  ein  be- 
deutender Aufwand  an  Maschinen-  wie  Handarbeit  erforderlich  ist, 
Zukäufe  an  künstlichen  Dünger-  und  Futtermitteln  in  der  Regel 
nicht  zu  entbehren  sind,  so  erklärt  sich  leicht»  dass  nur  da,  wo 
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ein  Stand  berromgend  tüchtiger  nnd  kapitalkräftigeT  Landwirthe 
flieh  herangebildet  hat  (Tbeile  der  Bheinebene,  Mitteldeutecbland, 
Belgien,  Bildliches  England,  einzelne  Tbeile  von  Norditalien),  dieses 
Betnebssystem  breiten  Boden  gewinnen  kann,  während  in  Gegenden 
mit  yorberrschend  bäuerlichem  Besitz  die  leichter  zu  ttbersehenden 
und  zu  leitenden  Betriebssysteme  der  yerbesserten  Dreifelderwirtb- 
scbafken  sieh  zu  behaupten  pflegen,  obwohl  Ausnahmen  natürlich 
auch  hier  vorkommen*). 

Ihreji  Höhepunkt  findet  die  vorbesprochene  Entwicklung  der 
lietriebssysteme  in  den  sog.  freien  W  i  rth  sc  haften  (Specu- 
lativsysteiiKMi),  in  denen  man  sich  von  den  stroiiizeii  in 
Bezug  auf  Fruchtfolge  frei  macht  und  bei  mehr  gart t^n artigem 
Betrieb  und  Spatencultur  jeweils  den  nach  Absatz-  iuni  Treis- 
Verhältnissen  gerade  lohnendston  Culturen  sieh  zuwendet,  eine 
lietriobswoise.  wie  sie  l)üi  den  kleinbäutMiirli<Mi  Wirthschaftt'n  in 
Süddeutsclilunü,  namentlich  in  *l<'n  «;oLiendeu  des  Handelsgewäcbs- 
baues  und  bei  ähuliclicn  B<'sit7. Verhältnissen  in  Belgien.  Italien, 
"Frankreich,  ferner  in  China  anzutrcttcn  ist.  In  grös^pron  Cluts- 
betriebeu  hat  die  freie  Wirthschaft  dagegen  wohl  nnr  ausnahms- 
weise Eingang  gefunden,  nicht  bloss  wegen  der  ungewöhnlichen 
Anforderungen  .,an  die  Sachken ntniss,  Urtheilskratt,  Energie  und 
denKapitalbesitz  des  Wirthschaftsleiters  und  Unternehmers*',  sondern 
auch,  weil  der  Umfang  imd  die  Complicirtheit  grösserer  Betriebe 
eine  feststehende  Oiganisation  räthlicher  erscheinen  lassen,  (von 
der  Goltz.)*) 

§  9.   Würdigung  der  verschiedenen  Betriebssysteme. 

Es  bedarf  nach  den  vorausgegangeneu  Erörterungen  eines 
besonderen  Hinweises  nicht,  dass  keinem  der  verschiedenen  Be- 
tri<ebssysteme  die  Eigenschalt  absoluter  Vorzüglichkeit  innewohnt 
und  daher  die  unbedingte  Empfehlung  des  einen  oder  anderen 
nicht  in  Frage  kommen  kann;  dass  vielmehr  die  Entscheidung 
für  und  wider  ebensowohl  von  dem  Stande  der  allgemeinen 
volkswirthscliafUichen  KntwickJung  wie  von  den  natürlichen  und 


*)  „Ohne  die  Hilfsroitt«],  welche  das  moderne  wirtlischaftliche  Leben  durch 
zuverlässige  Arbeiter,  günstigea  Markt,  lebhaften  Verkehr  und  augeme&seue  Pru* 
dttdioiuweiBe  gewäkrt,  ist  £e  Eiidenkung  in  daa  System  der  Wecbselwirthieliafl! 
ein  Fdileriff  (Settegast,  a.  a.  0.,  n.  Bd.  S.  107". 

')  Beispiele  solcher  freier,  nicht  selten  mit  tochniscluni  Nobcngewerben  ver- 
bundener Wir tlischattösy Sterne  bei  Dünkelberg,  a.  a.  O.,  11.  Theil,  §  109. 
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wiiihschaftliclien  Standortsbedingungen  der  landwirthschaltlichen 
Erzeugung  abhängig  zu  machen  ist. 

Im  Allgemeinen  ist  nur  das  unbestreitbar,  dass  die  Qegenwart 
mit  besonderer  BringUehkeit  auf  die  Einbürgerung  vollkommenerer 
Betriebssysteme  an  Stelle  der  älteren  und  einfacheren  hindrängt; 
imd  Venn  nun  nicht  geleugnet  werden  kann,  dass  die  landwirth- 
/  schafbtreibende  Berölkerung  im  Grossen  und  Ganzen  bemüht  sich 
zeigt,  ihren  landwirthschaftlichen  Betrieb  mit  den  schwieriger 
gewordenen  Verhältnissen  in  Einklang  zu  setzen,  d.  h.  im  ge- 
gebenen Fall  je  nachdem  den  Process  des  Benterückganges  durch 
intensiveren  Anbau  hochwertMger  Früchte  oder  durch  Steigerung 
des  Bodenertrages  überhaupt  zum  Stillstand  zu  bringen;  so  ist 
doch  ebenso  richtig,  dass  diese  Umbildung  der  überkommenen 
Wirtihschaftsformen  nur  langsam  und  gegendenweise  noch  gar  nicht 
sich  vollzieht  und  dass  der  Widerspruch,  in  dem  sich  weithin  die 
technische  Betriebsors^anisation  zu  den  allgemeinen  Forderungen 
des  Verkehrs-  und  \\  irthschaftslebens  iiocli  immer  betindet,  wie 
7Ai  allen  Zeiten  so  auch  in  der  Gegenwart  eiüe  wesentliche  Ursache 
der  drückenden  Lage  vieler  Inhaber  landwirthschaftlicher  Betriebe 
bildet.  Und  es  2:ehört  mit  zu  den  bedeutungsvollsten  Aufgaben 
der  Landwirthschalttipolitik,  gerade  auch  auf  die  Beseitigung  solchen 
Widerspruchs  mit  den  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  kräftig 
hinzuwirken. 

Erfordert,  wie  aus  den  früheren  Betrachtungen  erhellt,  bei 
fortschreitender  Volkswirthschaft ,  zunehmender  Volkszahl  und 
steigenden  Bodenpreisen  der  Betrieb  höhere  Arbeits-  und  Kapital- 
aufwendungen zum  Zweck  der  tbunlichsten  Steigerung  der  Boh- 
und  Beinerträgnisse,  so  mflssen,  je  mehr  die  Wirkungen  jener 
allgemeinen  Aendenmgen  im  Wirthschaftsleben  sich  geltend  machen, 
diejenigen  Betriebssysteme  unvortheilhafter  erscheinen,  die  ihrer 
Natur  nach  zu  den  extensiven  gehören,  d.  h.  die  ungeregelte  Weide- 
und  GraswirthschalEt  (einschliesslich  der  Brennwirthschaften)  und  die 
ein&che  Breifelderwirthschaft;  und  jene  Betriebssysteme  an  Be- 
deutung gewinnen,  die  als  mehr  oder  minder  intensive  sich  dar- 
steUen,  wie  die  geregelte  Feldgraswirthschaft,  die  Fruchtwechsel- 
wirthschaft  und  die  verbesserten  Systeme  der  Dreifelderwirthschaft 

Roscher  (a.  a.  0.,  §  33)  veranschaulicht  die  relative  BerechHgting  der  ver- 
flchiedeneu  WirthschuftssystemP  piner-,  dir  Yortht'ilhat'titrkcit  des  T^eber^nps  tu 
intensivereu  Betriebüweiäeu  auderstiitH  recht  gut  durch  ein  i>chematii»ches  liild  über 
die  Boh-  snd  BcinertriigiiiBse  des  Oetrddebftuei  in  4  auf  venddedene  Weise  bewiitii» 
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schafieteu  Gütern  gleicher  Grösse  und  Bodenbettchaffenheit ,  das  mit  eini^aa 
Aendertmgeii  in  den  Zalilenanfftben  ancli  hier  Plate  finden  möge,  wobei  zu  benMtSen 

ist,  dass  in  der  Tabelle  einer  jewcili^jcu  Stci'^erun';  der  (ictrcidepreise  um  das 
Doppelte  eine  solche  der  Erzeugungskosten  um  das  Kiuundlialbfache  gegenüber- 
gestält  ist,  welches  Zahleuverhältuiss  man  mit  JEtoscher  als  im  AUgemeiuen  zutreffend 
wird  eiaditen  dürfen. 


I.  Extensivste  Wirtlischaft: 


(ietreidepreis 

üohertrag 

Erlös 

Krzeugungs- 

Kein- 

soll 

in  Getreide 

koäen 

erir«^ 

bctrao:en : 

Ctr. 

M. 

M. 

M. 

1  M. 

400 

400  • 

200 

200 

2  M. 

400 

800 

300 

500 

4  M. 

400 

um 

400 

1150 

8  IL 

400 

3200 

676 

2525 

IL  DreifelderwifthackafL 

1  M. 

1200 

1200 

1200 

2  M. 

1200 

1800 

600 

4  M. 

1200 

4ÖUU 

2700 

1900 

8  M. 

1200 

9600 

4060 

5560 

III.  Wirthschaft  mittlerer  Intensität. 

1  M.  3000  3000  4000  iOOO 

2  M.  3000  ÜÜÜÜ  6000  — 
4  M.  3000  12000  9000  3000 
8  M.  aOOO  24000  13600  10500 

IV.  Wirtlischaft  höchijler  Intensität. 

1  M.  7000  7000  12000  -  öüüü 

2  M.  7000  14000  18000  —4000 
4  M.  7000  18000  240(J0  \m) 
8  K.  7000  56000  3t>U00  2UüU0 

Aus  diesem  schematischen  BUd  orgicbt  sich: 

Bei  sehr  niederen  Getreidepreisen,  d.  h.  auf  niederen  Stufen 

derVolkswirthscliat't  behaupten  die  extensiven,  bei  hohen  Getreide- 
preisen, (1.  h.  inmitten  V(^r2:es('ln-ittener  vollvriwiithst  iialtlicher  Ver- 
hältnisse, die  iutcusiven  Systeme  den  Vorrang;  letztere  wären 
nach  obigem  Bild  bei  einem  Getreidepreise,  der  unter  4  M.  liegt, 
schlechthin  ausgeschlossen,  während  sie  von  dieser  Grenze  ab  und 
mit  jedem  weiteren  Steigen  derselben,  ungeachtet  der  gleichzeitigen 
beträchtlichen  Zunahme  der  Krzeiignnuskosten,  wachsende  liein- 
erträgnisse  geeonüber  den  exteiisivereu  abwerlen,  wobei  die  inten- 
sivsten Wirthschailen  (IV)  das  ausgesprochene  Uebergewicht  gegen- 
über nüjider  intensiven  (III)  allerdings  erst  bei  rehitiv  hohen 
Preisen  erlangen.  Die  Borechtlgung  niclit  nur,  sondern  auch  die 
Nothwendiglceit  der  intensiven  Betriebsweisen  wSclist  in  dem 
Haasse,  in  welchem  die  allgemeinen  Wirthschaftsunkosten  (Schuld- 
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Zinsen,  Steuern,  erhöhter  Lebensbedart)  /Aiiiehmende  Bruchtheile 
des  Betriphsaufwandes  riarstellen,  wie  regelmässig  im  Gefolu^o 
fortsclireiii'ndi'i  Rntwickluug  der  Fall  ist.  Daher  da.  wo  die 
natürlichen  (Hoden-  und  Klima-) Verhältnisse  einen  iiitonsiven 
Betrieb  tiberhaupt  niclit  zulassen  oder  einen  solchen  nach  dem 
jeweiligen  Stand  der  Betriebstechnik  noch  nicht  ermöglichen, 
gleichwohl  alxT  die  Itetreflenden  Wirthschaften  von  dem  Steigen 
jener  allgemeinen  Wirthschaftskosteu  mitergiffen  werden,  der  Rein- 
ertrag leicht  auf  ein  Minimtim  sinken  und  die  Besitzer  der  be- 
treffenden Güter  in  schwere  Bedrängniss  gerathen  können,  die 
dann,  wie  mancherorts  in  den  rauben,  gebirgigen  Lagen  Deutsch- 
lands, Oesterreichs  etc.,  in  zabbreichen  Zwangs veräussemngen  oder 
in  Landbesitzverschleuderungen  an  ausserhalb  der  Landbevölkerung 
Stehende,  die  mit  einer  Verzinsiuig  des  Grundkapitals  nicht  zu 
rechnen  brauchen,  zu  Tage  tritt.  Die  vor  sich  gehenden  Auf- 
forstungen ehemaliger  Höfe  in  den  sUddeutscben  Waldgebieten 
nach  deren  Uebergang  in  kapitalkräftigere  Hände  (Staat,  Standes- 
herrscbaften  etc.)  sind  aus  ähnlichen  Ursachen  zu  erklären,  deren 
Beseitigung  zu  den  schwierigsten  Problemen  der  Landwirthschafts- 
politik  der  Gegenwart  gehört  und  noch  am  ehesten  gelingt^  wenn 
der  ungenügende  Ausfall  der  Bodenrente  in  industriellen  Neben- 
beschäftigungen eine  Deckung  zu  finden  vermag^). 

Die  mit  dem  üeberga»^  zu  intenriveren  Systemen  Terknfipfte  Steigeruiig 
der  Productionskosten  hat  Settegast  üi  folfjendem  Schema  zu  verdeutlichen 
gesucht,  wobei  die  angegebenen  Zahleuwertbe  selbstredend  nur  annähernde  Richtig- 
keit beanspruchen  dttifen^).  Es  entfallen  danach  auf  den  Neumorgen  ('/4  Hektar) 
8D  Arbeits^  und  Kairitelanlwand  DHr  die 


il;  uiiy;rs{-liinäkrtü  Wt-idc-  und  Uraswirth 
schalt*  II  in  ursprünglicher  Form 
2)  wilde  FeldgraHwirtlisrhaftpn    .    .  . 
3)  Komerwirthschaften  (einlache  und  ver 

IntensitätÄKrad  ^  ^»t"sserte  üreifelderwirthschaft)  .  . 
iuieusiiaugraa       |      (•e,.e-,r,.itt.  Feldgraswirthschaft    .  . 

5)  Fruchtwechselwirtlischaft  .... 

6)  Industrie-  (freie)  Wirthschaft  .  .  . 


Intensiver  Betrieb 


I 


M. 

1  -  3 
6—  12 

16—  86 

4&  90 
lOO-lßO 


§10.  Die  Betriebs-Systeme  unter  dem  Gesichtspunkt 

der  Statik»). 

Der  Landwirthschaftsbetrieb  kann  nachhaltig  nur  dann  auf  be- 
fnedigende  Boherträgnisse  rechnen,  wenn  dem  Boden  die  mit  der 

»)  Vgl.  bafl.  laudw.  Erhebungen,  Bd.  IV,  S.  42  ff.  und  58  ff. 
')  Settegabt,  a.  a.  0.,  Bd.  IT.,  S.  145. 

")  Vgl.  zu  diesem  Abschnitt  ausser  der  bereits  angeführten  Liteiutm  noch. 
weiter:  J.  Liebig,  Die  Chemie  in  ihrer  Anwendong  attf  Agricoltnr  und  Pl^ysio- 
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Ernte  entnommenen  Nährstoffe  in  der  Form  der  Dünmniü  wieder 
zugeführt  werden.  Und  zwar  kommen  hierbei  sowohl  die  luft- 
fOrmigen  BestandUieile,  welche  an  dem  Aufbau  der  Pflanzen  mit- 
wirken, vrie  die  mineralischen  Bestandtheile,  allerdings  in  sehr 
unterschiedlicher  Weise,  in  Betracht.  Von  jenen  steht  nämlich 
nur  die  Kohlensäure  in  Folge  des  natürlichen  Kreislaufs,  der  im 
Leben  der  organisctien  Welt  sich  vollzieht,  in  der  Atmosph&re  in 
imerschdpflicher  Weise  KurVerffllgang;  wogegen  die  stickstoffhaltigen 
Kfthrstoffe  nur  von  bestimmten  Fflanzenarten  (Leguminosen)  unmittel- 
bar der  Atmosph&re  entnommen  werden  kOnnen  (Stickstoffsammler), 
von  den  meisten  aber  (Stickstoffzehrer)  nur  dann,  wenn  dieselben 


logie,  Braiuischw,  1865:  tVrncr  dessen:  Nntunvisseiiscluütl.  Itik'fe  üb»'r  die  moderne 
Landwirthschaft.  1859;  teruer:  A.  Mayer,  Das  Dün^erkapital  und  der  Raubbau,  1860; 
Drer  Ii  sl  I' r .  IM«»  Statik  des  l^aitdbaus,  IHiii);  Conrad,  A<,narstatist.  riitcrsiuluinffen 
iii  Hüdebraud's  Julirbücheni  liir  Xat.-Oekon.  etc.,  1871  und  1872;  Arbeiten  in  deneu 
die  Liebi^^'sche  Forderung  des  jederzeiti^im  vollen  Ersatzes  der  in  der 
Ernte  wefrjr'  f'ührten  mint  rali, sehen  Hestandtlieile  auf  das  richtipi-  ^laass  zurückgeführt, 
«ocb  nicht  ohne  Grund  betont  wird,  daüs  fUr  die  Frage  des  Wiederun^tzes  und  des 
Umfangs,  is  dem  er  eintreten  soll,  auch  der  wirtluichftfkliclie  Calcnl  mit  zu  ent- 
scheiden habe.    In  sehr  reichen,  besondiTs  neu  in  Cnltur  frououimenen  T^Wlcii  Nord- 
Amerika),  femer  bei  extensiver  Wirtbschaftsweise,  kann  eine  „Kaubwirthschaft" 
(im  Sinne  Liebig^s)  wirthschaftUeh  eine  Zeit  lang  ganz  gerechtfertigt  erscheinen; 
wogegen  unter  d«ii  Vi  rliältnissen,  unter  denen  die  meisten  europäisclien  Staaten 
produciren  (hohe  Kauf-  und  Pachtpreiso,  Xothwendigkeit  höchster  I'rodnctionssteige- 
rung,  aber  im  Allgemeinen  auch  ein  Preisstand  der  landwirthschaftlichen  Erzeug- 
nisse, welcher  dir  Aufwendungen  für  stärkere  iNingong  bezahlt  macht),  die  Stoffer- 
gatzwirtli  s  (•  haft  die  Regel  wird  bilden  niii^sen.    Dass  Liebig  das  Moment  der 
Wirthsch aftlichkeit  bei  der  Frage  des  Oiiagersatzes  nicht  genügend  beachtete; 
dass  er  in  Veberfaraibung  seiner  Mineraltheorie  den  vollen  Ersatz,  ullt  r  mit  der 
Ernte  rntnommeiipn  mineralischen  Stoffe   fre fordert  hat,  wo  doch  nach  unserer 
jetsdgen  besseren   Kcnntnisü  dem   Gesetz   des  Stolfersatzes  schon  dann  Genüge 
geschieht,  wenn  die  im  Boden  In  migenfigender  Menge  oder  in  nicht  ai^diaalMier  Form 
vorhaTideneii  Nährstoffe  fvnr  Allem  Phosphorsänre.  Kali,  von  luftförmigen  Nährstoffen 
der  Stickstoff^  mit  der  Düngung  zurückgegeben  werden;  dass  die  von  ihm  nicht 
vorhemisehende  Hf^lidikeit  der  Herstellnng  künstlicher  Dilngendttel  seine  For- 
derung der  niibedingten  Zurü(  kfininiiijr  der  ni  e  u  sehli e  h  c n  Answurfstoffe  auf  die 
Ackei  böden  heute  als  minder  wichtig  erscheinen  lässt,  obwohl  Niemand  die  Bedeu- 
tung der  Verwerthung  der  FäkalstolFe  filr  die  Zwecke  der  Landwirthschaft  leugnen 
wird  (vgl.  Heyden,  Müller  und  v.  Langsdorff,  Die  Verwerthung  der  städti- 
schrn  Fäkalien,  1885,  und  die  späteren  Atisfiilinmgen  im  Kap.  IX^:  dass  endlich 
Liebi-r  zu  gewagten  Schlussfolgeruugeu  belreüs  dts  Niederiranirs  t'iu7.eluer  Staats- 
wesen als  Folgen  des  „Ifaubbaus"  sich  verleiten  liess  -    kann  selbstredend  dem 
Verdienste  dieses  grossen  (ielehrten  in  keiner  Weise  Abbruch  thuu ;   das  für  die 
Fortentwicklung  der  Landwirth.se hatt  so  bciieutungsvolle,  später  (Kap.  XI/  zu  erör- 
ternde land wir th schaftliche  Versuchs wesen  ist  recht  eigentlich  eine  Frucht 
d;  r  T  tf'big'schen  Arbeiten.  -    Mit  dem  Umstand,  dass  der  dureh  nns-^  rr-rnde  Wirth- 
schaltsvveise  heruntergekommene  Boden  schon  durch  Verwitteruugsjtrttcesse,  jeden- 
falls aber  dnrch  kün^che  Znfnhr  von  düngendem  Stoff  für  den  Ackerbau  wieder 
voll  nutzbar  werden  kann,  bä]i<,'t  es  zusannneii ,  dass  geineii)hiii  die  Staaten  mit 
ilecht  davon  absehen,  besondere  iSchutzmaassregelu  repressiven  Chaxakters  gegen 
Bavbhan  an  ergreifen;  anders  IMIieh}  wenn  die  Bodensabstans  selber  bdbroht 
ist,  wie  bei  gewissoi  Formen  der  Brand-  oder  Weidewirthsehaftf  s.  oben  S.  27. 
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ihnen  iu  gelöster  Form  im  Boden  t?ell>st  (Ammoniak  und  Salpeter- 
säure) zugeführt  worden,  sei  es  in  der  Form  der  Verwesung  oder 
Yerfaulung  organischer  Substanz  oder  durch  Zuführung  besonderer 
stickstortlialtiger  Verbindungen.  Von  den  mineralischen  Nähr- 
stoffen sind  manche,  wie  Kalk,  Schwefelsäure,  Kieselsäure,  Thon, 
Eisen  etc.  meist  iiberreichlich  im  Boden  vorhanden  und  eines  Ersatzes 
dieser  Stoffe  ])edarf  es  daher  in  der  Regel  nicht;  wohl  aber  ist  ein 
solcher  betreffs  jener  geboten,  die  in  verhältnissmässig  geringen 
Mengen  sich  vorfinden,  wie  namentlich  Phosphors äure  und  für  ge- 
wisse Boden  auch  KalL  Nun  mtlssen  aber  nach  dem  jetzigen  Stand 
des  Wissens  alle  zum  Aufbau  der  Pflanzen  nothwendigen  luft- 
formigen  und  mineralischen  Substanzen  in  ausreichendem  Maasse 
zur  YerfiQgung  stehen,  wenn  die  Pflanzen  normal  sich  entwickeln 
sollen,  während  die  Böden  ihre  Leistung  versagen,  wenn  auch 
nur  einer  der  Pflanzennährstofl'e  nicht  oder  in  unzureichender 
Menge  vorhanden  ist.  Man  hat  dies  auch  so  ausgedrflckt,  dass 
die  Production  von  Pflanzenmasse  im  g^ebenen  Falle  nach  der 
Menge  des  in  relativ  geringster  Quantität  im  Boden 
enthaltenen  Nährstoffs  sich  richtet  und  ein  noch  so  grosser 
Ueberschuss  von  anderen  Nährstoffen  bedeutungslos  ist,  da  die 
Pflanze  fOr  denselben  keine  Verwendung  hat  (Gesetz  des  Mini- 
mums). 

Die  Erhaltung  des  GTleichgewicbts  im  Boden  (der  Boden- 
statik)  zwischen  der  Entnahme  von  Bodennährstoffen  durch 

die  Jahresernten  und  dem  Wiederersatz  dieser  Stoffe  durch  regel- 
mässige Düngung  bildet  daher  ein  wichtiges  Gesetz  des  Landbaues; 

und  die  Tluitsaclie  des  iiückgangs  der  Ernten  auf  längere  Zeit 
in  Cultur  genoiimienen  Böden  ist  eine  so  auffüllige  Erschciiiung,  dass 
die  Erörterung  der  Mittel,  die  ursprüngliche  Fruchtbarkeit  zu  er- 
halten, überall,  wo  einigermaassen  intensiver  Lan(ibau  betrieben 
wurde,  schon  fnihzeitig  (auch  im  Altorthum)  den  Gegenstand  be- 
sonders eingehender  Betrachtungen  und  daraus  abgeleiteter  Kegeln 
gebildet  hat.  Die  erhöhte  Aufmerksamkeit,  welche  seit  dem 
17.  Jahrhundert  in  Europa  dem  Landl)au  zugewendet  wurde,  zeitigte 
von  da  ah  eine  reiche  Literatur  gerade  über  diesen  Gea-enstand, 
die  man  in  ihrer  zeitlichen  Aufeinanderfolge  in  diejenige  der  Haus- 
väter (17.  Jahrhundert),  der  Experimental-Oekononien  (zweite  Hälfte 
des  18.  Jahrhunderts)  und  der  Rationellen  (Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts) zerlegen  kann  und  deren  ältere  Vertreter,  wenn  sie  auch 
im  Einzelnen  auf  Grund  sorgfältiger  Beobachtungen  brauchbare 
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Fingerzeige  gaben,  doeh  im  Wesentlichen  Aber  das  Wissen  der 
„Alten''  nicht  hinauskamen,  theilweise  sogar,  wie  namentlich  in 
den  SchrilEten  der  „Hausväter'S  in  scholastischem  Mystieismus  sich 
verloren,  weU  eben  die  Kenntniss  der  chemischem  Vorgänge  im 
Boden  und  der  Gesetze  der  Planzenemährung,  fiber  die  man  sich 
in  den  aberteuerlichsten  Vorstellungen  bewegte,  mangelte  Selbst 
der  geistvolle  Vertreter  der  Schule  der  „Bationellen^S  JL.  Thaer, 
der  Begründer  der  modernen  Landwirthschaftswissenschaft,  bewegte 
sich,  wenn  er  auch  die  Wahrheit  ahnte,  noch  in  dem  folgenschweren 
Irrthum,  dass  die  Pflanzen  nur  organische  Bestandtheile  (Humus, 
Moder)  in  sich  aufzunehmen  Termögen  (Humustheorie)  und  dass 
die  unorganischen  Bestandtheile  nur  mittelbar  (durch  Belebung  der 
Humusthätigkeit)  die  Pflanzenvegetation  befördern.  Eine  klare 
Erkenntniss  der  Vorgänge  der  Pflanzenemährung  konnte  erst  mit 
den  in  diesem  Jahrhundert  bahnbrechenden  Entdeckungen  im  Gebiet 
der  Chemie  erlangt  werden,  imd  es  ist  das  bleibende  grosse  Ver- 
dienst von  J.  Liebig,  durcli  seine,  von  Männern  wie  K-  Sprengel 
allerdings  vorbereitete  Mineraltbeorie  die  Gesetze  des  Land- 
baus auf  eine  unerschiitterlich  feste,  weil  wisheuschaftlicbe  Grund- 
lage gestellt  zu  haben.  Die  ältere  Lelu:e,  dass  es  bodenbereichernde 
und  bodenangreifende  Gewächse  gebe  und  dass  desshalb  sebon 
eine  „rationelle"  Frucbtfolge  genüge,  die  Statik  im  Boden  hor/u- 
stellen.  erwies  sich  mmmehr  als  ebenso  irrig  wie  die  emaeitige 
üeberscbätziing  des  thierischeu  Düngers.  Und  man  weiss  jetzt, 
dass  keine  Fniehtfolge  imd  kein  Betriebssystem,  wokdu's  Frueiite 
oder  Milch  oder  Fleisch  aus  der  Wirthscbatt  ausführt,  die  Boden- 
verarmung an  bestimmten,  schwach  vertretenen  mineralischen  Be- 
standtheilen  aufhalten  kann,  dass  diese  letzteren  also  in  gewissem 
Sinn  „ein  unantastbares  Kapital  sind,  das  der  Landwirth  ohne 
Gefährdung  der  Ertragsfähigkoit  der  Grundstücke  nicht  mindern 
darf**  (Sette gast);  wobei  IVeilieh  der  Anspruch,  den  die  einzelnen 
Culturpflanzen  zu  ihrem  Gedeihen  an  das  Vorhandensein  bestimmter 
Mineralbestandtheile  stellen,  je  nach  ihrer  Gattung  ein  sehr  ver- 
schiedener ist:  manche,  wie  die  kleeartigen  Gewächse,  erfordern 
vor  allem  Kalk,  Getreide-  imd  Grasarten  Phophorsäure ,  Kartoffeln, 
Tabak,  Baben  das  Kali.  Da,  wie  oben  bemerkt,  die  Bdden  im 
Allgemeinen  mit  Phophorsäure  sehr  reichlich  nicht  ausgestattet 


Vgl.  hierüber  die  Darstellung  bei  Fr  aas,  Geschichte  der  Laudbau-  imd 
FontwissenaelMil,  München  1866. 
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sind  und  das  Kali  in  manchen  Böden  ebtMi falls  schwach,  in  anderen 
in  einer  nicht  uiinüttelbar  au&ehmbaren  Form  vertreten  ist.  so  ist 
die  Gefahr,  dass  bei  einer  andauernden  Entnahme  dieBer  Stolfe 
mit  den  Jahresemten  der  Boden  allmählich  an  ihnen  Teranne, 
überall  nahe  gerftcki  Diese  Grefahr  ist  nur  da  ausgeschlossen  oder 
doch  sehr  gemindert,  wo  ein  Verkauf  von  Früchten  und  eine  Ent- 
äusserung  von  AschenbestandtheUen  nicht  oder  nur  wenig  stattfindet» 
wie  in  den  Weide-  und  Graswirthschaften,  oder  wo,  wie  in  den  |;arten- 
artig  betriebenen  Kleinwirthschaften  die  Sammlung  der  thierischen 
und  menschlichen  Auswurfstoffe  zuDUngungszwecken  in  sorgfältigster 
Weise  geschieht;  sie  ist  am  grdssten,  wo  regelmässig  der  Haupt- 
bestandtheil  der  Ernte  zum  Verkauf  gelangt,  soweit  nicht  eine 
Umwandlung  der  Erzeugnisse  in  eine  Form,  welche  die  Aschen- 
hestandtheile  dem  Boden  erhftlt,  stattgefunden  hat,  wie  etwa  bei 
der  Umwandlung  von  Kartoffeln  in  Spiritus,  der  Zuckerrüben  in 
Zucker  und  die  betreffende  Fabrikationsrückstände  im  Wege  der 
Verfütterulla  ii  die  Thiere  dem  Boden  wieder  zugeführt  werden. 
Auch  k.Lim  iid,  wo  eine  Wirtlischaft  über  iiiiinh.tlto  Wiüsengninde 
veri'ügt,  die  Verarmunnr  der  dem  Fnichtanbau  gewidmeten  Acker- 
felder zwar  aufgehalten,  niemals  aber  das  statische  Crleichgewicht 
der  Gesamnitwirthschaftsfläche  selbst  behauptet  werden,  da.  wie 
Settegant  'zutreffend  hervorhebt,  ein  Hau^lialt  dadurch  iiiclit  be- 
reichert Avird,  dass  ..man  die  Vorräthe  ruh  Kellern  und  Kammern 
zusammenschU^ppt,  um  sie  in  (MiiemRaum  aulzuliäufen".  Je  irerinL^er 
der  natürliriie  l\ei(ditlium  an  Wiesen  und  Weide  ist,  je  mehr  die 
Wirtliscliaften  auf  die  AbsatzerzcuLrumi-  anucwiesen  sioli  selien,  um 
so  rasclior  muss  daher  die  Boden  Verarmung  zunehmen,  wenn  liem 
Gesetz  der  stottlichen  Wiedererstattung  volle  Kucksicht  nicht  ge-^ 
tragen  wird. 

Eine  mittlere  Knite  auf  dem  Hektar  entliftlt  onKohloistoff  beiläufig  2400  kg^ 
und  von  anderen  Stoffen,  nämlich: 
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Phosphor- 

Pflaaseiiart 

Stickftoff 

iMnn 

Kali 

1« 

100 

50 

90 

Tabak   

10(J 

25 

115 

Wein  

40 
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(Nach  dem  Haadbneli  der  ges.  Laadwirthschaft,  II  Bd.»  S.  276.) 

Das  folgende  Ifild  verauscliaulicht  für  die  einzelnen  Betriebssystomv,  die  mit 
Avu  Eratpn  erfolgende  Entnahme  der  besonders  wichfijirk'n  MiiuralsiolVf,  falls  ein« 
Düngung  nur  mit  den  in  der  Wirthschafi  selbst  gewonneneu  Stoffen  statttindet, 
wobä  fBr  all«  Systeme  gldobea  Klimay  dor  Anbau  dw  gleichen  Pflanaen  and  die 
Art  dpr  Thierhaltung  zu  Grunde  gelegt  ist.  (Vgl.  W.  Hecke,  Die  Feldsysteme  u. 
die  Bodenerschöpfung,  Allgem.  iaudw.  u.  furstw.  Zeitung,  Wien  1866,  mitgetheüt 
bei  G.  Krafft,  a.  a.  0.,  IV.  Bd.,  S.  188.)  Die  Zahlen  haben  selbitrodend  nur 
vergleichsweise  Bedetihuig-,  zeigen  aber,  das>  mit  der  zunehuiend«'n  lutensitlit  dM 
Betriebs  auch  die  Erschöpfung  au  mineralischen  Bodeunährstoffeu  steigt. 
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§  11.  Fortsetzung;  Kaub-  und  Stoffersatzwirthschaften. 

Wirthschaften,  welche  dem  Grundsatz  der  stofflichen  Wieder- 
erstattung nicht  irrrecht  werden,  bezeichnet  man  als  Baubwirth- 
Schäften,  im  ( i  r eiisatz  zu  den  S t  o  f  f «» r  s  a  t  z  w  i  r  t  h  ^  c  h  a  f t  e  u ; 
in  welcher  Weise  aber  das  jeweilige  Düngerdetirit  zn  decken  ist, 
über  dessen  Grösse  der  statische  Calcül  auf  Oruiid  der  von  der 
A Lnicnltnrrliemie  j»:eliet"erten  Aschenanalysen  Auskiuift  ,L;iel»t,  kann 
luir  von  Fall  zu  Fall  entschiede}]  werden.  .Tedentalls  hat  das  im 
Hinblick  auf  die  in  den  menschlieheii  Answurfstotfen  enthaltenen 
Nährbestandtheile,  welche  meist  nur  zum  geringsten  Theile  dem 
Boden  -^vinder  zugeführt  werden,  von  Lieb  ig  heraufl)eschworene 
(jespenst  der  Bodenyeramiung  desshalb  seinen  bedrohlichen  Charakter 
Yerloren,  weil  in  den  künstlielien  mineralischen  Düngern  (Hilfs- 
düngern), welche  die  Kunst  der  Chemie  in  einer  für  die  Pflanzen 
aufnahmefähigen  Form  in  voraussiclitlich  unerschöpflicher  Weise  zu 
liefern  vermag  (Phosphat-  und  Kalidünger,  auch  ktlnstliche  stick- 
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stoffhaltigo  Düngemittel)  der  Landwirthschaft  das  Mittel  zur  Her- 
stellung des  statischen  Gleichgewichts  gegeben  ist.  Der  Zukauf 
von  KraMittermitteln  zur  Yerfüttenrng  an  die  Thiere,  die  Aus- 
beutung von  Mergellagern,  die  Nutzbarmachung  der  mineralischen 
Bestandtheile  des  Wassers  bei  der  Wiesencultur  etc.  wirkt  in 
gleicher  Bichtung.  Der  G efahr  eines  Stickstoff deficits  im  Boden 
kann,  wegen  der  Möglichkeit  der  Bindung  des  atmosphärischen 
Stickstoffs  durch  die  Leguminosen,  durch  entsprechende  Frucht- 
folgen, wohei  in  den  Wurzelrdckständen  und  durch  die  sog.  GrOn- 
dungung  der  Boden  immer  neu  mit  Stickstoff  bereichert  wird, 
selbst  ohne  Zuhilfenahme  künstlicher  Beidünger  begegnet  werden. 

Anmerkung.  1)  In  seinen 'Lahn -Phosphaten  nnd  Kainitlagern  besitst 

■Deutschland  eine  Diiiinfci  ciucllt!  von  uuscliiitzbarem  Werth.  Der  K  a  i  ii  i  f  verbrauch  im 
Deutschen  Boich  hat  von  1882  vou30138öDoppelceutiiem  auf  2,4MilL  Doppel- 
oentner  bis  1891  gesteigert;  und  der  Gesammtrerbrancb  toh  diraem  wichtigen  ]>finj^ 
mittel  in  diesen  10  Jahren  beläulTfc  sich  auf  10  Mill.,  im  Ausland  auf  12,5  Mill.  Doppel- 
centner.  (Vgl.  Märker,  Die  Kalidüngung  in  ihrem  Werth  lür  die  Erhöhung  und 
Verbilligung  der  landw.  Production,  1892,  welche  Schrift  dem  Gutsbesitzer  Scfanlz- 
Lupitz,  der  für  die  Bedeutung  der  KalidQngung  zuerst  bahnbrechend  vorging, 
trpwifhtif*  ist.)  Die  inliindische  Erzeui^nns:  von  Thomasp h  ns  ph  a  t ni  c  Ii  1  wird  für 
IböU  aut  6,5  ilill.  Ceutner  angegeben,  die  vom  Ausland  eingeführte  Meugo  aiil' 
8 — 900000  Centner,  wozu  nocii  rund  1  Mill.  Rohschlatke  tritt.  Neuestens  bererlnit  t 
Wagner  den  Bedarf  der  deutfeclion  Landwirthschaft  an  Thomassclilacke  auf  10  Mill. 
Centuer,  den  von  Superpbosphat  auf  12  Mill.  Centner.  Das  Thomasmehl  wird  ius- 
hesondere  fQ,r  die  kalkanttAa  Sandböden,  die  kalkarmen  Moorböden,  die  anmoorigen 
Bdd«i,  die  hnmasreichen  kalkamen  WiemiibödeB  mit  besten  Erfölge  angewendet. 

2)  Nach  neuerlichen  ArLiiten  von  Frank  und  ITc1]rif  L'"('l  i  t  r]:,  A-nnahiTie  be- 
rechtigt, dass  die  Bindung  des  atmosphärischen  Stickstoffs  durch  V  ermittclung  eines 
Pikes  (durch  Symbiose)  erfolge  und  dasa  man  daher  in  leguminosenfilhigen  Böden  oder 
in  solchen,  die  durch  Beigsibe  von  „Impferde"  in  diesen  Zustand  vfrst't/.t  worden  sind,  die 
Stickstfltf  bereichoning  der  Ackerkrume  ohne  künstliche  Düngemittel  in  der  Hand  hat, 
ein  Forscliuugsergebniss  folgenschwerster  Bedeutung,  das  in  dem  Wirthschaftssystem 
von  Schulz-Lnpita  (Landw.  .lahrb.,  10.  Bd.,  8.  777)  seine  praktische  Erprobung  und  in 
einer  Reihe  von  grösseren  Wirthschaften  verständnissvolle  Nachahmung  gefunden 
hat.  Mittelst  der  Einpflügung  der  grünen  l'tianzenmasse  des  Leguminosen \vuchs*!s 
kann  man  also  den  Stallmist  j^fewissermaiKSH«  ii  direct  auf  dem  Felde  enteugen, 
%v()!>ei  nach  dem  (Jesetz  des  Mininnmis  'siclic  tihcii  S.  42i  die  Kegel  zu  beobachten 
sein  wird,  den  zur  Uründüngung  angebauten  Stickstoti'sammlem  die  mineralischen 
Nährstoffe  (Phosphorsftnre,  Kali),  auf  kalkarmen  Böden  auch  Kalk  im  reichlichsten 
■^faasse  ;  ir  :  ■irnno:  zu  stellen,  d.  Ii.  ..sie  gewissermaassen  mit  allen  Nährstolfen 
mit  Ausualime  des  Stickstoffs  zu  überfüttern,  wodurch  sie  Stickstoff  hungrig 
gemacht  nnd  veranlasst  werden,  den  atmosphärischen  Stickstoff  möglichst  bis  zu 
der  unter  den  obwaltendiii  Ycrliälfnissen  ülierliaiipt  erreichbaren  (Ireii/.e  aus- 
zudehnen. Mit  eüier  Kaliphosphatdünguug  von  ca.  40  M.  pro  ha  kann  mau  auf 
armen  Sandboden  ca.  50—60  kg  Stic^toff  aus  dem  atmosphärischen  Magazin 
herbeiholen,  welche  etwa  60  M.  an  Werth  repräsentiren  und  in  Wahrheit  nalit  /n 
kostenlos  beschafft  sind,  weil  das  zu  ihrer  Gewinnung  aufgewandte  Kaii 
und  die  Phosphorsäure  zum  allergrös.<»(eu  Theil  noch  bei  der  nachfolgenden  Halm- 
frucht zur  W  irkung  gelangen.*  (v.  ThQmen  in  Kiililin^-^  s  Landw.  Zeitung,  1891, 
Nr.  24.">  l  Uli  W  a  <rii  er-T>nrmstadt  sairt:  ..Die  Krkenntiiiss .  dass  der  unennesslich 
grosse  und  unerschöpflich  reiclie  Stickstortvorrath,  der  leicht  direct  oder  indirect  allen 
Coiturpflanzen  zngSnzlich  gemacht  werden  kann,  und  dass  Phoaphorsänre  und 
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Kali  gewissermaassen  die  Fan<iranne  sind  für  den  atniosphiirisrlien  SlickgtofF, 
Phosphorgäure  und  Kali  die  Mittel  sind,  welche  uns  das  Siickstdtfmaf^aziu  der 
Luft  und  theilweise  auch  das  Stick stolFmagazin  dos  Moorbodeus  erschlietisen 
diese  Krkpnntniss  ist  es,  durch  welche  die  Fabrikation  des  Snperphosphats ,  die 
Herstellung  der  Kalisalze,  die  Phosphatproduktion  der  Thomaswerke  eine  Bedeutung 
tpewomiien  haben,  wie  wir  sie  in  gleichem  Maasse  zuvor  nicht  kaanCaD.'*  Zur 
Illus^rirnnL'-  di'r  Wirkunp^  rationell  durchgeführter  (Jrriii(lün{riinfr  'i^f  die  noucr- 
licheu  Versuche  auf  dem  Weilerhof  bei  Darmstadt  zu  venveisen,  wo  im  Jahre  1Ö9U 
imf  den  lia  160  Ctr.  orfimiBch«  TrockensahRtans  mit  260  Kilo  Stickstoff  und  ein 
mittlerer  Reinertrag  von  70  Ctr.  vom  ha  «Tziolf  wurden  (Laiidw.  Prc-fsp,  \r.  25  von 
1892).  ,Iik  den  StickstoiFmagaginen  der  Luft  haben  wir  eine  Schatzkammer  erkannt, 
welche  einen  unberechenbar  grossen  Reichthnai  ffir  die  Landwirthschaft  birgt 

und  aus  welcher  mit  vollen  Händen  7A\  schöpfen  unsere  Aufgabe  ist.   Und 

eine  älmliche  Schatzkammer  liegt  in  dem  Stickstoff  der  Moore,  insbesondere  der 
Niederungsmooro. . . .  Auch  diese  Stickstoffquelle  lässt  sich  mit  Phosphorsäur«  und 
Kali  öffnen  und  reiche  Erbügnisse  wird  man  da  eraielen,  wo  seither  sterile 
Flächen  das  Land  deckten  und  spärliche  Weiden  dem  hungernden  Vieh  sich  boten". 
(Wagner.)  —  Als  Gründungsptianzeu  kommen  je  nach  der  Art  der  Böden  Lupinen, 
Seradetta,  Sandincke,  gelber  Hopfen-  und  BockhomUee  in  Befaracht. 

3)  Die  Entnahme  von  Stickstoff,  Fhosphorsinrc  und  Kali  durch  die  Ernten 
wird  durch  folgende  Zahl'^i m/aben.  entnommen  dem  ^Handlmcli   der  ges.  Land 
wirtbschaft",  I.  Band,  8.  ÜÜU  Ii.,  veranschauliciit.    Es  ist  enthalten  in  lÜÜ  Theilen : 

Stickstoff     Phosjdiors.  Kali 

bei  Oetreidearten   1,6<>-  2.20  O.iK)  0.28  {l(]2 

„  Hülsenfrüchten  u.  Kleearten  3,()ö   ö.tk»  U.78    1.4.">  U,^S() 

„  Rfiben   0,75^  1.18  0,85-1.40 

„   Oelgewächsen   2,61    3.68  l,3o    I.Hf)  O..')!»  1,00 

„  Kebhobß   0,41  0,14  0,41 

,  Trattben   0,17  0^14  0,50 

Kartoffeln   0,34  0,16  0,58 


{ 


Die  mit  einer  Jahresernte  von  der  Flächf  iieiuhrit  entnommenen  .S'toffe  und  das 
Maass  des  Wiederersatzes  lassen  sich  tinter  Zuhilleiiuhmc  von  auf  Einzel- Analysen 
aufgestellten  Düngertabellen  für  jedes  Gnt  berechnen.  Ueber  die  hierbei  an 
beachtenden  (!rand^;ätze  und  die  danach  zu  verwendenden  Düngermengen  sowie 
Über  das  richtige  Verhältuiss  der  eiustelneu  Düugerstoffe  zu  einander  giebt  die 
landwirthsehaftlidie  Frodnetionslehre  Anfiiehlnss.  Besondere  Verdienste  auf  diesem 
Gebiet  durch  Klarstellung  der  Düngungsfrage  und  dtircli  An\v.  i>;iint:t über  die 
praktische  Verwerthbarkeit  der  wissonscbaftlicheu  Forschungsergebnisse  haben 
Wagner-Darmstadi  und  Mftrker-Halle. 


Aus  den  vorstehenden  Betrachtungen  ergiebt  sich  jedenfalls, 
dass  eine  Baubwirthschaft,  selbst  privatwirthschaftlich  betrachtet, 
unter  den  regelmässigen  Verhältnissen  der  Gegenwart  (d.  h.  so- 
lange nicht  etwa  unbosiodoltes  Land  in  Fülle  zur  Verfügung  steht« 
wie  in  Nordamerika  seither  der  Fall  gewesen,  dessen 
Farmer  das  ohne  Düngung  jahrelang  mit  Weizen  bestellte  Land 
nach  eingetretener  Erschöpfung  einfach  wieder  aufgaben,  um  andere, 
noch  ungebrochene  jungfräuliche  Ländereien  in  Cultur  za  nehmen) 
doch  nur  relativ  als  Yortheilhaft  erscheinen  kann,  weil  mit  der- 
selben eine  Entwerthung  des  Bodenkapitals  Hand  in  Hand  geht, 
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weil  femer  erschöpfte  Böden  erst  nach  längerer  Dauer  in  den  Zu- 
stand normaler  Fruchtbarkeit  und  jedenfalls  nur  unter  Aufwen- 
dung finanzieller  erheblicher  Opfer  gebracht  werden  können.  Die 
auch  für  die  Landwirthschaftspolitik  praktiBche  Frage  der  Boden- 
Btatik  spitzt  sich  nun  dahin  zu,  ob  unter  unseren  Verhältnissen, 
bei  denen  jede,  auch  die  kleinste  bäuerliche  Wirthschaft  für  den 
Verkauf  erzeugt,  d.  h.  Aschenbestandtheüe  des  Bodens  in  die  St&dte 
und  damit  naeh  dem  jetzigen  Stand  der  Fäkälfrage  in  der  Begel 
unwiederbringlich  ausführt,  die  Stoffersatzwirthschaft  sich  einge- 
bürgert habe  oder  ob  die  Baubbauwirthschaft  noch  fortbestehe. 
Diese  Frage  darf  für  die  grösseren  und  mittleren  Güter  im  Allge- 
meinen bejaht,  für  eine  grosse  Zahl  der  bäuerlichen  Anwesen  muss 
sie  leider  noch  immer  yemeint  werden^).  Namentlich  sind  es  die 
ausgesprochenen  Eömer-,  also  die  reinen  und  verbesserten  Dreifelder- 
wirüischaften,  die  dem  Gesetz  des  Stoffersatzes  noch  nicht  in  aus- 
reichenden Maasse  gerecht  werden;  denn  die  Sammlung  der  thie- 
rischen Dttngstoife  ist  noch  häufig  eine  sehr  mangelhafte,  massenhaft 
gelien  durch  ungenügende  Einrichtiuigen  der  Düngerstätten  werth- 
volle Dünger-Bestandtheile  verloren,  die  Yiehhaltung  ist  vielfacli 
eine  ungenügende  und  die  Venvendung  mineralischer  Kunst-  nnd 
sonstiger  lüU'bdünger  l)egiinit  doch  erst  seit  kurzer  Zeit  sich  liaUn 
zu  brechen.  In  die  äussere  Krscheiniuig  tritt  diese  Kaubwirth- 
schaft  als  Folge  eines  chronisclien  Düngerdeficits  dincii  die  im  Ver- 
gleich zu  den  StotVersatzwirthschafteu  ungenügenden  Ernten  an 
Körnern  (auf  den  Hektar  bäuerlicher  Wirthschatten  20 — 30  Centner, 
auf  den  rationell  umgetriebpiuMi  (hitern,  z.  B.  in  Mitteldeutschland, 
50 — 80  Centner),  woran  freilich  die  mangelliatte  I^odenbestellung 
und  Saatgutauslese  ebeulaUs  Schuld  trägt      Das  „Jammerbild**, 

')  Bad.  landw.  Erhebimffen  von  lim,  IV.  Bd..  S.  10/11 ;  Württemb.  landw. 
ErhebuiiKeu  von  1884/85.  S.  XXIIl,  Hessische  laudw.  Krlu  bnnp-cii  voti  1884/86, 
I.  Bd.,  S.  25/26;  Klsass  Luthringeu,  Uuterttuchuug  über  die  Lage  der  Laud- 
Mrirthschaft,  S.  25;  IMe  Landwirthschaft  in  Bayern,  S.  163.  Statistiqne  a^cole 
de  la  Frauce  1882,  S.  255. 

^)  „Um  kauu  jetst  luil  derselben  Wahrsclieiulichkeit  bei  Weizen  luid  ilalcr, 
inslieBondere  durch  YerlMSsermiir  der  an^rebanten  und  Einffihmtig  passender  neuer 
Sorten,  auf  «in*'  Ernte  von  80  Cnitiicr  a  Hektar  rcclmeii  wie  früher  auf  eine  solche 
von  40-  60  CeuUier."*  (Fühlingi»  Laudw,  Zeiuchr.  vou  18!^2,  >io.  1);  aber  dieüe»  Ziel 
ist  eben  doch  nur  x.  Z.  auf  den  nüttleren  nnd  grösseren  kapitalkraftif^en 
Wirthschaften  erreicht.  Die  Worte  Liebig's:  ^Der  kleiue  Gruudeigeiithümer  ersetzt 
dem  Felde  (ergänze:  mit  den  .\iisuiirfen  dos  eigenen  Hanshalts)  nahezu  vollständig, 
was  er  demselben  nimmt,  der  ^-^ro^se  führt  Korn  und  Fleisch  den  i,ni'.s,sen  Mittel- 
punkten des  Verbrauchs  zu  und  verliert  danini  die  l'.edingungen  ihrer  Wiederer/,eH- 
gung.  Nach  einer  Reihe  von  .lahren  ist  dieses  l^and  eine  Einöde  wie  die  rninisdif 
Campague"  (Cheiaische  Üriete  47;,  waren  .schon  für  seine  Zeit  selu"  anfechtbar,  sind 
es  aber  bentsntage,  wo  die  ndneraliBchen  HUMfingemittel  die  mensehliehen  Aus- 
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"welches  K  0  p  p  e  von  der  DroiteldmvirthscUaft  im  Anlang  dieses 
Jahrhunderts  entworfen  hat,  ist  zwar  lieiite  in  dieser  All^jpmeinheit 
nicht  mehr  zutreffend,  doeii  auch  keineswegs  völlig  verschwunden; 
und  die  besonders  rühmlichen  Ausnahmen,  welche  zahlreiche  bäuer- 
liche Wirthschatten  in  den  conti  nentalen  Staaten  aufweisen, 
namentlich  in  der  Umgebung  grösserer  Städte,  wo  die  Versorgung 
des  Bodens  mit  menschlichen  Auswurfstoffen  leichter  ennöglicht 
ist,  lassen  den  Gegensatz  zu  den  Kaubwirthschaften  in  anderen 
Gegenden  nur  um  so  pjoUer  hervortreten.  £s  ist  Aufgabe  der 
späteren  Darstellung,  die  Mittel  zu  bezeichnen,  mittelst  deren  dieser 
Widerspruch  zwischen  den  Ansprächen  der  fortschreitenden  wirth- 
schafüichen  Entwicklung  und  dem  Behauen  der  bodenbebauenden 
BoTdlkerung  in  inationellen  Betriebsweisen  zu  lOsen  ist;  an  dieser 
Stelle  gentigt  es,  auf  das  Vorhandensein  solcher  Widersprüche  hin- 
zuweisen, deren  Erklärung  freilich  Denjenigen  schwer  jEallen  muss, 
welche  gewohnt  sind,  über  die  Voigftnge  des  Erwerbslebens  lediglich 
mittelst  des  national6konomischen  Bechenstifts  sich  zu  untenichten, 
anstatt  auch  die  psychologischen  Einwirkungen  zu  beachten,  auf 
Grund  deren  die  Wirthschaftsthfttigkeit,  zumal  der  minder  gebildeten 
Bevölkerungsclassen,  so  häutig  eine  Ablenkung  von  den  Wegen 
erfährt,  auf  welche  der  wirthschaftliche  Oalcul  an  und  ftir  sich 
mit  Nothwendigkeit  hinweist 


Abschnitt  U. 
Wesen  und  Inhalt  der  Agrarpolitik* 

§  12.   Allgemeine  Begründung. 

Unter  Agrarpolitik  versteht  man  den  inbegrili  der  Grund- 
sätze, von  denen  der  Staat  bei  der  Pflege  des  landwirthschaftlichen 
Gewerbes  sich  leiten  lässt.  Eine  solche  staatlidie  Pflege  (land- 
wirthschaftliche  Staiit starsorge)  ibt  in  allen  Culturstaaten 
wahrzunehmen  und  findet  ihre  Erklärung  und  Kechtiertlgung  in  dem 

wurfstoffe  zu  ersetzen  froHirnel  sind,  noch  viel  mehr.  —  Dass  iihri^rt'ns  ein  (Jut 
aach  ohnu  Zuhilfeuahme  künstlicher  Düngemittel  iio  stittinciieii  Gleich^^ewicht 
längere  Zeit  erhalten  werden  kimn,  zet^t  die  Wirthschaft  Selchow,  die  Im  Weflent' 
liclifii  (lies  Ergebnis»  durch  aiHirrrtphnton  Fntterbati  (KartofTeln,  Luzerne,  Seradclla 
und  Lupinen)  mit  (tründüngung  und  durch  beste  ZuMunmenhaltoug  von  Mist  und 
Gälle  durch  ausgedehnte  Torf  an  Wendung  als  Conaervirnnganiittel  endett.  (3Gt- 
thdlniigen  ans  der  deutschen  Landwirthechafts^seUachaft  von  18S0/9iy  Heft  29.) 
Bne]ieB%«rfar,      Agxarpvlitik.  L  4 
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Interesse,  das  das  Staatsganzo  an  dem  Wohlers^ehen  der  Land- 
bevölkonmg  sowie  daran  hat.  dass  die  Bodenciiltur  jederzeit  den 
der  allgemeinen  volkswinlibcluiftlichen  Entwicklung  ontspreehenden 
Inteüsitätsgrad  aufweist,  ferner  in  den  Woehselwiikiuiijen,  welche 
zwischen  Bodencultur,  Wohlstand  dt'r  Träger  dos  laiulwirthschaft- 
lichen  Gewerbes  und  allgemeiner  Volkswohlfahrt  erfahrungsgemäss 
sich  geltend  machen.  Im  Einzelnen  ist  auf  folgende  Gesichts- 
punkte hinzuweisen: 

1.  Ein  Vorwärtsschreiten  im  landw irthschaftliche n 
Oe werbe  hat  von  jeher  sich  langsam  vollzogen,  obwohl  von  Be- 
triebsgeheimnisgen, wie  in  Gewerbe  und  Industrie,  nicht  gesprochen 
werden  kann,  da  ja  die  technischen  Vorgänge  gewiBsermaassen  im 
Freien  sich  abspielen  und  Jedermann  vor  Augen  liegen.  Als  Ur- 
sachen für  diese  Erscheinung:  sind  anzuführen: 

a)  Gewisse  psychologische  Eigenthümlichkeiten 
der  Landhevölkerung,  die  in  der  Eigenart  ihres  Gewerbes 
seiher  wurzeln.  Der  landwirthschaMiehe  Betrieb,  selbst  wenn  die 
Gegenstände  der  Erzeugung  eine  gewisse  Mannichfiiltigkeit  ange- 
nommen haben,  verläuft  von  Jahr  zu  Jahr  in  einer  gewissen  Begel- 
mässigkeit  und  Stetigkeit,  die  für  den  Landmann  fast  den  Charakter 
des  Gesetzmässigen  annimmt  imd  ihn  jede  Ihirchbrechung  des 
eingelebtenf  geregelten  Ganges  der  Wirthschait  als  eine  unliebsame 
Störung  überkommener  Gewohnheiten  und  Regeln  empfinden  lässt: 
wie  es  der  Vater  und  Grossvater  gemacht,  will  es  auch  der  Sohn 
halten. 

Hierzu  kommt,  dass  die  Abgeschlossenheit  des  Lebens,  die  Enge 
des  Ereises,  in  dem  er  sieh  bewegt,  das  geringe  Maass  fachlicher  Bil- 
dung, welches  er  sich  anzueignen  Gelegenheit  hat,  naturgemäss  den 
geistigen  Horizont  des  Bauern  verengen  und  ihn  unfähiu  raachcn.  den 
Gründen  und  innersten  Trsachen  seines  wirtlischartliL-hen  Verfalls 
nachzuforschen:  nur  stark  im  passiven  Ertragen  von  Ungemach  fehlt 
ihm  die  Spannkraft  zu  activem  Widerstand,  und  misstrauisch  gegen 
Alles,  was  gegen  die  überlieferten  (Towohn)ieit(Mi  verütösst,  hält  er  an 
den  ererbten  Bräuchen  und  Leb(^ns\veisen  mit  zähem  Sinn  auch  dann 
noch  fest,  wenn  die  Ma<-ht  der  Verhaltnisse  eine  Aenderuna-  im 
Sinne  stärkerer  Anspannunu  der  Kräfte  des  Bodens  durch  rationelleren 
Betrieb  gebieterisch  heischen.  Man  weiss,  dass  kaum  eine  neue 
Culturpflanze,  ohne  dem  zähesten  Widerstand  der  bäuerlichen  Be- 
volkening  zu  begegnen,  hat  eingeführt  werden  können:  der  Kartoffel- 
bau, vielfach  auch  der  Kleebau  mussteu  polizeilich  erzwungen  wer* 
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den;  ohne  solchen  polizeilichen  Zwang  wäre  die  Viehzucht  meist 
nicht  auf  dem  Stand,  auf  dem  sie  sicli  bei  uns  in  Deutschland  im 
Allgemeinen  befindet;  für  die  Vertilgung  der  Schädlinge  der 
Pflanzenweit  ist  ersterer  auch  heute  noch  kaum  zu  entbehren.  Man 
weiss  nicht  niiiidor,  dass  da,  wo  das  Gebiet  4es  polizeilichen  Zwanges 
endet,  nur  im  Wege  mühsamster,  ausharrendster,  geduldigster  Be- 
lehrung Erfolge  sich  erzielen  lassen;  das  landwirthschaftUcbe  Ge- 
nossenschaftswesen z.  B.,  fOr  Deutschland  jedenfalls  eines  der  wirk- 
samsten Heilmittel  gegenüber  der  dermaligen  Krise  —  ist  weder 
ein  dem  bäuerlichen  Geistesleben  entsprungener  Gedanke,  noch 
bat  dieser  Gedanke  ohne  Weiteres  in  den  Dorfgemeinden  Wurzel 
gefasst;  es  hat  vielmehr  überall  der  grOssten  Anstrengungen  be- 
durft, um  die  bäuerliche  BevMkerung  mit  dem  Wesen  des  Ge- 
nossenschaftsprincips  zu  befreunden.  In  der  Betonung  dieser  Ver- 
hältnisse liegt  kein  Vorwurf  gegen  das  bäuerliche  Element  und 
Nichts,  was  für  letzteres  kränkend  wäre;  denn  diese  Fehler  und 
Mängel  seines  Wesens  erklären  sich  tlieils  aus  dem  Maass  der 
ihm  zugänglichen  Bildung,  tlieils  stehen  sie  im  innigsten  Zusammen- 
hang mit  jenen  (  hcii.iktereigenschaften  des  ruhigen  Beharrens  und 
der  conservativen  Gesinnungsvveise,  welche  den  Bauernstand  gerade 
wieder  zu  einem  so  wertlivoUen  Element  des  Staatswesens  erheben. 
Man  muss  aber  über  jene  (iem  Hauernstand  gewissermaassen  in- 
härenten Fehlor  und  Mängel  sich  klar  sein,  wenn  man  nicht  in 
Bezug  auf  die  Anforderungen,  die  man  an  ihn  betreffs  des  Maasses 
der  Selbsthilfe  stellt,  zu  imL^erediten  Folgerungen  gelangen  will. 

Je  geringer  die  Durchschnittsbildung  der  Landbevölkerung 
ist^  je  ungünstiger  die  äusseren  socialen  Verhältnisse  sind,  unter 
denen  dieselbe  lebt,  um  so  stärker  pflegt  sich  dessen  passiver 
Widerstand  gegen  Keformen  im  Gebiet  der  Bodencultur  geltend 
zu  machen,  um  so  schwieriger  erweist  sich  die  Aufgabe  für  die 
in  solchem  Sinne  wirkende  obere  StaatsfOrsorge,  uro  so  weniger 
bleiben  ihr  Täuschungen  erspart').  In  diesem  Jahrhundert,  mit 
der  Sprei^ng  der  alten,  die  bäuerliche  Bevölkerung  moralisch 
und  intellectuell  ungünstig  beeinflusst  habenden  gutsheirlichen  Ver- 
fassung, mit  der  Verbesserung  des  Volksschulwesens,  mit  der 
Verdichtung  der  Yerkehrsmittel  hat  sich  jener  Gharakterzug  viel- 


*)  „Es  gehört  zu  den  schwierij«»trii  Anfiraben  der  inneren  Vorwaltiin^,  de& 
Baner  vorwärts  zu  treiben,  ohne  dass  er  dif  Absicht  m«*rkt;  seine  Entwieklunpr  7.11 
fördern,  ohne  sie  aus  ihren  eigenthümlicfaen  Bahnen  herauszuheben/  (Kiehi  in 
BlvntschÜ's  deutschem  Staatswörterbndi,  Art.:  „Bauenistaiid.'') 
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fach  iiij-t  schwäclit,  oliiie  indess  gänzlich  vprloron  gegangen  zu  sein. 
Mit  ilim  iniiss  daher  aiicli  heute  noch  die  Agrarpolitik  rechnen, 
und  wenn  sie  —  zumal  im  Gebiet  der  Technik  —  die  irüher  häutig 
angewandten  Mittel  des  gewaltsamen  Zwangs  im  Grundsatz  ver- 
meidet, 80  vermag  sie  doch  auch  jetzt  noch  nicht  durchweg  ohne 
solche  Maassregeln  durchzukommen,  wie  die  späteren  Darlegungen 
über  die  Aufgaben  im  Gebiet  der  Landeskultur,  der  landw.  Polizei 
etc.  zeigen  werden'). 

b)  Mittell  0 isigkeit  der  Landbevölkerung.  Bei  Allem 
ist  sehr  wohl  zu  beachten,  dass  jeder  Culturfortschrili  m  der  Kegel 
nicht  bloss  ein  Mehr  der  Bcthätigung  an  persönlicher  Arbeitskraft 
und  wirthschaftlicher  Einsicht,  sondern  auch  die  Aufwendung  be- 
stimniter  Geldmittel  (Kapitalien)  zur  Voraussetzung  hat  und  dass, 
wo  letztere  fehlen,  auch  die  einsichtigste  Agrarpolitik  tauben 
Ohren  predigen  wird.  Je  mittelloser  der  Bauernstand,  um  so 
schwieriger  fällt  es,  ihn  auf  Wege  zu  leiten,  die  ihn  befähigen 
würden,  dem  von  ihm  bewirthschafteten  Boden  höhere  Erträgnisse 
abzugewinnen,  weil  ohne  bestinunte.  \v(>nu  aiu-h  im  gegebenen  Fall 
kleiiu^  Vorauslagen  jene  AVege  nicht  gangbar  sind.  Der  Uel)or- 
gang  von  der  Weidehaltung  zur  Stallfütterung,  von  der  reinen 
Brache  zur  besömmerteu,  die  Verwendung  besserer  Bodengeräthe, 
die  AjttÜanzung  von  Obstbäumen  und  vieles  Andere  könnte  im  ge- 
gebenen Falle  die  Erträgnisse  des  Bodens  und  damit  die  Wohl- 
standslage  der  Bebauer  zu  steigern  sehr  wohl  geeignet  sein,  rauss 
aber  wegen  der  Unmöglichkeit  der  hierzu  nöthigen  Mittelbeschaifung 
gleichwohl  häufig  unterbleiben.  Die  in  diesen  Verhältnissen  be- 
gründeten Schwierigkeiten  wachsen  in  dem  Maasse,  je  mehr  die 
kleinbäuerliche  BeTölkenmg  überwi^  und  in  Stairtswesen,  wo 
diese  den  vorherrschenden  Bestandtheil  der  grundbeaitzenden 
Klassen  bildet,  erwachsen  daher  der  obersten  landwirthschaftlichen 
StaatsfQrsorge  besondere  Aufgaben,  die  an  Staaten  oder  Staatstheile 


')  Vgl.  da  1  kannte  Wort:  „Wenn  der  Bauer  nicht  inuss,  rührt  er  weder 
Haud  noch  Fuss."  lUumcnloscn  von  Anssprücluii  üher  bäuerliche  fharaktt  r(i<>;'en- 
schat'ten  in  C,  J.  AVijher  's  „  Di  iuokritos' ,  Auswahl  in  3  Bändeu,  lierlüi,  III.  Bd. 
8.  28  ff .  Rhu,  a.  a.  0.,  §44  sai^t  gtaaz  rieht iir:  ^ Der  Zustand  der  Landwirth.schaft 
in  einem  Lande  liüiifi'f  pfrossfiitlicils  von  dm  IJc^'-icrnüirsTnaassri'L'rl'i  ab,  die  ihr 
Schutz  und  Unterstiitxuug  gewahren,  und  die  Ertahrung  zeigt,  da.s.s  nicht  gerade 
die  von  der  Natur  am  meisten  gesegneten,  sondern  die  am  besten  regierten 
Länder  am  srhönsfpn  anirobaut  sind",  wobei  in  der  Note  auf  Tortug-al  xcr- 
•wieaeik  wird,  „wu  ungeachtet  eines  hüchät  milden  Klimas  doch  die  eine  UäUte  des 
Landes  Öde  liegt,  die  andere  nur  sclitechte  Oemeinweiden  enthält**.  Ob  dies  ancb 
beute  noeh  zntiiflk? 
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mit  günstigeren  Besiteverliftltnissen  nicht  oder  doch  in  geringerem 
Maasse  herantreten. 

e)  Besonders-  stOrend  fttr  die  Entwicklung  2um  Besseren  und 

Vollkommeneren  muss  dieser  Umstand  wirken,  wenn  der  ruhige 
Gaiip:  der  allgemeinen  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  H om- 
ni uiigeii  und  Störungen  erfährt,  die  im  landwirthschaftlichen  Ge- 
werbe mehr  als  in  aiideroii  KrwerbsthätiLrkoiten  empfindlich  wirken, 
weil  jenes,  vorwiegend  mit  festen  Kapitalien  arbeitend,  den  je- 
weiligen Aenderiiiigen  des  Verkehrslebens  nicht  raseli  /u  folgen 
vermati"  und  daher  sich  genöthigt  sieht,  in  Ijestininiteu  Formen  des 
Wirtiisclmftens  auch  dann  noch  zu  verharren,  wenu  solche  mit  den 
veränderten  Verhältnissen  nicht  nu'hr  im  Einklang"  stehen.  Nun 
ist  aber  das  laiulwirthschaftlii  iit'  »u'werbe  wohl  zu  keiner  Zeit  von 
solchen  Erschütterungen  heimgesucht  worden,  als  in  der  zweiten 
Hälfte  dieses  .lahrhunderts.  welche  im  Gefolge  der  neuzeitliclien 
Entwicklung  des  Verkehrswesens  und  des  dadiu"ch  ermöglichten 
Wettbewerbes  fernster  Productionsländer  aufgetreten  sind;  P>- 
schütterungen,  die  um  so  heftiger  in  ihrer  Wirkung  waren,  als  sie 
zeitlich  mit  einsclmeideuden  Aendenmgen  auf  dem  Gebiete  des 
Wirthschaftsrechtes  —  mit  der  Gewährung  weitgehender  socialer 
Freiheitsrechte  und  einer  denkbar  grossen  Freiheit  der  wirthschaft- 
liehen  Bewegung  überhaupt  —  zusammentrafen;  als  gleichzeitig 
die  Laudwirthschaft  auch  in  ihren  kleinsten  Besitzgruppen  mehr 
und  mehr  in  eine  ihr  bis  dahin  fremd  gewesene  Geld-  und  Credit- 
wirthschaft  hineingedrängt  wurde,  ohne  dass  alsbald  überall  die 
richtigen  Formen  gefunden  worden  wären,  dieses  Geld-  und 
Greditbedtirfiiiss  zu  befriedigen.  Indem  die  grosse  Masse  der 
bäuerlichen  Bevölkerung  in  einer  verhältnissmässig  kurzen  Spanne 
Zeit  aus  dem  Zustand  einer  gewissen  socialen  und  wirthsehafUichen 
Abhängigkeit  durch  eine  Gesetzgebung  grossen  Stils  in  denjenigen 
vollster  Unabhängigkeit  und  einer  nahezu  schrankenlosen  wirth- 
schaftlichen  Freiheit  versetzt  wurde,  war  die  tmausbleibliche  Folge, 
dass  nicht  immer  und  überall  von  dieser  Freiheit,  zumal  im  Gebiet 
des  Gredits,  ein  vernünftiger,  luaassvoller  Gebrauch  gemacht  wurde, 
während  der  Zunahme  der  Creditverpflichtiingen  und  den  wachsen^ 
den  sonstigen  geldlichen  Verbindlichkeiten  gegenüber  (für  die  An- 
sprüche des  Staats,  der  Gemeinde  und  des  eigenen  Hauses)  die 
auf  einfacheren  Verhältnissen  gegründeten  überkonunenen  Wirth- 
schaftsformen,  wiedenun  namentlich  in  der  breiten  Masse  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung,  sich  mehr  und  mehr  als  unzulänglich  erwiesen. 
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Seit  dieser  Zeit  in  viel  iLÖherem  Maasse  als  firfiher  darauf  ange- 
unesen,  für  den  Markt  zu  produciren,  d.  h,  die  Erzeugnisse  der 
Wirthschaft  in  Qeld  umzusetzen,  befanden  sich  Tausende  von  Land- 
wirthen  gleichwohl  in  einer  stöndigen  Oeldklemme,  weil  ihnen  die 
Anschmiegung  an  die  BedHrfhisse  des  Marktes  nur  schwer  und 
theilweise,  wegen  der  höheren  Anforderungeu  an  die  Beschaffen- 
heit der  Waire  von  Seiten  der  Abnehmer,  wohl  auch  gar  nicht 
gelang.  Und  in  diesen  denkbar  schwierigen  üebergangsprocess 
setzte,  wie  erwähnt,  zuerst  langsam,  dann  aber  mit  immer  rascheren 
Stessen,  eine  bis  daliin  unbekannt  gewesene  Wettbewerbung  ent- 
legener Erzeugunirsgebiete  als  neuer  störender  Factor  verwirrend 
ein.  Alle  diese  einer  gedeihlichen  i-iUtialtung  des  landwirthschaft- 
lichen  Berufslebens  feindlich  sich  in  den  Weg  stellenden  Hemm- 
nisse haben  daher  den  Aufgabebereich  der  Agrarpolitik  der  ein- 
zelnen Staaten  sehr  erheblich  erweitert;  und  die  besonderen  Ursachen, 
welche  diesen  Hemmungen  zu  Grunde  liegen,  mussten  Veran- 
lassung sein,  früherhin  weniger  nöthige  oder  entbehrliche  Veran- 
staltungen nunmehr  ins  Werk  zu  setzen.  Die  Agrarpolitik  ist 
daher  heutzutage  —  trotz  der  relativ  hohen  Stufe  der  Technik  dos 
landwirthschaftlichen  (iewerhes  im  Vergleich  zu  früheren  Zeiten 
—  ein  besonders  wichtiger  Theil  der  allgemeinen  Staatspolitik 
geworden  und  wird  diese  Wichtigkeit  anscheinend  noch  für  lange 
Zeit  behaupten;  denn  es  ist  wohl  zu  beachten,  dass  gerade  im 
Landvolk,  seiner  vorherrschenden  Charaktereigenschaften  willen,  eine 
vorhandene  Kothlage  viel  eher  Muthlosigkeit  als  energisches  Auf- 
raffen erzeugt  und  dass  es  desshall)  verfehlt  wäre,  den  anzustre- 
benden Heihingsprocess  von  der  werkthätigen  Selbsthilfe  der  Be- 
theiUgten  allein  zu  erwarten. 

2.  Das  allgemeine  staatliche  Interesse  an  dem  land- 
wirthschaftlichen Gewerbe  ist*  zwar  ganz  vorwiegend  auf  die 
Bedeutung  zurflckzufUhren,  welche  mit  der  wachsenden  Bevölkerungs- 
zahl der  ausreichenden  Nahrungsmitfcelversoi^ung  des  Landes  zu- 
kommt. Doch  ist  es  nicht  bloss  dieses  Productlonsinteresse,  welches 
ein  forderndes  Eingreifen  der  Staatsgewalt  in  den  Entwicklungsgang 
der  Landwirthschaft  zum  Zweck  der  Emporhebung  derselben  auf 
eine  hdhere  Stufe  der  Technik  rechtfertigt,  sondern  auch  das  In- 
teresse  an  dem  Wohlergehen  der  Landbevölkerung  Uber- 
haupt,  d.  h.  daran,  dass  diese  letztere  wirthschaillich,  social  und 
politisch  einen  den  fibrigeil  Gliedern  des  VolkskOrpers  ebenbürtigen 
Bestandtheil  darstelle  und  nicht  durch  Ökonomische  Yerkfimmerung 
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ihrer  BaBeinsbedingimgen  qiiantitatiy  und  qualitati?  zurückgehe, 
womit  dann  aueh  das  landwirthschafUiche  Frodutionsinteresse 
selber  wieder  gefährdet  wäre.  Es  genügt,  in  dieser  Beziehung 
hauptsächlich  henrorzuheben: 

a)  Die  auf  die  Bu<ieiil)ewirthschaftung  an^^ewiosonen  GlitMier 
der  Volkögüiiieiuscliaft  stellen  ungeachtet  der  Zunahme  der  stüdtisclKMi 
Bevölkerimg  auch  heute  noch  in  den  meisten  Staatswesen  einen  an- 
sehnlichen liruchtheil  der  Gesaninitlievölkerung  dar;  die  wirthschuft- 
liche  Kraft  (h^s  Staates,  seine  tinanzielle  LeistungBlahigkeit  wie  jene 
der  übrigen  Zvvangsgemeinscliaften  (Kreis,  Gemeinde)  ist  daher,  wo 
jenen  der  Fall,  zu  einem  Tlieil  in  Abhängigkeit  von  der  jeweiligen 
Lage  der  Landbevölkerung  selber. 

b)  Der  sociale  Aufbau  eines  StaatskOrpers,  an  dem  die  Land- 
wirthschaft  einen  wesentlichen  Antheil  hat,  geniesst  mannichfache 
Yorzüge  Yor  jenen  Staatswesen,  in  denen  die  Landwirthschaft 
gegenüber  der  Industrie  zurücktritt;  denn  gegenüber  der  fluc* 
tuirenden,  unruhigen,  in  Städten  zusammengedrängten,  von  den 
augenblicklichen  Geschäftsconjuncturen  abhängigen  und  manchmal 
beschäftigungslosen  Arbeiterwelt  weist  die  grosse  Masse  der  land- 
wirthschaftlichen  Kleinbesitzer  wesentlich  günstigere  Daseins- 
hedingungen  schon  desshalb  auf,  weil  wenigstens  einen  Theil  der 
von  ihr  benöthigten  Nahnmgsmittel  ilue  eigene  Arbeit  In  acliaöl 
und  daher  jene  Nothstände,  welche  das  „Arbeiter})roletariat"  der 
grossen  Industriecentren  zeitweilig  heimsuclien,  auf  dem  Hachen 
Lande  unbekannte  Erscheinungen  ])ilden.  Wie  denn  hier  überhaupt 
die  Gegensätze  vuu  Keieli  und  Ann  nicht  in  dem  Maasse  scharf 
sich  gegenübertreten,  wie  in  den  Sammelpunkten  des  städtischen 
Gewerbfleisscs,  zumal  der  Grossindustrie. 

c)  Die  Landbevölkerung  in  ihrer  Eigenschaft  als  Oonsument 
von  Erzeugnissen  des  städtischen  Gewerbfleisscs  ist  ein  wesent^ 
licher  Factor  für  das  würthsehafbliche  Gedeihen  des  letzteren;  je 
wirthschaltlich  kräftiger  sie  selber  ist,  um  so  aufnahmefähiger  wird 
sie  für  diese  Erzeugnisse,  um  so  befruchtender  wirkt  sie  auf  die 
Belebung  von  Gewerbe,  Grossindustrie  und  die  davon  abhängigen 
Handelsgeschäfte  ein.  Wie  sehr  auch  mit  der  Verbesserung  der 
Yerkehrsmittel  von  Land  zu  Land  und  dem  wirthschaftlichen  Auf- 
schluss  entfernter  Gebiete  die  Absatzmöglichkeit  der  Industrie 
nach  Aussen  in  diesem  Jahrhundert  gewachsen  ist,  bleibt  doch  die 
Bedeutung  eines  grossen,  aufnahmefähigen,  inneren  Marktes  nach 
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wio  vor  unvermindert  bestehen ;  jede  Stadt  weiss  zu  würdigen,  was 
ein  wirthschaftlich  kräftiges  Hinterland  für  sie  und  ihr  gewerb- 
liches AufblOhen  bedeutet,  und  jeder  städtische  Gewerbe-  und 
Handeltreibende  ist  sich  der  Einwirkungen  einer  Schwächung  der 
Kfiufkraft  der  Landbevölkerung,  wie  sie  schon  durch  eine  einzige 
weniger  günstige  Ernte  herbeigeführt  werden  kann,  sehr  wohl 
bewusst  Diese  günstige  Wechselwirkung  zwischen  dem  Wohlstand 
auf  den  Landorten  und  in  den  Städten  kann  daher  ein  förderndes 
Eingreifen  des  Staats,  selbst  mit  Aufnrendung  yon  allgemeinen 
Staatsmitteln,  auch  vom  Gesichtspunkt  der  städtischen  Interessen 
aus,  als  wohlgerechfertigi,  ja  nöthig  erscheinen  lassen'). 

d)  Die  Ali;  der  Beschäftigini p:,  welcher  sich  die  Landbevölkerung 
hingiebt,  und  ihre  gesammte  Lebensweise  ist  eine  der  Gesundheit 
zuträglichere  als  diejenige,  welche  in  den  Städten  natumothwendig 
Platz  greift;  zumal  die  ärmere  städtisclio  Bevölkerung  verfällt 
leicht  in  Folge  der  imgünstigen  Einflüsse  des  fortgesetzten  Arbeitens 
in  geschlossenen  Arbeitsräumen  und  des  Wohnens  in  räumlich  un- 
zulänglichen und  sonst  mangelhaft  beschafl^enen  Wohnstätten  dem 
körperlichen  Siechthum,  während  auch  der  unbemitteltere  Land- 
bewohner sich  seine  körperliche  Kraft  und  Frische  bei  der  regel- 
mässigen Beschäftigung  in  freier  Luft  zu  erhalten  vermag.  Ber 
körperlichen  und  häufig  auch  moralischen  Degeneration  eines  Theils 
der  städtischen  Bevölkerung  gegenüber  bildet  daher  die  Land- 
bevölkerung ein  heilsames  Gegengewicht  und  die  nachwachsende 


II.  hist  (Die  Theorie  de»  uatioiialen  Systems  der  politischen  Oekouomie, 
neu  auf{^elegt  1877)  beleuchtet  umgekehrt  die  güustige  Einwirkung  der  ^Manufactur 
auf  die  „Agricultur"  dvirch  Erweiterung  des  Absarzgebietes  für  landw.  Producta 
und  dadurch  herbeigeführte  Preissteigerung  und  Kentenziinaliino,  sowie  durch  den 
wohlthätigen  Einfluss  des  gesteigerten  geistigen  Lehens  ;Eittiidungen  uud  Kiit- 
deckungen)  auf  das  flache  Land.  „Die  höchste  Theilung  der  (Jesdiäfte  und  ciii' 
höchste  Conföderation  der  j)niductiveu  Kräfte  bei  der  materiellen  Productiou  ist  die 
der  Agricultur  uud  Manutactur  .  .  .  Eine  Natiou  die  bloss  Agricnltur  treibt,  ist 
ein  Individuum,  dem  in  seiner  materiellen  Prodnction  ein  Arm  fehlt.*^  So  richtig 
diese  Sätze  sind,  so  wird  docli  «Icr  Gedaukenfrang  der  Schrift  selbst,  der  auf  hohe 
SchutiszöUe  für  die  Industrie  bei  völlig  freier  Einfuhr  der  Hodeuerzeug- 
niBse  hinsielt  („die  Nationen  sind  um  so  mächtiger  und  weiser,  je  mehr  ^e 
Fabrik  waart'ii  a  ii  s fiihrt.'ii  uixl  jt'  mehr  sie  Lfbi'nsniittcl  uud  Kolistoffc  fiuführen") 
und  üich  in  dieser  Beziehung  mit  eiuseitigeu  mercautilistischeu  Ausciiauuugen  deckt, 
heute  nicht  ohne  Wiederspruch  bleiben  können;  wobei  freilich  wohl  zu  beachteu 
ist,  dasH  Tis!  mit  einer  durch  die  neuzeitlichen  Verkehrsinstrumente  ermöglichten 
Mftssenübersrliwemmung  des  europäischen  Marktes  mit  landw.  Erzeugnissen  anderer 
Länder  bei  Ahf»ussung  seiner  Schrill  nicht  rechneu  konnte,  obwohl  er  in  der  Vor- 
ahnung der  Umwälzung  der  Wirthschnfts-  und  Verkehrgverhiltnissc  durch  das 
(damals  noch  in  den  Wiiidi  In  1ir<^i>n(len)  KisenbahBtransportweBett  alle  Zeitgenosien 
an  propheüschom  Ülick  weit  uberragt  hat. 
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OreneratioD,  die  sie  aussendet,  bedeutet  oftmals  eine  BIutaufMschung 
der  in  kOrperlielie  Schwäche  Terfallenden  städtischen  Geschlechter 
von  m(^t  zu  unterschfttsender  hygienischer  Bedeutung;  und  man 
hat  desshalb  das  Landvolk  mit  Becht  als  den  „Jungbrunnen**  der 
Volksgemeinschaft  bezeichnet  Mit  aus  diesem  Grunde  stellt  das 
Landvolk  im  Yerhällaiiss  zu  seiner  Menge  auch  das  ansehnlichste 
Kontingent  fflr  die  bewaffnete  Macht,  ein  Moment  von  besonders 
folgensehworer  Bedeutung,  zumal  in        coiitinentalen  Staatswesen. 

e)  Endlich  ist  auch  hier  noch  einmal  darauf  hinzuweisen,  dass 
das  Landvolk  vennOge  der  ihm  innewohnenden  Charaktereigen- 
schaften und  Lebensanschauungen,  die  ein  Froduct  seiner  Lebens- 
und Wirthschaftsweise  sind,  in  der  Bogel  einen  ausgeprägten  Sinn 
nicht  nur  für  Beligion,  sondern  auch  für  die  Erhaltung  des  Be- 
stehenden im  Staate  aufweist,  so  dass  man  nicht  mit  Unrecht  den 
städtischen  Bfirgem  und  Proletariern  als  „den  Mächten  der  socialen 
Bewegung''  den  Adel  und  die  Bauern  als  „die  Mächte  des  socialen 
Beharrens**  gegenübergestellt  hat  (Biehl).  Wie  das  Landvolk  in 
seiner  eigenen  WirthschaftsfÜhrung  bedächtig  am  Traditionellen 
festhält  und  nur  langsam  und  schwerfällig  zu  Xeueruugi  ii  sich 
entschliesst,  so  sind  iliin  auch  gewaltsame  Aenderungen  im  weiteren 
Umkreis  des  gesellschaftlichen  und  »taatlirlu  n  Lobens  iiu.ullkommen 
und  von  jeher  hat  daher  das  Landvolk  als  eine  der  sichersten 
Stützen  für  Thron  und  Altar  gegolten  uiul  die  geltende  Verfassung 
findet  in  ihm  ihren  treuesteu  VV^ächter.  (Settegast.) 

Freilich  gilt  dies  Alles  nur  insolange,  als  dem  Landvolk  auf 
dem  ererbten  oder  erworbenen  Besitz  die  Bedingungen  des  Ge- 
deihens in  Wirklichkeit  geboten  sind.  Die  agrarischen  Unruhen 
und  Schilderhebimgen  im  alten  Hellas  und  Bom  und  die  Bauern- 
aufstände des  Mittelalters  reden  in  dieser  Hinsicht  eine  sehr  deut- 
liehe Sprache.  So  verhängnissvoll  püegen  in  der  That  die  Bflck- 
wirkungen  eines  Niederganges  der  Landbevölkerung  wirthschaltlich, 
social  und  politisch  auf  das  Staatsganze  zu  sein,  dass  es  kaum 
eine  wichtigere  liegienmgsaufgabe  giebt,  als  diejenige,  welclio 
darauf  abhebt,  die  Bewohner  des  tlacheii  Landes  vor  ökonomischem 
Verfall  zu  bewahren.  „Der  Zustand  und  das  Schicksal  der  Land- 
wirthschalt  sind  das  Schicksal  des  Volkes.*'  (Settegast.)  ^lan 
hat  die  Landwirthschaft  sehr  häufig  das  Fundament  des  Staates 
genannt  und  damit  der  Ueher/.eugung  Ausdruck  ge])en  "wnUen.  ihiss 
das  Staatsgebäude  selber  geiährdet  wäre,  weiiu  jenes  Fundament 
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ins  Wanken  kommt.  Man  hat  die  Land^virthschaft  auch  als  Kück- 
grat  des  Staats  und  damit  bildlich  als  den  wichtigsten  Bestandtheil 
des  staatlichen  Organismus  bezeichnet,  dessen  Gesundheit  und 
Wohlergehen  von  der  Gesundheit  und  dem  Wohlergehen  der 
ersteren  abhängig  und  bedingt  erscheine.  Und  die  Lobspiflehe, 
die  dem  Landbau  und  dem  Landvolk  seit  alter  Zeit  zu  Theil  ge- 
worden sind,  bilden  in  denkbarer  Mannichfaltigkeit  doch  nur  eine 
Umschreibung  immer  eines  und  desselben  Gedankens  von  der 
Wichtigkeit  der  Erhaltung  eines  gesunden,  wirthschaftlich  kräftigen 
Bauemstandes  und  von  der  daraus  entspringenden  Nothwendigkeit 
einer  thatkräftigen,  dieses  Ziel  stetig  im  Auge  behaltenden  Staats- 
fürsorge. Denn  wie  L.  von  Stein  sagt:  .,Es  gibt  wenig  Dinge, 
die  der  Landwii-thfecliaft  an  allgemeinem  Interesse  gleichkommen, 
gar  keines,  das  sie  fiberträfe."  Aber  aiicli  das  ist  erwiesen,  dass 
wo  immer  die  Staatsgewalt  iu  früherer  Zeit  die  bäuerliche  Be- 
völkerung ihrem  Schicksal  überlassen  hat,  sie  entweder  von  der 
Bildflaehe  verschwunden  ist.  wie  in  England  und  Schottland,  oder 
im  wirthscliattlichen  Elend  zu  verkommen  droht,  wie  in  Irland  und 
einzelnen  Provinzen  Italiens.  Nirgends  mehr  als  in  ihrer  An- 
wendung auf  die  landwirthschaftliche  Bevölkerung  pflegt  sich  die 
Politik  des  laisser  faire  et  laisser  alier  zu  rächen;  nirgends  mehr, 
als  bei  dieser  trifft  es  zu,  dass,  wenn  sie  einmal  zu  einer  gewissen 
Stufe  der  Verarmung  herabgesunken  ist,  sie  nach  ihrer  ganzen 
p8yclii-:flion  Veranlagung  gar  nicht  mehr  im  Staude  sich  befindet, 
aus  soiciien  Zuständen  ohne  fremde  Hilfe  sich  herauszuraffen.  In 
dieser,  in  besonders  eindringlicher  Weise  durch  die  neueste  italie- 
nische Agrarenqugte  bestätigten  Thatsache  liegt  eine  besonders 
dringende  Mahnung  wie  Bechtfertigung  fttr  eine  den  bäuerliclieD 
Interessen  Bechnung  tragende  und  sie  fl)rdemde  kräftige  Agrar- 
politik. 

Das  Hittelalter  und  die  späteren  Jahrhunderte  Termoehten  sieh  m  einer 

richtigeu  Würdi^'uni;  dos  Bauernstandes  nicht  aufV-urafFen ,  wie  denn  dio  Ver- 
kennung Heiner  Iledeutuug  iu  dem  Wort;  ruütica  gen»,  optima  fleus,  pessiuia  ridens 
drastisch  za  Tage  tritt;  die  Landbevölkenrog  Jalriiunderte  hindurch  lediglich  die 
contribuens  niisera  plel)s,  gut  dazu,  dif  Launeu  der  Grossen  zu  befriedigen.  Wie 
anders,  wenn  die  Zeudavesta  den  l«ui(liiiaim  dii'  „Quelle  des  Ueberflusses"  nennt 
mid  Cicero  von  dem  Ackerbau  sagt:  (^uinium  reruui,  ex  (Hiilnis  aliquid  couquiritur, 
nihil  est  a;:ri(  ulnira  melius,  nihil  uberius,  nihil  dulcius,  niliil  homine,  uilüi  libero 
digtiius!  Weitere  liteniri^ehe  innmoulese  zum  Lob  des  Ackerbaues  bei  lloseher. 
a.  a.  0.,  S.  70  ff.  Vgl.  auch  Kau,  a.  a.  ().,  II.  Bd.,  S.  89.  -  -  Richtige  Würdigung 
des  Bauemstandes  auch  im  kanonischen  Becht,  welches  für  den  Aek^han  eine 
besnndere  Begünstigung  schon  desshalb  veilansTt,  weil  er  Gottesfurcht  und  (lereelifig- 
keit  iu  höherem  Grade  ah)  irgend  ein  anderer  ErwerbiUiweig  lehre  und  dadurch  den 
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Charakter  derjeni^ II  veredle,  weldie  ihm  obliegen.  „Der  liaweranan  mnM  in  II  i 
sicher  sin  und  gefördert  wfMdcn'".  sagt  Eyii  <ristlifh  ermunung,  .dcini  sin  aib«-it 
tut  allen  ebenmessig  uoL  vom  kayticr  au  bis  zu  den  miudesteu  der  menschen,  und 
ist  siner  hende  werck  insonderheit  eretihaft  und  i^t^^ellig^.  Dammb  schfitaeB  ihn 
gcistliclio  und  werntliche  recht'",  eine  Ansicht.  (Üp  tVoilidi  Tahrhtnidfrte  lang  ein 
Irommer  Wuuäub  blieb.  (Vgl.  Jaus  den,  Geschichte  des  deutschen  Volk«,  I.  Bd., 
S.  402.)  Und  was  Meitsen  (leiinäetist  in  Anwendnnfir  anf  die  PrevsBiflche  Land- 
wirthsrhaff  1  s(  hiin  betont:  dass  weil  sirli  aus  der  liandwirthschaft  alle  anderen 
Staude  und  Ervverb&zweige  ergänzen  und  danach  die  Bedingungen,  unter  denen 
jene  lebt,  über  den  Charakter  der  Gesammtfaeit  entocheideu,  der  bestimmeude 
Umstand  nicht  genug  zn  würdigen  sei,  dass  dem  Landwlrth  von  Bcineoi 
Boden  aus  Arlu  it,  Flt  iss,  Gcnfigsnnikoit,  Besonnenheit  nnerzogen  werden,  aber  auch 
Ernst,  luuerlichkeil,  iVömmigkeit  uud  geriugti  Wi  rtlisi  liätzung  des  Aeusserlichen, 
Bowie  widerstandsfähige  Mannhaftigkeit,  Pflichttreue,  frischer  Muth  in  Mühe  und 
Cu-fahren  —  mag  auch  für  andere  Staatswesen  mit  einer  noch  gesunden  Landbe- 
völkerung zutreffend  sein. 

g  13.  Autgäben  und  Orundsätze  der  Agrarpolitik. 

Zu  einer  planvollen  landwirthschaftlichen  Staatsfürsorge  wie 
einer  schöpferischen  Thätigkeit  auf  volkswirthschaftlichem  Gebiet 
überhaupt  wird  der  Staat  immer  erst  dann  gelangen,  wenn  die  Auf- 
fassung sich  durchgerungen  h;it.  diiBs  die  staatliche  Organisation 
noch  etwas  mehr  bedeute  als  das  Mittel,  dm  Angehörigen  Schutz 
imd  Sicherheit  des  Besitzes  gegen  rechtswidrigen  Eingrifi'  darzu- 
bieten; dass  sie  vielmehr  die, höchste,  von  wirthschaftlicbenf  sitt- 
lichen und  religiösen  Ideen  erfüllte  Interessengemeinschaft  aller 
in  ihr  Lebenden  darstellt,  in  der  jedes  einzelne  Glied  des  viel- 
gestaltigen Organismus  Forderung  seiner  wirthschaftlichen  wie  sitt- 
lichen Zwecke  durch  den  Staat  und  seine  Machtmittel  zu  erwarten 
und  zu  beanspruchen  habe.  Der  Staat  als  eine  wirthsc  haftliche 
Gemeinschaft  hat  danach  die  Pflicht«  darüber  zu  wachen,  dass  die 
wirthschaftliche  Kraft  eines  Jeden  zur  freien  Entfaltung  gelange 
und  dass  ihm  Hilfe  werde  in  der  Beseitigung  der  ihm  für  diese 
Entfaltung  entgegenstehenden  Schranken;  als  eine  sittliche  Ge- 
meinschaft wird  ihm  die  Aufgabe,  darüber  zu  wachen  und  dafür 
zu  sorgen,  dass  in  der  Art  diu-  Bt4hätiL;uiig  dt  i  wirthschaftlichen 
Kräfte  dor  Einzelnen  die  allgemein  gültigen  Gesetze  guter  Sitte 
nicht  zu  Schaden  kommen;  und  als  religiöse  (ieiiieinschaft, 
die  voJi  den  Gedanken  christlicher  Buruiherzigkeit  sich  beherrschen 
lässt,  wird  er  auftrotonde  Xotlist;in<le  Kiuzelner  und  ganzer  Berufs- 
klassen nicht  ohne  W  eitetes  als  das  iiaturuesetzliche  l*ro(hict  ge- 
schichtlicher Entwicklung  gelassen  hinneluuen.  s<iiidoru  diese  Zu- 
stände auf  ihre  Besserungsniöglichkeit  prüfen  und  wenn  möglich 
die  erstrebte  Besserung  herbeiführen. 
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Der  hier  gekennzeichnete  Standpunkt  ist  also  von  den  beiden 
Extremen:  der  volkswirthsehafUichen  Omnipotenz  des  Staats 
auf  der  Grundlage  einer  eudämonistiscben  Beyonnundung  des  ge- 
sammten  wirthschaltlichen  Lebens,  welche  dem  17.  u.  18.  Jahrhundert 
eigenthflmlich  ist,  und  dem  Grundsatz  „der  YolkswirthschafÜichen 
Yerwaltungslosigkelt**  (von  Stein), die  ihre  wissenschalUiche 
Begründung  in  der  sog.  Manchesterlehre  findet,  gleich  weit  ent- 
fernt. Er  weist  Tielmehr  dem  Staat  in  der  Ordnung  auch  der 
wirthschaftlichen  Angelegenheiten  eine  maassvoll  waltende  Thätig- 
keit  zu,  und  findet  die  Begründung  für  dieses  wirthschaftliche 
Walten  in  der  Erwägung,  dass  die  ..Entwickhüiu  des  Ganzen  durch 
das  Maass  der  Entwickluns:  des  Einzelnen  ue^eben  sei"  und  dass 
demgemäss  die  Kraft  der  (Temeinschaft  das  Mittel  abzugeben  habe 
für  die  Entwicklung  der  ^virthschaftlichen  Einzelgebiete*).  Für  die 
grundsätzliche  (leHtaltung  der  Agrarpolitik  ist  im 
üebrigeu  i'oigendes  zu  beachten: 

1.  Jede  Staatsfürsorge  auf  wirthschaftlichem  Gebiet  muss  auf 
alle  Eillle  von  der  Gnindanschauung  sieh  leiten  lassen,  dass  Jeder 
Einzelne  zunächst  selber  für  die  Folgen  seines  I  huiis  oder  Unter- 
lassens verantwortlich  bleibt,  und  dass  daher  jede  Art  des  staat- 
lichen Eingreifens  zu  vermeiden  ist,  die  das  Gefühl  der  wirth- 
schaftlichen S  e  1  h  s tv er antwo  r tl i  e  b  ke  i  i  Mliwächen  oder  gar 
autlieben  nnlsste :  wtdl  jede  hierauf  abzielende  Politik  nicht  in  einem 
Staatswesen  mit  im  Grundsatz  freier  wirthschaftlicher  liewegung, 
sondern  nur  in  einem  socialistiscben  Zwangsstaat  Kaum  hatte  Die 
Aufgal)e  (bu- Agrarpolitik  kann  daher  wie  jiMbs  Politik  auf  dem  Ge- 
biet des  Erwerbslebens  niclit  die  sein,  dem  Einzelnen  eine  auskömm- 
liche Existenz  zu  gewährleisten,  gleichviel  welches  Maass  von 
persönlichtn-  Arbeitskraft  er  aufbieten  will  und  kann:  wohl  aber 
die,  jedem  Einzelnen  die  Möglichkeit  der  vollen  wirthschaftlichen 
Bethätignng  nach  Maassgabe  seiner  Kräfte  und  Fahlheiten  inner- 
halb der  bestehenden  Kechts-  und  Sittenord  in  mg  zu  erölfnen.  Die 
Aufgabe  der  Agrarpolitik  wird  also  Tomehmlich  darin  bestehen, 
einmal  gewisse  Schranken  und  Hemmnisse,  die  einer  von  der 
jeweiligen  Zeitlage  geforderten  Bewirthschaftungsweise  entgegen- 
stehen und  deren  Ueberwältigung  dem  Einzelnen  nicht  gelingt, 
mit  den  Mitteln  der  Gesetzgebung  imd  der  Verwaltung  aus 


«tciu,  a.  a,  0.,  Jl.  Bd.,  S.  221  flf.;  Settegast,  I.  Bd.,  S.  ÖO  ff. 
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dem  Wege  zu  räumen  (negative  Seite  der  Landwirthschafts- 
politik);  und  darüber  biiiaus  den  staatlichen  Beistand  überall 
da  eintreten  zu  lassen,  wo  ohne  diesen  ein  nach  den  gegebenen 
•  Cultur- Verhältnissen  gebotener  Fortschritt  zum  Schaden  des 
Staatsganzen  nicht  oder  nur  schleppend  sich  vollzöge  oder  wo, 
ebenüalls  zum  Nachtheil  der  übrigen  Glieder  der  Yolksgemeinscbait, 
die  grundbesitsenden  Klassen  durch  unverschuldete  Ursachen  zeit- 
weise in  Noth  und  Bedrftngniss  zu  gerathen  Gefahr  laufen  (posi- 
ti  ye  Seite  der  LandwirthschaftspoUtik).  Zu  dieser  Auffassung  seiner 
Yolkswirthschaftlichen  Thätigkeit  hat  sieh  der  Staat  freilieh  erst 
spät  emporgerafft;  und  im  Gebiet  der  Landwurthschaft  sehr  viel 
später  als  in  demjenigen  der  Industrie  und  des  Handels.  Unter 
der  HeiTsehaft  des  Mercantilsy stems  waren  Worte  wie  die 
von  Sully:  ,,le  päturage  et  le  labourage  sont  les  deux  mamelles 
de  l'etat"  vereinzelt;  erst  mit  Quesnay  und  der  von  ihm  begründeten 
phy siokratischen  Schule,  in  Deutschland  crnt  mit  dem  Auf- 
treten dor  K  a  m  0 ra Iis te n  versteht  man  die  Bi'deulLiiiLi  der  Land- 
w  ii-thschat't  und  die  Nothwendigkeit  uuciiliaitiger  staatlicher  Förderung 
richtiger  zu  würdigen. 

2.  Weil  alle  Stände  der  Volksgemeinscbaft  gleichen  Ans|»riH  it 
auf  Schutz  und  Förderung  ihrer  Interessen  haben,  so  wird  die 
Agrarpolitik  nicht  mit  Mitteln  arbeiten  dürfen,  die  von  einer 
Schädigung  anderer  Volksi^lieder  begleitet  wären.  Jede  einseitige 
Interessenpolitik  ruft  einen  Kampf  der  verschiedenen  Erwerbs- 
gruppen freuen  einander  wach,  den  zu  entfesseln  der  Staat  als 
oberster  Hüter  der  gesammten  Volkswohlfahrt  vor  Allem  sich 
hüten  muss.  Wie  wichtig  daher  auch  die  in  dem  (Jrund  und 
Boden  festgelegten  Interessen  sind,  so  darf  doch  der  Staat  im 
Grundsats  niemals  zu  eiuer  einseitigen,  die  allgemeinen  Volks- 
interessen  missachtenden  Agrarpolitik  sich  verleiten  lassen,  wobei 
freilich  eine  bestimmte  Einzel-Maassregel  der  landwirthschaftlichen 
StaatsfQisoige,  selbst  im  Falle  einer  thatsächlichen  Schädigung  anderer 
Bevdlkerungsklassen,  unter  Umständen,  nämlich  dann  gerechtfertigt 
sein  kann,  wenn  auf  andere  Weise  die  den  landwirthschaftlichen 
Interessen  drohenden  Gefohren  sich  nicht  abwenden  lassen.  Das 
Grenzgebiet,  auf  dem  solche  Interessengegensätze  sich  am  meisten 
abspielen  kOnnen  und  thatsächlich  abspielen,  ist  dasjenige  der 
Fleisch-  und  Brodversorgung  des  inländischen  Markts,  da  die 
Gcisammtheit  der  nicht  dem  landwirthschaftlichen  Berufsstand  Au- 
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gehörigen  im  Alli^omoinon  einer  thunlichston  Verbilligung  der 
Brod-  und  Fleischpreise  naturgemäss  zustrebt,  während  die  Land- 
vvirthscliafttreibcndon  im  Grossen  und  Ganzen  das  unio^ekehrte 
Interesse  Laben.  Die  Agrarpolitik  muss  daher  auf  diesen  schwierigen 
Grenzgebieten  mit  besonderer  Vorsicht  verfahren,  es  wird  aber 
nur  eine  zugleich  einsichtsvolle  und  starke  Kegiening  das  richtige 
Maass  in  der  Durchführung  der  hier  in  Rede  stehenden  wirth- 
schaftspolitlBchen  Maassnahme  einzuhalten  und  zu  behaupten  wissen. 

3.  Im  Uebrigen  wird  eine  Agrarpolitik  auf  wirkliche  Erfolge 
nur  rechnen  dürfen,  wenn  sie  ihre  Maassnahmen  unter  gewissen- 
hafter Berücksichtigung  des  GeAvordenen  und  Seienden  trifft  und 
jedes  Schematisiren  streng  vermeidet;  je  mehr  sie  indi vidualisirt, 
um  so  erfolgreiciier,  je  mein-  sie  genera lisirt,  um  so  wirkungsloser 
wird  ihr  Bemühou  bleiben.  Thatsächlich  /(^igt  denn  auch  die 
Agrarpolitik  der  verschiedenen  Staatsgebiete,  obwohl  im  Grunde 
dasselbe  Ziel  verfolgend,  im  Einzelnen  ein  denkbar  buntes  Bild; 
Erfolge,  die  mit  bestimmten  Maassnahmen  im  gegebenen  Fall 
erzielt  wurden,,  verbürgen  nicht,  dass  eine  Nachahmung  dieser 
Maassnahmen  an  anderer  Stelle  gleiche  Wirkung  habe;  und  so 
sehr  ein  aufmerksames  Verfolgen  der  landwirthschaftspolitischen 
Aufgaben  und  ihrer  Durchfflhiung  von  Land  zu  Land  für  jede 
Begierung  unerlässlich  ist,  so  wtlrde  doch  jedes  rein  mechanische 
Beschreiten  des  gleichen  Wegs  manche  Enttäuschung  bereiten. 
Vor  Allem  trifft  auch  hier  wieder  der  tiefgreifende  Gegensatz 
zwischen  Ländergebieten  mit  vorwiegend  grösserem  und  solchen 
mit  vorwiegend  kleinem  Grundbesitz  zu  und  der  Zuschnitt  der 
landwirthschaftlichen  StaatsfOrsorge  muss,  wenn  Misserfolge  ver- 
hütet werden  wollen,  hier  ein  wesentlich  anderer  sein  als  dort* 

4.  Wie  die  ganze  Staatspolitik,  so  ist  auch  die  Agrar- 
politik in  den  grossen  Zügen  ihrer  Gesammtgestaltung  abhängig 
von  dem  geltenden  Becht,  also  auch  von  den  überkommenen 
Grundlagen  der  allgemeinen  Staats-  und  W^irthschaftsordnung ;  diese 
letztere  bildet  die  Schranken,  innerhalb  deren  jene  sich  zu  bewegen 
hat ;  und  wenn  diese  Grundlagen  im  Einzelnen  vielleicht  auch  an- 
fechtbar sind,  so  würde  doch  die  Agrarpolitik  in  den  Bereich 
von  Utopien  sich  verlieren,  wenn  sie  mit  Plänen  und  Aufgaben 
sich  befassen  wollte,  welche  zu  ihrer  Verwirklichung  die  völlige 
Beseitigung  der  geltenden  Staats-  und  Wirthschaftsordnung  zur 
Voraussetzung  haben.    Eine  vrissensclu^iche  Darstellung  der 
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Agrarpolitik  wfirde  zwar  ihren  Aufgabenkreis  zu  eng  umschroihon, 
wenn  sie  sich  auf  eine  Schilderung  des  Erreichten  beschränken 
wollte;  sie  soll  auch  Zielpunkte  aufstellen,  kann  aber,  wenn  sie 
diarauf  hält,  mit  realen  Verhältnissen  zu  rechnen,  doch  nur  die 
näehste  Zukunft  im  Auge  haben,  nicht  aber  die  mdgliche  Ent- 
wicklung zu  YdUig  anderen  Zuständen  der  Verfassung  und  Wirth- 
schaftsordnung  in  einer  ferneren  Zeit*). 

5.  Ebensowenig  aber  als  die  Agrarpolitik  sich  ins  Ziellose 
verlieren  soll,  darf  sie  yerknOchem  und  der  Staat  würde  seine 
Aufgabe  verkennen,  wenn  er,  unbekUmmert  um  den  Fluss  der 
Ereignisse,  Formen  des  Bechts  und  der  Verwaltung  beibehalten 
wollte,  welche  zu  dem  anders  gewordenen  Leib  des  landwirthschaft- 
Hchen  Körpers  nicht  mehr  passen. 

Im  Gegensatz  zum  Privatrecht,  welches  die  rechtlichen 
Beziehungen  der  Einzelwirtbschaften  unter  einander  auf  einer  im 
tiefsten  Hechtsbewusstsein  eines  Volkes  wurzelnden  Grundlage 
ordnet  und  dessbalb  —  einmal  codificirt  —  regelmässig  auf  lange 
Zeit  hinaus  unverändert  sich  erhält,  ist  dasBecht  derwirth- 
scbaftllchen  Verwaltung,  als  der  Niederschlag  der  zur  Herr- 
schaft gelangten  Ideen  ftber  die  jeweilige  Stellung  des  Staats  zur 
Volkswirthschaft,  im  Einklang  mit  dem  ununterbrochenen  Fluss  des 
wirthschafüichen  Lebens,  in  ständiger  Bewegung  und  wird  nur  da, 
wo  letzteres  selber  erstarrt,  ebenfalls  dem  Versteinerungsprocess 
linterliegen.  Die  treibenden  Kräfte  im  volkswirthschaftlichen  Leben 

m 

*)  Sehr  treffend  bemerkt  in  dieser  Hinsicht  Knies  (Politische  Oekonomie  vom 

}i;f^Sf'hi('htlic1u'ii   Standpunkt.   1S83.   S.  485):  Dass  nur  wirklich  Mög- 

liches und  Erreichbares  ins  Auge  gefasst  werde,  ist  ohni  Fra^e  die 
erste  Forderung,  welcher  die  Volkswirthslehre  hier  zn  ^i  nüg»^" 
Wie  erhebend  die  Ald^be,  wie  über  aUe  MäMien  Tortrefflich  für  das  sittlich-politisrhe 
Leben  der  Vr>lker  es  erscheinen  möchte,  wenn  etwa  alles  materielle  T'tjgenügen  und 
Leiden  für  alle  micli  so  viele  Kiuzelnen  entfernt  (»der  in  allen  Mcuaihen  die  werk- 
thätige  ünvi  niiosstmheit  in  dem  Schaffen  für  Andere  hervnrgrernfen  würde,  SO  lassen 
sich  doch  dergleitlHii  /'•('lT>iinktf  auf  diin  \virthschaftlichen  Ochiete  so  wenif^ 
erreichen,  wie  von  der  Heilkunde  die  Beseitigung  des  Todeä,  obwohl  tue  ihn  fort- 
wihrend  bekftmpft  und  innerhalb  einer  gewissen  Beschränkung  mit  Erfolg  bekSmpfl:. 
In  unserer  Zvit  kann  man  sich  mit  einem  so  mluMi  IJcispirlr  licuniiiirru,  da  es  eine 
Bolle  in  der  Wirklichkeit  gespielt  hat  Dan  Sprichwort,  dass  der  Feiud  des  üuten 
daa  Bessere  ist,  oder  sagen  wir  Heber:  das  Beste,  erhält  einen  nenen  8inn,  wenn 
man  das  Beste  als  unmöglich  ansehen  mnss.  Während  diejenigen,  welche  Dm(!k 
empfinden  und  beiichteiriwerthe  Forderungen  erhehen  könnten,  nur  als  unirefiifrige 
Glieder  jedes  (ietneiiiwosens  erscheinen  werden,  wenn  sie  mit  überhaupt  unerliill- 
baren  Ansprüchen  auftreten,  wenden  sich  Diejenigen,  welche  im  Genuss  misslicher 
Vnrtheilc  sind  und  für  Znjjes'fändinsso  borcitwilüfr  premiicht  worden  könnten,  leicht 
auch  von  dem  Möglichen  ab,  weuu  das  UuniogUche  verlangt  worden  ist.'' 
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ZU  beobachten,  die  Stellung  des  Staats  ihnen  iregenüber  für  eine 
cregebene  Zeit  zu  bestimmen  und  danach  die  praktischen  Schluss- 
tblgpriingon  zu  ziehen,  ist  zunächst  Aufgabe  der  Staatspolitik;  die 
Wissenschaft  überschreitet  aber  sicher  nicht  die  ihr  gez  iucnen 
Grenzen,  wenn  sie  ihrerseits  ähnliche  Betrachtungen  anstellt  und 
die  danach  gebildete  Theorie  zum  AusGrangspunkt  formulirter 
Forderungen  für  das  wirthschaftspolitische  Verhalten  des  Staats 
nimmt;  wenn  sie  also  über  eine  blosse  Entik  des  geltenden  Wirth- 
schaftsrechtea  hinaus  zutreffendenfalls  für  eine  den  Teränderten  Ver- 
hältnissen anzupassende  F ortbildung  oder  U mf orm ung  dieses 
Kechts  eintritt.  Je  vielgestaltiger  und  verwickelter  die  Beziehungen  der 
wirtli schaftlichen  Interessenkreise  unter  einander  werden,  je  stärkere 
Eeibungen  im  Bäderwerk  der  hier  thätigen  Kräfte  sich  fühlbar 
machen,  um  so  mehr  handelt  die  Wissenschaft  als  treue  Dienerin 
des  Staats,  wenn  sie  rechtzeitig  auf  Hemmungen  und  Störungen 
und  auf  die  Mittel  der  Abhilfe  hinweist,  also  auch  zu  ihrem  TheU 
bemüht  ist,  gegen  einen  etwa  vorhandenen  lähmenden  Stillstand 
in  der  wirthschafUichen  Gesetzgebung  anzukämpfen  oder  vor  einer 
bestimmten  Bichtung,  die  lettre  einnimmt,  ihre  warnende  Stimme 
zu  erheben^). 

6.  Das  Thätigkeitsgebiet  der  Agrarpolitik  selber  ist  zweifacher 
Art:  theils  verdichtet  es  sich  zu  bestimmten  Rechtsnormen, 
welche  das  Berufsleben  der  landwirthschaftüchen  Bevölkerung 
unter  sich  und  mit  anderen  Ständen  regeln  und  beeinflussen, 
theils  tritt  es  in  Gestalt  von  f5rdemden  Einzelmaassnahmen  und 


Die  g-ruudsätzlichc  Richtigkeit  der  in  diesem  Buch  festtrohaltcnon  ideali- 
gfciüchen  Methode  im.  Gegensats  xu.  der  historisch  -  physiologischen  Methode 
Boseher's  kann  nicht  zutreffender  als  mit  den  Worten  Eisenhartes  (a.  a.  O.« 

S.  234  ff.)  gezeichnet  werden:  „Rechtswissenscliai't  und  NationalökoiMSOiik  haben 
es  mit  Nichten  nur  mit  dorn  (Jc^'-t  bcTicn  '\,Was  ist  und  wie  ist  es  nrewordcn  ?" )  r.xi 
thnu,  Hondem  ....  zugleicli  mit  dvm,  was  iu  ihm  verwirklicht  werden  soll,  mit 
seiner  Bestimmung  oder  Idee,  die,  iusofeni  und  insoweit  sie  noc  h  nie  lit  vcnvirklic  ht 
ist,  ein  über  ilir  waltendes  Ideal  bleibt,  das  die  allein  da/.u  bofäliigt«  Wissinschaft 
zu  erforschen  und  damit  allerdings  das  Leben  zu  leiten  hat  ....  Wenn  es  über- 
haupt die  Au%abe  der  WiBK«M»ittft  iat,  das  Ywattodidss  des  TielTersehlnnfonen 
Lebens  dureli  eine  bt  i  iifsmässige  Forschung  zu  ermitteln,  so  scliliesst  sich  tinmittcl- 
bar  daran  die  andere,  lässt  sich  von  ilir  gar  nicht  trennen  und  gehört  mit  zur 
Erkenntnis^  dieses  Lebiens,  dasselbe  auf  seine  Erfolge  zn  prüfen,  beobachtete  Lücken 
in  der  Cousequeuz  seines  Kntwickluugsgauges  bloss  zu  legen  und  vormöge  dieser 
ihrer  tieferen  Erkenntniss  seines  Wesens  mit  eigenen,  aus  demselben  gesclKipftcn 
Entwürfen  anszufüllen.  Was  Alles  nichts  Anderes  heisst,  als  die  Fortbildung  des 
Lebens  einleiten  .  .  .  Daher  denn  „die  letite  Gestalt,  welche  die  organische 
Wissenschaft  in  der  historiseli  en  Sclnile  'gewonnen  hat,  sicli  docli  iu  ihrer  vor- 
nehmen Ablehuung  jeder  pniktiscii  iörlbildeuden  Tendenz  ebensowenig  haltbar 
erwiesen  hat^  als  dereinst  auf  dem  Boden  ihrer  juristischen  Sdiwester^. 


Digiti-^cü  by  Google 


§  13.  Aii%m1>eii  und  OrnndatM  d«r  Agt»fpo1itik. 


65 


Veranstaltungen  in  die  äussere  Erscheinung.  In  Uurer  Gesammt- 
heit  bilden  jene  das  lan dwirth sc haft liehe  Verwaltungs- 
recht,  diese  die  landwirthschaftlicheV erwaltungspflege. 
Landwirthschaftsrecht  und  Landwirthschaflspflege,  der  Niedeisehlag 
der  Agrarpolitik,  werden  und  müssen,  als  das  Pioduet  theils  gege- 
bener landwirthschafUicher  Verhaltnisse,  theils  der  herrschenden 
AuffosBung  der  Stellung  des  Staats  zur  Volkswirthschaft,  Iftnder« 
und  zeitweise  eine  sehr  Yersehiedenartige  Ausgestaltung  aufweisen. 

Im  Ausgang  des  vorigen  Jahrhunderts  und  in  der  ersten 
Hälfte  dieses  Jahrhunderts  ist  die  Agrarpolitik  im  Wesentlichen 
von  der  Aufgabe  in  Anspnich  genommen ,  den  Grund  und  Boden 
und  seine  Bebauer  von  den  Fesseln  zu  befreien,  die  in  Form  schwer 
lastender  Heirschafts-  und  Dienstbarkeitsyerhftltnisse  den  gesamm- 
ten  Bauemstand  schwer  bedrücken  und  ein  Vorwärtsschreiten 
desselben  zu  höherer  Bodencultur  unmöglich  machen:  mit  dem 
Auftreten  Liebig's,  «lein  Aufschwung-  der  naturwissönschnftliclu'u 
Kiohtuiig  in  der  Landwirthschaft  und  der  Fülle  vou  m m  J.irht. 
welches  die  Woge  der  Landwirthschaft  von  da  ab  erhellte,  begann  . 
in  einem  Maasse,  wie  kaum  zuvor,  ein  thatkräftiges  Eiusetztui  der 
Staatsfürsorge,  diese  wissenschaftlichen  Errungenschaften  in  die 
Praxis  überzuführen;  heute  hat  die  Entfesselung  des  Verkehrs, 
welcher  die  ganze  Erde  \imspannt,  in  Verbindung  mit  einer  auf 
freiester  Grundlage  aufgebauten  Wirthschaftsordnung,  das  land- 
wirthschaftliche  Gewerbe,  ungeachtet  alles  technischen  Fortschrittes, 
in  ebenso  ungeahnte  als  schwierige  Lagen  versetzt,  deren  Herbig- 
keit  zu  mildem  den  Brennpunkt  der  modernen  Agrarpolitik 
bilden.  Um  ein  völlig  richtiges  Bild  der  Agrarpolitik  der  Ver- 
gangenheit und  Gegenwart  zu  erhalten,  müsste  ihre  Darstellung 
freilich  zu  einer  Specialschilderung  der  Verhältnisse  aller  wichtigeren 
Einzelstaaten  sich  erweitern.  Eine  solche  zu  geben  liegt  aber  nicht 
in  der  Absicht  dieses  Handbuchs  und  eine  erschöpfende  und  richtige 
l^edergabe  ist  wohl  nur  in,  diesen  besonderen  Zweck  verfolgenden 
Specialwerkent  wie  solche  zahlreich  vorliegen,  mOgHch  und  aus- 
flährbar').  Wohl  aber  kaijn  und  muss  eine  Darstellung  der  Agrar- 


*)  Vgl.  die  in  der  LiteraturüberHicht  verzeichueteu  amtlichen  Werke  über  die 
landw.  Zustände  einzelner  Staatsgebiete  und  die  Venvaltungsthätigkeit  der  obersteu 
Landwirthschaflsbehörden ;  weitere  Quellen  sind  die  zahlreichen  .Specialwerke  über 
ponÜTes  Verwaltmifnedit,  auf  welcli«  späterhin  bei  den  einzelnen  Abschnitten  zu 
verweisen  ist.  Für  Baden  eiii<re1iende  Darstellung  in  des  Ve rfas.sc r 8  Handbuch: 
Das  Verwaltungsret  l»t  und  die  l'tlege  der  Landwirlli»chatt  in  Baden,  1888. 
Buehanb erger,  A.,  AgrarpoliUk.  I.  5 
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politik  aus  der  „Erscheinungen  Flueht"  be&timmte  gemeinsame 
Züge  fixiren  und  ein  Gesammtbild  zu  gewinnen  sicli  bemühen, 
welche  keine  charakteristischen  Merkmale  verloren  gehen  lässt,  und 
weiterhin  bestrebt  sein,  an  den  zu  beobachtenden  £in-  und  Bück- 
Wirkungen  bestimmter  Bechtsnormen  und  fiinzelmaassnahmen  auf 
die  unter  ähnlichen  Verhältnissen  wirthschaftenden  Landbaukreise, 
einen  Maassstah  zu  gewinnen  für  die  Beurtheilung  der  Zulftngliehkeit 
oder  Unzulänglichkeit  des  im  gegebenen  Fall  wirklich  Erreichten. 

§  14.  Landwirthschaftliche  Behördenorganisation. 

Zum  Voll/uu:  der  Aufgaben  der  Agrarpolitik,  als  Ausfluss  der 
obersten  staatlichen  Fürsorge  für  die  bodenbesitzenden  Klassen, 
bedarf  es  bestimmter  Organe;  dieses  sind  entweder  die  üborhaupt 
für  den  Vollzug  staatlicher  Anordnungen  bestehenden  Behörden, 
also  namentlich  diejenigen  der  inneren  Verwaltung,  oder  be- 
stimmte, im  speciellen  Dienst  der  Landwirthschaftsverwaltung 
stehende,  für  diesen  Dienst  besonders  ausgebildete  Functionäre; 
und  zwar  scheidet  sich  gewöhnlich  diese  specielle  Organisation  des 
landwirthschafUichen  Behördenwesens  in  einen  c ultur t echnischen 
Zweig,  dem  die  Lösung  der  Aufgaben  auf  dem  Gebiet  der  Ent- 
und  Bewässerungen  und  anderer  Aufgaben  der  •  sog.  Landescultur, 
namentlich  auch  im  Bereich  der  Gemeinheitstheilungen  und  Feld- 
bereinigungen obliegt;  und  in  jenen  anderen  Zweig,  zu  dem  einer- 
seits das  landwirthschaftliche  Versuchswesen  (mit  seinen 
durch  die  Specialgebiete  der  Agriculturchemie,  Pflanzen-  und 
Thierphysiologie  bedingten  weiteren  Verästelungen),  andererseits 
das  landwirthschaftliche  Wanderlehrthum,  ausgeübt 
durch  landwirthschaftliche  Fachmänner  und  Veterinärtechniker, 
zählt,  wobei  die  letzteren  zugleich  und  zwar  vorwieoend  als  Voll- 
zugsorgane für  die  zum  Schutz  der  lamlwirthschal'tlichen  Hausthiere 
zu  erlassenden  besonderen  Sicherheitsanordnungen  als  Seuchen- 
polizeibeamte  dienen. 

Eine  unentbehrliche  Unterlage  fär  eine  erfolgreiche  Thätigkeit 
der  Landwirthschaftsverwaltung  bildet  weiterhin  die  Eenntniss  der 
thatsächlichen  Verhältnisse  des  landwirthschaftlichen  Berufslehens 
in  allen  seinen  Verzweigungen;  denn  nur  auf  Grund  der  erschöpfen- 
den Einzelkenntniss  des  jeweiligen  Zustandes  des  landwirthschaft- 
lichen Gewerbes  und  der  in  diesen  Zuständen  eintretenden  Aeude- 
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rangen  kann  die  oberste  Staatsbehörde  ein  zutreffendes  ürtheü 
darüber  sich  bilden,  ob  unbeMedigende  Verhältnisse  entstehen,  die 
einer  Abhilfe  bedlirfen,  aber  auch,  ob  die  Ursachen  der  ersteren 
solche  sind,  dass  sie  ein  Eingreifen  der  StaatsfÜrsorge  überhaupt 
geboten  erscheinen  lassen.  Diese  Einzelkenntniss  wird  durch  die 
Statistik  vennittelt  und  eine  gute  Organisation  des  statistischen 
Dienstes  gehört  daher  zu  den  wichtigsten  Bestandtheilen  der  land-> 
wirthschaftlichen  Behördenorganisation.  LandwirthschafÜlch-stati- 
stische  Ermittelungen  pflegen  mit  einer  gewissen  Regehnässigkeit 
allerdings  erst  dann  angestellt  zu  werden,  wenn  der  Staat  dem  Ge- 
deihen des  laudwirtliäclitiUliclu'n  Gewerbes  seine  Aufmerksamkeit 
planmässig  zuwendet;  daher  die  Anfänge  einer  Landwiithscliafls- 
statistik  in  das  vürigc  Jalirhundert  und  mit  dem  Wirken  der 
Physiokraten  und  ihrer  Schule  (in  Deutschland  der  „Kanieralisteir') 
zeitlich  zusammenfallen').  Heutzutage  verwendet  jeder  Cultur- 
staat  einen  grossen  Theil  «ier  statistischen  Ailieiiskräfte  aueli  auf 
die  Ermittlung  der  überhaupt  zahlenmässig  fest/tistellendcn  Er- 
scheinungsformen des  landwirthsrhnftlichen  Berufslebens,  und  in 
den  folgenden  Kapiteln  wird  an  die  Ergebnisse  dieser  Ermittelungen 
vielfach  anzuknüpfen  sein.  Gegenstand  regelmässiger  (meist  all- 
jährlich stattfindender)  Erhebungen  pflegen  die  Anbau-  und  Ernte- 
verbältnisse  zu  sein,  wahrend  die  Besitz  Verhältnisse  und  die  Be- 
wegung in  den  Scbuldverbältuissen  meist  nur  in  periodisch  längeren 
Zwischenräumen  erhoben  werden.  Da  in  der  Gegenwart  die  Be- 
wegimg der  landwirthschaftlichen  Erzeugnisse  von  Land  zu  Land 
und  innerhalb  Landes  (nationale  und  internationale)  von  besonderer 
aetueller  Bedeutung  ist,  so  bildet  diese  ebenfalls  einen  wichtig 
gewordenen  Bestandtheil  der  regelmässigen  statistischen  Aufnahmen 
der  Gregenwart*). 

Insofern  aber  die  Statistik  nur  Uber  das,  was  zahlenmässig 

sie  Ii  ermitteln  lässt,  Aufschluss  ertheilt,  nicht  auch  über  die  das 
landwiiihschaltliche  Berufsleben  bewegenden  Facloren,  so  bedarf 
die  Arbeit  der  statistischen  Organe  nicht  selten  einer  KrLiänznng 
durch   besondere  „Erhebungen"  (Enqueten).    Solche  zeit- 


*)  In  rreussen  r^lmässige  amtliche  Erbebuiigen  über  (ktreideanbau  erst- 
mals dorch  Friedrich  H.  1776  veranUunt. 

')  Y^l.  liicrzu  den  Ar1.  .. Agrarstatistik"  von  rnnrad  im  Handb.  d.  Staatsw. 
und  die  daselbst  citirti;  umtangreichc  Literatur,  desgleicben  die  literariächen  An- 
gaben im  Eingang-  der  ^Rinleitnn^.'*  Als  ein  dassisches  Muster  landw,  statistisclier 
Darstellunf?  ist  I  i  Wtrk :  A.  Mt  itzen,  Der  Boden  und  die  landw.  Yerhältoisse 
des  Preussischen  Ötaatü,  4  Bde.,  Ib68/71,  zu  bezeiciineo. 
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weise  zur  Durchführung  gelangte  „Erhebungen**  (Agrarenqueten), 
welche  die  tiefearen  Ursachen  wahrgenommener  üebelst&nde  auf- 
zudecken, je  nachdem  auch  Yorschlftge  Uber  die  Iflitliel  der  Abhilfe 
entgegenzunehmen  bestimmt  sind,  bilden  daher  ebenfalls  einen 
wichtigen  Hilfsapparat  der  Landwirthschaftsrerwaltung.  Zu  ihrer 
Veranstaltung  ist  namentlich  unter  dem  Eindruck  der  durch  den 
transoceanischen  Wettbewerb  geschaffenen  „Nothlage'*  der  euro- 
päischen LandwirUischaft  geschritten  worden  und  es  haben  die  in 
den  letzten  Jahrzehnten  in  einzelnen  Saaten  (Freussen,  WUrttomberg, 
Baden,  Hessen,  Elsass-Lothringen)  sowie  in  ausserdeutschen  Staaten 
(Frankreich,  England  und  Italien)  in  bald  mehr,  bald  minder  um- 
fassender, Weise  herausgegebenen  amtlichen  Werke  verniösje  des 
durch  sie  vermittelten  besseren  Einblicks  in  die  den  iandwirth- 
schaffclichen  Betrieb  der  europäischen  Gegenwart  beeinflussenden 
Factoren,  den  Ausgangspunkt  für  eine  Reihe  landwirthsehafts- 
politiseher  theoretischer  Erörterungen  und  praktischer  Maassnaiinien 
gebildet,  auf  welche  in  den  folgenden  Kapiteln  näher  einzugehen 
sein  wird,  wemi  auch  nicht  über  alle  dic^r  ^^i^hwebendeu  Fragen 
und  die  glücklichste  Art  ihrer  Lösung  jetzt  schon  ein  abschliessen- 
des Urtheil  sich  gewinnen  lässt. 

Neben  dieser  berufsmässigen  Organisation  des  landwirth- 
schaftlichen Verwaltungsdienstes,  die  ihre  leitende  Spitze  in  Acker* 
bauministerien,  in  kleineren  Staaten  wohl  auch  in  besonderen, 
gewöhnlich  dem  Ministerium  des  Innern  beigegebenen  Ab- 
theilungen  hat,  sind  als  freiwillige  Mitarbeiter  im  Dienst  der 
landwirthschafUiichen  Verwaltung  Ton  Bedeutung  auch  die  land- 
wirthsc haftlichen  Vereine  geworden*  Ihrer  yermittelnden, 
anregenden  Thätigkeit  ist,  namentlich  soweit  es  sich  um  Angaben 
im  Bereich  der  Technik  und  Oekonomik  handelt,  das  Vorwärts- 
schreiten der  Landwirthschaft  in  diesem  Jahrhundert  in  besonderem 
Maasse  zu  yerdanken  und  in  der  Pflege  des  landwirthschaftüchen 
Vereinslebens  und  des  aus  demselben  herausgewachsenen  land- 
wirthschaftlichen  Genossenschaftswesens  erblickt  daher 
die  neuzeitliche  Agrarpolitik  eine  besonders  wichtige  Aulgabe. 
Auch  hat  sich  aus  dieser  Vereinsorganisation  allmählich  in  den 
verschiedenen  Staaten  eine  Art  ständiger  Interessenvertre- 
tung mit  häufig  amtlichem  Charakter  entwickelt,  aus  deren  Schooss 
vielfach  die  fruchtbringendsten  Anregungen  für   die  leitenden 

')  Vgl.  die  Litoraturübersicht  im  Eingaag  der  „Einleitung'^, 
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Staatsbehörden  hervorgegangen  sind  und  deren  Bedeutung  dadurch 
nicht  abgeschwächt  wird,  dass  zeitweilig  in  diesen  Körpern  die  land- 
wirtlischaftlichen  Interessen  mit  einer  gewissen  Ausschliesslichkeit 
und  Schärfe  sich  Geltang  zu  schaffen  bestrebt  sind,  wie  dies  gerade 
wiederum  in  der  Gegenwart  der  Fall  ist  '). 

• 

§  15.  Hauptzablen  der  Agrarstatistik. 

In  Nachstehendem  sollen  einige  R  a  \i  }>  t  z  a  h  1  e  ii  der  landwirth- 
schaftlic!ion  Statistik  gegeben  werden,  welclie  das  in  den  voraus- 
gegangenen Abschnitten  über  die  T^edputung  des  landwirthschaft- 
lichen  Gewerbes  für  das  Staatsganze  lunl  (iie  Volkswirthschaft,  sowie 
über  die  Nothwendigkeit  von  Betriebsfortsc liritten  Bemerkte  be- 
leuchten mögen;  einzelstatistische  Angaben  (über  Grundeigenthums- 
Yertheilung,  Arbeiter-,  Pacht-,  Versicherungswesen,  Verschuldung  etc.) 
finden  sich  in  den  späteren  Kapiteln  und  Unterabschnitten,  auf  die 
hier  zu  verweisen  ist 


1.  Der  Uuilang  der  im  1  andwirthschaftlichen  Gewerbe 

thätigen  Personen. 

In  Deoisclilaiid  «ntSelen  naeh  der  Zfthlnog  rtm  b,  Juni  1888  ▼«m  ciiier 

Gesammtbevölkeruii^  v(»n  45222113  auf  dii«  dvm  Beruf  der  Land-  iiud  Forst- 
wirthschaft,  Thierssucbt  uud  Fischerei  angehotigeti  Personen  (einschliesslich 
der  Dienenden  und  Familienangehorigeii)  19225456  oder  42,5%,  auf  Landwirthschaft, 
Thierzucht  und  Gärtnerei  allein  18704028  oder  413V«*  Erwerbsliiätige 
(ohne  Hansgesinde  und  nicht  mitarbeitende  Angehörige)  waren  eg  in  der  Landwirth- 
schaft 8063966,  welche  dch  wie  tbljrt  vertheilen: 

1.  Auf  Selbststandige  (ohne  landwirthschaftliche  Taglöhnerei)   2  252  531  =  27,9  % 

2.  Auf  Selbstständige  (mit  landwirthschaf^licher  Taglöhnerei)      866  493  »  10,8  7« 

3.  Auf  landwirthschal^Üche  Taglöhnerei   1  373  774  —  17,07« 

4.  Auf  mitarbeitende  selbstständige  Familienangehörige     .    .    1  R84  R15  —  24,0  7© 

6.  Aul"  Knechte,  Mägde  1589088  =  19,7 7, 

6.  Auf  Yerwaltiiiigsbeamte   47405  «  0,67« 

Bei  einnr  geiaaimiflii  hmdwirthicluilUichen  Fllldie  von  31868972  ha  (ein- 
schliesslich des  cnltivirten  Weideareals)  entfallen  somit  auf  1000  ha  solcher 
Fläche  rund  590  znr  Landwirfhscliaft  überhaupt  fr»^hi»rige  Pprsonen  und  nmd  26(J 
in  dieser  erwer bsthätige  Perboueu.  Von  l(KX)  Einwohnern  alj«'r  jrchören 
nur  Landwirthschaft  416^,  vor  Forstwirthschaft  untt  Jagd  6,8,  zur  Fischerei  1,7, 
zusammeTi  425,1;  dagegen  zur  Industrie  Söö^i  zu  Handel  ond  Verkelur  lOü,^  stt 
den  übrigen  Bernfsständen  119,6. 


*)  Wegen  der  Darstellung  der  Organisation  und  Gliederung  der  land- 
wirthschaftlichen  Hehördenorganlsation  im  Einzelnen  einschliesslich  des 
landwirthschaftlichen  Yereinswesens  ist  auf  die  spiteien  AnafÜhnuigen  im 
Text  (insbesondere  in  Kap.  I,  lU,  IX,  Xi)  zu  verweisen. 
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Einleitung.  AbBchn.  IL  Wwea  und  Inhalt  der  Agrarpolitik. 


Innerhalb  der  einzelnen  Reich  sgebietstheile  ergiebt  sich  dabei  allerdings  ein 
Mhr  -raticMedenM  Bild;  denn  von  1(X)0  Einwohnern  kamen  auf  die  der  Land-  und 
FoFStwirfhfldiaft,  auch  Fisohern  sugehSrigen  Personell  in: 


1.  Posen   646,7 

2.  Ostpreussen   643,9 

3.  Weatpreusien   606,6 

4.  Pommern   545,1 

6.  Südbayern   633,0 

6.  Bdde  Mecklenburg   6S6,9 

7.  Oldenburg   522,6 

8.  Hannover   500,6 

9.  Baden   491,2 

10.  Die  drei  Franken   488,3 

11.  Württemberg   481,7 

12.  llheinpfak   466,3 

13.  Schlesien   447,9 

14.  Brandenburg  (ohne  Berlin)   444,3 

15.  Schleäwig-Hohitein   442,2 

16.  EleasB-Lothiingen   419,3 

17.  Grnssheizon^thnm  Hessen  -415,5 

18.  Hessen-JNassau   405,3 

19.  Provinz  Sachsen   375,0 

20.  Die  acht  thiirinfriHclien  Staaten   867,6 

21.  Braunschweig,  Anhalt,  Waldeck,  beide  Lippe  367,1 

22.  Westfalen   351,6 

23.  Rheinland  mit  HohensoUem   317,8 

24.  Königreich  Sachsen   199,8 

2ö.  Drei  Hansestädte   64,3 

26.  Berlin   7,7 


Ein  Vergleich  mit  anderen  Staatsgebieten  ergiebt  folgendes  Bild: 


GesammtKahl 
der  zur  Land* 
u.  Forst^n^th- 
schaft  einschl. 
Fischerei 

gehfhij^eu 
Personen 


Deutsches  Reich 

(5.  Juni  1882) 
Oesterreich  (31.  Dec.  1860) 
Ungarn  (31.  Dec.  1880) 
ItaUen  (31.  Dec.  1871) 
Schweiz  (1.  Dec.  1870) 
Frankreich  (18.  Dec  1881) 
Dänemark  (1.  Febr.  1880) 
Norwegen  (1.  Jan.  1876) 
Schvreden  (31.  Dec.  1870) 

Wales  (4.  April  1881) 
Sehottland   „  „ 
Irland 

Ver.  Staaten  von  Amerika 
(1.  Juni  1880) 


19  225  455 
199  644 


1333  696 
18249209 
849  209 
997  059 
2286  a09 


i'rocent- 
verhältniss 

Bur 
Gesammt- 
bevölke* 
rung 


41 
55,1 


42,5 
48,8 
45,2 
55,2 
643 


Gesaui  tntzahl  der 
in  Land-  u.  Forst- 

wirthscbaft 
einschL  Fischerei 

e  r  w  e  r  b  s  - 
thätigen  Per- 
sonal (ohne  das 
Hausgesinde) 

8  236  496 
6  161 246 
4  520  671 
8659074 
547  946 
6466416 


1361  979 
266740 
992467 


7  713 


iiJ4 


Procent- 
verhftltnies 

ZTir  Oo- 
sammtzahl 
aller 

E  r  \N  e  r  1)  s  - 
thätigen 

46,7 
äü,8 
67,2 

463 


14,0 
18,8 
48.8 

47,3 
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Vi^e  Zahlen  in  Yerbindaag  mit  der  vorhergehenden  Tabelle  tapsen  deatUch 
erkennen,  wie  die  landwirthscluiflUclie  Bevölkening  einer  Anzahl  europäischer  Staaten 
durch  die  sonstigen  Benifsstünde  bereits  überholt  ist,  diese  Staaten  also  (Deutsch- 
land. Frankroii  li,  Schweiz)  in  die  Reihf  drr  ausfresprochenen  Industriestaaten  (Eng- 
land. Schottland ^  einzulenken  begrinnen ;  ahur  sio  üfigeu  auch,  wie,  z.  B.  in  Deutsch- 
land. t(^-rritonal  bald  da»  landwirthschai'tUche,  bald  das  gewerbliche  Derufselement 
überwic-^'t.  Die  (i(l)i(tsthi'ile  mit  der  in  Deutschland  relativ  zahlreichsten  land- 
wirthschattlichen  Bevölkerung,  abio  Posen,  Ost-  und  Westpreutisen,  Pommern  und 
Sttdbayeni,  stellen  üut  auf  gleicher  Stofi»  mit  Oesterreich,  Italien  und  Korwegen; 
nur  iti  Schweden  und  Ungarn  (wenn  die  zahlreichen  I-olniarheiter  wechselnder  und 
uubestimuiter  Art  mit  berücksichtigt  werden)  scheint  ein  noch  grösserer  Theil  der 
Bevölkerung  der  Landwirthschaft  awmgehttren.  Femer  stehen  die  Oehietstheile 
mit  einer  nach  deutschen  Verhältnissen  mittelstarken  landwirthschaftlichen 
Bevölkerung,  wie  die  drei  Franken,  Württemberg,  Rheinpfalz,  Elsass-Lothringen, 
Hessen,  Hessen-Nassau,  Brandenburg  (ohne  Berlin),  Schleswig- Holstein  tud  Schlesien, 
mit  denjenigen  Irtmden  Staaten,  die  im  Vergleich  zu  den  übrigen  eine  mittlere 
Vcrtrctnng-  dieser  Henifsabtheilung  aufwei-^»Mi  nämlich  mit  der  Schweiz.  Frankreich, 
Irland,  Daaeuiark  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  auf  gleicher  Stufe. 
Dagegen  ist  selbst  in  Sachsen,  wo  die  landwirihschaftliche  Berölkenuig  (abgesehen 
von  Berlin  und  den  drei  Hansestädten ^  am  schwächsten  vertreten  ist,  diese  gleich« 
wohl  immer  noch  sehr  viel  salüroichcr  als  iu  ürossbriUnnien  (.ohne  Irland;'). 


II.  Aubau-,  E  riitestatistik  und  ^  aiii  ungsmittelbiiaiiz. 

Eine  regelmässige  Erhebung  der  Anbau-  und  Ernteverhiltnisse  beginnt 

erst  seit  den  vierziger  Jahren  (Belgien  seit  1846,  Würftemher;;  seit  IHo'i,  Traden 
seit  1853,  England  seit  lä67);  für  das  deutsche  Reichsgebiet  ist  eine  solche  erst- 
mals 1878  veranstaltet  worden  nnd  soll  alle  10  Jahre  wiederholt  werden,  während 

daneben  in  einer  Reihe  deutscher  Staaten  jährliche  Aufnahmen  dieser  Art  einher^ 
gehen*).  Die  tolj<-enden  Tabellen  zoig-en  'nach  Tonrad'i  die  Anbauverhältnisse  der 
liauptsächlichst  in  Betracht  kommende  Länder  und  das  Procentverhältniss  der 
einaelnen  Frftchte. 


*)  Sämmtliche  vorstehende  Angaben  sind  entnommen  dem  Band  II  der  Statistik 
des  Denisehen  Reichs,  1884. 

Näheres,  namentlich  auch  über  die  Methode  der  Anbau«  nnd  Emtettatistik 
in  dem  obenerwähnten  Conrad 'sehen  Artikel:  „Agrarstatistik.'' 
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1.  Anbauflächen  nach  HauptcuUurgruppen. 


DeutschosKeic-h 

Proc.  d.  Atkerfl. 
Preoasen  

Proc.  d.  Ackerfl. 
Bayern  

Proc.  d.  AckerH. 
IVfiittembecg  .  .  . 

iVoc.  d.  AckerA. 
Dadbu  

Proc.  d.  Ackerfl. 
Oesterreich    .  . 

Proc.  d.  Ackürll. 
Ver.  Brit.  Beich 

Prn('.  d.  Ackerll. 
Gr u ssb ri  t  a  II.  .  . 

Proc.  d.  Ackerrt. 


U  O 

«  a 

Getreide- 

Hack- 

1 

1 

Aeker- 

und 

früchte 

Futter- 

Handel.K- 

weitle 

HiÜBeu- 

kräuter 

gewächse 

und 

s  a 

frfichte 

Kartoffeln) 

Brache 

1. 
n 

n 

II 

n 

n 

1883 

15  7239671 

1 

3  943  635 

2  4W  6.50 

352  315 

3  336  829 

(jO,l 

15.1 

1,3 

12.7 

18R-{ 

10  575  759 

2  644  827 ' ) 

1  459  910 

195:^ 

^  442  696 

()0,4 

15,1 

8,3 

1,1 

13,9 

18«a 

1  823  928 

407  373') 

320  123 

51  760 

376  799 

.59,8 

13.4 

10,5 

1,7 

12,3 

1883 

540  593 

116  955') 

1I0(>82 

24  235 

76  697 

fil.5 

13,3 

12,6 

2.8 

8.7 

1883 

324  886 

117  943') 

82  613 

2Ü7ÖÜ 

50282 

63,0 

19,2 

13^ 

3,4 

a,2 

188<> 

1)  542  914 

1  05)0  458-) 

— 

61,52 

1  10,25 

— 

— 

1885 

4  458 155 

1  1  929  264 

2  728  791 

73  670 

10  (j05  578 

22.f«) 

9,25 

14,07 

0.33 

54, (i8 

18K) 

3  397  573 

1  425  749 

1  884  281 

29  885 

6  438  389 

25,79 

10,82 

14,34 

0.23 

48.36 

188Ö 

(>45  703 

493  591 

823  793 

43  785 

4  155  871 

10,48 

8,01 

13.37 

0,71 

67.44 

1882 

15  440  128 

2  131  792    4  05)6  797 

705  066 

3  643  799 

59,84 

8.19 

15,75 

2.71 

14,01 

1880 

9«7  75Ü 

49  857 

185  778 

103  874 ') 

231  964 

48,79 

2,51 

9,37 

ö,24 

11,69 

1884 

464054 

192 147 

141543 

33179 

16374*) 

1881 

8  435  88:-i'i 

70120 

3  434126 

1.H82 

1  ,"»08130 

167  7üü 

828-200;  2bÜ00 

429  900 

1875 

191  215 

34879*) 

I  I  I  I  .  fl.  Ackerfl. 
>  rank  reich  .  .  . 

Proc.  d.  Ackerfl. 
Belgien  

Proc.  d.  Ackerd. 
Niederlande  .  . 

1 1  a  l  i «!  n  

S  c  h  w  e  d  e  11  .  .  .  . 
NorwegBU  .... 

^)  ind.  Gemüse,  *)  nur  Kartoffeln,  *)  nur  Bracbe,  *)  ind.  Beb  und  Mais. 

2.  All  bauflächen  von  Brodgetreido  insbesondere. 


Land 

Gesammt- 
Anbau- 
flUcbe 

h 

Davon  ist  angebaut  mit 

"5  ö 

mm 

Weisen 

(Spelz,  Ein- 
korn) 
h 

OD 

<o  • 

Roggen 
h 

*>  0  der  ges. 
,  Acker- 
fläche 

Ins- 
gwammt 

h 

(Brotfrucht) 

»oder  ges. 

Acker- 
1  fläche 

Deutscbland  .  . 

26  1 77  :i51 

2  3<J6  726 

8,8 

5  817049 

22.2 

8  123  775 

31,0 

5  7<18 

17  527  740 

1 117  512 

6,4 

4  423115 

25,2 

5  540  627 

31,6 

5  111 

3UÖ1  347 

415  744  13,6 

541313 

17,7 

957057 

31,4 

Ö663 

831226 

47996 

6,8 

213345 

25,7 

261341 

31,5 

12176 

Württembe^p .... 

879100 

281  823  25.2 

mm) 

4,1 

258  023 

29,4 

7  733 

612  974 

115260 

18,8 

43614 

7,1 

158874 

25,9 

10  078 

Elsast^Lothriugeu  . 

692782 

183061 

26,4 

36174 

5,2 

219226 

31,6 

7136 

Frankreich  .  .  . 

26017.582 

6  866054 

26,4 

1  723195 

6,6 

8  589  249 

33,0 

4  :v)S 

1983570 

328  445 

16,6 

277  640 

13,9 

606085 

30,5 

9658 

Oesterreich  .  .  . 

10636  872 

1 107  081 

10,4 

1986  492 

18,7 

3093  573 

29,1 

7158 

Kngland,Sehott- 

(in  Acres) 

(in  Arces) 

fiu  Acres) 

(in  Acres) 

land  n.  Wales 

17  175  041 

2  677  038 

1.5,6 

47  040 

0,3 

2  724  078 

15,9 

10906 

4  896  529 

69  008 

7152 

0,2 

761601 

1.6 

67947 

GroMhiitiuuiien  .  . 

26173771 

2760588 

12^4 

54234 

0,2 

28018221 

12,6 

12437 
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3.  Mittlere  Getreideproduction  der  Erde  im  Durch- 

schnitt  der  Jahre  1878/87*). 

(In  Millionen  hl.) 


1 

iu  deu  JaUmi 

Ii 

es 
ll 

.S 

e 

6 

o 

II«". 

Bentfldies  Käch .... 
Russland  und  Polen  . 

OestorreicL-ÜDgaru  .  . 
(irossbriL  n.  ^Uttid .  . 
Italien  

Türkei  niii  Bnlgarien . 

T 1  ü  Ti  um  it  f*  Ir 

Niederlande  

1878  H7 
1888/87 
1878/87 
1878/87 
1884/87 
1870  87 
Miltelttrut^ 
Approximat. 

i87r)/7<; 

AppruxiuiHt. 
1886 

1  K7W  Vi7 
1  n lo  Ol 

1878  87 
1878/87 
1878/87 
1878/87 
1882/8^ 
1876/85 
Approximat. 

m.i 

HVkI 
1U4,1 
5B,8 
27,4 
43,9 

20,5 

i.n 

8.1 

ü,04 
2,2 
0,1 
1,6  i 

1 

80.<i 

24. ;j 
43,2 
0,6 
1.7 
<,4 
7,1 
1,0 
0,6 
0,7 

0.  17 

7.2 

3.7 

3,8 

1  1 

1,  ' 

0,4 
0,0 

35,0 

;y.>A 
28.5 

1<,4 
7,7 

4.8 

1,1 

0.3 

7  W 

."»,<; 

1.7 
\.\) 
U,7 
1,6 
0,8 

i»5.6 
1!W;.6 

583 
(i.i 

2,b 
83 

1.2 
0.8 
1.8 

1  1  1 
11.1 

11>.3 

Uli 

.1.1 1 
4.4 
3..-» 
U,.} 
3,2 
0,0 

^» 

(k3 
{♦.4 
43,8 

28.8 

7,6 

22.0 
3,8 

— 

5,2 
1,1 

2.4 
41.8 
1(5,5 

8,9 

0,1 

0.7 
0,4 
2,3 

2,3 

<  },r\ 
8.1 

0,1 

0,7 
0,6 

Zusammen 

437,7 

446,4 

224,1 

557,6 

136,2 

88,2 

Ii.  Auüserenropäiscbe 
StMten: 

Ver.  8t.  V.  Ajaerika  . 

1878/87 
1S82/8  86/7 

18K^  87 

1878/87 
Appr<(xjrri;ir. 

187«kH") 

1878/87 
1886/87 

188.") 
Ib7ö/b7 

li)7,l 
96,2; 
13,5 
12,8 
6,4 
4.7 
ö,l 
6,6 
1.(1 
22.4 

8,7 

17.8 

182.1 

ö.")l).2 

4.0 

0,7 

0.9 
3.41 

12,3 

- 

( 

31.7 

6,.') 

4,5 

4,7 
0.3 
0,1 

6,7 

n,4 

0,01 

0,8 

0,7 

328,7 

U,4 

43,1 

22U,y 

577,7 

6,1 

Zusammen:  1  and  11   |  766,4 

455,8  ] 

267,2! 

777,6 1  713,9 

HB 

Der  Gesammt  Werth  einer  guten  KömeffrutAtt-nitt"  der  Welt  darf  auf  21— 22 
Milliarden  Mark  p-eschätzt  worden,  von  der  etwa  10  Milliarden  in  den  nnmittol- 
baren  Consam  der  ackerbautreibenden  Bevölkerung'  selber  übergehen.  Vor  einem  Jahr- 
hundert schätzte  Turgot  den  internationalen  Komhandcl  der  Erde  auf  10 — 11  Mil- 
lionen hl  (iftreidc,  während  er  x.  B.  für  1887  auf  niiul  570  Mül.  hl  üetreide  und 
Hehl  veranschlagt  worden  iat.  Mit  der  Zunahme  der  Bevölkerungszahl,  mit  der 
die  Intenritit  dea  Ackerbans  nicbt  g^leichen  Schritt  hielt,  aind  die  westHchen  enro- 


'1  Vgl.  hierzu  und  die  weiteren  tol^'cnden  Angaben,  üobersichten  dmr  Weli* 
wirthschatt,  herausgegeben  von  v.  Jurascheck,  Jahrg.  1885/89. 
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paischen  Staaten  im  Laufe  des  Jahriiuiiderts  mehr  und  mehr  getreideeinführende 
Länder  geworden,  deren  Nahrungsmittelversorgung^  iu  steigendem  Maasse  ßusäland, 
die  Donauländer,  Amerika.  Iiidion  etc.  übeniehmen  müssen.  Ks  hat  betragen  im 
Jahre  1888  der  Einfuhr-  niui  Aiistiilmverth  in  Getreide  und  Midil  in  Millionen  M. : 


a)  eiufülirende  'Staaten: 

Einfuhr 

Ausfuhr  Mehreinfuhr 

2113 

843 

177,0 

14,8 

1082,4 

173,6 

149,1 

11,7 

288,1 

73,8 

163,8 

10,2 

118,2 

82,5 

1,6 

81,0 

OD,U 

8,2 

46,8 

0,8 

22,4 

^ikalldinaviscllc  Staaten 

Ott  o 

■58,1 

60.1 

vTs0cn0iiiiuiu    «  . 

( r" 

-'(■,.8 

Snmma 

2000^4 

367,7 

2166,7 

b)  aus  führende  Staaten: 

Einfuhr 

Ausfbhr  Hehrausfahr 

1,9 

796,4 

794,5 

33,7 

520,3 

486,6 

30,7 

71,5 

40,8 

Brit.  Ostindien  ...... 

2,5 

310,1 

307,6 

Oesterreich-Ungarn  .... 

10,7 
03 

269,1 
166,4 

258,4 
1653 

42,1 

ao.o 

42,9 

0,3 

ö8,4 
38,1 

öb,l 
38,0 

0.1 

6,0 

22,4 

16,4 

Snmma 

1283 

2337,7 

22083 

In  weldiom  3fnaKsr  das  T)eutsrhe  Keich  insbesondere  hinsichtlieh  von 
Nahrungs-  und  üeuussndtteln  auf  die  Einfuhr  vom  Ausland  angewiesen  ist,  ist 
aus  folgender  Ueberaicbl  zn  entnehmen: 

4.  Ein-  und  Ausfuhr  einiger 
landwirtlischaftliciier  Erzeugnisse  im  Jahre  1890, 
nach  und  aus  dem  Deutschen  Beiche. 

Vaarengrnppe: 

1.  Getreide  und  andere  mdi' 
lige  Nahnungsstoffe,  und 

zwar: 

a)  Rohstoff!»  .... 

b)  Fabrikate  .... 
(Malz,  Mais,  Mehl) 

2.  Obst,  Frdchte,  Gemüse, 
frisch  oder  getrocknet  . 

3.  Hopfen  

4.  Wein  und  Most  .... 

(auch  Scliauimvciu/ 

5.  Vieh  und  andere  lebende 
Thiere  

6.  Eer  

7.  Käse  

8.  äcluualz  von  .Schweineu 
nnd  Gänsen  

9.  Butter  auch  Mai^arine  . 

Snmma^~932  300        165602        806  296  Wm 


Einfohr.        Ausfuhr.     Mchreinfuhr.  Hehransfolur. 
Werth  in  lOOG  Mark. 


395371 
46189 


6291 
34003 


389060 
12186 


73  410 
6153 
43  591 


17  342 
45  630 
18023 


86  068 

25568 


39  477 


229  686 
66775 
12698 

65983 

12  644 


29 

1703 

12665 


199  741 
56775 
10895 

55983 


21 
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Es  hat  demnach  im  Jahre  1890  im  Ganzen  die  Mi>h  reinfuhr  an  Nahrunffs- 
mitteln  und  Genussmitteln  den  Betraj?  von  766  798  (XX)  .M.  erreicht,  dai-unter  tijr 
Brod-  und  Mehlfrüchte  allein  riiiul  40()  Mill. M. 

Im  Durchschnitt  der  .lalirc  1SS4/89  hat  Deutschland  in  runden  Beträffen 
5  Mill,  Doppelcentner  Weizen,  7,7  Mill.  Ro^^gen  eiugeführt  und  es  erhebt  weh  die 
Fra^e,  ob  nicht  dnrch  Stei(reruii|?  der  Erträgnine  die  inländische  Qetreideeneugron^ 
im  Stande  sein  sollte,  mit  der  Zeit  dieses  Deficit  tvenif^stens  zum  Thcil  wit  rter  zu  dcrkt  ii. 
In  BerücktacUügung  der  Irülier  gemacbt«u  Angaben  9  ff.)  über  die  dermaligen 
AnbanverhftltnisM  in  vielen  Gegenden  des  Dentsehen  Reich«  kann  bei  planmäsngem 
Einwirken  auf  die  Loden  behauende  Bevölkeruuf^  im  Sinn  di-r  Vrrwt  ndunp  besserer 
Getreidevarietäteu  als  Saatgut,  der  Zuhilfenahme  künstlicher  Düngemittel  und  sorg- 
fältigerer Bestelhmg  fiberhaupt,  jene  Frage  allerdings  bejaht  werden;  es  wäre  hiensu 
le<liglich  nöthig.  dass  im  Durchschnitt  vom  Hektar  Weizen  nur  2  Doppelcentner,  vom 
Hektar  Roggen  stflrk  1  Doppelet  ntnor  mehr  geerntcf  wiirdi  ii.  ein  Ziel,  das  wohl 
erreichbar  erscheint,  „liier  liegen  ,  sagt  ein  bekannter  Agraipolitiker.  „200  300 
Hill,  jährlicher  Mehnverthe  auf  der  Strasse,  wenn  man  idch  nur  die  Mühe  geben 
wollte,  sich  danach  zu  bücken."  .  .  .  Erwäfrt  man  „die  politische  und  nationale 
Wichtigkeit  der  Unabhängigkeit  einer  Nation  von  fremder  Einfuhr  der  uueutbehr- 
lichsten  LebensbedürfiDisBe^  so  sollte  man  meinen,  Volk  und  Hegienmg  könnten  keine 
dringenderf  und  lohnendere  AnfiLMbc  finden,  als  mit  allen  zulässigen  nnd  zweek- 
mwmg&a  Mitteln  die  landwirthschaftiiche  i'roductiou  durch  Hebung  des  Uultur- 
xnBtandes  der  ländlichen  BevöUcemng,  Verbrsitangr  tüchtiger  FachMldnng  nnd 
materielle  Krleichterung  der  Productionsverwerthung,  insbesondere  durch  entsprechende 
Eisen bahntarife  für  alle  Productionsmittel,  speciell  tur  künstlichen  Dün^rer.  zweck- 
mässige Organisation  der  Wasserwirthschaft  und  sonstige  Culturtecbnische  Maass- 
regeln zu  fördern*)".  Unter  diesem  Gesichtspunkt  gewinnt  aber  auch  eine  massvolle 
Zollpolitik  betreffs  der  Zerealieu  eine  Bedeutung,  gegenüber  weit  lier  das  Moment 
jederzeitiger  billigster  Versorgung  des  iuläudiscbeu  Marktes  mit  tirodlnicht  jeden- 
falls em  aaaschlaggebendee  nicht  wird  sein  dttrfini. 


5.  Mittlere  Kartuftelproduitioii  d*3r  Erde. 


1885 

1886    j     1887    1  1888 

in  1000  Doppelcentnem. 

1889 

Deutsches  Reich  .  . 

27  954 

25  143 

25  273 

21  911 

26  604 

Russland  und  Polen  .  . 

11  726 

12  821 

13  933 

1 3  318 

14148 

Oesterr.  T'ng.  m.  Bosnifin 

13  485 

■  12014 

1-J  ('•'■^ 

11  703 

12  808 

11246 

11288 

1 1  7lHi 

10345 

10  700 

Ter.  Staaten  rtm  Amerika 

5336 

bl2B 

4086 

6167 

5880 

3  250 

3  218 

3  ^22 

3108 

3  645 

3247 

2  711 

3626 

2563 

2893 

.  3027 

3044 

2960 

1864 

2796 

2070 

1  948 

2  340 

2156 

2  156 

1  513 

1587 

1  861 

1298 

2157 

1  630 

1630 

1  tKM) 

1630 

1630 

1585 

1  585 

1585 

1585 

1585 

626 

626 

626 

626 

626 

741 

542 

420 

798 

625 

798 

751 

739 

670 

605 

426 

449 

461 

349 

632 

430 

4tU 

446 

446 

AnstraliBche  Colonieii  . 

419 

486 

503 

421 

446 

S48 

248 

248 

248 

218 

23 

23 

23 

23 

23 

88  779 

85739  j 

88  749  1 

80729 

90503 

Geh.  Rath  Thiel  in  No.  12  der  deutscheu  laudw.  Presse,  1891.    Auch  der 
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6.  Tabak. 

Die  gesammte  Tabakerzeugung  der  europäischen  Staaten  Ut  188^/85  auf 
2260000  Doppelcentner  ennittelt  worden.  Es  wurden  erseugt  in 

Doppelcentner 


DentBchland    ....  471930 

Oesterreich-Ungarn  .   .  .  807  530 

ßusttland   510240 

Fnmkideh   16S680 

Grieclienland   TC  80^1 

Italien   tiOlöO 

Belgien   47140 

Rumänien   30  000 

Miederlande   29  760 


etc.  etc. 

Der  Werth  der  europäischen  Ucsammtemte  kann,  den  Doppelcentner  zu  80  H., 
auf  180  Mill.  If .  angenommen  werden. 

Die  Jahre.« (  T-  ir^iiTifj  des  ausserenropäischen  Tabaksgehiets  wird  auf  rtmd 
ö  Mill.  Doppelcentner  geschätzt,  wovon  UtjÖ4iSö)  über  2  MilL  Doppelc^taer  in  den 
europäisctran  Conanm  ühergefühit  wurden. 


7.  Hopfen'). 

Die  Erzeugung  einer  mittleren  Welterute  in  Hopfen  wird  auf  70680Ü  Doppel- 
cenlaer  gesclüuat.  Die  Einengung  betrug  in 


1880 

1891 

Deppelceutner 

247  000 

223600 

Ö5U00 

71  000 

20000 

22  500 

17  500 

HO  000 

12  500 

17  500 

löOOOO 

220000 

Andere  enropaifldie  Staaten    .  . 

1000 

1500 

Ver.  Staaten  Yon  Nord-Amerika  . 

165000 

167  500 

6000 

3500 

674  300 

762100 

Bei  dem  Durchnittspreii}  von  160  H.  k  Doppelcentner  ergiebt  sich  ein  Werth  der 
Gesanuntemte  von  mnd  HO — 140  Ifill.  H.,  wovon  nind  auf  Dentacliland 
entfalltti. 


Fransose  Clrandean  (La  prodnetion  agricole  en  France,  Bon  priaent  et  ran  aveuir, 

1885)  ist  der  Meinung,  dass  wenn  in  einzelnen  Departements  {yfie  B.  in  Haute 
Vieune)  die  Kömerproduction  im  Laufe  des  Jahrhunderts  um  6  hl  auf  den  ha  ge- 
stiegen ist,  nicht  daran  gezweiielt  zu  werden  braucht,  dass  wenn  alle  Factoren  der 
Bodenproduction  zusammenwirken,  Frankreich  sich  von  den  Getreideeinluliren  mit 
dpr  Zeit  sehr  wohl  wieder  frei  machen,  ja  wieder  ein  weiaenanaföhrendes  Land 
werden  kann. 

Nach  dem  Berieht  der  Handdilcammer  in  Hannheim  fBr  18m. 
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8.  Wein. 

Die  mittlere  Wemerseugung  der  Erde  Juum  xu  122  Mill.  U  venmschlAgit 
werd«n.  Bs  «ntCalUni  auf 


Flftchen-InhaU 

Jalirucner 
l/iiroii801m.'JSrtn 

1900000  ha 

30000000  hl 

Algerien  

1«UUUÜ0  n 

28ÜUÜUUU  , 

1760000  „ 

85000000  , 

600000  „ 

10()(X)(X)0  , 

löOOOO  n 

,      5000000  „ 

185000  » 

4600000  , 

Portugal  

40(X)fKX)  „ 

lÜüOOO  „ 

3  50UÜÜ0  „ 

lÖOüÜÜ  „ 

15000Ü(J  „ 

75000  r, 

1  .^»OXJ  „ 

Verfinirrt''  Staaten  von  Amerika  . 

45000  n 

aoooo  „ 

lÜUÜÜÜO  „ 

Schweiz 

45000  , 

1600000  « 

ÖOOOO  „ 

1000000  « 

10000  n 

1000000  „ 

8000  „ 

260000  „ 

Axoien,  CMUuriBehe  Inaeln  u.  Madeira  . 

5000  , 

100000  „ 

Total 

7173000  ha 

121960000  hl 

Der  Durchächnittswenh  der  jährlichen  Weinerträge  berechnet  lieh  auf  minde» 
Btoaa  2%  MUliaidfla  Hark.  (Nach  Wfirttenberger  im  Deutlichen  Wanbankalender 
für  1892,  &  172.) 

Die?  T^ifrcrzt^ugung-  hat  (narli  derselhen  Quelle'!  im  Jahre  1888  151700000  hl 
betarageu,  also  das  Weinerträgniss  um  30  Miil.  hl  überflügelt. 


9.  Zuckerrüben*). 

Fifar  einen  Theil  der  europäischen  Staaten  hat  seit  den  50er  Jahren  die  Zacker- 
rübenersengung  eine  besonders  grosse  Bedeutung  gewoniHii,  wobei  Deutschland 
in  erster  Reihe  steht,  wo  die  jährliche  nübenTneng'*'  '1H9Ü/91)  rund  100  Millionen 
Doppelc4jiitner  im  Werthe  von  200  Mill.  ^1.  (darauti  i,'uwonnene  Zuckermenge  rund 
12  Mill.  Doppelcentner)  beträgt,  zu  deren  Erzeugung  4,5  Mill.  Morgen  Land  in 
höchster  Cultnr  zu  half  n  iTid  und  deren  l^nk  stände  die  Hackfruchtf'utterrationen 
für  rund  600000  Stück  iüudvieh  liefern.  Von  bescheidenen  Anfangen  m  einem  der 
grdssten  Exportgewerbe  sieh  anporarbeitend,  weist  die  deutsche  Znckerindnstrie  in 

1889/90  Ausfuhrwerthe  von  über  195  Mill.  M.,  für  den  ^ranzen  Zeifrauni  von  1875/89 
von  1737  Mill.  M.  aul'.  Von  den  übrigen  europäischen  Staaten  nehmen  au  der 
Zuckererzeugung  Antheil  Frankreich  mit  7,7,  Oesterreich  mit  7,4 1  Belgien  mit 
1,7  UüL,  Rnssland  mit  nnr  4  Mill.  Poppdcentner. 


Vgl.  hierzu  die  Schritt  von  Uurz,  Die  Zuckersteuervoriage,  Berlin  1891. 
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III.  Viehstatistik. 


1.  Viehstand  (ohne  Pferde)  der  enropäi sehen  Staaten  in  absoluten 

Zahlen  (nach  v.  Jnrascheck,  a.  a.  0.,  S.  187  ff.): 


Datum  der 

1 

Zählnngr  (Z.) 

oder  \W- 

Kinder 

Schale 

Ziegen 

Schweine 

^  i_         i  1 1  \ 
rechuung  (B.) 

1 

Dcutsclies  Keich 

Z.  188;J 

IT)  78(i  7(>4 

19  189  71Ö 

2  (»40  994 

9  20(>  195 

Riugland  mit  Polen  . 

Z.  1888 

27  922  «57 

48  220  119 

1  276  137 

10  742  074 

Frankreich  

B.  Ende  1888 

13  877  ;-5(;8 

22  <;30  (120 

1  15580 

5  846  578 

Z.  1880 

8  084  077 

a  841  340 

i  OUt>  67Ö 

2  721 541 

Z.  1684 

6591 84S 

11 18B469 

369652 

5271698 

( irossbritannien  .  .  . 

B.  -luui  1889 

()  178  821 

25  (;9')  145 

2  525  317 

B.  188Ü 

4  093  944 

3  789  G29 

1  380  548 

ItaÜMi 

Z.  1881 

4  783  232 

8  596108 

2  016  307 

1 1(>3  916 

H.  1887 

2  3;m)7(m; 

1  377  (')85 

W  548 

571 114 

Hinniinimi   

1).  1888 

2  259  874 

4  807  12(5 

163  083 

770  354 

^äedcilaudc  

It     1  uuu 
1>.  1  >So;S 

1  493  900 

778  (M.K) 

159  7a) 

485  000 

Spanien  

1880 

1  4(^0  2;')3 

13  773  804 

2  615  281 

1 162  676 

Däucniurk  

Z.  188S 

1  459  r>27 

1  22!":»  19(; 

t»  m 

770  785 

Z.  1880 

1  382  81Ö 

'36Ö  400, 

248  77Ö 

646  375 

B.  1887 

1249877 

1043  789 

18700 

184  766 

Z.  1886 

1  211  713 

341  «32 

415  916 

394  451 

Z.  1875 

1016  6171 
82666^ 

B97  929 

1686  306 

022861 

101  020 

B.  1882 

3620750] 

725  700 

1067  940 

Z.  J87() 

3  (M  ;4  210 

973  119 

1  051  9t)4 

(irifM'lu'iiland  .... 

Ii.  1881 

373  6Ö4 

3  4«4  954 

2  510  970 

175  051 

B.  1887 

370  8(12 
10673 

8  730  788 

1  629  554 

501  925 

B.  1887 

14609 

Zusammen 

102 4636ö6|l87 4393941 187d8784|  46741 301 

2.  Relativer  Thierbestand  in  den  enrop&isehen  Staaten. 
Es  kommen  auf  1000  Einwoliner : 

4 


Rinder 

Schaf» 

Schwd 

Dänemark  fl888)  

.  683 

573 

361 

933 

55 

Finnland  (1887)  

463 

82 

SchwedLii  (1887)  

.  494 

2J)2 

121 

Serbien  (1882)  

446 

1954 

576 

Schweiz  (1886)  

.  416 

117 

135 

Rumänien  (1888)  

.  411 

874 

140 

Oesterreich  Ihifrarn  (1880/84)  . 

.  368 

390 

208 

591 

152 

D uutsches  lieich  (1883)  .  . 

.  845 

419 

801 

Niederlande  (1888)  

.  335 

174 

109 

Kussland  mit  Polen  (1888)    .  . 

.  293 

506 

113 

Grossbritannien  und  Iriand  (1889) 

.  269 

772 

101 

66 

117 

Griechenland  (1884)  

.  180 

1670 

84 

Italien  (1881)  

.  168 

302 

41 

Portug-al  (1870)  

.  157 

690 

237 

Bnl-arieii  n887)   

.  119 

2819 

162 

Spanien  (1880J  

,  87 

827 

69 
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3u  Bestand  »n  Pferden  iiiBbeaondere: 

Stück  auf  1000 
Einwohner 

Deutschland  (1883)   3522316  77 

Oesterreich  (1880)   1  4^3  282  66 

Uritrarn  ilRSOi  l8U>r>fVS  133 

Italien  1I88I)   tj.j7  ;)44  20 

Frankivich  (1880)   2  848  800  76 

(?rosshritarmir-n  n.  Triam!  flRSDi  .  1  '^28,680  55 
Vit.  Staaten  von  Amerika  (1880)  .  l()H.")7f>S8  207 

In  Italien  wurden  augBerdem  968114  Maulthiere,  Maulesel  und  Esel;  in 
FrmniLreich  666678,  in  Nordamerika.  1812806  aoldier  Thiere  gezahlt 

4.  Die  Tergloiehende  Statistik  zcigl  im  Uebrigen,  dass  seit  den  letzten 
Dezennien  in  einer  Anzahl  europäischer  Staaten  (Deutsrhlaml.  Grossbritannien,  wohl 
auch  Frankreich  und  Oesterreich-Ungarn)  der  Viehstaiul,  vergliclitn  mit  der 
Be Völker ungssahl,  also  relativ,  al);ri'ni>inm<  ii  liat.  wobei  man  aber  sehr  wohl 
berücksichtigen  miiss.  dass  in  der  gleirluMi  Zt  ii  nach  ail;r**meiuen  Beobachtungen 
gerade  in  den  Ländern  der  Abnahme  das  mittlere  Körpergewicht  der  Thiere  erbeb- 
tich  ssngenommen  haben  dürfte,  «ras  der  von  einzefaien  Schriftstellern  (Lambl) 
beklagten  „Depokor at i on"  riiien  grossen  Theil  der  ihr  angedichteten  Bedenken 
nimmt,  während  die  Abnahme  des  Schaf  bestände»  in  laudwirthsch.-fortackreiteud«u 
Staaten  am  wemgaten  m  BeaorgniMen  Anlaas  geben  kann  (»Das  Schaf  weicht  &gr 
Cnltor*).  Ffir  Deutschland  werden  folgende  Zahlen  angegeben: 

auf  1000  Einwoliner  Stück 


Zählnn<rpn               Rindvieh  Schafe  Schweine  Ziegen 

der  6U.  Jahre.    ...   392  733           169  40 

▼on  1873                    384  609         174  57 

▼on  1883                    346  419         201  58 


(Da  übrigens  der  Jahresbestand  an  landwirthschaftlichen  Hansthieren  wesent- 
lich von  dem  Ausfall  der  Ernte  von  Futtergewächsen  -  -  bei  Schweinen  auch  von 
Kartoffeln  —  abhängt,  so  sind  die  Ergebnisse  der  nur  in  lanjreron  Zwint  hcnräumen 
—  in  Deutschland  seither  alle  10  Jalire  -  vorgenoramenm  Zahlungen  überhaupt 
nidit  geeignet,  ein  zutreffendes  Bild  von  der  Bcwegun^r  hn  Viehstand  zu  geben.) 

Ein  besonders  starke  absolute  Zunalimr  ih  s  'l'hit  rh(  >(Hn(U'>  weist  (iross- 
britannien  auf,  was  mit  dem  Uebergaug  von  der  Kornerwirthschaft  zum  Feid- 
grasiystem  aasamnenhii^  {%  5  and  $  6  am  Bchlnss);  es  stieg  in  diesem  Lande 
▼an  der  Periode  1871/75  bis  1891  der  Bestand  an 

Pferden  von        1  2^000  aiif  1  488  000 
iUndvieh  von      ö  813  000    „  68Ö3ÜÜÜ. 

Den  bewunderungswürdigsten  Aufschwung  aber  hat,  wie  auf  anderen  Gebieten 
des  Landbaues,  so  auch  in  jenem  der  Tliicrhaltung  Nord- Amerika  zu  ver- 
zeichnen; es  wurden  näntUch  gezählt  in  Millionen  Stück 

i'terde      Rinder       Schafe  Schweine 

1870  7,1  233  28,4  25,1 
1889        14,2        523        443  51,6 

5.  Werth  des  Hausthierbestandes.  Indem  die  reichsstatistische  Auf- 
nahme von  10.  Januar  1883  erstmals  auch  Ermittlungen  über  das  Gewicht  der 
Ilausthiere  machte,  war  damit  augleidi  tlie  (irundlage  für  eine  Werthberechuuug 
derselben  gegeben.  Der  (Tesatnintwerth  des  Thifilx'stanib's  in  l>eutschlarfl  ^in- 
schliesäUch  der  Tferdej  ist  demnach  zu  5  576  338 (JUO  M.  ermittelt  worden;  davon 
entftllen  in  runden  Beträgen  auf  Pferde  1678  Hill.  Hark  (30,lVo  ^^^^  Gesanunt- 
werths),  anf  Kindvieh  3074  HiU.  M.  {ö^Vj^t  auf  Schafe  306  MilL  M.  (5,57,),  «nf 
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Schweine  470  ^Ti^l.  ■\T.  (8.67j,  »uf  Ziocron  39  Mill.  M.  fO,7*/o);  da^-u  noch  Esel, 
Maulihiere,  Mauie»el  im  Werth  von  990000  M.  (Juniheft  z.  St.  d.  D.K.,  1804,  13). 

In  Prankreich  wurde  (nach  der  EilMintng  vom  30.  Not.  1882)  dn  Gesammt* 
Werth  des  Thierbestandes  (einschliesslich  Pferde)  von  5'/4  Milliarden  Frcs.  ermittelt, 
mit  einem  jährlichen  Froductionswerth  an  Arbeit,  Dünget  und  Fleisch  von  rund 
7  IDUiarden  Frcs.;  der  jäkiUehe  Prodnetionswerüi  an  Flefsck,  Milcli,  WoUe,  Eier, 
Honig  und  Wachs  wird  auf  3,2  Milliarden  Frcs.  veranschlafjt. 

In  Nordamerika  fVereiniprten  Staaten)  wird  (in  dem  Bericht  des  Ackerbau- 
ministerii  liir  1891)  Zahl  uud  Werth  der  landwirthschaftlichen  Uausthiere  wie  folgt 
angegeben: 

Pferde   941 802  250  Doli.  —  3  955  560  4 5()  M. 

Maulesel  .  .  ,  ,  178  743  912  „  =  7Ö0724  431  « 
Hilchkfihe  .  .  .  .  346343  641  „  «  1454643900  „ 
Das  übrige  BindTieh  649  011  404     «   »  2  725  847  896  „ 

Schafe   108  577  840     „    =     45(3  026  928  . 

Schweine    .    .   .    .    210094199     „    ^    882395634  „ 

Znsammea  2 434 573 248  DolL  »10285207640  H. 

IV.  Orund-  und  Betriebskapital;  Yerschaldung 
und  TilgungsmOgliclikeil 

Den  Gesammtbodenwerth,  der  sich  in  DentscUand  in  landwirthschafUicher 
Benntanng  befindet,  wird  man,  mXsrig  Teranaehlagt,  zu  SOlfilliarden  M.  annehmen 

können;  in  der  weiteren  AuDahine,  dass  das  gesammte  Betriebskapital  (lebendes, 
todtes  Inventar  und  umlaufendes)  etwa  30"/o  des  Grundkapitalwerths  betrage *),  80 
würde  das  in  der  Landwirthschaft  angelegte  Oesammtkapital  einen  Werth  tob 
65 — 70  Milliarden  M.  darstellen,  eine  Zahl,  die  selbstredend  auf  irgend  welche  Zn- 
verlässigkeit  keinerlei  Anspnu-h  erhebt.  Im  Vergleich  hierzu  sei  bemerkt,  dass  in 
Frankreich  der  Werth  des  landw  irthsch.  Grund  und  Bodens  auf  rund  85  Mil- 
Usrden  Frcs.  (68  Milliarden  ML)  geschätzt  wurde  (bei  einem  Dur(;lisrhnittswerth  d^ 
ha  von  2197  Frcs.);  in  Belgien  auf  6,8  Milliarden  Frcs.  (bei  einem DurchschnitA»* 
Werth  des  ha  Ackerlandes  von  4261  Frcs.). 

Die  thatsflchliche  Höhe  der  Verschuldung  des  land- 
wirtbschafklichen  Grund  und  Bodens  entzieht  sieh  noch  immer  einer 
genauen  IFesstellung;  wollte  man  (mit  St  Opel)  annehmen,  dass  in 
Deutschland  mit  einer  Gesanuntsehuldenlast  von  20  Milliarden  M. 
zu  rechnen  wäre,  so  mtlsste  aus  den  Erträgnissen  fttr  Verzinsung 
eine  Jahressumme  Ton  8000  Millionen  M.  und  zur  Tilgung  (in  l^/o 
Annuitäten)  ein  weiterer  Betrag  von  200  Millionen,  im  Ganzen 
eine  Summe  von  1  Milliarde  M.  jährlich  vorweg  entnommen  werden; 
ob  in  den  80er  Jahren,  bei  den  gedrftckten  Preisen  fOr  OereaUen, 
•  dies  durchweg  möglich  war,  darf  wohl  bezweifelt  werden.  Für 
Baden  darf  der  beleihbare  Werth  der  Grundstöcke  auf  rund 
1,7  Milliarden  M. ,  die  hypothekarische  Yerschuiduiig  auf  (hoch 
gereclmet)  500 — ^600  Mill.  M.  veranschhiirt  werden,  welche  zur 
Verzinsung  und  Tilgung  jährlich  rund  25  Mill.  M.  erfordert*). 


^)  Handbuch  der  ges.  Landwirthschaft,  I.  Bd.,  S.  279. 

^>  Der  Durchschnitts  kauf  Werth  der   landw.  benutzten   lÄPgenschaften  in 
Baden  (im  Uanzen  rund  877000  ha),  der  für  die  Beleihuug  maassgebend  ist,  kanu 
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Auf  die  Ursachen  solcher  Schiildnoth  und  ihre  H5he  in  einzelnen 

Staatswesen  ist  an  anderer  Stelle  (II.  Theil,  Kap.  VI)  näher  einzugehen 
und  liior  lediij^lich  zu  betonen,  wie  sehr  eine  solche  Belastung  dos 
Grund  und  Bodons  mit  Ziiib\prpflichtungen  ernsteste  Beachtung 
dpr  Staatsleitung  und  oine  thatkräftige.  auf  die  Pflege  und  den 
Schutz  des  landwirthschaftlichon  nowerbcs  gerichtete,  weitere  Ver- 
schuldung verhütende  ruiitik  gebieteriscli  fordert.  Wif»  übrigens 
schon  allein  eine  die  Productionsteclin ik  vortlieilbiitt  beein- 
flussende landwirthscbaftliche  Staats fürsorge  in  dieser  Hinsieht 
bedeutungsvoll  werden  kann,  soll  aTi  einem  der  Viehhaltung  ent- 
nommenen Beispiel  erläutert  werden.  In  Baden  belief  sich  bei 
einem  (am  3.  Dec.  1890  ermittelten)  Bestand  von  328  387  Milch- 
kühen die  Jahreserzeugung  an  Milch  (2000  Liter  vom  Tliiere)  auf 
rund  650  Millionen  Liter,  die  in  der  grossen  Mehrzahl  der  bäuer- 
lichen Wirthschaften  etwa  m  6 — 12  Ff.,  im  Diurchschnitt  des  ganzen 
Landes  höchstens  zu  9  Pf.  verwerthet  werden.  Die  in  der  letzten 
Zeit  betriebene  Einführung  des  Separatorenbetriebs  im  Molkerei- 
wesen  hat  eine  Steigerung  der  Beute  um  2 — 3  Pf.  zur  Folge 
gehabt;  die  seit  Jahren  einsetzenden  Bemühungen  auf  Verbesserung 
der  Bindviehzucht,  welche  u.  A.  gerade  auch  in  der  grosseren 
Müchergiebigkeit  der  veredelten  Schläge  bezw.  der  Möglichkeit 
besserer  Yerwerthung  des  Futters  in  die  Erscheinung  treten,  wirken 
in  gleicher  Weise  rentensteigemd.  Nun  wäre  eine  höhere  Yer- 
werthung der  Milch  um  nur  2  Pf.  vom  Liter  einer  Mehreinnahme 
TOB  im  G-anzen  12  MilL  Mark  gleich  zu  achten;  und  eine  in  nicht 
femer  Zeit  sehr  wohl  erreichbare  Steigenmg  <ler  mittleren  Vieh- 
ausbeute der  einzelnen  Thiere  selber  (jetzt  2000  Liter)  um  10% 


KU  1900  M.  den  ha  angenommen  werden.   Nach  den  bad.  Irnidw.  Erhebunt^en,  mit 

deren  Ergebnissen  in  dieser  Bc/iehung  andfisMiic  Kriiiittt-Iiiii;^  übereinstimmen  (vgl. 
Bd.  rV  jeuer  Erhebuii;,n'ii.  S.  89  fF.,  (5.  Kühl  and,  Dir  Losung  der  biTidwirtli 
fichai'tlicheu  KrediUrage,  1886,  S.  20)  ist  das  Verschulduugsprocent  in  den  uutor- 
aten  Beritzgruppen  regebnüssig  am  Rtärksten,  nimmt  aber  mit  der  Crosse  des  Be- 
sitzes ab,  um  in  den  oberen  Gruppen  selbst  in  an  sich  hochvrrsrbuhhftt'ii  (iemeinden 
^oftmals  nahezu  zu  veracli winden Danach  kann  für  Baden  folgende  Aufstellung 
gmnacht  werden: 


Beiltagnippe 


Kaufwerth     Verschul-    Betrag  der 
des  Besitoet  dungaproc  Yerschuldnng 


M.  M. 


aber  ÖO  y, 


bis  5  ha 

5-10  „ 
10  -50  „ 


CyriO  (K  K  H  V  K )  fiO  390  0(J0  000 

4vl0  UUU  UUU  25  107  500  0(X) 

530000000  10  53000000 

80000000  5  4000000 


1690000000  664SOO00O 
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Würde  einen  Mehrertrag  von  65  Millionen  Liter  im  Werth  von 
6 — 7  Millionen  M.  zur  Folge  haben.  Nur  auf  dieBem  einen  Ge- 
biet des  Molkereiwesens  Iftsst  sieh  daher  in  einem  kleinen 
Land  wie  Baden  bei  sielbewusstem  Einwirken  auf  die  Beydlkerung 
des  flachen  Landes  eine  Mehreinnahme  yon  rund  18 — ^20  Mil- 
lionen M.  herbeiführen,  d.  h.  eine  Summe,  die  ausreichend  erscheint, 
eine  Schuld  von  400  Millionen  M.,  d.  h.  jedenfalls  den  grösseren 
Theü  der  gesammten  jetzt  vorhandenen  ImmobUiarschuld  zu  ver- 
zinsen und  zu  tilgen.  Die  vorausgegangenen  Erörterungen 
über  die  Angemessenheit  und  Nothwendigkeit  einer  unausgesetzt 
arbeitenden  landwirth schaftlichen  StaatsfQrsorge  erhalten  dwch 
solche  beispielsweise  Zdhlouaiigaben  eine  weitere  Bestätigung  ;  diese 
Zahlen  lassen  aber  auch  das  deutlichst  erkennen,  dass  neben  den 
grossen  Gebieten  des  Agrarrechts  nicht  am  wenigsten  auch  die 
Gebiete  der  Technik  und  Oekonomie  des  landwirtlischattlichen 
Betriebs  es  sind,  in  deren  sorgfältiger,  nach  praktiselien  Gesichts- 
punktiMi  verfahrender  Pflege  ebenfalls  wiclitige  Bedingungen  für 
die  Zukunftsentwiekhnig  der  Landbevölkerung  gegeben  sind.  Einer 
nicht  selten  zu  hörenden  Meinung  gegenüber,  welche  vermeint, 
mit  einer  anderweiten  Ordnung  des  Agrarrechts  allein  (auf 
den  Gebieten  des  Erb-,  Credit-  und  V  erschuldungsrechts,  des  Pacht- 
rechts, des  Versicherungswesens,  der  Zoll-  und  Steuerpolitik)  den 
Schwierigkeiten  begegnen  zu  können,  mit  welchen  am  Ausgang 
des  Jahrhunderts  die  europäische  Landwirthschaft  zu  ringen  hat, 
ist  es  nicht  überflüssig,  schon  an  dieser  Stelle  zu  betonen,  dass, 
.wie  in  allen  Gewerbszweigen.  so  auch  im  landwirthschaftlichen 
Gewerbe,  neben  den  rechtlichen  Beziehungen  und  Yerhftltnissen, 
imter  denen  die  Erwerbsarbeit  sich  vollzieht,  doch  auch  Art,  Gang 
und  Richtung  des  landwirthschaftlichen  Betriebs  selbst,  die  La^e 
und  Zukunft  der  TrSger  desselben  maassgebend  beeinflusst  imd 
dass  daher  den  eigentlichen  pfleglichen  (betriebsfördern- 
den) Seiten  der  landwirthschaftlichen  StaatsfQrsorge  eine  ebensolche 
Bedeutung  als  dem  agrarrechtlichen  Theil  der  Staatsaufgabe 
beizumessen  ist 
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Die  Agrarpolitik  im  Recht  und  in  der 

Verwaltung. 


Erster  Haupttheil. 

Kapitel  1: 

Bäuerliche  Unfreiheit  und  AM9sang8ge»etzgel)uiig. 

Literaturüb  ersieht 

Einzelne  hierher  gehörige  Fra^u  sind  bereits  von  A.  Wagner  in  der  „Grund- 
legan?"  erörtert  wordoi,  wobei  üisbMondero  Buf  den  2.  ^nptabsclmitt:  iJH» 

Unfreiheit,"  §  201  ff.  zu  verweisen  ist.  Vom  YerfiMser  wurde  im  Anschluss  an 
Raa  die  Ablösungagesetsgebtuig,  als  die  weitaas  bedeutungsvollste  ActioQ,  welche 
je  m  Qvnstea  des  Bmiematandes  dnrehgeführt  worden  ist,  an  die  Spitse  des  a^ar- 
rechtlicben  Theils  des  Handbuchs  g-r^stellt.  Rau  widmet  dieser  Materie  30  Para- 
graphen und  er  darf  das  Verdienst  in  Anspruch  nehmen,  eine  8yst«*mafiHche  Dar- 
stellung dieses  äusserst  verwickoheu  uud  schwer  übersi  hharen  üejjetzffebuu^sgebieta 
aa^bnhnt  xa haben;  doch  ist  eine  histori^i«  lu-  Kntwi«  klim^'  der  blioerlichen  Unfreiheit 
zu  vermissen.  Bei  Roscher  sind  die  einsihliijritrin  Materien  zerstreut  in  ver 
schiedeaeu  Theilen  des  Werkes  behandelt,  nämlich  in  Band  1  und  dann  iu  Band  11 
im  8.  und  9.  Kapitel;  theils  hierdurch,  theils  in  Fot^  dee  UmetMidee«  dam  Vieles 
und  manches  Wiclitifro  in  die  Annierkun^'en  verwiesen  worden,  hat  die  Darstelliinfr 
au  Einheitlichkeit  uud  Uebersichtlichkeit  einigermaa^^ieu  eiugebüsäk  —  Von  deu 
sonstigen,  bei  der  Niederschrift  benntsten  Werken  sind  m  erwähnen:  a)  Im  Allge- 
mein eu:  L.  V.  Stein,  Innere  Verwaltungslehre,  1868,  Bd.  7  (Aufstellung  des 
Begriffs  der  „Entwährung"  im  (Jefrensatz  zur  „Enteignung**;  die  von  Stein  aul'ge- 
stellte  und  der  Darstellung  zu  Grunde  gele^teScheidung  zwischen  „Grunde  ntlas  tu  ng" 
und  „Ablösung"  dürfte  etwas  Willkührliches  haben;  besonders  ausfiilirlic he 
Darstellung  der  Grundentlastnnjr  in  Knjrlandi;  v.  Mohl,  Polizeiwisseuscliatt.  II 
136  ff.);  Sugenheim,  Gescliichte  der  Aufliebuug  der  Leibeigenschaft  und  H«irig- 
keit  in  Europa etc,  1861;  A.  Judeich,  Die  Grundentlastung  in  Deutschland,  1863; 
Meitzen,  Aprar^Kditik,  iu  Schönberg's  nundbueh  der  pol.  Oekonomie,  1801; 
b;  Von  8 pczial werken  insbesondere;  das  auf  quclleumiiätägeu  Arbeiten  beruiiende, 
bedeutungsvolle  Buch  von  G.  F.  Knapp,  Die  BanembefreiuBg  und  der  TTrsprung 
der  Landarbeiter  in  den  älteren  Tluileu  Pronsseus,  1887;  Fuchs,  Der  Vntergang 
des  Bauernstandes  und  das  Aufkommen  der  Gutsherrschaft  iu  Neu- Vorpommern  und 
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Eügeu,  18b8i  Herkuer,  Die  iiiscb«  Agrarfirag«,  im  Jahrb.  t  Mai.  und  StaL^  ü.  F., 
Bd.  TXT^  Heitsen,  IHe  irische  Landfivge  imd  die  Stein-Hardenbergische  Geseto* 

gebung,  in  SchmoUer's  Jahrb.,  Bd.  y.  Endlich  die  Aufsätze:  „Bauernbefreiung" 
im  Handwb.  d.  St.-W.  (Kjiapp,  Biichi'ubprg^r,  P.  Cauwos  und  Hi.  Gide,  v.  d.  Linden, 
Scharliui;,  FalilbcLk,  Murj^eustierua ,  (loimer,  v.  Ktnisslfr)  und  die  Aufsätze: 
„AblöHung"  in  Steugel's  Wörterbuch  dts  deutschen  Verwaltungsrechts,  1890 
(Glatzel,  Seydtl,  ti.  Meyer,  JuUy,  Schenkil,  Zclh'i);  tbtnda  zahlreiche  weitere 
Literaturangabeu.  -  Als  ältere  wissenschaftliche  Vorkämpfer  für  die  Urundent- 
lastung  in  Dentachland  «riitd  Ton  den  v^Kameralisten"  vor  allem  t.  Jvsti  m  erwihnen, 
der  Vater  der  ondäinonistischrn  Pniizd\\'issenschaft",  der  in  seiner  ^fJntndfes*!-  zu 
der  Macht  und  Glückseligkeit  der  Staaten  oder  ausfülu-Ucbe  Vorstellung  der  ge- 
Bammten  Polisseiwissenschaft'^,  1760/61  lebhaft  gegen  die  ^monströse  Yerfatsniig','^ 
die  auf  .,Uiiterthänigkf'it  oder  Leibeit^enschaft"  beruht,  eifert,  >die  nur  in  den  uller- 
barbarischsten  Zeiten  habe  bestehen  komien  (I.  Bd.,  1.  Buch,  §  182  IS.);  femer  v.  Moser , 
der  namentlich  für  die  Umwandlung  der  unbestimmten  Gefälle  in  feste  Renten 
eüitiitt  (Patriotische  Phantasien,  lU,  8.  321).  (  i  In  Betreff  des  wirthschaftg- 
historischen  Theils  ist  uamentlicb  auf  die  ff.  Werke  und  Aufsätze  zu  verweisen: 
üotheiu,  Wirthschaftsgeachichte  des  Schwarzwaldes  und  der  aiig-reuzeiideu  Land- 
schaften, 1892;  Derselbe,  Die  Lage  des  Banemstandes  am  Hude  des  Mittelalten^ 
in  d.  Westd.  Zeitsclir..  Hd.  IV.  G.  Hansson,  A fTrarhistorische  Abhandlungen, 
2 Bde.,  188Ü  u.  1884;  v.  Inama-Sternegg,  Deutsche  Wirthschaüsgeschichte,  1879; 
Dereelbe,  Die  Ausbildung-  der  groesen  GrondherrschafleD  in  Dentachland  während 
der  KarolinprerTieit,  1878.  K.  Lauip  recht,  Deutsches  Wii-thschaftsleben  im  Mittel- 
alter, 4  Bde.  1886}  Ders.,  Die  Entwicklung  des  deutschen,  namentlich  des  rheinischmi 
Baneratitandes  während  des  Mittelalters,  in  der  Westd.  Zeitichr.  fttr  GeBchichte  imd 
Kunst,  l?d.  VI;  Derselbe,  Das  Scliicksal  des  deutscheu  Bauemstandes  bis  zu  den 
agrarischen  Unruhen  des  lö.  und  16.  Jahrb.,  in  den  Preuss.  Jahrb.  Bd.  56;  Derselbe, 
Artikel  „Bauer",  „Bauemgut''  und  „Grondbestitz"  im  Handwörterb.  der  St.-W. ; 
V.  Maurer,  Geschichte  der  Frohuhöfe,  der  Bauemhöfe  und  der  Hofverfassung  in 
Detitschland,  4  Bde.,  1862/63;  Meitzeu,  Der  Boden  und  die  landw.  Verhältnisse 
des  preuss.  Staats  nach  dem  Gebietsumlang  vor  1866,  4  Bde.,  1868/71  (wirthßcbafts- 
historiwher  TheU  im  1.  Bd.,  S.  343  C). 


Abschnitt  I. 

IMe  £iLtwi€]üiiiig88tiifeii  der  liiaerlieheii  Unfreiheit  und  der 
Süssere  Terlftof  der  AblSeuiii^g^efletas^ebiiiig. 

8  16.  Entstehung  der  Unfreikeit;  die  Unfreien  im 
älteren  deutschen  Bechi 

Die  irt^schichtlicUe  Betrachtung  zeigt,  dass  die  persönliche 
Unfreiheit  cinzolnerBevölkerungsklassen  wesentlich  auf  zweiHaupt* 
iirsiir  heil :  einmal  auf  die  rohe  Gewalt  und  das  auf  sie  begründete 
Becht  des  Stärkeren  (Kriegsgefangenschaft,  Unterwerfong  der 
Landesbewohner,  Menschenraub),  sodann  auf  ungfinstige  wirth- 
schaftliche  Lage  (Verschuldung,  Mangel  an  Erwerbsgelegenheit) 
zurflekzufdhren  ist  In  letzterem  Fall  kann  die  Begebung  in  ein  Ver* 
hältniss  der  Ün&eiheit  theils  ein  erzwungenes  sein  (strenges 
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Schuldrecht  im  Alterthiini,  aber  aueh  bei  den  alten  deutschen  Yolks- 

stammen),  theils  auf  eiproner  Entschliessuni?  des  Bedürftigen  beruhen, 
um  (iii!  Gniudlairo  oiiior  Existenz  zu  gewinnen,  letzteres  namentlich 
dann,  wenn  die  Dast-insinöglichkeiten  bei  mangelnder  Arbeits- 
gliederung wesentlich  auf  der  Bewirthschaftung  von  Land  beruhen 
und  daher  uline  Landbesitz  nicht  l)t'hauptet  werden  können.  In 
den  niederen  Stufen  des  volkswirtlischaftlichen  Lebens  bei  fehlen- 
der Gewerbsthätigkeit  mflsson  <lali<>r  diejenigen,  welche  ihren 
Landbesitz  mit  oder  olme  Schuld  eingebüs.st  liahen,  notli\vt*ndiger- 
weise  in  ein  Abhüngigkeitsverliältniss  zu  den  Besitzenden  gerathen 
und  auf  Seiten  der  letzteren  wird  das  Be8trel)en.  dieses  Verhältniss 
zu  erhalten,  nachdrücklich  sich  überall  geltend  maclien  können, 
weil  in  diesen  Zeiten  der  Grundbesitz  die  Quelle  aller  politischen 
Gewalt  ist  und  die  grundbesitzenden  Klassen  daher  zugleich  die 
herrschenden  Klassen  des  Volkes  sind.  Wird  auf  diese  Weise 
das  Verhältniss  der  Unfreiheit  bestimmter  Bevölkerungstheile,  wenn 
ndthig  mit  Gewalt,  behauptet,  rechtlich  weiter  ausgestaltet  und 
durch  das  System  der  Vererbung  conserrirt,  so  kann  in  der  ge- 
schflderten  Entwicklung  gleichwohl  die  Möglichkeit  culturellen 
Fortschritts  begründet  liegen,  äofem  sie  die  Ausbildung  einer 
Herrenklasse,  d.  h.  einer  von  der  roh  mechanischen  Tagesarbeit 
befreiten  und  desshalb  feineren  Bildungsbedüifiiissen  zugSnglichen 
und  für  diese  Bedflrfnisse  thfttigen  BevOlkerungsschichte  im  Gefolge 
hat.  Dabei  braucht,  solange  der  Gedanke  der  Menschenwflrde  und 
der  Gleichheit  Aller  vor  dem  Gesetz  als  ein  das  Staatsleben  be- 
herrschendes sittliches  Frincip  das  Bewusstsein  des  Volkes  noch 
nicht  durchdrungen  hat,  der  Zustand  der  Unfreiheit  fOr  die  in 
solchem  Zustand  Lebenden  nicht  ohne  Weiteres  etwas  Drückendes 
zu  haben:  denn  ,,(las  Bedurfniss  der  Freiheit  wächst  erst  in  dem- 
selben ^laasse  wie  div  Geistesbildung"  (Koscher).  Auch  kann, 
wo  bei  vorherrschender  Natural wirthsi  halt  oder  mehr  extensivem 
Betrieb  des  landwirthschaltliehen  (lewerbes  höhere  qualitative  An- 
forderungen an  die  Landbauarbeit  nicht  gestellt  werden,  der  wirth- 
schaftliche  Piffect  der  erzwungenen  Arbeit  sehr  wohl  ein  befrie- 
digender <iein.  —  Und  es  erklart  sieh  daraus,  dass  im  Alterthum 
die  Skhiverei  ganz  allgemein  verbreitet  war,  von  hervorragenden 
Philosophen  wie  Aristoteles  vertheidigt  wurde  und  dass  die  Zeit 
noch  nicht  weit  zurückliegt .  dass  Zustände  der  Unfreiheit  der 
ländlichen  Bevölkerungsklassen,  aus  Gründen  des  Staatsinteresses, 
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selbst  in  Deutschland  als  natzlich  und  nothwendig  erachtet  wurden 
(so  Yon  Beneckendorff  in  seitfer  Oekonomia  forensis  1775/89)*). 

.  Den  deutschen  Volküstämiiien  war  das  Institut  der  Sclaverei 
ebenfalls  sehr  wohl  bekannt,  und  nach  den  alten  Stammrechten 
wird  dieselbe  nicht  bloss  durch  die  obenangegebenen  Ursachen 
(Kriegsgefangenschaft,  Zahlungsujifähigkeit,  freiwillige  Ergebung, 
Geburt  von  unfreien  Eltern)  begründet,  sondern  auch  Heirath  mit 
Unfreien,  ja  selbst  „unfreie  Luft",  d.  h.  einspruclisloser  Aufejithalt 
an  blos^  von  Unfreien  bewohnten  Orten  wahrend  eines  gewissen 
Zeitraums  iühren  zur  Knechtschaft  (servitus).  und  seihst  Verknechtung 
zur  Strafe  wird  erwähnt.  Der  in  solcher  Knechtscluift  (Leib- 
eigenschaft) Befindliche  wird  als  Sache  behandelt,  kann  ver- 
kauft, verschenkt,  selbst  getodtet  werden,  ist  zu  unbedingter  Dienst- 
leistung ver])flichtet.  erwirbt  nichts  für  sich,  sondern  Alles  für  den 
Herrn  und  darf  ohne  Zustimmung  des  letzteren  keine  £he 
schliess^n  etc.  —  Dieses  ältere,  strenge  Kecht  erfuhr  indess  mit 
dem  Aufkommen  des  Christenthums  mannichfache  Milderungen; 
abgesehen  davon,  dass  Freilassung  aus  der  Leibeigenschaft  als  ein 
gottgefölliges  Werk  erschien  und  daher  hftu^  geübt  wurde,  wurden 
unter  dem  Einfluss  der  Kirche  die  strengsten  Folgen  des  Leib- 
eigenschaftsrechts  abgeschwächt  oder  ganz  beseitigt,  insbesondere 
der  Verkauf  von  Knechten  (Leibeigenen)  ausserhalb  Landes  oder 
an  Heiden  verboten  (schon  unter  Karl  M.),  späterhin,  was  be- 
sonders  wichtig  war,  die  Yer&nsserung  nur,  wenn  sie  mit  der  Scholle 
selbst  erfolgte,  für  statthaft  erklärt;  weiter  die  Unwiderruflichkeit 
des  Eheconsenses  und  die  ITnauflGslichkeit  der  Ehe  von  Unfreien 
durchgesetzt  und  der  Grundsatz,  dass  die  Ehe  mit  Unfreien  den 
Freien  verknechte,  beseitigt  (9. — 12.  Jahrhmidert).   Auch  im  Ge- 


„Die  Yerhaltii^smässigkeit  der  Bauernnahrimgen  mit  den  ihnen  auferlegten 
Diensten  uebst  der  schuldigen  QestoUung  tüchtigen  Gesindes  und  Gtospannes  .  .  . 
sind  die  wahren  Gnindsäulen  einer  vernüiiftif^en  und  zweckuiäs'iiwn  Einrichtuii«^  .  . 
So  viele  Dienste,  als  ein  Unterthau  von  seiner  In  ahrung,  ohne  dabei  zu  Grunde 
zu  gehen,  leisten  kann,  ist  er  der  Herrschaft  zu  verrichten  schuldi^f  dieses  war 
der  allgemeine  (Jruudsatz  der  crston  Stifter  des  deutschen  Bauemstandes:  und  er 
muss  auch  aujetzt  beobachtet  werden,  weil  er  in  der  Vernunft  und  dem 
Natonreeht  selber  begründet  ist.'^  Welche  ttnverblfimte  nnd  sogleich  naiye  Recht- 
fertigung' eines  rüi lisiclitslosen  Ausbeutungsrechts  der  herrschenden  Klassen!  Das 
Citat  selbüt  ist  Fr  aas,  a.  a.  0.,  8.  119,  entnommen.  Dass  in  einseinen  modernen 
Cnltnrstaaten  die  Sklayerd  bis  in  die  neuere  Zeit  rieh  erhalten  konnte,  (Nord*  und 
Südamerika,  spanische  Colonieeii),  ist  wohl  wesentlich  auch  auf  den  Racenuuter- 
schied  zwischen  Herr<5chern  und  beherrschten  zurückzuführeu  und  auf  die  will- 
kührliche  Unterätclluug  einer  geistigen  Inferiorität  der  Neger.  Auf  diese  Institution 
näher  einzugehen,  liegt  indesB  nicht  im  Auflgahebefeich  dieses  Handimchs.  TgL 
auch  nQmndlegiing**,  §  212. 
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biet  (los  Vormögensrechts  milderte  sich  die  Lage  der  Unfreien;  die 
Leistungen  derselben  an  den  Herrn  wurden  auf  bestimmt«»?  Maass 
festuest^'llt.  Einzit'liunucn  der  Habe  des  Knecbts  von  der  Kirche 
als  Bünde  bezeichnet,  äo  dass  schon  im  7.  Jahrhundert  bei  Frei- 
lassungen die  Belassung  der  Freigelassenen  im  Besitz  ihrer  Habe 
oder  doch  des  grössten  Theils  derselben  Kegel  war.  Ebenso 
bildete  sieh,  hauptsächlich  wohl  durch  wirthschaftliche  Erwägungen 
des  Grutsherm  selber  veranlasst,  die  Gewohnheit,  den  Knecht  nicht 
ohne  triftigen  Grund  yom  Hof  zu  vertreiben  und  die  ihm  zur  Be- 
wirthflchaftung  gegen  bestimmte  Leistungen  und  Abgaben  zuge- 
wiesenen Ländereien  vom  Vater  auf  den  Sohn  vererben  zu  lassen. 

Gab  es  ursprünglich  nicht  bloss  auf  dem  flachen  Lande,  son- 
doni  auch  in  den  Städten  Unfreie,  so  änderte  sich  dies  wegen 
der  zahlreiclu'n  Freilassungen  in  den  letzteren  sowie  in  Folge  des 
vielen  derselben  eingeräumten  Privilegiums,  dass  der  Autenthalt 
in  ihnen  („die  Luft'*)  den  eingewaiidertt^i  Eignen  in  kurzer  Frist 
frei  mache,  allmählich  dahin,  dass  die  Unfreien  mehr  und  mehr 
zu  einer  bestimmten  Klasse  der  Land  Ite  v  ölke  ruug  wurden, 
Avelclie  zwar  an  die  Scholle  gebunden  (glehae  adscripti).  aber 
eben  dadurch  auch  gegen  willkürliche  Veräussening  seitens  der 
Herren  geschützt  waren  Ihre  rechtliche  Verbiirgiiiig  erhielt  aber 
diese  fortschreitende  Entwicklung  durch  das  Institut  des  sogen. 
Hofrechts  (jus  curiae),  welches,  neben  dem  für  die  Freien 
geltenden  Volksrecht  allmählich  sich  ausbildend,  in  den  von  den 
Unfreien  selbst  —  allerdings  unter  der  Leitung  des  Gnmdherm 
bezw.  des  ihn  vertretenden  obersten  Wirthschaftsbeamten,  des 
Meiers,  geflbten  TIo fgerichten  (Hof- Hubtagen)  gehandhabt 
wurde  und  zu  einer  wirksamen  Garantie  fdr  die  einmal  erworbenen 
Hechte,  sowie  gegen  willkflrliche  Ein-  und  Uebergriffe  der  Grund- 
herren sich  gestaltete'}. 


Vgl.  hinsichtlich  des  VorstehHiiden  aaner  der  oben  angeführten  Literatur 
auch  doii  Art.  Leibeigenschaft  von  F.  Dahn  im  Deutschen  Staatswriitrrimch.  Wie 
Übrigens  auch  in  den  Städten  die  Leibeifj^enschaft,  wenn  schon  in  milder  Form, 
^teilweise  lange  und  bis  in  die  neuere  Zeit  i-rlialten  blieb,  siehe  K.  (rothrin, 
Wirthschaftsgeschichte  des  Schwarzwaldes  iS.  143  ff.»;  ebenda  ?uis  dem  18.  Jahrb. 
förmliche  Tauschgeschäfto  mit  hürigeu  üandwerkem  gemeldet;  häufig  ist  letzteren 
nicht  flinmal  der  freie  Zog  gegönnt  {S,  1&7). 

-)  „Dir  Disziplinargewalt  des  Herrn  cr'-rln  int  schon  regulirt  dnrrli  die  fiscalisc  li- 
geuoi»seuschaftliche  Rechtsprechung  des  Baundings,  wie  durch  die,  wenn  auch  be- 
dingte und  vertretungsweit»  Einbeziehung  des  Unfreien  in  die  öffentliche  Beeht- 
Bprechnng.  Auch  social  und  wirthschaftlich  stellen  die  L'nfreicn  weit  über  dem 
Niveau  der  Trzeit,  sie  sind  als  Hütner  augesetzt,  ilire  ökonomischen  Leistungen 
lur  deu  Kenn  sind  fixirt  und  gute  Führung  befähigt  zu  socialem  Aufkteigeu,  wenn 
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§  17.  Verkümmerung  dor  Freiheit  der  ehemals 

Yollfreien. 

Während  auf  die  beschriebene  Weise  in  den  von  deutschen 
Stämmen  in  Besitz  genommenen  Gebieten  Westeuropas  die  Lage 
der  ursprüiiL!:li('h  Unfreien  sieh  mehr  und  mehr  milderte,  sing  ziem- 
lich L'^i<dch zeitig  ein  eigeuthümliclier  Proeess  einher,  vermöue  dessen 
der  ürössto  Theil  der  ehemals  freien  (irundhesitzer  diese  Freiheit 
einbüsste  und  in  die  Stellung  von  unfreien  oder  halbfreien  Bauern 
herabsank.  Die  einzelnen  Phasen  dieser  Entwickelung  darzustellen, 
ist  Sache  der  Wirthschaftsgeschichte ;  es  genügt  hier  hervorzuheben, 
dass  dieselbe  im  Wesentlichen  mit  dem  Aufkommen  des  Lehens- 
wesens und  der  Gnuidherrlichkeit,  dem  Entstehen  grosser  Grund- 
herrschaften und  mit  der  wachsenden  Schwierigkeit  für  die  kleinen 
Grundbesitzer,  den  allgemeinen  staatsbürgerlichen  Pflichten,  nament* 
lieh  der  Heerbannspflicht,  zu  genügen,  zusammenhängt.  „Die 
Gnmdhenrliehkeit  vird  das  Grab  der  dorfgenossenschaftlichen  Frei- 
heit" (v.  Maurer).  Bei  der  ursprOnglichen  Landauftheilung  in 
den  von  den  erobernd  vordringenden  deutschen  VOlkerstftmmen  in 
Besitz  genommenen  Ländern  war  die  Herbeiführung  eines  für  alle 
Stammesgenossen  gleichen  Besitzes  allerdings  der  behenschende 
Grundsatz  gewesen;  wenn  jeder  Hausvater  gleiche  wirthschaftUche 
und  politische  Rechte  und  Pflichten  hatte,  so  sollte  auch  der 
Träger  dieser  Rechte  und  Pflichten,  d.  h.  das  Jedem  zugethellte 
Gut  (die  Hufe)  von  gleicher  Grösse  imd  Beschaffenheit  sein.  (Siehe 
auch  s<  tl  unten.)    Solche  Gleichheit  blieb  indess  nicht  lange  er- 
halten; abgesehen  von  jenen  Aenderuniren  in  den  ursprünglichen 
Besitzverhältuissen,  welche  der  natürliche  l.aul  der  Entwickehing 
(durch  Erbschaft,  Kauf.  Vermögenszerfall)  zu  bringen  pflegt,  wurden 
durch  die,   schon  initer  den  fränkisclien  Königen  üblichen  und 
immer  liäufiger  weilenden  Landverleihungen  an  die  Glieder  der 
weitverzwei^ften  Konigsfamilien,  an  die  Grossen  des  Keiclis  niid 
den  zaliln  icheii  Beamten-  und  Dienstadel  (die  Keirhsministerialen), 
femer  durch  massenhafte  Schenkungen  an  die  Kirche.  sjKiterliin 
auch  durch  die  colouisatorischen  Erwerbungen  in  der  Ostmark, 

auch  zunächst  uur  iuuerhalb  der  Beamtenst.affel  der  fiscaiis<;heu  Verwaltung" 
(L am p recht).  —  Man  püep^  im  Anschlnss  an  die  ältere  SproehweiBe  derGeietsHM- 

Temiinolofne  auch  dieses  ahgremilderte  Verhältniss  der  Unfreien  als  Leibeigen- 
schaft 7Ai  be/.ei(;hnen,  während  Hörigkeit,  Gruudlioldeutbum,  Scholleupflichtigkdt, 
Gutsunterthäuigkeit  richtiger  wäre. 
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sowie  durch  die  Rodungen  im  Markland  Besitzungleichheiten  ge- 
schaffen und  die  in  solcher  Besitzungleiehheit  für  die  minder  Be- 
gOterten  liegende  Gefahr  wirthschaftlicber  Vergewaltigung  durch 
die  Schaffung  der  sog.  Immunitftten,  d.  h.  von  Freigehieten, 
innerhalb  deren  die  Hoheit  im  Bereich  der  Rechtspflege,  der 
Polizeigewalt,  der  Heeresverwaltung,  Finanzth&tigkeit  an  den  Be- 
schenkten (Grundherrn)  Uberging,  auch  nach  der  politischen  Seite 
bin  verstärkt.  Waren  ursprflnglich  die  den  grossen  Herren  gehörigen 
Gttter  ausschliesslich  von  Unfreien  (Hörigen)  bewirtbsehaftet  worden, 
die  auf  dem  vom  Herrenhaus  aus  bewirthschaiteten  Gutem  (Frohn- 
höfen,  salisches  Land)  einige  Tage  in  der  Woche  Frohndienste  zu 
leisten  und  von  dem  ihnen  /ur  Nutzung  überlassenen  Land  (liinler- 
•  sässige  Güter)  Natunilabgabcn  zu  leisten  hatten,  so  bemühten  sich 
bald  auch  verarmte  oder  landlose  Freie,  von  den  Mächtigen  des 
Reichs  gegen  ähnliche  Leistungen  angesetzt  zu  werden,  d.  h.  sich  in 
das  Verhältniss  der  Hintersasspnschaft.  zu  begeben.  Aber  auch  die 
in  günstigerer  Lage  betin<lli(  hen  Freien  trugen  ihr  Eigen  nir-ht 
imgern  dt'ii  mossen  <lruudherren  („dem  Grafen  und  dem  Zentenai, 
dem  Immunitätsherrn  oder  seinem  Advocaten'')  oder  auch  der 
Kirche  auf,  um  oh  als  Beneficium  wieder  zurückzuempfangen,  weil 
sie  dann  hoften  durften,  eines  ausgiebigen  Schutzes  in  friedloser  Zeit 
theilhaftig  zu  sein  und  weil  dies  glt  irbzeitig  ein  Weg  war,  der  von 
der  alten  Stammesverfassung  her  als  Last  der  Hufe  erhalten  ge- 
bliebenen, mit  der  Zeit  für  die  kleinen  Leute  immer  druckender 
gewordenen  politischen  Pflichten,  namentlich  der  kriegerischen 
Dienstpflichten,  enthoben  zu  werden,  für  welche  als  Gegenleistung 
der  Gutsherr  eintrat;  weil  endlich  die  Minderung  der  persönlichen 
Freiheit  das  kleinere  Uebel  erschien,  „um  dem  grossen  IJebel  der 
Verarmung  zu  entgehen,  das  diejenigen  bedrohte,  welche  den  un- 
gleichen Kampf  mit  der  ökonomischen  Ueberlegenheit  und  amt- 
lichen Gewalt  der  Grundherren  aufnahmen*^  (v.  I  na  m  a  -  S  t  e  r  n  e  gg). 
Aber  auch  social  iitode  die  Lage  jener  Leute  eine  ungflnstigere 
und  mindestens  ihr  Bechtsverhiiltniss  zum  Grundherrn  verdunkelt 
durch  die  Gleichartigkeit  der  Leistungen,  welche  Freie  wie  Un- 
freie dem  Grundherrn  zu  leisten  hatten  und  mit  deren  Einziehung 
die  gleichen  Organe  (Zinshebestelle  am  Heirenhofe  und  Zwischen- 
hebestellen  für  die  entfernt  gelegenen  Höfe  —  sogen.  Meierhöfe) 
betraut  waren*). 

*)  „Der  T?esit/-  der  GriuHllierren  la^;:  iiiclit  nur  an  wpuijrpn  Orten,  wie  etwa 
heut  2U  Tagu  das  in  Domäueu   cuuceutnrte  Laiideigeuthuiu  des  Staates  oder  der 
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Aul  diüso  Weise  kam  es,  dass  sehr  bald  in  der  äusserlichen 
Lage  der  Unfreirn  und  der  ehemals  Freien  in  ihrem  Verhältnias 
zu  den  Urujidherreii  ein  Unterschied  kaum  mehr  wahrzunehmeii 
war;  die  beiden  Klassen  verschmolzen  vielmehr  zu  einem  Stande 
kalbfreier  Bauern,  „Grundholdon",  die  unterschiedslos  unter 
dem  einen,  ursprünglich  nur  für  die  Unfreien  bestimmten  Hofrecht 
standen.  Dieser  Process  nahm  etwa  im  3.  Jahrhundert  seinen 
Anfang,  steht  ohne  Zweifel  auch  im  Zusammenhang  „mit  der 
massenhaften  Yerarmung,  welche  wir  in  der  Earolingerzeit  in 
der  unteren  Klasse  freier  Grrundhesitzer  finden"  (t.  Inama- 
Sternegg),  spielte  sich  nicht  nur  in  Deutschland,  sondern  auch 
in  anderen  Ländern  ab,  überall,  wie  erwähnt,  mächtig  gefordert 
durch  den  die  damalige  Gulturwelt  beherrschenden  Gedanken  des 
Lehenswesens,  der  in  dem  Satz:  «nulle  terre  sans  seigneur'^  seinen 
bezeichnenden  Ausdruck  erhielt,  sodass  schliesslich  jeder  Landbesitz, 
auch  der  der  kleinen  Leute,  in  der  allumfassenden  Lehensreifassung 
eingereiht  und  das  Eigenthumsreeht  am  ganzen  Grund  und  Boden 
in  der  Person  des  Königs  als  obersten  Lehnshemi  vereinigt 
erschien 

Die  vorbesehriebene  Entwicklung  hatte  indess,  worauf  schon 
der  Medliche  Verlauf,  den  sie  nahm,  hinweist,  zunächst  ftir  die 


grossen  Standesherren,  ....  sondern  weit  zeratrent  dnrcli  viele  D6tfer.  Die  CKiter 

der  Abtei  rrüm  B.  reichten,  in  viele  Hunderte  von  Dörfern  zersplittert,  von  der 
Neckarmündung  bis  zu  dem  hoUändisclun  Rlieindelta  uiul  von  den  Quellen  der 
Lahu  bis  Anj^ers  und  Bouen.  Für  diesen  Besitz  galt  es  zur  Karoliiigerzeit  eine  iu 
■ich  ab^eschloHäene  OrgaiÜKation  aufzustellen.  Sie  konnte  selbstverständlich  nicht 
auf  die  Knii  htiingr  grosser  Ritterjrütcr  hiiuiu.slaufeii,  sondern  nur  auf  die  Kinrichtung 
gewisser  t e u e r -  und  Ziuseinnahmestelleu  und  die  Ausbildung  eines  geregelten 
Transportwesens,  um  den  £rlda  der  einzelnen  Binnutimestellen  an  NatnndproancCen 
aii  den  8it'/  der  (inindherrsdiaft  zu  schaffen.  Zu  die^^em  Zwecke  bildete  man  überall, 
wo  eine  Anzahl  von  üufeu  derselben  (irundherrscliaften  in  beuachbaiteu  Dörfern 
susanunenlafiren,  einen  besonderen  Yerband  dimer  hörigen  Hufen  mit  einem 
Bauernhofe  im  IIaii])t()it  als  Mittelpunkt;  und  diesem  Haupthofe  wurde  ein 
gnmdherrlicher  Beamter  vorgesetzt,  der  Meier,  welcher  die  Zinse  aller  vom  Meier- 
hof resKortirettden  Onmdholden  in  Empfang  nahm  und  für  deren  richtige  Ablieferung 
an  den  Grundherrn  sorgte.  —  Der  erste  Blick  schon  zeigt  es:  diese  grundhorrliuh« 
Verwa)tiin<r  ist  nicht  so  sehr  mit  nnserm  Rittergutsbetrieb,  wie  vielnielir  mit 
uiistirer  S  t  euer  ve r w a  1 1  u n^^  zu  veiy^leieheu,  nur  dass  die  Steuern  und  Zinse  uicht 
in  Geld,  sondern  in  den  mannichfachsten  Natuialproducten  abgeEefiBirt  werden.** 
(Lamprecht,  in  Preuss.  Jabrbfichem,  Bd.  66.) 

')  Bäuerliche  Loheusgüt«r  namentlich  in  Süddentschland  noch  bis  in  die  neueste 
Zeit  vorkommend  uud  erst  im  Gefolge  der  Abbisungsgesetjsgebuug  beseitigt  {jsiehv 
unten).  Consequent  durchgeführte  Lehensverfassung  bis  in  die  jüngste  auch  in 
Japan;  der  Hauer  Lehensmann  des  Daimio  und  seine  Abgabe  ((Grundsteuer)  mit 
dem  Charakter  des  Erbziuscs  behaftet.  (M.  Fesca,  Beiträge  sur  KenntnisB  der 
japanischen  Landwirthschaft.) 
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daYon  betroffenen  freien  Bauern  nichts  sonderlieh  Beschwerendes; 
denn  jeder  sah  sich  ,,schlie8slich  im  herrschaftlichen  Verband  ge- 
schtltzt  und  ge£5rdert  Mit  seiner  Macht  deckte  ihn  der  Grand- 
herr, wenn  ihn  die  Vergewaltigung  eines  Grossen,  die  Habsucht 
eines  Nachbarn  bedrohte;  ?on  der  Heerbannpflicht  befreite  ihn 
sein  DienstTerhältniss  und  die  Last  der  Theilnahme  an  Öffentlichen 
Angelegenheiten  ging  auf  seinen  Herrn  tiber.  So  konnte  er  seine 
Zinseshnfe  friedlich  bestellen  und  ihre  Früchte  ruhig  gemessen; 
und  wenn  er  diese  auch  mit  seinem  Herrn  theilen  musste,  so  ge- 
währte ilim  (loch  die  Anlehnung  an  die  Wirthschaft  des  Frolmhofs, 
zu  dem  er  m'höi-tc  L;ar  manche  Förderung  seines  ökoiiunüschen 
Betriebs,  die  ilim  loicht  als  Ersatz  der  verlorenen  Freiheit  erscheinen 
konnte.  Und  wenn  die  Noth  der  Zeit  einmal  an  ihn  hcnnitrat^ 
wenn  Missuachs  und  Krieg,  ja  sidbst  wonn  eigene  Sclmld  und 
T"^nvprstaiid  ilim  dio  Früchts  s»>iii('r  \Virtli>chaft  raubte  .  .  da  war 
der  Werth  des  herrschattUchen  Verbaiidt's  rrst  recht  empfunden. 
Denn  es  lag  im  Wesen  der  gnindhorrliclicu  Organisation,  dass  s-ie 
für  die  iiiit^sersten  Bedürfnisse  ihrer  Aiiacliörigen  im  Notlifaü 
immer  eintreten  musste;  auch  wo  es  nicht,  wie  in  unzähligen 
Fällen,  ausdrücklich  bei  der  Commendation  und  der  persönlichen 
Ergebung  in  fremden  Dienst  ausgesprochen  war,  dass  dadurch  ein 
Unterstützungsanspruch  erworben  sei,  verstand  es  sich  von  selbst, 
dass  der  in  die  Familie  oder  das  Mundium  eines  Onindherrn  Auf- 
genommene hier  diese  letzte  Sicherung  seiner  £xistenz  fände", 
(von  Inama-Sternegg.) 

Hierzu  kam,  dass  die  Zinsungen,  von  Anfang  ab  mässig  ge- 
griffen, und  ebenso  die  persönlichen  Dienstleistungen  auf  dem  Be- 
sitzthnm  der  Grundheiren  in  dem  Maasse  einschrumpften,  als  diese, 
dem  Hof-  und  Kriegsdienst  sich  widmend,  mehr  und  mehr  die 
Bewirthschaffcung  der  Güter  aufgaben  und  solche  in  der  Form  der 
Zeit-  oder  Erbpacht  den  Bauern  Überliessen.  (Uebergang  von  der 
Arbeitsgrundherrschafk  zur  Bentengrundherrschaft)  Da  femer  die 
Zinsungen  der  Grundholden  unter  dem  Schutz  des  Hofirechts  fest- 
standen, so  kam  der  vom  10.  Jahrhundert  ab  ununterbrochen  sich 
vollziehende  Fortschritt  der  Bodencultur  und  der  mit  den  lohnen- 
den Absatzmöglichkeiten  in  die  aufblühenden  Städte  reichlicher 
fliessende  Bodenertrag  dt'ii  Baiu-ni  ausschliesslich  zu  Gute;  für  die 
nachwachsende  Generation  aber  boten  die  zur  Hebanuns:  in  reicher 
Fülle  noch  vorhandenen  Läiidereien  Raum  und  Unter8chln]tf ;  und 
vor  Allem  waren  es  die  östlich  der  Elbe  gelegenen  slavischen 
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Gebiete,  in  welche  unzählige  deutsche  Bauern  des  Nordens  und 
Nordwestens  im  13.  und  14.  Jahrhundert  eolonisirend  Tordrangen, 
so  auf  slaTischem  Onmd  und  Boden  die  ersten  Keime  zu  einem 
neuen  deutschen  Staatswesen  legend.  Yielfaeh  löste  sich  sogar, 
mit  dem  wachsenden  Wohlstand  der  bäuerlichen  BevOlkenmg,  das 
ehemalige  Gnmdholdenthum  in  ein  freieres  Yerhältniss  (Pachtrer- 
hältniss:  Erb-,  Vital-,  Zeitpacht)  um  und  die  Besiedelung  des 
Ostens  Ton  Deutschlands  erfolgte  sogar  vorwiegend  in  der  Form 
der  Landsiedelleihe,  d.  h.  gegen  Entrichtung  eines  Erbzinses  und 
wobei  diese  so  besiedelten  Gtiter  frei  vererblich  und  veräusserlich 
waren.  (L a m p recht.)  * 

Aum.  1 )  Auch  eiiisichtig^e  Fürsten  lösten  vereinzelt  die  liiirigkeitsfessel  oder  gaben 
weiligsten»  den  Kronbaueru  die  Freiheit  zurück:  Aufhebung  der  Leibeigenschafl 
g'egrn  Fniwaiidlung  in  eine  Gnindabgabe  in  Frankreich  schon  unter  Philipp  IV. 
wenigstens  theilweise  durchgeführt;  Freilassung  der  Kronbaueru  outer  Ludwig  X.; 
in  Italien  Befreiung  der  Kronleibeigenen  dorch  Friedrieh  n.;  am  Sehlnss  des 
14.  Jahrhunderts  die  l,eibei|]^onsrhaft  in  Italien  gänzliih  abgeschafft;  in  Hern 
allmähliche  Ablösung  seit  Anfang  des  15.  Jahrhunderts,  in  Zürich  1525;  in  Eng* 
land  nnter  Elisabeth.  (Vgl.  die  Angaben  bei  Roseber,  1  Bd.,  zn  §  73.) 

2)  Nach  L am pr echt  hatte  sich  im  Gebiet  der  Mosel  und  des  Mittelrheins  der 
Werth  des  Grund  und  Bodens  vom  10.  bis  zum  13.  Jahrb.  versiebzehnfuchf.  Ks 
stellte  sich  der  Preis  eines  Morgens  Ackerland  ohne  grundhörige  Belastung  gegen 
(las  lahr  800  auf  lOO  .M..  dagegen  von  11—1200  auf  1184  M.,  von  1201— 1300  auf 
1671  M.,  von  l.'VX)-  1350  auf  2110  M.,  von  135(>  14(K)  auf  3085  M.  Der  Werth 
grundhöriger  ilufen  schwankte  in  dem  Zeiiriuun  von  800—1300  zwischen  100  M. 
und  440  M.  „Wenden  wir  diese  Thatsache  aut  die  Lage  der  Gnindbolden  und  die 
Beurtheilun^r  ihrer  Belastung  an.  so  heisst  (l;is:  die  Zin  sb el  a  st  ii n  ir  der  Ornnd- 
holden  hatte  sich  vom  10.  bis  zum  13.  Jahrhundert  um  das  8iebzehufache  ver- 
ringert —  sie  war  wirthsehaAlich  gleich  Noll  geworden.*' 

3)  Bei  iH<  sfi  Kiiiw  ickliujg  der  Dinge  kann  es  iiiclit  Wunder  nehnifn.  dass  die 
seitgeuössischeu  Urkunden  fast  überall  den  wachsenden  Wohlstand  der  damaligen 
b&uerlichen  Bevölkenrng  rühmen.  In  Ponraiem  und  Hägen,  heisst  es,  ,,sind  die 
Bauern  reich  ;  sie  tragen  nur  englisi  h  und  andre  gut  gewand,  ja  so  schön,  als 
ehemals  der  adel  nnd  burger  gethan  haben".  In  Wtst])lialpn,  wird  von  Adeliüren 
Ijt-uurkt,  ^bekommt  ein  Bauer  schon  mehr  geliehen,  als  zehn  von  uns  zusauimtu 
(ider  tliiit  Kapitalien  aus,  wie  er  will*^.  \  oii  den  elsässischeii  Banem  .schreibt 
Wimphelinsr:  „Durch  Riidithum  sind  die  Bauern  in  unserer  Gi  L'^nd  und  in 
manchen  Tlieilen  Deutschlands  üppig  und  übennüthig  geworden.  Icii  kenne  Bauern, 
die  bei  der  HochKeit  von  Söhnen  oder  Töchtern  oder  htA  Kindtanfen  so  viel  Auf- 
wand machen,  dass  man.  dafür  ein  Hans  und  ein  A(  kerfriitchen  nebst  einem  kleinen 
Weinberg  kaufen  könnte."  Ueber  die  Kärutluier  Bauern  heisst  es  aus  dem  Jahre 
1478:  tragen  bessere  kleider  und  trinken  bessere  weine,  denn  ire  Herren**. 
Dieser  Wohlstand  Avirkte  aucli  auf  die  Lage  des  Gesindes  und  der  Tagelöhner 
günstig  zurück;  in  wohlfeilen  Jahren  konnte  sich  ein  solcher  für  seinen  Lohn  wohl 
„tiiglich  ein  Pfund  Fleiscli  oder  fdeben  Kier,  ein  Viertel  Erb.sen,  ein  Maass  Wein 
und  das  nöthige  Brod  dazu  erschaffen  und  erübrigte  doch  noch  die  Halffee  der 
Einnahme  für  Wohnung,  Kleidnn<r  und  sonstige  Bedürfnisse^.  (J.  Janssen,  Ge* 
scliichte  des  deutscheu  Volks,  I,  S.  302  ff.) 

§18.  Fortsetzung;  Besiegelang  der  Unfreiheit. 

Die  verhäiif^iiissvolle  Wende  in  dieser  aiifstriq:endeii  l]nt- 
wickluüg  der  deutschen  Bauernacliaft  trat  schon  iiu  14.,  mehr  noch 
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im  15.  Jahrliundert  ein,  wobei  Dreierlei  einwirkte:  1.  Der 
ökonomische  Verfall  der  Angehörigen  des  grossen  und 
kleinen  Gnindadels,  die  mit  den  alten  Zinsimgen  den  üppiger  ge- 
wordenen Lebensaufwand  und  die  ihnen  alsKronvasallen  obliegenden 
Pflichten  nicht  mehr  zu  bestreiten  vermochten  und  nunmehr  eine 
Steigerung  derselben  mit  allen  Mitteln  versuchten;  2.  ein  all- 
mähliches Sinken  der  Produetenpreise  im  15.  Jahrb.,  deren 
Ursache  theils  in  den  ausgleichenden  Wirkungen  des  Handels, 
vielleicht  auch  in  einer  gewissen  üeberproduction  zu  suchen  ist  und 
deren  Folgen  durch  die  in  jener  Zeit  wahrnehmbare  Zunahme  der 
Verschuldung  der  Bauern  gegenüber  den  städtischen  geldkapita- 
listischen Ereisen  wesentlich  verschärft  wurden;  3.  das  seit  dem 
14.  Jahrhundert  erfolgte  Eindringen  des  römischen  Rechts, 
in  dessen  Gefolge  mit  den  Hofrechten  und  Hofgenchten  (Bauern- 
gerichten)  aufgeräumt  wurde,  an  deren  Stelle  allgemach  wesenüich 
von  polizeilichen  Gesichtspunkten  dictirte,  d.  h.  den  Bauern 
ungünstige  Landesrechte  und  ^kMclizfitiu  -nindherrliche  (Patri- 
monial-) Gerichte  tniteu,  hoi  (hran  Inhabern  eiju'  unhefaiii;»'!!»'  Wur- 
digimg  bäuerlicher  Beschwt'nlen  nicht  vorauszusetzen  war,  während 
bei  der  politischen  Ohnmacht  umi  Schwfiehe  der  königlichen  Gewalt 
und  der  Nachsiclit  der  Territoriallierrsehaften  iroirenübiM  seihst 
maasslosen  Uehergrifl'en  in  die  alten  Baucnireclit»' .  KlaitiMi  der 
Baucriiscliuft  über  unhilliiren  Druck  wirkunuslus  \  erhallten.  Besiuiiders 
folgenschwer  für  die  iiaehniali^c  Entwieklunir  erwies  sich  dabei 
das  Unvermögen  der  in  dem  recipirten  römischen  Keeht  autge- 
wachsenen  Jiu-isten,  die  rechtliche  Natur  der  Grundholdenschaft  der 
ehemals  freien  Bauern  richtig  zu  erfassen;  indem  man  die  häuer- 
lichen Besitzrechte  in  «lie  überlieferten  rdmisch  -  rechtlichen  Be- 
grififsschablonen  einzwängte,  gelangte  man  da/u,  in  ihnen  —  und 
das  war  nnch  der  giuistigste  Fall  —  ein  emphyteuti>rln'>.  in  an- 
deren Fällen  ein  reines  Zeitpachtverhältniss  zu  erblicken,  eine  Be- 
urtheilung,  die  fflr  das  massenhafte  „Legen*'  der  Bauernhöfe  während 
des  16.  und  17.  Jahrhunderts  in  einem  grossen  Theil  Norddeutsch- 
lands, sowie  in  Dänemark  den  erwünschten  Bechtsboden  schuf, 
in  Schottland  und  Irland  die  Bauern  zu  Zeitpächtem  ihrer  Clan- 
häupüinge  herabdrflckte  und  im  Uebrigen  dazu  führte,  die  ehe- 
malige Grundherrlichkeit  äber  die  Insassen  einer  Dorfgemarkung 
als  eine  Grundherrschaft  Aber  das  Gemarkungsterritorium  selber 
anzusehen.  Ein  ähnlich  mangelhaftes  Bechtsverständniss  griff  gegen- 
über dem  Markland:  Weide-  und  Wald,  Platz;  auch  es  wurde  als 
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Eigenthiiin  des  GruudlieiTn  und  bezw.  des  Landeshomi,  wo  diesem 
die  Markherrlichkeit  iinmittoll)ar  zustand,  in  Ausprucii  genommen, 
in  Verbindung  damit  das  Fischerei-  und  Jagdreeht,  letztoros  unter 
rücksichtsloser  Ausübung  desselbf^n,  den  Dorfinsasseii  iMit/ogon, 
dias  alte  Nutzungsrecht  am  Markland  aber  wie  eine  Dienstbarkeit  auf 
herrschaftlichem  Grund  behandelt  und  willkürlichst  eingeschränkt. 
Die  Klagen  und  Beschwerden  der  auf  ihre  alten  Rechte  sich  be- 
rufenden Baurrn  erschienen  als  Unbotmässigkeiten  gegen  die 
geltende  Rechtsordnung  mid  hatten  statt  Abstellung  yon  Miss- 
ständen meist  erneuten  Druck  und  Oewaltthat  zur  Folge. 

M  III  Ii  ■  Laiidrochte  gestanden  nur  solchen  Bauern  Erbreclif  am  Hofe  zu,  die 
einen  urkuüdliehen  Buweiü  dafür  erbringen  können,  su  das  Bayrische  Laud- 
rechfc  voo  1618  in  Betreff  der  herrschallilichen  Bauern  (vgl.  Boseher,  H,  Amn.  6  sq 
I?  Für  die  an  dem  römischen  Recht  gebildeten  .Txiristcn  war  das  cinheimi&cha 

liecht  ein  „rohes  und  bäurisches",  dessen  ,,bö8e  und  unvemiinftigü  Gewohiiheiteu'* 
nach  Högriichkeit  beaeilifi^  werden  mmsten.  „Ein  rKmisch  (i;e8cliidt«r  Beraibgtand*, 
sa^rf  (üerkc.  „dessen  Viirst(lliin<rs\v('isc  dem  Volke  ebenso  fremd  blieb,  wie  ilnn 
selber  die  fortlebende  Vorstelluiigsweise  des  Volkes,  impurtirte  die  fremden  Hegriifc, 
eroberte  langsam  Gnichte,  6eietigebii]^  und  Yermufimg  und  awang  nach  er- 
rungener Henraduift  das  Leben»  sidh  diesem  budigelelirten  BegriffigTstem  m  fageD.** 

Der  Unwille  des  gemeinen  Volkes  über  das  neue  Becht  Ond  seine  gelehrten 
Vertreter  änsserte  sich  in  drststi  < 'ur  Weise:  die  Juristen  nannte  man  „Rechts- 
bieger"^,  „Beutelschneider'^  und  „lilutsauger'',  und  in  einer  Flugschrift  vou  1493 
heissl  es  von  denselben :  „Die  bringent  üremdes  reclit  ins  lant,  es  ist  ein  jammern 
und  kbi<:t  II.  die  weisen  herren  voll  Unverstand  die  wird  man  aH  verjagen." 
(Janssen,  a.  a.  O.,  8.  47Ö  f[,)  Der  von  den  Vornehmen  seit  dieser  Zeit  wachsend 
-geabte  Druck  mag  übrigens  schon  früher  viellach  versucht  wofden  sein,  wie  die 
Worte  in  Vridankea  Beschddenhdt  (13.  Jalurhundert)  besengen: 

Die  vürsten  twingent  mit  Gewalt 

vclt,  steine,  wazzer  nnde  walt; 

darzuo  wüte  unde  zam; 

sie  taeteo  lofte  gerne  alsam; 

der  mnns  nns  noch  premoine  sin. 

möhteus  uns  de  sune  schin 

verbieten,  wint  nnde  regen, 

man  mnste  adns  mit  golde  wegen.  — 

In  England  konnte  jene  tiefe  Herabdrficknng  der  Banem,  wie  namentUeh 

in  De\itSiObbiTid  und  Frankreicb,  vir]\t  Platz  {rreifeti,  weil  über  die  in  <\h'  court  roll 
eingetrageneu  Leistungen  des  Gruudhuideu  bei  vorkommenden  Streitigkeiteu  zwischen 
Heir  und  villain  das  königliche  Gerillt  entschied  (v.  Stein,  Innere  Verwaltungs» 
lehre,  1868,  7.  Thöl,  8.  144). 

Für  Süddeutschlaud  war  nach  Gothein  die  Ausschliessung  vou  der  Rechte* 
bildong  in  Folge  Roception  des  römischen  Rechts  das  grössere  Uebel,  die  wirth- 
schaftliche  Beeinträchtigung  das  geringere;  in  diesem  Theil  Deutschlands 
habe  der  römische  Eigenthumsbegriff  den  bäuerlichen  Omndbesit/  nicht  gefiUifdet; 
Fälle  von  Bauemlegung,  wie  im  Osten,  ,wo  der  Junker  noch  Landwirth  war  und 
wo  diesem  römische  Rechtsbegritte  zur  willkommenen  Handhabe  dienten,  uiu  sein 
Ackergut  auf  Kosten  seiner  ünterthanen  sn  vergrössem",  im  Sfiden  ni<^t  bekannt 
((lothein,  in  "Westdeutsche  Zeitscbrift,  Jahrgang  TV.  S.  12.)  Das«  übrigens  nach- 
mals läuderweise  {■/..  B.  in  Uauijuver  -  Lüneburg^  gerade  ru misch-recht- 
liehe  Auit'assung  dazu  beigetragen  habe,  dem  Banemstand  ein  besseres  Besitsrecht 
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S!U  p-fbPTi.  räüllich  die  Zeitpachtverhältnisse  in  etnphyteutische  omKUwandoln. 
hat  V.  Bennigsen  aulaiwlicb  der  Berathung  der  Heimiitättelrage  im  Deutschen 
B^chsta^  in  Jahie  1892  bervor^hoben. 

Ancli  fiir  dio  Mark  Branden  btir^r  liat  f;rn--niann  füoht^r  die  irntshRrrlich 
bäuerlichen  Kechtsverbäituiflse  iu  der  Mark  Brandenburg  vom  16.-  18.  Jahrhuadart, 
1800)  wohl  ühenettgend  nachgewiesen,  dass  weniger  der  Reception  des  rOndscheu 
Rechts  als  vielmehr  der  Schwäche  der  Repierunpsj^.walt  und  dem  politischen  l'eber- 
gewicbt  der  herrsclieuden  Stände  die  allmähliche  Verüchlechterung  der  Besitz-  und 
Rechtsverb ältnisse,  die  in  der  Lepung  der  Bauernhöfe  gipfelte,  zugesclirieben  werden 
mnss.  —  Wie  denn  die  gmndsützliche  Vemrtheihnijf  römisch-rechtlicher  Institute» 
der  man  in  neuerer  Zeit  so  vielfach  bege«rtiPt  nnd  d»»rpn  vomchnistt  r  Vertreter  der 
Germanist  (Jierke  ist,  sicher  ebenso  von  Einseitigkeit  zeugt,  als  die  unbedingte 
Ijengnung  der  wirthscbaftlicben  Hchäden,  welche  die  Durchdringung  einzelner  (lehiete 
des  Rechtslebens  mit  römisrh  rerliflichen  Grundsätzen,  insbesondere  im  Bereich  des 
£rb-  und  Yerschuldungsrecbts,  duch  zweifellos  im  Gefolge  gehabt  hat,  worüber  iu 
den  folgenden  Kapiteln  das  Nähere  «n  sagen  ist. 

Die  oben  geschilderten  V^r^än<iO  in  Verbinduno:  mit  der  Ver- 
wirrung, welche  mit  dem  H).  .Jahrhundert  im  (Jeldweüen  in  Fobje 
den  Sinkens  des  Werthen  der  edlen  Metalle  einriss  und  unt»'r  ilciu 
gleichzeitigen  EiiiÜuss  religiöser  Ueweij^imijen  rieten  weithin, 
namentlich  in  Sfi<l(leuts(  liland  .  Ba  ueruaufistitnde  licrvor.  nach 
deren  blutiger  Niedei-schlagiing  eine  um  so  gewaltthätigere  Keaction 
einsetzte  und  mit  völliger  Knechtung  der  Bauernschaft  endete 
Die  Schrecken  des  Dreissigj ährigen  Krieges,  die  Verwüstung  der 
Dörfer  und  Marken  vollendeten  den  Niedergang  des  bäuerlichen 
Standes  und  das  nach  Beendigung  des  Krieges  im  Norden  und 
Nordosten  von  Deutschland  um  sich  greifende  planmässiLre  Ein- 
ziehen der  verlassenen  Bauernhöfe  zum  Herrengut,  das  in  dem 
Aufkommen  rationellerer,  eine  grossere  Arrondining  bedingender 
Betriebsweisen  gegendenveise  eine  wenigstens  äussere  Bechtferti- 
gung  haben  mochte,  war  in  einzelnen  Lftndergebieten  sogar  von 
dem  endgOltigen  Verschwinden  bäuerlicher  Besitzer  begleitet, 
an  deren  Stelle  nunmehr  auf  dem  Henrengnmde  angesetzte  Tage- 
löhner (Insten,  Heuerlinge)  traten.  Von  der  ErfOUung  der  in 
der  Zeit  der  agrarischen  Aufstände  des  15.  Jahrhunderts  gestellten 
Forderungen  des  Bauernstandes:  „Abschaffung  der  Un- 
frmheit  als  wider  Gottes  Gebot  streitend,  Zurflckfllhrung  der 


*)  Anürtj&nde  in  Keui{»ten  1491,  Pfals  1502,  Warttember^  nnd  Vnwm  1614. 

Hegau  1522  (in  späterer  Zeit  in  Böhmen  1680  und  1775,  in  (talizicn  lK4»i  .  Die 
tendenziöse  Darstellung  der  Ursachen  der  mittelalterlichen  Bauemaafstäude  in  dem 
Janssen 'sehen  Geschichtswerk  durch  H.  Delbrück  iu  den  PrettM.  Jahrbfleheni 
(53)  mit  dem  Hinweis  zurückgewiMMi  (S.  646  ff.),  daas  diese  ans  der  willkOr- 

lichen  Steigerung  der  feudalen  Lasten,  aber  auch  ans  der  allgemeinen  llehinifr  des 
Selbstgefühls  der  Bauernschaft  als  Folge  des  Aufkommens  einer  veränderten  Kricgs- 
verfammg  (Landflkneehitiwesens)  nnd  aus  dem  Schwinden  des  Ansehens  des  Adelt, 

(1.  Ii.  ans  s 0 ri  al  ■  wi  r th  s rh  aft  1  i  rli  -  p nl i  t  i 5 r h cn  AcTKh'ninrren  zu  erklären  und  nicht, 
wie  Janssen  es  versucht,  vorwiegend  auf  Conto  der  Keformation  s&u  setzen  sind. 
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bäuerlichen  Lasten  auf  ihr  durch  Herkommen  oder  Vertrag 
bestimmtes  Maass;  Wegfall  des  Todtfallrechts  (Mortuariums),  Ab- 
schaffung der  willkührlichen  Geldbussen  bei  der  gutsherrlichen 
ßechtspflege;  Rückgabe  der  Gemeindewalduneon;  Antheil  der 
Bauern  an  der  gemeinen  Mark,  an  Wald  und  Wasser,  Wild  und 
Fisch,  getreue  Yerwendtmg  des  Zehnten  zu  wirklich  kirchlichen 
Zwecken^^  war  die  Bauemsohaft  am  Ende  dieser  Entwicklung 
(Anfang  des  18.  Jahrhunderts)  weiter  als  je  entfernt  Und  es 
versanken  die  Angehörigen  des  Bauemstandes  unter  dem  Druck, 
mit  dem  ein  hartes  Becht  und  die  oft  wiUktlrliche  Handhabung 
desselben  auf  ihnen  lastete,  in  einen  Zustand  sittlicher  Stumpfheit 
und  wirthschaftlicher  Verkommenheit^  dem  sie  erst  in  diesem  Jahr* 
hundert,  als  eine  grossadige  Gesetzgebung  zu  ihren  Gunsten  ein» 
setzte,  allmählich  wieder  entrissen  worden  sind. 

Anm.  1)  Auf  den  Znsauiinenhaiig,  in  welchem  die  Verschlechtening  der  liemto- 
Verhältnisse  der  Bauern  und  die  Lcf^niig'  der  Bauernhöfe  auch  mit  dem  Aufkommeu 
des  ratiüuelloreu  Betriebs,  der  eine  bessere  Arroadinmg  des  grundherrlicheu 
Streubesiteea  wünBchenuwerth  erachetneB  liess,  sovrie  mit  der  Mi^miir  herrschen- 
drn  Kreise  übpr  die  technische  und  ökonoTtiischc  rrhorlpg-pnheit  des  nrnsshesitzes 
steht,  weisen  Knapp  und  Fuchs  liiu;  nur  sollte  man  nicht,  wie  Herkner  sehr 
sutreffend  herrorhebt^  mit  Fuchs  in  diesem  Prooess  geradezu  „  eine  ^eschicktliclie 
Noth wendigkeit"  erblicken,  da  doch  die  Mr>j;lirlikeit  einer  Einporhebung  auch 
der  Bauerngüter  2u  höherer  Wirthst-haftsfÜhruug,  wie  sie  ja  auch  nachmals  ein- 
getreten ist,  nicht  emsthaft  in  Fra-^^e  gestellt  werden  kann ;  und  da  doch  der  Nach- 
weis «rst  noch  zu  erbringen  wäre,  dass  thataädiMch  „die  von  Gutsherren  einge- 
zogenen Bauemländereien  wirklich  einer  besaeran  Bewirthschaftuug  (durchweig) 
eutgegeugefülirt  wurden". 

2)  In  AI e ck  len bu  rg  wurde  die  Entsetzbarkeir  der  Bauern  1021  tormlich  auer- 
kannt;  und  während  es  1628  auf  littenchaftlichem  Boden  noch  12000Baoem  ^b, 
waren  ph  1794  mir  noeli  19f)8.  (  Jefren  das  von  der  Kitterschnft  in  diesem  T.aiide  in  An- 
spruch genummeue  Recht  des  „Ijegens''  haben  die  Laudesherren  lange  vergeblich  anzu- 
kämpfen versucht.  DasEin2l(ve,  waasieimlaadesgnmdgefletzIichenErhveri^leichvönlT&S 
erreichen  kdiuiteu,  war  das  Verbot  der  fie^jung'  iranzer  Hanerdiif'er  olineflenehmi-^un"^ 
des  l^andesherm.  Trotzdem  waren  allein  von  17Ö6  '>is  17H3  etwa  49  Dörfer  nieder- 
gelegt, weil  die  Ritterschaft  den  Vergleich  so  auszulegen  suchte,  als  wenn  nur  für 
lien  Kall,  dass  „Verarmung  und  Verminderung  der  Üuterthanen"  daraus  entstehe, 
(las  Legen  der  Dorfschafren  verlinten  sei  i]?es'(  h werde  der  Rittersehaft  an  den  Kaiser 
^^eiren  den  Landesfür^teii  vom  April  \1S2.  siehe  H.  l'aasche  in  lläuerliche  Zustände 
in  Deutschland,  III,  'M9)\  und  noch  von  ITiU  ab  sind  in  den  tol^r^nden  Decennitfn 
in  den  ritierseliaftlii  1h  u  Aemtrni  von  Mecklenburg-Schwerin  die  Banemliöre  vnn 
ldÜ8  aul  1424  /usanimengescihmulzen.  Angesichts  solcher  Vorgänge  schreibt  nicht 
mit  Unrecht  der  Freiherr  v.  Stein:  „Die  Wohnung  des  Beddenburi^ischen  Edel- 
mannes, der  seine  Bauern  lep-t.  stntt  ihren  Zustand  zu  verbessern,  koinnil  mir  vor, 
wie  die  Höhle  eines  Raubthiers,  das  Alles  um  sich  verödet  and  sich  mit  der  iitille 
des  Grabes  umgiebt  (Pertz,  Stetn's  Leben,  I,  S.  192).  —  In  Pommern  stellte  die 
Bauemorduung  von  1616  Leibeigenschaft,  ungemessene  Frohudeu  und  Nichterblich- 
keit  der  Hufe  als  Kegel  auf;  in  Folgt!  dessen  massenhafte  Eiuziehung  der  Bauern- 
güter durch  den  Adel,  während  Domanium,  Städte,  Kirchen  etc.  die  Bauern  in  Zeit- 
pachter umwandelten.  —  In  der  neu  märkischen  revidirteu  Bauemordnung  von  1685 
wurden  ausreissende  Unterthanen,  die  nicht  auf  Krfordem  zuriiekkehren,  mit 
ewigem  Kerker  und  selbst  Todesstrafe  bedroht,  —  In  Dänemark  lunfangreiches 
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Lp*r<'ii  <1<  I  I'aiit  nihöf«'  zwischen  ttud  1660.  (Vgl.  hienm  Koscher,  U,  Anm. 
12  u.  1-i  zu  ?i         11.  7  /.u  ij  118). 

3.  Dass  im  MimlaliLi'  auch  ilic  Kircht?  die  Bauern  ki  iiiowegS  glimpflich  be- 
handelte, siehe  hei  E.  Ciiulii  in,  Wirtlist  [lafl.s^reschichte  des  .Sehwar/waldes,  Üd.  I, 
250.fi'.,  wo  ein  !Uandat  Maxiuiilians  gegen  den  Abt  iu  Geugeubach  u.  A.  deu 
Vorwarf  erhebt,  seine  Leute  xu  Leibeigenen  gemacht  xu  haben  und  der  unbRrm- 
herzitroii  Praxis  des  Klosters  zur  Last  gelegt  wird,  dass  „sn  \i<  lc  Uöt'«-  und  Ciiter 
zür^aageu,  verödet  und  zu  Wäldern  geworden  seien".  In  der  Klage  der  Stadt  gegen 
dasselbe  Kloster  (1484)  wird  angeführt,  dasit  in  den  letxten  Jahren  12  Banemhöfe 
durch  Schuld  der  »unerbittlichen  Zinsuieister''  abge<rangen  seien.  Kbenda  iS.  2:J7 
und  «247>  Fälle  spitztiudigster  Ausdehnung  der  sog.  FallpHichtigkeit :  z.  H.  Verh(tt, 
wenn  der  Bauer  iu  eine  lebeusgetahrliche  Krankheit  verfällt,  noch  Vieh  /u  verkaufen, 
damit  das  Besthanpt  deni  Abte  ja  nicht  entzogen  werden  kann:  strengste  l)urcii- 
lulirunir  dos  (Jrundsatzes,  «lass  innerhalb  eines  gewissen  Tlieils  des  Klnsiergel)iets 
die  Luit  unfrei  mache,  ja  selbst  auf  durchreisende  Fremde  angewendet  (.S.  254). 
Daher  nicht  zu  v(>rwundem.  dass  die  Banemanfstande  in  der  Ortmau  und  sonst 
geilen  Adel  und  (ieistlichkcit  ^-Icichmässig  sich  kehrten.  Selbst  ein  vom  ein- 
seitigsten kutholiächeu  Staudpunkt  auü  urtheileuder  Sclu-ü'läieller  wie  Jausseu  kann 
nicht  umhin,  efnzurtlnnien,  dass  der  Omndsatz  der  Kirche:  nUicht  der  persönliche 
Vortheil.  sriiidcni  (Iii-  in  l)rii(lrrli(  In  r  \.\r\\r  vi  i  ciniLiti'  <Tesamnithcit  Alli  r  >(dlen  den 
Ausgaugs])unkt  der  uirthschaftlleheu  Thätigkeit  bildeu"*,  im  15.  Jahrhuudert  vieiiuch 
verloren  gegangen  war,  dass  vielmehr  auch  bei  dem  Welt-  und  Ordensklems  wie 
beim  weltlichen  Adel  „die  abschreckenden  Krscheinungen  ungebändigter  Selbstsucht 
und  Habgier  häutig  hervortraten",  in  der  Sucht  sich  oft'cnbarcnd ,  „die  kirchlichen 
Kentim  uud  Hinkünfte  .  .  .  uach  Möglichkeit  zu  erhöhen*" ;  was  um  so  schlimmer 
war,  als  fast  ein  Diittel  des  gesanunten  (irundeigenthums  sich  damals  in  den  Händen 
der  Kirche  befand.    (Janssen,  a.  n.  n..  s.  5*.K}.i 

4.  Nur  selir  vereinzelt  sind  die  (iebiete,  iu  denen  die  Baueruüehaft  es  versian<len 
hat,  ilire  Freiheit  zu  behaupten  mler  diese  doch  fnlhzeitig  auriickerwarb :  Freiheit 
der  fr  i  (■ i  scheji  Bauern  ilnrrli  Kaiser  Sigisnrnnrl  anerkannt  \  1 41 7  :  Leibeigenschaft 
und  Hörigkeit  iu  Flandern  uud  Brabaui  im  Ii.  uud  13.  Jahrhuudert  beseitigt; 
in  der  Schweix  in  vielen  Kantonen  ((ilamä.  A))|it  tixell,  Zürich,  Bern.  Solothnm, 
Ba>i'l  '  im  1.5.  und  1(5.  .L'ilirliinuliTi  die  meisten  uin-ln  rrlicla  u  La>fi  ii  zur  AMi"i>ung 
gebracht,  in  Thurgau  dagegen  erst  iu  diesem  Jahrhunderts  (.Ko^^ber,  a.  a.  ().,  Aum. 
7  zn  §  117.)  Wie  sich  die  Banemsehaft  in  einem  Theil  der  Orten  an  (nämlich  im 
Hannersbacher  Thal  des  bad.  SchwazwaLb  K  ebenfall  allmählich  ,zu  einer  bäuer- 
lich-demokratischen Verfassung,  gleich  «len  Schweizer  rrcantonen.  en»porarl)eitete, 
derart,  dass  ein  Vertraji  v(ni  1718  mit  der  Stadt  Zell  die  völlige  Unabhängi^rkeit 
der  kleinen  Banenirepublik  feststellte,  womit  dann  „der  Kampf  um  die  wirtiisciiaft- 
licbe  l^etVriunLT  des  Landmanns  in  „„di  >  lieiliLren  tN  ic  he-;  freiem  Thal  Hanuersbach"" 
vuu  den  Bauern  aus  eigener  Kraft  siegreich  beentlet  worden  war",  siehe  (Jot heiu , 
Würthschaftsgeschichte  etc.,  8.  297  ffl —  In  Schweden  und  Norwegen  war  ein 
unfreies  Verhältniss  der  Bauern.  \vie  im  übrigen  Kumpn.  überliaupt  iniliekannt :  im 
lebstereu  Laud  die  Bauern  bis  gegen  Hude  den  17.  I  iliriaiuderts  allerdings  meistens 
Tächter,  aber  in  völlig  freiem  Vertragsverhältniss ;  ^  ter  meist  iu  Erbpacht-  und 
fiigenthumsbauem  umgewandelt. 

§  19.  Die  K  e  t  u  r  ni  1»  o  w  v  ii;  u  ii  *j;  z  ii  G  u  u  s  t  o  u  d  e  ?i 

BuueriiötanUüs. 

Die  Bewegung,  welche,  zuerst  nur  vereinzelt  auftretend,  dann 
aber  alle  europäisclien  Länder  erfassend,  auf  eine  Mildernng  der 
Lage  der  Bauern  und  im  weiteren  Verlauf  auf  die  Zurückgabe  der 
vollen  Freiheit  an  dieselben  und  cfleichzeitig  auf  die  Beseitiginig 
aller   mit   dem    Gruiulheniichkeitsverband  zusammenhängenden 
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„feiiiialiMi"  Ljistf'ii  aliziclto.  ilin'ii  Aliseliliiss  aber  erst  in  dor  Mitte 
diesos  Jahrhunderts  fand,  dart  in  ihrer  Entstehung^  theils  auf  w  irth- 
sch  alt  liehe  und  politische  Erwägungen,  theils  auf  solche 
mehr  philanthropischer  Art  znrückgeführt  werden :  unterstützt 
wurde  sie  durch  die  Erstarkung  der  Regierungsgewalt  in  den  einzelnen 
europäischen  Staatsw(>sen  im  17.  Jahrhundert  gegenüber  dem  ein- 
gesessenen Grundadel,  durch  das  mehr  und  mehr  zur  Geltung 
kommende  absolute  Königsthum  imd  weiter)) in  durch  die  Macht 
der  öffentlichen  Meinung,  die  zunächst  in  der  Literatur,  in  diesem 
Jahrhundert  vor  allem  auch  in  den  Parlamenten  zu  Gunsten  der 
Befreiung  des  Bauemstandes  aus  unwürdigen  Fesseln  nachdruck- 
lich ihre  Stimme  geltend  zu  machen  wusste.  Im  Einzelnen  ist  zu 
bemerken: 

1.  Die  erzwungene  Arbeit  steht  regelmässig  der  freien 
Arbeit  im  Leistungseffect  nach,  weil  weder  eigener  Yortheil,  noch 
Ehr-  oder  Pflichtgefühl  auf  den  unfreien  Arbeiter  bestimmend  ein- 
wirkt, sondern  höchstens  Furcht  vor  Strafe.  Die  ausgesprochene 
SklaTenarbeit  kann  daher  nur  da  dauernd  genügen,  wo  das  Maass 
der  Anforderungen  an  die  Arbeitskraft  des  Sklaven  entweder  ein 
besc  heidenes  bleibt,  wie  in  unentwickelteren  A^erhältnissen  bei  dflmier 
B(^völkerung  und  mehr  exteii.^iver  Bodenbestellung,  oder  wo  die 
allgemeinen  Keehts-  luui  Sittenzustände  eine  rücksichtslose  Aus- 
ülnui<r  des  Bestrafunursrechts  iregenüber  den  säuinio-en  Sklavt-ii 
zulassen.  Je  IhiIhtc  Aiitordenuigen  an  die  Prodiictiou  nach  Menge 
iiml  <>u;ilitiit  gt'slcllt  werden,  je  wciiiucr  ferner  mit  der  allgemeinen 
\  olksauschauuiig  die  Anwendung  harter  Strafmittel  im  Einklang 
»teilt,  um  so  nielir  wird  eine  Teuden/  zur  Milderung  des  Zustandes 
«liT  T^iitVfilit'it  sich  gt'liciid  nuichen.  wofür  der  Uehergang  der  alteren 
Sklaverei  iu  das  Institut  des  Colonats  und  der  altgermanischen 
strengsten  Form  der  Unfreiheit  (der  Leibeigenschaft)  in  die  Form 
der  arbeits-  und  zinsptlichtigen  Hörigkeit  (siehe  oben  KJ)  bezeich- 
nende Beispiele  lief(»rn :  d.  h.  diejenige  Form  d(»r  Vulreiheit  wird 
bei  vorwärtsschreitender  Cultur  mit  der  Zeit  (  Jeltung  erlangen,  welche 
wirthschai'tlich  für  den  Herrn  die  \  (»lilieilliaftere  erscheint,  indem 
sie  neben  oder  statt  <ler  blossen  Furcht  mit  Erfolg  auch  andere 
Motive  zur  Arbeit  (eigenen  Yortheil  etc.)  in  dem  Unfreien  wachruft 
und  desshalb  die  unfreie,  erzwunge  Arbeit  leistungs-  und  verwen- 
dungsfähiger macht  Schliesslich  aber  kommt  ein  Punkt  der  wirth- 
schafblichen  Entwickelung,  wo  jede  Form  erzwungener  Arbeit  als 
unvereinbar  mit  dem  Productlonsinteresse ,  nicht  bloss  der  ganzen 


Digitized  by  Google 


§  19.  Die  Jitil'onnbeweguiig  «u  Gunsten  de«  Bauernstandes. 


99 


VolkswirtlistlnitY ,   sciKltTii  aiich   der  Einzolprivatwirthscliaft  sicK 
erweisen  iniis^^,  su  dass  Uie  völlip:e  Eiiiaiii  ii)ation  minnieiH*  imter 
diesem  Gessichtspunkt  als  (h\<  l\;itlilirlist,e  erscheint       Freilich  ist 
solchen  w i r t  h h c ha ftl i  e  Ii  e  11  KrwaLtimLien  der  Einzelne  nicht 
immer  zngängiicli,  und  für  die  altere  Zeit  lässt  sich  wohl  kaum  fest- 
stellen, inwieweit  die  Aussicht  auf  die  mögliche  »Steigerung  der 
Arbeitskraft  der  Unfreien  durch  IJesseruni^  ihrer  rechtlichen  Lago 
Antheil  an  der  zunächst  gewohnheitsrechtlich,  sjiäter  auch  urkundlich 
formulirten  Einräunuuiij^  von  Vermöj^ensrechten  an  diese,  an  der 
Begrenzung  ihrer  Leistungen  auf  ein  bestimmtes  Maas^ .  m  der 
Anerkennung  eines  gewissen  Hesitzr«»chts  an  dem  bestellten  Lande 
etc.  gegenüber  den  jedenfalls  viel  stärkeren  Einflüssen  kirch- 
licher Gebote  und  gegenüber  einer  durch  solche  sich  vollziehenden 
Aenderung  der  Volksanschauung  selber  hatte.   Wohl  aber  kann 
man  sagen,  dass  dem  „aufgeklärten*'  Despotismus  dos  18.  Jahrhun- 
derts und  seinen  Wohlfahrtsdecreten  solche  Betrachtungen  der  ge- 
nannten Art  schon  unter  dem  Gesichtspunkt  populationistischer  Ideen, 
d.  h.  einer  mit  der  Steigerung  der  Bodenerträgnisse  Hand  in  Hand 
gehenden  Yermehrung  der  Volkszahl  naheliegende  waren,  und  sicher 
ist,  dass  in  der  späteren  Zeit,  als  die  Befreiung  des  Bauemstandes 
auch  die  Yolksvertretungen  beschäftii^^e ,  das  volkswirthschaftliche 
rroductionsinteresse  neben  den  sonstigen  politischen  und  ethischen 
Erwägungen  eine  sehr  wesentliche  Kolle  spielt,  während  freilich 
die  Anerkennung  dieser  wirthst  h.iitlichen  Xothwendigkeit  der  Be- 
freiung in  den  Kreisen  der  unmittelbar  Berechtigten  erst  spät  sich 
diirchriugt  oder  doch  nur  vereinzelt  zum  Durchbruch  gelangt. 

2.  Mit  dem  Uebergang  von  der  Natural-  zur  Geldwirthschafb 
und  dem  wachsenden  Geldbedürfniss  der  Staatswesen 
(Schaffung  einer  kostspieligen  Bflreaukratie ,  Errichtung  stehender 
Heere,  grössere  Aufwendung  für  allgemeine  Wohlfahrtszwecke: 
Strassen,  Kanäle  etc.)  wurde  der  von  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
bewirthsohaftete  Gnmd  und  Boden,  namentlich  in  Ländern  mit 
geringer  Entwickelung  von  Industrie  und  Handel,  im  Hinblick  auf 
die  Steuerprivilegieu  des  Adels,  mehr  und  mehr  die  wichtigste 
Steuerquelle  und  die  Erhaltung  und  Hebung  des  Bauemstandes 
und  lieschützung  desselb«Mi  vor  allziistarker  Schwächung  der  staats- 
steuerlichen Leistungsfähig  keil  durch  die  bestellenden  gutsherrlichen 


*)  V^l.  A.  Wagner,  Grundlegung,  §  206  ff, 
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Verhältnisse  schon  aus  allsvemein  fiscalisclicu  Kücksicbten  däH  Ziel 
einer  klugen  Stnntspolitik.  (Yirl.  <ion  bekannten  Aiissprucli  von 
Quesnay:  ..pauvre  paysan,  pauvre  royaume;  pauvre royaume,  pauvre 
roi.'')  .T«^  grösser  die  Anforderungen  an  die  allgemeine  Steuerkraft 
des  Landes  wurden,  um  so  schärfer  mnssto  sich  ein  Interessen- 
gegensatz ausbilden  zwischen  den  LandesheiTschafteu,  denen  die 
Erhaltung  eines  leistungsfähigen  („contribuablen'')  Bauernstandes 
am  Herzen  lag  und  zwischen  der  diese  Leistungsfähigkeit  beein- 
trächtigenden gutsherrlichen  Verfassung.  Namentlich  musste  unter 
diesem  Gesichtspunkt  das  „Legen^^  der  Bauernhöfe,  insofern  es 
Objecto  der  allgemeinen  Staatsbesteuerung  verschwinden  machte, 
ebenso  naehtheilig  erscheinen  wie  die  willkfirliche  Steigentng  der 
hergebrachten  Lasten  und  schon  die  Staatspolitik  des  absoluten 
Königthums  von  Gottes  Gnaden  äusserte  sich  mehrfach  in  Ver- 
boten des  Legens,  in  Geboten  derWiederbesetzimg  erledigter  Bauern- 
höfe und  der  Zurfickführung  der  Lasten  auf  ein  bestimmtes  Maass, 
obschon  es  das  ganze  18.  Jahrhundert  hindurch,  von  Frankreich 
abgesehen,  meist  bei  vereinzelten  Anläufen  verblieb  und  eine  durch- 
greifende Ordnung  erst  in  diesem  Jahrhundert  in  Angriff  genommen 
wurde 

3.  Verstärkt  wurden  solche  Krwümüiuen  durcli  dir  luilic  liegende 
Betrachtung,  dass  der  e  h  e  m a  1  i g  e  K  e c  h  t  s  g r u  n  d  der  bäuerlichen 
Belastung  gegenüber  den  Grundlierreii  im  Liiuf  der  Zeit  niclit  bloss 
aus  dem  (iedächtniss  der  Lebenden  verscliw  uiiden  war  und  daher 
b'diglicli  als  bitteres  Unrecht  empfunden  wurde,  sondern  dass  es 
überliaiiid  an  einer  vernünttiuen  Begi-flndung  des  grundlierrlicheii 
Verhältnisses  mit  der  Zeit  fibcrall  fehlte,  da  ja  das  Schutzbe(hnfniss 
der  kleinen  Leute  mit  der  Schattiiiig  geordneter  Eechtsverhältnisse 
nunmehr  iu  den  staatliciien  Sicherheitsorganen  und  in  der  Kechts- 
orgiiiiisation  des  Staats  selber  seine  Befriedigung  fand;  da  ferner  die 
neueie  Oniiuuig  des  Heerwesens  den  Bauemstand  ebenso  zum 
AV artendienst  verpflichtete,  wie  jeclen  anderen  Staatsangehf^rigen. 
Ganz  abgesehen  davon,  dass  der  Fortbestand  von  Uuterordniuigs- 
verhältiüssen  einer  Bevölkerungsklasse  unter  die  andere  weder  mit 
dem  modernen  Staatsgedanken  noch   mit  den  eifersüchtigen 

'j  So  wurde  beisj)i«'ls\veisL'  die  Verptliclituii«r  d«  i  (iutslieiren  zur  Wipdi  ibi  sctztm^' 
leer  fcewordcuer  Hole  in  Osnabrück  und  Br a unseli weiy- L üiie bürg  schon 
durch  Vt  rordnung-eu  aus  dem  17.  Jabrliundert  aus{,'e8prooheu ;  liierher  Kählt  aueh 
die  Aiinr(itnni<r  vtm  Friedrich  d.  (ir.  (17G4i,  die  wälm ml  des  Kriejrs  wiisf  ^-t* 
wordenen  lluli-  in  Jahresfrist  wieder  zu  b«seueu  bei  1(AX>  Ihlr.  Strafe  für  jeden 
Hof,  400  Thlr.  M  Kossatengütem.  (Nach  Koscher,  U,  Anm.  S  zü  %  103.) 
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Begimgen  einer  mehr  und  mehr  von  demBewusatsem  der  Omnipotenz 
getragenen  centralen  Staatsgewalt  sieh  vertrug. 

4.  Ein  wirksamer  Bundesgenosse  erstand  der  Bauernschaft 
endlich  in  den  aufklärenden  Ideen  des  19.  Jahrhunderts 
und  der  Philosophie  der  natürlichen  Menschenrechte,  weh?he  schlecht- 
hin jeden  Zustand  der  Unfreiheit  als  verdanimenswt  itli  luandmarkte. 
sowie  in  den  Leinen  der  Phy siokraten,  die,  von  der  socialpoli- 
tischen  und  volkswirtlischaftlit  lu'n  Bedeutunir  des  LiiH<lvt)lks  untl 
der  von  ilim  L^eleisteten  Arbeit  am  Grund  und  iMnien  ausgehend, 
in  einem  kräftiin'n,  leistuncrsfäliiGfen  Bauernstantl  und  im  landwirth- 
schaftlicht'ii  (Jewcrbe  die  alleinige  (Quelle  des  Nationalreiebtliums 
zu  erkennen  niauliten  und  daher  zu  der  Forderung  der  Beseitigunp: 
aller  die  Freilieit  drr  Hodenbeuutznng  hemmenden  Lasten  gelangten, 
welcher  Forderung  die  Schule  der  deutschen  Kameralisten  und 
andere  Schriftsteller  (v.  Sonnenfels,  Bergius,  v.  Justi,  v.  Möser) 
wenn  auch  theilweise  mit  Vorbehalten  sich  anschlössen,  während  es 
freilieh  auch  an  wissenschaftlichen  Vertretern  gegenUieiliger  An- 
sichten nicht  fehlte '). 

Ihrer  radiealsten  Verwirklichung  wurden  die  Ziele  dieser  Be- 
wegung indess  nur  in  Frankreich  entgegengefflhrt,  wo  die  zwei 
stOrmischen  Sitzungen  des  4.  und  11.  August  1799  die  feudale 
Gebundenheit  der  Bauernschaft  völlig  fortschwemmten.  Denn  wenn 
auch  das  Streben  der  Fürsten  am  Ausgang  des  Jahrhunderts  unter 
dem  Einfluss  der  aufklärenden  Ideen  unverkennbar  ein  ffir  den 
Bauemstand  wohlwollendes  war,  so  stiess  es  doch  nahezu  flberall 
auf  den  geschlossenen  Widerstand  der  an  den  Oberlieferten 


y^l.  das  oben  ni  §  16,  H.  S6  bemerkte.  Von  späteren  Gepiem  der  Ab- 

lösim^j:  der  ffutsherrlichoii  Verhältnisse  iiiriiii  Ad.  Müller,  „der  Laiidbuu  Koi  riit» 
Wurzel  der  Mouarcbie  und  der  (iutsherr  soll  Vater,  Freund,  Erzieher  uud  Hcitchützer 
der  Banem  sein'*  (Die  Gewerbspolizei  in  Bezni;  auf  den  Landban,  1824),  wobei  indes 
wie  Kau  |5?  5*1)  mit  Recht  betont,  inne  ideale  Vorstellunjr  von  dem  {futsherr- 
lieheu  Verband  vorausj^eset/t  ist,  der  schon  die  Krtaliruiig  früherer  Zeiten  wider* 
spricht  nnd  die  mit  der  heutigen  Staatsordnung  ganz  unverträgüch  wäre,  rebrigen« 
war  selbst  im  .lahre  1840  noch  in  einer  süddeutschen  Volksvertretunfr  .Bayern) 
7Ai  hören,  seihst  s(  lum  die  Umwandlung  v(ni  (iut.slasti  n  in  feste  llt-ntcn)  sei 
bedenklieh,  denn  ^sie  hebe  die  persönlichen  Wechselbe/.ieliiuigen  von  («uade  und 
Ergebenheit  auf  uud  setze  an  ihre  Stelle  ein  festes  Rechnongsverhältniss  ohne  alle 
persönlidie  Ue/.iebungen".  (Vgl.  v.  .St  ein.  Innere  Verwaltnngsh'hre,  18<)8.  MI.  S.  18(i.) 
Mau  vergleiche  dem  gegeuüber  die  Bemerkung,  die  im  leUteu  Drittel  des  vorigen 
JaJirhnnderts  ein  bekannter  Schriftsteller  gfemacht  hat  (v.  Justi,  in  seiner  Polizei- 
wisseuschaft,  I.  Bd.,  §  182):  -IM*^  Froilit  i!  des  Büririis  und  aller  ^ütsrlieder  des 
Staats  ist  gleichsam  die  erste  wescutUcbe  Eigeuschaft  aller  bürgerlichen  Vertaäsuug. 
Die  Staaten,  worinnen  ein  Staad  oder  eine  Klasse  des  Volks  mit  ünterthiittigkeit 
oder  Leibeigenschaft  behaftet  ist,  haben  eine  ><>  monströse  Verfassung,  die  .  .  . 
gesittete  und  vernünftige  Zeiten  ohne  Schaden  nicht  foitsetsen  können/ 
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Einrichtungen  festhaltenden  beTorrechteten  Geschlechter,  ja  zum 
Theil  auf  das  Misstrauen  der  Landbeyölkerung  selber;  wie  denn, 
als  Friedrich  IL  in  Oberschlesien  den  unerblichen  Besitz  in  erb- 
lichen, ja  selbst  in  Eigenthiim  m  verwandeln  plante,  die  Bauern 

vielfach  die  Umwandlung  ablehnten,  weil  sie  die  Steuervertretung 
und  die  Beihilfe  der  Uutsheneu  nicht  verlieren  wollten  (Knapp). 

Anmerkung  1.  Als  bervorra^nde  Tortreter  der  von  volkswirthschaftlichem 

Terstäiulinss  \vir  von  philanthropischen  G(*simin!i;i<  ii  orfüllteu  fiirsttichcn  Vorkämpfer 
des  Betreiuu{;s\verks  des  18.  Jahrhunderts  dürtou  Friedrich  IL,  Joseph  II.,  aber 
auch  der  Kegeut  der  kleinen  Markau fscfiaft  Baden,  der  nac1iiitalig:e  CTrossherzoi; 
Karl  Kriedrieli  {genannt  werden,  letzterer  nanientlieh  aueh  dessliall),  weil  er  in 
dem  von  echt  »tiiatsmäunlHcheni  (itsst  ertullti-n  Ediet  des  Jahres  1783  nicht  nur 
die  „Leibeigeuschatt"  in  seinem  Lande  luid  die  luit  derselben  verknüpften  besondereu 
Abgaben  ent8ch&digun<rsh)s  aufhob,  sondera  gleich/eiti(>:  den  nachmals  so  wichtig' 
gewordenen  Cirundsafz  der  F  rei/.ü<^i  p^keit  proclamirte  und  diircli  zahlroir'be 
Freizü{ri}?keitsverirajis'  mit  deutscheu  Keichsstüudeu  und  ausser<l(ut>(li('ii  Stauten 
jenem  (irundsatz  alsbald  (ileltung  sn  schaffen  verstand  -  ein  Voiiran^r.  dosi  n  He» 
deutuuf?  in  die  Aiiüch  sprinj^t.  wenn  nirni  sicli  vir^'Oij'oinvärtig^t,  wie  .sein-  dir  I  nfer- 
biuduug  der  Freizügigkeit  der  freien  Krwerbsbeihatiguug  der  lüudlichcu  bevolkeruug 
Fesflftitt  anlegte.  Wurde  doch  noch  im  Jahre  1810,  wie  Fuchs  für  Pommern  mittheilt, 
durch  die  St-hwidisclif  Ur^niiim^  lin  (Irsttz  irlassoii.  du'^  den  bisheri;^eti  Leib- 
eigenen und  ihreu  über  Id  Jahreu  alteu  dieuüttaugiicheu  Kiudern  verbietet,  sich  dem 
Landban  zn  entziehen ;  das  allen  nnverheiratheten  Hanns*  tmd  Weibspersonen  weiterhin 
die  Arbeit  im  Tapfelohn  verbietet  und  die  Verding^un«?  als  fiesinde  vorsehreibt: 
endlieh  der  bauerlichen  Hevölkerung  verbietet,  mehr  vou  ihren  Kindern  über 
lö  Jahre,  als  sie  selbst  zum  Dienste  brauchen,  bei  sich  im  Dienste  zu  behalten. 

2.  In  diesem  Jahiluuukit  wurde  mit  am  frühesten  und  auf  breitester 
(irundlag'e  in  I'reussen  das  Werk  dei-  Itram  rnbi  tVeiung  in  Angriff  genon>nien 
«lureh  das   denkwürdii^c  Edi(  f  Fii» dri«  h  W  III.  vom  9.  October  1807  über 

den  erleichterten  Besitz  und  den  freieu  Gebraucli  des  üruudeigeuthuuis  sowie  über 
die  persönlivlien  Verhältnisse  der  Landbewohner,  welche  Sta&tsaete  in  der  Zeit 
des  tiefsten  politisrhen  Niedergangs  mit  kühnriti  (IrifF  dir'  altfii  F(-^so!n  der  Unfrei- 
heit sprengte  und  mit  der  wirthächaftlieheu  Wiedergeburt  des  Volke»  auch  die 
Emporhebung  zu  politischer  Grösse  und  Macht  von  Neuem  anbahnte.  Das  unter  dem 
Minister  vom  Stein  erlassene  Fdi*  t  bringt  die  der  Aldtisun^sLri  sctzgebung  zu  (Jrunde 
liegenden  Gedanken  iu  treffender  Weise  wie  folgt  zum  Ausdruck.  „Wir  haben 
erwogen",  heisst  es,  „das»  es  ebensowohl  den  nnerlässlichen  Forderungen  der  Ge- 
rechtigkeit, als  den  Grundsätzen  einer  wohlgeordneten  Staatswirthschaft  gemäss  sei, 
Alles  zu  rnttoriien,  was  den  Kin/i  lin  n  hi^liir  liiiidcrtf,  den  Wohlstand  zu  erl.ingen, 
den  er  iiui  li  di  m  Maasse  seiia-r  Krafti^  /.u  ( in  ic  lu  u  taiiig  war.  Wir  haben  fcruer 
erwogen,  dass  die  vorhandenen  Beschninkungen  theils  im  Besitze  und  (ienusse  des 
Grnndci^renthtims,  theils  in  den  persönlichen  \'i  rli.i!tnissen  des  l.aiidarbciters  unserer 
wohlwollendeu  Absicht  vorzüglich  entgegen  wirken  und  der  Miederherstelliuig  der 
Cultar  eine  grosse  Kraft  seiner  ThiHgkeit  entziehen,  jene,  indem  sie  auf  den 
Werth  des  GrundciL;T'ni!nirM>  und  doti  Crcdif  fbs  <lrnndb(>'^itzers  einen  li<i,-lr-;t  schäd- 
lichen Eiudusti  haben,  diese,  indem  sie  den  Werth  der  Arbeit  veningeru.  Wir 
wollen  daher  beides  auf  diejenigen  Schranken  xuritckführen,  welche  das  gemeinsame 
W(dil  nölhig  macht,  und  verordnen  daher:  Jeder  Kinwohuer  unserer  Staat«  n  I^t  «duie 
alle  Eiu8ehränkung  in  Bezi<'hnng  auf  den  Staut  zum  eigenthümlicheu  und  l'fand- 
besitz  unbeweglicher  (irundstücke  aller  Art  berechtigt.  Der  Edelmann  also  zum 
Besitze  nicht  bloss  adeliger,  sondern  auch  unadeliger,  bürgerlielu'r  und  bäuerlicher 
Güter  alliM'  Art  und  (]i  y  lüirircr  und  Hauer  /nm  l'i'sit/i'  niclit  Idos  biir;r<'rHidier. 
bäuerlicher  und  audert-r  unadcligt-r,  siuuh'iu  aucli  adt'li;;i'r  lirund»tuck»;'.'"  -.Mit  «leni 
Hartinitage  IHIO  hört  alle  Gutsunterthänigkeit  in  unseren  siimmtli<  hen  Staaten  auf; 
nach  diesem  Tage  giebt  es  nur  freie  Leute,  hei  denen  aber,  wie  sich  von  aelbst 
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V(?rst('ht,  allr  Vcilnndlichkeiten,  die  ilnrni  nls  frcit  ii  l.cuten  vennciirr'  des  Hositzes 
eiues  (jiruiidstückcs  oder  Vtiiiuöi^ti  eines  be.soudereu  Vertrages  obliegen,  in  Krai't 
bleiben.**  —  In  Itervomigender  Weise  neben  den  Ministern  vom  Stein,  Harden- 
berg und  V.  Srhrötter  war  hr\  der  N<ii<ir<liiuii:j'  der  friit>bäuerlichen  Verl dti  i  sc 
auch  das  Mitglied  der  imiuediutcuuuuiääiuu  vuu  Scliüu  thätig;  ienier  hvii 
A.  Tbaer,  welcber,  in  das  Ministerium  des  Innern  berufen,  mit  dem  Kne>:rsrath 
.Scharnweber  die  berühintcii  A uslübrunjfsediete  vom  14.  September  IKll  ^zur 
Büturderuug  der  Landeseiiltur'*  und  „zur  KeguUroug  der  gutsherrlicheu  uud  bäuer- 
lichen Verhältnisse"  bearbeiten  half. 

T)or  !«fMppp{»n  de  Verlauf  di  r  in  ( !ari^  p:okoiniiHMUMi  lit'wi'jjfiinii;^, 
die  vorsichti<je  Be(iächti<i:keit  in  der  Fortfüiirung  des  (jesetzgobungs- 
werkes,  die  nicht  selten  rflckläutige  Bewegung,  die  letztere  an- 
nahm, bieten  für  den  Wirthschaftshistoriker  wie  für  den  Politiker 
gerade  kein  selur  erfreuliches  Bild.  Fast  in  allen  Staaten  wiederholt 
sich  die  Erscheinnng.  dass  nachdem  zunächst  ein  Anlauf  in  grossem 
Styl  zur  Befreiung  des  Bauernstandes  untornonimen  war,  die  willens- 
entschlossene Tliatkraft  zur  raschen  Vollendung  des  Befreiungs- 
Perkes  fehlt;  in  Süddeutsciüand  bedarf  es  vielfach  des  Drängens 
der  Volksvertretungen,  die  immer  wieder  ins  Stocken  gerathene 
Gesetzgebung  und  ihren  Vollzug  neu  in  Bewegung  zu  setzen,  und 
ganz  allgemein,  so  insbesondere  auch  in  den  grössten  Staaten  des 
damaligen  Kelchs,  Oesterreich  und  Preussen,  mussten  die  Stürme 
der  Bewegung  der  1848er  Bewegung  hinzutreten,  um  die  endgültige 
Vollendung  des  Werks  herbeizuführen. 

Man  darf  bei  der  kritischen  Würdigung  dieses  auf  den  ersten 
Augenblick  befremdlichen  Vorgangs  indess  nicht  übersehen,  dass 
niemals  dem  Staate  und  seiner  Gesetzgebung  eine  ähnlich  schwierige 
Aufgabe  gestellt  war.  wie  auf  dem  vorliegenden  Gebiet.  Mochte 
immerhin  die  Nothwendigkeit,  dt  n  Kampf  mit  der  alten  Gesell- 
schaftsordnung im  Sinn  der  Beseitigung  jeglichen  Zustandes  von 
Unfreiheit  persönlieher  und  wirthschaftlicher  Art  aufzunehmen  und 
duTchzufflhren,  klar  erkannt  sein;  mochte  der  Gedanke,  dass  in 
der  neuzeitlichen  Staatsordnung  „die  angeborenen  Bechte  des  Ein- 
zelnen auf  Dasein,  Kraft  und  Selbstthätigkeit  nicht  Inhalt  des 
erworbenen  Rechts  Dritter  werden  dürfen",  dem  Bechtsbowusstsein 
noch  so  tief  sich  eingeprägt  haben  und  jeder  Widerstand  gegon 
die  Aufhebung  solcher  erworbenen  Bechte  als  nicht  mehr  vereinbar 
erscheinen  mit  den  geläuterten  Anschauungen  Aber  das  Wesen  des 
Bechtsstaats ;  so  war  man  doch  für  die  Dm-chfilhning  der  Aufgabe, 
wenn  sie  nicht  bloss  überhaupt  gerecht,  sondern  auch  gemdi'  lüi 
die  bäuerliche  Bevölkerung  selber  mit  einem  erschwinglichen  Maass 
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von  Opfern  sich  vollziehen  sollte,  vor  einer  Beihe  verwickeltstcr 
und  schwer  lösbarer  Fragen  gestellt.  Wenn  insbesondere  die  Auf- 
hebung wohlerworbener  Bechte,  sofern  ihnen  ein  wirthschaftliclier 
Inhalt  zukam,  gerechterweise  mir  gegen  Entschädigung  erfolgen 
konnte,  so  war  bei  der  Buntscheclvigkeit  dieser  Kechte  und  dem 
verschiedenen  Maass  von  wirthschafUicher  Bedeutung,  das  ihnen 
zukam,  ein  schematischer  Ablöstmgsmodus  von  vorneherein  aus- 
geschlossen; und  die  Schwierigkeit  der  Abwägung  im  Einzelnen» 
das  Gefühl  der  Yerantwortliehkeit  fUr  eine  richtige  Entscheidung, 
welche  die  Berechtigten  weder  unbillig  kürzte  noch  die  seither 
Belasteten  übermässig  in  Anspmch  nahm,  erklären  einigermaassen 
das  zögernde  Vorgehen,  durch  welches  sich  die,  schon  nach  der 
Seite  der  technischen  Ausgestaltung  so  äusserst  schwierige  Ab- 
lOsuiigsgesetzung  einer  Anzahl  -  Staaten  charakterisirt.  Dabei  ist 
allerdings  nicht  zu  verschweigen,  dass  die  Bewegung,  welcher  ein 
Ereigniss  wie  die  Französische  Revolution  zunächst  zum  Siege  ver- 
holfon  hatte,  in  den  Augen  selbst  an  sich  wohlwollender  Staats- 
iiiaiiner,  eben  wegen  diisos  Ursprungs,  allmählich  einen  vertang- 
Iii  In  n  Ih'igesclimack  erhielt  und  dass  gegenüber  solchen  politischen 
Bctraclitnngen  der  wiilhsclianiichi'  uinl  sociale  Gehalt  der  Bewegung 
in  ihrer  vollen  Bedeutung  häufig  nicht  mehr  erkannt  wunle  oder 
erkannt  werden  wollte.  Die  nach  den  Befreiunijskriearen  einsetzende 
Keaction  auf  dem  <n'biete  der  l'olitik  g<'<4en  alle  freiheitlichen 
Kt'Liungen  war  volh-nds  nicht  uetiLinft,  eine  Sache  zu  fördern, 
die  reclit  eiuentlich  die  Yerkr>i]>erung  liberaler  Ideen  darstellte,  und 
in  Regierungskreisen  zeigte  man  sich  daher  unschwer  den  Ein- 
wendungen zugänglich,  welche  von  den  bevorrechteten  Klassen, 
d.  h.  den  vor  allen  als  staatstreu  geltenden  Elementen  gegen  die 
Fortführung  des  Werks  und  die  durch  dasselbe  bedingte  völlige 
Beseitigung  der  alten  ständischen  Gesellschaftsordnung  geltend 
gemacht  wurden;  oder  man  Hess  sich  doch  durch  den  activen  und 
passiven  Widerstand  dieser  Elemente,  welche  nicht  nur  in  ihrer 
socialen,  sondern  auch  in  ihrer  wirthschaftlichen  Stellung  sich  be- 
droht glaubten,  zu  wesentlichen  Einschränkungen  ursprOnglicher 
Abldsungspläne  drängen.  Dabei  mag  immerhin  zugegeben  werden, 
dass  die  radicale  Durchführung  des  Befreiungswerks  in  Frank- 
reich imd  die  da  und  dort  auftretende  ziellose  Begehrlichkeit  der 
Bauernschaft  tmd  ihrer  Vertreter  mit  einem  gewissen  Maass  von 
Berechtigung  zur  Vorsicht  mahnten,  zumal  die  Folgen  des  im 
Gange  befindlichen  Werkes,  namentlich  hinsichtlich  der  Arbeits- 
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beschaifung  fOr  den  Groiisgrundbesitz,  nicht  sicher  sich  vorans- 
bestimmen  Hessen.  Leider  wurden  bei  solcher  Abwägung  der  sich 
kreuzenden  Interessen  denjenigen  des  Bauernstandes  nicht  immer 
hinreichend  Rechnung  gekagen,  wie  gerade  die  Geschichte  des 
AblöBungswerkes  im  grOssten  deutschen  Staat,  inPreussen  zeigt, 
wo  in  Folge  allzugrosser  Nachgiebigkeit  gegenüber  dem  Gross- 
grimdbesitz  bei  Durchfflhning  der  Abldsungsgesetze  in  einer  Anzahl 
Provinzen,  entgegen  den  uräpiilnglichen  Absichten,  ein  Theil  des 
Bauernstandes  eigenthumslos  gemacht  und  in  Folge  dessen  in  jenen 
Provinzen  eine  einseitige  landwirthschaftliche  Besitzvertlieilung  ge- 
schaffen wurde,  welche  naclimal«  dem  (irossgrundbesitz  selber 
sieh  schädlich  erwies.  <l;i  die  Uiandbesitzlosigkeit  die  klciiu  n  Leute 
anhaltend  zur  Masseiiauswanderung  drängte  und  dadurch  eine 
iVrheiternoth  schuf,  deren  Beseitigung  zwar  seit  Jahren  angestrebt 
\vir<i,  olme  indess  bis  jetzt  aucli  nur  in  bescheidenem  Maasse  er- 
i^'iclit  worden  zu  sein.  (Vgl.  hierzu  auch  die  Austührunjjen  in 
Kap.  IV,  Abschü.  IV  und  Kap.  V.) 


Abschuitt  II.' 
I>te  Darehfllliriuig  des  Befrelnngswerks. 

§  20.  Wesen  und  Inhalt  des  Befreiungswerks. 

Jenes  grosse  Werk  der  Emancipation  der  bäuerlichen  Klassen, 
welches  man  auch  Grundentlastung  genannt  hat,  würde  in 
seiner  Bedeutung  unterschätzt,  wenn  man  darin  lediglich  eine 
wirthschaftliche  Maassregel  erkennen  wollte;  das  Befreiungs- 
werk  ist  vielmehr  ein  zugleich  eminent  politischer  Act,  der  die 
staatsrechtliche  Stellung  der  gnmdbesitzenden  Klassen  zu  ein- 
ander von  Grund  aus  umgestaltete.  Sein  Wesen  liegt  also  nicht 
bloss  in  der  Zurückgabe  der  wirthschaftlichen  Freiheit  an  einen 
bis  dahin  wirthschafblich  unfreien  BevOlkerungstheil,  sondern  ebenso 
in  der  Herstellung  der  völligen  staatsbürgerlichen  Freiheit  aller 
Staatsangehörigen,  d.  h.  in  der  Vemichtimg  der  alten  Stäude- 
ordnung  und  der  Beseitigiuig  aller,  der  alten  ständischen  Ver- 
fassung innewohnende  Standesungleichheit.  Eiiu*  alteliechtsordnung, 
die  auf  der  yolitisdicn  und  socialen  Machtstellung  des  grossen 
Grundbesitzes  sich  aufltaute,  wird  zu  Grabe  getragen  und  eine  neue 
Rechtsordnung,  welche  im  Grundsatz  keine,  mit  dem  Grundbesitz 
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verbuiulonc  HerrschaftsstoUung  mehr  anerkennt,  beginnt.  Der 
^  irthschanilichen  Freiheit  gesellt  sich  die  politisclie  Gleichheit 
aller  zu.  iind  mit  der  Beseitigung  der  Grundherrliclikeit  und  ihres 
vornehmsten  Inhalts:  der  Gerichtsiioheit  über  die  Gemeindeinsassen, 
wurde  die  Gnindlage  für  ein  selbststäudiges  Gemeindeleben,  d.  h. 
für  eine  auf  dem  Princip  der  Autonomie  aufgebaute  Gemeinde- 
verfassung imd  für  die  Entwickelung  der  Selbstverwaltung  im 
staatlichen  Organismus  Oberhaupt  gewonnen^). 

Das  Becht  des  Staats  zum  Eingreifen  in  den  Kampf  zwischen 
der  alten  und  neuen  Ordnung  ei^ebt  sich  aus  dem  obersten  Wahr- 
Spruch  aller  Staatspolitik:  salus  rei  publicae  suprema  lex.  Wenn 
der  Staat  die  Quelle  des  Inhalts  aller  Bechtsbildung  und  das 
Staatswohl  die  erste  Voraussetzung  des  Wohls  Aller  ist,  so  darf  der 
Staat  im  Namen  dieses  öifentlichen  Wohls  auch  wohlerworbene 
Rechte  aufheben,  sofern  immer  diese  Aufhebung  als  die  unabweisbar 
gewordene  Bedingung  der  allgemeinen  Entwicklung  sieh  darstellt 
(v.  Stein) ^.  Dieser  Grundsatz«  dass  das  wahre  Bedflrfhiss  des 
Staats,  die  necessitas  imperii,  die  Aufhebung  von  Privatreehten 
(,.Entwährung'')  rechtfertige,  hat  sicii  freilich  erst  spät  durch- 
m'inii£:eii  und  seine  Richtigkeit  wird  dadurch  nicht  trschüttert, 
(lass  es  die  Französische  Kevolution  war,  welclie  ihm  erstmals  in 
liidicaler  Weise  zum  Siege  verlialt.  Jenes  Redit  des  Staats  schliesst 
aber  auch  eine  Pflicht  ein:  diejenigen,  welche  aus  Kflcksichten  der 
allgemeinen  AVoJilfalut  wolilerworlxMif  IvtH-htc  hingeben  imissen,  für 
die  darin  liegend o  \  (M  iHögeusschmältM  ung  schadlos  zu  halten.  Der 
Staatsrecht! ic Ii t'ii  l'tiicht  y.ur  Hingabe  von  Hechten  steht  dtiher  der 
Anspruch  auf  K  u  t  s  c  h  ä  d  i  g  u  n  g  z  ur  Seite,  soweit  jene  Kechte 
überhaupt  einen  wirthschaftliclit'U  Inlialt  haben,  und  jtMle  entscliä- 
digungslose  Entziehung  solclier  Keciite  zu  Gunsten  einer  Bevölke- 
rungsklasse aufKoßten  einer  anderen,  wie  in  Frankreich  geschehen, 
würde  daher  einen  Bechtsbruch  bedeuten,  der  unter  keinen  Umstän- 
den gutgeheissen  werden  kann.  Anders,  wenn  den  aufzuhebenden 
Beeilten  ein  wirthschaftlich  l'assbarer  Werth  überhaupt  nicht  inne- 
wohnt; und  mit  Fug  und  Grund  hat  man  daher  solche  Rechte, 
welche  mit  dem  Grundsatz  der  staatsbUrgerlichen  Gleichheit  Aller 
oder  mit  den  geläuterten  Anschauungen  der  Staatshoheit  oder  des 


Vi  L.  V.  Stein,  Innere  Verwaltuugslohre,  1808,  Vll.  js.  207. 
*)  Siehe  hierüber  auch  A.  Wagner,   Grundlegung §  369  S. 
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EigentiiumsbegTiffs  im  Widerspruch  stehen,  ohne  einen  wirth- 
schaftlichen  Inhalt  zu  haben,  oder  deren  Wertli  gegenüber  der  dem 
Pflichtigen  verursacbten  Belistigiing  ein  unerheblicher  ist,  also  die 
mit  dem  Grundbesitz  verbundenen  Herrschaftsreehte  Uber  die  Frei- 
heit dritter  Personen,  die  aus  dem  Gnindherrlichkeitsverhältniss 
hergeleiteten  Obereigenthumsreclite  und  die  Befugnisse  auf  Keehts- 
sprechung  und  Obrigkeit  meist  ohne  Kntschüdiguiig  beseitigt. 

*     ABmerkunsT'   Hierher  |?«horeii  nfunentlich  di«  mit  dem  Namen:  Emphy- 

(piispti.  Ktbpaclit,  Krltzins-,  7A\\>-.  Fmlui-.  T.aiuli  iiiialffüter.  Erl)r»M'ht,  N.  iisfiff,  Ij'ih- 
recbt,  Frektüt,  Erbiueiur-,  Meior-,  Mcierdiu;^- V  erliHltiiiäii,  Leihe,  Erbleihe,  Land- 
siedelleibe,  Erbbestände  etc.  bezeichneten  ObereijBrentbtimaTerhäJhiisse.  (Siehe  Jndeich 
a.  a.  ().,  S.  228);  es  sei  denn,  dass  diese  Verhältnisse  nicht  auf  die  (trundherr- 
lifhkcit,  sondern  auf  einem  Vertraj?  oder  auf  der  Verbesserunjr  von  (irundstiieks- 
nutzungen  bernheu,  iu  weleliem  Kall  die  Kutsehädig^Hng-spfüclit  t'lal/ /.n  {freifeji 
hat.  Manche  dieser  Verhältnisse  sind  vereinzelt  überhaupt  nieht  für  ablrwn»»r?ifülii(3f 
erklärt  worden,  so  die  Krbpacht  in  «'iiiijcn  tliiinn}ri'^*'lu'>i  Staaten,  Meeklenhurfr 
(ebenda  S.  229). --In  Treussen  sind  narli  dem  (Jesetz  vom  2.  Mär/  1850,  welches 
allerdings  sehr  viel  günstijärer  als  die  älteren  (Sesetze  vom  Anfang  deft  Jahrhunderts 
diese  Matprif  ordnet,  folgetidi'  llecbte  ohne  Knlschädi^run'r  auff^ehoht  ii  wurrlen : 
das  Übereigeuthuui  des  Lehusherrn  -  bei  den  innerhalb  des  iStaate-s  bele^feueu 
Lehen,  mit  Ausnahme  der  Thronlehen  — ,  des  Onts-  oder  (rmndherm  und  des  Erb- 
zinshcrrn,  souio  das  KiLrenthunisrecbl  des  Kili\ irii;i(>liters,  wobei  jidi>(li  die  nnf 
diesen  Verhültmüseu  beruhenden  Abgaben  uud  Leist unji^en,  Hufem  tue  nicht  besoudeni 
fiir  anfprcboben  erklärt  gind,  fortbestehen:  -  •  das  Recht  auf  Allodificationseins  für 
aufgehobene  Lehnsherrlichkeit  und  auf  III'  irliche  Erhöhung"  des  llrh/iiises  oder 
Krbpaclitkanons;  —  dns  Heimfollsncht  uhuc  Ausnahme;  die  Vorkauls-,  Xäher- 
und  Kt-tiactrechte  au  Iuimt>bÜieH.  mit  Aiisnalime  des  durch  Vertrag  oder  lety.twillige 
Verfügung  begründeten  uud  des  aus  di  ui  Miteigenthume  zu  ideellen  Antheilen  ent- 
springenden Vorkuutsiochts,  sowir  do  Viirkaiil^i  (  <  IiS  .lüf  enteignete  ( iiiindst ücke, 
welche  zu  dem  bestimmteu  Zwecke  nicht  weiter  not h wendig  sind  und  wieder  ver- 
auflsert  werden  sollen;  —  die  auf  Grundstöcken  haftende  Verpflichtung  mr  Hand- 
arbeit frogpn  Tngi'lohTi,  znr  IU<pHnii7.ung  mit  Maulbfi  rbrimneTi ;  tVnier  die  aus  dem 
g^ts-,  grund-  oder  gerichtühenlicheu  Verhültuisse  herruhreudeu  Kechte  auf  einen 
Antheil  oder  ein  einrolnes  Stfick  einer  Verlassenschafl,  anf  Leistungen  zur  Traguug 
der  Lasten  der  Privatgeriehtsbarkeit  uud  gutsherrlicheji  rnlizeiverwaltuiig,  auf  aUc 
nicht  in  gesetzlichou  Gebühren  besteheuden  Abgaben  für  einzelne  gerichtliche  Acte, 
auf  Dienste,  Abgaben  und  I^eistungen  in  Beziehung  auf  die  Jagd,  zur  Bewachung 
gfUlsherrlicher  (Jebäude  und  (irundstücke,  zu  ]»ers(inliehen  He<lürfuissen  der  (iuts- 
herrsrliaft  uud  ihrer  nt  ainft  ii.  zm  Ausstattung  bei  Ho*  li/t  iten  o«ler  Taufen  in  der 
Familie  des  (iutsherrn;  auf  alle  Al);^al»i  n  und  Leistungen,  welche  die  Natur  der 
Steueni  haben,  ohne  zum  SfTeiitlicheii  stt m  rt  inkommen  zu  gehören;  auf  Abgaben 
für  dir  F'ilaubnisa  zum  Halten  gewisser  \  ii  liartrn  (vder  von  Kienen  auf  f  iu''i'iiem 
Uruud  uud  Huden,  auf  die  käufliche  Ueberlassung  von  Waclis  uud  anderen  land- 
wirtbscbaftlichen  Erzeugnissen;  auf  die  Benutzung  und  Aneigiinng  der  auf  fremden 
OniiuUtiK  ki  u  zerstreut  stehenden  ßäume  uiul  Sträu(  i  :  auf  dt ü  ^\  ifh'rspruch 
gegeu  Zerstückelung  des  pÜichtigen  (iruudstüekH ;  auf  liesitxveräuderungsabgabeu 
bei  Besitzyerftnderungen  in  der  Hand  des  Berechtigten  und  anf  alle  unfixirten  öe- 
sitzverändernngsabgaben,  die  erst  nach  Kintühruug  des  Laiidescultiir-Kdicts  vinn 
14.  Sept.  1811  neu  entstanden  sind:  endlieh  alle  unmittelbaren  (u-geuleistungen, 
weUho  bei  den  voruurgt  führteu  Leistungen  dem  Berechtigten  oblagen ,  sowie  die 
v(m  dem  (iutsherrn  zu  leistenden  Leichenführen,  Hochzeit-  luui  KindtautTuhren, 
Doctor-  tuid  nchrnrniiunfiiliren.  -  AusgenfMinnen  von  der  unentgeltlichen  Auf- 
hebung blitlK'ü  jcdocli  diejenigeu  vorerwähnten  Leistungen  uud  Abgaben,  welche 
ftb-  die  Verleihung  oder  Veräusserung  eines  ürundstückes  ausdriicklich  über- 
nommen sind. 
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Ueberblickt  man  das  grosse  Gebiet  der  Gresetzgebung ,  als 
deren  Gegenstand  die  Ldsung  der  Bauernschaft  aus  den  Fesseln 
grundherrlicher  Verhältnisse  und  die  Befreiung  des  bäuerlichen 
Besitzthums  aus  den  ihm  anhaftenden  grundherrlichen  (feudalen) 
Lasten  sich  darstellt,  so  ergiebt  sich  zunächst  eine  nicht  leicht 
durchdringbares  Gewirr  verschiedenartigster  Bechtsyerhältnisse, 
deren  systematischer  Darstellung  nicht  nur  die  Sprddigkeit  des 
Stoifs  an  sich,  sondern  auch  die  Mannichfaltigkeit  und  Buntheit 
der  Bechtsgestaltung  in  den  einzelnen  Staatsgebieten  im  Wege 
steht;  nicht  minder  erweist  sich  die  Verschiedenartigkeit  der  Be- 
zeichnung für  gleichartige  oder  ähnliche  BeehtsTerfaältnisse  als 
störend.  Immerhin  lüsst  sich  sagen,  dass  der  Aufgabebereich  jener 
Gesetzgebung,  die  man  in  ilirer  Gesammtheit  Agrargesetze  zu 
nciiiit'ii  ptiegt,  die  richtiger  aber  wolil  als  Ablösungsgesetze 
oder  G  runden tla st ungsge setze  (im  Unterschied  von  anderen 
Gesetzen  agrarischen  Inhalts)  bezeiclmet  werden,  im  Wesentlichen 
Folgendes  umtasst: 

1.  Die  Tlorstollung  der  persönlich  c  ii  Freiheit  des  l^aiiern- 
stan(le>  (Aufhebung  derLeibeigeiisrliafto(h'raiiiilielier  Kechtsiiistitute): 

2.  die  Herstellung  seiner  w  irt  hsc  liaf  tlic  h  e  n  Freiheit 
(Zurückgabe  des  vollen  Kigenthums  am  Grund  und  Boden)  und 
im  Zusammenhang  damit 

3.  die  Aufhebung  der  auf  dem  Gnmd  und  Boden  haftenden, 
dem  alten  gutsherrlichen  Verband  entstammenden  Lasten 
(Zwa  n  gsfro h n  d  en  und  Abgaben):  endlich 

4.  die  Autbebung  der  zu  Gunsten  der  Grundherrschaften  auf 
dem  bäuerlichen  Grund  luul  Boden  in  Anspntch  genommenen 
Dienstbarkeiteu  (Weiderechte). 

Im  weiteren  Sinne  gehört  hierher: 

5.  Die  Aufhebung  der  Jagd-  und  Fischereigerechtig- 
keiten grundherrlicher  Art,  sowie  der  Bannrechte  und 

6.  die  Beseitigung  der  auf  dem  alten  Grundherrlichkeitsver- 
hältniss  beruhenden  Patrimonialgerichtsbarkeit  und  der 
gutsherrlichen  Folizeigewalt. 

Die  nachfolgende  Darstellung  wird,  an  dieses  Schema  sich 
anschliessend,  zunächst  die  allgemeinen  Grundsätze  für  die  Durch- 
führung des  Befreiungswerks  und  sodann,  anknüpfend  an  die 
einzelnen  der  Aufliebung  unterworfenen  Reetitsverhältnisse,  diese 
nach  der  volkswirthschaftliehen  Seite  würdigen  und  die  Gesichts- 
punkte erörtern,  unter  denen  die  Beseitigung  erfolgte  bezw.  hätte 
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erfolgen  soüfu.  Eine  kurze  Schilderung:  di's  äusseren  Verlaufs  der 
Ablösungsgesetzgebung  in  einzelnen,  besonders  in  Hetracht  kom- 
menden Staaten  wird  sodann  diese  Barstellung  beschliessen. 

g  21.  Allgemeine  Grundsätze  der  Durchführung. 

In  allen  Fällen,  in  <lenen  nicht  die  entschädiL;iiiiL:  sl«tsi'  Aufhebung 
bestimmter  giundherrlicher  Kechte  in  Frage  stand,  war  im  Wesent- 
lichen dreierlei  zu  erwägen :  1.  ob  man  die  Ablösung  der  bäuer- 
lichen Lasten  der  Vereinbarung  der  Betheiligten  (unter  Aufstellung 
bestimmter  Grundsfltse)  freizustellen  oder  eine  Ablösungspflicht  zu 
Terordnen  habe ;  2.  nach  welchen  Normen  die  Entschädigung  fest- 
zustellen und  zu  zahlen  sei;  3.  ob  der  Staat  als  solcher  ausser 
durch  seine  Gesetzgebung  auch  sonst  fördernd  und  unterstatzend 
in  das  AblösnngBwerk  einzugreifen  habe.  Im  Einzelnen  ist  hier 
zu  bemerken: 

1.  Freiwillige  und  Zwangsablösung.  Die  Anschauung, 
dass  es  sich  um  die  Lösung  von  dem  privaten  Kechte  angehörender 
Verpflichtungen  handle  und  die  bedächtige,  ja  ängstliche  Vorsicht, 
die  die  ersten  Stadien  des  Ablösungswerks  der  meisten  Staaten 
kennzeichnet,  führte  zunächst  dahin,  entweder  die  Zustimmung 
beider  Theile  zu  fordern  (ältere  bayrische  und  österreichische  Ge- 
setzgebung) oder  doch  die  Ablösung  von  dem  Antrag  entweder 
nur  des  einen  oder  anderen  Theils  (Provocationsrecht!) 
abhängig  zu  macheu  (Grundsatz  der  preuss.  Gesetzgebung).  Bei 
der  Würdigung  dieser  Ordnung  imiss  man  sich  vor  Augen  halten,  dass 
die  Einsicht  von  der  Nothwentiigkeit  der  Ablösung  in  ()en  Kreisen  der 
Berechtigten  doch  nur  selten,  wenigstens  in  der  ersten  Zeit,  vorhanden 
war,  dass  daher  von  dieser  Seite  die  freiwillige  Ablösung  keiiu'  sehr 
erhebliche  Förderung  tainl.  dass  aber  ebenso  auf  Seiten  der  VerpHich- 
teten  die  bekaiiiilc  SchwerläUigkeit  der  bäueilichni  llcvölkerung. 
auch  ilie  Srlitni  \  or  der  Uebernahnu*  «ler  Ablösungsscliuld  o(Un"  auch 
eine  geNsissf  Acjigstlichkeit  gegejuiltfr  dvn  seitherigen  (IniiHliieiien. 
oder  endlich  die  Hottnunir  auf  günstigere  Ahlösunfjshedingungen 
iu  der  Zukimft*)  das  Provocationsreclit  vielfach  v^rkünuncrte.  im 


^)  So  auch  iu  Ha  (Ion  beobachtet,  vgl.  mein  Handbuch  des  bad.  Laudwirth- 
Mhafisrechts,  1887,  S.  23. 
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GeirensHtz  zu  Frankreich,  wo  die  Beseitisrimu  aller  Icudülen 
Lasten  sehleelitlün  decretirt  wuiile,  blieb  denn  aiicli  in  den  übri2:en 
l  uiopäistdien  Staaten,  in  denen  die  Al)lü»iiiig  \  un  dem  Antrag  des  einen 
oder  anderen  Tht  ils  abhäimi«;  gemacht  worden  ist,  im  Alli^enieinen 
der  Fortaanc'  des  l]elieiiuii4swerks  ein  ibnikbar  s(  li1ep])en(bT  nnd 
es  war  daiier  cinM  folgerichtige  Ansgestaltnng  der  ( l('r>t>tzgei)ung. 
wenn,  naeh  Erkennung  der  vviithschalllichen  und  ]M>litisehen  Notli- 
wendigkeit  der  Ablösung,  diese  schliesslich  als  eine  Zwangs- 
pflicht der  Betheiligtüu  statuirt  und  von  dem  Satz:  beneficia  non 
obtruduntur  abgewichen  wurde.  Einzelne  süddeutsche  Staaten  gingen 
schon  in  den  ersten  Decennien  in  dieser  Weise  vor,  in  weiterer 
Ausdehnung  aber  kam  es  hierzu  erst  im  Gefolge  der  stürmischen 
Bewegung  des  Jalires  1S48  (so  /..  B.  in  Oesterreich.  Patent  vom 
7.  Oc^ober  1848,  in  Baden,  Gesetz  vom  10.  April  1848  —  die 
Frohnden  daselbst  schon  im  Jahre  1831  im  Zwaugsweg  zur  Ab- 
lösung bestimmt),  während  die  norddeutsche  Gesetzgebung  bei  dem 
System  der  Provocation  im  Wesentlichen  verblieb.  Zuweilen  wurde 
auch  ein  vermittelnder  Weg  eingeschlagen,  indem  zwar  die  Um- 
wandlung der  Abgaben  und  Dienste  in  eine  Geldrente  gesetzlich  vor- 
geschrieben, die  Ablösung  dieser  Bente  aber  in  das  Belieben  der 
Pflichtigen  gestellt  wurde  (Bayern,  Ges.  vom  4.  Juni  1848).  — 
Wo  wie  beim  Zehnten  und  anderen  Naturalabgaben  eine  ver- 
einzelte Ablösung  der  Berechtigten  beschwerlich  hätte  fallen  lassen 
mässen  (wegen  Beibehaltung  der  für  die  Einhebung  der  Naturalien 
bestimmten  Einrichtungen)  und  doch  auch  eine  zwangsweise  Ab- 
lösung nicht  belieht  wurde,  bedurfte  das  Provocation srecht  einer 
solchen  (Jestaltnng.  dass  es  nur  beim  Yorliandensein  einer  bc- 
stiiiinilen  An/ahl  Antragsteller  seine  Kecbtswirkung,  dann  aber  auch 
allen  anih-reii  Pflichtigen  derselben  Gemeinde  gegenüber  äus&tTte 
(z.B.  in  England  zwei  Drittel  Mehrheit  erttndert,  in  Preussen 
lind   anderen    norddeutschen   Staaten    die  Mtdudieit.   während  in 
Barlen  ein  Dritte]  der  Pllielitiuen,  welche  /uuleieb  die  Hällle  der 
7,ehntl>aren  ( tnind>t iicke  besitzen,  über  die  Aldr.vuno  lu-sehliessen 
konnte).  —  Kine  zwangsweise  Ablösung  wird  >elbstredeud  nur 
dann  von  den  erwarteten  üünstigen  Folgen  lieLileitet  sein,  wenn 
die  allg<'meinen  wirthschartlichen  und  socialen  iirundbe<lingungen 
lieiicben  sind:  andernfalls  kann  zunächst  für  die  Betheilig-teii  wie 
für  die  ganze  Volkswirthschaft  die  Befreiung  zu  einem  Danaer- 
geschenk werden,   wie   die  Krfahruiigen  unmittelbar  nach  dem 
Emancipationswerk  in  Kussland  dargethan  haben,  dessen  bäuer- 
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liehe  Bevölkerung  für  den  unvenaittelten  Sprung  in  volle  Freiheit 
offenbar  nicht  reif  war^). 

2.  Bei  der  rechtlichen  Ausgestaltung  der  AblOsungsgesetzge- 
bung  war  im  Uebrigen  in  jedem  einzelnen  Fall  zu  entscheiden, 
nach  welchem  Maassstab  die  Entschädigungsleistung  der 
Pflichtigen  festzusetzen  und  in  welcher  Weise  dieselbe  zu  ent- 
richten sei.  Ging  man  hierbei  von  der  zutrefFenden  Anschauung 
aus,  das8  dem  Berechtigten  volle  EntschädiLning  gebühre,  so  waren 
die  Normen  für  die  EniiitlhiuL:  der  Entschiidigimg  von  sell»er  ge- 
ireben.  wie  schwieriir  hulIi  im  Kin/i'Uall  die  Anwemiunu  dieser 
Nornieu  sich  gestalten  mochte,  wobei  zu  bemerken  ist: 

a)  Die  Kormirung  der  Entschädigungsleistung  ge- 
staltete sich  meist  so,  dass  der  mittlere  Jahreswertb  der  abzulösen- 
den Leistung  oder  Abgabe  tmter  Zugrundelegung  eines  bestimmten 
Zeitraums  festzustellen,  fQr  die  ebenso  zu  ermittelnden  Gegen- 
leistungen des  Berechtigten  ein  entsprechender  Abzug  zu  machen 
und  falls  die  so  ermittelte  Jahressumme  durch  Kapitalabzahlung 
abgetragen  werden  sollte,  der  landesübliche  Zinsfuss  für  die  Kapita- 
lisirung  zu  Grunde  zu  legen  war  (d.  h.  4 — 5  %  oder  der  20  bis 
25  fachen  Betrag  des  Jahreswerths). 

h)  In  nidit  seltenen  Ffillen  ist  indess  auch  ein  geringeres 
Vielfache  für  die  EntschädigungslMUK  ssung  gewählt  worden,  nament- 
lich dann,  wenn  es  sich  um  Beichnisse  handelte,  die  wegen  der 
schwankenden  Art  des  Eingangs  oder  der  Yerschiedenartigkeit  der 
Gegenstände  der  Abgabe  oder  der  Kleinlichkeit  der  Abgabe  über- 
haupt für  den  Empfänger  ohne  erheblichen  Werth  waren  (die  Be- 
sitzveränderungsabgabcn  in  Baden,  z.  B.  mit  dem  Zwdlffachen 
abgelöst) ;  oder  auch,  wenn  im  gegebenen  Falle  die  bäuerliche  Last 
als  besonders  drückend  hoch  erschien  (preuss.  Edict  vom  14.  Sept. 
1811 :  die  Entschädigung  soll  bei  erblichen  Bauerngütern  ein  Drittel 
des  Werths  nicht  übersteigen;  neues  preuss.  Gesetz  vom  2.  März 
1850:  jeder  Pflichtige  Besitzer  kann  fordern,  dass  ihm  ein  Drittel 
des  Reinertrags  verbleihe):  aber  auch  dann,  wenn  gewisse  Leistungen 
riu  ht  sowohl  als  dingliche  Lasten  des  hiiuerlichen  Guts,  sondern 
als  dem  alten  riitciihanigkeitsverhand  entsprungene  persönliche 
Lasten  »ich  darsielltcn,  wie  Fauiilienfrohnden  (Baden,  Ablösung 


*)  Vgl.  Rosclll^r,  Aniii.  J  -Ml  §  12U  uud  die  spütcreu  Aiisilühiuugeu  in  §  21) 
am  Schliiss. 
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mit  (ii'Di  ZoliiifacluMi,  «Jos.  v.  Dec.  1831).  U('])n,u(Mis  wirktmi  auf 
(lio  Normiruiig  des  Eiitschädigungsfusses  auch  politische  Bcweggninde 
mit,  und  im  AH'jemtMtKMi  Find  desshalb  die  spätorcii,  durcl»  die 
Bewegungen  der  Jahre  I80O  und  1848  gezeitigten  Ablösuiigsgesetze 
den  Berechtigten  weniger  günstig  geworden  als  die  in  ruhigen 
ZeittMi  erlassenen.  Ziemlich  reotdmässig  statuirte  man  für  dieselbe 
Last  den  Ablösungsmodus  versrliiiMlen.  nämlich  hölier  oder  niedriger, 
je  nachdem  der  Pflichtige  oder  Berechtigte  kündigte,  indem  man, 
wo  letzteres  vorlag,  von  der  Annahme  ausging,  das8  die  Ablösung 
im  besonderen  Interesse  der  Gutsherrschaft  liege  und  desslialb  diese 
auch  mit  einer  mäsa^eien  Entschädigung  sich  zuMeden  geben 
dürfe.  (Baden:  Die  Ablösung  der  Gülten  und  Zinsen  erfolgt 
mit  dem  18  fachen  Betrag,  falls  der  Pflichtige,  mit  dem  9  bis  16fachen 
Betrag,  falls  der  Berechtigte  kündigte.  Ges.  v.  5.  Oct.  1820)^). 

In  Bezug  auf  die  Art  der  Umwandlung  und  der  schliees- 

lichcn  Ablösung  der  Last  ist  dabei  noch  folgendes  zu  beachten: 

aa)  Die  Ablösung  durch  Hingabe  eines  0  c  1  d  k  a  p  ita  1  s  dari 
zwjir  als  din  einfachste  und  raselicstc  Loskaufsart  bezeichnet  worden: 
sie  liegt  aber  zweifelsohne  mein*  im  Interesse  des  Bereehtiuteii.  der 
sofort  don  vollen  Gegenwerth  fiir  die  aufgegebenen  Bereehligungen 
empfängt,  als  in  dem  der  Verpilichteten.  für  welche  sie,  wenn  sie 
nicht  im  Besitz  von  Baarlva]iitalien  sind,  wegen  der  nöthigen  In- 
ans]>)  U(  hnahme  des  Oredits,  leicht  verhängnissvnll  werden  kann. 
Meist  ist  desshalb  die  Wahl  zwischen  der  Kapitalabfindung  oder 
der  Ablösung  in  Rentenform  von  dem  Uebereinkommen  der  Parteien 
abhängig  gemaclit  worden.  (80  im  preuss.  Edict  vom  14.  Sept, 
1811.)  Wird  aber  die  Kapitalabfindung  durch  Gesetz  vorgeschrieben 
(wie  der  Bogel  nach  in  Baden  geschehen),  so  bedarf  es,  wenn 
einigermaassen  erhebliche  Ablösungssummen  in  Frage  stehen,  jeden- 
falls eines  Dazwischentretens  des  Staats,  um  den  Pflichtigen  die 
Abtragung  zu  erleichtem.  (Siehe  unter  Ziffer  3.) 

bb)  Bei  der  Umwandlung  der  bäuerlichen  Lasten  in  eine  K  e  n  t  e 
wird  diese  Schwierigkeit  vormieden  und  es  ist  desshalb  diese  Ab- 
lösungsform meist  vorgezogen  worden,  sei  es  dass  man  (als  minder 
zweckmässig,  wegen  der  Veränderlichkeit  der  Krntcn)  eine  Kenten- 
zahlung in  Bodenerzeugnissen  vor.^(  lirieb  oder  die  Form  der  (ield- 
rente  wählte.    Als  ganz  besonders  erleichternd  für  den  Pflichtigen 

Ut'bei  blick  Uber  die  vt'ri>cbiedt!ue  ilohe  des  Ablösuugäfuss>&s  iu  den  eiiizulueu 
dentschen  Staaten  bei  Jude  ich,  a.  a.  0.,  S.  225  if. 
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erachieD  die  Form  der  Zeitrente,  weil  mit  deren  Entrichtung 
iiin€flialb  bestimmter  Zeit  die  Hentenschuld  des  Grundliolden  von 
selber  sieh  tilgte,  minder  yortheilbaft  allerdings  fOr  den  Berechtigten, 
weil  er  unter  Umstftnden  für  die  kleinen,  mit  Zinsesziosen  ver* 
mengten  Theiixahlungen  (Annuitftten)  nicht  sofort  die  zweckmässige  * 
Anlage  zu  finden  vermochte;  daher  das  vermittelnde  Eintreten  des 
Staats  auch  bei  dieser  Art  der  Einlösung  erforderlich  wurde. 

cc)  Statt  der  Ablösung  in  Geld  kann  schliesslich  auch  eine 
solche  in  der  Form  der  Landabtretung  in  Frage  kommen;  wie 
solche  in  England  betreffs  der  Ablösung  der  auf  den  copyholders 
ruhenden  Verpflichtungen  und  namentlich  in  Preussen  (Edicte 
von  1811  und  1816)  beliebt  wurde.  Für  den  Gutsherrn  kommt 
hierbei  in  Betracht,  dass  er  einen  seiner  bisherigen  BereclitiLruiig 
iialie  verwandten  Gegeuwerth  erhält,  der  luil  der  Zeit  wach.sende 
Erträgnisse  verspricht;  für  don  Pflichtigen,  dass  die  Abtretung  von 
Land  ihm  leichter  fallen  wird  als  die  Aufbringung  von  Geldrenten 
odor  ir-dr  piner  Kapitalabzahlung.  Diese  Erwägungen,  so  bestechend 
sie  auch  erscheinen  mögen,  treffen  indess  den  Kern  der  Sache 
nicht:  denn  nicht  darauf  kam  es  an,  einen  lür  die  Betheiligten 
augeuldicklich  angenehmen  Ablösungsmodus  zu  wählen,  sondern 
einen  solchen,  der  nachlialtig  beiden  Theilen  zum  Vnrtiitdl  Liereichte. 
Unter  diesem  Gesichtspunkte  erscheint  aber  die  Landabhndung 
zumal  fttr  Preussen  in  einem  wesentlich  anderen  Lichte:  denu 
die  in  einzelnen  Provinzen  ohnehin  vorhandenen  grossen  Besitzes- 
ungleich iieiten  wurden  durch  die  Ueberweisung  von  Landtiftchen  an 
de!i  ndeligen  Grossgnmdbesitz  auf  Kosten  der  Bauemstellen  um 
ein  Wesentliches  verschärft  und  <1it>  socialen  Gegensätze  auf  dem 
flachen  Lande  nicht  sowohl  gemildert  als  befestigt;  eine  grosse 
Anzahl  Bauemstellen  sank  in  Folge  der  Landabtietung  zu  Zwerg- 
wiithschaften  herab,  denen  die  Gewähr  dauemden  Bestandes  von 
Tomherein  fehlte  und  mit  deren  theilweisem  Verfall  das  bäuerliche 
Element  auf  dem  flachen  Land  abermals  eine  Schwächung  erfuhr. 
Die  Haassregel  erwies  sich  endlich  nicht  einmal  vom  Standpunkt 
der  Hebung  der  Bodencultur,  von  dem  aus  sie  —  unter  dem  Ein- 
druck der  dem  Grossgrundbesitz  an  sich  innewohnenden  Tendenz 
rationeUster  Bewirthschaftung  —  wesentlich  befürwortet  worden 
war,  durchweg  zutreffend,  da  viele  der  auf  diese  Weise  bedachten 
Gnmdherren  weder  über  das  nöthige  Maass  von  Betriebskapital, 
noch  über  die  ausreichende  Zahl  von  Arbeitskräften  verfüerten.  um 
der  Forderung  intensiverer  Cultur  genügen  zu  können.    Die  nach- 

BaehoBber ge  r,  A.,  Agrarpolitik.  L  8 
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theiligen  Folgen  des  Loskaufs  in  der  Form  der  Landabtretung 
mussten  um  so  mehr  sich  geltend  machen,  je  grosser  der  Proeent- 
satz  an  Land  war,  den  der  Pflichtige  abgeben  musste  (inPreussen 
ein  Drittel  bis  zur  H&lfte,  je  nachdem  er  Erbrecht  hatte  oder  nicht, 
wobei  dem  Grundherrn  die  Wahl  zwischen  der  Form  der  Land- 
abtretung oder  des  Geldabkaufs  zustand,  Yorbehaltlich  allerdings 
der  Entscheidung  durch  die  Staatsbehörde  in  Streitfällen),  während 
sie  da  zuracktraten,wo  dieser  Procentsatz  sieh  in  mässigen  Schranken 
hielt  (wie  in  Hannover,  wo  höchstens  Ve  Landes  zu  Zwecken 
der  ZehntablOsung  abgetreten  zu  werden  brauchte:  Ges.  v.  1831 
und  1833).  "Und  man  darf,  so  bewunderungswürdig  im  TJebrigen 
der  Geist  war,  von  dein  die  Preussiseheii  Edicte  von  1807  und 
181 L  getragen  waren,  daher  wobl  sagen,  dass  gerade  das  hier  ge- 
wählte Princip  der  Ablösung  nicht  die  glücklichste  Seite  der  Gesetz- 
gebung gewesen  ist,  zumal  diese  nachmals  diurch  die  Nichtaus- 
dehnung  des  Befreiungswerks  auf  einen  grossen  Theil  der  klein- 
häuerliclien  lievölkerung  eine  abermalige  Abschwächimg  erfuhr 
(§  23).  Dabei  mag  eingeräumt  werden,  dass  jener  Zeit  social- 
politiöche  Erwägungen  über  vortheilhafte  Gliederung  der  landwirth- 
schaftlichen  Besitzverhältnisse  ferner  lagen  als  der  heutigen  und 
dass  die  damaligen  Anschauungen  wesentlich  durch  Rücksichten 
des Productionsinteresses  geleitet wiurden, das  man, Angesichts 
des  mächtigen  Emporstrebens  der  Landwirthschaft  auf  don  Gatem 
der  englischen  Lords,  in  grossen,  intelligent  umgetdebenen  Be- 
sitzungen eher  als  in  mittleren  und  kleinen  Anwesen  gewahrt 
glaubte;  so  dass  nicht  Wunder  nehmen  darf,  wenn  hervorragende 
Volkswirthe  und  Freunde  der  Landwirthschaft,  wie  A.  Thaer,  zu 
jenem  Abldsungsmodus  durchaus  freundlich  sich  stellten. 

3.  Die  Mitwirkung  des  Staats  bei  der  AblOsungs- 
gesetsgebung.  In  sehr  wirksamer  Weise  wurde  in  den  meisten 
Staaten  das  Abldsungswerk  dadurch  gefördert,  dass  zunächst  der 
Staat  als  solcher  die  Lage  seiner,  derDomanialbauern,  zu 
bessern  sich  bemflhte;  dies  musste  nicht  nur  mittelbar  auf  die 
Verhältnisse  der  sonstigen  Bauern  günstig  einwirken,  sondern  es 
sind  jene,  meist  aus  der  unmittelbaren  Initiative  wohldenkender 
Fürsten  hervorgegangenen  MaassUahmen  vielfach  der  uunittbare 
Ausgangspunkt  zu  umfassenderen  Keformarbeiten  auf  diesem  Ge- 
biete flberhaupt  gewesen.  Im  Uebrigen  war  die  Aufgabe  des  Staats 
mit  der  Edassung  der  Ablösungsgesetze  und  der  zu  ihrem  Vollzug 
dienenden  Vorschriiten  nicht  erschöpft;  für  die  gute  DurcliführuDg 
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des  Ablösungswerks  war  vielmehr  in  umfangreichem  Haasse  die 
dauernde  liütwirkung  des  staatlichen  VerwaltangspersonalB  eifoider- 
lich  und  in  einzelnen  grösseren  Staatswesen  ist  wohl  auch  fOr 
diesen  Zweck  ein  besonderer  Behördenorganismus  mit  eigenem  In- 
stanzenzug geschaffen  worden  (hierher  zfthlen  z.B.  die  in  Preussen 
durch  die  Yerordnung  vom  20.  Juni  1817  geschaffenen  General- 
eommissionen).  Als  ganz  besonders  forderlich  im  Interesse  der  Berech- 
tigten wie  der  Pflichtigen  hat  sich  sodann  die  vielfach  beliebte 
Schaffuiiu  von  staatlichen  Leihkassen  (Landrentenbanken  in 
Preussoii  und  Sachsen,  Landescreditkassen  in  Nassau,  Zelmt- 
schuldputilgungskasse  in  l>a<ieu  ek.)  erwiesen,  sei  es.  dass  diese 
dazu  bestimmt  waren,  den  Pflichtigen  die  Ablösunffssumnion  auf 
Wiederersatz  vorzuschiessen,  sei  es,  dass  sie  die  unnntt('ll)aiv  Be- 
friedigung der  Bereclitiuton  (in  Baar  oder  durch  Ausiulgung  von 
Staatsschuldhri('tVn)  vollzoo;eii  .2:eiren  Tlostattung  langsairipr  Tilgunif 
von  Seiten  der  Ptliehtigeii.  Dabei  wunli'ii  den  letzteren,  aligesehen 
von  der  Möglichkeit  erleichteii/er  Abtragung  der  Last  in  Form  von 
Annuitäten  (die  Tilginigsquoten  bewegten  sich  meist  von  Vs^o 
aufwärts  und  betrugen  z.  B.  in  Preussen  VaVo^  Hessen  1%, 
in  Baden  IV/o)»  auch  andere  Voiibeile  eingeräumt,  indem  man 
ihnen  entweder  einen  billigeren  als  den  landesüblichen  Zinsfuss 
berechnete  oder  die  Kosten  der  Verv  nltuTiix  der  betreffenden  Kassen- 
anstalten auf  die  Staatskasse  übernahm  oder  geradezu  einen  Theil 
des  AbUisungsaufwands  der  Allgemeinheit  zuwies. 

So  wurde  in  Preasaen  nach  dem  Ueseüc  vom  2.  Märe  18äü  den  rflichtigeu 
ein  Zelutol  der  emrittolton  Itente  erlasson,  in  Bayern  statt  dea  von  der  Ablösungs- 

kasse  an  die  Berechtigten  zu  zahlendt  n  /.wanzigfachen  Ketrags  der  „(Jruudrenten* 
nur  der  achtzehnfache  Betrag  den  Ptiichtigeu  berechnet  (mit  einem  Opfer  aus  der 
Staatskasse  von  26—27  Millionen  M.),  in  Württemberg  hinsichtlich  der  Ablösung 
der  Beeden  und  peradnlichen  Frohuden  in  ähnlicher  Weise  verfahren,  ja  die  Ent- 
schädifmng  für  die  sog.  Leibii^reiischaftsabgaben  «rfinzlicli  auf  die  Staatskasse  über- 
nommen ( Gesammtaufwand  3,ä  Millionen  M.);  in  Baden  zur  Ablösung  des  Zehuten 
ein  Fünftel  des  Ablösimgskapitals  (14  Mill.  M.)  zugeschossen  und  in  dem  bad.  Gesefat 
vom  10.  April  1848  die  Entschädigung  für  die  damals  noch  Ix  standenen  und  nun- 
mehr aufgehobenen  gutsherrliclien  Abgaben,  für  die  nicht  ein  privatrechtlicher 
Entstellungsgrund  der  Berechtigung  nachgewteMn  werden  konnte,  ebenfalls  als  «ine 
Last  der  Staatskasse  erklärt.  Ebenso  ist  itt  Oesterreich  ein  Theil  der  AblÖHingB* 
summe  vom  btaat  übemommen  worden. 

l)ais  solche  Aufwendungen  zti  La.sten  (ler  AUgemoiiilieit  ge- 
rechtfertigt waren,  wird  man  auch  heute  noch  einräumen  dürfen ; 
sie  waren  es  jedenfalls  in  Fällen  letzterer  Art,  wo  also  die  Abgabe 
einen  öffentlich-rechtlichen  Thanikter  an  sieh  trug:  aber  wohl  auch 
gegenüber  den  anderen  Lasten  der  bäuerlichen  Bevölkerung,  da 
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die  AblöBung  einem  aUgemeinen  Staatazweck  diente,  mit  deiselbeiii 
die  höchsten  Interesflen  der  gesammten  Bodenprodoction  verknüpft 
waren  und  einem  lange  Zeit  hindurch  flberhürdeten  Stande  nicht 
wohl  zugemuthet  werden  konnte,  aus  drAekenden  YerhUtnissen, 
in  die  er  ohne  seine  Schuld,  wohl  aber  mit  Duldung  der  Staats- 
gewalt allmählich  gerathen  war,  allein  aus  eigenen  Mitteln  sich 
zu  lösen,  zumal  dann,  wenn  nach  Lage  der  Verhältnisse  der  Los- 
kauf  die  wirthschafUiche  Leistungskraft  der  Bethmügten  zu  Uber- 
Steigen  schien.  Wie  ja  auch  heutzutage  bei  grossen  Helioiations- 
werken,  deren  Durchführung  aus  Gründen  des  Staatswohls  zu 
wünschen  ist,  aber  an  der  wirthscliaftlichen  Schwäche  der  un- 
mittelbar BeilituUg-ten  scheitern  würde,  der  Staat  als  aolclier  keinen 
Anstand  nimmt,  mit  den  Mitteln  der  Allgemeinheit  helfend  ein- 
zugreifen. 

g  22.  Die  Eerstellung  persönlicher  Freiheit. 

Wenn  bei  den  Maassnalinien  zu  (Tinisten  des  Bauernstandes, 
welche  im  18.  Jahrhundert  begannen,  von  Herstellung^  persönlicher 
Freiheit  die  Rede  ist,  so  darf  nicht  die  Meinung  aufkommen, 
dass  in  jener  Zeit  im  mittleren  und  westlichen  Eiu-opa  Zustände  im 
Sinn  der  Sklaverei  oder  des  strengen  Tieibeigenschaftsrechts  der 
alten  Stammesverfassung  in  der  Kegel  bestanden  hätten.  Zwar 
wird  in  der  zeitgenössischen  Literatur  und  in  den  Eegierungs- 
decreten  vielfach  der  Leibeigenschaft"  Erwähnung  gethan;  man 
hat  danuiter  aber  im  Wesentlichen  zu  verstehen,  dass  der  Bauer, 
sei  es  im  Yerhftltniss  zum  Staat  (als  Domanialbauer),  sei  es  im 
Yerhältniss  zum  gnmdherrlichen  Besitz  oder  sonstigen  Grossgrund- 
besitz (aueh  kirchlichen)  an  die  Scholle  gebunden  war,  d.  h.  ohne 
Zustimmung  des  Staats  oder  des  Qrundherm  etc.  das  ihm  zur  Be- 
nutzung Überlassene  Land  oder  den  Gutsbezirk,  zu  dem  er  durch 
Geburt  gehörte,  nicht  und  jedenfalls  nur  gegen  Entrichtimg  eines 
Abzugsgeldes  verlassen  durfte;  femer  dass  er,  neben  den  ihm  nach 
bestehendemBechtobliegendenlandwirthschaftlichenDienstleistungen 
(Frohnden)  und  Abgaben,  zu  besonderen  persönlichen  Dienst- 
leistungen (Gesindedienst)  \  erpflichtet;  dass  im  Zusammenhang 
mit  der  SchoUenpflichtigkeit  die  Freiheit  der  Berufswahl  unter- 
bunden, das  Verehelichungsrecht  viellach  beschränkt  und  dass 
—  als  Ueberbleiböel  der  alten  Rechtsunfähigkeit  im  Vermögens- 
erwerb —  gewisse  Abgaben  imstäudiger  Art,  nämlich  auf  den 
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Todesfall  (Mortuarium,  Besthaupt  etc.)  zu  entrichten  waren,  wozu 
vereinzelt  regelmftssige  jährliche  Entrichtungen  kamen,  welche  die 
Fortdauer  dieses  Verhältnisses  äusserlich  bekräftigen  sollten,  wie  die 
unter  dem  Namen  „Leihzinses  „Leihschilling**  bekannten  Abgaben^). 

Man  vertäiirt  daher  richtiger,  den  erwülintcii  Zustand  bäuer- 
licher Unfreiheit  als  „Scholl enpflichtiglieit'  oder  —  dem 
Sprachgebrauch  Preussischer  Behörden  (im  Unterschied  von  der 
Sprachweise  der  älteren  königlichen  Edicte)  folgend  —  als  „  E  r  b  - 
unterthänigkeit",  „  G utsunt  o  rthiiiii gkeit"  zu  bezeichnen. 
Jedenfalls  ist  danach  mit  der  Aufhebimg  der  Leibeigenschaft, 
wie  sie  in  Oesterreich  unter  Joseph  II.,  in  Freussen  unter  Frie- 
drich M.  (1763  und  1773)  und  anderwärts  verf&gt  wurde,  nur 
der  Sinn  zu  Terbinden,  der  auch  dem  die  Beseitigung  der 
Erbunterthänigkeit  aussprechenden  Preussischen  Edict  vom 
9.  Kovember  1807  zu  Grande  liegt,  daas  nämlich  die  Gebun- 
'  denheit  an  die  Scholle  und  der  persönliche  Dienstzwang,  letzterer 
soweit  es  sich  nicht  um  die  herkömmlichen  landwlrthschaft- 
lichen  (gutsherrlichen  und  staatsrechtlichen)  Frohnden  handelte, 
und  dass  die  aus  dem  Leibeigenschaftsverhältniss  fliessenden  be- 
sonderen Entrichtungen  in  Wegfall  kommen  sollten,  wogegen  in 
den  Übrigen  gutsherrlichen  Verhältnissen  eine  Aendening  vorerst 
nicht  eintrat.  Eine  grosse  wirthsehaftliche  Tragweite  wohnte  daher 
der  Maassregel,  solange  letzteres  der  Fall  war,  nicht  inne:  iliren 
vollen  wirthschaftlichen  und  sociulpolitischen  Gehalt  empfing  sie 
erst  dann,  als  man  sicli  anschickte,  den  unerblichen  bäuerlichen 
Besitz  in  erblichen  umzuwandeln  und  ebenso  an  die  Beseitigung 
(Ke^ulirung)  der  sonstiu-en,  mit  den  gutsherrlichen  Verhältnissen 
verknüpften  rechtlichen  Be/.ieliimgeu  zwischen  Gutsherr  und  Bauer 
heranzutreten,  welche  Aufgabe  indes»,  abgesehen  von  Frankreich 


Das  Vorhaudensein  einer  Leibeigenschaft  iu  dem  Sinne,  dass  der  Leibeigene 
lediglich  Sache  Ist,  desshalb  auch  verkauft  und  Tertanscht  werden  kann,  bat  in 
Deutschland  nur  vereinzelt  (in  Holftein,  Mecklenburg  und  Nett-Yorpommem)  und. 
auch  liier  im  18.  Jahrhundert  nur  vorübergehend  bestanden,  yne  dies  Knapp, 
(Leibeigenschaft  im  östlichen  Deutscliland,  Preussische  Jahrbücher  1891,  S.  233  ff.) 
nadigewiesen  haben  dürft«.  Demgemäss  wird  von  Knapp  auch  die  Bedeutung  der 
80g.  Leibeijienscliaftsi'dicte  früherer  PreussiscluT  Konii^c  auf  das  rirliti;r«'  .Maass 
sniuckgefiihrt  und  mit  Hecht  betont,  dass  die  in  das  alte  Preussische  Landrecht 
▼on  1794  «n^enomnieiie  Beetinunting:  „es  findet  die  ehemaUife  LeibeM^schaft  als 
eine  Art  der  pcrsniiliclien  Sklaverei  auch  in  Anselnmi::  (U-r  Tlcwolinor  dos  platten 
Landes  nicht  statt"  —  nicht  dahin  verstanden  werden  darl,  als  ob  erst  nunmehr 
eine  bis  dahin  bestandene  Ldbeigenichaft  an^iebobeii  nnd  in  die  ndldere  Brbunter- 
thänigkeit  verwandelt  worden  sei,  da  letalere  vielmehr  schon  lange  vorher  die 
ausnahmslose  Kegel  gebildelt  habe. 


Digitized  by  Google 


118  Kap.  L  Bätterliehe  Unfreihflit  und  AblöBUDg^esetsgelmng. 


Überall  zeitlich  getrennt  von  der  obigen  Maassnahmo  7Air  Durch- 
fOhruiig  gelangte.  Immerhin  war  mit  der  Froclamirung  de»  Grund- 
satzes der  persönlichen  Freiheit  (Freihoit  des  Abzugs,  Frei- 
heit der  Beruf  Sirahl)  ein  wesentlicher  Scliritt  vorwärts  gethan 
und  mit  ihm  die  Orundlage  für  einen  weiteren  Ausbau  des  Be- 
fireiungswerks  gewonnen. 

Eiue  wesentliche  andere  Bedeutung  kommt  dagegen  der  Auf  hebung  der  Lcib- 
eigeuschaft  iu  jßutislaiid  an  (GeseUs  vom  19.  Februar  1861),  weil  iu  diesem 
Lande  bis  dahin  die  Ldbeigenscliaft  in  strengster  Form  bestand,  Termoge  deren 
(l(>r  Bauer  kaum  etwas  aufleve.s  als  Vennfig-eiisobject  des  rhitsherm  war,  indem  er 
nur  für  dieseu  ei\Niibt,  von  ihm  verkau^^  verscUeukt  etc.  werden  konnte;  indem 
ferner  der  Zwang  zu  persSnlichan  Dienst  nicht  bloss  auf  die  Arbeiten  im  Gutahofe 
sich  beschränkte,  sondern  alle  Arten  häuslicher  Verrichtungen,  auch  ausserhalb  des 
Gutsbezirkes  in  sich  srhlnss  fVerhältniss  der  sog.  „Hofleuto");  iudeni  weiter  ein 
Leibeigensrliaftsverhältuiss  juit  dem  Reclit  zur  Eiutonleriing  von  Abgaben  selbst 
ohne  das  \  (uliaiideusein  von  Grundbesitz  und  selbst  gegenüber  Nichtbaueni  (Ge- 
werbetreibenden, Kauf  leuten)  Platz  griff  ( V  erhältniss  der  Obrokbauem  und  Obroklente) 
und  indem  endlich  die  ätrafgewalt  des  Uenii  gegenüber  dem  Leibeigenen  eine 
nahezu  unbesehrftnkte  war.  (B.  Tschitscherin  im  Deutschen  Staatswörterbach 
und  J.  T.  Keussler  im  Hdwb.  der  St  W.,  Art.  Bauembefreinnip.) 


§23.  Die  Verleihung  des  Eigenthumsrechts  am  Grund 

und  Boden. 

1.  Das  Besitzrecht  der  Bauern  an  dem  von  ihnen  bowirthschaf- 
teten  Grund  und  Boden  hatte  sich,  wie  die  Ausführungen  in  §  18  ff. 
ergeben,  im  Lauf  der  Zeit  durchgehends  verschlechtert;  entweder 
waren  sie  7ai  blossen  Zoitpächtern  (Schottland,  Irland,  Neuvor- 
pommern) herabgedrückt  worden  oder  —  der  gfinstigere  Fall  — 
es  war  ihnen  zwar  ein  dingliches  Nutzungsrecht  zugestanden, 
während  das  Obereigenthum  bei  dem  Grundherrn  (bezw.  dem  Staat 
oder  der  Kirche)  verblieh,  aber  dieses  Nutzungsrecht  (sog.  lassi- 
tischer  Besitz  in  Freussen)  war  nicht  durchweg  ein  vererbliches, 
vielfach  vielmehr  nur  ein  auf  die  Lebensdauer  des  bäuerlichen 
Besitzers  eingeräumtes  und  selbst  mit  dieser  Beschränkung,  wegen 
der  dem  Gutsherrn  meist  zustehenden  Befugniss,  dem  Bauer  zu 
kundigen  (ihn  „ahzustiften**),  ein  hOchst  precäres.  Auch  wo  die 
Vererbung  als  solche  gewohnheitsrechtlich  oder  durch  geschriebenes 
Becht  sich  gewährleistet  fand,  war  sie  doch  nicht  immer  eine  un- 
bedingte, vielmehr  in  einzelnen  Landesrechten  auf  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Geschlechtem  beschränkte,  und  auch  bei  Erbgütern 
wird  nicht  selten  dem  Gutsherrn  beim  Vorliegen  bestimmter  Vor- 
aussetzungen das  Kecht  der  Austreibung  („Abmeierung")  einge- 
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räumt  Hand  in  Hand  mit  diesem  beschränkten  Eigenthiimsrecht 
ging  als  natürliche  Folge  eine  weitgehende  Einengung  der  Ver- 
fOgungsfreiheit  des  Bauern  tlber  das  Gut  in  Bezug  auf  Verkauf  und 
YerBchuldung  einher. 

Yär  die  IJuutschückigkeit  der  rechtlichcu  Oestultunp  der  {nitslierrlit  li-bäner- 
iiehen  V'erhältnisHe  in  hezug  anf  das  Kesitzrecht  von  Grund  und  Boden  bietet  ein 
zutroffciiflrs  Beispiel  das  Bayrische  Kecht,  das  Kibrecht ,  Ltil)n'rhf .  NciHtift  ntid 
Freistift  nutcrücheidet.  Beim  Erbrecht  ging  das  verliehene  Uut  auf  die  Krben  uud 
Nacbkommen  des  Otundholdeii  über;  beim  Besitz  nach  Leibrecht  war  die  Yer- 
Icihiin«:   auf  dir   Lcbcnsdaiirr   des  (Iriuid  Ii  o  1  d  r  ii   lirschräiikt ;   beim  Xciistift  um- 
gekehrt aut  die  Lebzeit  den  Grundherrn,  während  beim  Fruiiftift  dem  Urundherru 
die  Abstiftun^  i  „ Abmeierung'')  des  Onmdholden  jederzeit  frmRtand  (vgl.  meinen  Art 
im  Hdwb.  d.  St.  W.  unter  „Bauernbefreiung*').  -    In  Preuseen,  wo  sieh  verein- 
zelt Freibauern  erhielten  (die  sop.  Kölmer  in  den  Pro\*inz(Mi  Prr«nssr»,  die  Lehn- 
8ehul/.eu  in  Schlesien,  die  Freischul/en  in  Pommern)  kann  mau  drei  Klassen  von 
Besitzrechten  der  gutsherrlichen  Bauern  unterscheideJi :  a)  Erbpächter  und  Erbzins- 
loute:  bt  Lassitcn  uiul  Tiassbauem,  d.  h,  solche,  welchen  ein  (truudstück  oder  Hof 
zur  Xultur  und  Benutzung  gegen  gewisse  dem  £igenthümer  eingeräumte  Vurtheile 
(Dieiute)  eingeräumt  ist  und  die  ohne  Znetimmnng  der  ttntaherren  weder  unter 
Lebenden  noch  von  Todeswegtui   über  das  firnndsti'K  k   vrrfügen    diirt'  n  wobei 
übrigens  das  Besitzrecht  selbst  entweder  ein  erbliches  oder  nur  auf  Lebeus/.eit  ver- 
liehenes Min  kann,  c)  Zeitpachtbanem  im  gutsherrL  Verband.   (Vgl.  Knapp,  a. 
a.  O.,  Bd.  I,  S.  IC)  fT.i        Nacli  Kau       47)  durfte  in  Bremen  und  Verden  der 
Hof  eingezogen  werden,  wenn  ihn  der  (lutsherr  zur  Wohnung  brauchte,  nnd  bei 
dreijährigem  Itückstand  Itatte  der  Gutsherr  das  Ejectionsrecht.    In  Mecklenburg 
Kiitsetzong  möglich  aus  demselben  Grunde  oder  wegen  schlechter  Wirtliscliaft;  ebenso 
in  Ungarn.    In  einem  irro«<spn  Theil  vim  Oester rei r Ii  vererbten  sich  die  Bauern- 
güter nur  an  die  Kinder  uud  durltcj»  weder  veräusscri  uuch  verschenkt  werden.  In 
der  Pfala  vererbten  die  sog.  Erbbestiimli-  auf  drt>i  (icuerationen,  die  Leibgedings^ 
guter  waren  nur  auf  einen  Besitzer  oder  dessen  Kinder  verliehen  und  c»*  musste 
beim  Verkauf  oder  neuer  Verbriefuug  für  ein  Kind  V4  ^er  Vst  ja  selbst  die  Hälfte 
des  Chitewerths  als  Oebfih»  entrichtet  werden.  —  Die  Schnpflehen  in  Baden  wurden 
nuf  höchstens  2  oder     I-eiher  verliehen,  die  Erblelieu  waren  da^regen  mit  ;:ewissrn 
Vorbehalten  unbedingt  vererblich.    (8iehe  mein  Handbuch  des  bad.  Laudwirth- 
sehaltsrechts,  1888,  8.  56.) 

2.  Vermögensabgaben  der  Grundholden.  Um  das 
NutzeigenihumsverhaltniBs  der  vererbbaren  Bauemgflter  jederzeit 
erkemitlich  zu  machen,  war  fAr  Erb-  und  KaufHIUe  die  Entrich- 
tung einer  Gebühr  vorgeschrieben  (Laudemium  oder  Hand- 
lohn,  auch  Ehrschaiz,  Antrittsgeld,  Währschaft,  Drittelsgebflhr, 
Fallgeld  oder  Sterbfall  genannt),  deren  Höhe  in  der  Bogel  5 — 10^/,^ 
des  Gutswerths  betrug,  vereinzelt  aber  auf  ein  Drittel  (bad. 
Oberland),  ja  auf  die  Hälfte  des  Gutswerths  (Osnabrflck,  ehe- 
maliges Fürstenthum  EUwaugen)  anstieg.  Neben  dieser  Abgabe 
vom  Gutswerth  war  meist  noch  im  Todesfall  des  Bauern  eine  solche 
vom  beweglichen  Vermögen,  namentlich  vom  vorhandenen  Vieh- 
stand (Besthaupt.  Mortuarium)  zu  entrichten.  Wo  aber  der 
Bi'sitz  nicht  crblicli  war.  konnte  der  GuIsIumt  «lio  Nachfolcre  in 
dem  Besitz  mit  einer  beliebigen  Al)gabe  belegen.  Am  misalicbsten 
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war  jedenfalls  die  Lage  jener  Bauern,  denen  gegenüber  das  Recht 
der  „Abstiftung"  bestand;  denn  sj(3  waien  der  Willkür  des  Guts- 
herrn auf  Gnade  und  Ungnade  überlassen  und  die  Drohun»;  der 
Verstossung  vom  Besitz,  zumal  solange  die  Freizügigkeit  beschränkt 
und  die  Aufsuchung  anderweiter  Erwerb sp^elegenheit  erschwert  oder 
unmöglich  gemacht  war,  konnte  fOr  die  Erzwingung  höherer  Lei* 
stungen  wie  eine  Schraube  ohne  Ende  immer  Yon  neuem  mit  Erfolg 
versucht  werden. 

Diese  Abgaben  fOr  den  Verkaufs-  oder  Erbfall  (Laudemien  und 
Mortuaiien)  erwiesen  sich,  als  Besteuerungen  des  YermOgens,  zumal 
mit  dem  Steigen  der  Bodenpreise  und  dem  wachsenden  Werth  des 
Viehstapels,  für  die  Pflichiagen  mehr  und  mehr  drftckend,  und  zwar 
ebenso  wegen  der  Unregelmässigkeit  des  EintreiTenB,  wie  desshalb, 
weil  sie  in  einem  Zeitpunkt  fällig  wurden,  wo  der  neue  Unter* 
nehmer  für  Hinauszahlung  von  Miterben  imd  fOr  Einrichtung  der 
Wirthschafb  ohnedies  mit  erheblichen  Aufwendungen  belastet  war, 
wollenen  dem  Grundherrn  mit  der  Zunahme  der  Volkszahl  die 
wachsende  Wertherhöhuiig  des  Grund  und  Bodens  und  des  Guts- 
inventars mühelos  in  den  Schooss  fiel. 

3.  Durchführung:  der  Reform,  a)  DieBefomi  begann 
natiirgemäss  zunächst  ti.umt.  dass  dem  Aufkündigungsrecht 
des  Grundherrn  »Schranken  gesetzt,  also  das  Einziehen  der 
Bauerngüter  olnie  trit'tiuon  Grund  oder  überhaupt  t^clilechthin  ver- 
boten, auch  anLieordnet  wurde,  dass  jede  eingehende  liaueruätelle 
wieder  mit  einem  Bauern  zu  besetzen  war. 

Entsprochende  Ge-  und  Verbote  ergingen  in  Preussen  sc-hon  im  Anfang  des 
18.  Jahrhunderts,  namentlich  aber  unter  Friedrich  II.  (1749  und  1764);  in  Oester- 
reich unter  Maria  Theresia  (1751),  nachdem  frühere  ähnliche  Anordnungen,  welche 
die  Vereinigung  des  .,Rusti('al-  niif  dem  DominicalfmiiKl**  untorsajrten  iir>54  tiiul 
1713>  oime  woscutliclieu  Krt'olg  geblieben  waren;  in  Bayern  mit  dem  Kdict  vom 
28.  JoU  1806,  welehes  die  Hein^iUigkelt  snr  Strafe  („Cadndtftt'')  endgültigr  abschaiRe. 

b)  Zum  Zweiten  richteten  sich  die  Bemühungen  auf  die 
Umwandlung  des  „Handlohns*^  unter  Zugrundelegung  von 
fichfttsungBweise  vorgenommenen  FSJligkeitstenninen  in  eine 
gleichmässigOf  jährliche  Abgabe  (in.Freussen  nahm 
man  auf  100  Jahre  3  Erbfälle  und  2Eauf!älle,  in  Wflrttemherg 
alle  25'  Jahre  einen  Handlohn  an)  oder  auf  die  AhlOsung  der 
Handlohnzahlungen  durch  Eapitalahfindung  des  Gutsherren 
(in  Bayern  Ablösung  bei  Leibrecht  und  Neustiffc  mit  dem  Doppelten, 
bei  Freistift  und  Erbrecht  mit  dem  IV«  fachen  Handlohn)  oder 
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wenigstens  auf  Feststellung  der  Handlobnzalilungen  in  unveränder- 
Hoher  Höhe  (z.  B.  in  Bayern  fdr  die  Staatsgnmdholden  zugehissen). 

c)  Zum  Dritten  aber  war  auf  die  Umwandlung  des  seit- 
herigen Nutzeigenthums  in  volles  Eigenthum  abzu- 
heben und  jene  Gesetzgebungen  trugen  wohl  den  Verhältnissen  am 
meisten  Beehnung,  welche  ohne  Weiteres  den  mit  Erbrecht  aus- 
gestatbeten  Bauern  das  Eigenthum  zusprachen  (z.  B.  Frankreich; 
Baden  mit  Einführung  des  Landrecfats);  oder  diese  Bechtswirkung 
doch  an  die  Ablesung  oder  Fixirung  der  Handlohnzahlungen  oder 
der  anderen  Beallasten  knüpften  (Oesterreich,  Bayern,  Wflrttomberg) ; 
minder  gflnstig  war  die  Begehmg,  wenn  neben  der  AbKVsung  der 
Handlohnzahlungen  noch  eine  besondere  Einkanfssumme  (in  Geld 
oder  in  Land)  zu  entrichten  war  (Gnindsatz  der  älteren  Oester- 
rcicliischeri  und  der  älteren  Preuss.  Ocsetzgebunu ) ;  j.i  inan  kann 
zweifelhaft  sein,  ob  eine  Ordnung  auf  letzterer  ünmdlage,  wenigstens 
gegenüber  den  mit  Erbrecht  uusgestattoten  Bauern,  überliaupt  eine 
billige  war,  da  doch  das  Obereigenthumsreeht  der  GnindlicrrtMi  an 
sich  seinen  wirthschaltlichen  Werth  nur  durcli  die  Handlohnzah- 
hingen  nid  die  sonstigen  dem  gnuulherrlichen  Verl)aiid  entspringeu- 
den  Keichnicjse  emphng  und  mithiji  mit  deren  Ablösung  den  An- 
sprüchen jener  bereits  volle  Genüge  geschehen  war. 

Tn  einzelnen  Prevssisclien  ProTinzen  (Ponuneni  und  der  Knmark)  raussten 

gemäss  einer  im  Jahre  1799  orlasseiien  Verordnung  die  Doinänenbanem  an  die 
Kammer  100  200  Tlilr.  Kinkautsp  ld  zahlen;  als  aber  in  der  Provinz  l'reussen 
wegen  geritigtr  Ltistungsfahigkeii  dt;r  Bauern  die  Zaliliiug  auf  Schwitrii^keiteu 
Stiess,  verzichtete  die  Kammer  von  1808  ab  auf  ein  Kiukaufsgeld.  In  Oester» 
reich  unter  Maria  Tlicrcsia  ^1781)  Einräumung  dos  KijrtMithumsrechts  an  die  Tlauom 
ge^en  „billige  Kentouzahlungen".  -  Mit  der  in  dem  l'reutiHiücUeu  Edicte  von  1811 
voi^esebriebenen  Landabtretong  (S.  113)  erwarben  die  Banem  ftbriiretig  nicht 
bloss  freies  Ki^mthum,  sondeni  anrh  Kroiheit  von  den  seitherigen  Krnhndtni  und 
Abgaben.  In  der  (ieiietssgebung  des  Jalires  18Ö0  i&t  der  Urundsatz  der  eutsciiiidigiuigs- 
losen  Anfliebimg  des  Ober eigeuthnma  fürPreuasen  ansdrilcklich  anerkannt  worden. 

d)  Freiheit  des  Land erw erb s.  Im  Zusammenhang  mit  der 
Zuerkennimg  des  Rechts  auf  Tollen  Eigenthtmiserwerb  durch  die 
b&uerliche  Beydlkerung  steht  auch  die  Aufhebung  der  für  die  Erwer- 
bung grösserer  Gflter  (Rittergüter)  particulaiTechtlich  gezogenen 
Sehranken.  Denn  während  bis  dahin  meist  nur  der  Adel  zum  Besitz 
solcher  Güter  berechtigt  erklärt  war  (so  in  Freussen,  Oesterreich, 
Bussland),  wurden  nunmehr  diese  Verbote  zurückgezogen.  (So  durch 
das  Preussische  Kdict  vom  9.  October  1807,  §  1 :  „Jeder  Einwohner 
ist  ohne  Eindchränkung  in  Bezug  auf  den  Staat  /.um  eigenthümlichen 
und  Pfandbesitz  von  Grundätückon  aller  Art  berechtigt.")  Hierdurch 
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konnte  das  volkswirthscliaftliclio  ProductionsintereBse  nur  gewinnen, 
da  nunmehr  die  Möglichkeit  fflr  dw  Bewegung  auch  der  grösseren 
Güter  „zuni  hosten  AVirth**  in  freiester  Weise  eröifnet  war;  und 
der  nachmalige  Aufschwung  gerade  der  norddeutschen  Landwirth- 
schaft  darf  2um  Theil  wohl  auch  mit  darauf  zurflckgefüut  werden, 
dass  intelligente,  kapitalkräftige,  bUigerliche  Landwirthe  die 
Gelegenheit,  solche  Güter  zu  erwerben,  sich  nicht  entgehen  Hessen. 
Dass  solche  nebenbei  auch  in  die  Hände  geldkapitalistischer  Kreise 
fielen,  die  in  dem  Grundbesitz  nicht  die  Bethfttigung  productiyer 
Interessen,  sondern  die  Befriedigung  persönlichen  Ehrgeizes  oder 
anderer  Wünsche  suchten,  ist  freilich  eine  minder  erfreuliche  Folge 
der  Beseitigung  jener  Schranken,  die  zu  manchen  ernsten  Be- 
trachtungen herausfordert,  übrigens  durch  ein  angemessen  gestaltetes 
Schuld-  und  Betreibungsrecht  in  ihren  Wirkungen  wesentlich  sich 
abschwächen  lässt. 

e)  Aufhebung  des  Lühiis  verbau  des.  Endlich  ist  zu 
erwähnen,  dass  im  Zusammenhang  mit  dem  vorstehend  beschrie- 
benen Theil  des  Reformwerks  iiiclit  nur  auf  die  Beseitigung  der 
Lehens  Verfassung  überliaupt,  sondern  speciell  auch  derjenigen  der 
bäuerlichen  Lehen  abgehoben  wurde.  In  der  Eegol  wunle 
bestimmt,  dass  die  Umwandluna-  der  Lehen  in  freies  Eigentljum 
(Allodifieation)  auf  Autrao-  entwedt'r  des  Lehensherrn  oder 
des  Leheiisinliabers  erfolgen  könne  und  im  Uebrigen  für  den 
Fall  der  Allodifieation  die  Art  der  Ablösung  des  Lehenzinses 
(Kanon),  einschliesslich  der  sonstigen  Leistungen  des  Belehnten 
(Besitzveränderungs -Abgaben,  Heimtallrecbt)  abzüglich  der  etwa 
bedungen  gewesenen  Gegenleistungen  des  Lehensberm  (Brenn- 
holzabgaben, Baulasten)  näher  gesetzlich  umschrieben,  auch  meist 
verordnet,  dass  neue  Lehen  nicht  mehr  errichtet  werden  dürfen. 
(Vgl.  das  Bayrische  Gesetz  vom  4.  Juni  1848  und  das  badische 
Gesetz  vom  21.  April  1849.  In  Preussen  erfolgte  die  Aufhebung 
des  Obereigenthums  des  Lehnsheiin  und  des  Bechts  auf  Allo- 
dificationszins  für  die  aufgehobene  Lehensherrlichkeit  sowie  des 
Heimfallsrechts  ohne  Entschädigung,  Ges.  Tom  2.  M&rz  1850.) 

f)  Verbot  der  Auflegung  ewiger  Beuten.  Der  Ge* 
dankenrichtung,  von  welcher  die  AblOsungs- Gesetzgebung  erfttllt 
war,  entsprach  es,  Vorsorge  zu  treffen,  dass  die  alte  Abhängig- 
keit des  bäuerlichen  Besitzes  von  dem  grossen  Besitz  in  keiner 
Form  mehr  auflebe  imd  es  erklären  sieh  daraus  die  regelmässig 
eigangenen  Verbote  der  Belastung  eines  ländlichen  Guts  mit  unab- 
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lösbaren  Renten,  womit  dann  auch  das  Institut  der  Plrbpacht 
den  Todesstoss  erhielt.  Man  hat  aber  hierbei  doch  wohl  den 
wirthschaftlichen  Einfluss  solcher  unablöslicher  Benten  auf  die 
Lage  des  Schuldners  gegenflber  dem  Grundeigenthfimer  flberachätzt 
und  den  Umstand  zu  wenig  beachtet,  dass  fflr  mittellose  Elemente 
die  Möglichkeit  des  Landerwerbs  durch  eine  auf  den  Grund  und 
Boden  dauernd  festgelegte  Beute  unter  TJmst&nden  den  einzig  gang- 
baren Weg  für  Erlangung  von  Bodeneigeuthnm  überhaupt  bildet 
Einer  gereifteren  wirthschaftlichen  Einsicht  muss  daher  die  unter- 
schiedslos erfolgte  Aufhebung  jeder  Art  getheilten  Eigenthums  als 
eine  fibereilte  Maassregel  erseheinen,  und  es  ist  bezeichnend,  dass 
die  neuere  Preussische  Agrargo-setzgehung  in  der  Form  der  sog. 
Eentengüter  ein  erbpachtähnlichea  Institut  wieder  autlebea  Hess'). 

Unvollflt&ndii^keit  der  Keforin  in  eiuzelnon  Staaten,  insbes.  in 
Preusscu.  Während  auf  did  Torbegpi-Mchenee  Weise  der  BauernMtand  in  dm  volle 
Eigenthum  des  von  ihm  besessenen  (imiid  und  Bodens  eing'esetzt  wurde,  war  tur 
eine  solche  Einsotzuu)?  natürlich  da  kein  oder  wetiig  Buum,  wo  ückuu  vorher  die 
alten  Besitzrechte  />u  reinen  PachtverhAttuusen  sich  umgewandelt  oder  wo  während 
der  Zeit  des  mangrlndcn  Banrnisrlintzes  die  Gutsherren  von  dmi  lit'rht  dos  ^T-p^'-fiis" 
Gebrauch  gemacht  hatten  und  ein  eigentliches  Baueruluud  souach  gar  nicht  mehr 
bestand  oder  doch  sehr  eingeengt  war  (Gaoasbritannien,  Mecklenburg,  östliches 
Ifolstfin,  NenvorpiiniiiuTii,  Küjrt-ii'.  War  also  einer  rflnruiirciulcn  (H>ct/.;:t  lniii),'-  hier 
von  vomiierein  der  Boden  entzogen  und  die  i>chaifuug  eines  Bauernstaudcs  ausge> 
schlössen,  so  erscheuit  es  heute  um  so  bedauerlicher,  wenn  die  ttherhaupt  noch  vorhan- 
denen Bauernstellen  nicht  durchweg  conservirt,  wenn  die  Wohlthat  des  Eigenthnms- 
erwerbs  nicht  allen  bäuerlichen  Besitzern  ein^-eränmt,  ein  Tlit  il  dprselben  also  eigen- 
thmnslos  gemacht  und  ihre  Ländereien  den  cheuials  Bert'rhti;,'-ten  heirageschlagen 
wurden,  wie  dies  bei  der  nlU^Umng''  der  bäuerlichen  Verhältnisse  in  den  ()^tJl^l'lls- 
si><olipn  Provinzen  (Prenssen.  Pomnirrn,  Brandenburg,  Schl('s-4i(Mi)  der  Fall  war.  Ni(  lit 
ganz  im  Einklang  mit  den  ursprünglichen  Absichten  des  Edicts  von  1807  sind  nämlich 
in  dem  sjNUeren  Edict  vom  14.  Octoher  1811  und  der  sog.  „Deelaration**  vom  39.  Mai 
1816  mir  solche  Bauern-  iittI  Kn^^  itlienbrife  für  ^regulirbar''  erklärt  wnrdrii.  wolche 
spannfähig,  katastrirt  (d.  h.  den  bäuerlichen  Steuern  unterworfen)  und  alten  Bestandes, 
nämlich  vor  der  Zdt  des  Banemschntses  (vor  1763)  schon  vorhanden  waren, 
während  alle  übrigen  Banenislfllcn  (Angezogen  werden  durften.  Auch  hob  das 
Edict  von  1816  (Art.  77)  das  iui  Kdii  t  von  1811  erlassene  Verbot,  regulimngs- 
fätdge  Bauemstellen  bis  zur  Beendigung  der  Auseiuaudersetzuug  einzuziehen,  wieder 


UeberbHck  des  älteren  Rechts  bei  Jndeich,  fl.  7  4F.;  in  Betreff  der  Prenss, 

Rentengut  s^ri  sctztrebung  ist  aut' Kap.  IV,  Abs(  lin.  IV;  in  Betreff  der  Erb- 
pacht und  ihrer  wirthschaftlichen  Würdigung  auf  Kap.  II  zu  verweisen.  — 
Schäffle  (Das  gesellgchaftliche  System  der  menschlichen  Wirthschaft,  1873)  be- 
merkt in  Betreff  des  absoluten  Verbots  der  Auflegung  imkfindl>;n er  Renten  auf  ein 
Grundstück:  „Ich  halto  solclu-  Vt  rli<»tf\  uonncli  koiue  tioupti  I!t'alla>tpii  nndir  auf- 
gelegt werden  dürfen,  vom  SUuidpuiiKt  iwr  Krwer bspolitik  vollständig:  biigründet. 
Aber  in  der  Einkommenspolitik  muss  dieses  Verbot  durch  FonU-rung  des  bäuer- 
lichen Krodit-J  soino  positive  Ergänzung  finden.  Sonst  i^t  das  ^■(•rlK^t  der  Hrntnn- 
belastnng  nur  seine  Ursache  der  Ueberladnug  der  bäuerlichen  und  sonstigen  Laud- 
l^rater  mit  KanfselnUing^-  und  Erbtheilungs-Hypotheken,  welche  Aeo.  ganzen  Grund- 
bosit/  der  Spokulation  des  bewrcrlicliori  Kapitals  preisgeben  und  sur  plutokratiflchen 
Aufsaugung  vieler  ürundbesitzuiigeu  beitragen"  ((i.  354  ff.). 
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auf,  für  den  Kall,  duss  der  (Jutsbesitzer  und  Bauer  sich  einigen,  d.  h.  wie  Knapp 
sagt,  qder  Gutsherr  hatte  alle  privatrechtlich  erlaubten  Mittel  iu  der  lluud,  den 
Banemsttuid  zu  vennindern,  wo  der  Bauer  von  seinem  Recht  der  Begulirung  keinen 
Grebraudi  inaoht".  Als  Folge  dieser,  dem  Grossgrundlx'sitz  gemachten  Zugeständ- 
nisse, mit  denen  man  den  von  Friedrich  II.  proclamirteu  Grundsatz  des  Bauem- 
schtttases  thdlweise  wieder  beseitigte,  ergab  sieb  also  eine  nnmeriBcbe  Scbwächnng 
des  Bauemstandes;  der  letztere  war  „nach  Durchführung  der  Reformgesetze  weniger 
i&ahlreich  als  im  Jahre  17Ö6,  höchstens  so  zahlreich  als  am  Ende  des  bauem- 
zerstörenden  Siebenjährigen  ^iegs",  und  die  auf  dieser  Orandlage  durchgeführte 
Reform  wies  nach  ihrer  Beendigung  „einen  weit  grOflseren  Landbesitz  bei  den  Gnts- 
herren,  einen  weit  geringeren  bd  den  Baimrn  auf  als  yorher**  (Knapp). 

IMe  Tier  Sstüeben  ProvioBen  hatten  im  An^g  des  Jahriumderts  2S1686 

spannfiihige,  300-  400  (XX)  unspannfahige  Bauernstelkii ;  iu  Wirklichkeit  w  urden  der 
Reguliritug  unterworfen  uud  zu  Eigenthümern  gemacht  iu  den  vier  l'roviuzeu  nur 
45493  lassitische  Bauern.  Das  am  2.  Mär/  1850  erlassene  Gesetz,  welches  die 
durch  die  Dedaration  von  1816  gemachten  Ausnahmen  wieder  beseitigte,  k<nmto 
hierin  eine  wesentliche  Besserung  nicht  mehr  herbeiführen,  da  überhaupt  nur  noch 
wenige  Hauernstolhm,  die  tür  eine  Umwandlung  in  Eigenthumsbesitz  in  Betracht 
kommen  konnten,  vorhanden  war^;  es  wnrden  in  der  Zeit  von  1848  18()5  noch 
etwa  13  000  lassitische  Hauern  zu  Eigenthümern  umgewandelt,  ,,ül)»'r  1(X)0(KX  vor 
Allem  Kossätheu  und  kleinere  Bauern  blieben  das  Opfer  der  Declaratiou  von  1816; 
der  grfiflste  Theil  der  Stellen  ist  nnzweifiBlbaft  yon  1816 — ^1848  theOs  ^gezogen, 
theils  in  reine  Zeitpachtstellen,  theils  in  Dienstetablissements  (Gärtner-,  Insten- 
stellen etc.)  verwandelt  worden.  Dass  aber  heute  unsere  agrarischen  Zustände  ge- 
sünder wilren,  wenn  wir  im  Osten  100  000  kleine  Banem  mehr  bSitna,  dass  die  ge- 
sammto  Lage  gerade  auch  unserer  RitteigutsbeaitEer  eine  bessere  wäre,  darüber  kann 
kein  Zweifel  sein,  ebensowenig  vne  darüber,  dass  der  Grossgrundbesitz  in  den  östlichen 
Provinzen  181 5—1 848  ausserordentlich  sich  ausgedehnt  hat.  In  der  Kurmark  und 
Neumark  iiwH  hten  im  Jahre  18(X)  die  Ritterhöfe  If)  18Vo  des  Gesammthufenstandes 
aus;  im  .Jahre  1837  hatte  die  Ritterschaft  der  f'rovinz  Brandenburg  38"  ,,  in  Besits" 
(Schmoller  in  den  Jahrbüchern  für  Gesetzgebung  etc.,  12.  Jahrgang,  S.  6ö2). 

Wenn  diese  Lfieimg  heute  einigermaassen  beftemdet,  so  mnss  man  einmal  mit 
der  Thatsache  rechnen,  dass  man  im  Anfang  des  .lahrhunderts  die  Bedeutung  eines 
Bauernstandes,  überhaupt  des  kleinen  imd  mittleren  Besitzes  ebenso  unter-  wie 
dicgenige  des  grosseren Besitees  übersehatzte,  ja  dass  der  manchesterlidi-freihändleiische 

Doctrinarismus  jener  Zeit  (vor  Allem  des  Ministers  Schön  selber)  in  der  Freilieit 
des  Adels,  seine  lassitiseheu  Bauern  zu  legen,  einen  Fortschritt  sah;  er  erwartete 
davon  die  Beseitigung  der  nach  seiner  Ansicht  zu  kleineu  deutschen  Bauern,  ihren 
wenigstens  Iheilweisen  Ersatz  durch  grössere  P&chter  wie  in  England  (Schmoll er). 
Man  muss  weiterliin  mit  den  Schwierigkeiten  rechnen,  denen  die  damaligen  Macht- 
haber bei  der  Durchführung  des  Reformwerks  iu  Folge  des  geschlossenen  Wider- 
Stands  der  in  ihren  wohlerworbenen  Rechten  sich  bedroht  glaubenden  Berechtigten 
begegneten;  nnd  auch  diesen  Widerstand  selbst  wird  man  billigerweise  unter  dem 
Geeichtspnnkt  beurtheiieu  müssen,  dass  von  jenen,  denen  eine  Aulgabe  von  Rechten 
ans  Orfinden  dee  Staatewohls  angesonnen  wird,  nicht  beanspmoht  werden  kann, 
dass  sie  die  höhere  Erwägung  der  „Staatsraisdii"*  nlme  Weiteres  und  namentlidl 
dann  sich  zu  eigen  macheu,  wenn  sie  von  dem  erzwungenen  Verzicht  nicht  bloss 
eine  politische  nnd  sociale,  sondern  anoh  eine  wirthsehmHche  Schwftehnng  —  mit 
oder  ohne  Grand  zu  befurchten  glauben.  Auch  konnte  man  schwerlich  im  Anfang 
dieses  Jahrhunderts  voraussehen,  dass  die  \ielverbreiteto  Meinung,  mit  der  Schaffting 
eigenthumsloser  Tagelöhnerstellen  lasse  sich  das  Arbeitsbedüiiniss  der 
landwirthschaftlichen  Grossbetriebe  am  wirksamsten  befriedigen,  sich  eines  Tag¥ 
als  irrig  erweisen,  ja  dass  gerade  diese  Eigenthnmslosigkeit  der  kleineii  Leute  die 
L'rsaclie  des  Massenab/.ugs  derselben  vom  ilachen  Lande  werden  könne,  wie  es  seit 
Jahren  bu  beobachten  ist  nnd  —  wegen  der  daraus  entqiringenden  Arbeitsnoth  — 
nunmehr  wieder  die  SchaiTung  kleiner  selbststindiger  Bauenistellen  in  Flosa  gebracht 
hat.  (.Vgl.  Kap.  IV,  Abschnitt  IV.) 
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§  ^  Die  Aufhebung  der  Frohnden. 

1.  Ar  ton  dor  Frohiidoii.  Die  Entsitehung  der  Frolind^'n 
(aucli  Scharwerk,  Ii o bot  genaunt)  ist  auf  das  r»'i:olmässim» 
Arbeitsbediirfniss  der  Bositzor  grosserer  (iütcr  zurückzuluhrcn  un<l 
ihre  Einführung  bodeutct  gegenüber  der  Sklaverei  oder  Leibeigen- 
öchatt  jedenfalls  zunächst  eine  Milderung;  sie  wurden  in  der  älteren 
Zeit  übrigens  nicht  bloss  für  die  Zwecke  des  landwirthschaftlichen 
Betriebs  (als  Hand-  und  Spanndienste),  sondern  auch  für 
solche  der  Handwerksthätigkeit,  ja  des  Handels  gefordert,  wobei 
übrigens  letztere  meist  frühzeitig  wieder  verschwinden.  Ursprünglich 
eine  Pflicht  der  Unfreien  (Hörigen),  werden  sie  mit  der  Zeit  auch 
Freien  gegenüber,  welche  auf  Herrengrund  sieh  angesiedelt  oder  ihr 
Gut  zur  Leihe  gegeben  hatten,  in  Anspruch  genommen  und  bilden 
in  dem  Maasse,  als  das  gutsherrliche  Yerhältniss  sich  entwickelt  und 
tinfreie  und  freie  Bauern  zu  einer  Klasse  halbfireier  Bauern  ver- 
schmolzen, einen  wesentlichen  Bestandtheü  der  aus  diesem  Yer- 
h&ltniss  entspringenden  gutsherrlichen  Verpflichtungen.  Sie  konnten 
entweder  in  unbeschränktem  Masse  gefordert  werden  (un ge- 
messene F.)  oder  die  Arbeitsleistung  des  Pflichtigen  war  auf  ein 
bestimmtes  Maass  (eine  bestimmte  Anzahl  Woehenarbeitstage)  be- 
grenzt (gemessene  F.).  Ihrer  Art  nach  unterscheiden  sie  sieh  in 
solche  fflr  die  Bestellungs-  und  Erntearbeiten,  in  solche  für  Bau- 
arbeiten am  Herrenhot"  und  mit  dor  Zeit  kamen  selbst  Frohnden 
für  mit  dem  landwirthschaftlielien  Betrieb  nicht  /,u>.inini<'iili;iiigende 
Zwecke  (Jagdfrohnden)  auf.  Duneben  geht  der  G  et»  in  de  dienst 
der  Angehörigen  des  Frohnpflichtigen  einher. 

Von  den  Frohnden  mit  ausgesprochenem  g  u  t  s  h  e  r r  1  i  c  h  e  n 
Charakter  muss  man  diejenigen  unterscheiden,  die  staatsrecht- 
licher Art  sind,  also  ein  Natural-Entgelt  für  steuerliche  Leistungen 
oder  für  die  Entbindung  von  der  Kriegspflicht  darstellen,  wohin  z.  B. 
die  Weg-  und  Flussbau-,  die  Burg-,  Wach-  und  Gerichtsfrohuden 
zählen.  So  hat  sich  aucli  innerhalb  des  (iemeindeverbands  als 
Ausfluss  des  Steuerrechts  der  Gemeinde  eine  Frohndepflicht  der 
Gem  ein  deangeh5r  igen  entwickelt  (Verpflichtung  zur  Leistimg  von 
Hand-  und  Fuhrdiensten  fflr  Gemeindeanstalten,  Dienstleistungen 
ftkr  Feuerldscheinrichtungen)  und  ebenso  kommen  Frohnden  zu 
kirchlichen  Zwecken  (zu  Kirchenbauten)  als  Pflicht  der  Kirch- 
spielsgemeinden  vor.  Einen  öffentlich-rechtlichen  Charakter 
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tragen  endlich  diejenigen  aus  Gründen  des  Gemeinwohls  erzwungenen 
Arbeitsleistungen  an  sich,  welche  sidi  als  allgemeine  Staatsbürger- 
pflicht zur  Hilfeleistung  in  Fällen  ausserordentlicher  Noth  (Feuers-, 
Wasser-,  Kriegsgefahr)  darstellen.  Bei  dem  Ablösungswerk  stehen 
nur  die  gutsherrlichen  Frohnden  in  Frage,  während  die  Aufhebung 
der  sonstigen  Frohnden,  soweit  sie  überhaupt  für  angemessen  er- 
achtet worden  sind  (wie  die  Pluss-  und  Wegfirohnden,  die  Gerichts- 
firolinden  etc.)  einem  anderen  Gebiet  der  Gesetzgebung  angehört 
2.  Beurtheilung  der  Frohnden.  Auf  niederen  Yolks- 
wirthschaftsstufen  und  solange  ein  Stand  von  landwirthschaftlichen 
freien  Tagelöhnern  sich  noch  nicht  herausgebildet  hat,  die  Sklaverei 
aber  rechtlich  nicht  mehr  besteht,  kami  der  landwi'rthschaftliche 
Grossbetrieb  der  Frohnden  nicht  entbehren;  auch  ist  das  erzwungene 
ArbeitsTorhältniss  für  den  Frohnpflichtigeu,  dessen  Arbeitskraft  die 
Bewirthschaftung  des  eigenen  Anwesens  bei  der  in  solchen  Zeiten 
extensiven  Wirthschaffcsweise  nicht  völlig  in  Anspruch  nimmt,  kaum 
sonderlich  beschwerend  und  in  seinen  Augen  jedenfalls  eine  ange- 
nehmere Art.  übernommener  oder  zu  Kocht  bestehender  Verpflich- 
tungen Bich  zu  entledigen,  als  die  Leistungen  beispielsweise  von 
Geldabgaben.  Anders,  wenn  mit  dem  Wachsen  der  Volkszahl,  der 
Zunahme  des  Boden  Worths  und  dem  üebergang  zu  intensiveren  Be- 
stellunijsweisen  die  Arbeitsleistungen  des  Pflichtigen  für  ilin  selbst 
und  seine  Bedürfnisse  wertlivoller  werden  und  der  steigende  Bedarf 
nach  Arljeitskraft  auf  dem  Herrenhof  gleichwolil  zu  immer  stärkerer 
Heranziehung  der  Frohnptlichtif^en  Anreiz  giebt.  Unter  solchen  Um- 
ständen muss  der  in  dem  Frolmdenwesen  liegende  Druck  von  den 
Pflichtigen  steigend  unwillig  empfunden  werden ;  schliesslich  leiden 
aber  beide  Theile  gleiclimässig  unter  der  Einrichtung,  weil  der 
Pflichtige  die  zum  Nachtheil  seiner  eigenen  Wirthschaft  geforderte 
Arbeit  auf  dem  Herrengrund  mit  Unlust  und  desshalb  in  der  Kegel 
ungenügend  verrichten  wird;  und  auch  vom  allgemeinen  volkswirth- 
schaftlichen  Staudpunkt  aus  wird  ein  Verhältniss  immer  nachtheüiger 
sieh  darstellen,  bei  dem  der  Grund  und  Boden  sowohl  des  Heim  wie 
des  Bauern  verwahrlost  oder  doch  jener  Pflege  und  sorgfältigen  An- 
bauweise entbehrt,  die  der  allgemeine  Gulturznstand  des  Volkes 
erheischt.  So  tritt  auch  hier  der  Zeitpunkt  ein,  wo  der  landwirth- 
schaftliehe  Calcul  zahlenmftssig  nachweisen  kann,  dass  mit  der  Auf- 
hebimg  der  Frohnden  nicht  bloss  dem  Interesse  des  Pflichtigen, 
sondern  auch  dem  des  Gutsheim  gedient  ist  und  dass  die  bezahlte  freie 
Tagelöhnerarbeit  für  letztere  yortheilhaftere  Ergebnisse  liefern  wird. 
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Nach  Hans  so  11  liatto  ein  holsteinisches  Gut  früher  72  Frohn- 
pferde  mit  72  Frohuarbeitem  nöthig  gehabt,  daneben  20  eigene 
Pferde  mit  3  Knechten;  nach  der  Ablösung  bestritt  es  mehr 
Arbeit  mit  nur  36  Pferden  und  U  Knechten.  Klebs  (Landes- 
culturgesetzgebung  in  Posen,  1855)  rechnet  die  Spanndienste  um 
50— 75%,  Handdienste  16^3—25%  niedriger  als  freie  Arbeit. 
(Boscher,  Anm.  1  und  2  zu  §  116.)  So  kommt  denn  auch  in 
den  Ahldsungsgesetzen  der  geringere  Werfch  der  Frohnden  gegen- 
Uber  der  f^ien  bezahlten  Arbeit  durch  entsprechende  Abzl^e  bei 
der  Ermittelung  des  Entschädigungskapitals  zum  Ausdruck;  in 
Baden  z.  B.  wurde  der  Werth  der  Spanndienste  mit  Vie 
mittleren  ortsflblichen  Fuhrlohns,  der  Handdienste  mit  der  Hftlfte 
des  Tagelohns  angeschlagen,  in  Oldenburg  dort  mit  Vb«  bier  V«; 
in  Württemberg  mit  %  bezw.  ^'g;  in  Oesterreich  mit 
höchstens  "U-  ^  üebrigen  ist  auf  die  allgemeine  WUrdigung  der 
unfreien  Arbeit  in  §  20  Ziffer  1  und  auf  die  eingehende  Ausfuhrung 
in  der  „Grundlegung"  §  206  ff.  zu  verweisen. 

3.  Durchführung  der  Eeform.  So  kommt  es  denn  ver- 
einzelt schon  frühzeitig,  besonders  in  Ländern  mit  hochentwickelter 
Bodencultur,  zu  Ablösungen  von  Frohnden  gegen  üeber- 
nähme  von  Geld-  oder  Naturalabgaben  (Ober-  und  Mittel -Italien, 
Schweiz,  Niederlande),  in  der  Hauptsache  freilich  erst  im  18.  und 
19.  Jahrhundert  im  Anschluss  an  die  in  Gang  gesetzte  Ablösungs- 
gesetzgebung überhaupt.  Die  Besorgniss,  dass  mit  Aufhebung  der 
Frohnden  den  grossen  Gatem  die  Beschaffung  der  nöthigen  Arbeits- 
kräfte schwer  fallen  wlirde,  hat  sich  als  irrig  erwiesen;  der  Arbeiter- 
mangel, mit  welchem  in  neuerer  Zeit  die  Grossbetriebe  in  einzelnen, 
minder  dicht  bevölkerten  Theilen  Norddeutschlands  zu  kämpfen 
haben  und  unter  dem  übrigens  nicht  selten  auch  bäuerliche  Be- 
triebe dichtbevölkerter  Gegenden  leiden,  kann  als  eine  nachträgliche 
Bestätigung  jener  Besorgniss  nicht  crarlitet  werden,  da  er  mit  der 
grösseren  Beweglichkeit  der  Landbevölkerung  als  Folge  des  ver- 
vollkommiieteu  Transportwesens,  des  Aufblühens  von  Industrie  und 
Handel  und  mit  dem  Drang  nach  den  Mittelpunkten  grnssstädtisehen 
Lebens  zusammenhängt.  Mit  den  uneiullich  gestiegenen  Anforde- 
rungen der  Gegenwart  an  die  Teelmik  der  Bodenbearbeitung  wäre 
jedenfalls  heutzutaL^e  die  Fortdauer  erzwungener  Arbeit  noch  weniger 
vereinbar  als  vor  liundeii  Jahren :  und  nichts  ist  bezeicluiender  für 
die  Werthschätzuug  solcher  erzwungenen  Arbeitleistungen,  als  die 
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Tbatsache,  dass  auch  die  (1  e  mei  imU  trohndepflicht  für  Strasseii- 
und  andere  Zwecke  mehr  und  mehr  der  Vergebung  solcher  Arbeiten 
gegen  volle  Yergutung  des  Arbeitswerths  weicht 

Aumerkuug.  1.  Aus  diesem  Gruud  kaim  auch  dem  Vorschlag  von  Eod- 
bertna  (Zur  Erklünnig  und  AbhilfS»  der  hentigen  Greditnoth  des  GmndbeattEe»,  1869), 

der  Arbeitonioth  auf  den  nnrddeutschcu  LadilundicnbpsitztintifeTi  durch  die  Wieder 
gestaUuug  der  Auflegung  von  ijeistungsverpflichtougen  zu  einer  Anzahl  Dieusttage, 
abgesehen  von  den  ihm  entgegensisehenden  politischen  und  sodalen  Bedenken,  auch 
nach  der  wrthtjchaftlichen  S«ite  hin  nur  ein  sehr  problematischer  Werth  beigelegt 
werden;  aiich  bedarf  es,  wenn  nur  überhaupt  einmal  die  Bedingungen  für  die  An- 
setzuuj;  kleinerer  Landeigeuthumer  erfüllt  sind,  des  Dienstzwangs  nicht  mehr, 
um  den  Orossgütern  Arbeitskräfte  zuzuführen,  wie  die  Verhältnisse  im  Süden  Deutsch- 
lands nnd  in  anderen  Staatsgebieten  mit  ähnliclitr  ]?esitzvertheilunpf  sattsam  beweisen. 

2.  Die  Grundsätze,  uach  denen  man  gemeinhin  bei  der  Ordnung  dieses  Theils 
des  AblösungsweriES  Terfehien  ist,  sind  im  Wesentlichen  die  folgendoi: 

a)  Die  nngemessenen  Frohnden  %verdeu  auf  ein  bestimmtes  Maass  gebracht, 
wobei  mau  die  ermittelten  durchschnittlichen  iieistungeu  einer  rückwärts  liegenden 
Periode  zu  Clmnde  legen  kann  und  wobei  gleichzeitig  ein  etwa  festgestelltes  üeber- 
maass  vttn  Leistungen  herabzumindeni  ist.  i  Solche  T'mwaudlitnj,''  luij^emessener 
Frohnden  in  gemessene  ist  da,  wo  die  Bauern  besonders  hart  von  ihnen  belastet 
waren,  schon  in  früherer  Zeit  erfolgt;  diesen  Zweck  verfolgende  „Robotpatente*  in 
Oesterreich  x.  B.  schon  in  den  Jahran  1680«  1717,  1788.  1774  und  1775 
erlassen.) 

h)  Frohnden  rein  persöulieher  Art,  dem  alten  Leibeigeuschultsriicht  eut- 
atanunend  (insbesondere  der  Zwangsgesindedienst,  Wachfrohnden  u.  dergl.)  werden 
entweder  ohne  Kntgelt  aufgehoben  (so  in  Preussen,  Gesptzp  vom  25.  Sept.  182() 
und  2.  Mäns  18ö0j  oder  doch  für  ihre  Ablösung  Beihillen  aus  der  Staatskasse 
gegeben  (Württemberg,  Baden). 

(  I  Die  Ablösung  der  übrigen  Frohnden  (anf  fJütcrn  ruhend,  sog-,  walzende) 
wird  entweder  schlechthin  vorgeschrieben  (Zwaugsablösung),  wie  meist  in  äüd- 
deutschland,  oder  von  dem  Antrag  des  einen  oder  anderen  Theils  abhangig  gemacht 
(l'reusseu)  und  der  Werth  der  Frohnden,  unter  Abzug  eines  bestimmten  Procent- 
satzes, sowie  unter  Abrechnung  des  Werths  der  Kisstreichungspflicht  des  Gutsherrn 
nach  den  landesüblichen  Lohnen  zu  Geld  iiu^^äclihtgen  und  für  die  Feststellung 
des  zu  zahlenden  Kntschädigungskapitals  mit  einem  bestimmten  Vielfachen  (mit 
dem  12-  bis  yotaclnn  Betrajr)  ver\ielf;iUi«rt ,  eino  neue  Auflegung  von  Frohnden 
aber  aul  (iiiter  /.ii  Guuüleu  Dritter  untersagt.  Im  Üebrigen  nahm  nur  da,  wo  die 
Zwangsablösung  verfügt  wurde,  das  Werk  einen  befriedigenden  raschen  Verlauf 
imd  nu'hrfa(  li  war  denshalb  der  beklaijte  schleppende  Ganp'  der  Ablösung  Ver- 
aulaäsung,  die  ursprünglich  in  das  Belieben  der  Betheiligt«n  gestellte  Ablusung 
durch  die  swangsweise  su  ersetaen.  (Vgl,  "Die  Ablösungsgesetzgebnng  in  den 
süddeutsoheu  Staaten  in  des  Verfa.ssers  Aufsatz:  IJanembefreiunjx  im  Hwb.  der 
8t.  W.;  in  Oesterreich  erfolgte  die  Zwaugsablösung  der  Eoboten  im  Gesetz  vom 
7.  OcL  1848.) 

« 

§  25.  Die  Aufhebung  clor  gatsherrlicheB  Abgaben; 
insbesondere  des  Zehnten. 

Mannigfaltigkeit  der  Guts-Abgaben.  Neben  den 
bereits  erwähnten  unständigen,  auf  den  Tod  des  Grundholden 
fälligen  Abgaben  (Laudemien  und  Mortuarien),  welche  man 
als  ein  XJeberbleibsel  des  ursprünglichen  unbedingten  Erbrechts 
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des  Heim  in  das  Yennögen  der  Grandholden  ansehen  kann, 
waren  die  letzteren  zu  regelmässigen  Jahr  es  abgaben  ver- 
bunden, die  meist  in  einem  bestimmten  Bruchtheil  der  Erzeugnisse 
der  Felder  eder  einem  Antheü  an  dem  Ertrag  der  Viehhaltung  be- 
standen. Ursprünglich  auf  wenige  Arten  sich  erstreckend,  mehrten 
sich  diese  Abgaben  mit  der  Zeit,  vor  Allem  auch  durch  den  Hin- 
zutritt von  mannichfaltigen  Anerkenntniss-  und  Consensgebühren, 
sowie  von  Gebühren  für  gerichtliche  und  polizeiliche  Verrichtungen 
und  gestalteten  sich  auf  diese  Weise  allmählich  zu  einem  schwer 
übersohburou  (iowiiT  von  Leistungen,  deren  Kntötehungsgrund  — 
ob  privatrechtlicher  od  er  (wie  die  letztgenannten)  öifentlich-recht- 
licher  Natur  —  nachmals  oft  schwer  festzustellen  war.  Abgaben 
in  Korn  und  Yieh,  Hühnern,  Gel,  Honiu',  Wachb,  Fischen  werden 
ebenso  erwähnt  i*'  ^olclu»  von  (rewerbserzeugnissen  (Salz,  Hier, 
irdenen  und  hölzernen  \S  aareu),  und  jede  neue  Leistung,  beduniien 
oder  erzwungen,  wurde  jedesmal  zum  Beweis  ihres  reclitlichen  Fort- 
bestands in  den  „Saalhflchern""  gohdrig  vormerkt').  Mit  dem  \\ Cg- 
fall  des  Schutzes,  den  das  „Hofrecht"  gegeben  hatte,  war  cier  will- 
kürlichen Steigerung  der  Abgaben  eine  Schranke  nicht  mehr  gesetzt 
und  das  Abstiftungsrecht  der  Grundherren  bot  in  vielen  Jb'äUen 
die  Handhabe  zu  stets  neuer  Häufung  der  bestehenden,  wie  sehr 
auch  die  Bauernschaft  gegen  solche  anzukämpfen  versuchte.  Mit 
dem  Wachsen  der  allgemeinen  Steuerpflicht  musste  der  Druck 
der  gutshen-lichen  Abgaben  doppelt  empfindlich  werden,  aber  auch 
bei  den  Belasteten  steigende  Erbitterung  in  dem  Maasse  erzeugen, 
als  der  ursprüngliche  Bechtsgrund  der  Abgaben  dem  Gedächtniss 
der  Lebenden  entschwunden  war.  An  die  Losung  des  gutsherrlichen 
Verbandes  und  die  Anerkennung  des  Eigenthumsrechts  der  Grund- 
holden an  dem  von  ihnen  bewirthschafteten  Grund  und  Boden 
schloss  sich  daher,  gleichzeitig  mit  der  Beseitigung  der  Frohnden, 
auch  diejenigen  der  in  Bede  stehenden  Abgaben  an,  welche,  da  es 
sich  um  wohlerworbene  Bechte  wirthschaftUchen  Inhalts  handelte, 
selbstredend  nur  gegen  Entschädigung,  d.  h.  in  der  Form  der 
Ablösung  geschehen  konnte,  von  welchem  Grundsatz  einzig  in 
einigen  romanischen  Ländern  abgewichen  worden  ist. 


*)  l)uss  übrigens  gtif^endeinveise  schon  sclir  fiiilizdtijf  eine  weitg^ehende  Spe- 
rialisirunfr  «ler  Abgaben  eintrat,  zeij^t  das  Kcpstrum  Triimeuae  von  89H,  das  30  ver- 
sciüedene  Producte  au£^}ilt,  welche   die  dienendm  Mause»   abzuführen  haben 
(v.  Inarnft-Sternegp,  Die  Avsbildnug  et«.,  H.  81). 
B«eh«iib«rg6x,  A.,  AgfsrpolHik.  L  9 
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Nach  den  französischen  Decreten  vnm  18.  Jimi  und  20.  und  29.  August  1792, 
uu  Widerspruch  mit  dem  Decrei  der  Nationalversammlung  vom  4.  August  niü), 
ist  jede  Beute  alleiD  desshalb,  wdl  nie  einem  Grondherm  oder  Leheneeig«ntiite«r 
«usteht,  als  Feudalrecht  anzusehen  und  desshalb  ohne  Entschä(lig:uiip:  aufeuheben; 
fH^uitigt  durch  das  Decret  des  Convents  vom  17.  Juli  1793  und  des  Directoriums 
vom  29.  Flor^al  vom  Jahre  11.  —  In  Spanien  Beseitigmaf  det  Zelinten  dnfch  Cortes- 
bMchlnas  vom  29.  JvH  1837. 

Von  besondoror  Bedeutung  war  dieser  Theil  des  AblÖsungs- 
werkfl,  soweit  Deutschland  in  Frage  kommt,  vorwiegend  für  den 
Westen  und  Saden,  während  im  Norden  und  Nordosten  —  im  Zu- 
sammenhang  mit  den  hier  vorherrschenden  grossen,  zusammen- 
hängenden Grundherrschaften  —  die  AhlOsung  der  Frohnden,  auf 
welche  die  Bewirfchschaftung  dieser  Grossbetriehe  bis  dahin  vor- 
wiegend sieh  gestätst  hatte,  im  Vordergrund  des  Interesses  stand. 

A.  AIh  wuhügste  gutsherrliche  Abgabe  erscheint  der  Zehnte, 
eine  Abgabeform,  deren  weite  Verbreituno  darthut,  dass  ihr  ge- 
wisse ausgeprägte  Vorzüge  sowohl  für  den  Pflichtigen  wie  fOr  den 
Berechtigten  eigen  sein  müssen:  aui^h  war  der  Zelinte  keineswegs 
ursprünglich  nur  eine  di'm  (Tuisherrlicljkeitsvt  rlmnde  entsprungene, 
also  rein  pnvatrechtiiche  Abgabe,  sondern  gerade  auch  eine  solche 
steuerlicher  Art:  und  der  meiste  in  Mitteleuropa  in  den  neu  sich 
bildenden  Staatswesen  erhobene  Zehnte  ist,  wie  angenommen  werden 
darf,  ursprünglich  eine  Steuer  für  kirchliche  Zwecke  (Kirchen- 
aehnte)  gewesen,  die  dann  später  freilich  vielfach  von  den  Grund- 
und  Landesherren  gegen  die  Verpflichtimg,  für  die  kirchlichen  Bedürf- 
nisse, insbesondere  die  Eirchenbaulast  einzutreten,  an  sich  gezogen 
worden  ist,  schliesslich  aber  ebenfalls  den  Charakter  einer  auf  dem 
Grund  und  Boden  haftenden  dinglichen  Last  annahm. 

Zehnte  bei  den  Aegyptem,  Karthagern  und  Juden,  ebenso  in  Rom,  wo  Staats- 
ländereien  aa  die  Nutstniesser  um  deu  zehuteii  Tlieil  der  Früchte  oder  Vs  deü  Ohstes 
und  Weins  überlassen  wurden ;  Fortbestand  desselben  noch  im  oströmischen  Reich 
unter  Justiiiiiiu  Tl.  Im  fränkischen  Reich  wird  der  Zehnte  schon  im  Jahre  5(JC)  er 
wähnt  und  zwar  als  Abgabe  au  die  Kirche  (Kau,  Anm.  b.  ku  §  66;.  —  Für  Baden 
wird  durch  das  lY.  ConatitntioBgedict  vom  22.  Juli  1807  ansdrQddieh  üMtgtestelll, 
dass,  wo  ein  Anderer  eine  Berechtigung  nicht  naolnveisen  kann,  der  Zehnte  dem 
Ortaherru  gehört,  und  durch  das  Landrecht  weiter  verordnet,  dass  der  Zolmtbezug, 
wo  kein  him^icheBdea  KirchenyennSgen  voriianden  und  nicht  eine  Baufreiheit 
besonders  erwiesen  ist,  die  Kirchenbau  last  auf  sich  hat.  —  In  Frankreich 
wurde  der  Kirchen  zehnte  auf  164  Millionen  Livres  im  Jahre  1760  ange8chlag<ra 
(v.  Mohl,  a.  a.  0.,  §  13Ö). 

Man  kann  bei  dem  Zehnten  den  grossen  (Kornzehnten),  don 
kleinen  Zehnten  (von  Gemüse,  Obst,  Wein)  imd  den  sog.  Hhit- 
ze hüten  (von  landw.  Nutzthiereu)  unterscheiden;  häutig  kommt 
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noch  ein  Kenbruch zehnte  vor  als  Abgabe  von  neu  cultivirtem 
Lande  Dem  Zehnten  waren  flbrigens  nicht  durchweg  nur  Feld- 
Mchte  imd  Hausthiere  unterworfen,  sondern  vereinzelt  auch  andere 
Erzeugnisse  (Seefischzehnt  zu  Gunsten  der  Geistlichkeit  in  Com* 
wall,  Bretterzehnt  in  Norwegen). 

Die  Vorzüge  des  Zehnten  als  einer  Naturalgabe  sind  bei  vor- 
herrschender Naturalwirthschaft  und  geringer  Verkelirsentwicklimg, 
wo  so  wenig  auf  Geld  producirt  wird  oder  doch  so  schwer  die 
Erzeugnisse  in  Geld  sich  uiiiwandelu  lassen,  für  den  Pflichtigen 
in  die  Augen  springend;  auch  giebt  der  Letztere  lediglich  von 
dem,  was  er  wirklich  erzeugt,  also  in  guten  Jahren  mehr,  in 
geringem  Jahren  wenig.  Für  den  Berechtiorten  ist  der  Ein- 
gang der  bedungenen  Natiiralleistungen  in  solclieu  Zeiten  jetii-tiiallö 
ein  sehr  viel  gesicherterer  als  bei  demjenigen  von  Geldabgaben; 
auch  bilden  grosse  Mengen  von  Naturalvorräthen,  welche  sich  bei 
den  Berechtigten  anhäufen,  in  einer  Zeit,  in  der  die  adligen  Ge- 
schlechter ein  grosses  Gefolge  zu  verköstigen  haben,  selten  eine 
Verlogenheit;  gegen  die  "Wirkung  eines  Sinkens  des  Geldwerths 
bleiben  sie  geschützt,  während  ihnen  die  Zunahme  des  Anbaus 
mühelos  grössere  Einnahmen  verschafft.  Eine  vorzeitige  Umwand- 
lung der  Naturalzehnten  in  eine  Geldabgabe  kann  daher  aus  obigen 
Gründen  von  den  Pflichtigen  leicht  als  eine  Härte  empfunden 
werden,  während  der  Vortheil  ffir  die  Berechtigten  nicht  ausser 
allem  Zweifel  steht*). 

Wenn  spflter  mit  zunehmender  Volkszahl  und  wachsender 
Nothwendigkeit  intensiverer  Bauweise  der  Zehnte  diese  Vorzllge 
einbüsste  und  auch  vom  allgemein  wirthschaftlichen  Standpunkt 
aus  als  eine  wenig  zweckmässige,  ja  sch&dliche  Erhebungsform 
sich  darstellte,  so  ist  dies  auf  folgende  Ursachen  zurfickzufflhren : 

1.  Als  eine  gleichbleibende  Abgabe  vom  Bohertrag  muss  der 
Zehnte  die  Guter  je  nach  ihrer  Ertragsfähigkeit  sehr  verschieden. 


Vielfach  gilt  der  Grundsaty,:  ^was  in  offener  Fhir  in  die  Atnker  kommt,  . 
gebort  iu  den  grossen  Zehnten",  daher  dieser  mit  der  Zeit  aucli  die  sog.  Bracbfrücht« 
( Knollengewächse,  ferner  Hanf,  Flachs,  Kaps,  Kraut,  Tabak  etc.)  erfasste,  sofern 
nicht  andfre,  den  Baneni  günstigere  Regelongsweiseii  erkämpfti  wurden.  (Vgl. 
(joihein,  Wirthschaftsgeschichte,  8.  294.) 

•)  Ygh  die  Bemerkung  bei  Roscher  (Aiun.  H  zu  §  112),  dM8  die  Schweden 
namentlich  desshalb  über  die  Union  mit  Dänemark  klagten,  weil  die  Köniprc  ffcld- 
Bteaem  verlangten  imd  das»  Gustav  Wasa  ütatt  dieser  wieder  Nuturalabgaben 
gefordert  habe;  ebflDd&  Hinweia  auf  die  sog.  Sebekka-ünndMii  in  Wales  (1839— 18tö), 
welche  nnitlmia^slidi  ebenfUla  dnrch  die  Umwandlung  der  Natoralsehnten  in  Geld 
entstanden  sind. 

9* 
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die  geringwertliigeii  verliftltnissinässig  viel  stärker  als  die  besseren 
belasten;  und  weil  mit  der  Steigerung  der  Betriebskosten  die 
Steigerung  des  Beinertrags  nicht  gleichen  Schritt  hält,  letzterer 
yielmehr  in  geringerem  Gerade  wächst,  als  der  zu  seiner  Erzielimg 
aufgewendete  Uehraufwand  an  Kapital  und  Arbeit,  so  verschlingt  der 
Zehnte  um  so  mehr  Bnichtheile  des  Beinertrags,  je  stärker  die 
Arbeits-  und  Kapitalaufwendungen  sind,  um  eine  Reinertragssteige- 
rung h^M-bpiznfnbren.  Nimmt  man  an,  dass  der  Eeinertrag  vom 
Grund  und  Boden  20 — iO^j^  des  Koliertrags  beträgt,  so  iiiiiiiut  der 
Zehnte  ein  Viertel  bis  zur  Hältto  und  auf  schlechten  Böden  mit 
geringerem  Ertrag  selbst  bis  zwei  Drittel  des  Keinertrags  liinwoc^: 
jedes  Mehr  von  Arbeit  und  Kapital  aber,  in  (b'n  Boden  verwendet, 
d.  h.  jede  Zunahme  der  Intensität  des  Betriebs  niuss  lediglich  die 
Folge  haben,  das  Verhältnis«  der  Zehntabgabe  zu  dem  Reinertrag 
für  den  Pflichtigen  immer  imgünstiger  zu  gestalten^). 

Der  Zehnte  wirkt  also  iii  gewissem  Sinne  culturfeindlich,  in- 
dem er  von  Verbesserungen  abhält,  nnd  die  Abueigimg  des  Land- 
Tolks  im  dem  letzten  Jahrhundert  gegenüber  allen  Betriebsfort- 
schritten hängt  mit  dieser  Wirkung  des  Zehnten  mindestens  ebenso 

zusammen  wie  mit  dessen  grundsätzlicher  Abneigung  gegen  alles 
Neue  und  aus  dem  llalinien  des  seither  Gewohnten  Heraustretende. 
So  ist  in  England  der  Krap])l>au  erst  aufgekommen,  als  eine 
Parlamentsacte  den  Krappzt  hnten  abgeschafft  hatte,  und  in  der 
Pfalz  hat  man,  um  den  Anbau  von  Handelspflanzen  zu  fordern, 
zuvor  (1778)  statt  des  Z<dniten  eine  massige,  fixe  Geldaligabe  ein- 
geführt, in  Oesten*eich  (17r)9)  alle  in  die  Brache  gebauten  Fnttf*r- 
kräuter  vom  Zeluiten  ]>elVeit.  Aui  verwerfliebstini  unter  obigem 
Gesichtspunkt  musste  aber  der  Neiibnichzohnte  erscheinen,  zumal 
wenn  Böden  minder  i^uter  Beschafl'enheit  in  Frage  standen,  da  er 
hier  törnilich  wie  eine  Strafe  auf  Meli<irationeu  wirkte  und  von  der 
IneulturnaUme  von  seither  ödem  Areal  abhielt. 

2.  Durch  die  Verpflidituu:;  zur  Abgabe  nicht  bloss  der  Köruer, 
soinb'ni  auch  des  Strohs  (Garbenzehnte!)  wird  die  Erhaltung  der 
Bodenkratt  auf  don  obuedies  in  der  Regel  düngerarmeu  Baueru- 
wirthscbaften  erheblich  gesclunälert ;  und  weil  der  Zehute  ferner 

^)  Rau  erläutert  dies  durch  lolgeudes  Schema:  Bedeutet  E  die  Ernte  eiues 
Morgens,  K  die  Anbaukosten  eines  Centners,  B  den  Reinertrasr,  r  den  Scinertrag  nach 

Ahziiir  '1<  >  Zehnten,  ^^r»  «  r^it'bt  si< h  hei  Annahme  eines  Preises  von  3  Onlden 
für  den  Ceutner-Pflanzenstoft'  folgendes  Bild: 
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zu  dem  Bestreben  verleitet,  die  Menge  auf  Kosten  der  Güte  zu 
steigern,  wird  er  ein  Hindeniiss  des  Qualitätsbaus  und  venirsacht 
nicht  selten  den  Kückgang  einzelner  Culturen.  (Verfall  des  Wein- 
baas in  Süddeutsclüand.) 

3.  Die  Controlen,  welchen  der  Zehntpflichtige  bei  der  Ernte 
nnterworfen  ist,  können  ebenso  lästig  als  nachtheilig  wirken,  z.  B. 
wenn  der  Weinzehnte  zur  Femhaltung  von  Ünterschleifen  in  der 
ganzen  Flur  gleichzeitig  erhoben  wird,  ohne  Kücksiclit  auf  die 
Reifezeit  der  verschiedenen  Rebsorten.  Das  Einsammeln  und  Zu- 
führen (h*s  Zehnten  selbst  ist  mit  erlieblichen  Kosten  und  Ver- 
lusten (auf  — des  Zehntertrages  berechnet)  verknüpft  wie 
denn  z.  B.  in  Baden  allein  der  jährliche  Verlust  an  Körnern  beim 
Zusammentragen  der  Zehntgarben  auf  400000  Gulden  (700000  M.) 
veranschlagt  wurde. 

4.  Mit  der  Zeit  wird  die  Abgabe  auch  demoralisirend  wirken, 
da,  je  widerwilMger  sie  entrichtet  wird,  die  Yersuchung  wächst, 
der  Verpflichtung  durch  Abgabe  der  Erzeugnisse  sehlechter  Qualit&t 
sich  zu  entledigen.  („Mager  wie  ein  Zinshahn,  schlecht  wie  ein 
Zehntwein!*') 

Tollsag  im  Eiuzelnen.  Die  Reform  liat  sicli  in  der  Re^el  in  der  Weise 
vollzogren,  dass  ZTinächst  die  Umwandluiifr  des  7,fhntim  in  eine  Eontc  ' Krunci  -  oder 
(jeldrente)  {gestattet,  beziehungsweise  vorgeschrieben  und  üudanu  die  Ablösuug  auch 
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Auf  ztlinl  freiem  FeUl  iiiriunt  also  crsl  ])t  i  mehr  als  2,18  dulden  Kopien  der 
Reiuertrag  wieder  ah,  auf  dum  zehutpflichtigeu  iK-hou  hei  mehr  als  (inldeu 
Kosten  und  er  verschwindet  bei  2,7  Gulden  Kosten  und  24  Gnlden  Ertra;^^  ^^auzlich. 
—  Nimmt  mau  an,  dass  eine  ÄnfWendnug  von  100  Gulden  (z.  B.  für  bessere  Düngung) 
au  sich  lohnciul  sidi  erweise,  indem  sie  einen  Ernte ni  e  hrwerth  von  108  110  Gulden 
ergähe  (also  volle  Ver/iusuug  uchst  Uuteruehmergewiim),  so  müsste  doch  jene  Aiü- 
weiidung  uuterhieihen,  daderZelinte  von  diesem  Mehrertrag  bis  anf  10,8 — 11  (iulden 
sicli  beliefe.  (Ran,  Arim.  a  und  b  zu  §67.)  —  Kom  Iict  orwiihnt  nwh  ein  Beispiel 
aus  England,  wonach  der  Zehntel  von  eiuem  Acre  Möhreusaat  ti— 8  Uumeen  Werth 
hatte,  wogegen  der  Eigenthfimer  kaum  20  Schilling  davtm  besog;  femer  (nach  Hacaulay 
Uisl.  (»f  Kiigland,  C  3),  das»  während  die  englische  (Jrundrci)te  seit  IBHö  :iiif  das 
vierfache  gestiegeu  sei,  der  Zehnte  um  das  biebeulaclie  zugeuommeu  habe. 
(Roscher,  a.  a.  0.,  Ann.  3  su  §  115.)  — 
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dieser  Renten  herbeigeführt  wurde.  Die  Ümwandhnig  iind  Ablösung  erfolgte  bjild 
gesondert  für  sich,  bald  im  Zusammeuhang  mit  dem  allgemeinen  Ablösungswerk. 
Im  Einzelnen  ist  über  die  Grundsätze ,  von  denen  die  Oeset^ebnn^  liierlMi  Bich 
leiten  liess,  das  Folgende  zu  bemerken: 

1.  Ein  Zwang  zur  Ablösung  wird  zwar  meist  uiclit  ausgesprochen,  dotk  ver- 
fügt, dass  die  MindersaM  der  Zehntpflichtigen  einer  Gemeinde  dem  Beschluss  der 
Mehrheit  sich  fügen  muss;  dies  war  nnthwendifr.  weil  einem  Zehntherm  nicht  wohl 
augeäoimeu  werden  kunnte,  die  Umwandlung  uud  Ablösung  anders  aU  von  allen 
Pflichtigen  svi^leich  über  sich  ergehen  zu  iRssen. 

2.  Zur  Feststellniijj:  des  Zehntertran-s  werdeii  von  (l'in  <  ni^ittelten  Burcli Schnitts- 
rohertrag  die  auf  dem  ZeUutbezug  hal't«udeu  Kosten  für  Einsammlung,  Einführen, 
Dreechen,  Keltern  etc.,  ferner  die  mnthmaasslich  dnrch  Abgänge  oder  Nachlass 
eingetretenen  Verluste  in  Abzug  gebracht,  aus  dem  danach  ermittelten  Reinertrag  das 
AblösuugHka])ital  (meist  unter  Zugrundelegung  eines  5%  Zinsfusses)  berechnet  uud 
die  Abtragung  desselben  in  tilgenden  Zeitrenten  gestattet. 

;\.  l>i(  (it  sammtheit  der  Zehntpflichtigen  einer  (iemeinde  haftet  dem  Zehntherm 
für  die  Bezahlung  der  Ablüsungsreute  mit  der  i'>(-lii<rniss,  die  £inzelrenten  von  den 
Mitgliedern  unter  Umständen  im  Zwangsweg  beizutreiben. 

4.  Die  auf  dem  Zehnthezug  haftenden  Lasten  (insbesondere  die  Last  zum 
Neubau  und  zur  rnferlialfnii*r  von  Kinlien  und  Schulen,  ferner  Pfarr-  und  .Seluil- 
pfriinden  etc.)  werden  dem  Zehutherru  abgenommen,  gleichzeitig  aber  denjenigen, 
dem  nnnmehr  die  Verpflichtnng  zuffiUt  (z.  B.  der  lÖrchspielsgemeinde),  ein  der 
tmniitelten  Last  entsprechender  Theil  der  AMüsun<issuniiue  überwiesen. 

Ö>  Wegen  der  Grösse  der  Zehntlast  uud  der  iSchwierigkeit  ihrer  Tilgung  dnrch 
die  seither  Zehntpflichtigen  in  absehbarer  Zdt  werden  häufig  Zuschfiase  zu  dem 
Abliisunoswerk  aus  der  Staatskasse  geleistet  und  zur  leichteren  Durchfulming  der 
preldlichen  ()])erationen  besondere  staatliche  Kreisen  (Zehntschuldentilj^tinijskassen, 
Kenteukahseu,  letztere  dann  aueli  /.ur  Vtnaitihuig  der  Ablösung  anderer  (iruud- 
gefille  bestimmt)  eingerichtet. 

6.  Der  Ansprudi  auf  den  Neubruclusehnteu  wird  mit  der  erÜDlgten  Umwandinng 
der  Zehntabgubu  für  erl(is(  hen  erklärt. 

Forderungen,  wie  die  bei  den  Verhandlungen  über  die  Ablösung  des  Zelinten 
in  der  badischen  Kammer  von  dem  Abgeordneten  y.  Rotteck  eingebrachte,  die  auf 

die  gänzliche  Uebernabmc  des  A]ilösnn<j;sanfwands  auf  die  Staatskasse  gerichtet 
war  („im  Namen  der  zahlreichen,  dem  Staat  vor  allen  wohlthätigen  uud  uuentbehr- 
lichen  Klasse  hart  bedrfickter  Leute,  im  Namen  der  Gerechtigkeit,  der  Humanität 
und  der  ächfi  u  Staatswirthschaft ,  im  Interesse  des  (iffeutlit  Inni  Friedens  uud  der 
gesetzlichen  Ordnung*^),  erscheiueu  schon  desshalb  übertrieben  und  unberechtigt, 
weil  der  Zehute  als  eine  auf  den  Grundstücken  liegende  dingliche  Last  bei  Kauf-  und 
Erbfällen  in  einer  Minderung  des  Kaufwerths  der  (irundstücke  zu  Tage  treten  musste, 
die  dnmalig'en  Besitzer  des  zehntpfliehtip-cri  (Jnindstücks  also  mit  der  Abnahme 
der  Zekutlaht  ein  dem  kapitaUüirteu  Wert  Ii  der  letzteren  entsprechenden  Vermögens- 
iniwachs erfuhren,  für  den  sie  wohl  aus  eigenen  Mitteln  etwas  leisten  durften. 
In  Baden  stellte  sich  das  Zehnt-Ablösungskapital  auf  rund  70  ^lillionen  M. ;  der 
Bohertrag  desselben  war  s.  Z.  auf  rund  3,6  MÜiioueu  M.,  die  Verwaltuugskosteu 
der  Zehnterhebnng  zu  480,000  M.  ermittelt  worden;  von  jenem  entfielen  auf  den 
Fmchtzelmten  61%.  auf  den  TIenzehnten  2öVo?  a"f  Weinzehnten  14%;  der 
Morgen  Land  war  durchschnittlich  mit  2  M.  70  Pf.  belastet,  üetheiligt  waren  als 
Zehntberechtigte  der  Staat  ODomSnen)  mit  SUfifo,  Standes-  und  Omndherreu  mit  207«, 
Pfarrdienste  mit  157o5  Stiftungen,  S(  luildienste  mit  lö"/«.  Die  Staatskasse  übemalim 
^  V,  des  «ifesamniteu  Ablösungskapitals,  rund  14  Millionen  ÄL  —  Vgl.  des  Yerfoaeers 
liaudb.  des  Bad.  Laudwiithschaftsrechts,  1887,  S.  25 IF.) 

B.  Nach  ähnlichen  Grundsätzen  wie  die  voistehend  hezeichneten 
erfolgte  dann  auch  die  Ahlösiing  der  übrigen  etwa  bestehenden 
Abgaben,  der  Gülten  (Abgaben  in  gewissen  Felderzeugnissen) 
und  Grundzinsen  (Abgaben  in  Geld).  Bei  jenen,  den  Galten, 
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liandelte  os  sich  meist  um  üeberltloiltst'l  von  Antn-konntni^s- 
reicbujigiMi  t'rüliercr  Zeit  oder  von  A])<iabtMi  für  Fuiictioueii  der  .IunU/.- 
iind  Polizeiven^'altung  (Kaucli-  und  Fastnaehthflhner ,  Steuer- 
i-oonrpi]  Steuprweiii) ,  dio  „oft  mehr  durch  die  Mühe  der  Ein- 
iieferung  als  durch  die  Höhe  des  meist  geringen  Betrags  sich 
lästig  erwiesen"  und  deren  Beseitigung  die  Gefällberechtigten 
,,ciner  mühevollen  und  ausser  allem  Verhältnis»  mit  dem  Produkt 
stehenden  kostspieligen  Erhebung  und  Verreclmung  und  zahllosen 
Streitigkeiten  enthob*'.  Die  Ablösung  dieser  wie  der  Orund- 
(Erb-)ZinBe,  deren  Fortbestand  mit  der  erfolgten  Eiir«'nthura8- 
verleibung  am  Grund  und  Boden  ebenfalls  nicht  weiter  in  Kinklang 
stand,  wurde  häufig  durch  Zugrundelegung  eines  mässigen  Ab- 
lösungsmaasBstabes  (Vervielfachung  des  ermittelten  Werthbetrags 
der  Abgabe  mit  einem  geringeren  als  dem  zwanzigfachen  Betrag) 
und  nicht  selten  auch  dadurch  erleichtert,  dass  fdr  solche  Abgaben, 
welche  einen  mehr  steuerartigen  Charakter  hatten,  d.  h.  als 
Vergatung  für  Functionen  der  Justiz-  etc.  Verwaltung  sich  dar- 
stellten, die  Entschädigungszahlung  an  die  Berechtigten  ganz  oder 
theilweise  auf  die  Staatskasse  übernommen  wurde.  Gflter  mit 
dauernder  llente  von  Neuem  zu  belasten,  war  hinfort  als  unzulässig 
erklärt      23,  S.  122). 

§  26.  Die  Aufhebung  der  gutsherrlichen  Weiderechte. 

1.  Als  ein  Ausfluss  der  gutsherrlichen  Obereigentluimsrechte  auf 
die  Feldmark  der  Gemeinde  ist  auch  das  W  e  i  d  e  r  e  e  h  t  des 
Grundherrn  anzusehen,  das  dieser  für  seine  landwirthschaft- 
lichen  Nutzthiere,  namentlich  für  Schafe,  aber  auch  für  Pferde  und 
Binder,  auf  den  Wiesen,  der  Brachflur  und  den  Getreidefeldern 
nach  ihrer  Abemtung  (Stoppelfeldern)  in  Anspruch  nahm^).  Meist 
war  dieses  gnmdherrliche  Weiderecbt  kein  ausschliessliches,  sondern 
neben  ihm  bestanden,  vermöge  des  Bann-  und  Gemarkungsreclites 
der  Gemeinde  als  solcher,  sog.  Gemeindeschäfereien,  sei  es, 
dass  die  Gemeinde  das  ihr  zustehende  Weiderecht  verpachtete  oder 
dass  die  einzelnen  viehbesitzenden  Ortseinwohner  im  Wege  gegen- 
seitiger Befahnmg  das  Weiderecht  selber  ausübten. 

*)  Von  diesen  Weiderechten  \v«»hl  zu  unterscheiden  sind  Jene,  welche  die  Ein- 
gesessenen auf  dem  in  unpetheilter  (lenieinscliat't  besessenen  hiindereien  (Ueniein- 
heiteu)  ausübten,  über  welche  später  (iu  Kap.  lllj  zu  haudelu  iat.  Vgl.  auch  die 
Bemerkung  am  Schlüsse  dieses  Paragraphen. 
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Zur  Würdigung  diesor  Wei  derechte  ist  zu  «agen: 
a)  So  lauge  es  in  einer  t  n  iiiarkung  an  Oedungen  niclil  fehlt  und 
die  reine  Dreifelderwirthschaft  (mit  Brache)  besteht,  sind  Weidereelito 
im  Allgemeinen  für  den  Feldbau  unschädlich,  ja  ihre  Niltzlichkoit 
überwiegt,  weil  eine  Menge  natürlichen,  ausserdem  schwer  oder  gar 
nicht  venvtTthbaren  Weidefutters  auf  den  Stoppelfeldern  und  der 
Brachflur  in  nutzbare  Substanz  (Fleisch  und  Wolle)  umgesetzt  wird 
und  weil  der  Uebertrieb,  namentlich  mit  Schafen,  eine  Düugerquelle 
liefert  (den  Schafpferch),  die  namentlich  für  die  vom  Dorf  entfernter 
befindlichen  Gnmdstücke,  die  sonst  eine  Düngung  gar  nicht  oder 
doch  nur  selten  erhalten,  von  besonderem  Werthe  ist.  Wohl  aber 
werden  solche  Weiderechte  schädlich,  wenn  der  Gang  der  ailge» 
meinen  Ent^vicklung  zu  einer  ToUkommneren  Ausnutzung  der 
Jj&ndereien  Veranlassung  giebt,  wenn  also  die  Beseitigung  der 
Brachflur  durch  Einbau  derselben  mit  Kartoffeln,  Handelspflanzen  etc. 
inFn^e  kommt,  wenn  die  Landwirthe  anfangen,  StoppelMchte  in 
die  Stoppelfelder  zu  pflanzen  und  wenn  auch  dem  Wiesenbau  durch 
Einrichtung  von  Ent-  und  Bewässerungsanlagen  erhöhte  Aufmerk- 
samkeit geschenkt  wird.  Solche  Fortschritte  der  Bodencultur 
werden  entweder  durch  das  Bestehen  von  Weiderechten  unmöglich 
gemacht  oder  es  überwiegt  doch  der  Sehaden,  den  die  weidenden 
Thiere  an  den  in  Cultur  genommenen  Grundstücken  anrichten,  den 
Nutzen  aus  dem  Weidebetrieh  um  ein  Beträchtliches.  Auch  eine 
sorgfältige  Beaufsichtigung  vermag  solche  Beschädigungen  nicht 
immer  fernzuhalten  und  zahllose  Streitigkeiten  pflegen  daher  mit 
dem  Uebergang  zu  intensiverer  Cultur  den  „wilden  Hirtenstab"  zu 
begleiten.  Am  unangenehmsten  aber  nuissen  bei  solcher  Sachlage 
vor  allem  die  einem  ausserhalb  der  Genieindu  Ansässigen  zustehen- 
den Weiderechte  (ü che rtriebs rechte)  empfunden  werden. 

Eine  merkwürdige  Art-  solcher  Uebertriebsreclite  war  das  Mg.  Land{?efährt 

in  W  ürtt  cmberff .  d.  Ii.  das  Recht  der  Domaiiialschäfereien,  die  fremden  (iemarkuufren 
in  der  offenen  Zeit  (d.  i.  vom  11.  November  bis  1-  März)  zu  befahren.  Aehnliche 
Kechte  standen  in  Spanien  der  Corporation  der  vereiui|;rten  Schäferei  besitzet 
(Mesta)  zu ;  auf  den  Wegen  von  den  Ebenen  in  die  Gebirgsgegenden  und  zurück 
war  den  Heerden  freier  Zutritt  auf  allen  (iemeinweiden  p^stattet,  zu  beiden  Seiten 
der  Strasse  auf  eine  <rewisse  Kutferuung  jede  Kiuheguujj  verboten.  Diese  Bereuhti- 
gangen,  ^eine  Hanptt«  ssi  l  des  spanischen  liandbau.s",  zu  »ahlloseii  Streitigkeiten  und 
Gewaltakten  fiihrend,  wurden  erst  1813  und  1S'iO  beseiti<i^  (Koscher  a.  a.  (».,  Anni.  8 
zu  §  85).  —  Der  ITutterwerth  der  natürlichen  Weidegrüude  ist  meist  ein  geringer; 
Hack  Thaer  kat  die  Brack  weide  etwa  */ft  Wertks  des  erüten  Dreesckjakres  Jwaf 
ArkiMland.  ut  lrhoszn  AVc  irle  an^jelepft  wird),  die  St  oppel weide  nach  Mayer  etwa 
Viotel  der  DrcescUweide.  Xucli  Block  ist  die  BracLweide  bis  24.  Juni  auf  den  preutis. 
Morgen  des  besten  Landes  xn  3  Ctr.  Heuwertli  anxiiscklagen ;  eine  Fläche  von  100 
Morgen  könnte  also  bis  24.  Juni  eine  Heerde  von  238  Schafen  oder  2^26  Kühe 
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ernähren.  Von  8top])('l  weiden  (2  Monate  hindurch)  sind  wein  ersten  s  H*,.,  Morgen  für 
1  Schaf  oder  etwa  33  Üir  1  Kuh  erlorderlich  (  Rau,  a.  ii.  ü,,  Aiiiu.  c  /u  §  72).  -  (Jegen 
alle  Weidereehte ,  ge-^-  i,  die  gnindherrlichen  sowohl  wie  gegen  die  gemeinen 
Weiden,  sprechen  sich  mit  grosser  Entschiedenheit  schon  die  Vertreter  der  kame- 
ralistisclteu  Schule  au»;  v.  JuHti  erklärt  alle  Bemühuugeu,  der  Laiidwirthscbaft 
aufzahelfen,  für  ^blosse  Spielerei",  wenn  man  nden  Hanptfeliler,  Beweidnnp  der 
Wiesen  und  Felder"  nicht  abschaffe.  (Weitere  Literatnrangaben  bei  RoBcher, 
AjUU.      2U  §  87.) 

c)  Gegen  die  Beseitipriiii.ir  der  Weiderechte  hat -man  die  Inter- 
essen insbesondere  der  S  t- Ii  a  t  ha  1 1  ii  ii  ins  Feld  geführt,  indess 
mit  Umecht,  weil  die  ( ii  undeigenthünicr.  wenn  alle  Dienstbarkeiten 
beseitigt  sind,  ihr  Land  selber  beweiden  la.ssen  können  nnd  weil 
in  der  Ansdehnung  des  Arkertutterbanes  die  Möglichk(»it  reich- 
licherer EniiUiruim'  der  Weidetliiere  als  auf  (l(»n  sog.  natürlichen 
WeidegnliKhMi  gegel)eii  ist,  wie  sicli  denn  in  Preusseu  ungeachtet 
der  zahlreiehen  Wei(leal»losin\Lie!i  in  der  ernsten  Hälfte  des  Jahr- 
hunderts die  Zahl  der  Scliafe  nahezu  verdoppelt  h;it  (von  s,2ijl.oih) 
im  Jahre  1816  anf  15.071,425  im  Jahre  iö55).  Im  Allgemeinen 
aber  ist  überhaupt  an  dem  Satz  festzuhalten,  dass  „das  Schaf  der 
fortgeschrittenen  Bodencultur  zu  weichen  hat"  und  dass  die  Schaf- 
haltung in  Ländern  mit  entwickelteren  Verhältnissen  nur  noch  auf 
Crrossgütern  mit  geringereaBodenverhaltiiissen  und,  bei  vorherrschen- 
dem bäuerlichem  Besitz,  nur  da  wirtlischafUich  gerechtfertigt  er- 
scheint, wo  ebenfalls  die  natürlichen  Boden-  oder  die  Klimayer- 
hältnisse  nur  ein  mehr  extensives  Feldersystem  gestatten  oder  wo, 
wie  in  Berg-  und  Hügelgegenden,  eine  grosse  Anzahl  öder,  trockener 
und  auf  andere  Weise  landwirthschaftlich  nicht  gut  nutzbarer  Flächen 
vorhanden  sind.  — 

2.  Im  Vollzug  des  Ablösungswerks  kann  man  zwei 
Etappen  unterscheiden: 

a)  Eine  Abhilfe  wurde  zunächst  vielfach  in  der  Weise  erstrebt, 
dass  der  Weidebetrieb  zur  Verhütung  von  Schaden  auf  den  Pflich- 
tigen Grundstücken  zeitlich  und  räumlich  eingeschränkt  wurde; 
es  zählen  dahin  die  in  vielen  Landesverordnungen  erlassenen  Vor- 
schriften, dass  auf  dem  Ackerland  die  Weide  erst  nach  der  Ernte 
beginnen  darf,  dass  der  Umbruch  der  Stoppeln  im  Herbst,  dass 
femer  die  Düngung  imd  die  Bracharbeiten  ungeliindert  vor- 
genommen, dass  die  Kleefelder  nicht  bei  nasser  Winterwitterung 
behütet  werden  dürfen;  ferner  dass  bei  Wiesen  die  Tage,  an  welchen 
die  Herbstweide  anfangen  und  die  Fühllngsweide  aufhören  soll, 
mit  Bficksicht  auf  den  Graswuchs  und  das  mehrmalige  Mähen  des 


Digitized  by  Google 


138  Kap.  1.  BKuerliche  Unfrdkeit  nnd  AblSBttngBgesettgebtuig. 


Grases  nach  dem  Klima  jofler  Gegend  festgesetzt,  feuchte  Wiesen 
dem  Weidegang  durch  Kindvieh  und  Pferde  entzogen  bleiben, 
Wässerwiesen  geschont  werden  müssen ;  dass,  wo  Waldweiderechte 
bestellen,  dem  Holzwuchs  der  unentbehrliche  Schutz  zu  geben  ist; 
endlich,  dass  bestimmte  Grundstücke  (ßebland,  Grärten,  Baum- 
pflanzimgen  etc.)  Ton  der  Weide  gänzlich  ausgeschlossen  sind.  So 
in  filteren  Preussisehen  (vom  19.  Mai  1770),  bayrischen  (Yom 
15.  März  1805),  badisclien  (vom  18.  Mai  1818)  Yerordnungen. 
Entsch&digimgslose  Aufhebimg  der  Weide  ,,auf  Aeekem  während 
der  Fnictifieation*'  und  „auf  Wiesen  während  der  Heegezeit'*  im 
bayrischen  Gesetz  vom  4.  Juni  1848  und  28.  Mai  1852. 

h)  An  Stolle  solchen  Nothbehelfs  trat  mit  der  Zeit  di»'  voll  ige 
Beseitiu  iuig  aller  Weiderechte,  zumal  deren  Fortlirstmid  als 
Dienstbarkeiten  auf  fremdem  Urund  und  Boden  mit  dem  di»'  ganze 
Ablösungsgoset/.gehung  durchdringenden  Grundsatz  der  Freiheit 
des  rrivatt'im'uthums  und  der  Gewährung  uneingeschränkter  Be- 
nützungsmöglichkeit des  Bodens  nicht  mehr  im  Einklaiii:  stand. 
Auch  hier  verfuhr  die  Gesetzgp1)ang  entweder  in  radicaler  Weise, 
indem  sie  die  zwangsweise  Aufhebung  der  Weiderechte  inid  zwar 
nicht  bloss  der  grundherrlichen,  sondern  auch  der  wechselseitig  von 
den  Insassen  der  Dorfflur  ausgeübten,  erstere  mit,  letztere  ohne  Ent- 
schädigung, einfach  decretirte,  oder  aber  die  Ablösung  im  Wege 
des  Provocationsveifahrens  oder  der  Abstimmung  durch  Mehrheits- 
beschlüsse ermöglichte,  unter  Zubilligung  einer  Entschädigung  an 
den  seither  Berechtigten  nach  Maassgabe  der  Ausdehnung  und 
Beschaffenheit  des  Weiderechts  (Dauer  der  Weidezeit,  Art  und 
Zahl  des  Viehs,  Grösse  des  Weidebezirks)  und  unter  Berflck- 
sichtigung  der  auf  dem  Weidebetrieb  haftenden  Lasten  und  Kosten, 
wobei  wiederum,  wie  bei  den  anderen  Ablösungen,  für  die  Zahlung  I 
der  Entschädigung  entweder  die  Kapital-  oder  Bentenform  oder 
die  Form  der  Landabtretung  gewählt  wurde.  Auch  pflegte  die 
dauernde  Bestellung  neuer  Weiderechte  als  Dienstbarkeiten  unter- 
sagt zu  werden. 

Solches  geschah  z.  B.  in  liayeni,  (Jesi'tz  vom  28.  Mai  1852;  dasselbe  tmter- 
schddet  im  Uebrigen  zwischen  einseiti^^en  W^eiderecliten  (meist  f^nuidherrlieben), 
dcmi  A  hl  ösutip^  von  der  Melnln  ii  der  Belasteten  verlaTicrt  werdpii  knim  ^rep'on 
Eutbchiidijfung  im  2Ufacheu  des  eruiittelteu  lieinertraifs  oder  gegeu  Hingabe  von 
entsprechender  FUUülie  Land  nnd  snrischen  den  gegenseitig^en  Weidedienstbar* 
ki  iti  II  der  (Jnuidbesit/.er  einer  Gemeinde,  bt  ticffs  dt  it  n  die  Aufhebung  der  (iemein- 
svhait  dnreh  Mehrheitsbeschluss,  (soweit  uuglcicharügo  Thuiluahmsrechte  bestellen, 
gegen  entsprechende  EntHchüdiguug),  in  bestimmten  Fällen  ancb  der  eSnaeitige  Aus* 
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tritt  ^stattet  ist.  —  Würtf pmberg^,  Orstfx  vom  16.  März  1873:  Ablösung  der 
üinem  Dritten  /.uiteliemleii  Weiderechte  aut  Antrag  entweder  des  Berechtigten  oder 
Belasteten,  EntHchädigungsnorm  wie  in  Bayern;  Verpflichtimif  der  OemeindebeUßrden» 
die  gemeinen  Weiden  aufzuheben  oder  einzuschränken,  wenn  eine  jiewisse  Mehrheit 
der  belasteten  (irund^itücke  darauf  Autrag  stelleu.  —  Baden,  Gesetz  vum  31.  Juli 
1848:  nur  die  Belasteten,  aber  auch  eine  lünderhelt  derselben,  dürfen  die  Abldsnn^ 
begehren;  Entschiidifrungszahluiiir  im  löfaclieu  l?»"trajr  des  Hoincrtrai^s.  (Vl)n<reii<> 
hat  in  letzterem  Laud  die  Erwä^ug,  dass  iu  rauliereu  Ucgeuden  die  Schafhaltuug 
woblangebracht  ist  und  swar  sowohl  landwirthachaftlich  wegen  der  besseren 
Ansnützimg  von  Oedungen  und  Brachfluren  sowie  wegen  des  Pferchgewinns» 
gemeindeökonoinisch  wegen  der  durch  die  Verpachtung  von  Weiden  sicli  er- 
gebenden Einnalunen,  die  Gesetzgebung  dazu  geführt,  die  Wiedereinlulirunjr  von 
„gemeinen  Schafweiden^  mit  Mehrheitsbeschluss  der  Betheili;rtiMi,  welchem  die  Miiider- 
heit  sich  fügen  muss,  sofern  „ein  erheblicher  landwirtlischaftlicher  Nnt/«'!i'*  diucli 
diese  Einführung  nachgewiesen  werden  kann,  unter  den  erforderliclien  (.iarantieu 
gegen  missbräuchliclie  Ausdehnung  dee  Weiderechts  wieder  zu  ermöglichen  (Qesets, 
Tom  17.  April  1884;  Tgl.  des  Verfassers  Handb.  des  Bad.  Landwirthschaftsrechtg 
1887,  S.  317  ff.). 

In  Frankreich  schon  naeh  den  oontunies  alter  Chrnndsata,  dass  nach  der 

Ernte  die  Iranern  ihir  llrcrdcii  j,'t  >,'tMi  soll  iir  auf  dni  CrinKlcu  (auch  dfr  \atlil>ar- 
dörfer)  weiden  lassen  durtteu  (Weiderecht  iimerhalb  der  Uemeiude:  droit  de  vaiue 
patAre,  ndi  Uebertriebsrecht  anf  fremden  Genuirknngen:  droit  de  parcoors).  Im 
Code  rural  wurde  diese  gegenseitigen  Weidedienstbarkeiten  mehrfach  beschränkt  (  Aus- 
schluss insbesondere  aller  künstlichen  Wiesen;  Begrenzung  der  weidenden  Viehzahl 
jeden  Familienvorstandes)  und  der  (Irundsatz  aufgestellt,  dass  jeder  Grundbesitzer 
durch  Einhegung  (clutüre)  seiner  (inindstücke  sich  von  vaine  patftre  und  parcours 
freimachen  darf,  dann  aber  auch  das  Recht  zur  Tlifilnaluno  nn  dor  ^'•PinoinfMi 
Weide  verliert  und  dass  das  üeclit  der  vaine  patüre  zwisclien  Kiuzehu'u  ablösbar 
Ist.  Üeber  nenertlche  Bestrebungen  einer  anderweiten  Ordnung  der  Materie  (im 
Siime  der  völligen  entschädigungslosen  Beseitigung  der  parcours  und  der  erleichterten 
Aulbcbung  der  vaine  pätur«)  idehe  v.  lieitzeusteiu  iu  d.  Jahrb.  f.  ü.  u.  »St. 
Nene  Folge,  Bd.  XIY,  S.  166  ff. 

3.  Nur  die  Aufhebung  der  einem  Dritten  (dem  Gutsherrn)  zu- 
stehenden Weiderechte  fällt  streng  genommen  unter  die  Abldsungs- 
gesetzgebung ;  doch  sind,  in  Süddeutschland  wenigstens,  und 
zwar  gewöhnlich  in  denselben  Gesetzen,  auch  die  auf  den  Grund- 
stücken der  (lemarkung  von  allen  Vlehbesitzem  ausgeübte! :  -  <  u  en- 
seitigenWeiderechte  zur  Ablösiuig  vorgesehen  worden.  £inen 
anderen  Weg  hat  dagegen  hinBichtlich  dieser  und  anderer  wechsel- 
seitigen Dienstharkeitsrechte  die  norddeutsche  und  die  Gesetz- 
gebung einiger  anderer  Länder  eingeschls^en ,  indem  sie  deren 
Beseitigung  in  Verbindung  mit  der  anderweiten  Ordnung  von  ge- 
meinsamen Nutzungsrechten  flberhaupt,  bestehen  diese  nun  an 
privaten  Grundstücken  oder  an  gemeinschaftlichem  oder  an  Ge- 
meindeeigenthum, anstrebte  und  zwar  im  Grundsatz  durch  Auf- 
theüung  der  der  gemeinsamen  Benutzung  seither  unterworfenen 
Ländereien  (Gemeinheiten)  zu  Kigeuthum  und  gleichzeitige 
Herbeiftihrung  einer  zweckmässigen  Arrondinuig  des  Einzelgrund- 
bositzes;  diese  Massregel  —  Gemeinheitstheilungen,  Sepa- 
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ratio nen  —  in  Verbindung  mit  der  vorgeachriebenon  Zusammen- 
legung von  Grundstücken  (Yerkoppelungen,  Feldbereini- 
gungen), und  wobei  die  Beseitigung  von  bestinnnton,  bis  dahin 
bestandenen  Bienstbarkeitsreehten  am  privaten  Gmnd  und  Boden, 
insbesondere  also  auch  Ton  Weiderecbten  (gutsherrlicher  oder 
anderer  Art)  lediglich  einen  Bestandtheil  des  Gesammtuntemehmens 
bildet,  hat  daher  eine  über  die  blosse  Befreiung  des  Grund  und 
Bodens  von  lästigen  Servituten  weit  hinausgehende  Bedeutung ;  sie 
hat  sieh  auch  meist  selbststftndig  neben  der  Ablösungsgesetzgebung 
entwickelt  und  ihre  Anfänge  reichen,  ftir  Preussen  wenigstens,  in 
eine  Zeit  surack,  in  der  eine  wesentliche  Besserung  der  guts- 
herrlichen Verhältnisse  noch  in  ziemlicher  Feme  stand.  Daher 
dieser  Theil  der  Gesetzgebung  als  Landesculturgesetzgebung 
bezeichnet  zu  werden  püegt,  im  Gegensatz  zu  den  Befreiungs- 
oder AblGsungsgesetzen  (Agrargesetzen  im  engem  Sinn).  Auf 
ihn  näher  einzugehen,  bildet  die  Aufgabe  des  dritten  Kapitels. 

§  27.  Die  Aufhebung  der  Jagd-,  Fischerei-^)  und 
Bannrechte,  sowie  der  gutsherrlichen  Gerichtsbarkeit 

LDasJagd-undFisch  er  eir  echt  war  nach  ältestem  deutschen 
Becht  ein  Ausfluss  des  Eigenthums  am  Gmnd  und  Boden  und  stand 
desshalb  jedem  Yollfreien  zu;  eine  Verschiedenheit  dieser  Bechte, 
je  nachdem  sie  den  Vornehmen  oder  den  sonstigen  Gemeinfreien 
zukamen,  war  danach  nur  in  räumlicher  Beziehung  vorhanden, 
indem  die  grossen  Grundherren  nicht  bloss  auf  den  Ländereien, 
welche  sie  unmittelbar  für  sich  bebauen  Hessen,  sondern  auch  auf 
jenen  das  Jagdrecht  ausübten,  welche  sie  an  ihre  hofhörigeo  Leute 
zur  Bewirtbschaftuni?  überliessen  und  indem  sie  nebstdem  in  den 
Marken,  zu  denen  ihre  verschiedenen  Güter  gehörten ,  mitjagd- 
ben'chtigt  waren.  Dies  änderte  sirli,  iils  in  der  IVäiikischen 
Monarchie  der  Begriff  der  sog.  Ba  ii  iil  or.sten  aufkam,  d.  h.  solcher 
Wcälder,  in  denen  die  Jagd  jedenaann  mit  Ausnahme  des  Königs 
bei  Strafe  des  Königsbanns  (ßO  solidi)  verbulen  war;  als  ferner 
mit  dem  Bann  allgenuieli  iiielit  Idoss  mehr  nur  <lie  königliehen, 
sondern  auch  bis  dahin  unbesessene  oder  gar  im  GesannMieigentlium 
einer  Gemeinde  stehende  Formten  belegt  vviurden  und  diese  Bann- 

*j  Jugtl-  und  Fist-liBrei  iu  ilircr  rtichtUcheu  tiud  puli»«>iUclien  Gestaltuug  bilden 
den  6eg«iiBtiiiid  besonderer  Darstellimg  in  spätemi  Bänden  des  Handbuchs* 
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forsten  allm&hlich  im  Wege  der  Vergabung  oder  Beleluitmg  (mit 
anderen  königlichen  Gerechtsamen)  in  die  H&nde  der  weltlichen 
und  geistlichen  Aristokratie  gelangten;  als  endlich  mit  der  Becep- 
tion  des  römischen  Bechts  und  die  durch  seine  Vertreter  begründete 
Theorie  des  Obereigenthums  des  Grundherrn  über  die  Gemarkung 
ein  ausschliessendes  Jagdrecht  des  Ersteren  gegenüber  allen  Dorf- 
insassen hergeleitet  und  mit  der  Zeit  rechtlich  fixirt  wurde  (vgl. 
§.  IS).  Vom  16.  Jahrhundert  ab  trat  in  dieser  rechtlichen  Gestal* 
tung  des  Jagd-(und  i1scherei-)recht8  im  Wesentlichen  nur  die 
Aendening  ein,  dass  mit  der  Erstarkungr  der  Landesherrschaft,  wie 
für  andere  ölFentliche  Nutzungen,  so  aucli  gegenüber  der  Jagd  und 
Fischerei  derl^ogntV  desKegals  aufkam,  d.  Ii.  dass  das  Recht  zur  Aus- 
übung der  Jagd  und  Fischerei,  wenigstens  in  Ansehung  der  hohen, 
als  eine  aussciiliesslich  dem  Landesherrn  zustehende  Btitugiiiss  in 
Anspruch  genommen  wurde,  soweit  nicht  auf  dieselbe,  neben  der 
niederen,  in  deren  Hesit/  die  (irundherren  meist  belassen  waren, 
ausdrücklich  verzichtet  wurde;  während  den  Bauern  amh  der 
niedere  Wildbann  endgültiL;"  entzogen  blieb.  Wenn  der  Groll  und 
I'unnith  der  liauernsehat't  gt'U'en  <iiese  P/ntwicklung  der  Dinge  in 
besonders  lebiiafter  Weise  zum  Ausdruck  gelangte,  so  hängt  dies 
auch  damit  zusammen,  dass  das  Jagdreclit  in  der  rücksichtslosesten 
Weise  und  unter  Versagung  jeder  Wildschadensersatzptiicht  ge- 
handhabt, ein  überm  Ii  Steiger  Wildstand  zum  Schaden  der  Acker- 
fluren gehegt,  Uebertretungen  des  Jagdrechts  auf  das  grausamste 
gestraft  wurden  und  zu  allem  Dem  ^i«  bäuerliche  Bevölkerung  mit 
weitgelienden  Jagdfirobnden  und  -Abgaben  (Treiberdienste,  Wild- 
pretsfuhren,  Jftgerquartierungen)  belastet  war'). 

Hit  dem  Grundsatz  der  Freiheit  des  Grundeigenthums  waren 
die  Jagdrechte  natürlich  ebensowenig  mehr  vereinbar  wie  die 
anderen  grundherrlichen  Rechte,  und  ihre  Aufhebung  darf  daher 
als  ein  Theil  der  allgemeinen  AblOsungsgesetzgebung  angesehen 
werden,  wenn  sie  schon  (mit  Ausnahme  von  Frankreich,  das  1789 
mit  den  anderen  feudalen  Hechten  auch  diese  gleichzeitig  beseitigte) 
zeitlich  meist  unabhängig  von  der  ersteren  oder  doch  erst  in  einem 
späteren  St>adium,  vielfach  erst  unter  dem  Kindruek  der  1848er 
llnrulien,  erfolgte.  Cranz  allgemein  Hess  man  sicli  liei  dieser  Auf- 
hebung, welche  in  iler  Kegel  ohne  Ziu  rkennung  einer  Knisciuidigung 
au  die  seither  Berechtigton  ausgesprocheu  wurde  (m  i  t  einer  solchen 


')  Berchtold,  iin  Art.  Jagcirecht  im  deutschen  Staatawörterbmh. 
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in  Oesterreich,  Bayern  und  Baden),  von  dem  Gedanken  leiten,  dass 
das  Jagdrechtf  in  Uebereinstimmung  mit  altdeutschen  Bechts- 
ansehauungen,  wie  die  wilden  Thiere  selber,  ein  Zubehör  des 
Eigenthums  an  den  Grundstfleken  sei,  und  es  wurde  dieser  Gedanke 
in  die  Fassung  gebracht,  dass  „im  Grundeigenthum  die  Berech- 
tigung zur  Jagd  auf  eigenem  Grund  und  Boden  liege  und  dass 
Jagdgerechtigkeiten  auf  fremdem  Grund  und  Boden  nicht  wieder 
bestellt  werden  dtirfen*';  wobei  aber  im  Hinblick  auf  die  Unmög- 
lichkeit, jeden  auch  den  kleinsten  Grundeigenthümer  zur  Aus- 
übung der  Jagd  fOr  befugt  zu  erklären,  diese  Ausübung  theils 
gleichzdtig  mit  der  Neuordnimg  des  Jagdrechts  auf  obiger  Grund- 
lage, theils  in  späteren  Gesetzen  von  dem  Vorhandensein  eines 
grösseren  zusammenhängenden  Besitzes  abhängig  gemacht  und  im 
üebrigen  der  Gemeinde  als  Vertreterin  der  Gesammtheit  zu- 
gewiesen wurde,  welche  dieses  Kecht  im  Wege  der  Verpachtung 
zu  nutzen  hat.  (So  in  Preussen,  Gesetz  vom  31.  October  1848 
und  V.  7.  März  1850;  in  Bayern  v.  4.  Juni  1848  und  30.  März  1850; 
Oesterreich,  Patent  vom  7.  März  1849  imd  älmüch  in  den  meisten 
deutschen  Staatcji.") 

Die  voi*stehen(ie,  vom  Gesichtspunkt  der  landwirthschaftlichen 
Interessen  nur  zu  billigende  Lösung  ist  nur  insoweit  noch  einer 
weiter<m  Ausgestaltung  fähig  und  bedürftig,  als  die  Pflicht  zum 
Ersatz  des  Wildschadens  gesetzlich  dem  Jagdausübenden  bzw. 
dem  Inhaber  des  Jagdrechts  aufzuerlegen  ist.  Dies  ist  bis  jetzt 
nur  in  einigen  Staaten  (Bayern  und  einige  mitteldeutsche  Staats- 
wesen) geltendes  Kecht,  in  den  meisten  Staatswesen  aber  hairt 
noch  dieser  Gegenstand  seiner  lielViedigenden  Ordnung,  zumal 
von  der  rechtlichen  Möglichkeit,  die  Wildachadensersatzpflicht  im 
Pachtvertrag  dem  Pächter  aufzuerlegen,  von  den  Gemeinden 
häufig  ein  Gebraucb  nicht  gemacht  und  der  Antheil  der  Grund- 
besitzer an  den  allerdings  häufig  ansehnlichen  Fachterlösen  mit 
dem  im  gegebenen  Fall  erlittenen  Schaden  keineswegs  immer  im 
Verhältniss  stehen  wird. 

Die  grundherrlichen  Fischereirechte  haben  weder  die 
wirthschaftliche  Bedeutung  wie  die  Jagdrechte,  noch  haften  ihnen 
die  sonstigen  Ünzuträglichkeiten  an,  welche  dem  Jagdrecht  auf 
fremdem  Grimd  und  Boden  eigen  sind;  und  es  haben  daher  selbst 
die  Stfirme  des  Jahres  1848  eine  Yenninderung  des  alten  Besitz* 
Standes  fast  nirgends  zur  Folge  gehabt.  (Eine  Ausnahme  in  Baden, 
wo  gleichzeitig  mit  allen  anderen  „Feudalrechten''  auch  alle 
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Eischereibereehtigungeii  auf  fremdem  Grund  und  Boden  und 
zwar  gegen  Entschädigung  aufgehoben  worden;  Gesetze  vom 
10.  April  1848  und  TOm  29.  März  1852.) 

2)  Die  Bannrechte,  d.  h.  das  bestimmten  Personen  einge- 
räumte ausschliessliche  Piivilegium  auf  Hearstellung  bestimmter 
Waaren  oder  Vornahme  bestimmter  Arbeiten  innerhalb  eines  um- 
schriebenen Bezirks,  (wobei  man  je  nach  der  Art  der  monopolisirten 
Produktion  den  MflUen-,  Brauereibann^  Wirthschaftsbann  oder 
Schankgerechtigkeit  unterscheiden  kann),  mögen  zum  Theil  auf  Ver- 
abredung und  Vertrag  zurückzuführen  sein ,  wurden  aber  vielfach 
auch  als  Ausfluss  der  Grundherrlichkeit  iu  Auaprucli  genommon,  und 
ihre  Beseitigung  bildet  daher  ebenfalls  einen  Bestandtheil  der  Ab- 
lösiingsgüöetxgebuug.  Die  wirthschaftliche  Würdiguno  dieser  Rechte 
gehört  dem  Gebiet  der  Gewerbepolitik  an  und  es  mag  daher  hier  die 
Bemeriiiuig  genügen,  dass,  wenn  in  Zeiten  unentwickelter  Gcwcrbe- 
thätigkeit  die  Erriclitung  solcher  Gewerbsanlagcii  durch  die  Grund- 
heiTen  eine  Wohltliat  für  das  flache  Land  «ewesen  sein  majr.  doch 
der  privilegirte  Charakter  dessi  lhon  lästig  und  beschwerlich  em- 
pfunden werden  nuisste,  als  Gelegenheit  gi'gehen  war,  anch  ander- 
wärts die  hetrertenden  Gegenstände  und  Arbeiten  und  vielleiclit 
billiger  oder  besser  oder  auf  bequemere  Weise  geliefert  zu  er- 
halten^). Die  Reform  begann  und  zwar  schon  im  Torigea  Jahr- 
hundert damit,  dass  der  ausschliessliche  Charakter  der  Berechtigungen 
abgeschwächt  wurde,  sei  es,  dass  man  den  Grundsatz  aufstellte, 
dass  das  Vorhandensein  von  Bannreehten  nachgewiesen  werden 
mtlBse,  sei  es,  dass  man  die  Verpflichteten  nur  dann  zur  Benutzung 
der  betreffenden  Anstalt  für  verpflichtet  erklärt,  wenn  sie  in  gutem 
Zustand  sich  befinde  (Bad.  Landrecht,  710  ha  ff.),  sei  es,  dass 
man  gegenüber  dem  Bannrecht  dem  Einzelnen  das  Becht  wahrte, 
die  eigenen  Bedflrfhisse  durch  eigene  Arbeit  zu  bcMedigen  (Preuss. 
Landrecht  §§  14—19).  Der  Fortbestand  der  Bannrechte  wurde  im 
üebrigen  weniger  durch  die  freiere  Grundbesitzyerfassung,  die 
dieses  Jahrhundert  brachte,  als  diurch  den  herrschend  gewordenen 
Grundsatz  der  b Ärgerlichen  Gewerb efreiheit  erschüttert,  und 
den  Anfang  machte  Preussen,  wo  durch  das  Edict  vom  28.  Oct  1810 

In  der  Begründung  des  badi sehen  Gesetzes  vom  28.  Au^st  1835  wird 
der  Nachtheil  der  Bainin  chte  eiudrinplich  betont,  weh'hrr  ^sich  nicht  nur  «regenüher 
einzelnen  Bannpflichtigen  zeige,  deren  Auswahl  in  besseren  üewerbsanstalteu  dadurch 
Itescfaränkt  ist,  Mn^eni  anch  in  Bezn^  auf  das  Bmporkommen  einer  besseren  Ge« 
werbstliäti^koit  überhaupt,  da  (h  in  Tnliaber  eiiirr  l?anTianstalt  der  sonst  in  einer 
fr  eleu  Concurrenz  begründete,  so  wolütUätige  Hpom  der  VervoUkommnuug  feblt*^. 
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alle  Bannrechte  und  zwar  der  Regel  nach  ohue  Entschädigung 
aufgehoben  wurden,  „da  die  Theorie  und  die  Erfahrung  beweisen, 
dass  die  Aufhebung  keineswegs  die  Einnahmen  der  früher  Berech- 
tigten mindert^S  Diesem  Grundsatz  der  entschftdigungslpsen  Auf- 
hebung folgten  eine  Beihe  von  Staaten  (Hannoyer,  Sachsen,  Bayern, 
Oesterreich),  wShrend  andere  eine  Entschädigung  wenigsten  in 
massigem  Betrage  oder  bedingt  zuerkannten  (Sachsen,  Baden,  Hessen). 
Mehrfach  erfolgte  die  endgültige  Beseitigung  erst  gelegentlich  der 
Neuordnung  des  Gewerberechts. 

3.  Ein  charakteristisches  Merkmal  der  Grundherrschaft  bildet 
die  ihr  verliehene  Gerichts-  und  Polizeigewalt  Aber  die  auf 
dem  grundhenrlichen  Grund  und  Boden  angesessenen  Leute;  und 
zwar  stand  diese  Gewalt  nicht  etwa  nur  dem  hohen  weltlichen 
und  geistlichen  Adel,  sondern  auch  den  kleineren  Herren,  der 
landsässigen  iiitterschal't,  den  laiidsässigen  Klöstern  und  Stift »n-n 
sowie  den  Städten  zu.  Mit  Ausnaluin'  höchstens  der  schwersten 
Straffällo  gehörten  danach  alle  Kechtssachen  vor  das  herrschaft- 
liche Gericht,  die  Streitsaclien,  welche  auf  das  Verhältiiiss  des 
Grundludden  zur  HerrHchaft  KezuLC  hatten,  so  trut  wie  die  Streitig- 
keiten der  l'nfri'ien  und  Hintersassen  (Pfahl-  und  Zauimerieht), 
ja  selbst  Auswärtipfp.  welche  an  die  angesessenen  Leute  etwas  zu 
zu  fordern  hatten,  mussten  ihr  Hecht  ))ei  den  herrsehaftlieheu  Ge- 
richten nelunen.  Wie  sehr  die  dem  Wesen  des  mittelalterlichen 
Patrimonialstaats  eigenthümliche  Entäusserung  der  staatlichen  Justiz- 
und  Polizeihoheit  zu  Gunsten  Privater  die  Laue  der  Gruudholden 
verschlechterte  und  deren  immer  tiefere  Heral)drückuni):  und  Ver- 
gewaltigung  mit  veranlasste,  wurde  schon  früher  betont  (g  18); 
doch  war  es  nicht  sowolil  der  Hinblick  auf  diese  Verhältnisse,  als 
die  im  18.  .lalirbundart  allmäldicli  heranreifende  geläuterte  Ansieht 
über  das  Wesen  des  Staats  und  der  ihm  auch  im  Gebiet  des  Hechts 
und  der  Rechtspflege  unveräusserlich  zugehörenden  Hoheitsrechte, 
was  zunächst  theils  zu  einer  Beschränkung  der  Competenz  der 
gutsherrlichen  Gerichte,  theils  zur  Uebertragung  der  gerichtsherr- 
lichen Justiz  an  gehörig  vorbereitete  Beamte  führte,  aber  erst  in 
diesem  Jahrhundert  die  völlige  Aufhebung  dieses  Instituts  gezeitigt 
hat,  indem  man  dieses  weder  mit  den  Anforderungen  einheitlieber 
Gerichtsverfas^ng  imd  einheitlicher  Rechtsbüdung  noch  mit  dem 
Wesen  des  Richteramts  und  des  öffentlichen  Amts  überhaupt,  noch 
endlich  mit  den  Grundsätzen  der  persönlichen  Freiheit  und  der 
Gleichheit  vor  dem  Gesetz  fflr  vereinbarltch  zu  erachten  vermochte. 
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Mit  dieser  Aufhebung,  die  freilicli  in  einzelnen  Staaten  erst  spät 
erfolgte  (Gestenreich  1848,  Preussen  1849,  Baden  schon  1824),  war 
die  alte  Grundherrlichkeitsverfassung  vollends  zu  Grabe  getragen, 
war  dem  Bauern  zu  der  persönlichen  und  wirthschafUichen  Freiheit, 
die  ihm  die  Grundenthistuiig  gewährt  hatte,  nunmehr  auch  in 
allen  seinen  rechtlichen  Beziehungen  der  in  einer  freien,  unab- 
hängigen Kechtspflege  liegende  Schutz  gewährleistet  und  das  \  er- 
hältniss  der  grundbesitzenden  bäuerlichen  Bevölkerung  zu  den 
grossen  Grundbesitzern  zu  einem  rein  wirthsciiatllii-lieii  umgestaltet 
worden,  das  fortan  aucli  des  Scheins  einer  sociuieii  Abhängigkeit 
entbehrte.  Der  Grossgiund besitz  selber  aber,  seiner  früheren  Herr- 
schaftsrechte entkleidet,  bedeutete  von  jetzt  ab  kein  den  häuerlichen 
Interessen  feindliches  Element  mehr:  vielmehr  konnten,  nachdem 
der  staatsrechtliche  Unterschied  zwischen  Kittergut  und  i{aiiern«iut 
gefallen  und  nur  noch  wirthschaftliche  örössenuntersciiitMlo  übrig 
geblieben  waren,  die  Inhaber  beider  Arten  von  Gütern  nunmein* 
in  friedlichem  Zusammenarbeiten  den  gemeinsamen  Interessen  des 
Berufslebens  sich  hingeben. 


§  28.  Abschliessende  Betrachtungen. 

Eine  bedeutungsvollere,  in  die  bestehende  Rechts-  und  Wirth- 
schaftsordnung  tiefer  einschneidende  Gesetzgebungsaction,  als  die- 
jenige war,  durch  welche  die  Befreiung  des  Bauemstandes  aus  der 
Gebundenheit  der  feudalen  Agrarverfassung  herbeigefährt  wurde, 
kann  es  schwerlich  geben;  und  es  wäre  Terwunderlich,  wenn  der 
Uebergang  aus  dem  Zustande  dieser  Gebundenheit  in  jenen  wirth- 
schaftlicher  Freiheit  und  Unabhängigkeit  ohne  stOrende  Zwischen- 
fölle  verlaufen  wäre.  In  der  That  sind  die  geliofften  Frächte 
jener  Gesetzgehungsperiode  nicht  gleichmässig  zur  Keife  gelangt; 
und  auch  die  wärmsten  und  aufrichtigsten  Verehrer  jenes  grossen 
Ablösungswerkä  müssen  zu  der  Einräumung  sich  verstehen,  dass 
die  überschwänglichen  Erwartungen  einer  uugelieininten  wirth- 
schaftlichen  Hehunu  dir  breiten  Masse  der  Landbevölkerung  als 
Folge  der  Niederreissung  der  alten  Agrarverfassung  doch  nur  zum 
Theil  lind  gegeudeuweiHe  gar  nicht  in  Erfüllung  gegangen  sind. 
Mit  der  Lösung  des  alten  <Tutsuntei-thänigkeitsverbandes  ging  auch- 
der  wirthsc haftliche  Kücklialt  veihnen.  den  der  Bauer  bis  dahin 
an  dem  (lutslien'n  gehabt  hatte;  die  ehemaligou  Ansprüche  auf 
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Unterstützung  in  Unf^lücksfällen  (Yiehstorben,  Hagelschläge,  Miss- 
ernten etc.)  fielen  eb(Misn  wog,  wie  die  üblichen  Beihilten  der 
Gutsherrschaft  zur  AuMchtung  von  Baulichkeiten  und  die  zu<- 
gestandenen  Nutzungen  am  herrschaftlichem  Wald.  Der  Bauer 
hatte  seine  wirthschafUiche  Selbstständigkeit  erhalten,  ohne  dass 
ihm  indess  durchweg  sofort  die  nöthige  „intellectuelle  Triebkraft  zur 
Seite  stand,  die  mit  der  Erkenntniss  des  Besseren  auch  Energie 
genug  verbindet,  um  im  Wechsel  der  Geschicke  auszuharren". 
Mit  der  Gewährung  des  vollen  Eigenthumsrechts  am  Grund  und 
Boden,  mit  der  Einräumung  der  den  anderen  Staatsangehörigen 
zugestandenen  wirthschaftlichen  und  socialen  Freiheitsrechte  war 
Kiemlich  unvermittelt  die  bäuerliche  Bevölkerung  mit  einem 
früher  nicht  gekannten  Maass  von  wirfchschaftlicher  Selbstverant- 
wortlichkeit belastet  worden,  dem  nicht  auch  sofort  ein  entsprechen- 
<les  Maass  von  wirthschaftlicher  Einsicht  und  Selbstzucht  zur  Seite 
stand.  Dass  in  Fol^e  dessen  die  befreite  bäuerliche  Bevölkeruns: 
nicht  immer  von  der  Freiheit  den  richtigen  iiiaassvollen  Gebrauch 
/AI  uluclu  a  wusste;  dass  eben  dcsshalb  viele  Angehörige  der  Land- 
bevölkerung hinterlicr  der  Verschuldung  und  Vorarnunig  verfallen 
sind,  ist  unbestreitbar;  aber  ein  Trugschluss  wäre  es  gleiclnvolil, 
das  l;ioss('  Kc^forniwerk  aus  diesom  Grunde  als  ein  ..verfrühtes'* 
zu  l)('Z('ii'hiu?n.  Man  muss  Ixnuhtt'ii.  dass  unter  dem  alten  guts- 
hcn-iiciien  Verband  die  Bediiigungeii.  zu  höherer  AvirthscliaftlicluT 
lit'itv  zu  gelangen,  lilterhaupt  niclit  gegeben  waren:  dass  solclu"! 
Keife  nur  in  der  harten  Schule  des  Lebens  errungen  werden  kann  und 
(hiss  jene  Betrachtungsweise  daher  der  Selbstständigmachung  bis- 
her unselbstatändiger  Elemente  dauernd  im  Wege  stunde.  Auch 
kann  doch  nur  eine  sehr  einseitige  Inbetrachtnahme  der  Lage  des 
Bauernstandes  verkeimen,  dass,  wie  wenig  erfreulich  audi  vielerorts 
diese  Lage  an  der  Scliwelle  des  neuen  Jahrhunderts  sich  gestaltet 
haben  mag,  sie  doch  im  Vergleich  mit  den  vielfach  bejammems- 
werthen  Zuständen  derselben  jBewohner  am  Anfange  des  19.  Jahr- 
hunderts immer  noch  eine  sehr  erträgliche  genannt  werden  darf; 
und  dass  die  dem  Ablösungswerk  vor  Allem  zu  verdankende 
Schaffung  fester  Besitzverhältnisse  (Eigenthumsverleihung,  sicheres 
Erbrecht  des  Besitzers)  eine  früher  nicht  gekannte  Bereicherung 
der  Bodenproduction,  aber  auch  eine,  wenn  schon  langsam  sich 
voUzielieude  Hebimg  des  Bauernstandes  in  moralischer  und  intellec- 
tueller  Beziehung  im  Gefolge  geliabt  hat,  welche  von  der  Unwissen- 
heit und  Roheit  dieser  Bevölkerungsklasse  in  früheren  Zeiten 
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merkbar  sich  abhebt  Es  wird  an  anderer  Stelle  (Kapitel  II)  der 
Nachweis  zu  erbringen  sein,  welche  Verzuge  in  wirthschafUicher, 
politischer  und  socialpolitischer  Hinsicht  dem  Eigenthum  am  Grund 
und  Boden  zukommen  und  das  AblGsungswerk  mflsste  daher  schon 
desshalb  als  eine  rettende  That  gefeiert  werden,  weil  es  eine  grosse 
Masse  mittlerer  und  kleinerer  LandeigenthOmer  gcächaifen  hat*). 

Die  nicht  selten  geiiörte  Meinung,  dass  der  Bauer  der  Gegen- 
wart in  einer  schlimmeren  Lage  sich  befinde  als  innerhalb  des  alten 
gutsherrlichen  Verbandes,  weil  er  im  Zustand  der  Verschuldung 
jeden  Augenblick  die  Austreibung  zu  gewärtigen  habe,  lässt 
völlig  unbeachtet,  dass  auch  in  jener  Zeit  Ausstossungen  des 
Bauern  aus  seinem  Besitz  rechtlich  mdglich  waren  und  thatsächlich 
geübt  wurden;  dass  aber  heute  der  möglichen  Gefaltf  des  Verlustes 
der  liegenden  Habe  durch  Ueberschuldung  und  Zwangsvollstreckung 
die  Möglichkeit  der  Mehnmg  dieser  Habe  und  der  sicheren  Ver- 
erbung des  gemehrten  Besitzes  gegenftber  steht  Man  kann  es 
bedauern,  dass  die  dem  schöpferischen  Liberalismus  der  ersten 
Hälfte  dieses  Jahrhunderts  entsprungene  Gesetzgebung,  in  weit- 
gehendem Optimismus  die  gfinstigen  Wirkungen  voller  wirthschaft- 
lieber  Freiheit  und  unbegränzten  Waltens  des  self-interest  Über- 
schätzend, mit  dem  Niederreissen  der  alten  feudalen  Gebundenheit, 
in  scheinbar  folgerichtiger  Bflcksichtslosigkeit  auch  sonstigen  die 
Willensfreiheit  beschränkenden  Bechtsformen  die  Berechtigung  ab- 
sprach, welche,  wie  diejenigen  im  Gebiete  des  Erb-  und  Crodit- 
rechts,  den  minder  Ein:>iclitigen  und  Schwächeren  einen  Schutz 
gegen  wirthschaltliche  Verinuu^^en  und  Fehlgrifle  zu  vorsclialfen 

^)  Kan,  a.  a.  O.,  §  \ln.  nafft  in  rlicser  Hin-^iclit:  „SolanfTf  dm-  Bauer  uicht 
die  Gewisüheit  hat,  dass  das  (im  auf  seine  Erben  kcMiiine,  oder  wo  er  iiar  nicht 
ehiinal  attf  lebenslänplicht  u  lUsitz  rechnen  kann, ....  da  «nkt  er  leicht  in  .Mnth- 
Insitrkoit.  T>sr1iliiflFung;  und  Müssi;r;rnng';  er  scheut  jede  Aus^raho  nnd  Kctniihung', 
dereu  Früchte  nicht  in  kurzer  Zeit  zu  reit'eu  versprecheu  ....  Dieser  Zuütuud  ist 
fiir  die  GflterarBeugnng:  in  hohem  Orade  nnchtheiliir,  zugleich  aber  ist  bei  einem 
auf  crblirlu'ii  (iiitern  aiisiissii^eu  !^mt'niHt;nul  mehr  Anhänfrlichkeit  an  das  Vatnlaiifl. 
mehr  »Siiiii  für  gesetzliche  Ürduung,  mehr  liiederkeit  und  ZuverläHsigkeit  ku  crwartcu, 
sowie  derselbe  cdeb  auch  eines  gesicherten  Wohlstandes  erfreat."  Und  selbst  der 
über  die  lAige  der  Landwirthschal't  in  dc'r  (le^enwart  meist  docli  sehr  pcssiuiistiscli 
urtheileude  L.  v.  Stein  erkennt  an  iDie  drei  Kragen  des  (irundl>esjt/.es,  1881, 
S.  92  ff.l,  dass  „die  Eriiebun)^  des  (irundbesitzes  zum  freien  Kapital  zutTSt  fiir  die 
hiiiuhvirthschaft  das  persönliche  Kapital  in  Betrieb  und  lutellififenz  ent« 
f<'s?>clt,  scilii'  wei-thproducirende  Kraft  zur  (irhunir  gebracht  und  fl.iinit  eine  neue 
Kpoche  der  faclimänuisclieu  sowie  der  holieren  natiinialökonumisclii'u  Auffassung 
nnd  Theorie  hervoifremfen"  . . . dass  desshalb  ,,die  (Jrnmdentlastuug  ....  vermöge 
zioinlich  uuahwcishnn  r  (Ic^ot/.f  firr  Vctlkswirtlischaft  die  (jrandlage  des  Reichthums 
und  der  gesammteu  Laudwiithschult  Euiupas  j^ewordeu  iüt'*. 
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p^eoignet  wareiL  Aber  hieraus  kauu  folgerichtig  doch  nur  der 
Schluss  gezogen  werden,  dem  durcli  eine  m  schrankenlos  gestaltete 
Gesetzgebung  in  Bezug  auf  Veräusserung  und  Verachuldung  be- 
günstigtoii  Missbrauch  <iev  wirthsehaftlichon  Freiheit  durch  ent- 
sprochcnde  Keformen  des  Landwirthschaftsrechts  auf  diesen  OebietfMi, 
in  Verbindung  mit  einer  durch  tüchtige  Schulung  zu  erzielenden 
Stärkung  der  wiithschaMichen  Einsicht  entgegenzuwirken;  nicht 
aber  der  weitere,  auf  das  nach  schweren  Kämpfen  emii^ene 
Kleinod  des  häuerlichen  Eigenthumsrechts  selber  nachträglich  Ver- 
zicht zu  leisten.  Im  Gegentheil  ist  dieses  Kleinod  sorgsam  zu 
bewahren,  weil  alle  jene  Vorzüge  eines  unabhängigen,  ächt  staata- 
erhaltenden  Sinus,  die  dem  Landvolke  eigenthümlich  sind,  in  V^irk- 
lichkeit  nur  bei  denjenigen  Angehörigen  der  bäuerlichen  BeTdlkerung 
sich  finden,  die  frei  auf  eigenem  Grund  und  Boden  sitzen  und  am 
allerwenigsten  da  vertreten  sind,  wo  der  Bauer  als  Kleinpächter 
fremden  Grund  und  Boden  bewirthschaftet 

Man  muss  bei  allem  Dem  neben  der  wirthschaftlichen  Seite 
auch  eine  andere  bedeutungsToUe  Wirkung  des  Ablösungswerks 
beachten,  insofern  in  dessen  Gefolge  die  bäuerliche  Bevölkerung 
ein  vollberechtigtes  Glied  des  staatsbiirgerlichen  OiL^anismus  |a:e- 
worden  und,  vermöge  der  politisclH'u  UleichlKTcchtigung  mit  den 
anderen  Bevölkeruiigiskla^.son,  seitdem  zur  Mitarbeit  im  ötlentlielion 
Leben,  im  Selbstverwaltuns:sdienst  der  Gemeinde  und  in  der  Vor- 
tretung  des  Volks  in  gleicher  Weise  berufen  ist  wie  das  (Jlied 
jeden  anderen  Standes.  Eine  solche  Wandhnig  musste  selbjstredend 
das  Selbstgefühl,  aber  auch  das  NCrtrauen  in  die  eigene  Kraft  auch 
in  diesem  Theil  des  Volkes  nukhtig  fördern  imd  mit  dem  Baueru- 
stand  als  einem  maasHgebenden  l^evölkerungtstheil  war  seitdem  aiich 
politisch  zu  reeluieii.  i'iid  herulite  frülier  das  staatlicln'  l^inLir«'ifeu 
zur  För<lerujig  Itäiierliclier  Interessen  mehr  oder  weniger  ansscliliess- 
lieh  auf  der  initiative  der  regierenden  Gewalten,  so  bcgaiui  nun- 
mehr, wenn  auch  nur  langsam,  der  Bauernstand  wenigstens  in 
seinen  vornehmeren  Elementen  für  die  Wahnuig  seiner  eigenen 
Interessen  selber  einzutreten,  l  'ud  wenn  am  Ausgang  des  lU.  Jahr- 
hunderts allüberall  die  „agrarischen  Fragen",  neben  der  grossen 

*}  Ueber  die  grundsätzliche  Fraj^e  der  Bercclitiguug  des  l'rivateigentluiius 
aat  ländlichem  Grand  und  Bodcu  ist  auf  die  «eingehenden  Ausführungen  von 
A.  Wagner  in  der  nOrundleguag*^,  §  808  ff.)  und  auf  Kap.  II  dieses  llandbnelii 
zu  venveisen:  wegen  der  Zulassnn^r  niu'li  nnden  r  Kigenthuinsformpn  nls  der  p-»»- 
meiuiechtiit-heu  (uäiulich  der  Formen  des  geOieilteii  Kigenthums,  der  Erbpaclit  od«*r 
des  Benteugttts)  siebe  die  Ansfnhmngen  ebenda  und  in  K«p.  IT,  Abcichn.  IV. 
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Arbt'iterfragp  im  Vonlcrirnmd  der  offßntlioheii  Aiifnierksamkeit 
stehen,  so  hat  daran  das  selbstbewussto  Dränucii  dis  politiscli- 
geschulten  Theils  der  Bauernschaft  nacli  Erwerbung  günstigerer 
Erwerbsbedingungen  ebenso  Antheil  als  die  pflichthafte  Sorge  der 
ötaatsleitungen,  wie  jeder  bürgerlichen  Arheit  im  Staat,  so  auch 
vor  AUem  derjenigen  der  gnindbesitzenden  Klasse  J^cliutz  und 
Pflege  angedeihen  zu  lassen.  Politische  Freiheit  und  Erkämpfung 
besserer  wirthschaftlicher  Existenzbedingungen  sind  ¥0U  jeher  Hand 
in  Hand  gegangen;  und  die  nicht  am  geringsten  anzuschlagende 
Seite  des  Ablösiingswerks  ist  daher  wohl  auch  darin  zu  erblicken, 
dass  die  Bevölkening  des  flachen  Landes  der  Gestaltung  der  ihre 
Interessen  berührenden  Gesetzgehungs-  und  Yerwaltungsthätlgkeit 
nicht  mehr  wie  ehedem  als  gänzlich  einflussloser  Factor  gegenflber- 
steht,  wie  die  zollpolitischen  Kftmpfe  in  den  letzten  Decennien  des 
Jahrhunderts  sattsam  bewiesen  haben;  und  dass  ein  solches  ge- 
steigertes politisches  Leben  mit  der  Zeit  auch  der  geistigen  Beg«* 
samkeit  und  Rflhrigkeit,  in  deren  Abmangel  das  Haupthindemiss 
eines  rationellen  Vorwaxtsschreitens  im  Landwirthschaftsbetriebe  zu 
erblicken  ist  (§  12,  S.  50  ff.),  kräftigen  Vorschub  leisten  müss. 

Ek  gehört  zn  dou  (iepilo(^ciiheit«Mi  iitancher  „politisii-enden"'  NaiionaUfkonoment 
deu  Liberalismus  der  iilH'reTi  Zeit  ni(  Iii  niii  für  alle  Gebrechen  der  (Ic^/eiiwart  n«s- 
schliessliih  verantwortlich  /.u  mucheu,  ijuutUru  ihm  auch  uuwüiili^f  Moiivi;  bei 
seiner  Erkämpfuug  grösserer  Freiheitsrechte  unterzuschieben.  Typisch  für  diese 
BehaiKnuiijx  nationalökononiischer  Fra<rt'n  ist  das,  übrigens  sciiRT  Tendenz  nach 
keineswegs  vereinzelt  dastehende  Buch  von  Jäger,  Die  Agrarirage  der  Gegenwart, 
3  Bde.  (seit  1884  erachanend),  der  sich  nicht  scheut,  den  von  den  edelsten  HÜnnera 
aller  Parteien  '  Adeligen  wie  Biirgerliclien)  geführten  Kampf  gegen  wirth>;ehaftli( iie 
und  politische  Abhängigkeit  iu  jeder  Form  aui'  den  »olbüt süchtigen  Beweg- 
grund '  cnrucksnführen,  den  Bauern  nach  seiner  Befreiung  von  fen^er  ^in  die 
kapitalistische  Hihi^rkeit  zu  schlagen'',  be/.w.  di-r  .kapitalistischen  Bourgeoisie" 
frohnpäichtig  zu  macheu  (Bd.  U,  Ü.itö  uud93)i  und  der  denshalb  selir  versucht  ist, 
der  alten  Grandhörigkeit,  in  welcher  „die  Beneliungen  des  Bauern  jsu  seinem  Herrn 
doch  menschlicher  und  daher  einer  Milderung  zuj^uglich  wajren"  (sie!),  noch  den 
Vorzug  vor  der  heutigen  Wirthsehal'fsordninig  einzuräiimei).  mit  ihren  .,entnipnseh- 
teu  (I^i"  Beziehungen,  wie  sie  „das  kapitalistische  Verhaltniss  zwischen  8chuhl  und 
Forderung  mit  rieh  bringt**.   (8.  133  ebenda.) 


§  29.  Anhang: 
Die  Ablösungagesetzgebung  einzelner  Staaten. 

Mit  der  systematischen  Darstellung  des  Ablösuni^werks  und  der  ihm  zu 

Grunde  gelegenen  Krwägungen  ist  au  siih  die  Aufgabe,  welche  ein  Lehrbuch  der 
Agrarpolitik  sich  setzt,  erschöpft;  die  Darstellung  der  Gesetzgebung  im  Einzelnen, 
der  Rechtsnormen,  die  sie  aul'stellte,  des  Verfalireus  im  Vollzug,  der  Behördeuorga- 
nisation,  fölU  in  das  Gebiet  des  Yerwaltnngsrechts.   Doch  mag}  um  wenigstens 
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einen  Kiublu-k  in  <leii  ausHeren  Gaug  der  neueren  Gesetzgebung  der  verscbiedeueu 
Staaten  zu  geben,  die  Äu&ähliiii|f  &t  wichtigsten  Abschnitte  dieser  Oesetxgebung 
hier  noch  Plats  finden'). 

1*  Dentachland.  a)  Prenssen.  Die  Gutsnnterthftni^keit,  deren  Anfbebmifir 
schon  nnter  den  Könij^en  Friedrich  Wilhelm  I.,  Friedricli  dfiii  rossen  und  (Icsscii 
Nachfolgern  vorbereitet  war,  wurde  zuerst  auf  den  königlicheu  Domänen  ^804  und 
1807)  tind  dann  all|:;-einein  durch  das  Edict  vom  9.  October  1807  ohne  Entschädiuiig 

aufgehoben;  mit  den)  späteren  Kdict  vom  14.  September  1811  sodann  die  Kijrtii- 
tlumsverleihung  und  Koaliastenablösuug  angecn-dnet,  von  dieser  aber  inbaltlich  der 
Deelaration  vom  29.  Mai  1816  leider  betrelVs  der  kleineren  lassitischen  Besitzungen 
Tnigang  genommen  (siehe  §  23  am  Schlnss).  Den  Abschluss  erhielt  die  Gesetzgebung 
im  Sinne  dunlipTLilViidcr  Altlösiuii;  RLiillasteu  (Dienste  und  Abj:rabeni  miter 

ilückkehr  zu  den  GiuiHl>;it/.i'ii  dvs  Kdic  ts  vuu  1811  durch  das  (ie.seiz  v.  2.  Maiv.  185*) 
ond  zwar  nach  dem  Svstrm  des  I'iox  <u  ationsverfabrens;  zur  Erleichterung  der  Al)- 
lösung  Errichtung  von  Hi  nf(  iil)f\nkeii  im  (irsetz  vom  2.  März  185().  Für  dir  endliche 
Durcbfülu'uug  der  Ablösung  in  den  ueuerworbeuen  l'rovinzen  HesüCn-Xa^sau,  Scbles- 
wig-Holstein  and  Hannover  dnd  in  den  secludger  und  siebzigOT  Jahren  eine  Anxahl 
Ergiinzungsfrf  ^(  tzc  ergangen;  für  die  Rbeinprovinz  war  die  Ablösong  bereits  durch 
die  trunziisisi  lie  Zwischengesetzp'ebuug  früher  dnrclii^i  fuhrt. 

Nach  31eitzeu  (bei  Schöuberg,  8.  168J  waren  Aufaug  18tK>  iu  deu  8  alten  i'ro- 
vin»en  Frenssens  88288  Eigenthttmer  mit  1316610  ha  regnlirt,  1908992  andere 

Stellenbesitzer  hatten  Dienste  uud  Abgaben  abgelöst,  die  Zahl  der  aufgehobeneu 
Spanudicnsttagt?  betrug  6344569,  die  der  Handdienstt^ige  23540331  uud  es  waren 
dafür  zu  leisteu  419929  ha  Land,  173425  Hectoliter  jährliche  Roggenrente,  meist 
an  geistliche  Stiftnngen,  114726747  M.  Kapital  uud  16470384  M.  Geldrente.  Für 
letztere  waren  dainaln  bereits  2  {8n.'W)8.-i')  31.  in  Kentenbriefen  ausgefertigt,  der  Rest 
betraf  jrross4'nt!u'ils  tiskali.sclie  Abtiudun;,'^«'n.  I>ii  die  Kigenthuulsregulirungen  uud 
Abliisnii^'^fn  18(i(j  im  Wesentlichen  beendet  wartm,  so  haben  sich  die  Beträge,  trotz 
de^;  lliii/.utritts  der  neuen  Trovinzen ,  l  i  1*  trhfhlidi  gesteigert.  Das  festgestellte 
Ablindungskapital  hat  sich  bis  1883  aut  2üU  1 19675  M.,  die  Geldrente  auf  25577902  M. 
erhöh«  und  bis  Ende  1887  sind  an  Kapital  weiter  6606279  AL,  an  Geldrenten 
weitere  1436396  H.  hioxngetreten  (Preussens  landw.  Verwaltung,  1884/87,  S.  105). 

b)  Bayern.  Anfhehunt:  der  „T;eil)eigenschaft"  in  der  (^onstitnti(ui  vom  1.  Mai 
1808;  die  Ablosuug  vorbereitendes  aber  der  Wirkung  entbehrendes  Edict  vom  23, 
Juli  1808;  eigentliches  Ablösungsgcsetz  vom  4.  Jnm  1848  mit  Ornndung  einer 
staatlichen  Ablösungskasse  uud  Ergänzungsgesetz  vom  28.  April  1872;  Ablösung' 
der  Lehen  mit  (Jesotz  vom  4.  Juni  1848,  Aufhebung  des  .Jagdrecbts  mit  Gesetz  vom 
gleichen  Tage,  Ablösung  der  Weiderechte  mit  Gesetz  vom  28.  Mai  1852. 

c)  Sachsen.  Vorbereitende  Gesetze  (Mandate)  vom  14.  October  1828  und 
13.  August  1830;  eigentliches  Ablttsungsgesets  vom  17.  Märs  183S;  ächafÄmg  einer 
Renteubank. 

d)  Württemberg.  Aufhebiin;^-  der  ..T;<ihrijrrnsrliafr"  im  Kdict  vom  18.  No- 
vember 1817;  Anbahnuug  des  Ablösiuigswerks  durcii  drei  Gesetze  des  Jahres  1836, 
eigentliches  Ablösnn^gesetz  vom  14.  April  1848;  Errichtung  einer  staatiicheu  Ab- 
lösunprskas'^o;  besonderes  Gesetz  über  Ablösung  des  Zehnten  vom  J7.  Jnni  1819; 
eine  grössere  Anzahl  >kachti-agsgeäetsse  aus  deu  Jahren  1849,  1865  j  Ablösung  der 
Jagd-  und  Weiderechte  mit  Gesets  vom  17.  August  1849  und  26.  Mäns  1873. 


*)  Für  D  e  n1  «;rh  1  a  ti  d  eine  iihersichtliehe  Darstellunt:  des  Ablösungswi«rks  iu 
Steugel's  Wörterb.  d.  Verwaltungsrechts,  Art.  „Ablösiuig";  für  diesen  uud  andere 
europäische  Staaten,  sowie  Japan  eb«k  eine  solche  in  dem  Art.  ^Banembefrdnng'^ 
im  Hnndwörterl).  d.  St.-W.;  dasei list  ausführliche  Literatnrangaben.  l>ie  naehfnlfreiidon 
Angaben  knüpten  an  diese  Darstellungen  an.  Vgl.  im  Uebrigen  die  l>itemturüber- 
sicht  im  Eingang  des  Kap.  und  die  Yerwaltungsrechtswerke  von  LOning,  (>.  Meyer, 
Hßsler,  V.  Stengel  u.  A. 
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e)  Undeu.  Autliebuug  der  nLeibeigcnschaft"  durch  Kdict  vom  23.  Juli  1783; 
Aufhebuug  der  Reallaaten  durch  Geaetx  vom  5.  October  1830  und  10.  April  1848 

mit  Xachtragsffpsetz  vom  18.  Februar  AMösuiig  des  Zehnten  mit  (Je»etz  vom 

28.  Dei'cmber  1831  und  Id.  November  1833;  Grüuduiig:  oiuer  Zehiitscliuldentilg^uiigrs- 
kasse;  Ablösung  der  Frohnden  mit  Oeiietz  vom  5.  October  182()  und  28.  November 
1831;  der  Weidereehte  mit  (tesetz  vom  31.  Juli  1848;  der  Jagd-  und  KiH<  Inn  in  <  Ute 
mit  ({(  set/  vom  10.  Apnl  1848,  2.  December  18dü  luid  29.  Märx  18ä2;  der  Lehen 
mit  (iüsutz  vom  21.  Ai)iil  1841). 

f)  Heajjeii.  Authebung  der  Leibeigenschaft  mit  Gesetz  vom  2ä.  Mai  1811; 
Abldgung  der  Zehnteu  uud  andtK  i  lirundhiäten  mit  (iesetz  vom  15.  August  1816, 
1.^.  März  1824,  27.  Juni  IS^Vi,  20.  Juni  18;39  iukI  2.  F.  hruar  1841;  der  Frnlu.d.  ii 
mit  (iusetz  vuui  25.  Mai  1811,  8.  April  18iU  und  6.  Marz  1824;  der  Weidereehte 
mit  Gesetz  vom  7.  Hai  1848,  der  Jagdrechte  mit  Geseix  vom  88.  Juli  1848,  der 
Lehen  vom  20.  N'dn .  lulior  iH\9  iuu\  2.  Mai  1849. 

In  Kheiuhcäsuu  waren  die  Lasten  schou  während  der  Kevolutioitszeit  be- 
seitigt worden. 

2.  Oesterreich-Ungarn.    Erstes  schützendes  Kingreifm  zu  Onnsten  des 

Bauernstandes  unter  Maria  Theresia  durch  Verbote  der  Kinziehung  des  Kustieal- 
g'rundes,  durch  fhdnung  des  Krohndewesens  I Kobotpatente  von  1774  und  später), 
lur  Ungarn  durch  Krlasüung  der  rrbariahirdnung  von  176<),  weleh'  ktztere  bis 
in  die  30er  Jahre  dieses  Jahrhunderts  <li<'  reehtliche  Orundlagt»  der  ungarischen 
Batiernverhältuisäe  bildet.  Aufhebung  der  Leib<nizt  iis(  hilft  tititfr  Jost-uli  11.  tiir 
Oesterreich  mit  Patent  vom  1.  November  1781,  für  l  ngaru  mit  l'ati'nt  vom 
22.  August  1785.  Gründliche  Beseitigung  der  bäuerlichen  Lasten  erfolgte  indess  erst 
im  Jahre  1H4H,  für  Ungarn  mit  dem  Verfassungsgesetz  vom  1.  April  184H  und 
den  Vullzugspatcuteu  vou  1853  uud  1854,  iÜr  Oeäterreieh  mit  dem  Patent  vom 
7.  Septbr.  1848,  mit  diesem  auch  die  Aufhebung  der  Holsungs-  und  Weiderechte 
(entgeltliclii  sowie  den  lUt  r-  iiiid  Branntwriir/.wan;,'^  und  gewisser  Dienstbarkeitcii 
(unentgeltlich)  verordnet;  uueulgeltliche  Aufhebung  des  Jagdrechl«  uud  der  Jagd- 
frohndeYt  mit  Gesetz  vom  7.  Mär«  1849;  Errichtung  eines  Omndentlastungsfonds 
mit  r  iit  vom  25.  September  1850.  Heiliilfe  zur  Ablösung  aus  der  Staatskasse 
durch  Ucbemahme  von  einem  Drittel  der  zuffeTiilligten  Renten,  weh'hes  durch  Steuer- 
zuschliigc  aufzubringen  war.  Die  Entschadi^aiu;;  für  die  Besitzveränderungsgebühren 
mit  etwa  30  Millonen  (Julden  wurde  ganz  auf  die  Staatskasse  übernommen.  •  Das 
Ahli isiiiiir>kapital  für  die  dentselien  und  shmschen  Krnnländer  bezifft-rt  sich  auf 
3t)7  KM)  810  Gulden,  in  Ungarn  auf  243  Mill.  Guldeu.  Nacii  Marchet  dürfte  (1889) 
die  gesammte  Gnmdentlastuugsschnld  noch  etwa  120  Millionen  Gulden  betragen. 

3.  Frankreich.  Aehuliche  Eutwickluug  der  bäuerücheu  Unfreiheit  wie  iu 
Deutschland  und  Oesterreich;  die  Mittelfireien  (hommes),  die  persttnlich  frei  auf 
unfreiem  Grunde ;  die  Hörigen  fvillains)  die  unfrei  auf  hen  ^rhaftlichem  Grunde  sitzen 
uud  die  Unfreien  ohue  Uruudbesitz  (surfs)  verschmolzen  mit  der  Zeit  zu  einer 
einzigen  Klasse:  besonders  harter  Druck  seit  dem  Ausgang  des  17.  .Tahrhunderts, 
den  /.II  mildern  das  herrschende  Regiment  beharrlieh  .ildi  hnt  ihk  Ii  1775  die  Schrift 
vou  Boucerf  „sur  les  incuveuients  des  droit«  feudaux""  durch  lleukers  Hund  ver- 
brannt). Aufhebung  aller  feudalen  Lasten  durch  Decret  der  ANsemblfe  Nationale 
vom  4.  August  1789  und  die  Ansführungsdecrete  vom  18.  Juni  und  20.  und 
25).  August  1792  sowie  vom  17.  Juli  171^;?,  w«'leh'  letzteres  in  Ahiiuderniig  friilicrer 
Bestimmungen  jede  Entschädigung  für  die  Authehuug  der  Keiidal-  uml  Zinsrechte 
versagte. 

4.  Grossbritannien,    a)  In  England  kennt  man  in  älterer  Zdt  neben 

einer  milderen  Art  der  Unfreien,  den  liberi  tenantes,  die  den  Hof  gegen  eine  massige 
Abgabe,  mitunter  auch  gegen  das  Verspreciien  bestimmter  Dienstleistungen  innehaben, 
die  eigentlichen  Dienstbaueru :  villeins  regardant,  die  an  die  Hufe  gefesselten,  zu 
Diensten  jeder  Art  verpflichteten  Leibeigenen;  die  eigentlichen  Sklaven  (»hne  Land' 
besitz:  villeins  en  gross:  endlieh  Iidinher  kleiner  Anwesen  (cotarii,  deutsch  Kotten, 
Kateu),  die  nicht  zu  spann-,  sondern  nur  zu  gewissen  persöulicheu  Dionstleistuugeu 
verpflichtet  waren.  Es  hängt  mit  dem  raschen  Eindxingen  der  Geldwirthsehaft  in 
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England  zusammen,  dass  hier  früher  als  auf  dem  Contiueut  die  Lage  der  tuifreien 
Biuiemschat't  sieh  günstiger  gestaltet:  am  Ende  des  IGttelalters  sind  die  landwirth- 
schaftlifheii  Froliiirlpti  in  Opid'/inspn  nrnp-ewandelt,  ein  freier  ländlicher  TaiLjflöliii er- 
stand eutvvitkelt  sich,  iu  zuuehmtindeiu  Maassii  erfolgen  FrciluBsangcii  unfn-ier 
Bauern,  der  Hörige  wird  /um  copyholder  und  costamary  tenantf  xum  Krbzinsmaniif 
und  in  dein  ]\fnnsse,  als  die  rirtnidherren  -/.n  vei-pachten  anfangen,  schält  sieh  ani 
der  Bauenischatt  allmählich  aucit  ein  Siaud  vuu  unabhängigen  Zeitpachtem  (^teuant 
farmers)  heran«.  Diese  günstige  Entwicklung  erlitt  indes«  vom  lö.  Jahrhundert 
eine  für  die  Ttfiiioinschaft  nachtheilige  ('nterbrechung  durch  die  damals  beginnenden 
qEinheguugen'*  (^iuclosnres)  durch  die  Laudlordti,  d.  h.  den  Aastriti  derselben 
aus  der  Feldgemeinschaft  mit  der  hftverlichen  Bevölkerung  durch  Einziehung  der 
gemeinen  AVeide  '(  onimons)  /.ur  Sondernutzung  der  (Iniiulhen  seliart,  womit  willkür- 
liche AttstreibttugcUf  gegen  welche  die  Gerichte  jeuer  Zeit  nur  i>ehwacbeu  Schuts 
gewährten ,  sowie  die  Umwandlung  von  Ackerland  und  der  Verfall  der  Dörfer  und 
das  Zusjiiinuenselnnelzen  der  bäuerlichen  Bevölkerung  Hand  in  Uand  ging;  so  dasS 
schon  lo4y  Hischof  Latyiner  den  Edelleuten,  jenen  ^endosers,  graziers  and  rent- 
raisers"  vorwerfen  konnte,  sie  hätten  besitzlose  Sklaven  aus  der  englischen  yeoniaury 
gemacht;  ein  Proccss,  der  aller  Bauernaufstände  uu^reachtet  -  -  auch  in  dem 
folgenden  Jahrhundert  sich  fortss  tzte.  zumal  die  seit  1709  erlassetien  Einhegungs- 
gesetze  —  inclosure  acts  dtu  kleinem  Besitzern  meist  ungünstig  waren.  Aus 
diesem  Grunde  kann  in  England  von  einer  eigentlichen  Ablösungsgesetzgehnng 
nicht  die  Hede  sein.  Betreffs  der  in  diesem  Jahrb.  nicht  mehr  sehr  zahlreich  vorhan- 
denen, zu  Abgabeu  verptiichteteu  bäuerlichen  Besitzer  (copyhulders)  erfolgte  die  Ablö- 
song  ihrer  Beallasten  durch  Gesetze  der  Jahre  1841, 1962, 1858  und  1887,  und  zwar  im 
(tnmdsatz  in  der  Form  der  I-andabtretuiiir;  die  Zehnten  (tithes:  nur  zu  Gunsten 
der  Kirchen  bestehend,  wurden  1836  zunächst  in  Geldabgabeu  umgewandelt,  später 
sur  Ahlösttng  gebracht.  (Vgl.  Itierzu,  Bogers,  Six  centuries  of  work  and  wages. 
The  Idstory  of  English  Lahour,  1884;  ferner  Nasse,  Ueber  die  mittelalterliehc 
Feldgemeinschaft  und  die  Einhegung  im  IG.  Jahrhundert  in  England,  1869;  und 
die  auslührliche  Darstellung  bei  L.  v.  Steiu,  a.  a.  O.,  8.  108  ff.) 

b)  Wenn  in  England  das  Verschwinden  des  Bauernstandes  theils  aui  iriedlitlua 
Auskauf,  theils  auf  die  Einhegungen  und  auf  gewaltsames  Legen  zurückzuführen  ist^ 
so  hat  in  Schottland  „ein  juristisches  Missverstäiidniss*'  die  Ursache  abgegeben. 
Hier  beruhte  näralich  die  alte  Gruudbesitzverfassung  (Clanverfassung)  ähnlich 
wie  in  Irland  (siehe  unter  c)  auf  zwei  Gedanken:  dass  sümmtliche  Mitglieder  des 
Clans  eine  grosse  Familie  bildeten  unter  dem  Clanhäiii)tlin>;  ak  ratriarcheu.  und 
dass  diese  Familie  das  Claugebiet  als  eine  Art  Gesam^mteigenthum  benutzte; 
alte  Clangenossen  aber  hatten  an  den  Clanhäuptling  für  d^e  Benutzung  ihrer  Land- 

antbeile  fiiif  Ketife  zu  eiitriebten.  T?ci  diesem  S'acliverbalt  konnte,  als  nach  Fin- 
verleibuug  Schottlands  die  Clanhäupter  englische  Lords  zu  werden  sieh  bemühten, 
ndas  Mssverstftndniss  englischer  Juristen  Eingang  finden,  welche  sie  mit  grossen 
englischen  Gruudeigenthüniern,  ihre  Clangenossen  mit  blossen  Pächtern  ver- 
wechselten" (Bosch er).  Ein  eigentlicher  Bauenistand  auf  eigenem  Grund  und 
Boden  besteht  seit  dieser  Zeit  in  .Schottland  nicht  mehr. 

c)  In  Irland')  war  ursprünglich  der  Boden  ebenfalls  Eigeniluuu  des  Stamms, 
der  ihn  deu  einzelneu  Sippen  zur  Nutzung  zuwies,  die  wiederum  jede  Familie  mit 
einem  Loosantheil  ausstatteten.  Ursprünglich  findet  von  Zeit  /u  Zeil  Xetivertlit  ihnig 
der  Loose  unter  den  Familien  statt;  später  bleibt  das  Loos  dem  Familienvater  zur 
lebenslänglichen  Nutzung  überlassen,  fällt  aber  hei  seinem  Tode  an  die  Sippe  zu" 
rück,  worauf  diese  eine  Xt  uvertheilun^  derselben  unter  die  vorhandenen  Familien 
vornimmt.  Der  jeweilige  nominirtc  Nachlölger  des  Häuiitlings  —  Tauaist  — -  ver- 
waltet den  Grundhesits,  aber  Häuptlinge  und  ünterhäuptlinge  haben  kein  Ober^ 
eigenthumsreclit.  Erst  nach  der  Eroberung  der  Insel  durch  die  Unfrländer,  mit  der 
Einführung  des  Lehusrechts  in  Irland,  entwickelte  sich  die  für  die  Folgezeit  ver- 


*)  Die  Darstellving  lehnt  sich  wesentlich  an  den  Aufsatz  von  Herkner,  a.  O., 
sowie  an  die  Aufsätze  von  Frhr.  v.  Omptedain  den  Freuss.  Jahrb.,  1881,  8«  24d 
und  361  ß.  an. 
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häugoissvoUe  Auffassung,  da&a  die  Uuuptliiige,  ebeuüo  wie  die  in  Irland  an<resiedelten 
engliacfaen  Barone  das  dem  Stamm  gehörige  Land  vou  dem  eugUsclien  König  ah 
Lehen  tnigen  und  die  Stammesgcnosseu  hörige  Bauern  aeien;  Terhängniüävull, 
weil  nun  jeder  Aufstand  der  iribi  In  n  SfaminrHlüiuptlinpro  «reg^eii  die  enfrlische  Krone 
als  Felonie  gegen  den  Lchuslu-rni  mit  di  r  KiiizichiiD^'  scim  r.  d.  Ii.  der  Güter  des 
ganzen  Stummes  und  der  Vergebung  des  eii)i,a'7.oi,aMK'ii  Landes  an  eiiglisehe  An- 
siedler bestraft  wurde;  „nittj^liclist  viel  Land  liii/.u/.ielieii  und  darauf  engliselie 
Colouisten  an/.usiedeln,  dieser  (iedanke  wird  vou  jetzt  au  zum  Leitstern  der  englischen 
Politik  erhoben  .  .  .  Man  hat  berechnet,  daaa  gei^n  Eäide  der  Regierungszeit  der 
Königin  Elisabeth  im  ganzen  bereits  2  Mill.  Arrrs  von  der  Krone  in  dieser  Weise) 
vergeben  worden  waren".  Die  ConHacatiunspolitik  rromwells  (nach  der  Rebellion 
von  1641)  nnd  die  an  die  Eftmpfe  unter  Wilhelm  DL  (gegwt  den  von  den  Ir«n  untere 
stützli'i»  Jaeolj  II.i  sieh  anschliessenden  weiteren  ( Oiiiiseationen  vollendeten  den 
Untergang  deä  irischen  Cirundbesitzerstandes:  »Die  Irläuder  besasseu  noch  Vn  des 
anbai^higen  Bodens  zn  eigen.  Alle«  Uebrige  war  an  Engländer  übergegangen/ 
■  Die  auf  dem  Grund  und  Boden  ansässigen  eingeborenen  Wirthe  aber  wurden  in  die 
Stellung  vou  tenants  at  will  lierab>redrii<  kt  und  irransamp  Paehtgesetze,  die  die 
Austreibung  der  Bauern  wegen  Xielitbezahluug  der  l'aclit  erleichterten,  in  Verbindung 
mit  dem  Absentiismus  dt  r  Landlords,  dem  Aufkommen  vou,  ein  rnflinirtes  Aoii- 
bentunprssystem  ermöglichenden  Afterver])aclitnn<ren,  der  völligen  Vernachlässigung 
der  intellectuellon  Bildung  des  Landvolks  schufeu  eine  EüUe  des  Eleuds  imd  der 
wirthachaftlicheu  Verwahrlosung,  welche  in  der  Geachichte  der  europäischen  Staats- 
wesen einzig  dastebt.  —  Von  einer  A b  1  n  sini  j^'s p-e^e  1  zprebung  in  Irland  kann 
man  danach  nur  bedingt  sprechen,  da  der  irische  Bauer  seit  Jahrhuuderteu  persönlich 
frei,  d.  h.  mit  Abgaben  und  Diensten  feudalen  Charakters  nicht  belastet  war  und 
(lanach  das  „Befreiun'rswerk''  lediglich  darauf  abzulieben  hatte,  den  Sehutz  des 
bäuerlichen  Pächters  gegen  den  ubennächtigeu  Druck  der  Laudlords  und  ihrer 
Middlemen,  dann  aber  aUerdhifs  analog  der  oontlnentalen  Gesetzgebung  auch  die 
allmähliche  Uebertührung  der  bäuerlichen  Bevölkerung  (Zeitpächter)  in  Laudeigen- 
thiimcr  herbeizuführen;  die  Einzelheiten  dieser  Gesetzgebung  sind  indess  in  anderem 
Zusammenhang  zu  erörtern  (^siehe  §  36  und  Kap.  IV,  §  1)3). 

ö.  Italien,  (iesetz  vom  20.  Januar  lWi4.  betr.  Abschaffung  von  Zehnten, 
Grund-,  Lehen-,  Erbzinsen  etc.  zu  Gunsten  d«  r  Staatsdomänen,  öffentlicher  Institute, 
Corporationen,  Anstalten  oder  nenossenschaften  der  tudten  Hand  mit  N'arhtrairsge- 
seti^eu  vom  2^.  .Januar  1880  und  14.  Juli  1Ö87  (Absclutttung  des  gj'istlicheu  /ehuten); 
Gesetss  vom  24.  Juni  1888  nnd  2.  Juli  1891,  betr.  Aufhebung  der  Weide-  und 
sonstigen  Gerechtigkeiten  in  ebizelneu  (Jenu  inden  der  früheren  päpstlichen  Provinaen; 
sowie  eine  Anzahl  weiterer  Specialgeset/.e  aliulieheik  ISetreft's. 

6.  Russland.  Erster  wichtiger  Act  zur  Besserung  der  Lage  der  Baueru 
nuter  Alexander  1.  mit  Oes,  vom  20.  Februar  1803  über  die  freien  Ackerbanem, 
welches  den  Gutsbesitzern  unter  gewissen  Bediugun<ren  die  Freilassung  ihrer  Bauern 
l«:eatattete,  das  aber,  ebenso  wie  einige  andere  spätere  (Jesetze  aus  den  Jahren 
1842  und  1847,  ohne  besonderen  Erfolg  blieb.  Die  eigentliche  Emftnci))ation  er- 
folgte mit  dem  Ges.  vom  19.  Febniar  18<>1,  welches  den  Bauern  prrsi'uiliche  Frei- 
heit brachte,  die  Ablösung  der  Lasteu  und  die  Kigeuthumsverleihuug  eines  Theils 
des  Herrenlandes  (der  Regel  nach  awei  Drittel)  an  die  Banem  anbahnte,  auch  die 
Antonomie  der  {Jenieindeverwaltuug  verfügte  und  seine  Ergänzun;:-  in  dem  Zwangs- 
ablösuugsgeseUs  vom  28.  December  1881  erhielt.  Zur  Ausführuug  ergingen  eine 
Anaabi  Loealgesetae;  Erleichterung  der  Ablösungszahlnngen  durch  staatliche  Oredit- 
intervention.  Besondere  Gesetze  zu  (Juuslen  der  Domänen-  und  Apanagebauern  aus 
den  Jahren  1863,  1866,  1869,  1881  und  188().  Charakteristisch  für  die  russische 
Ablösuugsgesetzgcbung  im  ITebrigen,  dass  die  Ueberlassung  des  gutsherrlicheu 
Landes  nicht  an  den  einzebien  Bauern,  sondern  au  die  Gemeinde  erfolgte.  Das 
Ablösungswerk  selljer  erstreekfe  sich  bis  1890  auf  91280Ö8  Seelen  und  ausserdem 
70444  Hanswirtlie,  32,(»7  Mill.  Dessätiucn  Land  mit  einer  Ablösungsschuld  vou 
879,81  3Iill.  RuheL  (J.  v.  Keussler,  im  Art,  Bauernbefreiung  im  Hdw.  f.  8t.  W.). 

Ob  das  Ablösnnpfs-  und  Befreiungswerk  für  Knssland  ein  zeitgemässes  war, 
wird  noch  immer  vielfach  bestritten.  Einzelne  tschriftsteller  vertreten  die  Meinung, 
dasa  nim  letzten  Jahntehnt  (1880/90)  sieh  in  erfreulicher  Weise  die  S^^uptome  einer 
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G("?niidHn«r  der  bäuerliclieii  Verhältnisse  mehren'*  und  dass  die  Zahl  der  geordneten 
Wirthüciialten  „in  einem  Maasse  wachst,  dass  sie  als  Ausnahmen  nicht  mehr  erachtet 
werden  können" ;  dass  „  der  allfircnieiue  Wohlstand  seit  der  Aufhebung  der  Leib- 
ei<rcnschaft  woit  hcilt  atiMHlcr  als  die  Bevölkerung  gestiepron  ist**,  wie  sich  dies  aus 
der  „enonneu"  Zuualaue  der  rroduction,  aus  den  sich  melaendeu  .Staat>eiuiiahnieu, 
ans  dem  bedeutend  gewachsenen  Standard  of  lile  der  bäuerlichen  Itevölkcrung,  ans 
dem  Steigen  des  Hodeuwerths  auf  das  Doppelte  und  Mehrfache  etc.  deutlich  ergebe. 
(J.  V.  Keusüler  im  Art.  Bauernbetreiuug  im  Hdw.  d.  St.  W.,  S.  240  u.  243.)  Dii^ac 
sehr  optimistiscbe  Betraehtnng  der  rnssisehen  ländlichen  Verhältnisse  wird  aber  von 
viiden,  selbst  russisclieii  Srbnflstfdlcrn,  kcineswetr*  frethcilt  mul  vielmehr  die  Meinung 
vurtreteu,  dass  „die  ländliche  Bevölkerung  in  beständigem  Zustand  alleräussersteu 
Elends*  sich  befindet;  dass  ^der  mssisehe  Bauer,  welcher  vor  der  Emandpatiott 
in  auskümmlichen,  ja  behäbigen  Verhältnissen  gelebt  hatte,  seitdem  wideistands- 
und  rettungslos  (legenstand  der  härtesten,  herslosesten  Ausbeutung  geworden  und 
dass  aucb  den  Grosswirthschaften  es  unmöglich  geworden  ist,  anders  als  durch 
äusserste  Ausbeutung  der  Noth  halbwegs  eine  Bodenrente  zu  erlangen  .  .  .,  dass 
in  Folge  des  ländlichen  Pauperismus  die  Eintreibung  der  Steuern  überall  stockt, 
die  SteuerriUksitiiHde  lawinenartig  wacbseu**  ....  dass  „das  Land  so  total  aus- 
geraubt sei,  dass  es  vor  der  alleräussersten  Krida  stehe".  (Vgl.  v.  Samson* 
Hinnnelsi  j «  rna  in  \r.  344  der  Beiln<r(*  /.nr  Allgeni.  Zeitung  und  die  il  i^  -lhst  zur 
Bekräftigung  dieses  seines  Urtlieils  citirten  Schriften  von  A.  VVassiltschikuti,  Länd- 
liche Zustände  und  Landwirtschaft  in  Russland  und  anderer  russischer  Schriftsteller 
wie  Kngelgärts,  Kaweliiis,  (Jolowins  etc.  Aelnilicli  iirtheilf  ein  •/.eitp'Pnössischer 
ScIuiftäteUer  in  Nü.  3G  der  Beilage  zur  Allgem.  Zeitung:  „Die  Landwirthschaft, 
welche  nach  den  natflriichen  Yerhältnissen  Busslands  sein  blOhendster  Nabrunfif»- 
zweig  und  das  T\iiektj:rat  seiner  Tidkswirtlischaft  sein  uiiisstc,  ist  in  "Wahrlieit 
dem  Untergang  nahe  .  .  .  Auderseitä  hat  die  Bauembefruiuu^  aucii  die  Gut»- 
besitiser  ruinirt'',  wobei  auf  diö  erstaunliehe  Amtahl  der  auyäbrlich  von  der 
Adelsbank  zum  öffentlichen  Yerkauf  ausgebotenen  Güter  Terwieseu  wird. 

Im  Unterschied  vonPreussen  hat  die  russische  Ablösungsgesctzgebung  daran 
festgehalten,  alle  Bauern  mit  Land  auszustatten,  entgegen  den  auch  in  Kussland 
hervorgetretenen  Bestrebungen  der  Grossgrundbesitzer,  durch  Einzug  eines  Tlieils 
des  Itauernlandes  sieh  die  nöthige  Anzahl  von  Arbeitskräften  zu  sicliem.  Man  er- 
blickt darin  seitens  rnssisclier  Schriftsteller  (vgl.  Kablukow  im  Archiv  für  sociale 
Gesetzgebung  und  Statistik,  L  Bd.,  S.  185  ff.)  einen  Hauptvorzug  der  russischen 
Gesetzgebung  und  mit  Recht  nach  der  socialpolitischen  Seite  hin;  übersieht  aber, 
dass  indem  man  die  Bildung  einer  Landnrbriterklassc  ijänzlicli  hintanliielt,  für  den 
Grossgruud besitz  eine  schwere  Uebergaugszeit  schuf,  in  der  es  ihm  vielfach  au  der 
Beschaffung  der  nöthigen  Arbdtskrifke  gebrach,  xnmal  der  Gemeindebesita  als 
a  n  sh,  f  Ii  1  i  1/ s  s  1  i  cht'  Form  des  Grundbesitzes  ein  wcilures  „Ilinderuiss  für  die 
erfolgreiche  ii^utwicklaug  der  Lohnarbeit  auf  deii  Gütern  des  Grossgnuidbesitzcs" 
bildete.  Der  Fehler  der  russischen  Gesetzgebung,  der  sich  in  wachsendem  Maasse 
zu  einer  Agrarkrisis  von  unabsehbarer  Tragwiite  zuspitzt,  lag  offenbar  darin, 
dass  man  unvennittelt  die  Institution  des  privaten  (!  r  o  s  sgrundbesifzc^  und  die- 
jenige des  bäuerlichen  Besitzes  in  der  Form  des  Ucmeiudelaudes  i^^lir;,  aut 
welchen  jeder  Bauer  unterschiedslos  den  gleichen  Anspruch  hat,  nebeneinander 
setzte  und  eben  dadurch  jene  harmonische  Mischung  von  kleinsten,  kleinen  und 
mittleren  bäuerlichen  Steüeu  verhinderte,  aus  welcheu  in  deu  westeuropäischeu 
Staatswesen  das  Material  der  Lohnarbeit  fiir  die  grösseren  Güter  sich  rekrutirt; 
wollte  man  im  Gruiulsat-/  die  rnssiselie  (Irundei^enfhumsvcrfassung  auf  die  lustitutiivn 
des  Gemeiudebebitzes  auf  baueu,  d.  h.  jedem  Bewohner  des  Hachen  Landes  in  diesen 
eine  mehr  oder  weniger  auskömmliche  Existenz  bereiten,  so  hfttte  man  folgerichtig 
auch  den  (iroHSLiTnndl)esi(/,  zi'i  iriimnieni  müssen,  d<'r  ja  idme  die  re^eluiässit^''«' Speisung 
von  Arbeitskräften  aus  den  Dortgemeindeu  uulialtbar  iüt;  konnte  uuui  aich  aber  zu 
dieser  Zertrümmerung,  wie  geschehen,  nicht  entschliessen,  so  war  die  Erhaltung 
des  (lemeindebesitzes  als  ausschliessliche  Besitzesform  schon  aus  diesem 
Grunde  und  ganz  abgesehen  von  anderen  (Jebrccben  dieser  Institution  'Kap.  II. 
S  43)  sicherlich  ein  Fehlgriff.  Allerdings  ist,  wie  v.  Keussler  nachweist, 
die  Ursache  des  mangelhaften  Erfolgs  der  AblösungsgesetiEgebung  in  Russland  auch 
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dnranf  7.nriit  kzufii!iri'ii .  das.-;  (Wc  Altlcismi'^'sbiHliiiirmiq'on  für  die  BaiH'nischnf'f  v<»r- 
liHltiiissmii!i.>ii;  uu;;iui.>jti^'t'  waivu  und  dnsa  bei  der  Auseiuaiider.setzuu^  zwisdieu 
Ornndlierreii  und  Geinfindoii  letaleren  zu  wenig  Land,  auch  iii(*lit  iiuuier  in  den 
zwückmässiffstcn  Lafjtni  inx  ilnssni  worden  ist.  (v.  Keussler.  Zur  (iciichichte  und 
Kritik  des  bäuerlieheu  {ieiueinbesitze!»  in  iius^land,  H  Theile,  IMTli  87.) 

6.  liuiuäuieu.   Agrarge8tiü6  vom  14.; 26.  Augu.st  durch  welches  die 

GrosflgrundbeidtBer  eines  Thdls  ihrer  Güter  (lifidtBtens  */,  derselben)  rm  Gunsten 

der  bisher  robofpflicbtijrfTi  T,andbi  vfilkoriiiiir  i  xprupriirt  wurden  und  die  h't/tere  das 
freie  Eigeuthum  ou  den  Laudereieu,  auf  welcheu  nio  sass,  erlüelt.  Auf  diesem 
Wege  wurden  etwa  570000  Kleiugrundbesitzer  (ndt  einem  Besits  von  214,5  ar  in  der 
Moldau,  von  150  ar  in  der  Wallaehei)  pesehaffen.  nebeu  weU  ben  noch  etwa  hSOOOO  Ta;re- 
lÖimerfamilien  ohne  Land/.uweii»uug  belassen  wurden.  Die  Mängel  der  Agrargcsetss- 
gr<'hung  erblickt  mau  theils  in  letzterem  l'nistand,  theils  darin,  dass  der  den  Baueni- 
familien  zuf^ewiesene  (irundbesitz  zu  klein  war,  um  einen  auNn  i(  In  nden  Naiirun-;«- 
stand  7AX  beirrümlen,  und  wird  hiermit  die  waclisende  Verse  bald  im;,'  th-!  riimäiiiM  lu-ii 
Bauernstandis  und  seine  zuuelnuende  sociale  Abhänjfig^keit  \on  dcui  (inis»;;iund- 
besitz  (ung^'in^ti^c  ra<;elohn-',  wncherische  Pacht verträj^'e)  wolil  mit  Recht  erklärt, 
zntnal  An'rrsiclits  des  ilunuTn  Crodits  >  10  IH"  q).  mit  dein  die  ländliche  Bevidkrnnijr 
trotz  des  Bestehens  öflentliciier  landwirthüchiUtlicher  Creditiustitute  ku  arbeiten  sich 
genöthigt  sieht,  üeber  die  in  RnraSnien  vorkommenden  Formen  des  ParzellenpAclit- 
wuehers  siclie  Kap.  11.  §  84.  iV^\.  hifr/n  (Jrüuherpr,  Die  runiänisdie  Agrar- 
gesetzgebuuj^,  iu  Brauu's  Archiv  f.  suc.  Ocsetzgebg.  uud  Stat.,  lid.  Ii,     74  ff.) 


Kapitel  II: 

]>le  Reehtsfonaen  der  Bewirthsehai'tuug  aud  deü^  Besitzes. 


Literatu  rüber  sieht. 


Die  in  diesem  Kapitel  beliandelten  Materien  worden  an  die  Spitsse  des  das 

Agrarrecht  der  Gegenwart  bt'liaiuli  lntlcii  Tlieils  dieses  Handbuchs  gestellt,  weil  die 
Keclttüfunuen  der  Bcwirthschal'tung  und  des  Besitze»  in  ganz  imgewöluiUchem 
Grade  maassgebend  für  die  tliatsächliche  Gestaltung  der  allgemeinen  landwirth- 
Kchaftlichen  Verhältitisäe  eines  Landes  und  die  ökonomische  Lage  der  Lodenbestellen- 
den Klassen  sind  und  weil  lerner  eine  K<mIip  spüterer  15etra(  litnugeu  (im  Gebiet 
des  Erbrechts,  Schuldrechts  etc.)  die  Institution  des  juivatcn  Kigenthums  am 
ünmd  nnd  Boden  voraussetzen,  zu  der  daher  vor  alb m  ^ miidsätzliclu'  Stellung  zu 
nehmen  war,  wobei  «miic  liiifarli»'  Vcrwfisiujer  auf  die  bezüglichen  Ausführungen 
des  Heramigebers  A.  Wagner  in  der  „Grundlegung''  uuthunlich  erschien.  (Vgl. 
die  Yorb^erkoBir  unter  Absdinitt  II  «a  %  40.)  Wagner  hat  im  V.  Band  dieses 
Handbuchs  fsiehe  Fiiinnzwissrnschaff,  III.  Auflage,  1883,  §  223 ff.):  die  hauptsäch- 
lichsten Kechtsformeu  der  JUewirthschai'tuug:  auch  Selbstadministration,  Ver;^it- 
liachtung  imd  Yererbpachtunir  ebenfiiUs  schon  erörtert,  es  macbte  dies  aber  eine 
iiartinialip'  lU-hanrünn^-  in  d i c sem  Theil  des  I.t'hrl)Uf1is  nicht  entbchrlidi.  da  dort 
für  diu  giuudsätdicheu  Erürttirungen  wesuntlich  dt^r  Gesächtitpunkt  der  Domäuen- 
(Finans-)politik  maassgebend  war,  wKbrend  es  sich  hier  um  die  attgemeine 
national  ökonomische  Würdigung  der  verschiedenerlei  Kechtsformen  der  Bewirth- 
scliaftung  handelt.  — -  Kau  hat  die  Materie  nicht  in  der  Volkswirthsohaftspnlitik, 
sondern  in  der  Alli^t  iu.  Volk.swirthschaftslehre  (Bd.  I  der  pol.  Oekonomiei,  aber 
nur  in  sehr  knappt  i-  Wiisc  H76  378),  ausführlicher  allerdings  in  der  Finanz- 
wissenschaft (t?  l();}tV.i  behandelt,  hier  natürlich  wesentlich  vom  Standpunkt 
fiscalischer  Erwägungen  aus,  doch  mit  sehr  treffenden  Bemerkungen,  z.  B. 
auch  gerade  im  Betreff  der  Erbpacht,  die  er  ganz  im  Einklang  mit  der  neueren 
Hichtung  der  NationalökoTinmie  (s.  A.  Wagnr  v.  Finaiizwissrnsrhaft,  a.  a.  (>.,  4?  230) 
durchaus  wüUlwullend  beurtheilt.  —  Bei  Koscher  Huden  sich  bezügliche  Aus- 
fuhmni^n  im  Y.  Kap.  „Verhälteiss  des  Grundeigenthttmers  zum  Landwirth'^,  $  54 
t)is  mit  70,  ein  besonders  voitreffliclier  Theil  dis  Werkes,  an  den  der  Verfasser 
mehrfach  anknüpfte.  Benutzt  wurden  ferner:  Settegast,  Die  Landvvirthschaft  und 
ihr  Betrieb,  1875,  I.  Bd.,  8.  319  fP.;  von  der  Goltz  in  Schonberg^s  Hdb.  der  pol. 
Oek.,  1891,  IL  Bd.,  §  58 ff.;  Jäger,  Die  Agiarfrage  der  Gegenwart,  ni.  Abth.  1888, 
Kap.  23  ff.;  Walcker,  Handbuch  der  Nationalökonomie,  IL  Bd.,  1883,  §  58  ff.; 
Laveleye,  Do  la  propriete  et  de  ses  formen  primitives,  4-  Aufl.,  1891;  weiterhin  von 
den  Lehrbüchern  über  Landwirthschaft  und  landw.  Betriebslehre,  welche  sanunt  und 
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8ond(irs  die  Unt('rnpIiimini,'<»fonnen  des  latidw.  Betriebs  mehr  oder  weniper  eiiiji^eliend 
behandeln,  die  im  Emj^iui;;  der  „ Einleituu};:''  (S.  1)  citirte  Literatur,  insbesondere  die 
Werke  von  Dünkelberp,  Krafft  und  von  älteren  A.  Thaer  (in  der  neuen  Auf- 
lage von  1880;.  endlich  Tlubland.  Das  natürliche  Werthverhältniss  des  landw. 
Grundbesitzes,  I88ö.  Für  die  Kenntniüs  der  hier  einschlagenden  Theile  des  Agrar- 
r«'chts  in  den  dmelnen  lindem  nnd  Sraats^rebieten  sind  auch  die  S.  2  ritirten 
landw.  Erhebungen  und  sonstigen  nmtlieheu  rublicatinnen,  sonne  dir  dort  ebenfalls 
titirteu  Arbeitea  von  Eheberg,  Nasse  und  v.  Keitzeustein  wichtig. 
Ausserdem  wurden  noch  sq  Rathe  gestogra: 

1.  Für  den  Absrhriitt  Zeitpacht  iii-djesondere:  Be rpr'i  n f- T  si  n  fr.  Die  Ent- 
wicklung des  landw.  Pachtwesens  in  Preusseu,  1887;  Blomeycr,  Pachtrecht  und 
Pachtverträge,  1873;  Dreclisler,  Der  landwirthschafkliche  Pachtrertra^,  2  Bde., 
1871:  ITrrkncr.  Die  irische  ApraifVa^'^*'.  im  Jahrb.  f.  N.  n.  St.,  Nene  F.  Bd.  XXI; 
Freiherr  v.  Ompteda,  Die  irische  Landl'rage,  in  Preuss.  Jahrb.  1881;  Paasche, 
Die  Entwicklung  der  britischen  Landwirthschaft  unter  dem  Dmrk  nnstSndiscIier 
(!oncurrenz,  in  Jahrb.  f.  N.  u.  St.,  Bd.  LVllI,  S.  1  ff.;  Rabe,  Die  v(dks\virthschaft- 
liflie  Bedeutuiifr  der  Pacht,  1891  •.  T..  v.  Stein.  Die  drei  Fragen  des  (irundbt'sit/.es 
und  seiner  Zukuuit,  1881,  S.  112  fV. :  AVi.ss,  Das  Landgesetz  tÜr  Irland  vom  Jahre 
1881,  in  deutscher  Ilebersetzung  und  im  (Original,  1883.  Archiv  des  deutschen 
Laiid\virtlis(  liatlsrechts,  181X),  S.  2()0  ff.,  und  Motive  ztnn  Entwarf  eines  biirgerL 
(Jesetzbnchs  für  des  Deutsche  Keich,  1888,  U.  Bd.,  S.  3G8  S. 

2.  Pflr  den  Abschnitt  Erbpacht  insbesondere: 

Nasse,  Dir  wirfhschaftiirlu'  üedeulung  von  Erbpacht-  inid  Krl)ziiih\ t-rliiiltnissen, 
in  Thiel's  landw.  Jahrb.  VII,  S.  41  ff.;  Paasche,  Erbpacht  und  Iteutengüter,  in 
Conrad*8  Jahrb.  für  N.  etc.,  N.  F.  XIV,  S.  209  ff.;  Derselbe  in  Schriften  d.  T.  f.  8. 
XXIV,  8.  H21  ff.;  Ruprecht.  Die  Erbpacht.  Ein  Beitrat^  zur  Geschichte  und  Rcfnnn 
derselben,  insbesondere  in  Deutschland,  1882.  —  Vgl.  ferner  die  literaturhistonscheu 
Nottsen  tinler  $  87. 

3.  Für  die  Abschnitte  T  heil  bau  (Antheilwirthschaft)  insbesondere: 
Dietzel,  Ueber  Wesen  nnd  Bedeutung  des  Theilbaus  in  Italien,  Zeitschrift 

f.  8t.  W.,  1884,  8. 129  ff.  und  595  ff;  18a5,  S.  29  ff.;  Eheberg,  ».  a.  0.,  S.  124  ff.; 
Hanssen,  Die  Gehöferschaften  in  R^'*r.-Bex.  Trier,  1863;  Mahraun,  Der  landwirth- 
schaftUchc  Nothstaiid,  seine  Gründf  und  st  inc  Heilung.  1889:  v.  Reitzenstein,  Die 
neuere  wirthschaftliclie  (ksetzgebiiug  {''rankreichs  in  Jahrb.  f.  N.  u.  St.,  Bd.  XIV. 
S.  168  ff. 

I  Wf^-tn  des  Abschnitts  Privat-  und  CoUeciiveigenthum  siehe  die 
Vorbemerkung  zu  Abschnitt  II  dieses  Kapitels. 


Abschnitt  I. 

Selbstrenraltiing,  Zeitpaekt,  Erbpacht»  Thcilbau-  und 

CoUectlTwIrthscIiafl» 

§  30.  Die  Selbstverwaltung. 

Wie  in  den  letzten  Jalirbimderten  des  römischen  Reiclis  durch 
die  Institution  des  Colonats,  so  ist  dem  ganzen  mittelalterlichen 
Landbaii  Iiis  in  die  neuere  Zeit  durch  die  Leibeigenen-  und  Fröhner- 
wirthschaft  das  bezeichnende  Merkmal  aufgeprägt;  die  Ablösungs- 
gesetzgebung (Kap.  1)  ist  daher  nicht  bloss  dadurch  bedeutungs- 
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voll  gtnvordoii,  dass  sie  für  die  grosse  Masse  der  Laiull)t'v«)lkeruiiDf 
ein  freies  Privateigen  am  Grund  und  Boden,  nicht  mehr  belastet 
durch  gutsherrliche  Abgaben  und  Zwangsfrohiidon.  [geschaffen, 
sondern  auch  dadurch,  dass  sie  der  Selbstverwaltung  der 
Landgüter  durcli  die  Eigenthümer  wesentlicli  Vorschub 
geleistet  und  dass  da,  wo  eine  Bewirthschaftung  des  Gnuid  und 
Bodens  nicht  durch  den  Kigenthümer  selbst,  sondern  durch  Dritte 
Flatz  greift,  die  Beziehungen  zwischen  Eigenthflmer  und  Bewirtli- 
schafker  durchweg  in  rein  vertragsmässige,  die  persönliche  Freiheit 
der  letzteren  unangetastet  lassende  Bechtsverhältnisse  umge- 
wandelt hat. 

Die  naturgem&sseste  und  zugleich  naheliegendste  Form  der 
Bewirthschaftung  ist  nun  ohne  Zweifel  diejenige  durch  den  Eigen- 
thümer selber  (Selbstverwaltung),  wobei  zu  bemerken  ist: 

1.  Frivatwirth  sc  haftlich  verdient  sie  den  Vorzug,  weil 
der  selbstwirtihschaftende  Eigenthümer  den  Gutsertrag  ausschliess- 
lich fOr  sich  bezieht,  also  neben  der  Bodenrente  selber  auch  den 
Ertrag  aus  den  beim  Betrieb  verwendeten  Kapitalien  und  den  ihm 
als  Leiter  und  thätigem  Mitarbeiter  zukommenden  Arbeitslohn;  aber 
auch  desshalb,  weil,  sofern  die  nöthigen  Voraussetzungen  zum  Selbst- 
betrieb in  persönlicher  Hinsicht  und  nach  der  Seite  der  Kapitalkrafb 
hin  gcgt'ben  sind,  keine  andere  Bewirthschaftungsform  dauernd 
ulti^h  hohe  Erträge  verbürsrt.  Denn  der  selbst^virthschaftende 
Eigenthümer  ist  völlig  uiibeliindcrt  in  der  wirtliscliaftlichen  Action, 
z.  I).  in  der  Wahl  des  Feldsystems.  in  der  Art  der  Thierhaltung, 
Düngung:  auch  kann  er  seiueu  WirthseliiiftHbetrieb  (Umi  veränderten 
( 'onjuncturen  des  Marktes  jederzeit  anstandslos  anpassen,  dn  er 
letliglich  seinen  eigenen  Eingebungen  zu  folgen  hat:  er  ist  zugleich 
im  iiöchsten  (Jrade  liaran  interessirt,  die  rrotluctionskral't  des  (iuts 
dauernd  sich  zu  sieliern.  un<l  wird  als«»  einer  mit  diesem  Ziel  im 
Widersprucii  belindlichen  lietrieli><\veise  (Kaubwirtlisrhat't)  sich  zu 
enthalten  eine  weit  triftigere  Veranlassung  halten,  als  sie  bei  jeder 
anderen  Form  der  Bewirthschaftung  für  den  jeweiligen  Wirthschafter 
gegel)eii  ist.  Die  Aussicht,  die  Fruchte  der  in  den  Boden  ver- 
wendeten Arbeit  und  Kapitalnutzungen  ausscliliesslich  sich  und 
den  Nachkommen  gewahrt  zu  sehen,  bildet  nicht  nur  einen  wirk- 
samen Anreiz,  den  Betiieb  auf  die  den  jeweiligen  Wirthschafts- 
verhültnissen  angepasste  Intensitätsstufe  emporzuheben,  sondern 
darüber  hinaus  einen  besonders  mächtigen  Impuls  zu  allen  selbst 
mit  erheblichen  Kapitalaufwendungen  verknüpften  Betriebshand- 
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luiicTPii,  weklio  auf  die  Wrhpssmmg  der  gegebenen  Bodensubstanz 
abzielen  und  hieniurch  oder  diivcli  sonstipfe  geeii^nete  Anlagen  am 
und  im  Boden  eine  Steigerung  der  Erträge  veriieissen.    Die  Er- 
fahning  zeigt  denn  auch,  dass  die  künstliche  Bereicherung  des 
Bodens  mit  Nähratolfen  (z.  B.  durch  Beifuhr  von  Mergel  oder 
Kalk),  die  wirksamere  Nutzbarmachung  des  Wassers  für  die  Boden- 
cultur  durch  Ent-  oder  BewäsHerungaeinriclitungen,  die  bessere 
Zugängliiliniachung   der  OrundstOclie    durch  Wegeaniagen  und 
entsprechende  Arrondirung.  die  mit  Kapitalvorauslagen  verknüpfte 
Einführung  der  Tiefcultur,  die  Anfiflanzung  von  Obstbäumen,  die 
Schafi'ung  perennirender  Culturen  überhaupt  (Weinbergs-,  Hopfen-, 
Weiden-,  Waldanlagen)  und  vieles  Andere  bei  den  in  Eigenbewirth-' 
schafbung  befindlichen  Gütern  sich  leichter  und  rascher  vollzieht 
als  bei  den  sonstigen  verbreitetsten  Bewirthschaftungsformen  (Zeit- 
pacht, Theilban),  deren  Tr&ger  eben  in  vielen  Fällen  die  Gewiss- 
heit nicht  haben,  dass  während  der  beschränkten  Dauer  der  Guts- 
nutzung ihnen  in  den  gesteigerten  Erträgnissen  für  die  bewirkten 
Kapitalaufwendungen  ein  ausreichendes  Aequivalent  zu  Theil  wird. 
Und  zwar  gilt  dies  Alles  um  so  mehr,  je  weniger  rasch  die  Wirkung 
einer  bewirkten  Gutsverbessening  zu  Tage  treten  kann,  je  länger 
es  währt,  bis  eine  bestimmte  neu  eingeführte  Cultur  Nutztmgen  ab- 
wirft, auf  eine  je  grösserer  Zeitraum  also  die  Abtragung  der  be- 
wirkten Kapitalanlage  sich  vertheilt  und  je  schwieriger  es  zugleich 
sich  erweist,  durch  enttiprin  heiide  Kechtsformuliningen  dem  zeit- 
weiligen (  iutswirthschafter  (Pächter.  Theilbauer)  für  von  ihm  selber 
bewirkte  (iutsverbesserungen  oder  Culturanlam  n  einen  Anspruch 
mit*  angemessenen  Ersatz  gegenüber  dem  Eigentliümer  zu  sichern. 
Aus  allen  diej^en  Gninden  ist  der  Hegel  nach  die  Wohlstandslage 
der    ländlichen  Bevölkerung,   ho   diese   selbstwirthschafteiul  auf 
eijifenem  Grund  und  Boden  sitzt  und  die  ('nltnrarbeit  der  einen 
Generation  auf  die  nachfolgenden  sieli  loiivererlil,   eine  grössere 
weitverl»reitetere  inid  hleil)en  die  Kinkonuneiis\ erhäitnisse  stetigere, 
als  da.  wo  Eigenthum  und  Bewirtlischaftung  am  Gnnid  und  Boden 
ausoiuandergefallen,  wo  Eigenthünier  und  Wirthschaiter  zwei  ver- 
scliiedene  Persönlichkeiten  mit  nicht  durchweg  zusammenralleuden 
Interessen  sind  und  wo  demgemäss  eine  Ueberbrückung  der  vor- 
handenen Gegensätze  erst  durch  ein  besonderes,  in  seinen  Einzel- 
heiten sich  schwierig  gestaltendes  und   nieht  immer  von  dem 
gewünschten  Erfolg  begleitetes  Kecht  (Pachtrecht)  angestrebt 
werden  muss. 
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Die  Aiiuahme  iüt  gestattet,  dass  luan  Kinipan  sein  bcriilunt  gewordenes 
Daauneultursystem,  Schnls-Lupitz  »eine  balmbrechenden  Cnltnren  auf  magerem 

SaudbodoTi  nicht  zn  verdanken  liätt»\  wenn  diosp  niclit  als  Rigenthiinipr,  sondern 
als  Pächter  zu  wirtbscliafteu  geuötlügt  gewesen  wäre.  Wenn  so  Mielfach  auf 
Orossbritannien,  das  clasaische  Land  der  Zeitpacht,  als  Beweis  des  Oegeotheils 
namentlich  von  contineutalen  St  lniffstpllpni  v('i  \vi(  si  ii  wird,  so  ist  doch  immerhin 
das  Eingeständttiss  bemerkelu^wertl^  welcheü  einer  der  Euclosnre  (.'uuunissiouer, 
Mr.  Caird,  1873  machte,  indem  er  ausführte,  dass  bis  dahin  erst  Vt  aller  nöthigen 
Drainagen  her^stellt  worden  sei,  ohwohl  doch  jj^erade  diese  Ai-t  von  Bodenmelit»- 
ratioti  in  Enghind  in  g'anz  besonderem  Maass  staatsseitijr  (durch  Kapital  Vorschüsse) 
gi'tlirdtrt  worden  ist  (§  64).  Im  Uehrigen  ist  doch  auch  nicht  zu  übersehen,  dass 
in  England  der  Boden  im  Besitz  einer  reichen  kapitalkräftigen  Grundaristokratie 
sich  befindet,  ihnni  Verfrotfr  bei  ihrer  ausgesprochenen  Voilit»!)?  fiir  das  Landleben 
vielfach  selbstUiaü>i'  im  (iebiet  des  Melioi-ationsweseuü  vorgegaugeu  äiud,  was  da 
weniger  erwartet  werden  darf,  wo  sich  der  Grund  und  Boden  in  städtischkapita- 
listiscliPii  ITiindeii  befindet  und  dium  lediglich  speculativ  venverthet  zu  werden 
pflegt,  wie  dies  übrigens  häutig  auch  bei  coutiueutalen  Ileuteugruudherrschatte u 
der  Fall  und  für  Irland  die  Regel  ist.  Han  darf  fdr  England  im  üebrigen  an- 
nclimeii,  dass  Meliorationen  nanimtlicli  da  hänfiGrrr  nwrh  Seitens  dtT  Pächter  zur 
Austtibrung  Itameu,  wo  die  Zeitpachten  einen  erbpacbtähuUcheu  Charakter  an- 
genommen haben,  insofern,  den  Tradittonen  des  Grnndhemt  gemSss,  ein  tnebtiger 
Pächter  die  Gewisslieit  haben  konnte,  weder  fiir  sich  selbst  noch  für  seinrn  Erben 
gekündigt  zu  erhalten  (vgl.  Nasse,  a.  a.  O.,  S.  139,  und  Roscher,  .Inm.  2  iiud  6 
zu  §  64);  kommen  doch  im  stldwestliclien  England  Pachtungen  auf  drei  Leben 
vor.  So  ist  es  denn  auch,  wo.  wie  in  .Scliottland,  die  Lesses  seit  Mitte  des  vorigen 
Jahrhunderts  auf  19  oder  Jahre  abgeschlossen  worden,  „nidits  ('np-i  \\ ölmliebes, 
dass  ein  Püchter  auf  250  Ac  res  18(X)  Pfd.  Sterl.  für  Drains  vcrwendtf  ,  wahrend 
da,  „wo  keine  solche  Leases  bestehen,  die  s<  liottisclien  Surveys  häufig  anerkennen, 
dass  der  Ackerbau  luu  li  in  dt-msdhen  Zustand  ist  wie  vor  100  Jahren  ;  und  wieder 
andere  englische  Schrittsteller  „das  allmähliche  »Sinken  des  Ackerbaues  iit 
so  vielen  Theilen  von  England  hanptsftchlieh  der  heutigen  Terdrftngung 
von  t,  fa  s  eil  ol  d  rrs  dnrch  tnnants  at  will  zuschreiben'"  'Tfoschcr.  Anin.  1 
zu  S  63).  Die  oft  überschwäuglicbeu  Scliildeiuugeu  coutiuentaler  Keiseschriftsteller 
über  englischen  Landbau,  gerade  auch  nach  der  Srite  des  Meliorations^esens  hin, 
sind  jedenfalls  mit  Vorsicht  aufzuneliiin  n.  da  nicht  selten  ans  der  Einsiclitnahmf 
einzelner  «Musterfarmen'^,  d.  h.  iu  bliiiiendster  Hocbcnltur  umgetriebeuer  gi  und 
herrlicher  Wirthschafken  dn  imzulSssig  generalisirender  Schluss  auf  das  Ganze  ge- 
zogen  wird.  Amtliche  Angaben  wie  die  obenerwähnten,  herrührend  von  landwirth- 
Bchaftlichen  Fachleuten  des  Inselreichs  selber,  beweisen  wohl  doch  mehr. 

2.  Volks  wir  t  Ii  seil  aftl  ich  vpi(li»Mit  die  Selbstverwaltung 
ob(5iit';ills  \or  allen  anderen  Bowirthschaftuiigstormen  gTundsätzlich 
den  N'orziig.  woil  in  vorwärtsschreitenden  StaatswpRcii  die  Zunaiiin»' 
d»'r  Hpvölkeruiig  eine  höliere  Anspannung  der  productiven  Kräfte 
d«r  Natur  gebieteriscli  fordert,  din.stu-  Fortscliritt  aber,  der  gleich- 
bedeutend ist  mit  dem  Febergang  von  der  extensiveren  zu  der 
intensiveren  lioileiibestelliuig.  d.  h.  mit  der  reiclilicherenVerwendun£r 
von  Arbeit  und  Kapital  in  den  tirund  und  Boden,  aus  den  oben 
angegebenen  Gründen  am  sicliersten  bei  der  Eigenbe^irthschaftung 
sieh  vollzieht;  weil  ferner  die  grössere  und  gleichmfissigere  Wohl- 
Btaudslage,  durch  welche  die  eigenbewirthschat'tende  Bevölkerung 
vor  der  Pachtbevölkerung  sich  auszuzeichnen  pflegt,  auf  den  ge- 
sammten  Volksorganismus,  auf  die  übrigen  Erwerbsstände  des 
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Volks  und  auf  die  finanzielle  und  wirthschaftliclie  Kraft  dos  Staats 
wohlihätig  befruchtend  zurflckwirkt  Dieser  Tolkswirthschaftliche 
Vorzug  der  Eigenbewirthschaftung  tritt  namentlich  da  ins  hellste 
liicfat,  wo  die  Dichtheit  der  BerMkerung  und  die  starke  Xaeh&age 
nach  Land  zu  einer  Verkleinerung  der  Einzelwirthschaftsflächen 
hindrängt;  denn  während  die  Auftheilong  des  Grund  und  Bodens 
in  kleinere  Eigenthumseinheiten,  sofern  nur  dieser  Auftheilungs- 
process  sich  innerhalb  maassvoller  Grenzen  hält,  ffir  zahllose 
Einzelwirthschaften  die  Bedingiuigen  einer  gesicherten  Existenz  zu 
schaffen  vermag,  ohne  dass  die  fortschreitende  Technik  des  Anbaues 
und  das  Productionsinteresse  Noth  zu  leiden  braucht  (Kap.  IV, 
§  73),  erweist  sich  im  Gegentheil,  wie  die  späteren  AusfOhrim- 
gen  (§  34)  zeigen  werden,  die  Auftbeilung  des  Landes  in  ähnlich 
kleine  Pachtflächeneinheiten  fOr  die  auf  diesen  Pachtgütern  sitzende 
Bevölkerung  wie  für  die  Bodonbewirthschaftung  selber  und  somit 
aucii  für  die  Interessen  des  Btaatsganzen  gleidnnässig  verderblich. 
Hieraus  folgt  zugleich,  dass  die  Htubeituhruug  t'iuer  Antlicilnahme 
weitester  Volkskrr'isL^  au  den  Segnungen  des  (Trundbi-bitzos  um 
besten  und  sichersten  durch  die  Institution  des  rrivatoigenthums 
am  Grund  und  Boden  gewährleistet  erscheint  uikI  nicht  durch 
dtTcn  Verdrängiuig  auf  dem  Weg  der  Verstaatlichuim  oder  ('(»ni- 
nuuialisining,  da  diest^  letzteren  Besitzesformen  anders  als  iin  Wege 
der  Verpachtung  nicht  wohl  nutzbar  gemacht  werden  können. 

3.  Politisch  und  socialpolitisch  ist  aus  den  gleichen 
Erwägungen  die  Selbstverwaltung  der  Güter  den  anderen  Bewirth- 
scliattungsformen  weitaus  überlegen,  zumal  wiederum  namentlich 
'im  Vergleich  zu  der  Zeitpacht  oder  dem  Institut  des  Theilbaues; 
wobei  auf  die  grundlegenden  Betrachtungen  in  der  ^^Eiuleitung** 
(Abschnitt  II,  §  12)  Uber  die  Bedeutung  eines  selbstständigen, 
unabhängigen,  fest  mit  der  Scholle  verbundenen  Standes  von  Grund- 
besitzern für  den  Staat,  die  Gemeinde,  die  Selbstverwaltung  gegen- 
über der  mehr  oder  weniger  precären  Lage  einer  üuctuirenden,  mit 
dem  Object  ihrer  Wirthschaftsthätigkeit  selten  auf  längere  Zeit 
verwachsenden,  von  den  Conjuncturen  des  Grundmarktes  und  dem 
Belieben  des  GrundeigenthUmers  mehr  oder  weniger  abhangigen 
Pächter-  oder  Theilbauer- Bevölkerung  zu  verweisen  ist*).  Auch 


^  Fr.  Li8f  freilich  meint,  (in  der  Schrift:  Die  ^ckerverfassuii^'.  die  Zwerg- 
wirthschaft  mirt  dio  Answandcning',  184'^',  „dein  Staat  kniine  es  jrl-  icfvdiiti};  sein, 
ob  die  Güter  vou  dem  Kigentliumer  selbst  udcr  iu  lauger  Zeitpacht  oder  in  £rbpacht 
bewirthsehaftot  werden,'*  in  Uebereinstimmung  hier  mit  älteren  Schriftstellern  wie 
Btteheiib«rf  «r  A.,  Agmpolitik.  I.  11 


Digitized  by  Google 


162     Kap.  II.  I>ie  Bechtafonnen  der  BewirtliBclisftiiiig  und  des  Bentcea. 

für  die  Art  der  Gestaltung  der  so  überaus  wichtigen  Beziehungen 
des  landwirthschaftlichen  Arbeitgebers  zu  den  Arbeitnehmern  (Kap.  Y) 
ist  die  Eigenbewirthschaftung  durch  den  angesessenen  Grund- 
eigenthümer  von  nachweisbar  günstigerem  Einfluss  als  jede  andere, 
sonst  denkbare  Bewirtbschaftungsform,  weil  eben  nur  der  nicht 
bloss  mit  der  nftchsten,  sondern  auch  der  ferneren  Zukunft  rechnende 
Orundeigenthümer  ein  lebendiges,  nachhaltiges  Interesse  besitzt, 
einen  zuj&iedenen  Arbeiterstand  dauernd  fOr  sich  zu  gewinnen  und 
demgemftss  diesem  Zweck  dienende  entsprechende  Lohnweisen  und 
andere  Wohlfohrtseiniichtungen  zu  schaffen;  w&hrend  der  P&chter 
leicht  der  Versuchung  unterliegt,  ähnlich  wie  die  ihm  leihweise 
Uberlassene  Bodenkraft  selber,  auch  das  zur  Bestellung  des  Bodens 
nOthige  Menschenmaterial  während  der  Zeit  des  Pachtverhältnisses 
nach  Möglichkeit  auszunutzen.  Man  kann  deshalb  mit  Becht 
sagen,  dass  bei  der  Eigenbewirthschaftung,  gerade  auch  in  An- 
sehung des  ländlichen  Arbeiterwesen,  „am  ehesten  die  Möglichkeit 
geboten  ist,  die  Interessen  der  Gege  nwart  mit  denen  der  Zukunft 
in  Uebereinstimmung  zu  bringen''  (v.  d.  Goltz).  Endlich  aber 
wird  den  Anfeclitunjieu,  denen  der  Grossgrundbe^itz  so  liäuüg  be- 
gegnet, durch  nichts  besser  ein  Theil  des  Bodens  entzogen,  als 
wenn  dessen  Angeiiönge,  statt  mühelos  die  Bodenrente  im  Wege 
der  Verpachtung  einzuziehen,  diese  selbst  zu  erwirthschaften  sich 
befleissigeu;  darin  liegt  „eine  ganz  andere  Kraftleistung  als  in 
der  blossen  Kentnerschaft,  und  gewiss  au^h  eine  Bürgscliaft  für 
längeres  Fortbestehen.  Erst  wenn  sie  ihre  Guts1)Htiiebe  in  Pach- 
tungen auflösen,  werden  sie  von  der  Agitation  bedroht,  die  dnllx^n 
(in  England)  mit  dem  Hui'  nach  Verstaatlichung  des  Bodens  bereits 
beginnt" 


ElBner,  ja  B.  24  erachtet  er  sogar  den  umftngliclitti  Ankauf  von  UndUehem 
Cigenthum  durrh  stiidtisclie  Kapitalisten  alü  rinon  fjanz  nützlichen  Vorpr:iTitr,  freilich 
nicht  die  einzig  schiefe  Ansicht,  auf  die  man  hei  diesem  geuialeii  Sctuiftsteller 
bei  Behandlang  agrarischer  VerlUUtniase  —  gerade  in  der  citirten  Schrift  —  atdsBt. 

Knapp,  Die  LandarheSter  in  Knechtschaft  und  Freiheit,  1891,  8.  63* 

Aehnlieh  Pohl  (Tühiiijivr  Zeitschrift.  1880,  S.  ßH  fT.l  (k>r  Lii  aller  Wiirdi|^p 
der  ja  vorhandenen  Vorzüge  eines  gut  geregelten  Zeitpacht wesens  doch  auf  die 
Verschärfhng  der  socialen  (Tegrensätze  von  Kapital  nnd  Arbeit  als  Itegleiterscheinung 
des  Zeitpaclit Wesens  nachdrücklich  hinweist  nnd  betont,  wie  die  Höhe  der  vom 
(iruudherm  bezogenen  arbeitshisen  Rente  mit  dem  Wohl  luid  Wehe  der  landwirth- 
schaftlichen Bevölkerung  so  hautii;  gar  keinen  unmittelbaren  Zusammenhang  mehr 
hahe.  Ist  nber  einmal  erst  dieser  Zusammenhang  undentlicli  p-eworden.  dann  kann 
es  wolil  den  Rentenbeziebcrn  prehen  „wie  einem  fremden  Körper  im  lebenden 
Orgauihmus,  der  entweder  im  Laufe  der  Zeit  aufgesaugt  oder  im  kurzen  Wege  auf 
gewaltsune  Weise  ausgeschieden  wird'*. 
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4.  Die  VoraussptzuiiGfon  für  die  Selbstverwaltung 
und  deren  gedeihlichen  Erfolg  sind  ireilich  nicht  überall  gegeben 
und  müssen  daher,  wo  jene  fehlen,  andere  Bowirtlischaftungsfonaen 
an  ihre  Stelle  treten,  wobei  folgende  Gesichtspunkte  in  frage  kommen: 

a)  Abgesehen  von  den  im  Allgemeinen  seltenen  Fällen,  in 
denen  aus  Gründen  persönlicher  Behinderung  (Minderjährigkeit, 
Krankheit,  andorweito  Benifsstelhmg  etc.)  eine  Selbstverwaltimg 
nicht  Platz  greifen  kann,  muss  auf  diese  häufig  schon  im  Hinblick 
auf  die  Grösse  des  Gnmdbesitzes ,  zimial  wenn  letzterer  räum- 
lieh auseinander  gelegen  ist  und  schon  desshalb  der  unmittelbaren 
Betriebsleitung  durcli  den  Eigeutbümer  sich  entzieht,  nder  weil 
jiuistische  Personen  als  Grundbesitzer  in  Frage  stellen.  Verzicht 
geleistet  werden.  Die  in  solchen  Fällen  früher  übliche  Ad- 
ministration durch  eingestellte  besondere  Beamte  (Guts Verwalter, 
Gutsdirectoren)  kann  natürlich  nur  ausnahmsweise  dasselbe  wie 
die  Selbstverwaltung  leisten,  weil  dritte  Personen,  auch  bei  vollster 
Befähigung  für  ein  solches  Amt.  niemals  in  diesem  Maasse  wie 
der  wirthschaftende  Eigenthümer  selber,  jenes  durchgreifende  In- 
teresse, dessen  ununterbrochenes  Vorhandensein  die  unerlässliche 
Voraussetzung  für  die  Erzielung  höchster  Kentabilität  ist,  bethätigen 
werden;  weil  ferner  der  vollen  Entfaltung  der  Persönliclikeit  eines 
tüchtigen  Administrators  die  mit  dem  Wesen  der  Administration 
iintromibar  Terbundene  Einengung  durch  zahlreiche  Instructionen, 
Genehmigungs vorbehalte,  controlirende  Vorkehnmgen  eine  nach- 
theilige Fessel  anlegen;  weil  insbesondere  der  dem  unmittelbaren 
Gutsbetriebe  femer  stehende  Eigenthümer  oft  nur  schwer  von  der 
Notbwendigkeit  von  Grutsverbesserungen,  von  tiefgehenden  Aende- 
rungen  im  Betrieb  (Uebergang  zu  anderen  Fruchtfolgen  etc.)  zu 
überzeugen  ist  und  weil  aus  allen  diesen  Gründen  erfahrungs- 
gemäss  administrirte  Güter  den  Emmgenschaften  der  Technik 
meist  nur  langsam  folgen,  ohne  immer  nach  der  Seite  der  Oeko- 
nomik  des  Betriebs  hin  (durch  sparsamste  Verwaltung,  namentlich 
in  Bezug  auf  Einstellung  von  Gespannthieren  und  Arbeitern  und  auf 
bauliche  Beparaturen)  ein  entsprechendes  Aequivalent  zu  bieten^). 
Zwar  fehlt  es  nicht  an  Beispielen  trelFlicher  Gntsadministrationen, 


')  Kadi  Roscher  (Anin.  4  sv  $  57)  sollen  die  adndnistrirten  forsäich  Ester« 

hazy'schen  Güter  (98  mit  rund  720000  J.Kii  Fläclif-np-ehaltl  \mi  ISrio  ihren  Kaufwor+h 
kaum  üu^V^Vo  verzmst  haben,  während  selbütvcrwaltcte  Privatgüter  8 7o  ^üitrugeui 
daher  auch  in  Oesterreich  mehr  und  mehr  beim  OrosagnuidbeBitst  von  der  Zeitpacht 
GebmuGh  gcoouicht  werde. 

IX*  : 
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namentlich  da,  wo  dui'ch  eiits|)rechen(le  liozahlungswoise  (Antheil- 
nahme  des  Administrators  am  Gutsreinertrag,  T  a nt i  e  m  e  s  y  s  t  c  tn), 
durch  Gewährung  von  Ruhegehaltsansprüchen  etc.  das  unmittelbare 
Interesse  des  Administrators  mit  den  Wirthschaftseri^olinissen  enger 
zu  verknüpfen  gesucht  wird;  oder  wo,  wie  bei  der  Gewährs- 
Y*M- waltung,  dem  Gutsbesitzer  seitens  des  Administrators  ein 
Mindestbetrag  des  Ertrags  gewährleistet  werden  muss,  über  das 
hinaus  letzterer  am  Gewinn  betheiligt  erscheint;  aber  die  vielfach 
misslichen  Erfahrungen  bei  administrirten  Gütern,  die  Unsicherheit 
tiber  die  Höhe  der  thatsächlichen  Bente,  die  Möglichkeit  häufiger 
Gonfliete  mit  dem  Administrator  gerade  dann,  wenn  dieser  durch 
besondere  Befähigung  sich  auszeichnett  aber  eben  desshalb  auch 
ein  weltgehendes  Maass  von  Selbstständigkeit  in  Anspruch  nimmt, 
lassen  meist  für  die  Gutsbesitzer  die  Zeitpacht  als  die  ent- 
sprechendere Bewirthschaftungsform  erscheinen,  welch*  letztere  denn 
auch  hinsichtlich  des  Besitzes  der  todten  Hand  im  engeren  Sinn 
(Staats-,  Gemeinde-,  kirchlicher  Besitz)  die  fast  ausnahmslose  Regel 
geworden  ist 

b)  Die  Yortheile  der  Selbstverwaltung  können  da  nicht  zur 
Geltung  kommen,  wo  das  eigenthümlich  besessene  Gut  mit 
Schulden  überbürdet  ist,  deren  auf  den  Wirthschaftem  lastender 
Bruck  die  Wirth Schaftsenergie  lähmt  und  ein  schwer  überwind- 
UcIh's  Hinderniss  ebenso  für  intensiven  Betrieb  Avio  für  zcitLieniässe 
i'ortscliiitt^^  aufrichtot;  aber  auch  da  nicht,  wo  dem  Besitzor, 
wenn  schon  niässiii  verschuldet,  das  im  Hinblick  auf  die  Grösse 
dos  Besitzes  erforderliche  Kapital  zu  einem  schwunghaften  Um- 
triebe nicht  zu  Gebote  steht.  Der  erste  Gesichtspunkt  gewinnt 
namentlich  Bedeutung  für  tlie  Kntscheiihnm  der  Frage,  ob  im 
Einzelfall  ein  landwirthschaftlicher  Unternehmer  zweckmässiger  für 
den  Krwerlt  eines  (iiits  oder  fnr  dessen  Pacht  sich  entscheidet; 
und  die  Entsclieiduni:  wird  verst find i verweise  zn  Gunsten  der 
letzteren  ausfallen,  wenn  die  vertiiubaren  Mittel  inu-  (»ine  mässisre 
Anzahlung  auf  da^'  Gut  gestatten,  der  neue  l^esitzer  also  von  An- 
fang den  Betrieh  mit  weitgehenden  Schuld  Verbindlichkeiten  eröffnen 
müBste.  Der  zweite  Gesichtspnnkt  fällt  namentlich  gegenüber 
den  übergrossen  Besitzungen  (Latifundien)  ins  Gewicht,  deren 
kapitalkräftiger  ümtrieb,  hei  einer  Zerlegung  des  Latifundien- 
besitzes in  eine  entsprechende  Anzahl  von  Gutshetriebseinheiten, 
meist  dnrch  Pächter  wirksamer  als  im  Weg  der  Selbstverwaltung 
oder  Administration  gesichert  erscheint. 
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5.  Für  die  grunds-Atzliehe  LOsimg  der  Frage,  ob  diePaeht 
7or  der  Eigenbewirthschaftung  den  Vorzug  yerdiene  und  ob  im 
Hinblick  auf  eine  etwa  vorhandene  weitverbreitete  Verschuldung 
des  Grundbesitzes  dessen  tJeberfÜhrung  in  Staats-  oder  Gemeinde- 
eigenthum unter  Veipachtung  des  letzteren  anzustreben  sei,  können 
selbstredend  obige  Gesichtspunkte  nicht  von  ausschlaggebender 
Bedeutung  sein ;  denn  hier  sind  neben  den  Fragen  des  Productions- 
interesses,  die  möglicherweise  zu  einem  gegebenen  Zeitpunkt  den 
Ausschlag  zu  Gunsten  der  Pacht  geben  konnten,  die  noch  wich- 
tigeren politischen  und  socialpolitischen  Momente,  die  mit  der  In- 
stitution des  privaten  Gnmdeigenthums  sich  verknüpfen,  ebenfalls 
in  Kikksiclit  /.ii  ziehen.  Die  aus  dem  Lutifundienbesitz  ent- 
springende Nüthigung  zu  Verpachtungen  entfällt  ziideni  mit  dem 
Zeitpunkt,  wo  jener  aus  Gründen  des  höheren  Staatsinttuesses  oder 
aus  eigener  Einsicht  der  Betlieiligten  einer  zweckentsprechenderen 
Grundbesitzvertheilnng  zu  weichen  beginnt  (Kap.  lY.  §  91  fl'.); 
während  der  durch  eine  starke  Ueherseliul<liuig  des  snnstiiren  Grund- 
besitzes herheigefiilnien  Nothlage,  die  einer  zweckLicHiassen  Be- 
wirthscliaftunü"  ^iieli  hiinlct  1  ich  erucisi,  dur<  li  eine  Pdlitik  des  Agrar- 
wesens.  die  die  l)esteheude  Sciuihlenlast  erträgliclier  maciit,  ihre 
Tilgung  iu  angemessener  Zeit  anbahnt  und  einer  Wiedei-über- 
schuldung  Hemmnisse  in  den  Weg  legt,  —  Maassnalimen,  die  sich 
auf  das  Gebiet  des  Erb-,  Verschuldungs-,  Versicherungsrechts,  der 
Steuer-  und  Zollpolitik  gleichmüssig  zu  erstrecken  haben,  —  jeden- 
falls in  einer  für  das  Staatswohl  gedeihlicheren  Weise  zu  begegnen 
gesucht  wird,  als  durch  die  völlige  Beseitigung  des  Privateigens 
und  Umwandlung  aller  Griuidbesitzer  in  vom  Staat  oder  der  Ge- 
meinde abhängige  Zeitpächter.  Wo  endlich  die  NeulM  ^rrindung 
landwirthschafUicher  Existenzen  bescheid(>nen  Umfangs  in  Frage 
kommt^  braucht  selbst  eine  von  Anfang  ab  verhältnissmässig  hohe, 
durch  Kaufschillingsreste  veranlasste  Verschuldung  im  Hinblick 
auf  die  in  kleinen  Besitzungen  emOglichte  ausgedehnte  Verwerthung 
der  persönlichen  Arbeitskraft,  namentlich  dann,  wenn  die  Landes- 
gesetzgebung den  Bentenkauf  erleichtert  (§  91),  nicht  immer  etwas 
Bedenkliches  zu  haben,  jedenfalls  würde  in  solchen  Fällen  die 
Vererbpachtung  dem  Zeitpachtwesen  noch  vorzuziehen  sein. 
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§  31.  Die  Zeitpacht.   Würdigung  im  Allgemeinen. 

Statistik. 

Die  Zeitpai'bt,  deren  Wesen  in  der  zeitlichen  Ueberlassun«^ 
von  fruchttragenden  Grundstücken  an  einen  Dritten  zur  Nutzniessuiig 
gegen  bestimmtes  Entirelt  besteht,  ist  zwar  dem  Alterthum  und 
der  älteren  nachchristlichen  Zeit  keinesAvi'gs  iiii])pkannt,  hat  aber 
doch  erst  seit  Aiisgaim-  des  ^Jitti^lalters  grössere  Bedeutung  und 
Ausdelmung  gewonnen,  wobei  sie  nur  allmälilich,  nämlich  in  dem 
Maasse  als  die  feudalen  Herrschaftsverhältnisse  zusammenbrachen, 
den  ihr  vordem  vielfach  felilendeii  Charakter  eines  völlig  auf  dem 
Boden  des  Vertrags  gleichberechtigter  Parteien  fussenden  Rechts- 
verhältnisses angenommen  imd  in  dieser  fortschreitendem  Entwick- 
lung die  ältere,  im  ganzen  Mittelalter  mit  Vorliebe  angewendete 
Form  der  Erbpacht  ziemlich  verdrangt  hat.  Ebenso  hat  sie  der 
Eigenbewirthschaftung  dm'ch  Administration,  welche  ehemals  die 
herrschende  Form  der  Bewirtfasehaftung  der  Domänen  bildete  und 
bei  den  grossen  Grundherrschaften  des  Adels,  inbesondere  auf  dem 
Contbient,  ebenfalls  beliebt  war,  seit  dem  vorigen  Jahrhtmdert  mehr 
und  mehr  den  Boden  entzogen,  wobei  wegen  der  Gründe  dieser 
Erscheinung  auf  das  oben  (S.  163  ff.)  Bemerkte  zu  verweisen  ist. 

Ein  ausgebildetes  Zeitpachtwesen  ist  allemal  erst  denkbar, 
wenn  die  landwirthschaftliche  Betriebsthätigkeit  aus  den  rohen 
Stufen  des  Ackerbaues  zu  einer  ^e^vissen  Kunstfertigkeit  sich  eiii[)ar- 
gearbeitüt  hat  und  diese  Entwicklung  die  Bedenken  cepen  das 
Wagniss,  welches  die  contractlichen  Pachtbeziehungen  lür  den 
Eigeuthümer  und  Päcliter  mit  sich  bringen,  zurückdrängt;  wenn 
eine  gewisse  Stetigkeit  d(>r  staatlich en  und  wirtliscliaftlichen  Ver- 
hältnisse ihren  Einüuss  in  derselben  Kichtung  geltend  macht; 
und  wenn  im  Gefolge  dieser  Entwicklung  eine  hinreichend  kräftige 
Veranlassung  für  tüchtige,  strebsame,  mit  den  nöthigen  Geldmitteln 
ausgestattete  Elemente  gegeben  ist,  Unternehmungsgeist  und  Kapital 
in  dieser  Art  wirthschaftliclier  Thätigkeit  zur  Geltung  zu  bringen. 
Im  Uebrigen  ist  das  Zeitpachtwesen  aufs  Engste  mit  der  Art  der 
Grundbesitz  Verfassung  verknüpft;  denn  da  aus  den  obenerwähnten 
Gründen  die  Eigenbewirthschaftung  in  der  Form  der  Selbstverwaltung, 
wo  diese  überhaupt  ausführbar  erscheint,  privatwirthschaftlich  den 
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Vorzug  vor  ainlorcu  Bowirtlischaftimgsformen  verdieTit,  so  wird 
überall  da,  wo  der  (jirundl>esitz  in  0 fitem  niässii^HM-  (irössu  aut"ue- 
theilt  und  wo  er  im  privaten  Besitz  sicli  befindet,  für  die  Zeitpaelit 
selten  Raum  gegeben  sein.  Sie  tritt  aber  da  nothwendigerweise 
mit  einer  gewissen  Ausschliesslichkeit  auf,  wo  übergrosse,  der 
Eigenbewirthschaftung  unfäliigo  Gutscomplexe  in  einer  Hand  ver- 
einigt oder  wo  die  Eigenthümer  juristische  Personen  (Staat,  Ge- 
meinde, Kirche  etc.)  sind  oder  den  städtischen  Kapitalistenkreisen 
angehören,  wie  letzteres  namentlich  in  Italien  vielfach  der  Fall  ist; 
befördert  wird  diese  Entwicklung,  wenn  mit  der  Ausbildung  eines 
intelligenten,  kapitalkräftigen  Pächterstandes  den  Grundeigenthümem 
die  Zeitpaeht  gegenüber  der  Administration  wachsende  ökonomische 
Yortheile  bietet  oder  wenn  mit  der  Zunahme  der  Yolkszahl  auf 
dem  flachen  Lande  zahhreiche  Elemente  der  LandboTGlkerung  zur 
Erhaltung  ihrer  Existenz  auf  den  Pacht  von  Grundstücken  oder 
doch  auf  den  Zupacht  solcher  mit  einer  gewissen  Dringlichkeit  sich 
angewiesen  sehen 

Im  Einzelnen  sind  fttr  die  Frage  der  relativen  Berech- 
tigung der  Zeitpacht  folgende  Gesichtspunkte  zu  beachten: 

1.  Für  den  Donianialbesitz  und  den  sonstigen  Besitz  tier  tudten 
Hand  (kirciüicher,  Stiftungsbejiitz)  kann  es  sich  im  wesentlichen 
nur  um  die  Wahl  zwischen  Administration  und  Zeitpacht 
handeln  und  wird  aus  den  oben  augeLielM'ncn  Gründen .  insolanc^e 
und  soweit  solcher  Besitz  überhaupt  erhaltungswürdig  erscheint, 
für  diesen  das  Institut  der  Zeitpacht  nicht  bloss  privatökonomisch, 
sondern  auch  aus  allgemeinen  volkswirthschaftlichen  Gründen  voll- 
kommen berechtigt  erscheinen.  Inwieweit  unter  bestimnitcn  Vor- 
aussetzungen neben  der  Zeitpacht  zweckmässig  eine  Vererlipachtung 
solcher  Güter  oder  Gutstlieile  einzutreten  hat,  ist  an  anderer  Stelle 
zu  erörtern  (§  37).  Vorstellende  Bemerkungen  gelten  in  gleicher 
Weise  fttr  jenen  Theil  des  Grossgrundbesitzes,  der  —  eben  wegen 
seiner  Gr^^sse  —  der  Möglichkeit  der  Eigenbewirthschaftung  ent- 
zogen  ist 

2.  Das  Institut  der  Zeitpacht  kann  betreffs  der  erwähnten 
Güter  und  Gutscomplexe  der  todten  Hand  und  des  Grossgrund- 


^)  Nach  Roscher     61)  hat  sich  in  Eni^land  ein  tfiehtiges  Päehterwesen 

bereits  ^'c^jen  Schluss  des  Miftilalters  ;]roViil(lt't.  in  HtMitschland,  zumal  dessen  nörd- 
lichüu  und  westlichen  Gegenden,  vornehmlich  seit  dem  Ende  des  17.  Jahrhunderts; 
die  Franisiaehen  Domänen  der  Zntpacht  seit  1700  unterworfen,  mit  knraen 
Zwischenrftiimen,  in  denen  die  ErbTerpachtnng  beliebt  wurde. 
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besitzen  sogar  s  o  c  i  a  1  p  o  1  i  ti  s  c  h  uünstig  wirkeu,  wenn  nämlich 
der  hierher  zähleiido  Tlieil  des  (iruiid  und  Bodens  zum  Zweck  der 
Yerpachtiiii_£»-  in  eine  Anzahl  Einzelpachthöfe  mässiger  Oröss«'  aiif- 
gethoilt  wird,  weil  auf  diesem  Woge  für  zahlreiche  tüchtige  Elemente 
die  Möglichkeit  der  Antheilnalime  an  der  landwirthschaftlichen 
Betriebstliätigkeit  geschaffen  ist  und  hierdurch  der  an  sich  in  dem 
Vorkommen  zahlreicher,  ausserhalb  des  Verkehrs  befindlicher  Güter 
liegende  Nachtheil  eine  Milderung  erfährt. 

3.  Die  Zeitpacht  kann  dem  Landbau  nicht  bloss  intelligente 
Kräfte,  sondern  auch  Kapitalien  zuführen,  „die  sonst  draussen 
geblieben  wären"  (Koseher).   Da  der  Pächter  die  im  Grund  und 
Boden  steckenden  Werfchkapitalien  dem  Eigenthflmer  als  Pachtrente 
zu  verzinsen  hat,  so  ist  sein  Bestreben  naturgemäss  darauf  ge- 
richtet^ aus  den  seinerseits  in  den  Landbaubetrieb  zu  verwendenden 
Kapitalien  (Betriebskapitalien)  ein  möglichst  hohes  Einkommen 
sich  zu  sichern;  dieses  Bestreben  führt  daher  mit  Nothwendigkeit 
zu  denkbar  stärkster  Kapitalintensität  des  Betriebs  und  sorgsamster 
Ausnutzung  der  dem  Pächter  tlberlassenen  Bodenkraft,  die  aller- 
dings auch  von  einer  übermässigen,  die  Gesetze  der  Statik  (§  10) 
missachtenden  Wirthschaflsweise  begleitet  sein  kann,  fllerron  ab- 
gesehen ist  einzuräumen,  dass  in  diesem  Jahrhundert  gerade  auch 
die  Zeitpächter  auf  Gutshöfen  mittleren  und  gTösseren  Umfangs  in 
vielen  Gegenden  in  besonderen  Maasse  die  Träger  des  Fortschritts 
in  der  landwirthschaftlichen  Betriebstechnik  gewesen  sind,  soweit 
persönliche  Tüchtiifkeit  nnd  ausreichender  Kapitalbesitz  sie  hierzu 
befähigte  und  dass  von  den  in  dieser  Weise  musteihalt  betriebenen 
Pachtwii-thsehaften  namentlich  die  bäuerlichen  Eigenwirthschaften 
vi(  ilaeh  auf  das  Günstigste  beeinllusst  worden  sind;  insbesondere 
wird  kein  rnhefangener  den  liehen  Stand  der  Betriebstechnik  in 
den   englischen,   mittel-    und   in.)rd deutschen  raehtwirthscliattt'n 
leugnen  wollen,  und  Ix^kannt  ist.  dass  die  landwirthschat'tliche 
Intelligenz,  welche  beispielsweise  von  den  zahlreichen  Württem- 
bergischen Pachthöfen  auf  das  übrige  Mache  Land  ausstrahlte,  den 
bäuerlichen  Betriebsweisen  dieses  Landes  sehr  zu  statten  kam. 

4.  Ist  die  Nützlichkeit  der  Befruchtung  des  Landbaus  mit 
Intelligenz  und  Kapital  (auch  aus  städtischen  Kreisen)  im  Gefolge 
des  Zeitpachtwesens  einzuräumen,  so  darf  doch  auch  nicht  ver- 
kannt werden,  dass  die  Institution  der  Zeitpaeht  in  den  Landwirth- 
schaftsbetrieb  ein  gewisses  bewegliches  Flcment  einführt,  das, 
in  mässigem  Umfang  vertreten,  unbedenklich,  ja  sogar  nützlich,  bei 
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übermässiger  Ausdelmng  aber  auch  schädlich  wirken  kann,  und  zwar 
nicht  bloss,  weil  ein  überwiegendes  Zeitpachtwesen  die  socialen 
Gegensätze  von  Kapital  und  Arbeit  vorscliärft  (S.  162),  sondern 
auch  weil  die  wünschenswerthe  Stetigkeit  der  Beziehungen  der 
Bebauer  zu  der  Scholle  ihrer  Thätigkt'it  fohlt.  Für  den  Zeit- 
pächter ist  der  Gnnid  und  Boden  lediglicli  das  Object  der  wirth- 
schafüichen  Betliätigung  seiner  Arbeits-  und  Kapital  kraft:  er  besitzt 
für  ihn  nur  insolange  Bedeutung,  als  er  in  der  Bebauung  des- 
selben die  vorausgesetzten  Brfolge  seiner  Unternehmerthätigkeit 
veTwirklicht  findet,  und  er  wird  ihn  verlassen,  sobald  diese  Voraus- 
setzungen sich  nicht  mehr  als  zutreffend  erweisen,  da  alle  jene 
psychologischen  Erwägungen  und  thatsachHchen  Momente,  die  den 
Eigenthümer  auch  in  ungünstigen  Zeitläuften  an  die  Scholle  fesseln 
—  die  Anhänglichkeit  an  den  mit  Opfern  ererbten  oder  erworbenen 
Grundbesitz,  der  Wunsch,  das  Grundeigen  auf  die  Nachkommen- 
schaft zu  vererben,  aber  auch  die  Schwierigkeit  der  Abstossung 
des  Besitzes  in  minder  gftnstiger  Zeit  —  bei  dem  Zeitpächter  eine 
KoUe  nicht  spielen.  Die  in  diesem  zugvogelartigenC  har  a  kter 
des  Zeitpächterthums  liegenden  Nachtheile  fOr  die  Eirhaltung  der 
Stetigkeit  der  landwirthschaftlichen  Verhältnisse  sind  bekanntlich, 
seit  die  transozeanische  ConcuiRUi/.  au  die  Thore  der  europäischen 
Landwirthbcliaft  ungestümer  pochte,  in  dem  «lieser  ('oncurrenz  zu- 
nächst ausgesetzten  gross})ritannischen  In.seheich  iu  liwaiiLjeneliinster 
Weise  in  <lie  Krsclieinung  getreten,  wie  die  seit  den  aclitziger 
Jahren  zahllos  vorhandenen  pachtlos  gewordenen  Farmen,  die 
Unmöglichkeit  ihrer  Wiederbesetzung  mit  ainleren  Pächtern  und 
die  damit  im  Znsammenhang  stehende  umfangrei«  In»  Einziehung 
ehemaliger  Oelreidepacht-Wirthsclinfteii  zu  eiirenhewirthschafteten 
Weidegrüiiden  mit  den  uneninickliclien  FoIlicu  iWr  Einengung  des 
Kömerbanes,  des  Uebergangs  zu  arbeitsextensiven,  eine  Menge 
Landarbeiter  emerbslos  machenden  Betriebsweisen  genugsam  be- 
weisen (§  5  am  Schluss).  Diese  möglichen  Schattenseiten  des  Zeit- 
pächtcrwesens,  sobald  es  in  einem  Lande  vorherrscht,  sollten  von 
denjenigen  sehr  wohl  beachtet  werden,  welche  in  einer  grund- 
sätzlichen Umgestaltung  der  Eigenthumsordnung  am  (innid  und 
Boden,  durch  Verstaatlichung  oder  Communalisirung  desselben,  die 
Lösung  der  agrarischen  Schwierigkeiten  am  Ausgang  dieses  Jahr- 
hunderts erblicken,  mit  diesem  Ziel  aber  die  Umwandlung  aller 
landwirthschaftlichen  Unternehmer  in  Zeitpächter  nothgedrungen 
in  Kauf  nehmen  müssen. 
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5.  lioi  allem  Dom  ist  im  Auge  zu  behalten,  das^s  die  WirkTm2:en 
der  Zeitpac'lit  in  privat-  und  volkswirthschaftlielier,  wie  in  social- 
politischer  Hinsicht  wesentlich  von  der  Art  der  rechtlichen  Gc- 
staltimg  der  Beziehungen  des  Pächters  zum  Grundeigenthümer 
abhängig  bleiben,  wobei  Pachthöhe,  Pachtdauer  und  Grösse  des 
Pachtobjects  eine  besonders  wichtige  Bolle  spielen,  wie  die  nach- 
stehenden  Darlegungen  (g  32  ff.)  zeigen  werden. 

Statistik  des  Pacht wesens.  1.  In  Deutschland  (vgl.  hierzu  die  Arbeit 
vou  Rabe)  haben  nach  än-  Bcrufsstatistik  vom  5.  Tum  1882  von  5270344  laridw. 
Betriebeu  2322899  rachthmd,  darunter  niit  aushchliesssliehem  Fachtbetrieb 
829187;  die  in  Pacht  bt  Nvirthschaftete  Fläche  betrilgt  617S122  ha  oder  14,687« 
der  Gesammtfläche  (ohne  Holzlaad). 


I>ttrchscbmtt     lö,7         20,7         63,6  14,6« 


Das  Pachfvvesen  spielt  hiemach  im  grossen  Ganzen  in  Deutschland  glücklicher- 
weise eine  sehr  uenneuswerthe  Bolle  nicht,  wenn  es  schon  in  einzelnen  Theilen  stark 
vertreten  ist;  dabri  flürferi  im  Sinne  der  späteren  Anseinnndprspt-/nnfreii  im  Text  die 
kleineu  Pachtbt'triebr  das  mt.iätf  lntere!?i?t'  in  Anspruch  uehmcu,  weil  hier  die  Ge- 
fahr einer  wiicherartigeu  Gestaltung  der  Pachtpreise  besonders  nahe  gerückt  ist.  Nun 
ist  aber  sellist  in  dieser  dnippe  (bis  2  ha^  noch  iiiclit  einmal  ein  Drittel  der  auf 
diese  Gruppe  enrfallenden  laudw.  Fläche  Pachtland,  mehr  als  zwei  Drittel  der 
Fläche  sind  in  Selbstbewirthschaflnng  und  die  Hälfte  aller  Betriebe  sind  Eigeu' 
thümerbetriebe ;  in  stärkereu  als  (Ion  dnrcbsrhnittlichen  Proceutsiitzf  ii  ist  der 
Parzellenpuchtbetrieb  vorkommend  in  folgeudeu  Staatsgebieten  und  Gebietstheilen, 
woselbst  die  Pachtfliche  in  %  der  Gesamniäläche  dieser  Art  von  Betrieben  (bis  2  ha) 
beträgt:  in  di  r  T'renss.  Provinz  Sachsen  42.0"',^ ;  Hannover  ,12,5*',,:  "Westphalen 
4ö,37o;  Meckleubuig-Schweriu  46,4%;  -Strelitaj  57,7  %j  Brauntichweig  67,3  7o; 
Anhalt  47,4  ^/^ ;  Oldenburg  89,3  "^'o-  Zahlreich  sind  übrigens  in  diesen  Pachtbetriebeu 
Tagelüliner,  Fabrikarbeiter,  kleine  Handwerker  auf  dem  flachen  Lande  vertreten, 
welche  durch  Pacht  oder  Zupacht  freie  Arbeitsstunden  zu  verwertheu  tr;uhten  und 
insoweit  dies  der  Fall,  wird  man  ohnedies  die  dem  Parzellenpaclitwesen  au  sich 
anklebenden  Nachtheile  in  Kant  nehmen  köuu«'n,  ja  die  Möglichkeit  der  Pacht  viel- 
fach als  einen  Gewinn  für  solche  Bevölkerungseleineiite  betrachten  dürfen  f??  34, 
Ziffer  2),  wogegen  freilich  das  umfangieiche  Vorkommen  der  ZupaclU  in  den  bäuer- 
lichen Wirthschaften  selber  (verhältuiasmässii:  am  stitrksten  in  SfiddentscMand  ver- 
treten) aus  den  später  anzugebenden  Gründen  unerwünscht,  wenn  mich  unter  den 
gegebeueu  Besitzverhältuisseu  häufig  noth wendig  erscheint.  Solche  Misch pach- 
tuneren  kommen  nun  aber  gerade  auch  in  der  zweit tmtersten  Gruppe  (2 — ^20  ha) 
zahlreich  vor;  os  betranken  ?..  T?.  in  Proeenten  niler  Betriebe  überhaupt  in  der 
Gruppe  2—20  ha  die  Mischpachtbetriebe  in  der  Preuss.  Prü\'inz  Sachsen  52,8'' «' 
Hannover  41,6 °/o;  Hessen-Nassau  40,5%;  Rheinproviuz  47,9%;  IloheneoUem  52,2* 
Baden  5937»;  Hessen  57,87»;  Braunschweig  60,7  7o;  Anhalt  78,67,;  in  den  beiden 
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Mecklftibnr^  45,3  bezw. 


-V)  (»0/  . 


Elsass-Lothring^n  57. (> 


was  mit  der  parcellpti- 


pachtweisen  Vergebuug  vuu  Staats-,  U«iueiude-,  Kircheng^teru  und  derjeuigeu  vou 
privatem  Qnmdbesltis  (nicht  bloss  (iross-,  wmdern  auch  bfinerlichen  Gntndberitz)  in 
Zusammenhaug  stellt  und  wobei  der  Vortheil  der  Zupacht  (Verprösserunjf  des  Wirth- 
schaftsareaU)  eb&ofaUs  häufig  ein  sehr  probleiuatüHsber  sem  wird,  wie  durch  die 
süddeutsche  A^arenqudten  mehrfi&cb  bestätig  worden  ist. 

2.  In  Friinkreirli  wurden  1882  (Statistique  agricolc  de  la  Fianct*  en  1882, 
üaLSicy  1887j  unter  5422334  landw.  Betrieben  ermittelt:  Eigeuthümer  (Selbstwirth- 
schafter,  ohne  und  mit  Paehtland)  4324917  oder  79,76°  „;  Pächter  (wohl  nur  reine 
Pachtbetriebe)  749559  oder  13,82  7©;  Theilbaueru  347  Hr)8  oder  6,42"  Die  direkte 
Bewirthschaftung  überwiegt  im  Osten  und  im  S'üden,  die  indirekte  hauptsächlich 
im  Westen;  die  Pachtwirthschal't  besonder»  iu  den  grasreichen  (legenden  des 
Centninis,  den  ^nossen  Getreideebenen  des  Nordens,  den  ocesinischen  ])epartements 
und  in  .Manche;  Theilbauwii-thscliaft  in  den  südwestlichen  Departements  und  im 
Centnun.  Von  der  Gesammttläche  entfallen  auf  das  Pachtlaud  *27,24  "/o»  auf  die 
Tlieilbanwirthschaften  12,29 7o-  Hinsichtlich  der  directen  Bewiilliielnitiiiiff  steht 
alüo  Frankreich  —  hingesehen  auf  die  bewirthsehaftote  Fläche  —  Unter  iWtsch- 
land  zurück. 

3.  In  Belgien  Uberwle^e  das  Pachtwesen  sehr  betrachttich:  anter  910996 

landw.  Betrieben  (Zählung:  von  1S>!0  sind  nur  '217120  reine  Eigenthumwirthschaften 
(23,8ö7o)!  dagegen  reine  Pacbtbetricbe  445528  ^8,85"/»),  gemischte  Pachtbetriebe 
247,748  (27,82  7o),  susanunMi  Paehtbetriebe  693276  (76,15  V»)- 

4.  In  Italien  bilden  (nach  der  Statistik  von  1871)  die  Zeitpächter  7,4% 
bäuerlichen  Bevölkerung;  der  Procentsatz  sinkt  in  einzelnen  Provinzen  anf  ein 
Miuiuium  herab  (Cmbrieu,  Marken,  Latium)  und  erhebt  sich  in  der  Lombardei  und 
Yenetien  anf  13,01  und  bezw.  15,84''/o  aller  Betriebe. 

5.  (iroHsbrif annien.  Fs  Isaben  nach  den  amtlichen  Zählungen  in  Fti^i-Iand, 
Wales  und  .Schottland  betragen  {vgl.  Paasche  in  Jahrb.  f.  X.  u.  St.,  Hd.  LVIU, 
&  1  ff.): 

1888         1889  1890 


Reine  Pachtungeu  . 
Uilchpaehtnngen  , 
ISgenthumsbetriebe 


475962 
20811 

73  4.^« 


Zahl 

481748 
20663 

72439 


484333 
21229 

72179 


.570206      574840  577761 


Auf  das  verpachtete  Land  entfallt  WM)  eine  Fläche  von  27  !)24  000  acres,  auf 
das  vom  Eigenthümer  bewirthschaftete  Land  eine  solche  von  4843000  acreti,  und 
wird  also  fast  6  Mal  so  viel  Land  von  Pächtern  als  von  E^gettthttiiMMm  bewirth- 
scbaftet  nnd  die  Zaiil  der  wirthschaflenden  Eigenthttmeor  (owner  forming)  ist  in 
der  Minderung  begriffen. 


§  32.  Die  Preis bilduiig  in  der  Zeilpa c lit 

1.  Bei  der  EigenbewirthBchaftung  finden  sich  die  den  Beinertrag 
bildenden  Einzel -Elemente :  die  Grundrente,  d.  i.  der  auf  den 

Grund  und  Bodon  und  die  mit  ihm  verbundenen  festen  Anlagen 
entfallende  Antheil  des  Gesammtreinertrags,  ferner  die  V'erzinsung 
des  in  das  laiuhvirthschaltliche  Unternehmen  verwendeten  lit'trioiis- 
kapitals  imd  die  für  die  Älitarbeit  und  die  Leitung  des  Betriebs 


*)  Hier  ist  namentlich  auch  auf  die  Austührungen  von  Hu  Iii  and  und  von 
L.  y.  SteiOi  a.  a.  0.^  au  verwdsen,  an  die  sich  die  Barstellung  mehrfach  anlehnt. 
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anzusprecliende  Vergütung  (ünteraehmerlohn)  unterscMedlos  ver- 
einigt; bei  der  Verpaclitung  scheiden  sich  diese  Elemente,  indem 
der  Grundeigenthümor  für  die  Üeberlassung  der  Nutzimg  des  Grund- 
kapitals die  Grundrente  vorweg  für  sich  in  Anspruch  nimmt  und 
als  Pachtscliillino  (Pachtrente)  einzieht.  Mit  der  Aufstellung  des 
Satzes,  dass  der  Eigenthümer  bei  Vcritachtung  seiner  Grundstücke 
die  Grundrente  zu  beanspruchen  habe,  ist  nun  aber  für  die  Be- 
messung des  Pachtschillings  im  concreten  Fall  wenig  gewonnen; 
weil  der  Antheil,  den  an  dem  Ergebniss  der  Bewirtbschaftung  der 
Grund  und  Baden  einer-,  das  Betriebskapital,  die  Intelligenz  und 
die  Arbeitsleistung  des  Unternehmers  anderseits  hat,  nur  auf  Grund 
Tou  mehr  oder  minder  wlllkflrlichen  Annahmen  sich  feststellen  lässt; 
und  auch  die  Formulirung  der  Pachtrente  in  dem  Sinn,  dass  sie 
die  Terzinsung  des  durch  Grund  und  Boden  repräsentirten  Werth- 
kapitals darzustellen  habe,  giebt  keinerlei  feste  Anhaltspunkte,  da 
der  Werth  des  Grund  und  Bodens  selber  ein  sehr  flüssiger,  schwer 
fassbarer  Begriff  ist  und  die  Werthbildung  des  Grund  und  Bodens 
sich  vielfach  ohne  Bücksicht  auf  die  wirkliehen  Ertragsverhältnisse, 
lediglich  durch  die  zufälligen  Verhältnisse  von  Angebot  und  Nach- 
frage vollzieht,  wobei  in  aufwärts  steigenden  Verhältnissen  der  Ver- 
kehrswertli  rei^elmässig  dem  Ertragswerth  voraiLszueilen  pflegt. 

2.  Die  Prcibbildung  in  der  Zeitpacht  ist  daher  nicht  sowohl 
das  Ergebniss  einer  im  <j:oirebeii(Mi  Kinzflfall  vorgenommenen  recb- 
nungsmässigen  Ausschciduiiu  dw  auf  den  Eigenthünior  und  dni 
Pächter  nach  dcui  Maabse  der  beiderseits  gelieferten  Prodiictionsüiittel 
entfallenden  Keinei-tragsantheile,  als  vielmehr  das  IVoduct  von  auf 
eine  gewisse  Summe  von  Erfahruimcn  bich  stützenden  Dureh- 
schnittsannahmen,  dessen  zalilonmässig«'  FoststoUuim  indess  —  wie 
die  Werthbildung  des  Grund  und  Bodens  selber  —  von  den 
w^ecliseliidtMi  Vpriiültiiissen  von  Angebot  und  Nachfrage  und  allen 
auf  die  Preisverhaltnisse  Einfluss  habenden  zufälligen  Momenten 
abhängig  bleibt.  Daher  selbst  die  sorgfältigste  Abmessung  der  für 
die  Bestimmung  des  rachtsehülings  in  Betracht  kommenden  Bedin- 
gungen nicht  bindern  kann,  dass  ersterer,  je  nach  dem.  von  dem  als 
normal  angenommenen  Stand  ab-  oder  aufwärts  sich  entfernt  Uieiin 
und  in  dem  natürlichen  Interessengegensatz  zwischen  dem  Eigen- 
thümer  des  Bodenkapitals  und  dem  thatsächlichen  Bewirthschafter,  in 
dem  Kampf  um  die  Höhe  der  Pachtrente  liegt  der  s  ch wache  Punkt 
des  Zeitpachtwesens,  der  gerade  wieder  dann  besonders  bedeutungs- 
voll wird,  wenn  diese  Institution  einen  sehr  breiten  Baum  ein- 
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niinnit  oder  gar  —  im  Sinne  der  Beatrebungen  auf  Verstaatlichung 
oder  Communalisirung  des  Bodens  —  seiner  Zeit  die  ausscIiliessUcha 
Foim  der  Bewirthsohaftimg  dftrstellen  sollte^). 

Der  Fall,  dass  aua  dem  Kampf  tun  die  Höhe  der  Paehtrente 
die  Pächter  siegreich  herroigehen,  wird  bei  fortschreitender  Volks- 
wirthschafb  selten  eintreten,  da  die  Mehrung  der  Yolkszahl  das 
Terhaltniss  Ton  Landangebot  und  Landnaehfrage  zu  Gunsten  der 
Eigenthtlmer  yerschiebt;  viel  häufiger  wird  der  Fall  sein,  dass  die 
drängende  Kaehlhige  die  Pachtrente  auf  eine  Hübe  treibt,  welche 
dem  verpachtenden  Eigenthümer  einen  den  naturgemässen  Antheil 
Ubersteigenden  Theil  des  Wirthschaftsertrags  des  Pachtguts  in 
die  Hand  spielt  Ein  Anziehen  der  Pachtpreise  kann  also  sehr 
wohl  mir  ein  sclieinbares  Steigen  der  Grundrente  darstellen,  indem 
es  nicht  auf  dem  höheren  Ertragswertli  des  Bodens  an  sirh,  sondern 
darauf  beruht,  ilass  der  Pächter  auf  eine  (^imte  des  ihm  zukuimiuMi- 
den  Ertrac:saiithcils  (Verzinsung  des  Bt  trii'ljskapitals,  Arlieitslohn) 
zu  Gunsten  dos  Verpächters  Verzicht  leisten  muss. 

3.  Die  Ursachen  dieser  vitdfach  wahrnehmbaren,  durch  neiu're 
sorgfältige  l  iitcrsuchuiiut'n  zalileruiiässiir  festcrestellten ,  in  zahl- 
reichen Ziisammonbrüclien  von  PärlitiM-existcir/cn  oder  in  der  ge- 
drü^kten  Lage  der  letzteren  in  die  Krselieinmiü'  treteiKb'u  tliatsäch- 
lichen  Pachtüb  er  Zahlungen")  werden  leicht  verständlich,  wenn 


id^er  das  Verfahren  zur  Kimittelun^  dos  ricliti{:^en  Paclitaanses  auch 
A.  Wagner,  Finan/AvisHenschaft,  4^  228  und  die  daselbst  {»f{febenen  Literatnniarh- 
weiüe.  Versteigerung  der  PacUtgüter  iüt  die  fast  ausualuuiiloüe  iiegel  bei  (iüteru 
der  jnriBtiRchen  Personen,  hnt  «ich  aber  auch  beim  PrivatgTundbesits  einpi^birgert; 

jeiiP  koTiiif'Ti  Jcanin  aridors.  um  sich  Tiirhf  doni  Vorwurf  der  jinr^jonlirlicn  T'r^rniiNtiirinTij^ 
auäzusetzeu,  wobei  dann  treiiich  bei  diesen  Versteigerungen  das  subjeetive  Moment 
—  üeberschätasnn^  de«  Ertrag  oder  auch  der  eigenen  Kraft,  Eitelkeit,  Orossmanns- 
suclif  t'tr.  tun  so  iiielir  oft  ein»'  IIi>lli'  sjiiclrn  luid  die  rein  ntichtiMnen  Krwäflfimgen 
iu  den  Uiiitergnmd  driingeu,  je  mehr  vermöge  der  Kleinheit  der  l'achtauw-esen  der 
Kreis  des  An^^bots  erweitert  ist  und  je  mehr  letzteres  aus  b&uerlichen  Elementen 
sich  y.usaimnt'iisi'tzt.  Kin  Correctiv  }f«^«ren  nnverständifres  ;jre<;enseiti<res  „Sicli  liinaui- 
schraubcn"  bildet  einijfermmissen  das  Verlan^jen  der  ('autionsstelluntren,  wie  bei  den 
Preussisrhen  J)onianen  Ke{?el,  aber  doeh  nur  bei  der  Verpachtung  nnttlerer  und 
grösserer  Oüter  anwendbar  ist.  Vorsehlai;  eines  Pacht^eldmaximu ms,  um  den 
Pachtzinsfrtibenirii  hei  dem  .Meistgebotvcrfalu tu  ein «reij^Mizii wirken,  bei  Herghtif 
Ising  (a.  a.  ().,  S.  J>8;  aufgestellt,  „soll  auders  das  l'aehiweseu  iu  der  Phase  einer 
fpemmden  Entwicklnng  verbleiben 

*)  Der  ajntliehe  Berieht  über  Prenssens  landw.  Verwaltung'  iu  deii  Jahren 
1878/8()  (S.  ÖÖ8)  bestätigt,  dass  _in  den  fiOer  .lalireu  die  Pachtgelder  für  Domänen- 
Vorwerke  in  zahlreielieu  Fällen  eine  Hohe  erreicht  hatten,  welche  mit  der 
ErtragtifiUligkeit  der  Paehtgiiter  nicht  im  richtigen  Verhältniss  steht"  und  dies 
„neben  anderen  Calamitäten"  (miftf  hniisviifcr  Aii-;fa!l  dcf  Knit»  ii  di«  I  rsache  ge- 
wesen, „die  i^age  \äeler  Domäueupaehter  zu  gefährden  und  einen  Tlieil  der- 
aelben  dem  Vermögensxerfall  enti^egensufüHren".  In  den  .lahren  1878/87 
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man  sich  vergegenwärtigt,  dass  der  Grund  und  Boden  wegen  spiner 
Unvermehrbarkeit  und  Unübertragbarkeit  dem  Besitzer  ein  Monopol, 
d.  h.  eine  mit  der  steigenden  Volkszalil  wsichsende  ökonomisch« 
Machtstellnng  gewährt,  welche  sich  als  Steigen  des  Grundwerths 
im  Falle  des  Verkaufs,  als  Steigen  der  Pachtrente  im  Fall  der 
Verpachtung  äussert;  dieses  Steigen  liat  eine  natürliche,  wirth- 
schaftliche  und  sittliche  Berechtigung  indess  nur  dann,  wenn  es 
als  unmittelbare  oder  mittelbare  Folge  entweder  der  natürlichen 
Erhöhung  der  Productionskraft  des  Bodens  durch  vom  Besitzer  Yor- 
genoramene  planvolle  Verbesserungen  der  Bodonsubstanz  oder  aber 
als  Folge  der  durch  den  wachsenden  Wohlstand  der  Grosammtbe- 
völkerung  ermöglichten  Erhöhung  der  Preise  der  Bodenerzeugnisse 
selber  sich  darstellt;  jene  Berechtigung  fehlt,  wo  das  Steigen  des 
Boden  -  und  PachtwerÜis  lediglich  die  Folge  der  Zwangslage  ist^  in 
welcher  sich  die  in  anderen  Erwerbszweigen  nicht  unterbiingbaren, 
also  auf  die  Arbeit  am  Grund  und  Boden  angewiesenen  BeTölkerungs- 
theile  gegenflber  den  MonoiK>]iBten  des  Grund  und  Bodens  befinden 
und  vermöge  deren  sie  in  den  Besitz  von  Grund  und  Boden  nur 
unter  Verzicht  auf  die  volle  Aneignung  des  Produkts  ihrer  eigenen 
Wirthschaftsthatigkeit  sich  zu  setzen  vermögen.  Nim  ist  offenbar 
einer  in  diesem  Sinn  unberechtigten  Entwicklung  da  eine  gewisse 
nicht  überschreitbare  Grenze  gesetzt,  wo  durch  eine  Mischung  von 
grösseren,  mittleren  und  kleineren  Gfltem  und  unter  der  Herrschaft 
einer  die  Abstossung  von  Land  und  den  Erwerb  von  solchem  nicht 
übermässig  erschwerenden  Gesetzgebung  die  Nachfrage  nach  Land 
sich  leidlieh  jederzeit  zu  sättigen  vermag;  diese  Grenze  fehlt  aber, 
wo  die  Griuidbositzverfaööiuig  jener  „harmonischen  Mischimg"  ent- 

siud  nicht  weui^er  als  67  BomftiiMipftGliter  (von  im  Gänsen  806  Domimnpaclitungen 

mit  1068  Vorwerk en^  insolvent  "ff^worden  und  „mir  in  wenigen  Fällen  ist  rterVer- 
inüg^uszeifall  der  betr.  Pächter  einer  nicht  rationellen  Wirthächat'tgföhnuig  oder 
y«rfehlten  finanKiellen  Speenlfttion  beasnmessen  oder  dnrcli  Misaernten,  Wasser- 

soliäden  .  .  .  vcnnsaclit  worden.  In  den  meisten  Füllen  liatte  sieh  in  Foliye  des 
auf  der  Landwirthscliaft  lastenden  Drucks  der  Ertragswerth  der  unter  günstigeren 
Yeiliftltnisflen  gepachteten  Domänen  inzwischen  so  verringert,  dass  die  l^ächter  die 
Pachtungen  unter  Einbusse  des  in  dieselben  eingebrachten  Vennöi^ens  oder  docli 
eines  namhaften  Theils  desselben  verlasspn  mnssten"  (Ebenda  tiir  1884  87,  S.  10). 
Solches  darf  —  Angesichts  der  iu  deu  70 er  Jahren  zum  Aubbrucli  gelangten 
KiiaiB  -  freilich  um  so  weniger  Wunder  nehmen«  wenn  man  liest,  dass  „die  durch 
Nenverpachtnngpn  von  Domänen  erzielte  Steigernng  des  alten  Pachtzinses  in 
1873/75  45 7„,  in  1876/78  55"  „,  in  1879/81  immer  noch  157o  betrug";  und  dass 
der  (iesauimtertrag  der  Domänen  von  14,10  M.  vom  ha  im  Jahre  1850  gestiegen  ist, 
im  Jahre  IWO  auf  18.15  1870  auf  29,63  M.;  1880  auf  38,16  M.:  1881  auf 
38,42  M.\  J8H4/87  auf  41,17  M.  —  Die  sämmtlicbeu  Preussischeu  Domänou  im 
Maassgebalt  von  344223  ha  ertmgeii  in  der  Beriehlaperiode  1684/87  14171636  M. 
(41,17  M.  vom  ha). 
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behrt,  wo  also  der  Gnmd  und  Boden  im  factischen  und  rechtlichen 
Besitz  einer  verhältnissmässig  kleinen  Anzahl  von  Menschen  sich 
befindet;  und  sie  wird  am  leichtesten  überschritten  werden,  wenn 
nach  (lern  herrschenden  Besitzsystem  oder  den  ein üpT) ärgerten 
wirtbscliaftlicben  Gepflogenheiten  die  vorwiegende  BevFirtbsebaf- 
tiingsform  von  Grund  und  Boden  die  Zeitpaoht  ist,  weil  man 
sich  leichteren  Herzens  entflchlieBBt«  eine  Pachtschuld  als  eine  Kauf- 
schuld auf  sich  zvL  laden,  weil  desshalb  die  Ausbietung  Ton  Land 
in  der  Form  der  Zeitpacht  die  Nachfrage  nach  Land  kfinstüch 
steigert  und  diese  ktlnstUche  Steigerung  vielfach  PachtQberzahlungen 
im  Oefolge  haben,  d.  h.  den  Grundeigenthümem  einen  ihnen  nicht 
zukommenden  Antheil  am  Bodenertrag  zufahren  wird;  dies  Alles 
um  so  mehr,  je  kleiner  die  Pacfatobjecte,  je  kfirzer  die  Pacht- 
zeiten sind,  ein  je  grosserer  Kreis  von  Nachfrage  nach  Land  daher 
kttnstlich  geschaffen  und  je  häufiger  die  Gelegenheit  zur  Pacht 
eröffnet  wird.  Ftlr  die  grundsätzliche  Beurtheilung  der  Bestrebungen, 
welche  auf  dem  Weg  der  üeberfuhmng  des  Gnmd  und  Bodens  in 
irgend  eine  Form  des  Collectivbesitzes  die  Zeitpacht  zur  aus- 
schliesslichen Form  derBewirthschaftung  zu  machen  sich  uuschickeu, 
ist  daher  auch  diese  mögliche  Folge  des  Pachtwesens  wohl  zu 
beachten. 

4.  Der  tliatsächl  iclie  Vorgang  im  System  der  Zeitpacht  ist  in 
Hinblick  auf  den  m o u o p o  1  a r ti g e n  Charakter  des  Gnindeigen- 
thums  daher  rogelmSssig  der,  dass  die  zunehmende  Nachfrage  nach 
Pachtland  lnUiore  Paclitzinso  zeitiijt:  dai^s  die  Nuthwendigkoit  drr 
Erwirthschaftung  der  letzteren  die  Pächter  zu  stets  rationelierer 
Cultur,  zu  intensivster  Ausnützung  der  natürlichon  Podeukrätle 
drängt:  dass  aber  diese  in  der  Zunahme  der  Uoherträgaistie  sich 
äussernden  technischen  Betriebsfortschritte  bei  jeder  neuen  Verpach- 
tung grossentheils  oder  ausschliesslich  den  verpachtenden  Grundeigen- 
thümem selber  zu  Gute  kommen,  weil  die  Möglichkeit  des  lohnen- 
deren Wirthschaftens  auf  den  Fachtgdtem  von  den  neuen  Pächtern 
in  den  Pachtpreisen  stets  von  Neuem  escomptirt  wird.  Die  an 
sich  gerechte  Forderung,  dass  die  rnu  hte  der  qualificirteren  Ar- 
beit am  Boden,  der  technischen  Fortschritte  in  der  P.xlencultur 
der  Pfichterltevölkenmg  selber  zu  Gute  kommen,  wird  also  höchstens 
während  der  Dauer  der  Pacht  selber  erfftllt;  nach  deren  jedesmaligen 
Ablauf  aber  ins  Gegentheü  verkehrt,  wenn  und  soweit  die  drüiche 
Pachtnachfirage  das  Fachtangebot  übersteigt.  Die  Erfahrung  zeigt 
denn  auch,  dass  da,  wo  der  Boden  in  Form  des  Fachtkindes  be- 
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wirthschaftet  und  wo  durch  Ausbietung  des  Bodens  in  kleinsten 
Parzellen  die  Nachfrage  nach  Pachtland  jederzeit  hochgehalten 
wird,  die  intensivste  Bodencultur  gleichwohl  den  Pächtern  meist 
nur  eine  bescheidene,  häufig  selbst  nur  eine  kümmerliche  Existenz 
gewährleistet,  während  die  Grundeigenthfimer  in  der  arbeitslos 
bezogenen  Pacht-(GTund-)rente  ein  ständig  wachsendes  Einkommen 
beziehen;  wobei  es  genllgt,  an  die  La^e  der  Kleinpächter  in  Italien, 
Belgien,  einzelnen  Theileu  Frankreichs,  der  deutschen  Bheinebene 
zu  erinnern.  Man  kann  daher  (mit  Buhland)  wohl  sagen,  dass 
die  jeweilige  Hdhe  der  Pacbtrente  durch  den  Arbeitsertrag  der 
qualitativ  besten  Arbeitskraft  nach  Abzug  der  nOthigsten  Unter- 
haltungskosten bestimmt  wird  und  dass  die  von  dem  verpachtenden 
Gmndeigenthümer  bezogene  Pachtrente  jede  im  Laufe  der  fort- 
schreitenden Entwicklung  durch  technische  Betriebsfortschritte  ver- 
anlasste Werthsteigerung  der  Pflchterarbeit  alsbald  aufsaugt^). 
Wenn  dieser  Gang  der  Dinge,  zumal  unter  dem  Gesichtswinkel 
socialer  Betrachtungsweise,  wenig  erfreulich  ist,  so  kann  die  Er- 
kennung dieses  Ganges  und  der  sie  veranlassenden  Grfinde  sicher* 
lieh  eine  andere  Schlussfolgerung  als  die  nicht  zulassen,  dass  eine 
Grundeigenthumsordiiung  und  GrnndverfaHsung,  welche  die  Kioon- 
bewirthschaftuiig"  und  damit  die  AnciununL^  der  Vortheile  rationeller 
Bodencultur  dem  Bewirthschafter  selber  sichert,  vor  jener  anderen 
unbedingt  den  \  orzug  verdient,  welche  die  Person  des  Eigen- 
thünier»  —  sei  dieser  nun  eine  juristische  (Staat.  Gemeinde)  oder 
physische  Person  —  von  jener  des  Bewirthschafters  trennt,  dem 
ersteren  ein  aiOteitsl oses  von  selbst  steioendes  l^enteneinkommen 
zuweist,  dem  let/t«'r»'n  aber,  als  Pächter,  eine  andere  Aussicht  als 
die,  trotz  qualifieirterer  Ar])eit  auf  dem  irleichen  niedriaen  Niveau 
des  durch  tlie  l'nterhaltskosten  bestimmten  durchschnittlichen  Ar- 
beitslohns verharren  zu  müssen^  nicht  erüö'net. 

5.  Die  vorstehenden  Betrachtungen  treffen  da  nicht  oder  doch 
nur  in  sehr  beschränktem  Grade  zu,  wo  das  Pachtland  einen  ver- 
hältnissmässig  kleinen  Bruchtheil  des  Gesammtareals  darstellt; 


M  Auch  in  der  enf?lisclten  Agritrenqu^te  von  1879/81  ist  Tielfach  festfrestrflt 
worden,  «lass  l*ächt««r,  wenn  sie  das  (iixt  verbessert  liatten,  f^erttde  in  Folp«* 
ihrer  Aiulageu  und  du»  dadurch  p:estiegeueu  Crutswerths  iui  Pachtzins 
gesteigert  wurden  oder  die  Vachtunsr  verloren;  stahlreiche  Päcljter  hätten 
r.\x  flirclifeii,  hei  intensiver,  ka]t't  <1  *  ii  In  i  Wirthschatl  im  Pachtsdns  erhöht  un 
werden.  Das  alte  Spricliwnrt  sclit^in«'  ikm  Ii  immer  Ueltunjj  zn  Imhen:  lie  that 
havocks»  ma,v  üit,  He  that  iniprovcs  nmst  liit".  CUeiches  dürfte  vielfach  auch  für 
den  Continent  sutrefi^efi. 
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oder  wenn  die  Yoi-pachtuug  in  Gostalt  von  Fachtgfltem  mittLeren 
und  grosseren  Umfangs  gehandhabt  wird,  weil  das  zur  Bewirth- 
schafbiing  soleher  Güter  erforderliche  Kapital,  femer  die  besonderen 
Sioherheiten,  welche  der  Yerpftchter  in  solchen  Fällen  von  den 
Pachtlustigen  zu  fordern  pflegt«  endlich  das  erhebliche  mit  dem 
Pacht  solcher  Gflter  verknflpfte  wirthschafbliche  Bisico  die  Nach- 
frage nach  Fachtland  in  verhältnissmassig  enge  Grenzen  bannt, 
und  weil  selbst  beim  Vorhandensein  zahlreicher  Bewerber  doch  die 
in  diesen  Kreisen  voranszusetzende  hdhere  wurthschafÜiche  Ein- 
sieht  und  Erfahrung  wirkliehe  Pachtflberzahlungon  zu  Ausnahme- 
fällen machen  wird.  Eine  grundsätzlich  freundliche  Stellung  zu 
dem  Institut  der  Zeitpacht  kann  daher  auch  fär  jene  Fälle,  wo 
wegen  der  Unmöglichkeit  der  Eigenbewirthsehaftung  von  dem  Mttel 
der  yerpaehtuug  nothgodrungenermaassen  Gebrauch  gemacht  werden 
muss,  der  Regel  nach  doch  nur  unter  der  Voraussetzung  der  Pacht- 
veroebung  des  Landes  in  mittleren  und  grösseren  Pachtgütem  zu- 
gestunden werden. 


g  33.  Die  Dauer  der  Zeitpacht. 

Der  Widerstroit  der  Interessen  des  Verpächters  und  Pächters 
überträgt  sich  hncht  auch  auf  die  zeitliche  Bemessung  der 
Pacht:  der  \  cipächtcr.  der  den  Boden  rein  spcciilatiy  zu  vcr- 
werthen  trachtet,  uird  ciiii^r  knri  bemessenen  Dauer  der  Pachtzeit 
zuneigen,  um.  zumal  in  Zeiten  wirthschaftlicher  Vorwäiisentwick- 
lung,  zunehnuMider  Volkszahl,  steigender  Productenpreise,  in  der 
jederzeitigen  Ausnützung  der  Conjuncturen  dos  (irrundmarktes  so 
\venig  als  mc^glich  sich  behindert  zu  sehen  und  dem  Wettbewerb 
der  nach  Landbesitz  drängenden  Elemente  in  raschester  Folge 
neuen  Bethätigungsanlass  zu  eröfTnen:  der  Pächter  dagegen  wird 
den  ttiuulich  langen,  imgestörten  Genuss  des  Pachtobjects  als 
Grundlage  seiner  wirtbscbaftlichen  Existenz  und  im  Hinblick 
auf  die  Unsicherheit  seiner  Lage  mit  dem  Ablauf  der  Facht,  im 
Allgemeinen  den  Vorzug  geben.  Auch  hier  wird  die  tbatsächliche 
Gestaltung  des  Pachtrechts  in  einem  Land  wesentlich  von  der 
ökonomischen  Machtstellung  abhängen,  in  welcher  gegebenenfalls 
die  grundbesitzenden  Klassen  gegenüber  den  Nichtbesitzenden  sich 
befinden;  wo  die  der  ersteren  überwiegt,  was  aUemal  der  Fall, 
wenn  der  Grundbesitz  in  den  Händen  einer  verhältnissmässig 
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kleinen  Zahl  Eigeuthümer  aufgehäuft  mid  die  Landbevölkening  mit 
dringender  Nothwendigkeit  auf  die  Pachtung  angewiesen  ist,  kann 
und  wird  die  rfieksichtslose  Ausbeutung  dieser  ökonomischen  Macht- 
stellung zu  einer  immer  grösseren  Kürzung  der  Pachtzeiten  führen, 
welche  Entwicklung  dann  sehr  wohl  zu  einem  System  von  Pacht- 
contracten  auf  beliebige  Kündigung  (tenancy  at  will)  und  zu  jener 
Schraubung  der  paehtcontractiichen  Verpflichtungen,  die  sehr 
passend  den  Namen  „Foltexrenten^^  erhalten  haben,  sich  zuzu- 
spitzen Termag. 

Wo  solch*  ausnahmsweise  Verhältnisse  nicht  abwalten,  wo 
femer  auf  Seiten  des  verpachtenden  Grundbesitzers  verständiger- 
weise  nicht  bloss  mit  den  Conjuncturen  der  Gegenwart,  sondern 
auch  denen  der  Zukunft  gerechnet  und  im  Auge  behalten  wird, 
dass  dauernd  die  Interessen  des  Grundbesitzes  bei  einer  Vemach' 
lässigung  der  Interessen  der  PachtbeTOlkerung  nicht  gedeihen 
köniKMi,  wo  also  die  Erkenntniss  einer  gewissen  Solidarität  der 
beiderseitigen  Interessen  auf  Seiten  des  verpachtenden  Grund- 
besitzers sich  durchiiiigL  wo  endlich  gar  die  Pachtbevölkerung 
vermöge  ihres  Besitzes  und  ihrer  Intelligenz  dem  Verpächter  als 
eine  ebenbürtige  Partei  gegenühertritt,  wie  namentlich  im  Gebiet 
der  Grosspacht,  wird  die  Pachtzeit  mehr  und  mehr  von  einer  kurz- 
fristigen zu  einer  langfristigen  sich  erweitern  Diese  im  wohl- 
verstandenen Interesse  beider  Parteien  liep:endo  Entwicklung  ent- 
spricht auch  dem  allgemeinen  volkswirthschaftlichen  Interesse,  wie 
sich  aus  folgenden  Betrachtangen  ergiebt: 

1.  Je  kflrzev  die  Pachtzeit,  um  so  mehr  ist  das  Bestreben  df-^ 
Facliters  auf  rücksic  htsl  os  e  Ausbeutung  der  Boden  Substanz, 
auf  einen  die  Gesetze  der  Bodenstatik  missachtendon,  planmassigen 
Kaubbau  auf  Kosten  der  Nachhaltigkeit  der  Bodenkraft  gerichtet, 
gegen  weiche  Teudeuz  auch  die  scharfsinnigsten  Pachtbedingungen 
jederzeit  nur  mässigen  Schutz  gewähren  werden;  je  zahlreicher  die 
Klasse  der  pachtlustigen  Bevölkerung  und  je  unsicherer  desshalb 
die  Enieuening  des  Pachtvertrags  ist,  um  so  nachdrücklicher  muss 
jenes  Bestreben  sich  Geltung  verschaffen.  Diese  thatsächliche 
Begünstigung  des  Baubbaues  durch  kurze  Pachtfristen  kann  vom 

')  Ikkannt  ist  der  Aiisspmcli  Tliaer's,  a.  a.        §  .Dns  f^nt  ist  die  ge- 

liebte (Jattiii  des  Ivigtiiithünicrs,  di«;  .Maitresse  des  riicliters,  vdji  der  «r  sich  wieder 
Kcheiden  wiir.  \vas  Koscher  mit  der  Heinerkung  b^leitet,  das.s  „je  länger  die 
letztere  Verbindung  wüln  f .  um  ?n  älmlit  licr  sie  der  ersteren  werde".  Das  Ideal 
würde  wohl  diu  Erbpacht  sein,  von  der  treilich  üeiteus  des  privaten  Grundbesitzes 
nur  selten  wird  Gebranch  gemacht  werden  können  nnd  wollen  —  liehe  §  37  Ziflier  4. 
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Standpunkt  der  privatwirthschaftlicben  Interessen  des  Verpächters 
aus  unter  Umständen  ungestraft  lange  Zeit  fortgesetzt  werden, 
weil  die  dringende  Nachfrage  nach  Pachtland  auch  für  den  er* 
schöpften  Boden  fortgesetzt  hohe  Pachtgehote  erzeugt;  volkswirth- 
schaftlich  aber  ist  sie  als  schädlich  zu  erachten,  nicht  bloss,  weil 
sie  die  productive  Kraft  des  yaterlftndischen  Bodens  schwächt  und 
die  Productiottsmöglichkeiten  verschlechtert,  sondern  auch  desshalb, 
weil  die  imlohnende  Arbeit  auf  dem  eTaeh((pften  Pachtboden  die 
ökonomische  Lage  der  PächterbevOlkening  selber  in  steigendem 
Maasse  gefährdet,  wobei  wiederum  die  irischen  Zustände  als  warnen- 
des Beispiel  Tor  die  Augen  treten. 

2.  .Tp  rationeller  die  Betriobstct  liiiik  sich  ontfaltet,  je  viel- 
ü:estaltiger  in  Folge  dessen  der  Wirthschaftsplan  wird  und  auf  eine 
je  längere  Keihe  von  Jahren  letzterer  sich  erstreckt,  um  so  vernunft- 
widriger werden  kurze  Pachtzeiten ,  in  deren  enggezogenen 
Kähmen  die  entwickeiteren  Formen  der  Wirthschaftssystemi*  j^ich 
nicht  einfügen  lassen;  der  Uebergang  von  den  urspranglichen 
Formen  der  Dreifelderwirthschaft  zu  der  verbesserten,  von  dieser 
zuderFniclitwochselwirtschaft  mit  9-,  12-  \\u<]  mehrjährigen  Schlägen 
wäre  auf  Pachtgütern  mit  beschränkter  Fachtdauer  unmöglich  ge- 
macht oder  doch  mindestens  sehr  erschwert  Liegt  in  jenem 
Fortschreiten  zu  rationelleren  Betriebssystemen  die  Möglichkeit 
stärkerer  Entfesselung  der  Naturkräfte  bei  gleichzeitiger  Schonung 
der  erzeugenden  Bodensubstanz,  so  bilden  kurze  Pachtperioden  ein 
culturschädliches  Hemmniss  fttr  diese  fortschreitende  Entwicklung 
und  sind  desshalb  auch  aus  diesem  Gnmde  verwerflich '). 

3.  Im  Gegensatz  zu  der  Wirtlisc haftsweise  älterer  Zeiten  er- 
fordert der  Laiidbau  vorgeschrittener,  dichtbevölkerter  Staatswesen 
eine  zunehmende  Kapitalintensitfit  des  Betriebs,  welche  in  der 
Bereitstellung  von  melu'  und  be>>»'ien  Maschinen,  Gerätheu,  von 
mehr  und  ])esseren  Thieren,  in  der  Verwendung  von  reichlieherem, 
kräftigem  Dünger,  je  nach(hMn  auch  in  der  Anlage  iierennirendrr 
Pflanzungen  sowie  in  der  \  nnalime  von  meliorirenden  Arbeiten  am 
und  im  Brnlen  ('riefcultiu-,  iintwässennigsarbeiten  ete.)  zum  Aus- 
druck kommt   Zu  solchen  Kapitalaufwendungen  wird  der  Pächter 

*)  In  der  i ta Ii cni scheu  Agrareuqiiütc  benierki  der  BerichterstaUer  Über 
Yenetien  ftusdrüddieh ,  dasa  das  herrschende  Pachtsystem ,  bd  dem  die  Veriarttg« 
meist  mir  awf  eiu  Jahr  ali^-'eschlossen  wcnlcn.  dfn  (inmd  für  den  schlechten  Zu- 
stand der  Laodwirtlisebait  in  dieser  Provinz  abgebe ;  und  ähnlich  lauten  die  anderen 
Berichte.  (Eheberg,  a.  a.  0.,  S.  124.) 
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wiederum  mir  dann  sich  entschliessen,  wenn  in  der  Dauer  der 
Pacht  eine  Sicherheit  für  ihre  nutzbringende  Verwerthung  gegeben 
iflt^  und  langsam  wirkende,  erst  nach  Umlauf  einer  Anzahl  Jahre 
sich  bezahlt  machende  Meliorationen  sind  im  System  kurzficistiger 
Pachtcontracte  überhaupt  unmöglich  gemacht  Zwar  kann  in  dieser 
Binsicht  eine  von  wohlyerstandenem  eigenem  Interesse  geleitete 
private  Fachtpolitik  des  Eigenthümers :  Ausführung  von  Melio* 
rationen  auf  eigene  Bechnung  unter  entsprechender  Heranziehung 
des  Pächters,  und  weiterhin  ein  den  Pächter  in  Bezug  auf  melio- 
lirende  Arbeiten  schützendes  Pachtrecht  die  besprochenen  Nach- 
theile kurzer  Pachtfidsten  aufheben  oder  wenigstens  mildem;  doch 
ist  mit  der  Thatsache  zu  rechnen,  dass  jene  private  Pachtpolitik 
erfähnmgsgemäss  nicht  sdten  unter  dem  Einfluss  kurzsichtiger 
Erwilgiingen  oder  auch  in  Folge  mangelnder  Eapitalkraft,  gerade 
Meliorationen  gegenüber,  versagt:  und  dass  ein  noch  so  günstig  für 
den  räcliter  lautendes  Pachtreclit,  weil  es  gegebenenfalls  den 
Pächter  mit  seinen  Ansprüclnni  auf  den  KccMsweg  verweist, 
niemals  den  in  der  lanueu  Dauer  des  Fachtcontracts  liegenden 
Anreiz  zur  Voruahiue  von  Meliorationen  autzuwiegeu  vermag. 

4.  Wenn  unter  dem  Einfluss  weitj^ic  htigerer  Erwägungen  allge- 
mach auf  dem  Continent  die  raelitdaner  übungsgeiuäss  eine  länirerc 
geworden  ist  und  die  Pacliteontracte  wenigstens  in  Ansehung  der 
mittleren  imd  gnisseren  Paehtobjecte  heutzutage  regelmässig 
zwischen  9  und  18  (selten  24  Jahren)  sich  bewegen,  so  hiingi  es 
wioflerum  mit  dem  Wesen  der  Pacht  zusammen,  dass  dieser  Ent- 
wicklung gewisse  Schranken  gesetzt  sind.  Der  Abschluss  eines 
Pachtvertrags  beruht  allemal  auf  der  sorgsamen  Inbetrachtziehung 
der  durchschnittlichen  Erzeugungskosten,  insbesondere  was  den  Pro- 
ductionsfactor  Arbeit  anlangt,  ferner  der  durchschnittlichen  Preise  der 
auf  dem  Pachtgut  zu  bauenden  Früchte  und  auf  der  Annahme  der 
ungestörten  Fortdauer  der  Verhältnisse,  von  welchen  die  beiden 
für  den  Reinertrag  der  Paclitunternehmung  maassgebenden  Elemente 
abhängig  sind.  Vom  Standpunkt  des  vei*pachtenden  Eigenthümers 
ist  die  Forderung,  dass  ihm  die  durch  zunehmende  Volközahl  und 
wachsenden  Wohlstand  bedingte  Preissteigerung  der  landwirth- 
schafüichen  Erzeugnisse  in  der  Fachtrente  nicht  dauernd  vor- 
enthalten bleibe,  ebenso  berechtigt  wie  es  Pflicht  der  Selbsterhal- 
tnng  des  Pächters  ist,  nicht  auf  einen  Zeitraum  sich  zu  binden, 
fQr  welchen  der  muthmaassliche  Fortbestand  der  für  sein  Pacht- 
gebot maassgebend  gewesenen  Voraussetzungen  nicht  vorausgesehen 
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werden  kann.  In  der  UnmÖgliclikoit  der  sicheren  Voraussieht  des 
Gangs  der  wirthschaftlichen  Entwicklung  und  in  der  X(»thwendig- 
keit.  die  pachtcontractlichen  Yerpflichtungen  von  Zeit  zu  Zeit  den 
veränderten  Verhältnissen  anzupassen,  findet  daher  die  auf  eine 
Anzahl  Jahre  festgelt  i^lc  T$egrenzung  des  Pachtcontracts  ihre  privat- 
wie  volkswii-tlis(  haftlic  lie  Begründung.  Je  weniger  die  Entwicklung 
innerhalb  der  landwirthschaftlichen  Production  Erschtltterungen 
auagesetzt  ist,  um  so  gedeihlicher  kann  sieh  die  Lage  der  Pächter 
und  um  so  erfreulicher  ihr  Verhältniss  zum  Yerpftchter  gestalten; 
je  sprunghafter  und  je  unberechenharer  jene  Entwicklung^  um  so 
mehr  ist  die  Eingehung  von  Pachtcontracten  einem  unsicheren 
Spieleinsatz  zu  vergleichen  und  um  so  mehr  wird  die  dadurch  ge» 
scbaffene  Lage  zu  einer  volkswirthschaftlich  nachtheiligen  Kürzung 
der  Pachtzeiten  hindrängen.  Wo  in  einem  Lande  das  Pachtwesen 
in  Folge  der  besonderen  Verhältnisse  der  Grundbesitzverfassung 
weitere  Verbreitung  gefunden  hat,  ergiebt  sich  schon  hieraus  die 
Nothwendigkeit,  starken  Erschfitterungen  der  landwirthschaftlichen 
Productions-  und  Absatzverhältnisse  durch  eine  zweckentsprechende 
staatliche  Interventionspolitik  zu  begigiitn:  während  derV  erzieht 
auf  eine  solche  das  Pachtverhaltniss  zu  einem  rasdi  lösbaren,  die 
räeliterbevölkemng  zu  einem  Stand  tiuctuiiciidor  Zugvögel  und 
die  laiulwirtbschuftliche  Unternelimung  zu  einem  ausgesprorliciien 
Speculatioiisobject  zu  macheu  geeignet  ist.  während  hierzu  docli 
gerade  der  Grund  und  BodtMi  als  «las  schanVude  Material  der  Volks- 
ernähriuiü  am  allerwenij^sten  siiii  eis'Tiet.  T>ip  laiidwirtliseliaflliclie 
Schutz7olll)('wogung  am  Ausgang  den  Jahrliimdt'rts  vcrdiont  doss- 
hall),  gerade  aiudi  unter  dem  Gesiebtspiuikt  der  tulgeji-seliwereu 
Einwirkung  einer  P«ditik  des  rielieiilasseus  auf  die  Päehterbevöl- 
kerung  und  die  private  PachtjMditik.  wrdil  gewürdigt  zu  werden:  luid 
man  darf  im  Hnii)lirk  auf  die  Knlwieklimg  der  Dinge  in  Eng- 
land: loseste  Verknüpfung  des  Pächters  mit  der  SclioUe,  massen- 
hafte Lösung  der  Pachtcontracte  mit  Eintritt  des  transoceanischen 
Wettbewerbs,  Pachtlosigkeit  zalilroicher  Gütt^,  Ve1)ergang  zu 
einer  arbeitsoxtensiven  Weidewirthschaft  —  wohl  die  Frage  auf- 
werfen, ob  der  augenblickliche  Vortheil  der  unbedingten  Ermög- 
lichnng  der  Versorgung  des  inneren  Markts  mit  billigster  Frucht 
den  liachtheil  gewaltsamer  Verschiebung  in  der  landwirthsdiaftlichen 
Erzeugung,  der  wachsenden  Abhängigkeit  vom  Ausland  in  der 
Kombeschaffung,  des  Abzugs  eines  erheblichen  Theils  der  seit- 
herigen Träger  der  landwirthschaftlichen  Intelligenz,  der  Abstossung 


Digitized  by  Google 


182 


Kap.  II.  Die  Beclifsformeu  der  Bewirthschaftimg  und  des  Besits'es. 


länd1icli<M-  Arbeitskräfte  in  andere  Enverbszweicfo  und  der  dadurch 
herbeigeiühiten  Vcrmehrimg  des  ätädtiäclieii  Proletariats  —  wirklich 
aufzuwiegen  vermag. 

Aumerkuug:  Die  ungiLustige  Seite  dieser  Eut wickluug  gie b t  auch  P a a s c b e , 
a.  a.  0.  (S.  9)  für  England  zu,  der  immerbin  betonen  im  sollen  glanbt,  die  Sehntslosigkeit 

der  hpimischon  LiiiKhvirtliHchaft  lialx-  die  koiisnmircnd«'  Bevölkerunf^  des  luselrei(  !i> 
in  deu  Staud  ge^ietzt,  die  Eiuiulueu  iu  liemden  laadwirtlischat'tlicbeu  Enseuguistieu  ujui 
100  Mülionen  M.  jabrlicb  billiger  als  zn  Ausgang  der  Siebenziger  Tabie  tn  ksnfeii. 

—  Die  wachsende  Abhängigkeit  de»  englischen  Volks  von  dem  Auslande  iu 
Bezug  .luf  den  Brodbedarf  ist  daraus  zu  eutuehnu'n,  dass  während  1878  von  dem 
Oesammtbedurf  an  Körnerfrüchten  mit  280  Mill.  Otr.  die  eigene  Ernte  177  Mill.  Ctr. 
{63,27„)  deckte,  für  die  3  Jahre  1887/89  das  Verhältniss  der  eigenen  Ernte  zur 
Zufuhr  wie  48  zu  ö2"'o  sich  stellt.  Die  Production  der  Hanptfrucht  — •  des  "Wei/cuH  - 
ist  von  55  Mill.  Ctr.  in  1878  auf  4Ü,5  Mill.  Ctr.  iu  18ö7  89  henmtergigaugtui  und 
die  Zufuhren  an  Weizen  iu  diesen  Jahren  haben  sich  auf  rund  80  Ulli.  Ctr.  per 
auuum  gestellt.  Im  Uebrigeu  ist  PaaMlif  darin  beizustimmen,  dass  mit  Rück- 
sicht auf  die  Englische  Handels-  und  Zollpolitik  sich  „die  eigenartigen  ^iu  der 
kurzen  Dauer  der  Pacbt  sieb  kenns^chnenden)  Pachtzustände  zur  TJeberwindung 
sch^irriger  Zeiten  ganz  besonders  bewährt  liabeii^.  insofern  nämlich,  als  in  zahl 
reichen  Pälleu  die  rückgängige  Prcisbeweguug  iu  Cere.ilieu  seit  der  trau^wceauischen 
Conenrrehz  (1811/20  Preis  des  Qnarters  230  ko,  87  sh.  6d.;  1851/60:  54  sh.  7d.; 
da^'eireu  1885/1)0  nur  auf  29  bis  '?2  sb.  sich  stellend  i  von  den  auf  jälirliehe  Kiindi- 
guugsixist  eingestellten  Pächtern  auf  eine  kapitalkräftige  Uruudaristokratie, 
d.  h.  auf  Schnltem  hat  ab<r(>vvälzt  werden  kOnnen,  welche  zur  Traguug  solcher 
Einnahme -Austlille  füglich  i  Stande  waren.  Für  die  grundsätzliche  Pragi)' 
der  Bereehti<rnn<r  kurzer  oder  lanirer  Pachtzeiten  sind  selbstredend  solche  Vorgänge 
höchstens  insoieru  von  Bedeutung,  als  sie  zeigen,  dass  allerdings  langfiristige  Pacht- 
verträge mit  einer  Politik  des  laisser  faire  et  alU  r  auf  bind wirthschaftliohem  Gebiete 

—  in  Folw  der  rnberechenbarkeit  der  Gescbäftsconjunctureu  auch  nur  für  die 
nächsten  Jahre  —  sieb  nicht  vertragen. 


8  34.  Grösse  der  Pa  chtobj  ecte;  Parcellenpacht  uud 
iiieseiipacht  iusbesondere. 

Die  Erwa<j;uiigeu,  welche  fnr  einen  stiileuw eisen  Aiitbaii  der 
(iruii(ll)esity.veii:lieiliinji'  in  (lestiilt  von  kleineren,  mittleren  uiid 
grösseren  E  i  g  e  n  t  Ii  u  ni  s  e  i  n  Ii  e  i  t  e  n  spreelien  (Kap.  lY,  §  74). 
treöen  auch  für  die  Pa  chtobj  ecte  zu:  und  es  ist  bereits  betont, 
dass  der  Xachtheil  in  volkswii-thsehaftliclier  und  socialpolitischer 
Hinsicht,  weicher  einer  einseitigen  Besitzvertheilung  im  Sinn  der 
uugomesäeuen  Häufung  des  Grundbesitzes  iu  wenigen  Händen 
innewohnt,  eine  wohlthätige  Abschwächung  dann  erfahren  kann, 
wenn  durch  eine  mannichfaltige  Abstuiung  der  P  a  c  h  t  e  i  n  h  e  i  t  e  n 
den  landwirthschaftlichen  Unternehmern  verschiedenster  K  ;i]ntalkraft 
in  weitem  Umfang  die  Antheilnahme  an  der  Bewirthschaftung 
des  Bodens  ermöglicht  ist.  Nun  ist  aber  offenbar  bei  dem.  Be* 
streben  des  GnmdbesitzeSf  im  Wege  der  Verpachtung  eine  möglichst 
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IjoIip  llQnic  aus  dorn  (Tniiulkapital  zu  ziehen,  die  Versuchung  zur 
allmühiiclien  Verkleinerung  der  Pachtobjecte  selir  nahe  gerückt, 
weil  der  Kreis  der  Nachfrage  um  so  mehr  sich  ausdehnt,  je  ge- 
ringere Anfoiflerungen  das  Pachtobject  an  die  ökonomische  Kiaft- 
leistung  des  Päcliters  stellt*).  Diese  Entwicklung,  welche  durch 
dit'  Zunahme  d«'r  Bcvölkemnir  oinen  mächtigen  Impuls  erhält,  be- 
darf um  80  melir  einer  eingehenden  Würdigung,  als  die  unter  der 
Parole:  umfassendste  Zugänglichmachung  der  Segnungen  des 
Grundbesitzes  für  die  weitesten  Kreise  des  Volkes  —  einsetzenden 
Bestrebungen  auf  Verstaatlichung  des  Grund  und  Bodens  in  ihrer 
folgerichtigen  Durchfahning  zum  System  kleiner  und  kleinster 
Fachtungen  mit  zwingendster  Nothwendigkeit  führen  mflssten. 
Folgende  Gesichtspunkte  sind  hier  namentlich  zu  beachten: 

1,  Xach  den  iieueriiclion  landwirthschaftlidien  Kriiebungen 
sind  die  Pachtpreise  ffir  f'iii/*'ltie  Bo<lt'ii]iai('»'llen  durchweg  sehr 
viel  höhere  als  die  für  eigentliche  Pachtgüter:  sie  bewegten  sich 
beispielsweise  für  den  Morgen  (3Cy  ar)  in  den  badisclicn  f'rhe- 
bungsgemeinden  der  LS.S^t  i  Kmiiirtc  zwischen  20  und  110  U.  bei 
Acker-,  zwischen  30  und  130  M.  bei  Wiesland,  \uid  angestellte 
Berechnungen  stellten  fest,  dass  in  zahlreichen  Fällen  auf  diesen 
Paclitparcellen  der  Pächter  noch  niclit  einmal  die  Hälfte  des  orts- 
üblichen Tagelohns  erwirthschaftct.  Diese  in  allen  Geliieten  der 
Parcellenpacht  von  einwandfreien  Beobachtern  bestätigte  Erscheinung 
erklärt  sich  nur  zum  Theil  aus  einer  falschen  ökonomischen  Calcu- 
lation  der  Pächter  über  den  Werth  des  Pachtobjects,  zum  erheblichen 
Theil  beruht  sie  auf  der  kflnstlichen  Steigerung  der  Land- 
nachfrage, die  das  Ausbieten  kleinster  Bodenparcellen  nothwendiger- 
weise  im  Gefolge  hat  Wenn  in  solchen  Fällen  die  Grundrente 
mehr  als  den  ihr  zukommenden  Theil  des  Wirthschaftsreinertrages 
terschlingt,  indem  sie  auch  Quoten  des  Unternehmergewinns  selber 
fflr  sich  in  Anspruch  nimmt,  so  ist  die  absolute  Höhe  der  Pacht- 


*)  Beispiele  für  solche  Vorpintrc  t>ei  Koseher,  Anm.  5  ff.  zu  §  66.  Die  Meiniin^ 

vfin  Wn  loker.  a.  ;i.  ()..  S.  12(},  das>  Z\\  t  ririiürlitpr  in  Deutsolilatul  wohl  k.nim  vor- 
kämen, ist  doch  eiiie  sehr  üptiiaiätiäclic  uud  für  deu  8Udeu  uud  Westen  nichts 
wenijver  als  zutreffend  (Vgrl.  8. 170).  lieber  die  (ifeschraubten  Pachtprelse  im  Gebiet  der 
Piircellf iipaclit  iVu-  liadisrheii  ImihIw.  Krht'bungrcn  von  1883,  IM.        S.  39 

uud  Ehe  her g  über  die  italienische  AgrarenquMe  ^S.  liiS):  „Ganz  aUgemeiu  lässt 
sich  sagen,  dass  die  Paditscliillinge  steigen  in  umgekehrtem  Yerhaltniss  zur  Aus- 
dehnunß:  des  Grundes,  so  dam  die  kh^inen  Pächter  verliältiiissiuässifr  mehr  zahlten  als 
die  mittleren  und  die*<o  mehr  als  die  p-ossen**.  l'eher  die  nng-ünstifren  Wirkunji^en 
des  KleinpaeiitweHens  aut  die  Zustände  des  Landhaus  in  Italien  im  Allgemeinen, 
ebenda  S.  124. 
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preise  hf^chstons  für  den  oberflächlichen  Beobachter  das  Symptom 
eines  blühenden  Landwirthschaltsbetriebs,  in  Wirklichkeit  aVier 
nichts  anderes  aU  der  Ausdruck  des  Grades  der  ökonomischen 
Machtstellung  der  Besitzer  des  Gnuid  und  Bodens  gegenüber  den 
Nichtbesitzenden,  denen  der  unter  regelmässigen  Verhältnissen 
zu  envartende  Preis  ihrer  auf  die  Pachtgrundstücke  verwendeten 
landwirthschaftliclien  Arbeit  vorenttialten  bleibt. 

2.  In  Wirklichkeit  ist  denn  auch  in  Gegenden,  in  denen  der 
Parcellenpacht  überwiegt,  die  wirthschaftliche  Lage  der  Parcellen- 
pächter  eine  denkbar  ungünstige,  häufig  erbärmliche  und  selbst 
der  technische  Fortschritt  der  Agriciütur  eines  Landes  ist  selten 
geeignet,  hienu  eine  Wandlung  zum  Besseren  herbeizufohren^).  Ist 
nämlich  in  der  Landbevölkerung  ein  guter  Kern  wirthschafUicber 
Tugenden  enthalten,  so  wird  sie  zwar  bemftht  sein,  der  Wucht  der 
durch  den  gesteigerten  Wettbewerb  auf  eine  unnatürliche  Hohe  getrie- 
benen Farcellenpachtpreise  durch  eine  intensivere  Cultur  (von  Han- 
delspfianzen,  Gemüse,  Obst)  zu  begegnen;  aber  dieses  Ankämpfen 
erweist  sich  meist  als  ein  hoffiiungsloses,  weil  jede  durch  solche 
Betriebsfortschritte  eröffnete  Aussicht  auf  höhere  Yerwerthung  der 
Arbeitskraft  im  Pachtbetrieb  bei  jeder  neuen  Fachtversteigerung 
sofort  die  Nachfrage  nach  Land  und  die  Pachtangebote  um  ein 
Weiteres  steigert.  Daher  die  widerspruchsvolle  Erscheinung,  dass 
gerade  in  den  Gegenden  der  Hochcultur  (einzelne  Theile  der 
Rheinebene,  Belgien,  l^orditalien)  die  ländliche  Bevölkemng  trotz 
Entfaltung  der  höchsten  wirtlischaftlichen  Energie  in  iliren  Wohl- 
standsverhältnissen stagniri,  ja  zurückgeht,  weil  eben  die  Früchte 
der  qualificirten  Arl)eit  niclit  ihr  selbst,  sondern  nachhaltig  dem 
Inhaber  des  Grundkapitals  zufallen.  Der  gegen  den  Druck  über- 
mässig hoher  Pacbtschillinge  von  der  ländlichen  Bevölkerung  mit 
den  Mitteln  Itesserer  Technik  geführte  Kampf  leitet  schliesslich 
auf  einen  Punkt,  wo  jene  Mittel  versagen  und  in  Folge  der  da- 
durch erzeuoften  Mutlilosiokcit  schlasft  dann  leicht  die  forciito 
Bodencnltnr  in  das  Gegentlicil  um.  d.  h.  die  Kleinpächter  sind 
bemüht,  diuch  ein  nnSLresprocheiu'S  Eanbsystem  sich  schadlos  zu 
halten,  dessen  Tolgeu  zunächst  für  die  in  kurzsichtiger  Politik 

^)  „Ueberau,  wo  tiavxern  oder  KossatUeu  in  grösserer  Aiizaiil  als  ZeitpäcIittT 
sitzen",  m0  anch  Paasche  in  besonderem  ffinbUck  auf  Hecklenbnrg,  «pileirt 
die  Laiidwirtlisehaft  sich  in  einem  tranrifren  Zustmid  zu  h»  fiii(1iii  und  dio  fraii/t' 
Volkswirtliscliat't  leidet  mit,  da  hei  der  iichlechten  Yerwerthung;^  des  GrundkapitaU 
nur  {;onn<re  Bob-  und  Beinerträge  gewonnen  werden.**  (Paascbe  in  Comrad't 
Jabrb,,  N.  F.,  14.  Bd.,  S.  224.) 
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befangenen  Grundeigenthümer,  weiterhin  aber  für  die  Volkswirtli- 
schaft  im  Ganzen  —  wegen  der  Minderung  der  Productionskrait 
de«  Bodens  und  Einschränkung  der  nationalen  Krzpugung  —  sich 
geltend  machen  wird.  Wo  aber  ein  Volk  von  Haus  aus  wirth- 
schaftlich  imd  sittlicli  auf  einer  vorhältnissmässig  niederen  Stufe 
sich  befindet,  wird  dessen  Widerstandskraft  gegen  den  lähm on den 
Einfluss  von  Pachtüberzahlungeii  um  so  raseher  erschöpft  sein; 
zeichnet  gar  das  Pachtverh&ltniss  durch  grosse  Unsicherheit  des 
Bestandes  (kurze  Fachtzeiten,  freies  Efindigungsrecht)  sich  aus,  so 
wird  in  rascher  Folge  jeder,  längere  Yorauslagen  erheischenden 
Cultur  die  Möglichkeit  entzogen  sein,  also  der  Anhau  von  peren- 
nirenden  Futterpflanzen,  ja  selbst  der  Wintergetreidearten  mit  der 
Zeit  verschvinden  und  nur  die  Frucht  des  armen  Mannes  —  die 
Kartoffel  —  tibrig  bleiben,  deren  ununterbrochener  Ahbau  den 
durch  ungenügende  StalMehhaltung  sich  vorbereitenden  Boden- 
Yerarmuugsprocess  alsdann  vollendet.  Für  ein  solches  Pächter- 
proletariat, das  bereits  auf  der  niedersten  Stufe  der  Emährungs- 
nioglichkeit  angelangt  ist  und  dessen  T3rpen  in  einem  an  sieh 
fruchtbaren  Lande  förmlich  herangezogen  zu  haben,  den  hässlichsten 
Flecken  der  grossbritanniselien  Landpolitik  in  Irland  bil<let,  wird 
dann  jeder  Misswachs  in  der  Kartottelernte  im  günstigsten  Fall 
Pachtrückstände  und  PachtausUeibungen  mit  all'  dem  damit  ver- 
bundenen Elend,  im  ungünstigeren  Fall  Hnnirersnoth,  erhölite 
Sterblichkeit  und  JMahsenauswanderung  zur  Folge  haben,  wofür  die 
..grüne  Insel"  classisches  Zeugniss  ist,  wenn  es  schon  au  lieispielen 
irleichen  Elends  in  eiii/dnen  continentalen  Staatswesen  (Italien 
und  seine  di*^  Landbevölkerung  heimsuchende  Hungerkrankheiten: 
Pellagra;  Kumüuieu)  keineswegs  fehlt. 

T>i«^  HitT?jror*;notli  in  TrlaTuI  1846  soll  .'VXMWXl  Mriisdn'u  liiiifrcriifFt  haben: 
78<)(XMJ  iVr.suiuai  vvunlt  ii  Im  itliViitliriieii  Arbeiten  besehältigt,  au  über  2  Milliuuun 
Personen  iin  Jabre  1848  Arnienunterstützungen  frefTeWtt.  Zwischen  1851/81  wander- 
ten "iTlöOOO  Tu  11  ans':  nnd  die  Zahl  der  Anstrr'ilntufr  von  P;i(bt<*m  in  den  Jahren 
1849/äl  belief  sieh  ant  2txiü(X),  in  1849/Ö6  auf  mehr  alü  eine  halbe  Million  i'ertioueu. 
Mit  diesen  Vorpiniren  frinjr  eine  wachsende  Umwandlung  von  Omerwirthflchaften 
in  Wt'idfwiitlisrlinfteii  vin-  sirli:  rs  lirl  \nn  18.')1  bis  188(>  fins  Acknland  von 
4,6  Mill.  Acres  auf  Mill.;  es  ütieg  das  Wiesen-,  Klee-  und  Weidvlaud  vou  rund 
10  Xill.  anf  12,1  IHH.  Acres. 

In  sehr  sehwunghafter  Weise  scheint  der  I'areellenpaehtwucher  seitens  der 
UrossfjT^'idbesitzer  in  Uuniänien  betrieben  zn  werden,  wo  der  liauer,  „ausser 
Stande,  seine  Lajre  riehti^r  zu  beurth»'ilen,  unter  dem  Zwaiifx  der  Verhältnisse  (un- 
genügender Hesit/.,  Nötbijrunp  diesen  durch  Pacht  zu  erwerben)  \  i  riitiichtnnfjen 
einpeht.  die  er,  ohne  <\vh  wirthsehaftlieh  zu  ruiniren,  unmöfrlieh  crfüllrii  kann".  That- 
sächlich  ist  die  Grundrente  in  der  Wallachei  trota  der  allgeuienien  laudwirthschaft- 
lichen  Eriie  fortwährend  im  Steigen  begriffen,  da  (wie  die  KegierungsmotiTe 
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üum  Eutivurf  eines  ueiieriicheu  (iesutz^tj  über  agramclie  Yerträi^e  besHigea)  „der 
Qrossgrnndbesitx  die  aus  dieser  Erise  resnltirendeu  Schiden  auBScIiliessHch 

auf  den  ländlichen  Arliritn-,  dm  klciiu  n  r.'u  litcr  übcrwälzt  hat"  .  .  .  „Neben  dem 
vertragsuuUsig  .festgesct^zten  Pachtschilliug  (oft  iu  50"/«  des  Bobertrags  bestehend; 
werden  in  der  Beikel  noch  eine  Siunme  von  scheinbar  unbedeutenden  Leistungen 
vereinbart:  %.  B.  Fuhren,  Arbeitstajre  mit  dem  Zug^A-ieh  oder  der  Hund,  Lieferung 
von  Nahrun jrsmittebi  etc.,  welche  addirt  den  racbtscbilling  .  .  .  ins  L'nfifemessene 
vergrösseiu Daneben  fehlen  selbst  „chicauöse  Prästationen nielit,  wie  bes(mdcre 
Vergütungen  für  das  Gras,  welches  die  Gänse  und  Enten  des  Bauern  auf  herrschaft- 
lichen Wiesen  gefressen  haben  etc.  Neuerliche  Gesetzcsvorlagen  bezwecken  im 
Wege  der  Yeräussermigcn  der  Staatsgüter  iu  Parcellen  zur  Vermehrung  der  Zahl  der 
kleinen  Grundbesitser  und  der  Bildung  eines  mittleren  biiuerliclien  tinindbesitzes, 
sowie  dnrrli  Bcsclirnnkung  der  Vertraj^^sfrcilunt  im  {Jebiet  des  ländlitlicn  Arlieitor- 
uud  Pachtweseus  (z.  B.  sollen  VerpHiclituugen  des  Pächters  zu  Natura litnstuugeu, 
die  nicht  als  ein  Aequivalent  für  die  Nutzung  der  Pachtgrundstücke  erscheinen, 
un^riiltig  scini  tiiu'  Besserung  der  Zii'strtndc  liorbeizufiihren.  iV^l.  Oriinhpi  fr.  Die 
rumäuische  Agrargesetzgebung,  iu  Biauu's  Archiv  f.  soc.  Gesetzgebung  u.  Statistikf 
Bd.  n,  8.  74  ff.)  —  Unter  dem  Eindruck  solcher  Torkonunnisse  stand  wohl  auch 
Schmoller,  als  er  (iu  der  1883er  Sitzung  des  Preuss.  Landesökonomen-CoUegiuins; 
bemerkte:  „Ks  ist  meine  TTcberzeugung,  das  Pachtsystem  als  vorherrscliende  Form 
des  mittleren  und  kleineren  Laudwirthschaftshetriebs  entwickelt  sich  überall 

und  liat  sich  entwickelt  auf  den  Ruinen  des  Bauernstandes   Was  icll 

bekämpfe,  ist  l'i<'i!ich  nicht  der  da  und  dort  vt_roiuzt'lt  vftrkominoude  Ln-rrssere  und 
mittlere,  kapitalkräftige  und  untt  iuehuuuigslu.stige  PiU  literstaud,  ^4undll  ^u  jener 
kleine  Päehterstand,  der  in  der  Regel  ohne  viel  Kapital,  ohne  grosse  technische 
Ke!nItllis^^o  in  dnrForm  der  Zwrr'jrpnrht  wiiiJisehaftct.  Dns  sind  niflst  sohr 
schlimme  Zustände...  In  der  Gegend  zwischen  Antwerpen  und  Brüssel,  wo 
wir  zwar  in  gewissem  Sinn  eine  hochfliitwickelte  Landwirlhschaft  haben,  bestellen 
gloiclnvohl  die  ungesimdcstfu  socialen  Vorliintnissf.  Wer  die  Scliril'tcn  von  Lave- 
leje  gelesen  hat.  weiss,  dass  es  kaum  ein  traurigeres  Ackerbauproletariat  gibt,  aln 
die  dortigen  Zwergpächter . . .  Die  SelhststSndigkeit  des  Grundbesitzers,  die  wir 
in  politischer  und  socialt  r  Iii  zifdiun;:  l  iilimi  n.  die  Unabhängigkeit  v(m  Oben  iiiul 
Unten,  ist  beim  tZwerg-)Pächter  niclit  mehr  vorhaudeu.  Nur  wer  auf  eigener  Scholle 
sitzt,  braucht  Niemand  zu  fragen,  bat  das  Bewusstsein,  den  Pflug  zugleich  iiir 
Kinder  und  Kindeskinder  zu  tiiln-f  ti  ...  In  liänderu  mit  allgemeinem  Pachtsjsteni 
das  spIk'h  wir  Jetzt  in  England  und  Iii  and  wird  bald  die  Frag»»  aiif- 
gew»)rl\'n.  ob  der  Privatbesitz  von  Gruudei^tMithiun.  iler  iu  dieser  Wei.se  nur  als 
Bentenbezug  sich  äussert,  ein  berechtigter  sei.  Wir  können  daher  froh  sein,  dass 
in  Deutschland  86 — ^iKJ^/o  aller  Landwirthe  Orundeigenthfimer  und  nicht  Pächter  sind.** 

3.  Zust;ind('  der  vorlx'sproclicm'ji  Art  iiiöoeii  da  aiii  luirtiutckiu- 
sten  sich  t'iiiiiiöteii.  ^yo  ( in»ssaniiHl))t'sitz  und  Parcel lenpacht  mit 
dem  Absentiismus  eiiihergolit  (wit^  wiederum  in  Irland,  znm  Theil 
auch  in  Italien  der  Fall),  der  YerpfirUter  daher  jode  Fühlung  und 
jedes  menschliche  Fühlen  mit  der  Lage  der  Pächter  mehr  und 
mehr  verliert,  wohl  gar  des  unmittelbaren  Risicos  des  Eingangs 
der  Pachtschuldigkeiten  sich  entschlägt,  indem  an  Stelle  von  Ad- 
ministratoren Obeqiüchter  treten,  welche  das  Land  au  die  bäuer- 
lichen Wirthe  in  Afterpacht  geben.  Die  schon  durch  die 
Parcellenpacht  geschwäclite  Neigung  des  Grundeigenthümers  zu 
Meliorationen  auf  dem  Pachtland  wird  begreiflichenveise  in  dem 
afterveipachtenden  Mittelsmann  sich  vollends  verflüchtigen;  und 
eine  schonungsvolle  Berücksichtigung  der  Lage  der  Kleinpächter 
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Tou  diesem  am  wenigsten  zu  erwarten  soi.  Viel  „wahrscheinlicUer, 
dass  er  seine  Kräfte  zu  wucherisclien  Künsten  aufbieten  wird,  um 
einerr^oits  dem  Grundherrn  durch  Vorschüsse  und  sonstige  Ge- 
fälligkeiten, anderseits  den  Bauern  durch  gesteigerte  Ooncurrenz 
und  rücksichtslose  Härte  so  viel  wie  m(}gUch  abzugewinnen" 
{Boscher). 

Ii)  Irland,  wo  übni;i  us  eine  Bill  von  1889  die  Entstehung'  neaer  Middleaien 

verboten  hnt.  wnr  frühci  der  Fall  iiiclit  selten,  dass  l?('sitzMn<j:en  von  uielircren 
1000  Acres  allmählich  in  einzelne  l'aclitungeu  von  30  und  weniger  Acreti  »ertteleu. 
qBs  kam  selbst  vor,  dass  der  Irländer  erst  von  der  fünften  oder  secbsten  Zwischen* 
persoTi  pachtete  .  .  .  (bei  diesem  .System)  erreichten  die  Hi'iitt  ii  .  im  unj^eheure 
Höhe.  Der  Bauer  bezahlte  zuweilen  tur  1  Acre,  von  dem  der  Eigeuthüioer  12  8h 
besoir,  2  Pfund  per  Jahr,  ja  die  Rente  soll  in  einzelnen  Fällen  selbst  das  Zwdlf- 
tachv  (Us  vnni  Kiffenthümer  bezogenen  Betraps  erreicht  haben"^  (Herkner).  Und 
V.  Ompteda  erwähnt,  wie  namentlich  im  Südwesten  von  Irland  auf  den  Hesitzunfren 
des  Lord  Kenmare  (mit  236000  Acres)  die  Middlemen  sich  einfrenistet  haben  und  nun 
den  kleinen  Afterpächteru  200  und  mehr  Procent  l'a«'htauf'schla};  abpressen.  Die 
Zahl  der  Abseutees  in  Irland  wurde  1871  {reschätzt  wie  lul-f.  1443  ausserhalb 
Irland  Lebende  mit  .3  205  000  Acres,  44%  in  Dublin  Lebend*  mit  4t>7öOOÜ  Acres, 
im  Granzen  5939  mit  7  280  000  Acres,  d.  h.  mit  .%7o  der  (Jesammt tläche.  -  Einen 
Tlicil  der  iris<  lini  CrnntilH-sitzer  charaktiMn>ii  if  ein  irischer  <)berri(  litcr  mit  den 
Worten:  „Tyrannen,  welche  stets  ein  tbnneUes  Hecht  auf  das  äusserste  verfolgen, 
die  ihren  unglackUchen  Tenants  den  letiten  Heller  auRpressen,  die  ihre  Stellnnjgr 
nur  als  oin  ronnnercielles  Geschäft  in  d<  r  scliärfti n  üidi  uf im^'  iLs  W()rf<  l>o|iandeln.'" 
■ —  Ueber  die  Afterverpachtuugeu  in  Italien  und  die  daselbst  vorkommenden  Miss- 
brftnche  siebe  Eheberg,  a.  a.  0.,  S.  122. 

4.  Diese  extrenif^ten  ErsclieiniuiLicii  (l(»r  Parcellenpacht  werden 
freilich  nur  da  sicli  entwickeln,  wo  dor  verpachtende  (.irossurund- 
besitz  mit  piikm'  gewissen  Ausoseliliessli  clikeit  hen-scht.  daijej^en 
da  in  al»u,est:hwächteMi  Maasse  hervortreten,  wo  die  Landbevölkfrunir 
im  GrosstMi  und  Ganzen  auf  eiijeneni  Grund  und  Boden  sitzt  und 
desshalb  nur  die  Zupachtunc  einzelner  Parcellen  in  Fracre  steht; 
weil  der  ökonomische  Eückhalt,  welchen  ein  bereits  vorhandener 
Besitz  bietet,  die  Pachtnachfrage  minder  dringlich  gestaltet  und 
desshalb  den  Wettbewerb  in  den  Steigerungsterminen  in  gewisse 
Schranken  bannt.  Auch  da  braucht  die  Parcellenpncht  nichts  ohne 
Weiters  Bedenkliches  zu  haben,  wo  der  Ertrag  einer  oder  mehrerer 
Pachtparcellen  zu  einem  durch  sonstige  Lohnarbeit  (als  landwirth- 
schaftlicher  Tagelöhner ,  Fabrikarbeiter)  verdienten  Einkommen 
lediglich  ergänzend  hinzutreten  soll;  denn  in  solchen  Fallen  wird 
selbst  ein  hoher  Pachtschilling  von  den  Betheiligten ,  welche 
arbeiisfireie  Stunden  auf  diese  Weise  wirksam  ausnützen  wollen  und 
dafür  füglich  nur  einen  bescheidenen  Tagelohn  sich  zu  verrechnen 
brauchen,  willig  jederzeit  bezahlt  werden,  obschon  diese  Willigkeit 
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die  ethische  Berechtigung  einer  soIcIhmi  thatsächlichcii  rol)erzahhmg 
selbstredend  nicht  zu  begründen  vermag.  Immerhin  muss  auch 
hier  im  Auge  behalten  werden,  dass  die  von  solchen  Elementen 
(Arbeitern)  ausgehend i'  starke  Nachfrage  nach  Pachtland  die  eigent- 
lich land^virthschafttreibende  Bevölkerung  in  imangenehme  Mit- 
leideiisehaft  dann  leicht  ziehen  kann,  wenn  diese  selber,  wegen 
der  Kleinheit  des  eigenthümlichen  Besitzes,  an  den  Fachtungen 
sich  zu  betheiligen  genöthigt  ist,  weil  die  von  derselben  an  den 
Verpächter  abzuführenden  übermässig  hohen  Pachtschillinge  das 
Conto  der  Gesammtwirthsehaft  in  negativer  Weise  beeinflussen; 
daher  die  nicht  selten  zu  machende  Beobachtung,  dass  in  Land- 
gemeinden mit  Industrie  die  Fabrikarbeiter  mit  Pachtgennss  so 
häufig  in  günstigeren  Yerhältnissen  als  die  ausschliesslich  Land- 
wirthsehafttreibenden  sich  befinden^). 

5.  Während  die  systematisch  betriebenen  Gutszertrfimmerungen 
unbedingten  Beifall  höchstens  in  den  Kreisen  des  radicalsten  Frei- 
händlerthums finden,  im  Tebrigen  aber  mit  Recht  als  anstössig 
und  wegen  ihrer  Folgewirkungen  als  mindestens  bedenklich  auch 
von  Jenen  erachtet  werden,  welche  an  sich  dem  Grundsatz  der 
Freitheilbarkeit  der  Güter  huldigen,  muss  es  immerhin  Wunder 
nehmen,  dass  die  Verleitung  zu  Pachtüberzahlungen  durch 
Ausbieten  des  Landes  in  kleinen  und  kleinsten  Parcellen 
und  die  damit  Hand  in  Hand  gehende  Aneionun«^  von  Quoten  des 
Arbeitswerths  der  rarcellenpächter  durch  die  ( 1  rund eigenthüm er  noch 
immer  mit  diMi  Anschauungen  guter  Sitte  wohl  vereinbarlich  erscheint. 
Dies  hängt  olieubar  theihveise  damit  zusammen,  dass  die  in  den 
Gegenden  der  Gemengelage  begüterten  juristischen  Personen  (Staat, 
kirchliche  Fonds  etc.)  die  in  den  ( nniiarkungcn  zerstreut  liegenden 
Eigenthunisstncke  SLlnver  anders  als  in  der  Form  der  Parcellen- 
pacht  verwrrtlien  können,  so  dass  im  Hinblick  auf  die  venwirlitenden 
Stellen  die  erwiilnite  Veri>aclitnnusweise  ü'ewissermaassen  als  obriu- 
keitlieb  sanctiouirt  gelten  kann  :  /um  Tlieil  auch  damit,  dass  wenn, 
wie  meist  in  Fällen  der  vorliegenden  Art.  das  in  Parcellen  aus- 
gebotene  Pachtland  gegenüber  dem  von  der  ansässigen  Bevölkerung 
eigeathümlich  besessenen  zurücktritt,  die  ökonomisch  naclitheiligen 
Wirkungen  der  Parcellenpacht  selber  viel  weniger  hart  in  die  Er- 
scheinimg treten.  Zum  Tlieil  aber  ist  das  Urtheil  über  die  Par- 
cellenpacht durch  hereinspielende  philanthropische  Erwägungen 
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getrübt,  insofern  man  in  der  Zerschlagung  von  Gütern  und  der 
parcellenweisen  Verpachtung  der  Einzelstücke  das  Mittel  zur  Ver- 
dienstgelegenheit  für  eine  über  den  natürlichen  NahrungSBpielraum 
hinausgewachsene  Bevölkening  zu  finden  wähnt,  und  es  unter- 
liegt gar  keinem  Zweifel,  dass  manche  derartige  Gutszerschlagungen 
Ten  an  sich  wohlgesinnten  G-rossgrundbesitzem  nicht  sowohl  in 
der  Tendenz  höherer  Yerwerthung  des  Grund  und  Bodens  als  in 
der  wohlmeinenden  Absieht  reichlicherer  Yerdienstbeschaffung  für 
kleine  Leute  vorgenommen  worden  sind.  Es  ist  aber  leicht 
einzusehen,  dass  die  Pareellenpacht  als  Panaeee  gegen  die  Wir- 
kungen einer  thatsüchlichen  UeberyOlkerung  auf  die  Dauer  als 
gänzlich  eitel  sich  erweisen  muss.  Die  durch  die  Pacht  von  Par- 
cellen  erleichterte  Gründung  eines  eigenen  Haushalts  ist  viel 
zu  verfllhreriseh,  als  dass  die  grosse  Masse  dem  widerstehen 
konnte;  und  die  Erfahrung  zeigt  denn  auch,  dass  mit  der  Ein- 
führung der  Pareellenpacht  alsbald  neue  Familiongründungen  vor- 
genommen werden,  die,  weil  sie  in  dem  unsicheren  Grund  kurz- 
fristiuti  Pachtcontracte  wur/.t'lii.  die  Bedingungen  des  Gedeihens 
noch  weniger  als  die  vorher  bestandenen  in  sich  tragen.  Kann, 
wo  ein  Missverlniltniss  zwischen  der  ansässigen  Bevölkerung  und 
der  Bodenbewirthsihattungsflache  besteht  und  nicht  etwa  das 
Entstehen  von  Industrien  der  überschüssigen  Jievölkerung  Be- 
schäftigung gewährt,  nur  ein  ents]>iechender  Wegzug  einen  Tlieils 
der  letzt-eren  dauernd  Wandel  schaffen,  so  befördert  uinuekelirt 
die  Parcolleni»aehtausl)i(>tung  die  Schollenkleherei  und  verschlim- 
mert daher  das  Uebel,  das  sie  zu  heilen  sich  untcrnahni:  und 
zwar  um  so  mehr,  als  die  neuen  Familiengrfindungen  aut  der 
Fortdauer  des  Pachtverhältnisses  beruhen,  also  jeder  neue  Pacht- 
terrain wegen  des  erweiterten  Kreises  der  pachthungrigen,  von 
Sorge  um  die  Behauptung  der  Pacht  erfüllten  Elemente  den 
Wettkampf  um  die  Pachtgüter  stets  erbitterter  ger^talten  wird.  So 
kann  es  sehr  wohl  kommen,  dass  das,  was  in  wohlmeinender  Ab- 
sicht Segen  liringen  sollte.  Allen  zum  Fluch  wird:  eine  Umkehr 
aber  von  der  beschritteuen  Bahn,  nachdem  zahlreiche  Existenzen 
mit  dem  Institut  der  Pareellenpacht  yerwachsen  sind,  je  länger, 
je  schwieriger  sich  erweist. 

6.  Ueberau,  wo  das  Parcellenpachtsystem  mit  einer  gewissen 
Ausschliesslichkeit,  also  ungeschwäcbt  durch  die  Gegenwirkungen 
eigenthümlichen  Besitzes  oder  sonstiger  Verdienstgelegenheit  vor- 
waltet, wie  in  den  Gegenden  des  Gross-  und  namentlich  des  Lati- 
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luiidienbcsitzes,  wird  langsam,  aber  siclicr  ein  Zeitpunkt  eintreten, 
in  dem  jenes  Institut  an  seiner  inneren  Unnatur  zusammenbriclit, 
weil  unter  den  Händen  des  stetig  anwachsenden,  in  Massenelend 
versunkenen,  in  Kohheit  und  Unbildung  verkommenden  IMcliter- 
Proletariats  der  ihm  ültcrlasseno  Boden  gänzlich  zu  verwahrlosen 
drolit  und  die  massenhaft  sicli  häufenden  Faehtrückstände  den 
Werth  der  Verpachtung  illusorisch  erscheinen  lassen.  In  einem 
System  staatlicher  Laissez- faire -Politik  kann  es  dann  wohl  ge- 
schehen, dass  der  Grossgrundbesitzer  die  gesammte  Pächter- 
hevMkerung  austreibt  und  von  demParcellarbewirtbschaftangssystem 
zu  dem  ihm  jetzt  yortheilhalter  erscheinenden  System  der  Lati* 
fundienwirthschaft  durch  Widmung  des  Landes  zu  Weideboden, 
d.  h.  inmitten  hochcultivirter  Yerhältnisse  zu  den  rohesten  Aus- 
gangspunkten der  Agricultur  zurflckkehrt  (einzelne  Theüe  Ton 
Schottland,  römische  Campagna);  doch  ist  es  bezeichnend  fOr  die 
Wandlung  in  den  staatspolitischen  Anschauungen,  aber  auch  für 
die  feineren  Schwinginigen  des  TolksgefÜhls  gegenüber  rücksichts- 
loser, wenn  schon  legaler  Verfolgung  privater  Interessen,  dass,  wo 
die  Verhältnisse  zu  jener  XTnnatur  sieh  zugespitzt  haben,  auch  die 
treuesten  Anhänger  der  bestehenden  Rechtsordnung  vor  gewalt- 
samen Eingriffen  in  das  missbrauchte  Eigenthumsrecht  nicht  zurück- 
schrecken, wenn  eben  nur  auf  diesem  Weire  das  Grundeigentluun 
seiner  Aiitprabe.  als  nationales  ProductionsniiUt  l  höchster  Bedt  iitiuio- 
in  einem  der  jeweiligen  Stufe  der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung 
entsprechendem  Grade  in  Thätigkeit  gesetzt  zu  werden,  erhalten 
bleiben  kann.  Die  mildeste  Form  der  oresetzsreberischen  Tnter- 
v  e n  t  i  0 n  s  p  o  1  i  t  i  k  wird  in  solchem  Falle  die  ErüünznnLi-  des  privat- 
rechtlichen Theils  des  Pachtrechts  durch  socialrechtlicho  Vorschriften 
sein,  welche  die  Pächter  nicht  mehr  sehnt/los  dem  Kecht  des  Stär- 
keren preisgeben  (§  35):  die  radicalere  Lösnnir  aber  wird  auf  die 
gütliche  und  zwangsweise  Heseitiuunu'  des  unhaltbar  gewordenen 
Pachtsystems  und  auf  die  Xeiischaftimg  eines  auf  eigener  Scholle 
sitzenden  Bauernstandes  aus  der  Klasse  der  Pächter  abheben,  wie 
schwer  auch  die  Durchfühnuig  dieser  Aufgabe  Angesichts  des  zur 
Verfügiuig  stehenden  Menschenmaterials  sich  erweisen  mag.  Jahr- 
hunderte alte  Sünden  können  freilich  nicht  durch  einen  Feder- 
strich der  Gesetzcrebung  wett  gemacht  werden;  und  Generationen 
mOgen  darüber  hingehen,  bis  beispielsweise  der  irisehe  Zeitpächter 
nach  seiner  Umwandlung  in  einen  grundbesitzenden  Eigenthümer 
auf  eine  Stufe  der  Gesittung  und  der  Wohlstandslage  wieder 
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emporgehoben  sein  wird^  die  auch  der  kleinste  Zwergwirth  im 
Saden  des  Deutschen  Beichs  seit  langem  erklommen  hat*). 

7.  Eine  nähere  Würdigung  gerade  des  Parcellenpachtwesena 
mit  allen  seinen  möglichen  und  wirklichen  Auswüchsen,  wie  sie 
Torstehend  Platz  griff,  war  nicht  bloss  desahalb  geboten,  weil  sie 
lehrt,  dass  das  Zeitpachtwesen,  wo  es  einen  herrschenden  Factor 
im  Grandverkehr  bildet,  auf  eine  bedenklich  abschüssige  Bahn  ge- 
rathen  kann,  auf  der  kein  Anhalt  mehr  ist,  sondern  auch  desshalb, 
weil  gerade  das  Gebiet  der  PareeUenpacht  die  gänzliche  ünhalt- 
barkeit  des  Systems  des  fireien  unbehinderten,  nur  durch  das 
souveräne  Belieben  der  betbelUgten  Parteien  geregelten  Wett- 
bewerbs in  diesem  Gnindverkehr  aufs  grellste  beleuchtet.  Denn 
nirgends  weniger  wie  im  Wettbewerb  um  das  unvermehrbare.  im- 
übertragbare  Productionselement  Gmnd  und  Boden  kuiiii  von 
einer  zu  jeder  Zeit  und  ülu'rall  vorliiUidenen  I-Mkmi  It  ürtigkeit  der 
Parteien  die  Rede  sein,  während  diese  KlMMihürtio-keit  docli  die 
nötbiee  Voraussetzung  dafür  ist,  dass  ,ini  tiM  icn  Spiel  der  natür- 
lichen Kräfte"  die  Waare  den  ihrem  inneren  Werth  entsprechenden 
Marktpreis  jederzeit  erhalte.  Verkehrt  freilieh  würde  es  sein,  wenn 
mit  dem  Missitraueh  der  ül)erleoTnen  StelliiiiLi-  der  jeweiligen  Boden- 
eigenthümer  gegenüber  den  die  landwirthbchattliche  Betriehsarlieit 
Verrichtenden  die  Forderung  der  lieseitigung  des  Frivatcigeiithunis 
am  (inind  und  Boden  und  die  Uel)ertulining  des  letzteren  in  <h^n 
Besitz  (ier  Staats-  oder  der  comniiinalen  Gemeinschaft  begnindet 
werden  wollte,  weil  man  verständigerweise  ein  krankes  Glied  nicht 
amputiren  wird,  wenn  dessen  Heilung  auf  minder  gewaltthätige 
Weise  sich  möglich  enveist,  w^eil  femer  die  Nutzbarmachung  des 
staatlichen  oder  Gemeindebesitzes  im  Sinn  der  „Bodenreformer'* 


Vgl.  zu  diesen  Austuhrungen  die  Nofiz  von  Roscher  (Anm.  1  zu  §  68), 
da«ä  in  der  römischen  Canipagna  »llein  die  Coloiinns  während  (h^s  15.  Tuhrliunderts 
mehr  pnt  bewohnte  Dörfer  b^sasseii,  a!s  die  ganze  Provinz  in  -.riuwiirtijx  Päditer 
zählt.  Berüchti};^  sind  auch  die  .. Liclitunpen"  d©r  Herzu  irni  von  Sutherland, 
wililif  zwisclifn  1814  und  182<)  ;i(M)(t  Fjniiiücn  ausfretrieben  hatte:  Sutherland  ist 
dadurcii  iluils  eine  uujreheuere  Schalwiide,  unter  einijre  grosse  l'äehter  vertheilt, 
theils  ein  ^noss^  s  Jagdremr  geworden,  .,Eliiödeii  olnn'  lüuun»',  in  denen  nur  daa 
Tfothwild  iitlein  haust"  -  es  ist  dunliaiis  nnproduitiv  und  .,hätto  ebensogut  in 
die  Fluten  der  Nordsee  versenkt  werden  konneu".  Der  über  diesen  Vorganjj 
schreibende  Ch.  Gaj  Roberts  verfrleiebt  die  Weidepächt^r  mit  australischen 
Squatt43rs  unter  dem  Hinweis,  dass  in  den  letzten  ÖO  Jahren  dii>  Wridru  und  Heiden 
fast  alle  sicli  verschlechtert  habeu;  wesshalb  demi  auch  der  jetzige  (iruudherr  - 
an  da«  frnher  Gewesene  anknüpfend  —  die  Riesenpachtnufren  wieder  za  terseblagen, 
das  Ackerliind  zu  vennehren  sich  bemüht,  damit  „das  Land  t  l)ensowohl  Menschen 
wie  Schafe  uähre".  (Siehe  darüber  auch  Laveleye,  de  la  propriete  et  de  »es 
formes  primitiveB,  1891,  S.  4öl. 
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ebenfalls  im  Weg  der  Zeitpacbt  zu  erfolgen  hätte,  die  Eigenschaft 
des  Pachtlandes  aber  als  Staats-  odpr  Gemeiudelaud  keineswegs 
unbedingte  Sicherheit  für  die  Fernhaitimg  von  Answticlison  des 
Zeitpachtwesens  gewährt.  Die  vielfach  i^rundsüt/lkh  abfiilli,s:on, 
nicht  selten  zu  absolut  gehaltenen  Urtheile  über  die  Institution  der 
Zeitpacht,  welchen  man  bei  sonst  vorurtheüs&eien  Schriftstellern 
begegnet,  dürften  jedenMls  eine  Warnung  sein,  eine  Institution, 
die  mit  und  neben  der  Eigenbewirthsehaftung  sicherlich  an  sich 
eine  Daseinsberechtigung  hat,  zur  ausschliesslichen  Bechtsfonn  der 
Landbewirthschaftung  erheben  zu  wollen,  worauf  doch  die  erwähnten 
Bestrebungen  der  Bodenreformer  thats&chUch  abzielen. 

§  35.  PachtcoQtract  und  Pachtrecht^). 

1.  Mit  yereinzelten  Ausnahmen  ist  das  geltende  Becht  von 
der  Anschauung  geleitet,  dass  das  Verhältniss  zwischen  Verpächter 
und  Pächter  ein  rein  privatrechtliches,  dem  Willen  (der  Willkür) 
der  Parteien  ausschliesslich  unterworfenes  sei  und  dass  die  Gesetz- 
gebung sich  darauf  beschränken  dürfe,  etwaige  Lücken  des  abge- 
schlossenen Vertrags  in  einer  dem  muthmaasslichen  Willen  der 
Parteien  entsprechenden  Weise  zu  ergänzen.  Auf  den  Inhalt  dieser 
privatrechtlichen  Normen  Über  Pacht,  die  länderweise  eine  gewisse 
Mannichfaltigkeit  aufweisen,  ist  an  dieser  Stelle  nicht  näher  ein- 
zugehen, ebenso  nicht  auf  diejenigen  Dinzelheiten,  welche  in  die 
Pachtverträge  zur  Sicherung  einerseits  der  Bechte  des  Verpächters, 
anderseits  derjenigen  des  Pächters  aufgenommen  zu  werden  pflegen, 
betreffs  deren  vielmehr  auf  die  Fachliteratur  (Lehrbücher  der  laiid- 
wirthschaftliehen  Betriebslehre)  zu  verweisen  ist.  Für  den  V  e  r  - 
Pächter  wird  immer  die  Hauptsache  sein,  dass  er  gegen  eine 

Lehrreich  in  Büzujj:  auf  Pachtrecht  und  Inlialt  der  Fachtrerträp'  sind  iua- 
besoudere  die  Schritten  von  ülomeyer  und  Drechslfr,  Ji.  a.  O.;  vor<rl.  tiir  lin- 
zelne  Materien  des  Pachtrechts  auch  die  Verhandlungeu  des  deut.si  lii  ii  J.andwirth- 
schaftsrahtes  hefrcfTs  des  „Eutwuil^j  eines  bürg^erlichen  Gesetzbuchs",  iiisbesoHder«' 
das  Referat  von  St  liulmiacher-Zarchlin  (Archiv  18W,  S*.  260  ff.),  der  den  im 
Entwurf*  festfrehaltuiicu ,  übrifj^ens  schon  vom  deutsclien  Juiisteutag  abgelehutfu 
(irundsatz:  ^Kauf  bricht  Miethe  (Pachte  gelegentlich  „als  ein  der  Caltur  des 
(iruiid  und  nddoiis  tViiHlliclH's  i'rincij)  bezrifbnet,  wolehes  in  seiner  Schädlichkeit 
nur  noch  übertrotfeu  wird  durch  die  Verschuldung  des  Gruudbeüitzeü  nach  Kapital, 
statt  nach  Rente**.  Vgl.  auch  4en  filteren  Aufsatz  von  Knaus,  Ueher  den  sodalen 
Wcrtli  drs  Zcitpächterstandes  Ttih.  Ztschr. ,  1844,  »S.  50  iT.i.  wo  lange,  dauernd 
gcsiciierte  l'achtuugen,  MitMihung  von  tield-  und  Naturalieuzahliuig ,  angemessener 
GutBumfang  (kein  Parcellenpacht),  Terrnddung  des  Anfstreichverfahrens,  Sclüichtuu): 
von  Streitigkeiten  durch  Schiedsgerichte  gefordert  yrjriL 
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deteriorirende  BewirthscliaPtunirsweise  des  Pächters  sich  Gfosrbützt 
sieht,  welcher  Schutz  freilich  viel  mehr  durch  die  pereönliclie  Tüchtig- 
keit und  Kapitalkraft  des  Pächters,  durch  maasBToUe  Festsetzung 
des  Pachtzinses  und  nicht  zu  kurze  Bemessung  der  Pachtdauer  als 
durch  noch  so  Terclausulirte  Vorschiiften  über  Wirthschaftssysteme, 
oder  durch  Verbote  des  Verkaufs  you  Futfcer,  Stroh,  Dfinger  etc. 
und  ähnliche,  die  Wirthschaftsgebahrung  einschränkende  Bestim- 
mungen, Über  deren  praktischen  Werth  man  billig  Zireifel  hegen 
kann,  gewährleistet  sein  wird.  Fär  den  Pächter  hinwiederum 
ist  der  ruhige,  ungestörte  Genuss  des  Pachtobjectes  während 
der  Bauer  des  Pachtverhältnisses  (Wichtigkeit  des  Grundsatzes: 
„Kauf  bricht  nicht  Pacht"),  insbesondere  der  Schutz  vor  allzu 
rigorosen,  den  Verpächter  zur  einseitigen  Auflösung  des  Ver- 
tiiiGs  berechtigenden  Stipulationen  (z.  B.  bei  Verfehlunp:en  des 
Pächters  sreiren  gewisse  Vertragsauflagen,  beim  Vorhandensein  von 
Pachtnlckdtüiulen  etc.)  von  besonderer  Bedeutung.  Dass  Pachtnach- 
lässe bei  Unglücksfällen,  gegen  welche  eine  Versichern iiLTsnahme 
ermöglichst  ist  (Feuer-,  Hagelschaden,  Viehsterben)  im  («rundsatz 
nicht  gewährt  werden,  ist  ebenso  zu  billigen,  wie  der  Ausschluss 
solcher  bei  Missernten  mindestens  in  länger  dauernden  Pacht4>n. 
die  durch  den  Wechsel  von  guten  und  schlechten  Firntejaliren  eine 
Art  Selbstversicherung  ernK'iglieiHui .  während  allerdings  dieser 
Ausschluss  bei  kurzen  Pachtiierioden  die  Härten  dieses  Systems 
wesentlich  verschärft.  Sehr  zweckmässig  wird  es  sein,  alle  aus 
dem  Pachtvertrag  sicli  etwa  ergebenden  Streitigkeiten  nicht  an  die 
ordentlichen  Gerichte,  sondern  an  ein,  ven  erfahrenen  unabhängigen 
Landwirthen  gebildetes  Schiedsgericht  zu  verweisen. 

2.  Zu  rflgen  ist  es^  wenn  der  Verpächter  —  die  im  gegebenen 

Fall  ihm  zustehende  überlegene  Machtstellung  missbrauchend  — 
den  Pächter  Auflagen  anzuerkennen  nöthigt,  die  —  nach  den 
herrschenden  Rechtsanschauungen  und  Gewohnheiten  —  dem  Wesen 
der  Pacht  Ircmd  und  lediglich  daraiit  berechnet  sind,  die  dem 
Bodeneigenthümer  obliegenden  Verpflichtungen  auf  den  Pächter  zu 
fiberwälzen Wenn   beispielsweise  in  Pachtverträgen  Clausein 


Vgl.  hiiuichtUch  des  (iesnjrtpn  nticli  dir»  solir  /.iitrrtrcii'ii  u  I'riiicrkuugtin  bei 
8uttegast,  ä.  0.,  S.  38ö  fi'.,  wo  die  Ucätiuimungen  umucher  i'uchtcuutracte  mit 
^DamnenBclirattben'*  verglichmi  -  werden,  and  die  Angaben  Aber  onerfise  Pachtbe* 
stinimungeti  bei  einzelnen  pussit  ri  (rutsverwaltungt' u  in  Kaden  in  (l«ni  f'omniission-: 
beiieht  des  »eiherru  vou  Bodiuanu-Loretto  au  die  1.  Kammer  der  Liiudstäude 
(Mlag»  No.  643  zam  Ftotokoll  der  Sitsiiiimr  vom  2..  April  1892).  . 
BnehenberffAr,  A.,  Agnrpalitik.  L  13 
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sich  befinden,  inhaltlich  deren  der  Pächter  bestimmte  Meliorationen 
ohne  Schadloshaltung  für  den  Aufwand  vorzunehmen  für  verpfliclitet 
erklärt  wird:  oder  wenn  der  Pächter  vertragsgemäss  die  Baulast 
für  die  Gebäude,  selbst  im  Fall  ükt  Zerstörung  durch  Brand  und 
ohne  BflckBicht  darauf,  ob  die  Brandentsehftdigung  die  Baukosten 
decken  wird,  auf  sich  nehmen  mnss;  oder  wenn  die  Verpächter 
in  Bezug  auf  das  Gesinde,  um  die  Wirkungen  des  Unterstfitzungs- 
wohnsitzgesetzes  auszuschliessen,  bei  hohen  Con?entionalstrafen  oder 
unter  Androhung  anderer  Bechtsnacfatheüe  dem  Pächter  zur  Pflicht 
machen,  dass  er  durch  rechtzeitige  KUndigung  den  Erwerb  des 
ünterstCttzungswohnsitzes  durch  das  G-esinde  yerhindere,  gegebenen- 
falls also  sich  der  Mitarbeit  tflchtiger,  erprobter  Leute  im  fisca- 
lischen  Interesse  der  Gutsherren  entschlagen  muss;  oder  wenn  die 
Erben  des  Verpächters  verpflichtet  werden,  bei  der  durch  den  Tod 
des  Pächters  nOthig  gewordenen  NeuTerpachtung  den  etwaigen 
PachtmindereilQs  dem  Verpächter  zu  ersetzen,  so  zeigen  solche, 
der  Wirklichkeit  entnommene,  hoffentlich  vereinzelte  Vorgänge, 
wie  sehr,  selbst  heutzutage  noch,  manchen  Grundbesitzern  die 
Erkenntniss  der  mit  dem  Besitz  von  Grund  und  Boden  verknüpften 
socialen  Pflichten  ah^^eht;  aber  sie  weisen  auch  mit  besonderer 
Dringlichkeit  auf  die  Nothwendigkeit  hin,  das  Recht  des  Padit- 
wesens  mehr  als  bisher  nach  verwaltungsrechtlichen,  von  socialem 
Geist  erfüllten  Normen  auszugestalten,  die  dem  Pächter  einen  un- 
bedingten Kechtsscluit/.  gegen  Willkühr  und  Dmck  von  Seiten  des 
Vei^pächters  in  ähnlicher  Weise  gewähren,  wie  ein  solcher  der 
Darleihung  beweglicher  Güter  in  der  Form  von  Wuchergesetzen 
zu  Gunsten  bedrängter  Schuldner  längst  besteht.  Eine  solche  Neu- 
ordnung des  Zeitpachtwesens  setzt  freilich  eine  tiefere  Einsicht  in 
das  Wesen  desselben  voraus,  als  ihr  bis  jetzt  in  weiten  Kreisen  zu 
Theil  geworden  ist,  oder  aber  jenes  üebermaass  des  Elends,  welches 
die  schrankenlose  Ausübung  der  Macht  des  Grundeigenthums  in 
dem  grossbritannischen  Inselreich  erzeugte  und  dessen  eindringliche 
Sprache  allerdings  überzeugender  als  alle  speculativen  Deductionen 
den  Ben  eis  erbrachte,  dass  das  durch  kein  Verwaltungsrecht  be- 
grenzte Eigenthumsrecht  am  Grund  und  Boden  „vermöge  der  in 
ihm  liegenden  Macht  den  Pachtvertrag  zu  einem  gezwungenen,  die 
Pacht  zu  einer  wirtiischafilichen  Unfreiheit*^  gemacht  und  in  un- 
vermeidlicher Weise  jenen  Klassenhass  und  jene  Bevolutionen 
gezeitigt  hat,  die  schliesslich  nichts  sind  als  „der  Ausdruck  des 
Widerspruchs,  der  in  der  vollen  und  onbedhigten  Geltung  des 
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unantastbaren  Eigenthums  von  Grundkapital  liegt  —  der  Hass  und 
der  Kampf  gegen  die  Höhe  der  Pacht,  welche  die  Grundrente 
übersteigt,  gegen  die  Zersplitterung  in  kleine  PachthCfe  und  gegen 
die  Willkühr  in  der  kurzen  Pachtzeit"'). 

3.  Beform  Vorschläge.  Einem  von  socialen  'If-iilits]  »unkten 
getragenen  Verwaltungsrecht  des  Pachtwesens  würde  im  Sinn  der 
vorangegangenen  Betrachtungen  vor  Allem  die  Aufgabe  zufallen, 
den  im  Gebiet  der  Parcellenpacht  durch  rflcksichtslose  Verfolgung 
der  privaten  Interessen  des  Grundeigenthums  drohenden  Aus* 
wüchsen  dieser  Institution  zu  begegnen,  sei  es  dadurch,  dass  man 
im  AnschluBS  an  die  Behandlung  sittlich  anstdssiger  Geldverleih- 
gesch&fte,  die  Ausbeutung  der  Noth,  der  Unerfahrenheit,  des  Leicht- 
sinns des  Pächters  zur  Erzielung  übermässiger  Pachtzahlungen 
oder  sonstiger  Vortheile  aus  dem  Pachtvertrag  als  Pachtwucher 


Y.  Stein,  a.  a.  0.,  S.  It3  und  126,  ferner  ebenda  S.  137  ff.  nnd  8. 145  ff.: 

^Jede  wahre  .  .  .  landw.  Verwaltung  muss  neben  dem  gössen  Hesitz,  dessen  der 
landw.  Fortschritt  niclU  entbehren  kann,  und  dem  kleinsten  Besitz,  der  auch  den 
Tagelöhner  wenigstens  für  den  Tag  unabhängig  macht,  den  mittleren  Besitz  ent- 
weder in  sein  Recht  einsetzen  oder  ihn,  wu  er  nicht  ▼orhanden  ist,  durch  eine 
(»ffct?  1 1  ich  -  ref'litlicho  Ordinmir  des  rsichtwesen»  möglich  machen  .  .  .  . 
Irland  ist  dasjeni^'t'  Land  iu  Europa,  in  welchem  die  Staatsidee  am  machtlosesten 
geworden  ist,  w«  il  sie  durch  die  Geschichte  des  Besitzes  untähig  ward,  eine  der 
Verfassun^r  »'titsydiclieiulf  Verwaltung  zn  erzeugen  .  .  .  Irland  nnd  Süditalieu  sind 
die  beiden  Theile  Kuropas,  iu  denen  die  ganze  üffeutliche  Autgabe  iu  üezug  auf 
die  Landwirthschaft  nch  in  der  Qerichtspflege  und  in  dm  Mittebi  erschdpft  (hat), 
die  Pachtrciitf  einzutreiben  ....  Wir  frliuiboii ,  dass  flii  l^-uv/.  tu i beschränkte 
Herrschaft  des  Eiuzeleigenthums  und  des  Pacht-,  Mietli-  und  Arbeitsvertrags  auf  die 
Dauer  nicht  bestehm  luum,  ohne  die  gröseten  (fefiduren  fifar  alle  enropüBehen 
Völker  mit  sich  zu  bringen  .  .  .  ,  dass  jedes  Land  in  der  höchsten  Gefahr  ist,  in 
welchem  auf  diesem  Gebiet  das  Einzelinteresse  in  der  Form  des  strengen,  römisch- 
rechtlichea  Eigenthtimsrechts  keine  Begrenzung  durch  die  Aufgabe  und  das  Be- 
wvaitsein  der  Staatsidee  findet  .  .  .  nnd  dass  der  Inhalt  des  (neu  zu  schaffenden) 
Verwaltunprsroclifs  dts  Pachtwesens  .  .  .  kein  anderer  sein  kann  als  der,  die  kapital* 
bildende  Kratt  des  l'achtwesens  gegen  das  Einzelinteresse  zu  schützen."  Und 
Rahland,  a.  a.  ().,  S.  104  hebt  unter  dem  Hinweis  auf  Schäffle's  gleichbedeu- 
fmder  Behandlung  von  Pacht  und  Credit  unter  der  allgemeinen  Bezeichnnnfr  ..  Lf'ihe" 
hervor,  dass  „während  tiir  die  Leihe  mobiler  Arbeitspruducte  bezüglich  der 
unsittlichen  B4»«leh«ninff  sich  Hingst  ein  Beirriff  giehildet  hat,  welcher  den  sitt- 
lifhen  Makel  offen  an  der  Stirno  träfrt.  man  für  da,<  immobile  Arheifsproduct,  für 
das  Grundkapital,  weder  beim  Kauf  noch  bei  der  Leihe  eine  ähnliche  Bezeichnung 
als  üblich  kennt^,  obgleich  vom  Pachtherm  „hondertfaltifr  Praktiken  geübt  werden, 
die  von  jedem  billig  denkenden  Menschen  als  sittlich  verwerflich  gebrandmarkt 
werden.  Auch  Menger  ^Das  bürgerliche  Recht  und  die  besitzlosen  iüassen  in 
Brann*8  Archiv,  Bd.  II,  8.  447),  dessen  Kritik  des  Entwurfs  de«  deutschen  bürger- 
lidien  Ctesetzbuchs  im  Üebrigen  auf  eine  sehr  gekünstelte  Aufbauschung  der  Gegen- 
sätze zwischen  Besitzenden  und  Besitzlosen  sich  aufbaut,  glaubt  betonen  zu  sollen, 
dass  die  neue  Wuchergesetzgebung  auf  jene  Verträge,  an  welchen  auch  die 
besit/dosen  Klassen  ein  bedeutendes  biteresse  haben,  namentlich  auf  den  Lohn-, 
Kauf-,  ^lietli-  un(i  Paclitvertrap*  nicnials  aiip^rrdehnt  wurde,  obgleich  hier  der 
Thatbestand  des  Wuchers  uaturgemäss  viel  häutiger  vorkomme,  als  bei  dem 
DarlehnsTertrag. 
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criminell  eifasst^  sei  es,  dass  die  rechtliche  Möglichkeit  der  nach- 
träglichen Herabmindenmg  der  Yertragsmässigen  Yerpfliehtungen 
auf  Anrufen  des  Fftchters  eröffnet,  sei  es,  dass  die  künstliche 
Steigerung  der  Paehtrente  auf  dem  Weg  der  Ausbietung  kleinster 
Farcellen  md  veitgehender  Yerkllrzung  der  Faehtseiten  durch  die 
Normirung  eines  Mindestmaasses  und  einer  Mindestdauer  einzu- 
engen gesucht  wird;  wobei  letzterenfalls  die  Zulassung  von  Aus- 
nahmen durch  die  YerwaltungsbehOrde,  namentlich  soweit  es  sieh 
um  Faehtftbemahmen  durch  Niehtlandwirthe  (Arbeiter  etc.)  handelt, 
selbstredend  vorzusehen  wäre  und  im  üebrigen  die  vorstehend  an- 
gedeuteten Lösungsmöglichkeiten  nicht  etwa  nur  alternativ,  sondern 
sehr  wohl  neben  einander  und  sich  gegenseitig  ergänzend  in  der 
verwaltiinusrechtlichen  Regelung  Platz  linden  könnten.  Vom  Stand- 
])uiikt  spoeiell  der  volkswirthschaitlichen  Productionsinteressen  aus 
dürfte  sodann  namentlich  noch  der  Ersatzanspruch  des  Päch- 
ters aus  melioriren den  Arbeiten  gegenüber  dem  Verpächter 
einer  verwaltungsrechtlicheu  Ordnung  l)e(lurfen :  Auflagen  zur  ent- 
pchädigungslosen  Vornahme  von  MeliorirunLi.<arboiten,  die  über  die 
Dauer  der  Pacht  hinaus  das  Pachtobject  in  seinem  Werth  erhöhen, 
wären  als  reclitlich  unwirksam  zu  bezeichnen  und  es  wäre  ferner 
für  alle  derartigen  Meliorationen,  mögen  sie  mit  oder  ohne  Zu- 
stinruuuig  des  Verpächters  vorgenommen  worden  sein,  dem  Pächter 
beim  Auscheiden  aus  der  Pacht  auf  Anrufen  eine  im  geordneten  Ver- 
faiuren  festzustellenden  Fntschädigung  zuzubilligen,  für  deren  Be- 
messung die  thatsächliclien  Aufwendungen  oder  besser  der  durch 
sie  erzielte  Gutsmehrwerth  die  Unterlage  zu  bilden  hätten. 

4.  Selbstredend  gilt  auch  von  diesem  Gebiet,  wie  von  dem  ver- 
wandten der  Geldleihe,  dass  eine  G-esetzgebung  selbst  repressivsten 
Charakters  doch  nur  die  schlimmsten  Auswüchse  beseitigen  kann, 
eine  gründliche  Heilung  der  Uebelstände  des  Zeitpachtwesens  aber 
nur  von  einer  Vertiefung  der  Anschautmgen  über  den  social- 
ethischen  Beruf  des  Grundeigenthums  zu  erwarten  ist.  Staat 
Gemeinden,  Gorporationen  wie  die  privaten,  nicht  selbstwirthschaffcen- 
den  Grundbesitzer  dürfen  der  Erkenntniss  sieh  nicht  verschliessen, 
dass  das .  arbeitslosjd  Benteneinkommen  aus  Grundbesitz  für  die  die 
bodenbewirthschaftehde  Thätigkeit  ausübende  Bevdlkerungstheile 
um  so  mehr  Anstoss  erregen  muss,  je  mehr  die  Tendenz  der  Boden- 
eigner  offenkundig  wird,  durch  speculative  Ausnutzung  derTages- 
eonjunctur  und  des  ungezügelten  Wettbewerbs  den  Marktpreis  der 
Grundrente  zum  Kachtheil  der  productiven  Arbeit  am  Boden  zu 


Digitized  by  Google 


Absehn.  1.  $  86.  Fachtrecht  iu  QronbritMimeiu 


197 


steigern;  müssen  sich  vergegenwärtigen,  dass  eine,  nicht  in  der 
Steigerung  der  natürlichen  Productionsfähigkeit  des  Bodens  oder 
der  Erhöhung  der  Preise  der  landwirthschaftlichen  Erzeugnisse, 
sondern  lediglich  in  der  ökonomischen  Machtstellung  des  unver- 
mehrharen  Grundkapitals  gegenüber  der  wachsenden  Bevölkerung 
begründete  Pachtpreiszunahme  dauernd  doch  nur  auf  Kosten  der 
volkswirthschaftiichen  Function  des  Grundeigenthums  als  elemen- 
tarsten Produotionsmittels  möglich  sich  erweist;  und  dass  schliess- 
lich die  Grundeigner  selber  es  sind,  die  der  durch  ungemessene 
Ausnutzung  dieser  Machtstellung  langsam  sich  Torbereitende  Rück- 
schlag —  aussaugende  Wirthschafbsweise,  Verarmung  der  Pftchter- 
beyölkerung,  allmähliche  Wiedereinengiuig  der  Landnachfrage  — 
in  empfindlichste  Mitleidenschaft  ziehen  wird. 


§  36.  Pachtrecht  in  Grossbritannien. 

1,  Kin  von  socialeu  (lesichtspiuikten  ^^t  iriniktcs  Fachtreclit  hai  sich  in  dem 
letzten  Drittel  des  Jahrhunderts  in  Grossbritannien  hcratisffobihlct ;  dass  dien 
gerade  in  dem  classischen  Lande  der  Politik  des  luissez  tain-  et  passer  der  Fall, 
erklärt  »ich  leicht  daraus,  dass  die  schreienden  Missstände  des  l'achtwesens  in 
diesem  Lande  auf  eine  AI)hilf'<'  mit  bcMiiiden-r  DriTi^liclikfit  liin wiesen,  währciid 
der  Mangel  eines  solchen  Paclitreehts  aiit  dem  Coutinent  vielleiclii  damit  /-usammen- 
hängt,  dass  hier  (Belgien  ausgeuommeii)  das  Zeilpachtwegen  eine  dominirende  Rolle 
^rliicklicherweise  bis  jetzt  nicht  spielte,  dass  ferner  wegen  der  vielfach  vorherrschenden 
Form  dertiruütt-  und  Mitte Ipacht  und  deä  bei  letzlerer  güuätigereu  VerUältuisiieii 
von  Nachfrage  und  Anfebot  erhebliclie  ITebelatände  im  Pachtweaen  nicht  hervor> 
fTcfrcteu;  endlicli  dass  die  lfi(li;;»'ii  Zustände  des  g«'genden\veise  auch  auf  dem 
Cuntiuent  stark  verbreiti.>teo  ParcüUvupucbtwesens  erst  iu  neuerer  Zeit  Gegenstand 
^össerer  Anfinerksamkeit  gewordra  sind.  —  Das  meist  verbreitete  RechtsverhUtnisa 
/waschen  Eigenthumer  und  Pächter  in  (irossbi-itnnnien  ist  die  sog.  yearly  tenancy,  Pacht- 
recht von  Jahr  zu  Jahr;  Pachtcontracte  mit  längerer  Dauer,  leases  (vorzugsweise  auf 
Kronländereicn  und  Gütern  der  todteu  Uaiid  eingeführt)  waren  bei  dem  privaten 
Grundbeaita  immer  selten  und  sind  es  in  den  letzten  Jahren  noch  mehr  geworden 
(«leases  ixre  going  ant  in  .Scotlaud"). 

Abgesehen  von  dem  Schutze,  welclifn  neuere  (;f'Sf't/.e  dem  Piirhter  geg«'n 
Wildschaden  <  Gesetz  vom  7.  Sept.  1H8())  und  gegen  ZwaugsvuUstreckungeu  des 
Verpächters  auf  die  fthrende  Habe  des  Pächters  gewähren  (Ges.  2b,  Aug.  1883: 
Das  Pfandrecht  des  Eipt^nthümers  darf  nur  für  einen  einjaliri^'-eii  ParhtziiT^  in  An- 
wendung kommen),  sind  namentlich  diejenigen  Gesetze  auch  für  deu  Contineut  von 
besonderer  Bedeutung,  welche  dem  Pächter  einen  gesetzlichen  Anspruch  auf  Ent- 
schädigung für  ^--('scliehene  G u tsmelio r i  r n  n  ii  /iiwiMsrii.  Zw;ir  besteht  in 
einzelnen  Theilen  Englands  schon  seit  langer  Zeit  güwoUuheiti»rechtlick  ein  An- 
spruch des  Pächters  auf  Entschädigung  für  auf  das  Out  gemachte  Kapitalauf- 
wendungen (teuantright).  In  I.  i  n  < ohi shire  hat  z.  B.  der  ub/iehende  Pächter 
anzusprechen:  Die  Hälfte  der  Kosten  au  Leinsaat-.  Baumw<dl-  und  Oelkuchen, 
welche  im  letzten  Jahre  verbraucht  sind;  die  Kosten  des  im  letzten  Jahre  auf  mit 
Futterkräutern  bestellten  Kildiiii  mit  er;:)  brachten  Düngers  werden  völlig  ersetzt; 
ebenso  erliiilt  »t  tine  vtMhiilt.snissmHssi^'-f  Vergütung,  wenn  er  K.ilk.  Mergel.  Th(»n, 
Kuocheuinehi  auf  die  Felder  gebracht  hat.  Gesetzlich  co<lihcirt  wurde  dieses  Gc- 
wohnbeitsrecht  im  Jahre  1883  (aipricnltural  Holdings  act  von  1883 ^  46  und  47 
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Vict.  c.  61)  und  zwar  daliiii:  Jeder  Pärhter,  der  auf  seinem  Gut  eine  der  vom  (Je 
setz  erwähuten  Verbesserungeu  bewirkt,  hat  bei  Beeadiguug  des  Pachtverhältnisses 
bei  seinem  Abzug  eine  Entschidig^uug  zu  verlangen  in  der  Hdhe  des  vollen  Werths, 
welcheu  die  Verliessi  lun^^en  für  den  anziehenden  Pächter  haben.  Als  zn  einer  Kiit 
Schädigung  berechtigende  Mclioratiuuen  sind  angeführt:  1.  Aufführung,  Yurgrüsse- 
rung  von  GebMuden;  Anbt^  von  Korbw^denpflanznngen,  Wiesen,  Gärten,  Hecken, 
Hopfen-  niiil  '  »i  tjrärten,  Verbesserung  von  Wegen,  Wasserläufen  ete.,  T'rbannachung 
von  wüstem  Land,  üferbefcstigmigen  etc.:  2.  Drainagen;  3.  Düngungen  mit  Knochen- 
mehl, Kreide,  Mergel,  Kalk.  Verwendung  zugekaufter  Hilfsdünger  oder  Kraftftitter- 
mittel.  Zu  den  Meliorationen  unter  Ziffer  1  ist  die  schriftliche  Zustimmung  des  Ver- 
pächters Voraussetzung  des  Entschädigungsanspruchs ;  bei  jenen  unter  Ziffer  3  ist  die- 
selbe nicht  erforderlich;  bei  Drainagen  endlich  soll  der  Pächter  dem  Verpächter 
KemuteiBS  von  dem  Yor^aben  geben  und  es  kann  dann  letzterer  die  Drainage  ent- 
weder sell)er  ausführen  unter  Heranziehung  dt  s  Pächters  zu  den  Kosten  iö%  Ver- 
zinsung) oder,  wenn  Jenes  nicht  der  Fall^  der  Pächter  unter  Entschädigungsanspruch 
die  Melioration  ausjRlhren.  Die  Absehfttenng  der  Entschädtgnnf^anapruche  erfolgt 
durcli  Sclneds;reri('hte,  welche  hierbei  m\  besondere  Nonnen  nicht  gebunden  sind. 
—  im  Unterschied  zu  dem  früheren  Recht  hat  weiter  die  genannte  Bill  dem  Pächter 
das  Recht  eingerftnmt,  mit  dem  Pachtgrundstück  festverbundene  Anlagen  (Ein- 
friedigungen, Gebäulichkeiten  etc.)  zu  entfernen,  wenn  er  eine  Knfsehädiguii;r  für 
dieselben  vom  Verpächter  nicht  erhält  bezw.  dieser  sie  nicht  ankaui^i  und  endlich 
ist,  wo  seither  eine  halbjährige  Kündigungsfrist  zur  Lösung  des  Contractes  vor* 
geschriel)»  !!  war.  diese  auf  12  Monate  festgesetist  worden,  sofern  schriftlich  nichts 
Anderes  bestimmt  ist.  l?estrebnn{ren  der  Farmers  Alliance,  welche  darauf  ab- 
zielten, den  im  Geuuss  betiudüchen  Päcliter  (sitting  tenaut»  gegen  eine  Erhöhuug 
des  l'aehtzinses  in  Folge  von  Verbessernugen  zu  schützwi,  haben  in  der  1883er 
Bill  eine  Berücksichtigung  nicht  gefunden.  Eine  TMirän-zrinfr  fand  die  IRR^er  ('•<- 
setzgebung  im  Gesetz  vom  1887  für  kleine,  landvviiib.scluiitlieh  benutzte  Grund- 
stücke unter  2  Acres  (Allotments  and  Cottage  Gardeus  Compeusation  for  Gröps  Act 
1887.  5()  und  51  Vict  c.  26).  Zur  Sichening  der  Kleinpächter  (Croftersi  ir 
Schottland  ist  ein  Specialge8etJ6  v.  25.  Juni  1886  ergangen:  Uuentsetzbarkeit,  so 
lange  die  Pacht  bezahlt  wird,  aber  Höglickheit  der  Auf^be  der  Pacht  mit  1  jähriger 
Kiindi^'-uni^,  Anspriu  b  auf  Meliorationsrrsatz,  Festsetznnfr  der  ordentlichen  Pachti-ente 
(fair  reut)  durch  die  crofters  commission,  falLi  bei  Fortsetzung  der  Pacht  die  Parteien 
ttbar  die  PachthBhe  mch  nicht  einigen. 

2.  Irisches  Pachtrecht  insbesondere*).  Die  bedeutungsvolle  Gesetzgebung 
der  neueren  Zeit,  welche  angebahnt  zu  haben  ein  bleibendes  Verdienst  des  damaligen 
englischen  Premier  Gladstone  ist,  in  dessen  Pfaden  zu  wandeln  sich  später  auch 
die  oonservative  Regierung  (Salisbury)  entschliessen  mnsste:  die  Landacte  vom 
1.  August  1870  und  v.  22.  An^cn^^t  IHSl  (mit  Ergänzunt:en  von  1882  und  1887)  lehnt 
sich  an  ein  in  einzelnen  Theilen  liiands  seit  Jahrhunderten  bestehendes  Gewöhn- 
hdterecht  (CTlsterpachtrecht,  ulster  tenant  riglit)  an,  inhaltlich  dessm  der  Ver- 
pächter in  der  willkürlichen  Steigerung  des  Pachtzinses  gehindert  war,  das  Recht 
der  Kündigiuig,  solange  der  Pächter  seinen  Veipflichtungen  nachkam,  nicht  aus- 
üben und  den  Pächter  an  dem  Verkauf  des  Pachtrechts  an  Dritte  nur  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  hindern  durfte.  Die  Landacte  von  1870  hat  das  ülster'sche 
tenant  rifrlit  verallgemeinert,  dem  abziehenden  Pächter  für  ^^fine  Meliorations-Aus- 
lagen eine  Entschädigung  gesichert  und  daneben  den  Ankaut  (ieü  Pachtlandes  durch 
die  Pächter  durch  staatliche  Vorschüsse  (bis  zu  zwei  Drittel  des  Kaufgeldes)  zn 
erleichtern  p-esnebt.  Tn  nnrli  viid  einsdineidender  Weise  hat  aber  die  unter  dem 
Prack  der  im  .Jalire  187t)  gebildeten,  unter  der  Führung  ParnelPs  stehenden  Land- 
liga (Boycottsystem,  Agrarmorde)  erlassene  Landacte  von  1881  und  ein  Ergilnzuiigs- 
gesetz  von  1882  Mrreari*  nf  rent  aet";'  in  das  V<»rhältniss  zwischen  Verpächter  ujid 
Pächter  eingegriffen;  die  den  Pachtern  gesetzlich  zugesprochenen  Ansprüche  sind  insbe- 
sondere die  folgenden  (vgl.  Wiss,  a.  a.  0.,  8.  36  ff.):  1.  Der  Pächter  kann  die  Fest- 
Btellung  eines  billigen  Pachtzinses  dureli  eine  besondere  Reliörde  iCivilgericht  oder 
Landcommission)  verlangen  (Anspruch  auf  fair  rent);  2)  der  Pächter  ist  gegen  will- 


VgL  hi«rza  die  kuiaw  historische  DarsteUung  i»  §  29,  S.  Ifi2  IF. 
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kürlielie  Erhöhung  des  so  festgestclltt'u  Pachtzüises  innerhalb  15  Jahre  (statutary 
term)  geschützt  und  kann  12  Monate  vor  Ablauf  dieser  15  Jahre  die  Feststellung 
eint^H  billigen  Pachtzinses  auf  einen  weiteren  Zeitraum  von  gleicher  Dauer  bean- 
spruchen ffisity  (»F  fenure);  3.  der  Pächter  ist  jederzeit  berechtigt,  sein  Paehtreeht 
an  einen  Dritten  zu  verkaufen  (free  sale),  doch  hat  der  Verpächter  das  Vorkaufc- 
rechft.  Der  Anspruch  des  Fitchters  auf  ungettdrten  Beritas  des  Pachl^tK  für  die 
Dauer  von  15  Jalinn  \>t  von  gpwisstn  Voranssetzttiitrt'n  abhängig  gemacht:  dass 
der  Pächter  das  Gut  nicht  verwüste,  lücht  Unterverpachtuugen  oder  Zertheiluagen 
vornelmie.  dass  der  Ptchter  dch  niehi  mit  PachtgüMeni  im  Rttckstimd  befibide;  um 
difji  iiiir^'ii  1' achter  aber,  wolchc  in  U  tztcri  i-  Lage  sich  befinden,  ^'Ifichwohl  des  Vor- 
thc'iU  der  Uesetagebung  theilhatlig  werden  zu  laMseii,  ist  die  Laudcommission  er> 
mftchtigt,  bei  kleineren  Pächtern  fPaehten  bis  90  Pfiindl,  welche  beweisen,  dsm 
die  Bereinigunjr  der  Pachtrückständ»'  ihnen  nnuiu^''lirh  sei,  ohne  sich  der  notli- 
weudigsien  Lebensmittel  zu  berauben,  dem  (irundherm  die  Hälfte  der  Rückstände 
—  im  Höchstbetrag  der  Rente  des  Vorjahrs  —  auszuzahlen,  worauf  dann  die 
Forderung  auf  die  andere  Hälfte  für  erledigt  (erloschen)  angesehen  werden  scdl. 
Von  diesf^r  durrh  tlio  Arrcnrs  hill  von  1HH2  ert heilten  Vergünstigung  haben  126882 
Pächter  Uebrauch  geuiatht  und  aiud  lH2();")S>i  i'td.  SterL  getilgt  wurde.  (Nach  limkner^ 
Ton  sonstigen  Bestimmungen  nur  Erleichterung  der  Pächter  sind  noch  zu  erwähnen: 
Zeitpachten  mit  unverständigen  und  unl)illigen  Bediiifriingen  (unfair  leases)  können 
auf  Antrag  des  Pächters  vom  (iericht  aufgelöst  werden  und  der  betreffende  seit- 
herige Pächter  kann  in  alle  fiechte  der  Pächter  nach  dem  neuen  Gesets  eintreten; 
es  ist  l»ei  Gütern,  die  dem  Leheusrecht  uutonvorfen  sind,  der  Ahsrhhtss  von  Parbf- 
verträgeu  auf  ewige  Zeit  gestattet  (Erbpachten);  endlich  kann,  weuu  Pächter 
nnd  Verpächter  fiber  den  Yerkanf  des  Paehtgutos  sich  einigen,  die  Landcomraission 
drei  Viertel  di.s  Kaufpreises  \ orschiessen  geg«ii  eine  Tilgung  der  Siluild  in 
35  Ainortisatioiuirat«a  oder  die  Conunission  kanu  auch  selber  den  Loudkauf  vor- 
nehmen nnd  unter  den  gleichen  Bedingungen  an  die  Pächter  verkanfm;  wobei, 
solange  noch  Kaufgelderrückstände  vorhanden  sind,  der  Pächter  (Käufer)  das  (iut  ohne 
Zustimmung  der  Commissiou  nicht  theilen  oder  unterverpachten  darf  und  im  Fall 
des  Concurses  des  l'ächters  die  Commissiou  zu  auderweit«m  Verkauf  des  Gutes 
berechtigt  ist.  Endli(  Ii  sitellt  das  (iesetz  dffentUche  Gelder  zur  Uebernahme  von 
Melioratiimen,  zum  Bau  von  Arbeiterwohnnngen  sowie  mr  Fördemng  des  Ans- 
wunderuiigswesens  zur  Verfügung. 

Da  im  Uiublick  auf  deu  durch  die  transoceanische  Concurreuz  geschaifeneu 
Preisfall  die  Bestimmung,  dass  eine  durch  die  Landcomraission  oder  richterliches 

l'rtlieil  ])estinnnte  Ilidie  des  raclitziiises  für  15  Jahre  Uülti^-keit  halien  soll,  tür  die 
Pächter  eine  bedeukliche  hage  geschafl'eu  hatte,  so  gab  ein  weiteres  Ergänzuugs* 
geseta  vom  Jahre  1887  der  Landcommission  die  Ermächtigung,  die  in  der  Zeit  vom 

1881/85  fest^^esetzfeii  Renten  in  einer  dim  einiretretenen  f*rri Stull  LTi  reeht  werdenden 

Weise  zu  revidieren.  Die  unter  dem  couservativeu  Miuisterium  SaÜsbanr  von 
Lord  Ashboume  eingebrachte  Pnrehase  of  Land  act  von  1885  (sog.  Ashboume 

act)  bezweckt  die  thatkräftigere  Ueberfiihmng  der  Pächter  in  Land  eigen  thümer 
durch  vorschussweise  ITebeniahme  der  ganzen  Kaufsumme  durch  den  .Stiiat,  wofür 
ein  Credit  von  5<)IK)(J(X)  Pfd.  zur  Verfügung  gestellt  wurde,  auf  welche  Gesetz- 
gehnn^rsaetion  indess  an  anderer  Stelle  (Kapitel  IV,  §  iJ3)  näher  einzugehen  ist. 
Als  Tendenz  der  irischen  Landg«'setzgebiinfr  seif  1870,  die  sicli  wie  ein  rother  Faden 
durch  dieselbe  zieht,  kaiin  mau  desshalb  wolil  bezeichnen:  unter  Beseitigung  des 
Systems  der  Pachtzinsbestimmnng  im  Wege  der  freien  Concnrrenz  „dem  Bebaner 
des  Bodcnv;  nnd  seinen  Herhtsnachfolgeni  die  Früchte  ihrer  Arbeit,  ihrer  Intelligenz 
und  ihres  Betiiebskapitals  durch  dauernde  Rechte  an  dem  Budeu  zu  sicheni"  und 
die  allmähliche  tTeberfQhmng  der  Pächter  in  Omndeigenthümer  (peasant  proprie- 
torsliij)'  /.n  bewirken.  Die  radieale  .\r(  der  l.ösnni:  aber  erklärt  sich  nnter  dein 
Druck  der  allgemeinen  puUtiüchen  Lage  des  unglUckücheu  Landes  und  der  uach- 
gwade  bei  allen  Parteien  cum  Durchbruch  gelangten  Ueberzeugung  von  der  ünhalt- 
barleeit  der  dermaligen  Zustände.  Man  kann,  wie  dies  Parnell  mit  Vorliebe  getliau 
hat,  Hie  irische  Landgesetzgebung  bedingt  mit  der  contineutalen  Ablösungsgesetz- 
gebung in  Parallele  setzen,  weuu  schou  selbstrcdeud  die  Verschiedenheit  des  Autbaues 
der  Gnindbents-  nnd  GmndherrUclikeitsverfassmig  im  mittleni  Snropa  emer-,  in  Lrland 
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anderseits  dem  Befreiungsact  nothweudigerweise  eiii  gi  undsätÄlieh  abweiclieudcs  Gepräge 
aufdrücken  musste.  (Vgl.  hieza  'besGodera  den  in  §  98  cit.  Aufsatz  vou  A.  Meitzes, 
und  über  die  literarische  Bewegung  in  Betreff  ävr  irischen  Landgesetzgebung 
Roscher,  Auu.  d  zu  §  67.)  Da»s  das  Laod  des  ausgesprochenen  laissez  faire  et 
laisses  passer  den  Anfang  macht,  ein  wahrhaft  sociales  Yerwaltnni^reeht  der  Pacht 
zu  sc'hiifTon,  in  \v»'lchem  an  Stelle  des  , freien  Spiels  der  iiätiirlicheu  Kräfte"  und 
der  Willkühr  der  privaten  Parteieu  ordnende  Richtpunkte  gesetzt  werden  oud  das 
Anerkenntniss  sich  ausspricht,  dasa  das  Walten  der  freien  ConcoTreni!  doch  nicht 
unter  allen  Umständen  die  erhoffte  Harmonie  der  Interessen  zu  schaffen  vermöge, 
ist  eine  seltsame  Ironie  des  Schicksals;  begreiflich  aber  das  selbstbewusste  Ctefühl 
der  staatsmännischen  Befriedigung  über  die  Kühnheit  und  Grösse  dieser  Gesetzgf  bung, 
das  in  den  Schlussworten  des  die  Vorlage  im  Hause  der  Gemeinen  einbringen« 
den  und  begründenden  Premicniiinisters  Gladstone  ausklingt,  wenn  er  meint,  diese 
Bill  (von  1881)  werde  „dem  Geset/.buch  eine  grosse  Maassregel  der  Eniancipation 
und  Erlösung  hinzugefügt  haben,  nothwendig  in  gleicher  Weise  für  die  Wohlfahrt 
Irlands,  für  den  Bulun  des  ParlamfiiktB  und  die  Kraft  und  Festigkeit  des  Yer- 
einigten  Königreichs''. 

3.  Auch  in  Indien  hat  die  englische  Gesetsgebung  sich  bemüht,  den  Bauern 
(Ryot)  gegen  die  Bedrüeknnfr  der  einheimischen  Gnnidlierren  dnrcli  ein  besonderes 
Pachtrecht  ku  schützen,  das  mit  dem  irischen  manche  verwandte  Züge  hat.  Wenn 
der  Bauer  nachweist,  dass  er  seit  20  Jahren  einen  festen  OmndsinB  besahlt  hat,  so 
wird  er  als  im  T?csitz  eines  ewii^r,.])  Faehtverliiiltnisses  anfjesehen  (fixity  of  fenureX, 
es  müsste  denn  der  Grundherr  (Zenuudar)  das  Gegentbeil  beweisen;  letzterer  kann 
auf  alle  Fille  den  Pachtzins  nur  erhfthen,  wenn  der  Zins  gei-inger  ist,  als  er  sonst 
von  derselben  Klasse  von  lv\  f»ts  für  alinlielies  benachbartes  Land  bezahlt  wird,  oder 
wenn  der  Werth  d*  r  l'odenproducte  oder  der  prndnctiven  Kräfte  des 
Üodens  anders  als  durch  Arbeit  oder  Ka  ])i  talaulw  an  d  der  üaxiern  ge- 
stiegen ist  (so  in  Bengalen).  In  der  Provinz  Ondh  unterliefit  der  von  den  Bauern 
an  die  Grundherren  (Talnkdars"!  zu  entrichtende  Zins  der  31<ij^Iichkeit  der  richter- 
lichen Ij'eststellung  nach  Maas&gabe  der  für  das  Land  in  dem  letzt  vorausgegangenen 
Jahre  mtrichteten  Pachtsumme  und  es  kann  der  Bauer  für  dauernde  Meliorationen, 
welche  den  Pachtwerth  des  Grundstückes  vermehren,  Entschädigung  fordern  (Reut 
Act  vou  1868).  In  Madras  uud  Bombay,  wo  der  Staat  als  Bodenoigeuthümer  gilt, 
erhält  der  Staat  einen  je  für  90  Jahre  normirten  Gnmdains  (Ryolwar-Sjstem). 
Vgl.  hiesn  Laveleye,  a.  a.  0.,  Kap.  XXII,  und  Jäger«  Abthlg.  m,  S.  22  ff. 


Vorbemerkun Xeben  A.  W'agiu  r  \Fiuaiizvvi.ssenschaft  §  230)  erkennen 
insbesondere  Laveleye,  Nasse,  Paasche,  Ruprecht,  Schönberg,  von  PoUtikem 
Mique!  das  Institut  der  Erbpacht  als  relativ  berechtigt  auch  für  die  Gefrs-nwart 
an.  Schon  Thaer  hatte  gesa^  (a.  a.  0.,  §  131):  ^Die  Vortheüe  der  Vererb])achtaug 
sind  so  evident,  dass  es  keinan  Zweifel  unterliegt,  ihre  Einriehtimg  werde  in 
unserem  schärfer  rechnenden  Zeitalter  bald  allgemeiner  wf^rdcn  .  .  .  (Sie  bildet) 
die  erste  Basis,  worauf  der  allgemeine  Wohlstand  imd  der  höhere  Betrieb  des 
Ackerhaugewerbes  gegründet  werden  kann."  Roscher  erscheint  „die  Aufhebung* 
des  ei>rentHchen  Weseus  der  Krbj)ae1it  eine  vini  jenen  doctrinären  Fehlem  «u  sein, 
welche  bei  grossen  s/stematischeu  Umgestaltungen  so  oft  aus  vermeintlicher 
Consequenz  begangen  werden*.  SchSnberg  (in  Meyer's  Conversationslexicon)  betont, 
dass  die  früher  der  Erbpacdit  anhaftenden  schädlichen  Folgen  ihren  Grund  nicht 
sowohl  in  den  Essentialien  der  Institution,  als  in  den  Xebenbestimmungen  der  Ver- 
träge hatten.  Und  Laveleye  sagt  (a.  a.  ().,  S.  525):  „Le  tenancicr  peut  entre- 
prendre  les  plus  coütensea  aineliorations;  et  est  sür  d'en  recueillir  tont  le  profit,  et 
il  n'est  pas  menace,  commc  le  locataire  nrdinaire,  d'avoir  ä  payer  nn  fennage 
d  autant  plus  eleve  qu'il  a  plus  contribuer  a  augmente  la  fertilite  du  bicn  qu'ü 
occupe  ....  Le  beklem-regt  (Erb|Mcht  in  Holland)  assurant  anx  cultivateurs  la 
pleine  jonissance  de  tonte  augmentation  du  produit,  est  donc  le  plus  toergiqne  des 
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gtimulant»:  il  en  oourage  re«prit  de  pcrfecüoniieiDent,  qiie  1«  bail  a  court  teriue 
met  4  l'amende*  ....  n  rinnit  done  favantH^'-e,  qne  M.  Koscher  attribiie  au 

hail  ä  ferm«  (nämlich  grössere  Kapitalieii  uiif  den  H»  tiit  h  \rrwenden  zu  könnten, 
weil  die  Summe  für  den  Ankauf  erspart  werden),  ä  hi  .siciirit«*  pour  l'avenir,  que 
donne  la  propriete."  -  Sehr  bemerkenswerth  sind  die  V'erliundluugen  des  Preuss. 
Landusökonomiecolle^iumii  vom  Jahre  1H79,  wo  Miquel  und  badintrt  auch 
Niisse  ttir  dif  Wifdort'irifiiliruuf?  der  flrlipiiilit  ciiirratcti.  letzterer  betonend,  dass 
bei  der  Verleihung  zu  reinem  freieu  Kig^enthu«  die  Sesühattmaehnnj;  der  landw. 
Arbeiter,  die  Creirunj;  eines  Undlichett  Hittelgtandes  schwerlich  erreicht  werde ,  da 
die  Stellen  verkauft,  pareellirt  etc.  wordon.  die  l?auorii  in  die  lläiidf  von  Suecnlanteu 
gerathen  und  deu  Grundbesitz  nach  kurzer  Zeit  wieder  verlieren  könnten.  Ue^^en 
die  Wiedereinftthnmgr  der  Erbpacht,  deren  Anfhebnnf^  im  tJebrigen  eine  ▼oreilifpe 
^raassn'^t'l  «rcw  t  scn .  s])r«'rhc  indt  ss,  dass  erfahn^l^'Si.'<■lllä^s  Erbpachlvcrliältnisse 
früher  oder  später  immer  zum  reinen  Eigenthum  geführt  hiitteu,  dalier  sich  mehr 
empfehle  eine  Ver^ebun^  nicht  zur  Erbpacht,  sondern  an  Ei^enlhnm,  aber  vnter 
Vorbehalt  einer  un  ab  lös  baren  Rente  (Renten  ff  ut)  oder  aber,  nach  en|plia^eii 
Vorbild,  die  Verleihung  zu  emphyteutischem  Besitz  auf  eine  befrrenzte  Zahl  Jahre 
(100  oder  50),  so  dass  s.  Z,  Heimfallsrecht  eintrete  mit  der  VerpHichtunjr  zur 
Schadloshaltaug  für  aufgewendete  Melioration,  falls  die  Empliyteu»e  nicht  erneuert 
werden  sollte.  —  Wenn  A.  Wapner  meint:  .»Viel  lieber  Krbpäditer  mit  ft  sfcm 
Bcbitisrecht  imd  festem  Kanon,  als  vcrhchuldete  Eijifenthümei-  mit  kündbaren 
Hypotheken  und  wechselndem  Zinsfass*^,  so  stimmt  dieser  Ansicht  der  Verfasser 
bedinirt  zn:  auch  ist  bei  alle  r  Iletonun«;  der  wirthschaftlichen  und  s<»cialp<ditischen 
Bedeutung  der  Erbpackt  auf  die  beschränkte  Auweudbarkeit  des  Instituts  innerhalb 
der  jetxigen  Ordnung  der  Gmnd^genthumsverhältnisae  hinzuweisen  (vgl.  die  Aus- 
führunffeu  ini  Ti  xti.  Sfttofra-;!  dürfte  dairetren  la.  a.  Ö..  S.  M*27  fT.)  mit  seinem 
gniudsätzUchcu  abtalUgeu  Crtheil  dem  Institut  so  wenig  gerecht  geworden  sein 
wie  Waicker,  weleh*  letasterer  einen  an  grossoi  Kachdrock  auf  die  Einengung  des 
Realcredits  legt  (a.  a.  D.,  §  59).  —  Ueber  das  verwandte  tnatitut  des  Reutengnts 
sieh«  Kap.  IV,     91  ff. 

Eine  Anzahl  Schriftsteller  unterscheiden  im  Anschluss  an  die  ältere  (resetz- 
gebung  (Prenssen,  Oesterreich)  zwischen  Erbpacht  und  Erbleihe  lErbzinsver- 
leihn!ifr\  -^o  auch  R:\n  utul  Rosclier  und  subsumirfii  der  letzteren  solche  I'acht- 
vt  rf i!i<rt',  bei  welchi'u  nur  eine  sehr  massige  Jahn  >vri  <:iitung  bei  ebentalls  gering 
b<'nn's>encr  Handlohnzahlung  zu  entrichten  i>t :  dit  s.  i-  I  niiTschied  betrifft  aber  nicht 
das  Wesentliche  des  Instituts,  das  eben  in  di  r  Krhlitlikcit  des  Coutracts  neben 
der  Veräusseruugs-  und  Verptandungsmoglichkeit  besteht.  Der  süddeuti>cheu 
Gesetagebnug  war  jener  Unterschied  überhaupt  fremd  („Erbbestand*^  in  Baden, 
„Erbrwht"  in  Bayern). 

Die  Erbpacht  (Erbleilie,  Erbbestaiid.  in  Frankrcidi  l>ail  ln-n-di- 
taire,  in  Italien  (  (intratto  di  livello,  in  l*ortiis(al  aforamento),  dereu 
Wesen  in  dem  erblichen  >intzungsrecht  des  Pächters  (Erbbeständers) 
an  einer  Liegenschaft  gegen  die  Verpflichtung  zur  Entrichtung 
eines  jährlichen  Entgelts  (Kanon)  und  einer,  jeweils  beim  An- 
tritt des  Nutzungsrechts  dem  Gutseigenthünier  zu  entrichtenden 
Anerkenntnissgebülir  (Eintrittsgebl,  Erbbestan dgeld,  Handlolni- 
zahlung)  besteht,  hat  sowohl  in  der  späteren  römischen  Kaiserzeit 
(unter  dem  Namen  Emphyteuse),  wie  im  ganzen  Mittelalter  eine 
weite  Verbreitimg  gehabt  und  bildete  namentlich  für  die  kirchlichen 
Güter,  aber  auch  für  diejenigen  zahlreicher  fttrBtlicher  Geschlechter 
und  des  hohen  Adels,  femer  bei  den  Colonisationsunternehmungen 
in  den  Marschgegenden  und  den  ursprOngUch  slavischen  Gebiets- 
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theiloii  jenseits  der  Elbo  eine  mit  Vorliebe  angewendete  Bewirth- 
schat'tuiigsfonn.  Da  ferner  auck  im  Bereicli  dos  bäuerlichen 
Besitze«  in  dem  Maasse,  als  er  seine  iYeiiieit  zu  Gunsten  der 
grossen  und  kleinen  Dynasten  und  der  Kirche  einbüsste,  an  Stelle 
des  ursprünglich  vollen  Eigenthums  grossentheils  Erbleihverhält- 
nisse  traten  und  die  preeären  Besitzverhältnisse  der  ursprünglich 
Unfreien  (Leibeigenen)  ebenfalls  mit  der  Zeit  mit  Erbrecht  aus- 
gestattet wurden  (siobe  §  IG  if.),  80  war  die  mittelalterliche  Wirth- 
schaftsorganisation  des  Landbaues  wesentlich  auf  das  Institut  der 
E rb  p  a  c h t  (£ rbl  e ihe)  und  zwar  nicht  nur  in  Deutschland,  sondeni 
auch  in  den  anderen  europäischen  Staatsgebieten  aufgebaut,  der 
gegenüber  die  anderen  möglichen  Formen  des  Betriebs:  —  Ad- 
ministration (namentlich  auf  den  kaiserlichen  Gütern  und  auf  den 
adeligen  Besitzungen  im  nördlichen  und  nordöstlichen  Deutschland), 
Zeitpacht,  Theilbau  —  meist  zurücktraten.  Mit  der  Umwandlung 
des  Eigenthums  der  vollfreien  Bauern  in  Erbleihyerhaltnisse  ging 
freilich  fast  überall  eine  Eerabminderung  auch  der  persönlichen 
Freiheit  der  Besitzer  einher  und  zu  den  lursprunglichen  Abgaben 
an  den  Obereigenthümer  (Erbzins,  Erbbestandsgeld)  gesellten  sich 
in  wachsendem  Maasse  eine  Fülle  Ton  sonstigen  Naturallasten  und 
Arbeitsleistungen  feudaler  Katur,  welche  —  an  sich  dem  Wesen 
der  l-hl>leilie  fremd  und  lediglich  ein  Ausfluss  der  wachsenden 
orundherrlichen  Gewalt  über  die  einsres^sspiie  Bauernschaft  —  doch 
dazu  beitrugen,  im  Zeitalter  der  Ablösungägesetzgobung  das  Institut 
selber  in  Misscredit  zu  bringen.  An  dieser  Auffassunir  wurde  auch 
durch  die  Thatsache  nichts  geändert,  dass  die  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert neu  in  Anfnuhniü  gekommenen  Vererbpachtungen  auf 
Domänengüterii  (in  Preussen  und  Oestorreich)  und  auf  zahl- 
reichen Gütern  des  Adels  den  auhgehproclipneu  Zweck  verfolgten, 
an  Stelle  der  im  Laute  der  Jahrhunderte  precür  gewordenen  Besitz- 
verhältiiisse  der  unfreien  Bauernschaft  bessere  zu  verleihen,  und 
daher  mit  diesen  Vererl)pachtungen  vielfach,  z.  B.  in  Schleswig- 
Holstein,  die  Grundlage  für  die  Wiedergewinmmg  eines  sesshaften, 
kräftigen  Bauemstandes  erstmals  wieder  gewonnen  war.  Aber  der 
auf  Befreiung  des  Grund  und  Bodens  •  einsetzenden  Bewegung  er- 
schien eine  seit  Jahrhundei-ten  mit  feudalen  Vorrechten  aller  Art 
eng  verwachsene  Besitzesform  ebenso  unberechtigt,  wie  jene 
Vorrechte  selber;  und  die  Besorgniss,  irgend  eine  Form  des  Ober- 
eigentbums,  gesetzlich  zugelassen,  werde  eine  wirthschafkliche  Ab- 
hängigkeit der  Nutzniesser  leicht  ?nieder  von  Neuem  zu  begründen 
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YermCgen,  die  Enrftgimg  endlich,  dass  der  Productionspreeess  am 
ToUkommensten  auf  dem  Boden  des  yollen  Eigenthums  gewährleistet 
sei,  war  für  die  grosse  Mehrzahl  der  die  AhlOsimg  der  häuerliehen 
Lasten  proclamirenderGesetzgebungsacte  hinreichende  Veranlassung, 
zugleich  mit  der  Beseitigung  der  feudalen  GrundbesitzTerfassung 
und  der  ihr  entspningenen  Herrschaftsrechte  auch  mit  dem  Bechts- 
institut  der  Erbleihe  oder  der  Erbpacht  aufzurSumen  und  die 
Wiederbegrflndung  solcher  BechtsTerhältnisse  sehleebthin  zu  unter- 
sagen. Jene  Anschauungsweisen  haben  lange  nachgewirkt  und 
sind  die  Ursache,  dass  auch  heute  noch  die  Stellungnahme  zu  dem 
Institut  der  Erbpacht  nicht  durchweg  eine  freundliche  ist,  wenn 
schon  mehr  und  mehr  eine  unbefangenere  Würdigung  Platz  zu 
greifen  beginnt 

Bei  der  Beurtheilung  des  Instituts  kommen  namentlich 
folgende  Gesichtspunkte  in  Betracht: 

1.  Die  Erbpacht  steht  von  allen  Besitzesformen  dem  Eigenthum 
am  nächsten  und  diejenigen  Vorzüge,  welche  der  Eigenbewirth- 
schafhing  nachzurühmen  waren  (§  30),  gelten  desshalb  grossen- 
theils  auch  von  der  Bewirtschaftungsweise  in  der  Form  der  Erbpacht. 
Die  Aussicht,  dauernd  in  der  Nutzung  des  Guts  zu  bleiben  und 
dieses  auf  seine  Nachkommen  vererben  zu  können,  beseitigt  die 
Hindemisse,  welche  der  Vornahme  von  Gutsmeliorationen  gerade 
bei  der  Zeitpacht  so  sehr  entgegenstehen;  und  die  Thatsache, 
dass  die  Erbpachtgüter  der  Concurrenz  auf  dem  Onindmarkt  ent- 
rückt sind,  der  Erbpächtor  also  der  Gefahr  der  Steigerung  der 
Jahresleistunsreii  (Kanon)  iiiiHThalli  kürzerer  oder  längerer  Zwit^ehen- 
räunie  nicht  unterliegt,  biotot  in  hohem  Maa^so  die  liowähr  für  oiiu' 
stetige  Wohlstandsentwicklimg  der  auf  Erbpat  lit  angesessenen  Land- 
bevölkerung, wiederum  im  Gegensatz  zur  Zeitpacht,  als  deren 
schwacher  Punkt  gerade  die  Abhängigkeit  der  Pachtrente  von  den 
zufälligen  Conjuncturen  des  Grmi(linarkt8  sich  darstellt.  Voraus- 
setzung t^ner  günstiucn  Wirkung  bleibt  dabei  frr'ilicli.  dass  der 
Kanon  massig  angesetzt  werde,  also  auch  bei  zeitweise  eintrctf  u- 
den  Rückschlägen  in  der  Entwicklung  der  hmdwirthschattlirluii 
Yerhältniäse  (Sinken  der  Producteupreise)  erschwinglich  aei;  und 


*)  Huprecht  urtheilt  »olil  etwas  i'inseitif^,  wenu  er  di»'  Aufhebung  der  Erb- 
pacht vorwiegend  als  eine  Consequeuz  der  römisch- recht  Hohen  Ductriu  des 
imtheilbaren  Eii^nthums  ansieht,  während  oftVnbar  die  die  Erbpacht  begleitenden 
cultnrsehäd liehen  Itt  i  litsvi  ihältnisse  der  oben  bezeicluieteu  Art  da»  Institat  in  weiten 
Kreisen  discreditirt  haben. 
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si-lion  liicrauH.  wie  ans  dem  in  der  Begründimg  von  Kibpachtvor- 
hiiltiiissen  liegeiidoii  Verziclit  dos  Outseicentluimers,  £(ü)isti,<:>e  Coii- 
jiiiicturen  des  Laiidbaues  für  sich  selber  nutzbar  zu  machen,  geht 
hervor,  dass  die  Anwendung  der  Erbpacht  in  der  Kegel  auf  die 
Güter  des  Staats  begcbränkt  bleiben  wird,  der  auf  eine  rein  spocu- 
lative  Ausnutzung  seines  liegenBchaftlichen  Eigenthums  im  Hinblick 
auf  die,  mit  der  Schaffung  eine?  Standes  tüchtiger,  ihren  Wohlstand 
behauptender  Erbpächter  verknüpften  Vortheile  verzichten  kann;  dass 
sie  dagegen  sich  nicht  oder  nur  ausnahmsweise  für  den  privaten 
Grundbesitz  eignet,  dessen  privatdkonomisches  Interesse,  soweit 
nicht  Selbstbewirthschaftung  Platz  greift,  zur  Zeitpacht  oder  anderen, 
nicht  dauernd  das  YerfQgungsrecht  über  den  Grund  und  Boden 
ausschliessenden  Bewirthsehaftungsarten  (z.  B.  Theilhau)  hin- 
drängen wird. 

2.  Die  Erbpacht  hat  mit  der  Zeitpaeht  (und  dem  sp&ter  zu 
besprechenden  Theilbaii)  gemeinsam,  dass  die  Eingehung  eines 
solchen  Vertragsverhältnisses  geringere  Kapitalmittel  voraussetzt, 
als  beim  eigenthflmlichen  Landerwerb;  es  kann  also  auch  unbe- 
mittelteren Elementen  dieser  letztere  eher  zugänglich  gemacht 
oder  —  bei  vorhandenem  Eapitalbesitz  —  dieser  auf  Einrichtung 
eines  um  so  intensiveren  Betriebs  verwendet  werden.  Von  der  Erb- 
pacht wird  man  desshalb  da  zweckmässigen  Gebrauch  machen  kOnnen, 
wo  die  Begründung  neuer  landwirthschaftlicher  Nieder- 
las suno-en  in  Traue  stoht  und  aus  wirtlischaftstechnischeu  oder 
riocialcn  Krw  aiiuuüen  uerade  auch  auf  die  Heranziehiinu  uiinder  be- 
mittolter Leute  abgehoben  wird; ganz  besonders  auch  da,  wo  mit  dieser 
Begründung  gleichzeitig  die  Nebenabsicht  der  Anbahnung  inten- 
siverer Cultur  auf  seither  extensiv  bewirthschafteten  Flächen  sieh 
verbindpi  Desshalb  ist  schon  im  vorigen  Jahrhunrlei-t  hei  Zer- 
selilaiiiinu"  von  DoniancnaTitern  zu  l>esiedelungszweckeii  die  Yererb- 
paehtuuLi"  vielfacli  mit  guten  (Iründen  zur  Anwendung  gelangt, 
liaben  f^ewichtiq-e  Stimmen  für  diese  IJesitzesforin  bei  der  Wieder- 
aufnalmu'  der  inneren  rolonisatiou  in  jüngerer  Zeit  (in  den  dünn- 
bevölkerten Latifundienbezirken  des  preussischen  Nordens  und 
Nordostens)  sich  ausgesprochen,  hat  man  bei  der  Neubegründung 
von  Bauernstellen  in  Mecklenburg  im  Bereich  des  Domaniums 
thatsächlich  für  die  Erbpaclit  als  ausschliessliche  Besitzesform  sich 
entschlossen  und  bei  der  Besiedelung  der  durch  Trockenlegimg 
der  Znidprsee  gewonnenen  Polders  ebenfalls  diesen  Weg  betreten. 
Allerdings  kann  der  Zweck  der  Erleichterung  des  Besitzerwerbs 
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auch  in  andoror  Weise  erreicht  worden,  ohne  die  Begründung  eines 
zertheilten  fiigenthums ,  nämlich  durch  die  £rm5glichung  des 
Kaufs  gegen  Beute,  wobei  auf  die  in  dieser  Hinsicht  bedeutungs- 
ToUe  neue  Preussisehe  Gesetzgebung  Uber  innere  Golonisation 
(Kap.  IV,  §  91  if.)  zu  verweisen  ist. 

3.  Wenn  schon  der  Erbpächter  in  der  Art  derNutzung  des 
Erbpaehtguts  völlig  unbehindert,  auch  nach  dem  geltenden  neueren 
Becht  —  im  Gegensatz  zu  den  älteren  beschränkenden  Normen  — 
in  der  Yeräusserung  und  im  gewissen  Sinn  auch  in  der  Verpfändung 
Beschränkungen  nicht  unterliegt,  so  ist  doch  die  Veri'figungs- 
gewalt  des  Erbpächters  nicht  diejenige  des  YoUeigenthämers ;  ins- 
besondere pflegen  die  vererbpachtenden  Stellen  sich  die  Genehmigung 
zur  Abveräusserung  einzelner  Parcellen  sowie  zur  Theilung  im 
Erbgang  vorzubehalten,  auch  gegen  deteriorirende  "VVirthschafts- 
weisen  oder  ^pgen  sonstige  Verwahrlosung  des  Guts  (bei  Ver- 
mögeiisvt'iliiil  etc.)  durch  (Vw  Möglichkeit  der  Lösung  des  Erbpacht- 
verliältnisäes  sich  zu  sichern;  endlich  sind  einer  l>pliehigen  Ver- 
Bclml  liing  des  Erhpachtguts  in  der  Regel  dadurch  Sclaaiiken 
gezogen,  dass  der  kapitalisirte  Betrag  des  Kanons  als  erste  Hypothek 
auf  dasselbe  eingetniueii  wird.  Aus  diesen  Gründen  enijitiehlt  sich 
Aviederuiu  die  Krhpaclit  gerade  für  die  innere  Colunisation,  dereu 
Erfolge  leicht  vereitelt  werden  könnten,  wenn  eine  ]>eliel)ige  Ab- 
veräusserung von  Theilen  der  neu  begründeten  rolonistonstellen  oder 
deren  umvirthschaltliche  Theilung  im  Krbgang  oder  deren  beliehige 
Verselnüdung  fauch  zu  umvirtiischaftliclien  Zwecken)  ohne  Weiteres 
statthaft  wäre;  und  zwar  um  so  mehr,  je  weniger  man  mit  der  Aussicht 
rechnen  darf,  dass  die  Colonisten  ihrer  Mehrzahl  nach  einer  Bildungs- 
stufe angehören,  die  erwarten  lässt,  dass  von  der  Freiheit  der  wirth- 
schafUichen  Bewegung  immer  der  maassvolle,  vernünftige  Gebrauch 
werde  gemacht  werden;  namentlich  private  Grossgruudbesitzer, 
äbiör  auch  juristische  Personen  (Kirclien,  Stiftungen,  Corporationen) 
Werden  nur  ungern  Theile  ihres  Grundbesitzes  der  inneren  Goloni- 
sation widmen  wollen,  wenn  sie  nicht  — '  mindestens  fär  einen 
gewissen,  nicht  zu  kurz  bemessenen  Zeitraum  —  in  der  Lage  sich 
befinden,  durch  einschränkende  Auflagen  gegen  eine  Proletarisirung 
der  Colonisten  sich  Schutz  zu  verschaffen^).  Aus  ähnlichen  Grttnden 
kann  die  Erbpacht  auch  da  empfehlenswerth  sein,  wo  es  sich  um 
die  Umwandlung  Von  seither  eigenthumslosen  Landelementen  — 

')  Xusse  (Laudw.  jAiirbüclier,  8.4'^  S,)  betuut  uül  lischt  uuih  die  Gefahr  der 
Aufsaugung  der  neu  geichäffon^  Stellen  durdi  private  Aufkäufer. 
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—  Zeitpächter.  Theilbauer  —  in  Bauern  mit  besserem  Besitzrecht 
liaiidelt,  der  Grad  der  wirthseliaftlichen  Reife  dieser  T-^lemente  aber 
die  sofortige  Gewährung  des  vollen,  unbeschränkten  Ligeuthums 
wenig  rathsam  erscheinen  lässt  (Italien)  oder  wo  etwa  gar  eist 
aus  Elementen  verschiedenster  Art  (ländliche  Tagelöhner,  industiielie 
Arbeiter  etc.)  ein  verloren  gegangener  Bauernstand  neu  zu  formen 
ist  (EngläDd).   Den  vorstehenden  Gesichtspunkten  kann  allerdings 

—  auch  bei  sofortiger  üebertragung  des  vollen  Eigenthums  — 
durch  die  gesetzlich  eröffnete  Möglichkeit  des  Erwerbs  gegen  Eente 
and  der  Stipulirung  der  Unablösbarkeit  eines  Theils  der  Bente 
mit  dem  Kecht  des  Kentengläubigers,  gegen  Verschleuderungen 
von  Theüen  des  Guts  Einspiache  erheben  zu  dürfen,  d.  h.  auf 
jenem  Wege  Rechnung  getragen  werden,  welchen  die  neue  Preus- 
sische  Gesetzgebung  Uber  Kentengüter  betreten  hat,  mit  welcher  — 
zwar  nicht  der  juristischen  Gonstruction,  doch  dem  Wesen  nach 
erbpachtShnliche  Institutionen  geschaffen  worden  sind. 

4  Der  Anwendbarkeit  der  Erbpacht  sind  nach  den  vorstehen* 
den  Bemerkungen  —  ungeachtet  ihrer  unleugbaren  YorzUge  vor 
der  Zeitpacht  gewisse  enge  Grenzen  gesogen;  nur  der  Staat 
als  solcher  wird  —  aus  Gründen  der  allgemeinen  Wirfchschafts- 
politik  —  den  in  der  Erbpacht  liegenden  Verzicht  auf  den  muth- 
maasslichen  Rentenzuwaehs  des  Grund  und  Bodens  leichten  Herzens 
auf  sich  nehmen  können,  sonstige  juristische  Bodeneigenthümer 
oder  gar  der  private  Grossgnmdbesitz  aber  wohl  nur  dann,  wenn 
zwingendste  Gründe  die  Abgabe  einzelner  Theile  ihres  Landbesitzes 
erheischen  (z.  B.  wachsende  Schwierigkeit,  einen  etwaigen  Lati- 
luiniienbesit'/  im  Wege  der  A*iniiiiistratiün  oder  der  Zeitpacht  an- 
gemessen zu  bowirthschaften,  Nothwendigkeit  der  Schaüung  von 
Lundarbeiterfaniilien  etc.)  und  desshalb  die  Vererbpachtung  immer 
noch  als  das  kleinere  Uebel  erscheint.  Zwar  könnte  der  in  der 
dauernden  Fixirung  des  Kanons  für  den  Vererbpächter  liegende 
Nachtheil  da(hireh  zu  beseitigen  versucht  werden,  dass  man  den- 
selben in  einer  liestimmten  Menge  des  hauptsächlichsten  Verkaufs- 
products  (Getreide)  festsetzt  und  seinen  (leldwerth  für  gewisse 
Perioden  (1*2.  18,  24  Jalire)  unter  Zugrundelegung  der  in  diesen 
IN^riodcn  geltenden  durchschnittlichen  Marktpreise  entrichten  lässt 
(Fruchtkanon).  Doch  kann  auch  dieses  mit  Kecht  empfohlene  Ab- 
hilfemittel für  den  Erbverpächter  nicht  von  völligem  Erfolg  begleitet 
sein,  da  die  Heute  eines  Guts  —  selbst  in  ausgesprochenen  Kömer- 
wirthschaften  —  nicht  ausschliesslich  Ton  den  Fruchtpreisen  ab- 
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hängt  und  Zeiten  sinkender  Fruchtpreise  z.  B.  sehr  wohl  von 
steigenden  Vieh-  und  Fleischpreisen  begleitet  sein  können,  von 
der  Möglichkeit  der  lohnenden  Yerweithimg  des  Bodens  mittelst 
Specialculturen  ganz  zu  schweigen.  An  eine  Verallgemeinerung 
der  Erbpacht  ist  daher  auch  im  Bereich  der  nicht  selbst  wirth- 
schaftenden  Grossgrundbesitzer  schwerlich  zu  denken. 

5.  Man  könnte  Twsueht  sein,  der  Erbpacht  wesentliche  Yorzflge 
sogar  vor  der  Institution  des  Privateigenthums  am  Grund  und 
Boden  einzuräumen,  weil  sie  den  ErbpSohter  nur  mit  einem  mässigen 
Erbbestandsgeld  und  im  Üebrigen  nur  mit  laufenden  Eanonverbind» 
lichkeiten,  also  nicht  mit  BeBitsesschulden(Eauf8Chillung8re8t6netc.) 
beUiBtet,  Sicherheit  vor  unwirthschaftlichen  Zerstückelungen  giebt 
und  desshalb  in  höherem  Maasse  als  jenes  die  Erhaltung  eines 
leistungsfähigen  Bauernstandes  verbürgt  ;  und  man  könnte  daraus 
folgern,  dass  eine  Grundeigenthumsverfasstmg ,  bei  welcher  der 
ganze  Grund  und  Boden  sich  in  der  Hand  des  Staats  befindet  und 
in  Erbpacht  vergeben  ist,  in  höherem  Maasse  als  die  jetzige  das 
Wohlergehen  der  Bevölkerung  des  flachen  Landes  verbürge.  Ganz 
abgesehen  iiiin  von  den  griiiidsiitzlicheii  Erwägungen,  welclie  gegen 
eine  solche  Aenderung  in  der  Grundeigenthums\ ertassuog  sprechen 
und  auf  welche  in  den  folgenden  Paragraphen  40  ff.)  näher  ein- 
zugehen ist.  muss  man  wohl  beachten,  dass  die  Zinsen  des  Erb- 
bestandsgeldes  zusammen  mit  dem  Kanon,  wenn  beide  einiger- 
maassen  dem  Gutswerth  angepasst  sind,  den  AVirth  kaum  weniger 
hoch  belasten  werden,  als  eine  in  langsamen  Aniuiitäten  sirli  tilgende 
Kaufschnld:  und  dass  daher  in  der  An])alinung  dieser  Zalilungs- 
weise  (eventuell  im  Zwangsweg.  d.  Ii.  immer  noch  unter  minder 
einschneidenden  Aenderungeu  des  Wirthsehattslebens ,  als  sie  die 
Zertrümmerung  der  jetzigen  Eigenthumsordnung  bedeutete)  gegen 
die  in  der  Kapital  Verschuldung  mit  Kaufschillingsresten  liegenden 
Nachtheile  ebenfalls  ein  wirksames  Mittel  gegeben  ist;  femer,  dass 
jener  Vorzug  doch  nur  bei  der  ersten  Einweisung  in  ein  Erbpachtgut 
Platz  greift,  während  für  Fälle  späterer  Yeräusserungen  (von  Seiten 
des  Erbpächters  an  dritte  Erwerber)  dieser  Vorzug  in  Wegfall 
kommt;  weiter,  dass  gegen  unwirthschaftliche  Theiliuigen  und  Zer- 
stftokeliingen  der  im  Frivateigenthum  befindUcben  Anwesen  der 
Staat  durch  seine  Gesetsgebung  ausreichende  Vorsorge  lareffen  kann, 
soweit  aberhaupt  nach  Lage  der  Verhältnisse  des  Anbaues  im  All- 
gemeinen und  des  Grades  der  wirthschaffcUchen  Reife  der  Land- 
IwvOlkerung  zu  einschneidenden  Bechtsnormm  hierzu  ein  Bedüif- 
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niss  vorliegt,  wobei  auf  die  Ausführungen  in  Kap.  IV,  §  75  ff.  zu 
verweisen  ist ;  endlich  dass  auch  im  Gebiete  der  Erbesauseinander- 
setziing  der  das  Erbpachtgut  überaehmende  Erbe  hinsichtlich  der 
Abfindungspflicht  in  einer  günstigeren  Lage  als  der  Anerbe  im 
gemeinen  Kecht  sich  regelmässig  niclit  l)ofinden  wird.  Die  landes- 
väterliche Bevormundung,  welche  dasErbpachtverhältniss  in  wich- 
tigen Beziehungen  gestattet,  kann,  wie  oben  bemerkt,  unter  gewissen 
YorauSsetzimgen  räumlich  und  zeitlich  sehr  angezeigt  sein;  aber 
sicher  ist,  dass  es  ffir  jedes  Volk  eine  Stufe  der  geistigen,  wirtli- 
sehaftlichen  und  sittlichen  Entwicklung  giebt,  wo  eine  solche  Be- 
vormundung als  eine  drQckende  Fessel  erscheint  und  daher  abzu- 
streifen gesucht  wird,  während  den  in  allgemeinen  Bechtsnonnen 
begründeten  Beschränkungen  der  YerfÜgungsfreiheit,  die  schliesslich 
Bechtsgewohnheit  werden  und  mit  den  Lebensanschauungen  der 
betreffenden  BevÖlkerungstheUe  enge  verwachsen — Beschränkungen 
der  Theübarkeit,  Ordnung  des  Anerbenrechts  auf  verständiger,  den 
Anerben  schonender  Grundlage,  Kegeluug  der  Schuldgesetzgebung 
im  Sinne  der  Femhaltiing  zielloser  Yerschuldungsfireiheit  —  auch 
ein  culturell  hochstehendes  Volk  willig  sich  unterordnet.  Die 
Begründung  von  Erbpachtverhältnissen  muss  da  Ii  er  mit  der  That- 
sacho  rochneii.  dasb  früher  oder  später  der  in  den  13etheilii;ten  sich 
geltend  machende  Gegendruck  zu  einer  Lösung  der  Bezieluuisren 
mit  dem  Eigenthümer  führt;  und  eine  etwa  ant  die  Erbpacht 
gegründete  Institution  des  Staatseigenthums  am  Grund  und  Boili  ji 
würde  daher  aus  diesem  Grunde  nicht  mit  der  Aussicht  aul 
(hiuernden  Bestand  dieser  umwälzenden  Aetion  rechnen  düd'en,  aiicli 
Avenn  nicht  aus  anderen,  den  Leitern  der  Bodeurefornibewegung  vor- 
schwebenden, unten  zu  besprechenden  Zielpunkten  die  Erbjiaclit 
als  die  regelmässige  Form  der  Bewirthschaftung  des  verataatlicliteu 
Bodens  sich  unbrauchbar  erwiese. 

liechtliche   (icstoUuu^  und  thatsächliclies  Torkomincn.    1.  In 

Deutsch  laiul.  Im  (iptnlg-c  der  IJofreiun^^g^eset^p^obnns:  wurden  die  Erbpaolifla-^teu 
meist  l'ür  ablösbar  und  die  Aulieguug  uaablösbarer  Ktiuteu  für  uuzulässig 
erklärt,  so  in  Preussen  durch  Gesetz  r.  2.  Mftrz  1860,  in  den  neuen  Frovinsen  durch 
cino  Anzahl  späterer  Gesetze  vgl.  ^  23,  S.  122  und  die  Anjrahni  bei  Paasch»^ .  Art. 
Erbpacht  i.  Udwb.  d.  ätw.;  rechtlich  in  Oi  Itunn:  ist  das  Institut  zur  Zeit  noch  iu 
Sacl  isen-Altenbur^,  Gotha,  Weimar  und  Meiniugeu,  in  Lippe-Schaumbnrg,  Reuss  und 
Rudolstadt,  in  liraunschwcig  und  Mecklenburg. 

Als  vorherrschende  Form  des  Besif/es  erscheint  die  Erbpacht  in  dem  Dorna- 
ninni  von  Mecklenburg'-Schwerin,  wo  iui  Jahre  18(57  die  bis  dahin  meist  nur 
mit  Zeitpacbtreeht  ausffcstattcte  bäuerliche  Bevölkei-unp  unter  Erbpaehtrecht  ge- 
stellt wurde:  die  Krhpäcliter  diirfpTi  oline  besondere  (^♦»nelmiip-Tinf»'  nicht  parcclliren 
oder  den  iiesitz  mit  anderen  Urundstückeu  „cousolidiren^',  sind  aber  im  Uebrigeu 
in  der  Yerfngungsfrdheit  über  datf  Oot,.  insbesondere  binriehtlieh  letsiwilliger  Yetw 
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filffungen  und  der  Verpfönd barkeit ,  soweit  nicht  das  zu  erster  Stelle  ritifr<  tra;^fTip 
Pfandrecht  des  kapitalisirteu  Kanons  entgegen  steht^  nicht  beüchränkt.  Bei  der  Ueber- 
immuig  der  Bauern  in  das  neue  Yeriiältnigs  wurde  der  Kanon  in  der  HShe  des 
frührren  Zpitpaclitscliilliii^'s  festpr^sctzt  und  insbeaonderf  fiir  dasjenige  Land,  welches 
die  Bauern  im  ^aassgehalt  über  120  Scheffel  (rund  60  Morgen)  behielten,  ein 
Erbbestandageld  erhoben,  das  in  Annuitäten  (5%,  darunter  17o  ^ur  Amortisation) 
zurückzuzahlen  ir^t :  der  Kanon  kann  im  -?5fa<  li<  n  J^t  tiiiiri  in  t  inrr  Sninme  abgelöst 
werden.  Bi^  18Öü  füllen  7Ö2  Erbpachtuugeu  durch  Abtragung  der  £rbbe«taad«gelder 
und  des  kapitalisirteu  Kanons  ganz  schnidenfrei  geworden  sein;  von  den  im  €kinzen 
rund  löOOOüüOM.  Erbbestandsgelder  ^\aR•n  bis  dahin  4 lÜOOüOM.  abgetragen;  von  den 
Kanonskapitalien  (46,5  Mill.  7:5(  KXK  )  M.  fr*«til<rt.  Aus  dem  drananialcn  Kapitai- 
fonds  sind  an  Erbpächter  zu  liauten.  Krainaj^uu  4150Ü(X)  M.  dar^'^cUrhfU  worden. 
—  Neben  diesen  bäuerlichen  Gütt  in  wurde  noch  ein  Stand  ^w^.  Hüdner  goscliaffen, 
d.  !i.  klpinoif  (Jniüfl'H  ^i'/.tr  mii  dun  lischnittlich  IG  17  Morgan  Areal:  die  vor 
387U  geliildi'ten  ihnln»  rstullen  entrichten  einen  in  2Ujährigen  i'eri«>den  variablen 
Roggeukanon,  der  ebenfalls  in  einer  Snmme  abgeliSst  werden  kann;  die  nach 
errichteten  schulden  lediglich  ein  Kauf^rld  ohne  Kanon,  dessen  Ab/ alil an o:  „narli 
den  Umständen''  zu  bestinunen  und  bis  dahin  mit  ä"  o  '^^  verzinsen  i&t.  Endlich 
wurden  (schon  seit  1846)  aueh  auf  die  SehafFung  kleiner  IftndUcber  Ansiedelungen 
in  Erbpacht  '  II  äu  slereicTi"!  a1)j.'<diolHM).  den  n  Hrsiiz  ausser  Uaus-  und  Hofunethe  in 
etwa  Vt  Morgen  Gartenland  besteht  und  durch  Zupacht  der  Vergrösseruug  ttkiäg  ist. 
Bis  1874  sollen  gegen  3600  Bauerngüter,  7300  Büdnereien  und  über  4800  Hiusler- 
SteUen  in  (Ueser  Weise  regulirt  worden  sein. 

Auch  im  ritterschaftlichen  Tcrrit'.rium  sind  (auf  (»rund  der  V.  0.  vom 
6.  Februar  1827  und  20.  Mai  1868)  l  niwandlnngon  von  Zeit-  in  Erbpachtverhält- 
nisse vorgenommen  worden,  d(»ch  meist  mit  -.tärkeren  Besclirttnktingen  hinsichtlieh 
der  Verschnldbarkeif :  nacli  §  25  der  fHtscn  Vcri  rbpachtungen  zu  Grunde  liegi-nden 
Normalcoutracte  ist  uämlit.h  eine  hypothekarische  Verschuldung  der  Hufe  nur  bii> 
Bum  halben  Werth  rechtlich  sugelassen  und  nur  die  innerhalb  dieser  Grenze  ein- 
gejjrnnprf'Tioii  Schuldverbindlichkeiten  unterlio;ren  der  lic;^(Misrhaftlirhen  Zwangsvoll- 
streckung; ja  nicht  selten  haben  diese  ritterschattlichcn  Erbpachtgüter  den  Charakter 
eines  unveräusserlichen  Familienfideiconunisses  erhalten.  Uebrigens  können  auch 
die  Domanialbaui'rn  auf  Grund  des  (tesetzes  vom  24.  .Tnni  1869  durch  letztwillige 
Verfügungen  die  Veräutiseruug  des  Guts  untersagen  und  die  Verschuidbarkeit  be- 
sehiftv^en,  allerdings  nur  mit  Genehmigung  der  Kegierung,  soweit  die  Yerfllgung 
sich  nicht  bloss  auf  die  Person  des  unmittelbaren  Gutsnachfolgers  erstrecken  sollte. 

Die  Art  der  Durchführung  der  Vererbpachtuug  in  Mecklenburg  vnni  von 
«achverständiger  Seite  als  eine  wohlgelungene  beurtheilt,  welche  bewirkt  habe,  was 
der  human  gesinnte  Landesherr  in  seiner  V.  O.  v.  IG.  November  18<)7  als  Ziel  der 
Maassregel  hingestellt  habe,  nämlich  die  Schalfunir  fines  unabhängigen  Banern- 
staudes,  dem  durch  die  gewälirten  liedingungen  eine  ausreichüche  Existenz  gesichert 
ist.  (Vgl.  zu  den  vorstehenden  Angaben  Paasche,  a.  a.  0.,  S.  341  ff.,  und 
Boacher«  Anm.  4  zu  §  70,  sowie  die  Eingangs  erwähnte  sonstige  Literatur.) 

2.  Sonstige  Staatswesen:  In  Frankrcicli  und  l^cl^-icTi  sind  cniiili ytcu- 
tischc  Vertrage  auf  99  Jalire  gesetzlich  zugelassen,  aber  nur  sehr  selten  vorkommend; 
das  Gleiche  gilt  fOr  Italien,  wo  die  Statistik  von  1871  an  Erbpächter  und  Zins- 
bauern  (censitarc.  onfiteuti  und  livellariii  nur  Hö07=(M*4%  '^^'^  gesanunten  landw. 
Bevölkerung  nachweist.-  in  der  niederländischen  Provinz  Groningen  hat  &ick 
ein  Erbpachtrecbt  unter  dem  Namen  Beklero-regt  (regt  van  alty  durende  be- 
.klemmingj  erhalten  und  ist  in  dauernder  Anwendung:  es  geht  auf  die  directen 
Erben  und  die  Seitenverwandten  über;  der  Erbpiichter  kann  das  Erbpachtgut  ver- 
kaufen, verpachten,  in  Ilypothek  geben,  über  dasselbe  lef/.twillig  verfügen,  ohne 
der  Züs^tiuimung  des  Eigenthümers  zn  bediirlen:  )i  kann  bei  jedem  durch  Erb-  , 
giing  oder  Verkauf  herbeig«'fiihrtcn  P.i wit/wcilisel  der  Kigeuthünier  den  einfachen 
oder  doppelten  Pachtwerth  fordern:  das  (iut  ist  untheilbur.  ^Nous  nnnuitrons, 
(»agt  Laveleye,  a.  a.  O.,  8.  528)  en  Groningue  une  sorte  d'usufhiitiers  libres,  fiers, 
simples  de  mornrs.  mais  avides  de  luniicrcs.  cmnprenaut  les  avantages  de  l  instruc- 
tion,  et  ue  negligeant  rien  pour  la  repandre  panui  eux;  pratiquant  la  culture,  non 
comme  une  routine  avengle  et  nn  mutier  dMaign^,  mais  comme*  une  noble  occupa« 
Bjieheab«ryet,  A.,  Agiwrrolitik.  L  14 
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tion,  qui  Irur  apporte  la  forfmie.  de  l'iiiflucn(?e  et  le  respect  de  fons  ef  qui  cxv^c 
Temploi  des  tacnltes  de  TiutelligeDce  et  de  la  volonte  .  .  .  eufiu  conteut^s  de  leur 
etat,  parce  que  leur  seit  ne  dopend  que  de  lenr  activitö  et  de  lenr  prevcyanoe". 
Die  Zulassung:  der  Unterverpachtung  hebt  freilich,  wenn  diese  nicht  selbst 
wieder  erbliche  Anspriiche  5!:;pwä]irt,  den  Vortheil  des  Systems  auf;  und  es  sollte 
desshalb  Erbpacht  nur  mit  liilckuubisit/  zulässig  sein.-  In  Grossbritannieu  ist 
die  Erbpaeht  durch  die  irische  Landbill  von  1881  gesetzlich  anerkanntes  Institut 
geworden;  in  Indien  ist  in  einzelnen  Provinzen  (Bengalen,  den  nordwestlichen 
Provinzen),  wo  das  Laud  als  im  Eigeuthum  der  Zemindare  (herrschende  Klasse) 
Stehend  angesehen  wird,  der  bSnerlichen  Bevölkerung  (Ryots)  ebeufnlls  das  erbliche 
Nutzungsrecht  zugesprochen;  ebenso  gelten  die  Inhaber  der  Vacuf-Ländorpien  in  der 
Türkei  als  Erbpäcliter  und  in  Java  ist  die  niederländische  Regierung  durch  ües. 
Yom  9.  April  1870  zur  Yererbpaehtung  nnbebantfHr  Lftndereien  anf  75  Jahre  ermächtigt 
(Laveleye,  a.  a.  0.,  Kap.  4  nnd  22). 

§38.  Bei  Theilbau  (die  AntheilwirthBcliaft). 

Man  pflegt  den  Theilbau  juristiscli  als  eine  Unterart  der 
Pacht  anzusehen  (Pacht  auf  Theilbau,  metairie,  bail  n  la  colonasre 
in  der  französischen,  mezzadria,  masseria,  colonia  in  der  italienischen 
Rechtssprache),  welche  die  Besonderheit  aufweist,  dass  der  Päcliter 
als  Vorfrfltung  für  die  Ueberlassunof  des  Guts  zur  Nutzung  nicht 
eine  lestbestimmte,  Jahr  ffir  eTahr  gleiche,  der  Regel  nach  in  Geld 
zu  entrichtende  Quote  des  (Tiits  r  e  i  n  ertrags,  sondern  einen  Theil 
(meist  die  Hälfte)  des  Rohertrai^s.  also  eine  je  nach  den 
Ernteergebnissen  des  betrotfenden  Jahres  wechselnde  Natural- 
leistung  abzuführen  hat.  Der  Theilbauvertrag  kann  auf  bestimmte 
Zeit  abgeschlossen  sein  (in  Frankreich  meist  auf  drei  Jahre),  sehr 
häufig  aber  ist  eine  Gotttractsdauer  überhaupt  nicht  vorgesehen, 
das  Verhältniss  ist  also  mit  Einhaltung  bestimmter  Kündigungs- 
fristen jederzeit  lösbar  (ähnlich  wie  bei  tenancy  atwiU  in  England), 
dauert  aber  anderseits,  sofern  eine  solche  Kündigung  nicht  eintritt, 
unbestimmt  lange  Zeit  fort.  Man  kann  aber  auch  den  Theilbau- 
vertrag als  ein  in  bestimmte  Rechtsformen  gekleidetes  Arbeits- 
yerhältniss  (DienstYerding)  betrachten,  in  welchem  die  Theil- 
bauer  mit  ihren  Familienangehörigen  als  zur  Yomahme  bestimmter 
landwirthschafQicber  Betriebsverriehtungen  verpflichtete  Arbeiter 
erscheinen,  deren  Lohn  nicht  in  festbestimmten  Geldsummen  oder 
Naturalien,  sondern  in  einem  Theil  des  erwirtbschafteten  Rohertrags 
bestehi  Ftir  diese  (von  D  i  et  z  e  1  und  E  h  e  b  e  r g  vertretene)  Auf- 
fassung des  Theilbaues  als  einer  Art  Lohncontract  (Quotal- 
lohncontract)  spricht  —  abgesehen  von  den,  von  der  flblichen 
rechtlichen  Normirung  der  Facht  abweichenden  Besonderheiten  (Ver- 
bot der  Afterverpachtung,  wenn  nicht  das  Gegentheil  bedungen; 
Lösung  des  Theilbauverhältnisses  mit  dem  Tode  des  Theilbaueru, 
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Nichteintritt  der  Erben  in  das  Pachtverhältniss  —  so  nach  italie- 
nischem Recht)  —  vor  Allem  die  während  der  ganzen  Dauer  des  Con<» 
traets  dauernde  Einwirkung  des  Eigenthtlmers  auf  die  Art  der  Be- 
stellung des  Theilbauguts,  im  Gegensatz  zu  der  sehr  viel  freieren 
Bewegung,  welche  der  Verpächter  dem  Pächter  einzuräumen  pflegt 
und  einräumen  kann,  da  er  weder  an  der  thatsächlichen  Höhe  des 
Bohertrags,  noch  an  der  Art  der  zu  erzielenden  Frfichte  ein  unmittel' 
bares  Interesse  hat,  welch*  letzteres  vielmehr  in  der  prompten  Ab- 
fährung  der  vereinbarten  Gteldpachtrente  und  in  der  Erhaltung 
des  Guts  in  imgeschwächtem  Eiaftzustand  sich  erschöpft  Diese 
Verschiedenheit  in  der  Auffassung  des  TheObaucontracts  ist  nun 
keineswegs  von  bloss  formeller  Bedeutung:  weil  die  Lage  des  Theil- 
baiiern,  sofern  man  ihn  als  Pächter  betrachtet,  unter  Umständen  in 
einem  sehr  viel  ungünstigeren  Lichte  erscheint,  als  wenn  er  als  ein, 
an  den  Erträgnissen  des  Guts  betheiligter  Landarbeiter  erscheint, 
d.  Ii.  in  einem  Lohnvcrhältuiss  stehend  erachtet  wird,  dessen  \'er- 
gütimgsweise  den  Theilbauem  weit  über  die  Stufe  der  gewöhnlichen 
Landarbeiter  hinaushebt  und  sein  luterest^e  mit  dem  Gut  und  den 
Gutsarbeitöu  in  ungleich  höherem  Maasse  als  die  sonst  ültliehen, 
den  gleichen  Erfolg  bezweckeudeu  Lolmzahlungsarten  (Accordloha, 
Prämien  etc.)  verknüpft. 

Im  Mittelalter  sehr  weit  verbreitet'),  in  Deutschland  namentlich 
in  den  Weinbaugegenden  beliebt  und  selbst  jetzt  noch  in  solchen 
sowie  bei  der  Tabakscultur  vereinzelt  vorkommend  (Baden),  ist 
das  Institut  des  Theilbaues  in  den  romanischen  Staatswesen  so 
namentlich  in  Italien,  in  einzelnen  Provinzen  Spaniens,  femer  im 
sadlichen  Frankreich  —  die  überwiegende,  gegendenweise  sogar 
ausschliessliche  Beehtsform  der  Bewirthscbaftung,  hat  aber  auch  in 
Nordamerika  Boden  gewonnen;  gleichwohl  ist  das  Institut  bis  auf 
den  lieutigen  Tag  Gegenstand  sehr  schwankender  und  von  einander 
iibweiclieuder  Beurtheilungen  gewesen.  Zu  einer  riebtigereu  Wür- 
digung derselben  in  neuerer  Zeit  bat  die  grosse  italieniscbe,  im 
Jahre  1877  l^escblosseiie  Agrareiu|nete  selir  viel  beigetragen,  und 
eine  Betraebtung  des  Instituts  nach  seiner  wirthscliaftlielieii  und 
socialen  Seite  knüpft  dessbalb  am  zweck  massigsten  au  die  durch 
diese  Erhebungen  ermittelten  Thatsacheu  an. 


'   \;irh  Roscher  (Aum.  8  zu  ?  59)  Beispiele  dts  ThfiHiaiu^  in  England  bis 
Anfang  des  IB.  Jahrhuuderti;  f<;rucr  in  Norwegieu,  üülsteüi,  Flandern,  iu  Sachsen 
Franken  und  «m  Olxurhein  im  Mittelalter 'Und  später. 

U* 
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Formen  und  Vo  rk  omin  eu  des  Thei  Ihane  s  1.  Dit»  Formen  des  TliPilbaues*) 
iu  Itulieii  sind  atisäerordeiitlich  manuichfaltigf.  Nicht  scheu  kummt  er  in  dir  Fonu 
sog-,  contratti  a  miplioria  (Melioration scoiitracte)  vor,  bei  denen  der  Eigenthümer 
das  (Jniiidstiick  uiul  das  zur  Vornahme  der  Melioration  uötliii;c  I-';i])ital  stellt,  der 
Bauer  aber  die  Arbeit  leistet  imd  nun  für  die  Herricbtung  des  ll«)dens  zu  einer 
beetbminten  Cullnr  (s.  6.  Weincultnr)  Anftugs  den  ganxen  Ertnjg,  später  einen  Theil 
dpssrlben  erhält,  vit  llcidit  ain  h  einen  Theil  des  Orundstückes  selber,  während  er  für 
den  andern  Theil  dann  lu  eiu  Theilbauveriiältniss  thtt.  Wo,  wie  in  der  Lombardei) 
der  Emilln  etc.  Latiftindienbesitz  sich  findet,  dient  der  Theüban  nls  Mittel  zur 
Ueschaftunp  der  erforderlichen  Arbeitskräfte,  indem  den  anf  einem  Stück 
Land  anjresiedelten  bäuerlieiien  Familien,  unter  Zusicherung'  gewisser  Antlieile  am 
Ertrag  dieser  Grundstücke  oder  besonderer  Specialcultnren  (Geflügelhaltung,  Seiden- 
raupenzucht etc),  die Yerpflichtnng  zu  Arbeitsleistuugren  auf  dem  Herren- 
gut  «regen  weiteren  festen  Lohn  oder  bestimmte  Naturalien  auferlegt  wird  'sogr. 
buaria);  Arbeitsverhältnisse  ähnlicher  Art  kommen  auch  im  südlichen  Italieu, 
namentlich  in  Sieilien  (hier  metateria  «genannt)  vor,  indem  bäuerliche  Tagelöhner 
eine  Psrcelle  Landes  zum  Anbau  bestimmter  Früchte  jrepren  T'eberlassung  eines 
Theils  des  Rohertrags  (V*  bis  Vt)  zugewiesen  erhalten,  daneben  aber,  in  der  durch 
die  Feldbestellungr  läclrt  in  Anspruch  genommenen  Zeit,  ihre  Arbeitekrall  sonstwie 
vonverthrn  können.  T>i(»  richstigste  und  wohl  wei  1  v erb  reit  o f  s  te  Form  des 
Theilbaucs  l^Mezzadria  i.  e.  ä.)  aber  ist  die,  dass  eiu  ein  iaudwirthscbaf  t- 
liches  Ganze  bildendem  Banerng'nt  durch  eine  bäuerliche  Familie  oder 
eine  Hau«  jren  o  s  s  en  s  eh  a  ft  ntiter  Theilun;::  des  (i  owinn.s  bezw.  desRisicu.s 
für  alle  Arten  der  Producte  und  mit  dein  Recht  des  Gutsherrn,  nicht 
nur  die  allgemeine  Richtung  der  Prodnction  au  bestimmen,  sondern 
auch  in  jedem  Augenblick  in  den  Gang  der  Wirthschaft  einzugreifen, 
bewirthsehaftet  wird  (Eheberg). —  Die  Theilbauvertrüge  weisen  im  Einzelnen  die 
deiikljar  j^rössten  Versclüedenheiten  auf;  im  NeapoUitanischen  z.  B.  bezieht  der  Eig<>n- 
thiimer  (padron*?)  djis  ganze  I'roduct  des  Weinbaues,  zwei  Drittel  der  Oliven  und  die 
Iliilfte  alb  r  aufleren  Erzeugnisse;  dafür  tr,\'^\  er  die  Kosteu  der  Uuterhnltnn«?  des 
Bodens,  der  .Schwetehiug  des  Weins,  der  Weinlese,  die  halben  Kosten  der  Düngung  und 
Stellt  die  (meist  erbärmliche)  Wohnung;  der  Bauer  seinerseits  übernimmt  alle  übrigen 
Kosten,  die  Arbeitsleistunixen  und  verpflichtet  sich,  den  Boden  in  (rufen  Zustand  zu 
erhalten  und  dem  Herrn  seinen  Antheil  an  den  Früchten  gewissenhaft  abzulieiem. 
Vielfach  kommt  der  Theilbau  mit  Zeitpacht  gemischt  vor  (contratto  mixto),  nament- 
lich hei  Grundstücken,  auf  denen  Getreide-  und  Wieseneultur  neben  Baum/.ueht  In»- 
triebeu  wird.  „Während  die  erstere  in  Pacht  gegeben  wird,  behält  sich  der  Eigen* 
thttmer  bezüglich  der  letzteren  (Baumzucht)  Theilwirthschaft  Tor.  Der  Zweck  (dieser 
Einrichtung)  besteht  in  der  Sicherung  einer  festen  Rente  und  in  der  Abwälzung 
des  lüsicos  inr  den  einen  Theil  des  Gesauuutproducts  des  Grundstückes,  während  er 
für  die  Cnlturen,  welche  eine  besondere  Sorj^alt  der  Behandlung  erheischen,  den 
Cidonen  am  Ertrag  interessirt.  Je  unbedeutender  letztere  Cultureu  sind,  desto  mehr 
nähert  sich  das  Verhältniss  einem  reinen  Paehtt ontract,  im  umgekehrten  Fall  dem 
Theilbau."  in  Ligurien,  /..  Ii,  bcbltht  liir  (ictreide-,  Wiesenbau  Pacht,  Thoilbau 
dagegen  für  Oel,  Wein,  Vieh.  Nicht  selten  nimmt  auch  der  Eigeutliiimer  das  Becht 
der  Verwerthun^r  der  werthvolleu  Producte  (Cocons,  Wein)  für  sieh  in  Anspruch 
und  zahlt  dann  dem  Theilbauer  einen  gewissen  Theilbetrag  des  erzielten  Erlöses 
(Lombardei).  —  Die  Zahl  der  italienischen  Thedlbanem  Ut  in  der  Statistik  von 
1871  auf  1  .7);?  476  angeceben  worden,  d.  i.  anf  1^.2",',,  der  i)i  der  T.andwirthsrbaft 
thatigeu  Fersoueu;  in  Wahrheit  dürfte  die  Zahl  aber  eine  viel  grössere  sciu,  weil 
auch  unter  den  als  „Pfichter  imd  Hintersassen**  sowie  als  „Tagelöhner'*  aufgeführten 
Personen  nach  i«m  Obenbemerkten  Viele  sein  werden,  die  in  önem  Theilbaucontract 
sich  beiladen. 

2.  Wie  in  Italien  weisen  auch  in  Frankreich  die  Theilbanvertra^a,  mt- 
.sprechend  den  Ortsgebräuchen,  eine  grosse  Mannich&ltigkeit  der  rechtlichen  Aus- 
gestaltang insbesondere  in  Betreif  der  Vornahme  von  Meliorationen,  Beschaffung 


*)  Die  Darstellung  folgt  lüer  im  Weseutliciieu  Eheberg,  a.  a.  O.,  8.  124  ff. 
und  dem  Au&atz  von  Dietzel,  a.  a.  0« 
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des  todten  und  lebenden  Inventars,  der  (Tcbrindeimtf'rhnltnn«,'  nuf;  der  Antheil  des 
Eigeuthiimers  auf  den  Ertrag  des  Theilluiu^'iiti  ist  iiuist  aul  die  llälfte  nonnirt; 
die  UeberlassoDg  des  Viehs  ist  oft  Gegenstand  ^ eines  besonderen,  dem  Thetlt)aii* 
vertra«r  accessorisch  hinzutretenden,  nach  den  (Jnnulsatziii  der  Vichverstellung 
(cheptel)  sich  regelnden  Abkoninieus,  durch  welclies  die  i  lieilbauer  (iletayer)  beim 
Ende  ihrer  Nutzung  zur  Znrücklassnng  einer  gleiclien  Zahl  Tieh,  gri«ic1ier  Fntter- 
bpstände  etc.  verpflichtet  sind.  Die  Steuern  trii^t  b.'inH::  der  Eigeiifliiinier  in  der 
Weise,  üasü  zur  Deckung  derüelbeu  eine  feste  Summe  vou  dem  Geldertrug  des 
Guts  sur  Verfügung  des  Eigenthümm  vorweg^nomnien  wird;  es  ist  ein  Vei^enst 
der  neuesten  (IHHOei  i  Enquete,  di«-  IMissbrändie  auf";redeckt  zu  haben,  zu  denen  in 
manchen  Gegenden  die  iiewobuheit  der  Yomeguahmo  diesem  1'auschquautums  da- 
durch Anlass  gab,  dass  liRnfig  ein  betrfichtUch  höherer  Betrag  als  xur  Deckung 
der  Abgaben  t  rloi  derlic  h  war.  erhoben  .  .  .  wurde;  ein  bei  der  Enquete  angeführter 
Bericht  bezeichnet  das  Verfahren  geradezu  als  einen  auf  die  Uebervortheilung  des 
Metayers  berechneten,  in  der  ganz.en  (Jegend  üblichen  Kunstgriff".  Im  Jahre  1882 
ist  die  Zahl  der  tVanzüsisehen  Theilbaueni  (und  Colonen)  zu  ;U7  sr)S  (tlme  die 
mitarbeitenden  Familienan^n'liöri^'m  \mt\  das  (!esinde|  gegenüber  7t!>").")()  l'iichtern 
und  4324yi7  sclb.stwirthschaiteuileu  Uodeneigeuthüniem  (letztere  meist  Kleinbesitzer) 
ermittelt  worden.  Seit  Ausgang  des  vorigen  Jahrhunderts,  wo  nach  den  Be- 
richten des  Pieisesehriftstellers  A.  Young  die  Zeitpacht  noch  eine  verhältni.ssniässig 
geringe  Verbreitung  hatte  und  die  von  Metayer»  bebauten  Fläche  '/«  der  Uesammt- 
fläehe  betragen  haben  soll,  hat  sich  das  VerhSltniss  immer  mehr  sni  Gunsten  der 
Selbstbewirthschaftunir  und  di  r  Zeitpaelif  verseliu?)eti  nnd  behauptet  sieh  daneben 
der  Tlieilban  vorwiegeud  nur  noch  im  südli^ihen  Frankreich,  wohl  im  liiublick 
auf  die  daselbst  vorherrschende  Cultnr  der  Rebe,  des  Oelbaums,  der  Seidenxnebt 
und  anderer  hochwerthiper  landwirthschaftlicher  Betriebszweige,  deren  sorgsame 
Pflege  der  Bodeneigenthümer  in  dem  TheilbauverhSltuiss  besser  als  in  der  Telierlassung 
zum  Pacbtgenuss  gesichert  glaubt.  Vgl.  über  das  Vorstehende  Keitzenstein, 
a.  a.  0.,  S.  16  flF.,  nnd  wegen  der  V»Msuche,  die  Institution  durch  Keform  der  ge« 
setzliehen  Bestimmungen  wieder  leheii>nihiger  zu  niaclien  (in  dem  Entwurf  des  Code 
rnral  vuu  1H7()  die  Angaben  iui  .Jahrb.  f.  N.  u.  St.,  Bd.  XIV.  S.  171  fi".  lieber  die 
I  ht  il>auverluiltni-,se  in  anderen  südlichen  Ländern  siehe  Roscher,  Anm.  2  zu  §  59, 
der  darauf  liiiiwcist,  wie  auf  die  weite  Verbi  it  iii  '  des  Theilbaus  in  INirtngal  mit 
der  Abgabe  von  '/&       Ernte  der  Aufdruck  „Uuinta^  iur  Bauernhof  deute, 

8.  Nach  dem  im  Jahre  1880  aufgenommenen  Censns  ist  damals  in  der  Union 
namentlich  in  den  südliehen  und  in  (!tn  nenh.  si.-dt-ltiMi  Staaten  dii-  Antlieilnirth- 
schaft  ziemlich  verbreitet  gewesen;  deuu  es  waren  in  jenem  Jahre  l:^08ü  Farmen 
mit  322357  Acres  Land  fttr  Geld  verpachtet,  dagegen  53379  Farmen  mit  702244 
Acres  im  Antheilsysf em  ver^'eben;  der  Pächter  hat  letzternfalls  in  der  Itegel 
die  Hälfte  des  R(diertrags  dem  Kigcuthümer  zu  entrichten,  erhält  aber  Ge- 
räthschafteu ,  das  erforderliche  Zngvieli,  Saatkorn  für  eine  eimnalige  Bestellung 
und  Tiehfotter  bis  zur  nächsten  Ernte;  der  Vertrag  pflegt  dabei  so  abgeschlossen 
zu  werden,  dfis?*  wenn  der  TMehter  die  vorschiissn  c  ist  ülu  rlassenen  Inventurgetren- 
ständc  zurücker.setzl  har.  die  AhJülirung  des  P;ah!/.iu.>,ea  aul  eiu  Drittel  des  Roh- 
ertrags sich  mindert.  HauliL-^  kauft  der  Theilbau- Pächter  dem  Eigentbumer  di<'  Farm 
nach  nnd  nach  ab.  .,Naeli  10  12  Tahren  kann  ein  tüchtiger  Mann  ...  in  der 
angegebenen  Weise  eiu  freier  Farmer  werden,  in  mdeu  Staateu  ist  freilich  ein  so 
günstiges  Verhältniss  ausgeschlossen  und  mit  der  Oocnpirung  alles  sur  Landwirth- 
schaft  dienlichen  Terrains  in  der  Tnion  werden  sieh  diese  Art  vou  Paclitverhält- 
uisüen  auch  wohl  ändern  müs.seu".  (Siehe  hicrwegeu  A.  J.  v.  Walters  hausen  in 
Connul*8  Jahrb.  f.  Xationaldkonomie  ete.  N.  F.  Bd.  VI,  S.  469  ff.) 

Beurtheilung  des  Theilbaues.  In  dieser  Beziehung 
ist  zu  bemerken: 

1.  Die  Leistung  des  Theilbauem  an  den  Eigenthfimer  bestellt 
in  einem  Theil  nicht  des  erzielten  Rein-,  sondern  des  Bohertrags; 
Ton  ihr  gilt  also  ziemlieh  das  Gleiche,  was  Über  die  Wirkung  der 
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ZohntahL^:'.l)e   auf  don  Fortschritt   in    der  B<'tritd)stpchnil<  früher 
zu  bemerken  war  (§  25).    Steiirt'nmuoii  der  Kohcrträgnisse ,  die 
nur  auf  dem  Wege  reichlicherer  Kapitalverwendung  möglich  sind, 
wird  daher  der  Theilbauer  im  Allgemeinen  ebenso  abhold  sein, 
wie  es  früher  der  Zehntpflichtige  war:  und  hncht    bildet  sich  ein 
Geist  des  Schlendrians,  der  aUen  Fortschritten  der  Technik  .  .  - 
zuwider  ist"  (Roscher).  Dies  namentlich  dann,  wenn  der  Gutsherr, 
in  der  Stadt  wohnend,  zu  einem  unmittelbaren  Eingreifen  in  die 
landwirthschafbliche  Betriebsthätigkeit  weder  Zeit,  noch  Neigung, 
noch  Geschick  haben  sollte,  wie  doch  häufig  der  Fall  sein  wird*). 
Die  zahllosen  Einzelheiten  fiber  den  zum  Theil  erstaunlich  niedrigen 
Stand  der  Bodencultar  in  Italien,  wie  sie  die  neueste  italienische 
Agrarenqulte  enthalten,  dürften  sicherlich  wie  Ursache  und  Wirkung 
auch  mit  der  weiten  Verbreitung  des  Theilbaus  in  diesem  Lande 
und  nicht  bloss  mit  dem  niedrigen  Stand  der  Allgemeinbildung 
des  italienischen  Bauernvolks  im  Zusammenhang  stehen.  Daher 
mit  dem  zähen  Verharren  desselben  in  empirischen  Be- 
triebsweisen zu  rechnen  sein  wird,  so  lange  nicht  dessen 
Umwandlung  in  Landeigeuthfimer  oder  allenfalls  in  Erbpächter  sich 
ermöglichen  lässt. 

Nach  den  Bericliten  der  grossen  italiciiisc  Iipn  Agnrarenqnttc  (v<rl.  Eh  oberer, 
a.  a.  0.,  S.  14  ft'.j  leidet  die  Technik  des  laudwirthschaftlicheu  Betriebs  der 
italienisclien  bäuerlichen  Bevölkerung  an  g^rosseii  Gebrechen;  der  Frnclitwechsel  ist 
fast  überall  noch  ein  iiTatioueller,  die  Bearbeitung  der  Fehler  in  Folge  ungenügender 
Geräthe  in  den  meisteu  Provinzen  eine  maugeihat'te,  und  das  ganze  Verfahreu  der 
Bestellung  der  Ernte  iBanchmal  an  ursprüngrUcliste  Zeiten  und  Stten  erinnernd,  bei- 
Bpielsweiso  wenn  man  liest,  dass  in  Sicilien  drin  Vthvj:  Kinder  folgen,  um  die  .Schollen 
mit  einer  Hacke  zu  verkleinem,  dass  mau  sich  zum  Abschneiden  de»  Getreides 
Heuer  bedient,  dass  das  Dreiehen  mittelst  Maulthieren  geseliielit,  welche  die  Aehren 
auf  der  Tenne  austreten.  Die  meisten  unserer  laudwirthschaftlicheu  (ieräthe  und 
Maschinen  sind  dem  italienischen  Bauern  so  gut  wie  unbekannt;  in  Sicilien  dient 
als  Pflug  eine  au  das  Joch  der  ziehenden  Tluere  augebnndene  lange  Stange,  sai  die 
nuten  ein  spitzer  Winkel,  ein  an  der  Spitze  mit  Kisen  beschlagenes  Holz,  die  T?fkvtg' 
Schaar  darstellend,  befestigt  ist:  auch  im  nordlichen  Italien  ist  der  alte  niivoU- 
kommeue  hölzerne  Pflug  noch  das  regelmässige  Werkzeug  zur  Bodenbearbeitung; 
auch  eiserne  Eggen  sind  eine  Seltenheit,  Die  Düngung  ist  Ix^i  dem  dünnen  Stand 
der  Viehhaltung  und  bei  der  verschwinden  den  Verwendung  kimstlielier  I>inic:*T  stnvif 
bei  dem  mangelhaften  Zustand  der  Duugstätteu  im  Allgemeinen  unzureichend  ^  uiu 
die  Felder  in  voller  Prodoctivkrtift  zu  erhalten,  was  namentlich  vom  Süden  Italiens 
gilt.  Der  Vcn  wnrf  einer  primitiven  nnd  eVien  (Icssliall)  nur  selileehte  Qualitäten  przon- 
gendcn  Productiousweise  trifft  vor  Allem  den  Weinbau.  Zwar  werden  die  Kebeu 
selbst  in  den  meisten  Frovinxen  mit  liebe  und  Sorgfalt  behandelt  und  namentlich 
hat  sich  als  Abwehnmttel  gegen  das  überall  auftretende  Oidinm  im  Gegensats  zu 

*)  In  Toscana  z.  B.  sind  viele  EigenthÜmer  von  Mezzeriagütem  florentinisehe 
Krämer,  Haudwerker  etc.,  die  in  solchem  Ankauf  ihre  Ersparnisse  aukLren  Kuschert 
Anm.  8  zu  59l;  ähnliches  wird  für  S  üdfrank  rei  eh  berichtet.-  Ant  iilniHchen 
Erwägimgeu  wie  die  obigeu  beruht  aucli  die  ablehueude  Haltung  ail  lerer  Volks- 
ivirtbe  wie  von  Justi  nnd  Spane  g^enüber  dem  Thdlbau. 
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uns  das  Schwefe lu  last  all^'eiueiu  eiugebürgert;  dagegeu  herrscht  in  der  Wein- 
bereitung  allenthalben  noch  ein  grosser  Schlinidriaii}  meist  werden  die  Trauben  mit 
Füssen  ausgetreten,  als  Ktlteistätte  dienen  unsaubere  cementirte  (tniben,  die  Gäh- 
ruug  erfolgt  iu  offenen  Bütten,  die  Fässer  sind  schlecht  und  unreinlich  gehalten; 
Keller  smd  nieht  oder  nur  in  sehr  primitivem  Zustand  vorhanden;  kein  Wunder« 
wpini  ein  grosser  Theil  dos  WpIus  nur  auf  kurze  Zeit  siufbewalirt  werden  kann  und 
selbst  einen  läugeren  Transport  uicht  verträgt.  Neuerdings  bttbnt  sich  einiger  Fort^ 
schritt  dadurch  an,  dass  prrössere  Handlnngstänser  Trauben  ankaufen  und  su  besseren 
und  exporffiiliipreron  "NVcintMi  veraibcitcii  lassen.  Die  von  den  Wciiihaucrn  selbst 
erzeugten  Weine  üud  aber  last  durchweg  gering  und  es  werden  daher  die  au^e- 
aeichnet  günstigen  Bedingungen,  unter  denen  der  italieniiclie  Weinbau  an  sich  be- 
trieben  werden  könnte,  nur  sehr  ungenügend  ausgenutzt.  —  Aolmliehes  gilt  von  einem 
zweiten  Haupterzeupiiss  der  Italienischen  Kleincultur,  den  Oliven,  deren  llaupt- 
productionsstätten  iu  Li^'uden,  ferner  im  Süden  der  Halbinsel  und  in  Sicilien  sich 
finden.  Heist  bleiben  die  gesammelten  Früchte  vor  der  Verarbeitung  Tage  laug 
liegen,  pfprathen  diinii  theüweise  in  Fäulniss,  so  dass  das  Oel  einen  schlechten 
ranzigen  (ieschraack  annimmt,  der  es  zu  andern  als  Beleuchtungs-  und  Schmierzweckeu 
UDgeeiirnet  erscheinen  Ulsst.  —  Auch  ttber  die  traurige  Verwahrlosung  der  Obst- 
bnnTTizurht  bec:e<nipt  nimi  in  den  KnqueteberichtPii  fast  dunliweg  Klagen;  namont- 
lich  wird  der  IMLangel  an  Baumschulen  vielfach  hervorgehoben.  —  Eine  rühmliche 
Ausnahme  in  Bezug  auf  die  Technik  der  Behandlung  macht  dagegen  der  Hanf, 
der  weni^'Stens  in  den  nrndliclicn  Prdvin/.im  musterhaft  behandelt  zu  werden  sebeiut 
und  bekanntlich,  seit  Jahren  iu  zuueluueudem  Maasse  nach  Deutschland  ausgeführt, 
der  deutschen  Hanfbnltnr  starke  Concnrrena  berdtet.  —  Siehe  auch  die  von 
Eheberg  S.  1Ü5  mitgetheilten  Urtheile  des  Berichterstatters  Jacini  über  die 
Wirksamkeit  des  Theilbaus  iu  der  Lombardai:  er  sei  dort  nützlich,  um  Lände* 
reien  bis  zu  einem  gewissen  (Jrade  fruchtbar  zu  machen  und  zu  erhalten,  die  es 
sonst  nur  in  geringem  Maasse  gewesen  wären.  I>er  (Trund  für  da»  geringe  Vor- 
wärtsschreiten in  der  Tet  hiiik  livisi^  übrigens  auf  der  Hand;  viele  landwirfhsebaft' 
liehe  Melioratioueu  lohnen  erst  nach  längerer  Zeit  und  solche  VtrbtiSötti  uug€U  kann 
nur  der  Eigenthümer  vornehmen;  aber  letrterer  werde  wenig  hust  dazu  haben, 
wenn  er  deren  Früchte  mit  dem  Theilbauern  theilen  müsse  Mind  nniLrekebrt - 
Vgl.  Uber  ungünstige  Erfahruugen  mit  dem  Theilbau  in  Frankreich  auch  diu 
Notisen  bei  Roscher,  Anm.  1  und  2  sn  §  60:  nach  Bastiat  fehle  dem  Metayer 

zu  landwirtlisehaftHeben  Verbessernnjjen  sownlil  das  savoir  und  pouvriir  als  das 
vouloir;  und  unter  deu  verschiedenen  Körnerarten  bevorzugten  die  Metamers  regel- 
mässig die  geringeren.  Anderer  Meinung  dagegen  Sisra  ob di  und  Graf  Gasparin, 
die  in  dem  Verhältniss  vom  Grundherrn  und  Mctayer  eiue  oft  heilsame  und  auch 
der  allgemeinen  P-ntwicklung  der  Production  förderliche  Interessengemeinschaft 
erblicken.  Eine  fast  überscliweugUche  Lobpreisung  der  „Halbscheidewirthschaft" 
bei  Hamm  in  d.  S.  11  unten  cit.  Schrift  unter  Abschn.  XVU  derselben. 

2.  Kann  in  Hinsicht  des  landwirthscliaftlichen  Productlous- 
processes  dem  Theilbau  eine  p^rundsfitzlich  günstige  Beiirtheiliing 
nicht  zu  Tlieil  werden  —  ein  L  rthcil,  das  nur  unter  ganz  be- 
stimniton  YoraussetzmiL'pn  einer  Moditication  niitcriicii-t  (Ziffer  5), 
so  kann  auf  der  anderen  Seite  auch  die  Fra^e  nach  der  etwaigen 
vortheil haften  Einwirkung:  des  Theiibausvstems  auf  die  wirthsclmft- 
liehe  Lage  der  b  o  d  <>  n  b  e  b  a  u  e  n  d  e  n  Bevölkerung  sei  b  e  r 
nicht  ohne  Weiteres  mit  Ja  oder  Nein  beantwortet  werden;  da  viel- 
mehr hier  Alles  von  den  Einzelheiten  der  Vertragsgestaltung  abhängt, 
also  namentlich  davon,  ob  die  Gewinn  -  und  Verlustchancen  des  Ver- 
tragsverhälthältnisses  gleichmässig  zwischen  den  Contrahenten  ver- 
theÜt  sind  oder  ob  dies  nicht  der  Fall  ist  An  sich  wird  die  Behaup- 


Digitized  by  Google 


216      Kap.  II.  Die  Rechtäl'urmcn  der  Bewirthschaftung  imd  des  Besitze«. 


tung  kaum  einem  Widerspruch  begegnen  können,  dass  ein  conveuti- 
oneller  Schematismus,  wie  er  gegendenweise  betreffs  der  Auseinander- 
setzung der  beiderseitigen  Antheile  am  Gutsertrag  (Theilbau  zur 
Hälfte,  zum  Drittel  etc.)  Platz  greift,  bei  der  Mannichfaltigkeit  der 
landwirtlischaftlichen  Betriebsverhältnisse  ücLwerlich  durchweg  dem 
Vertheilunasinteresse  gorccht  wird:  auch  bietet  der  Theilbauvertrag 
keine  unbedingte  Sicherheit  dagegen.  <l;iH>.  der  Padrone  seine  über- 
mächtige Stelhing  oder  etwa  vorliandene  Sohuldverl)indlichkeiten 
missbrauclit,  um  den  Theilbauern  „Arbeitslasten  aui'zui)ürdeu  und 
Leistungen  aufzuerlegen,  durch  welche  .  .  .  der  der  niezzadria  zu 
Grunde  liegende  Gedanke  gleichberechtigten  Zusammenwirkens 
von  Kapital  und  Arbeit  und  der  gleichen  Vertheilung  der  Gewinn- 
\md  Verlustchancen  von  der  Venvirklichung  ausgeschlossen  wird. 
Die  Thatsache  einer  grosseren  Abhängigkeit  ist  offenbar  schon 
heute  bei  einigen  Nebenarten  des  Theilbaues,  z.  B.  bei  der  boaria 
gegeben;  sie  kommt  auch  bei  der  mezzadria  vor  und  es  ist 
nicht  ausgeschlossen,  dass  wenn  die  Zunahme  der  Steuern  und  die 
Freisminderung  der  Bodenproducte  fortsclireitet,  sie  immer  mehr 
um  sich  greifen  durfte'^  (Eheberg).  Wenn  solche  Auschreitungen 
da  weniger  oder  nicht  vorzukommen  pflegen,  wo  der  Theühauer 
im  Besitz  einiger  eigenthümlich  besessenen  Grundstttcke  ist  und 
wenn  aus  diesem  (xrunde  die^Yermehrung  der  Theilbau  er- Ei  gen- 
thümer  (coltivatori-proprietari)  als  ein  socialer  Fortschritt  be- 
trachtet" wird,  80  ist  mit  dieser  amtlichen  Feststellung  zugleich 
ein  beachtenswerther  Fingerzeig  für  die  Maassnahmen  der  prak- 
tischen Agrarpolitik  gegeben,  deren  Yerwirklichuug  freilich  schon 
wegen  der  muthmaasslichen  grossen  finanziellen  Opfer  der  Staats- 
kasse, die  sie  erfordern  wflrde,  gerade  in  dem  classischen  Lande 
des  Theübauwesens  in  Europa  in  absehbarer  Zeit  schwerlich  zu  er- 
warten sein  wird. 

3.  Man  darf  bei  Allem  dem  nicht  übersehen,  dass  der  Theil- 
bau als  Bewirth^^cliaftungsform  für  kleiner*-  Aitwesen  und  Anwesens- 
theile  doch  ganz  wesentliche  Vorzüge  vor  dem  System  der  Zeit- 
pacht hat  und  mau  wird  d;i her,  solange  sich  in  der  Gnindeigenthums- 
vertheihuig  der  betreffenden  Staatsgebiete  eine  Aenderuug  nicht 
vollzieht,  seine  Peibehaltung  als  erwünscht  bezeichnen  müssen. 
Offenbar  nämlich  wird  ein  in  g e  w  o  h  n  h  e i  t s r  e  c  h  1 1  i  c  h  e  n  N o  r - 
mcn  wurzelndes  und  in  den  beiderseitigen  Verpliichtungen  auf 
Grund  dieses  Gewohnheitsrechts  im  Wesentlichen  feststehendes 
Theilbauverhältniää  die  wirtbschafÜiche  Lage  der  kleineu  läud- 
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iicliüii  IJcvölkemng  Sf^lttMi  so  tiof  herabzudrückt^ii  vermögen,  wie 
die  Zeit  pachtverge  billig,  bei  welcher  die  Gegenleistung  tleü 
Kleinpiichters  —  die  Paclitrente  —  in  periodischein  Wechsel  als 
Ergebniss  des  freien  Wotthewerbs  jeweils  neu  normirt  wird  und  wo 
desshalb  die  Gefahr  einer  Auswucherung  der  kleinen  Zeitpächter 
durch  die  im  Lauf  der  Zeit  wachsenden  Geldpachtrenten  so  selir 
nahegeruckt  ist  Im  Wesen  des  Theill)auvertrags  liegt  ebenso  die 
Tendenz  zur  Yerhamuig  in  den  überlieferten  Festsetzungen  der 
beiderseitigen  Vertragsverpflichtungen  wie  mit  dem  Wesen  der 
Zeitpacht  der  beständige  Wechsel  eben  dieser  Verpflichtuniroii, 
bedingt  durch  die  schwankenden  Conjuncturen  von  Angebot  und 
Nachfrage  auf  dem  freien  Grundmarkt,  innigst  verknüpft  ist;  und 
gerade  die  neueste  italienische  Agrarenquete  hat  erwiesen,  dass 
aueh  heute  in  den  Procentverhältoissen  der  Theüung  des  Boh- 
ertrags  zwischen  Eigenthflmer  und  Theilbauer  nennenswerthe  Aen- 
derungen  gegenüber  den  für  ältere  Zeiten  fesl^estellten  Verhältniss- 
zahlen  nicht  eingetreten  sind.  Es  kommt  hinzu^  dass  hochwerthige 
perennirende  Specialculturen  (Weinbau,  Olivenbau,  Seidenraupen- 
zucht etc.)  im  System  der  Zeitpacbt  schwerlich  jene  aufmerksame 
Pflege  und  Sorgfalt  finden,  welche  ihnen  der  am  Bohertrag  un- 
mittelbar betiieiligte  Theilbauer  angedeihen  lassen  wird^.  Weiter 
ist,  rein  social  betrachtet^  das  Theilhauverhältniss  der  Zeitpaeht 
auch  darin  überlegen,  dass  der  Eigenthümer  an  den  naturalen 
Wirthschaftsergebnissen  des  Theilbauera  in  unmittelbarster  Weise 
interessirt  erscheint  und  dass  diese  Interessengemeinschaft  für 
eine  humanere  Gestaltung  der  Vertragsbeziehungen  als  bei  dem  in 
rein  goldlicheu  Verpflichtungen  sizh  erschöpfenden  Pachtverlialuiiss 
sich  wirksam  erweisen  dürfte;  wird  doch  bericlitet.  dass  z.  IL  „der 
toscanischo  Theilbauer  sich  als  Genosse,  nielit  als  Knecht  des 
Gnindeis^enthümers  tülile  und  dass  der  Theilbauer  um  ko  intel- 
lif.'t'iiter  und  anständiger  ist.  je  gerechter  und  humaner  der  Kiuen- 
tliümer  sich  benimmt:  il  buuii  jtadrone  fa  il  biiou  eontadino". 
Ungünstige  Ernten  vermögen  ferner  die  Lairt*  des  Theilltaiieni  viel 
weniger  naehtheilig  zu  beeiniiussen,  als  den  zur  EntrichtunL:'  einen 
fest  bestimmten  Geldpachtzinses  verpflichteten  Zeitpächter.  Hier/u 
kommt,  dass  in  Italien,  in  dem  das  Familienleben  der  unteren 

Hlmiiit  lifkngt  wohl  zuBaminen,  dass  (nach  ▼.  Reitaenslein)  seit  der  wirth- 

schaftlichen  Krisis  der  70er  Jahrr  dt  v  Tlioilbau  in  Frankreich  wieder  mehr  Anwen* 
dang  findet,  selbst  iu  Gegenden,  iu  denen  er  bis  dahin  nicht  üblich  war. 

Sehr  gnt  aoll  nch  der  Halbbau  in  den  Weingegenden  von  Beaiyolaia  be- 
währen, ebenso  am  G^ersee.  (Roscher^  Avm.  7  rat  $  69.) 
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ländlichon  Kiasseu  ein  bO  selir  gflookortos  ist  (Arbeitonvauderimgen 
nach  Fninkivich  und  Deutschland  luid  von  einer  italionischen 
Provinz  in  andere;  Wanderwoideieben  der  zahlreichen  Hirten), 
überall  da,  wo  die  ^lozzadria  vorherrscht,  in  ihr  ein  Institut  ge- 
geben ist,  den  centritugalen  Tendenzen  des  Familienlebens  eine 
Gegenwirkung  zu  verleihen.  Denn  vielfach  „steht  hier  die  ge- 
sammte  Hausgemeinschaft  unter  einem  Pater  famiüas,  dem  sog. 
Capoccia,  der  mit  beinahe  unumschränkter  Gewalt  auggestattet  ist; 
das  Vermöccn  gehört  allen  Famüiengliedem  gemeinsam  und  wird 
ausschliesslich  vom  Hausherrn  vonvaltct  ...  die  Verrichtungen  der 
verschiedenen  Arbeiten  in  der  Wirthschaft  sind  nach  Jahrhunderte 
alten  Traditionen  streng  unter  die  einzelnen  Familienglieder  ver- 
theilt". Und  es  wird  gerade  diese  so cialpoli tische  Bedeutung 
der  Mezzadria  unter  den  eigenartigen  Verhältnissen  Italiens  nicht 
bloss  in  der  italienischen  Agrarenqu§te,  sondern  auch  in  der  neuer- 
lichen Italienischen  Literatur  über  das  Familienleben  ausdrücklich 
anerkannt').  —  Wo  endlich  nicht  die  Yeigebung  landwirthschaft- 
lieber  Anwesen  als  solcher,  sondern  einzelner  Farcellen  den  Gegen- 
stand des  Theilbauverhältnisses  bildet  und  wo  nach  den  besonderen 
Arten  der  Abmachungen  diese  den  ausgesprochenen  Charakter 
eines  Arbeitscontracts  annehmen  (siehe  oben  S.  210),  wird  man 
in  dieser  Betheiligiuig  des  Landarbeiters  an  den  Früchten  seiner 
Arbeit  durch  Zuweisung  einer  bestimmten  Quote  des  Natural- 
ertrags  die  Verwirklichung  eines  gesunden  Lohnprincips 
erkennen  müssen^).  Auswüchsen  des  Theilbauverhältnisses  aber  in 
dem  oben  (Ziffer  1)  erwähnten  Sinn  dürfte  durch  eine  Fortbildung: 
seiner  civilrochtlichen  ib-stimnuinum.  insbesondere  durch  Erschwe- 
rung des  Kiindigungsreclits  von  Seiten  des  Eigenthümers,  bei  gutem 
Willen  der  gesetzgel)enden  Factoren,  unsciiwer  zu  ])egejrnen  sein. 

4.  Eine  richtige Würdigun d er  Verhältnis^ e  Avird  dalier 
zu  dem  vSchluso  gelangen,  <l;i>-.  die  dermaligen  unbefriedintuden 
Verhältnisse,  welche  der  Theilluui  vielfach  —  nach  der  Seite  der 
Production  und  im  Hinblick  aul  die  wirth  sc  haftliche  Lacre  der 
Theilbanern  selber  —  in  Italien  aufweist,  nicht  sowohl  in  dieser 
Bewirtüächal'tuugsform,  als  in  der  eigeuaiiigeu  Gestaltung  der 

Vgl.  Sombart,  Das  Familionproblem  in  ItaUeu,  iu  i:>clnnollei-ä  s  Juhrb.  f. 
Nationalökonomie  etc.,  Bd.  XII,  S.  285  ff. 

"I  Oer  Mezzadriavi  ifraL'.  sag:t  Diet/.ol,  ist  mir  die  äiissiMstc  C'onsequi-iiz  divs 
Uuotulpriucipa;  man  kaim  itiu  als  permauunte  Bewirthscbattungälbriu  für  da» 
ürundstück  beseichnen,  wftbrend  die  Pacht  eine  transitorische  Bei^^rthschaftnngs- 
foim  ist  (a.  a.  0.,  JOag.  1884,  S.  275). 
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Grundeigenthiimsverhältnisse  selber  wurzeln,  nämlich  darin, 
dass  im  Laufe  der  historischen  Entwicklung  grosse  Theile  des  flachen 
Landes  der  ländlichen  Bevölkerung  zu  Gunsten  grosser  Magnaten 
und  städtischer  Kapitalisten  entfrcindot  worden  sind;  entfallen 
doch  (nach  der  italienischen  Statistik  des  Jahres  1881)  von  den 
5272  857  in  der  Landwirthscbaft  thätigen  mftnnlichen  Personen 
nur  1009134  in  die  Klasse  der  Eigenthümer  (rund  187o  aller), 
wahrend  der  ganze  Best  (rund  *UVo)  ^  ^^^^  Stellung  von  Verwaltern, 
Theilbauem,  Erb*  und  ZeU|»ächtem  etc.  sich  befindet.  Von  der 
Verwirklichung  der  socialen  Forderung:  „Das  Land  den  Be- 
baue rn"  ist  also  Italien  soweit  entfernt  als  immer  möglich;  und 
Tiel  weniger  als  in  der  weltgehenden  Eigenthumszerstdckelung  des 
Grund  und  Bodens  überhaupt,  die  nach  den  klimatischen  Ver- 
hältnissen der  betreffenden  Landstriche  am  Ende  noch  erträglich 
wäre  und  jedenfalls  ungeföhrlicher  ist  wie  im  mittleren  Europa, 
liegt  der  Urquell  der  agrarischen  Leiden  dieses  Landes  in  dem 
Aufbau  einer  Grundeigenthumsyerfassung,  bei  der  die  fibenriegende 
Mehrzahl  der  Bodeneigenthflmer  den  Grund  und  Boden  nicht 
selbst  bewirthschaftet,  sondern  ihn  als  Object  eines  arbeitslosen 
Rentenbezuus  aiiziijsi'hen  sich  gewöhnt  hat.  für  welchen  eine 
fleissige,  geiiügsam»',  alicr  vielfach  in  krasser  Unwissenheit  befangene 
Bevölkerung  in  harter  Arbeit  aufkommen  uiuss;  einer  Grund- 
eigenthumsverfassung,  auf  die  gerade  in  Italien  so  vielfach  alle 
Nachtheile  Anwendung  finden,  weh  li<>  dem  Al»sentiismus  anhaften; 
und  bei  deren  Fortdauer  allen  noch  so  auiriehtiL'"en  Bemfihiiniien 
für  Hebung  des  liauornstandes  nur  oino  probleniatisolie  \\  ii  kung 
zugemessen  werden  kanu^).  Die  gründliche  Al)liilfe  kann  daher 
verstandiger  Weise  nicht  in  einer  Uobertüluiiiig  des  T!ieilbans  in 
Zeit|KU-litver]uiltnisse.  wodurch  das  Uebel  der  jetzigen  Iligciithums- 
verfassung  nur  verschlimmert  würde,  sondern  muss  in  einer 
Aenderung  der  letzteren  selber  gesucht  werden,  d.  h.  in  einer  all- 
mählichen Umwandlung  der  jetzigen  Theilbau-  und  ahnlicher 
losen  Contractverhältnisse  in  andere  Kechtsfoimen  des  Besitzes, 
wobei  für  die  etwa  zu  eigreifendon  Keforniniaassnahmen  die  neuere 
Prenssische  Gesetzgebung  über  Kontengüter  ^U)  einen  werth- 
Tollen  Vorgang  geschaffen  hat;  auch  die  gesetzliche  Umwandlung  in 

Vgl.  liicrüber  auch  den  Aufsatz  vou  lU>ruardi  in  SchmoUer's  Jalirb.  1888, 
S.  663  ff.  und  die  daselbst  cifirteti  Worte  des  italieuiselieu  Staatsmannes  und 
Sclinftstellers  Jaciui,  y,Der  prosse  (inindbesitz  in  Italien  vrriiiila>st  zw»  i  (»ef^ensätze, 
die  bei  ciuor  gleichmässigeu  Theiluug  oicht  möglich  warcu  :  immer  mehr  Keiekthum 
des  Besitzen  und  BotteUnuuUi  des  Bauern,  inmitton  emer  blüheadoi  Bodencultiu*/ 
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Erbpachtverhältnisse  dürfte  wessen  der  in  den  früheren  Aus- 
führungen f§  37)  dieser  Besitaestorm  nachgerühmten  relativen  Vor- 
züge ins  Auge  zu  fassen  sein,  wie  denn  diese  Besitzesform  bei  der 
Einziehung  der  italienischen  Kirchengfiter  bereits  practiache  An- 
wendung gefunden  hat^). 

5.  Zu^iner  grundsätzlich  gü nstigen Beurtheilung  des 
Theilbaues  würde  man  für  jene  Fälle  gelangen  können,  in  denen 
eine  wirkliche  Arbeitsgemeinschaft  zwischen  Eigenthümer 
undBebauer(„compartecipazione  al  prodotto")  durch  dasYertaragByer* 
hältniss  begründet  wird  und  die  beiderseitigen  Antheüe  nicht  sche- 
matisoh,  nach  traditionellen  Ueberlieferungen  (Anbau  zurH&lfte,  zum 
Drittel),  sondern  in  billiger  Bertlckaichtigung  der  concreten  Wirth- 
schaftsYerhältnisseund  der  von  beiden  Theilen  geleisteten  productiven 
Arbeiten  festgesetzt  werden;  wo  also  derBodeneigenthflmer  nicht  ein, 
weitab  von  der  Produetionsst&tte  die  Bente  verzehrender  Magnat  oder 
städtischer  Kapitalist,  sondern  der  in  die  Wirtshschaftsleitung 
thätig  eingreifende  Socius  der  Theübauem  ist  und  wo  somit  das 
Yertragsverhältniss  in  derThat  t^dieVerwirldichung  einer  Interessen- 
v^ettung  von  Besitz  und  Arbeit  darstellt,  die  in  der  Industrie 
bis  jetzt  noch  vei^eblich  zu  erreichen  gesucht  wird**  (Dietzel)^). 
Die  widerspruchsvollen  Urtheile  tiber  den  Theilbau  gerade  auch 
in  der  classischen  Heimath  desselben  erklären  sich  wohl  daraus, 
dass  den  Eiuen  wesentlich  diese  ideale  Form  des  Theilbaues,  für 
welche  es  an  i-ühmliehen  Beispielen  auch  in  Italien  nicht  fehlt, 
den  Andern  die  ebenso  stark  oder  noch  starker  verbreitete  Form 
einer  denkbar  losen  Verbindung  der  Colonen  und  des  Gutsherrn 
mit  den  daraus  sich  entwickelnden  Naclitheilen  in  w  irthschaftlioher 
und  M  rill  er  Hinsicht  vorschwebt.  Mannichfache  Anwendungen  des 
Theilbaues  auch  in  mitteleuropäisclien  Ländern  zeifren,  dass,  wo 
jenen  Voraussetzungen  eenfl£^  ist,  das  Interesse  des  Gutsherrn  wie 
der  Bebauer  neben  dem  Productinusinteresse  vollanf  Genüofe 
finden  kann:  man  niuss  aber  wohl  im  Auge  behalten,  dass  in 
solchen  Fällen  der  Theilbau  eigentlich  doch  nur  eine  Art  Selbst- 
administration unter  Betheiligung  der  bodenhestellenden  Arbeit 
am  Productionsertrage  darstellt  und  um  so  mehr  sich  mit  jener 
deckt,  je  umfangreicher   der  Gutseigenthümer  inhaltlich  der 

Nach  Roscher  (Amn.  4  xn  §  70)  hat  man  in  SicUien  sei(1862  800000  pr. 
Morg'eu  KircluMigiiter  in  Emphyteiise  i^ejreben,  allerdings  meist  fp'össprcn  Besitzern. 

Vgl.  Dietzel,  h.  a.  O.",  Jahrg.  1884,  S.  237;  „Als  Pacht  aufgefasst  erscheint 
das  System  deti  Theilbaus  primären  Zuständen  der  Agricultur  entsprungen,  als  Luhn- 
form  betrachtet  erfüllt  er  das  socialpolitische  Ideal  der  Znkmift*'. 
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geltenden  Verträge  auch  hinsichtlicli  dor  Hineinverwendung  von 
dauernden  Kapitalanlagen  in  das  Gut  die  Rolle  des  selbstwirth- 
8chaftenden  Eigenthümer  übernimmt.  Für  die  endgültige  Beur- 
theilung  des  Thoilbaues  in  dem  fruliern  Sinne  und  die  daraus  für 
die  praktische  Agrarpolitik  abzuleitenden  Bcblussfolgerungen  kommt 
aber  diesen  besonderen  G  estaltungen  des  Instituts  insolange 
keine  Bedeutung  zu,  als  nicht  jene,  sondern  die  in  der  Begleit- 
erscheinung des  Absentiismus  auftretenden  Formen  des  Theilbaues 
die  Bogel  bilden  und  muthmaasslieh  auch  in  der  Folge  bilden 
werden. 

Vgl.  liiiTzu  auch  J'ohl,  a.  a.  ü.»  S.  496  fl".  und  die  daselbst  als  Typeu 
deutscher  Theilbauvertrags-YerbältnisM  anfirefübiKHi  Beispiele  und  Dfinkelberg, 

a.  a.  O..  S.  50  ff.,  der  den  Tlieilbuu  jrnnitisätzlieh  {rihisti«:  heurtheilt.  iiidess  in  der 
liierliir  gcgt'beueu  Begrüuduug:  „der  Kigtuitliüiuer  ist  iu  der  augeueluueu  Lage, 
fortdauernd  auf  den  Betrieb  leitend  einzuwirken  und  dabei  der  Mfibewaltung  für 
T^i  scliaffnnir  nnd  Erlialtunir  df  r  Arheitcr  auf  Jahre  hinaus  f^anz  enth(tben  zu  sein, 
da  es  vielfach  (!)  vorkuinmt,  daüü  üiu  uud  dieselbe  Colonenfamilie  Generationen  hin- 
durch dasselbe  Out  in  Halbbau  bewirthsehaflen  hilft,  ohne  Gefahr,  das»  der  Land- 
besitzer wie  bei  dem  Erbpacht-  oder  dem  Rentengut  seines  Eijsreuthunis  verlustig 
geht",  deutlich  zu  erkennen  «riebt,  dass  jenes  rrtheil  nur  von  pmz  bt-stinunten, 
oben  im  Text  als  ideal  bezeichneten  Formen  des  Tlu-ilbaues  gilt.  .\ls  typisches 
Beispiel  solcher  idealen  Theilbauwirthschatt  wird  das  von  Bignon  auf  (h'ui  (Jut 
Thenneuille  (Allirri  si  it  1849  einj^efülirte  Administrafionssvstem  anL;<  fViIirt,  das  im 
Anfaujr  dem  Ei^icuthiiuRr  in  dem  auf  ihn  entfalleu(ien  rroductenautluü  1920  M. 
oder  l,12"7o  des  ursprünglichen  Anlagekapitals  von  171 2<X)  M.,  nach  2H  Jahren 
aber  272(52  M.  oder  9,3(5  7o  des  is(  Iicn  durch  Meli«»rationen,  Baulichkeiten  etc. 
auf  291 200  M.  ungewachseueu  Grundkapital«  braeht«- ;  währeud  iu  der  gleichen  Zeit 
die  Colonen,  welche  die  Hftlfte  des  gesammten  Natnralertrags  beziehen,  aus  berabge- 
komniPiifn  v.n  wohlhahfiulrii  Lrtitcu  sich  empm'tri'arliciti't  lialicn  snllfii.  tluilwcise 
sogar  Gutsbesitzer  gewordeu,  dabei  aber  gleichwohl  iu  dem  alten  IheilbuuverhältuiüK 
rerblieben  sind.  Ans  den  mitgetheilten  Yertragsbestinnnungen  sind  namentlich  jene 
bemcrkt  iisu .  Ith,  welche  bestimmen,  dass  die  auszuführenden  Culturen,  die  Arbeits- 
leistungen und  die  Maassnahmen  bezüglich  des  Viebstandes  i,Auf/,ncht  nnd  Mästung) 
für  j  e d e  Jahreszeit  zwischen  dem  Eigenthümer  und  Colonen  feRtgesetzt  werden  uud 
die  Leitung  des  Betriebs  dem  Eigenthümer  beziehungsweise  seinem 
S  t  el  1  V  f  r  t  r  f  t  p  r  verl)  leibt:  das><  der  F'itrenthümer  für  1?cm  haffun;?  nnd  Tuter- 
haltuii;:  <l*r  Gebäude  sitr^rt  uiid  dcu  j^Mti/.iu  Viehstaud  liefert,  ilass  in  die  Kosten 
der  3tt  Ii(irationen,  der  Aii-^i  haffungen  für  Kunstdünger  etc.  die  ('«»ntrahenten  sich 
theilen.  Bei  dieser  Art  von  Halbschcidi  w  irtli'^rliaft,  die  gerade  auch  lür  mittli  rc  and 
grösüere  Güter  sieh  eignen  dürfte,  versteht  mau  deu  Ausspruch  eines  Iranzosischeu 
Schiiftstellers  (Signier •Paris),  dass  sie  sich  als  eine  unbestreitbare  Kraft  gezeigt 
habe,  dir  Wirkungen  (I<  r  liuidwirthschaftlirlini  Krisis  zu  besclnvöm!,  sie  i><t  al»er 
ihrem  Wesen  nach  melir  als  Selbst  Verwaltung  mit  Bethel  Üguug  der  Arbeiter  am 
Gutsertrag  denn  als  Theilbauvertrag  anzusehen« 

Das  \  ntheilsprinci  p  im  V'crhältniss  des  (Jläubigers  zum  Schuld- 
ner./ Tür  eioe  besondere  Form  der  Antheilüwirtlischaft  ist  iu  neuerer  Zeil  unter  dem 
Gesichtspunkt  der  aus  der  Kapitalverschnldung  de«;  (inind  und  Bodens  zu  Tage 
getreteneu  Uebelstände  eingetreten  worden,  deren  Wesen  darin  bestünde,  (biss  der 
Gläubiger  (rnterpfandsgläubi<rpr'  mit  sciiifu  Ansprüchen  nicht  anl"  t'iNte  Zinszahlun- 
gen, sondern  auf  die  .seiner  Kajutalhcthcili;;uii;;  entspreclu'ndtu  Autiii  ile  am  (iewinue 
S5U  verweisen  wäre.  (Vgl.  die  Schrift  von  Mahraun  iu  der  Literatnrübersiclit  S.  157.) 
Nach  der  j  u  ri.s tische n  rdiHtrnrtifHi  dirsts  Vor-clil.tjfs  würde  «Irr  riitfrjiraiid-i^läu- 
biger  als  im  Miteigenthum  des  verpfändeten  Bodens  stehend  /.n  erachten,  also  die 
jetzige  bTpothekarische  Beleihungsform  gmndsätBUch  aufsngeben  seui,  indem  an 
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Stelle  der  Hypothek  der  Gutsantheil,  au  Steile  des  Kapitalprindps  das  An- 
theilsprincip  ^eten  würde;  die  yolkswlrthschaftliche  Be^lndnng  diest» 

Vorsclilii^'-s  wird  mit  dem  Hinweis  gogebrii.  dass  die  Xr>tlii(rinif^  der  Kapitalhypotliek 
2U  festen  Ilinauäzahluugcn  an  dcu  Gläubiger  „das  Gleichgewicht  vuu  Eümalune 
und  Ausgabe  dauernd  vernichtet  hat" ;  vernünftigerweise  könne  aber  der  Landwirth 
in  JalireUf  in  denen  er  die  zu  ( iner  Befriedigamg  der  Gläubigeraiisprüche  nothwen-  i 
dip«*"  Summen  nicht  erwirthscliatt*\  aiu  h  lüt  lit  /u  (ieren  Zahhinf»  pvnöthi«ft.  werden, 
da  audernlalls  —  zumal  bei  dtr  Fortdauer  uuy^uusüj^L'r  l'roductionH- (Absatz -J 
Verhältnisse  —  der  Ruin  des  Wirthschafterg  luuinsbleiblich  sei.  —  Eine  practische 
Bedeutung  wird  diesen  Vorschlägen  indess  ans  zwei  firiinden  nicht  bei/.uTncsspn  sHn: 
einmal  weil  eine  Ordnung,  welche  dat»  aulagebedürltige  Kapital  statt  auf  teste  Zins- 
ansprttche,  atif  schwankende  Qutsertrftgnisse  verweist,  dieses  dem  Grundmarkt  ent- 
fremden, also  den  Gnmdcrodit  «chwer  scliädifrou  müsste:  zum  andom.  wril  dem  Gläu- 
biger alä  autheilsbereehtigtem  Miteigenthümer  ein  Aul'sichts-  und  Controirecht  über  die 
Wirthschaftsfühmn^  nnd  die  Wirthsdiaftsergebnisse  dngeränmt  werden,  die  Hand' 
habung  dieses  Kechts  indessen  der  Natur  der  Sache  nach  iu  den  uieisteu  Fällen  sich 
unmöglich  erweisen  müsst«,  zumal  daun,  wenn  es  sich  nicht  um  einen,  sondern  um 
eine  Mehrheit  von  Gläubigem  handeln  würde;  von  jenen  Schwierigkdten  ganz 
abgesehen,  welche  der  kaufmännischen  Ermittelung  des  Reinertrags  bei  Landgütern 
entgegenstehen.  Die  Holfnung,  dass  mit  der  Einfühi-ung  des  Autlieilsprincips  in  der 
bezeichneten  Gestaltung  „auch  für  das  landwirthschaftliche  Uutemeluiien  die  Zeit 
heranbrechen  werde,  da  die  Aufgabe  des  Kapitals  nicht  (änsig  und  allein  die  m 
sein  scheint,  ihm  Blut  und  Kraft  mit  seinem  mierbittlichen  Ziusanspruch  zu  nehmen", 
entbehrt  daher  der  realen  Unterlage;  der  Vorschlag  ist  aber  schon  desshalb  uuau- 
]ichmbar,  weil  seine  Verwirklichung  atif  eine  Art  stSndiger  Zwangs  Verwaltung 
durch  die  nrpranisirte  Gesammtheit  der  Glänbipre'"  hinnnslipfe,  deren  Fesseln  wohl 
noch  unerträglicher  als  die  jetzige  Schuldabhängigkcit  empfunden  würden.  In- 
sow^i  man  aber  dem  „Gutsanfheil  des  Gläubigen  rechtlich  die  Eigenschajft  einer 
Actie  au  dem  landwirtlischaftlichen  Finzeluntirnehmen  vindiciren  wollte,  würden 
sich  in  Walirheit  die  landwirthschaftlicheu  Betriebe  in  eine  Sunune  einzelner  actien- 
gesellschaftsartiger  Betriebe  umwandeln,  in  denen  der  bodenbewiräischaftende  Eigeu' 
tliümer  als  vollziehendes  Organ  der  Gesellschaft  erschiene,  d.  h.  es  würden  dieser 
Organisation  —  ihre  Durchführbarkeit  vorausgesetzt-  alle  jene  Mängel  der  Guts- 
administration anhaften,  welche  diese  schon  aus  Gründen  des  Productions- 
interesses  zu  t^iner  der  Regel  nach  minder  günstigen  Form  der  Betriebsorganisatiou 
stempeln  S.  103^  Dass  in  klein-  und  mittelbänerlirhen  Betriebsverhältnissen  endlieli 
ein  solches  Autheilspiincip  überhaupt  undenkbar  ist,  bedarf  für  den  Praktiker  wulii 
einer  besonderen  Begründung  nicht. 

§  39.  Die  CollectiTwirthschaft. 

1.  Bei  allen  irgendwie  vor^^'schrittoiicn  CulturvMkerii  hat,  wie 
in  den  lihrigen  Zweiu:on  der  Erworbst!i;itii2:kpit.  so  auch  in  dem 
Landi)au  die  Oriianisation  des  gcschäiltliclien  Betriebs  iu  der 
Form  der  Einz elimteniehmiing  sich  mehr  und  mehr  ausschliess- 
lich Geltiiiic:  verschafft  und  nur  noch  vereinzelt  haben  sich  Keste 
ursprünglicher  Uollectivwirthschaft  in  den  mitteleuropäischen  Staats- 
wesen erhalten,  bezeichnenderweise  aber  nur  da.  wo  die  Nutzung  des 
Landes  auf  Holz  im  Vordergrunde  steht,  wie  in  den  Trie  rsch  en 
G  ehöf  er  Schäften  und  den  Hanberggenossenschaften  des 
Siegen  er  Landes.  Biese  Entwicklung  läuft  mit  der  Ausbildung 
des  Sondereigens  an  Grund  nnd  Boden  parallel  und  erklärt  sich 
wie  Ursache  und  Folgewirkung :  als  die  vermehrte  Oulturarbeit  am 
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und  im  Boden  zunächst  zu  einem  dauernden  Nutzungsrecht  des 
Bebauers  am  ursprfinglichen  Gemeinland  und  weiterhin  zum  völligen 
PriTateigen  führte,  war  dem  Oolleetiyhetrieb  die  rechtliche  Unterlage 
entzogen;  wie  anderseits  das  durch  das  Sondereigenthum  demEinzel- 
indiyiduum  auferlegte  höhere  Maass  wirthschaftlicher  Selbstverant- 
wortliehkeit  zu  immer  stärkerer  Bethätigimg  des  Einzelwillens  und 
des  Einzelinteresses  drängt,  mit  der  sich  die  Theilung  der  Ver- 
antwortlichkeit fOr  den  geschäftlichen  Erfolg  mit  Mehreren  in  der 
Form  des  OoUeclivbetriebs  immer  weniger  Terträgt.  Bass  dieser 
indiYidualistische  Zug  in  der  Ftoduction  sehr  wesentlichen  Aniheil 
hat  an  der  stärkeren  Entfesselung  der  productiren  Kräfte  der 
äusseren  Natur,  ergiebt  ein  Vergleich  des  Zustande»  der  Boden- 
cultur  der  westeuropäischen  Staaten  mit  jenen  Staatsgebilden,  in 
welchen  der  Collectivbetrieb  —  in  der  Form  der  Hause  om- 
inunionen  einzelner  südsla  vi  scher  Völker  —  bis  in  die 
jüngste  Zeit  der  herrschpnde  war,  welcher  Vergleich  auch  in  all- 
gemein wirthscliaftlicher  und  socialor  Hinsicht  nicht  zum  Xachtheil 
der  erstervvähiiteuStaatengrupjic  ausfällt.  Die  Wiederlx-ltdiang  irgend 
einor  Form  des  Collectivbetri(d)s  im  Laudbau  als  hcrrsrlicudo  Be- 
triebsibrni,  zum  Ausdnick  g»>lanir<Mitl  durch  gemeinsame  ]^t'st(dlung 
des  Landes  und  din-cli  VtMw  crthung  der  eowonnenen  ErztHignisse 
des  Feldes  und  ilo'^  Stalls  auf  gemeinsame  Kechnung  —  erscheint 
daher  sciiou  im  Hinblick  auf  dm  historischen  Gang  der  Sache  als 
ein  wenig  aussichtsvolles  Beginnen  und  eigentli<  h  luir  denkbar  in 
einem  auf  dem  Gemeinbesitz  am  Boden  organisirten  Zwangsstaat, 
nicht  aber  im  Verband  einer  auf  dem  Grundsatz  der  Freiheit  der 
Bewegimg  und  des  Instituts  des  Privateigen th ums  beruhenden 
Wirthschafts Verfassung;  wie  denn  die  organisirte  Gemeinscbaftlich- 
keit  des  Landbaues  in  älteren  Culturreichen  (Reich  der  Tnkas  in 
Peru,  der  Azteken  in  Mexiko)  eine  doch  nur  leidlich  be- 
friedigende Bodencultur  nur  mit  despotischer  Knechtung  des  Stan<1<'s 
der  Landhebauer  erzielte,  der  „auch  dem  härtesten  Zwang  willig  sich 
fOgte**.  Insofern  solcher  Zwang  auf  wirthschaftlichem  Gebiet  nicht 
nur  mit  der  Wflrde  der  menschlichen  Persönlichkeit,  sondern  auch 
mit  dem  Fortschritt  der  Cultur  unTeiträglieh  erscheint^  ist  daher 
jede  Art  von  staatlich  o^nisirtem  Agrarcommunismus  als  gleich- 
bedeutend mit  der  Einführung  eines  cultnifeindlichen  Princips  in 
das  Staatsleben  grundsätzlich  abzulehnen*). 

')  Vffl.  hierzu  Roscher,  Bd.  1.  S  8;i,  Aiun.  4  und  die  Ausführungen  §  81  flf. 
ebenda.   Mit  Hecht  weist  Scbäffle  i,I)ie  Quintessenz  des  Sodalismns,  1879)  darauf 
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2.  Auf  eine  freiwillige  Verwirklichung  solch  agrarcommu- 
nistiscber  Bildunc^pii  — •  etwa  auf  der  Gnmdlagc  engoron  Wirth- 
schaftsTerbaudes  der  Gemeinde  —  ist  schwerlich  in  absehbarer  Zeit 
zu  rechneu;  je  mehr  eine  Basse  dazu  veranlagt  ist,  die  Indivi- 
dualität zur  Geltung  711  bringen,  wie  ganz  bf  sonders  die  germanische, 
um  so  mehr  wird  ihr  eine  collectivistische  Betriebsweise  wider- 
streben; wie  denn  doch  sehr  bezeichnend  ist,  dass  selbst  in  jenen 
Stadien  der  älteren  Agrarrerfassung,  als  das  Land  noch  als  Eigen- 
ihum  des  Stammes  galt  und  periodisch  an  die  StammesangehiVrigen 
zur  Vertheilung  gelangte,  die  Bewirthschaftung  der  zugewiesenen 
Einzelnutzantheile  am  Gemeinland  eine  durchaus  piivatwirthschaft- 
liche  war,  so  dass  man  der  Sache  Zwang  anthut,  wenn  man  (mit 
Lareleye)  auf  das  System  der  alten  Feldgemeinschafben  den 
Begriff  „ländlicher  Oooperatlygenossenschaffcen"  zur  Anwendung 
bringt.  Nur  an  Wald  und  Weide  bestand  in  ungetrennter  Ge- 
meinschafb  eine  collectiTe  Nutzung  aller  Gemeindegenossen,  hat 
sich  —  der  Natur  dieser  Ländereien  gemäss  —  bei  beiden  lange 
erhalten  und  ist  in  Ansehung  der  ständigen  Weiden  auch  jetzt 


hin,  dass  der  SocialisiiHis  in  seiner  jetzigen  Formnlirnn^  schlechterdinf^  den  Kacli- 

wi'is  scliuldig  bleibt,  wie  er  einen  so  un;i(  licnrcn  collectivcii  Arbeits-  und  Kapltal- 
körper  in  allen  kleinsten  Theilen  fruchtbarem  individuellem  Handeln 
und  Bebandeln  bringen  will,  n^on  einem  Punkt  aus  liisst  sich  weder  durch 
Strafen,  noch  dnroli  AppeU  an  das  Volk  und  seine  Pflicht,  noch  sonstxvie  es  durch- 
setzen, dfiss  überall  im  jranzen  TTmkreis  der  Einni  Socialprndiictiou  von  Jedem  mit 
{jeriny^siten  Kosten  uul  g'rösste  Erträge  gearbeitet,  d.  h.  allseitig  wirtbschaft- 
li(  Ii  i)ioducirt  werd»',  dass  Keiner  dem  Ganzen  Zeit  nnterschlage,  Keiner  den  Stoff 
des  Natjoiiiilknpifals  ver<reud('  »nd  schonungslos  anwende,  dass  in  jeder  Ahrbeilnufr 
der  Bestand  der  l'r«Hluetionsniittel  rechtzeitig,  technisch  und  quantitativ  fruchtbarst 
erneuert,  dass  die  verschieden  qualificirte  Arbeit  richtig'  und  gerecht  abgesebitzt 
werde  .  .  (S.  31  ebenda.)  »''lul  nach  welchen  Kriterien  sollen  alle  Arbeits- 
kräfte .  . .  vertheilt  werden?  Werden  sie  sich  von  den  Wirtiischaftsbeamteu  beliebig 
vorschreiben,  verpflanzen,  auf  Neues  einsebulen  lassen?"  (S.  49  ebenda).  —  Solche 
Kinwendunjri'ii  trelten  abct'  in  vorstärktem  Grade  von  der  Anwendung'-  des  coUec- 
tivistisehen  Priucips  auf  die  Laudwirthschaft,  da  in  dieser  eine  strenge  Arbeits- 
theilung  viel  weniger  durchführbar  ist,  als  in  der  Industrie;  und  da  gerade  in  ilur, 
weil  die  Betriebsarbeit  fortwährend  an  Lebewesen  (Pflanzen,  Thiereni  sich  zu  be- 
tliätigen  hat.  Sorglosigkeit  unendlich  melir  schaden  kann  als  in  anderen  Zweigen 
der  Production,  zumal  d«'r  leicht  contndirbarc  Betrieb  in  geschlossenen  Räumen 
nur  begrenzt  möglich  Nur   „bei  autoritärer  Organisation"   wäre  die  Col- 

lectivpnvflnrtinn,  „obwohl  sehr  unproductiv  und  dalier  unannehmbar,  wenigstens 
noch  denkbar.  Bei  demokratischer  Organisation  ist  sie  es  nicht'".  (Schiiffle,  Die 
Aussiclitslosigkeit  der  Socialdemokratie,  18t)l,  S.  Vgl.  auch  dessen  IncorporatioD 
des  II viiutlh  iwirkredits.  1888,  »S.  III  tf.  Aehnlich  Wagner  im  Art.  ,,(Tnindhesitz*' 
im  Hdwb.  d.  8t.  W.:  „Es  gehört  eine  eigeuthiimliche  Logik,  eine  merkwürdige 
ünkenntnis.«!  menschlichen  Wesens,  Trieblebens,  menschlicher  Motivationen  dazu,  um 
an  einen  KvlVil-j  zu  ijlanhpn.  Andere  Mofixe.  wie  I'tlii'lit^rotnlil,  Khrgetühl,  (.iemeiü- 
siun  milssteii  eine  unerhörte  Stärke  gewinnen.  Versugeu  solche  andere  Motive,  so 
ist  es  psychologisch  gar  nicht  anders  möglich,  als  auf  das  Hotiv  der  —  Furcht, 
auf  Zwang  und  Strafe  und  swar  tu  scbärftter  Form  anrucksugreifen.'^ 


Digitized  by  Google 


AlMchn.  L  %  39.  Die  OoUeetiyvrirtliacltftft.  225 

noch  aus  guten  Gnindon  gebräuchlich;  während  bei  Waldungen 
die  geregelte  forstliche  Administration  die  alten  collectivistischen 
Nutzungsweisen  (freie  Wald  weide,  Kecht  auf  Holznutzung  nach 
Maassgabe  des  Famiiienbedarfs  etc.)  längst  mehr  und  nielir  ver- 
drängt hat  und  nur  noch  Kudimente  ersterer  (in  der  Form  von 
genau  zugemessenen  Gabholzverabreichungen  etc.)  übrig  geblieben 
sind.   (Näheres  darüber  in  Kap.  III  §  50  ff.) 

i\.  Es  bodarf  keiner  Hm'orbebung,  dass  die  Zweifel  an  der  ]tr  i  i  - 
ti.schtMi  Aiij^lulirharkeit  iMdlectivistischer  Betriebsfonnen  im  Laiiill)an- 
betrieb  in  ubigeiii  Sinn  und  die  grundsätzlichen  BcdciiktMi  ue^en 
eine  "renerelle  Ordniuic  des  Landbaubetriebs  auf  dieser  Gruudlas^e 
sehr  wohl  vereinbar  sind  mit  jenen  IJestrebungen,  welche  auf  eine 
Befruchtung  des  landwirthschaitlichen  Berufslebens  mit  genossen- 
schaftlich e  n  Gedanken  abheben;  denn  die  für  bestimmte  Seiten 
dieses  Berufslebens  gedachte  genossenschaftliche  Zusammen- 
schliessung will  nicht  sowohl  die  Einzelunternehmung  als  herrschende 
Betriebsform  beseitigen,  als  sie  im  Gegentheil  kräftiger,  leistungs- 
und  widerstandsfähiger  machen,  soweit  nämlich  die  Einzelunter- 
nehmung nach  den  Bedingungen,  unter  denen  sie  in  Thätigkeit 
tritt,  eines  solchen  Zusammenwirkens  mit  Anderen,  mit  denen  sie 
eine  gewisse  Gemeinsamkeit  der  Interessen  verknüpft,  bedarf.  £d 
wird  an  anderer  Stelle  (Kap.  X)  darzulegen  sein,  welche  be- 
deutungsvolle Aufgaben  der  praktischen  Agrarpolitik  gerade  auf 
diesem  Gebiet  —  durch  £infahrung  coiporativer  Gestaltungen  in 
das  landwirthschaffliche  Berufsleben  —  erwachsen  sind  und  in 
welcher  Weise  sie  zu  ihrem  Theil  an  der  thatkräfügeren  Verwirk- 
lichung des  Gedankens  der  Association  auf  dem  flachen  Lande 
beizutragen  vermag;  und  es  wird  dann  insbesondere  in  jenem  Zu- 
sammenhang zu  prüfen  sein,  unter  welchen  bestimmten  Voraus- 
setzungen auch  coÜectiv artige  Betriebe,  durch  Schaffung  eigentlich 
ländlicher  Froductivgenossenschaften,  sich  zweckmässig  und  lebens- 
fähig  erweisen  mögen.  Die  naturgemässeste  Productivgeineinschaft 
im  Landwirthschaftsbetriebe  wird  aber  immer  die  Familie  des 
bäuerlichen  Wirths  selber  bleiben.   (Siehe  auch  S.  227.) 

4.  AI?  eine  Assoriation  nicht  der  ländlichen  Kiemente,  sondern 
des  Kapitals  ist  die  Anwendung  des  Act  i  engeseil  Schafts - 
Wesens  auf  den  Landbaubetrieb  anzusehen,  zu  welcher  in  zwei 
Fällen  Anlass  gegeben  sein  wird:  wenn  die  Verbindung  des  Landbaues 
mit  industrieller  Thätigkeit  letzterer  eine  wirksame  Stütze  giebt, 

BneheDbergor,  A.«  AgnurpoliUk.  I.  15 
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wie  dies  namentlich  im  Gebiet  der  Zuckerfabrikation,  aucii  der 
Kartoffelbrennereien  der  Fall  sein  kann ;  und  wenn  in  Gegenden  des 
Latifimdienbesitzes  die  Bewirthschaftung  aiisgedehnter  Ländereien 
nur  auf  dem  Wege  des  Actienunternehmens  mit  der  nötbigen 
Kapitalintensität  des  Betriebs  sich  vollziehen  wird.  Die  Actien- 
gesellschaft  kann  dabei  Eigontliümerin  oder  Pächterin  des  Gnmd 
und  Bodens  sein,  in  beiden  Fällen  aber  muss  sie  den  Betrieb  im 
Wege  der  Administration  fahren,  in  welcher  Beziehung  auf  das 
früher  Bemerkte  (S.  163)  zu  Terweisen  ist;  weder  aus  Btlcksicliten 
des  TolkswirthschafOichen  Producüons-  noch  des  Yerfcheilungs- 
interesses  wird  man  desshalh  eine  Yerallgemeinerung  dieser  Art 
von  CoUeetiTwirthschaft  wünschen  dürfen,  wenn  schon  im  gegebenen 
Fall  die  Befmchiimg  des  Bodens  mit  einem  grossen  Actienkapital 
sich  nützlich  erweisen  mag^). 

5.  Thatsäcliliches  Vorkommen  des  Collectivbetricbs  iu  derLand- 
wirthschaft  und  diesbezüg:liche  Reformvorschlä|^e*).  a)  Kine  streng' aus- 
Ifepräfjte  collectivistische  (oommunistische)  Or^raiiisatiou  weisen  die  südsla  vis  eben 
Hauscommunioncn  {Zadrufäfas,  Hausgtnu'insihaften)  auf,  „Vpreiiii^rmiLTfn  der 
Abkömmlin<2:e  desselben  Stannuvaters,  welche  dassfllu'  Haus  oder  denselben  Hof  be- 
woluien,  gemeinsam  arbeiteu  und  die  Productc  der  ländlichen  Arbeit  gemeinsam  ver- 
seliTeii''  besw.  verwerthen ;  das  von  den  Gliedern  der  Familie  gewählte  Hanpt  —  der 
(rospodar  —  leitet  im  Benehmini  mit  den  Seinigen  die  gemeinsamen  Anfrolfj^-f  nlieiten, 
er  kaul't  und  verkauft  die  Producte  im  Namen  der  Genuüsenschatt,  ordnet  die  auii- 
euführenden  Arbeiten  an  und  vertritt  die  Gemeinsebaft  noch  anseen.  Das  Vermögen 
der  Hausgemoinschaft  steht  in  untheilbarem  fit sammteigenthum  der  Genossen,  iihi^r 
welches  keiner  derselben  ohne  Zustimmung  der  Grosiyährigeu  und  verheiratheten 
Mannspersonen  unter  Lebenden  oder  auf  den  Todesfall  yerfügen  darf;  mit  dem  Tode 
eines  Genosscnscharti  r.s  findet  daher  nur  eine  Erbfolge  der  Kinder  in  das  bewegliehe 
Termögen  statt;  und  mit  dem  Ausscheiden  ans  der  Hausgemeinschaft  endet  der 
Anspmcb  auf  ^e  Anthellnahme  an  dem  Oenuss  des  Commnnionvennügens.  (  Vgl. 
Art.  106,  &10,  516  und  520  des  Bni-gerlichcn  (lesetabuchs  von  Serbien.} 

Man  rühmt  dieser  Agrarverfassinig  ii.uh,  dass  jeder  Landbewohiici  „bcliaust. 
und  bejriitert"  sei;  dass  weil  jeder  Arlx  itt  i  >Miti'igeuthiimer  ist  und  iu  dtr  Fauiilieii- 
gwmiuscliaft  seinen  festen  Rückhalt  besitzt,  es  weder  „endemischen  Pauperismus 
nor!i  xutallige  Dürftiirk<  it''  <ivhv\  dass  sie  in  inisficdeltntem  Maassp  die  Anwendung 
der  Arbeitstheilung  gestatte  und  jene  Vereinigung  von  Arbeit  und  Kapital,  die  man 
Minst  durch  CooperatiTgenossenseliaften  sn  eneichen  suche,  in  yolllcoramettster  Weise 
vernirkliche;  und  dass  sie  aus  allen  diesen  (Inindon  für  die  sociale  Ordnung  ein 
erhaltendes  Element  von  grosser  Krai't  durstelle.  Man  kann  diese  Vontüge  ein- 
rttmnea,  wird  aber  wohl  zu  beachten  haben,  dass  ein  auf  weitgebendster  Antoritit 
des  Familit'nliaupt.'s  >ii  Ii  anniauender  Agrarconmuinismus,  wie  er  in  den  Haus- 
commuuiuncn  zu  Tage  tritt,  neben  einem  ausfjpeprägten  patriarchalischen  Familien- 
sinn, das  Pehlen  aelbst8ücliti|i:er  Regungen  der  Einzelneu,  den  Verzicfif  auf  eine 
Cieltendmachung  der  Individimlität,  d.  h.  der  kraftvollen  Bethätigung  der  persön- 
lichen Vorj&üge  und  Eigenschaften,  den  Vt  r/iclit  auf  unabhängiges  Schalten  und 
Walten  innerhalb  eines  selbstgeschaH'eneit  liauslichen  Heerdes  bei  den  eiuzeineu 
Mitgliedern  sur  unumgänglichen  Voraussetxnng  hat;  und  dass  es  daher  nicht  gerade 


*)  Siehe  darüber  die  Anm.  f  auf  Seite  229. 

*)  Vgl.  hierzu  Level  eye,  a.  a.  O.,  Kap.  29  32. 
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uur  die  „Habsucht"  (le  dc&ir  de  senriclür)  m  sein  braucht  (wie  Luveleye  meiiit)| 
welche  allgemach  auch  diese  agarischen  Bildungen  ins  Wanken  bringt;  femer  dass 
die  den  Commuiiioneu  iiachgerühmtj'ii  Vorzüge  sehr  wohl  «auch  bei  einer  freieren 
Agrarverfaäsung  sich  erreichen  lafi«eu^).  Auch  wird  es  gut  sein,  nicht  unbeachtet 
m  lassen,  dass  die  %vesteuropäischen  Bauemwirtbschafteu  einer  Familien  wir  th- 
scliaftlichkeit  des  Land  wirt  hschaftsbetriebs  -freilich  ohne  die  Zwangs- 
fpssfl  der  'Jüdslavischen  Zadnigas  keineswegs  entbehren:  in  vielen  klein-  nnd 
mittt'lbiiuerliclii'ii  Haushaltungen  ist  es  Brauch,  dass  sich  die  Ehefrau,  die  Söhne 
und  Töchter  in  die  Vornahme  der  landwirthschaftlichen  Arbeiten  mit  dem 
Uausvater  theilen,  nnd  die  wirtlisthaftliclie  Ueberlegfuhpil.  welche  diesen  klHneren 
Betriebeu,  trotz,  mancher  technischer  Mängel,  im  Verhältunüi  zu  grüssereu  Wirth- 
schaiten  vielfach  zukommt,  beruht  ja  wesentlich  auf  dieser  in  der  engeren  mHahs- 
gemcinsThaft"  dos  liiiiuM-Uclicii  Wirths  ^'■(•If'i:>ttnon  liillijrfn  Mitarbeit  der  Familien- 
au^hörigen;  und  mau  kauu  iu  diesem  8iuue  sehr  wohl  mit  Gotheiu)  von  der 
bäuerlichen Fandlie  als  ^Productionsgemeinschaff  spn>chen.  Wenn  endlich 
selbst  wanne  Fn-undf  jt  ncr  stn  iiggt'bundenen  Hausgenossfux  liafteii  d<  s  siidöst- 
Udiieu  Europa  ciuraumen  müs$»cu:  ni>ie  Lage  der  Meuscbeu  uud  die  Zusammen- 
setenniir  der  Gesellschaft  ändert  sich  nicht;  was  man  Fortschritt  nennt,  giebt 
es  hier  nicht.  Man  macht  keine  gewaltsamen  Versuche,  dir  \'ei'lmltinsse  %u  besseim 
oder  zu  ändern"*),  so  liegt  darin  zweifellos  die  Anerkenntniss,  dass  solche  iJildnnfren 
einen  gewissen  Beharrungszustand  der  ullgemeiuen  wirthschaftlichen  Zustände  eines 
Landes  voraussetzen,  aber  in  dem  AngiNtblick  ihre  Daseinsberechtigung  cinbüssen, 
wo  mit  der  Zunahme  der  Ilevidkerung  und  der  dann  eintretenden  Nothwendiirkeif 
stärkerer  Ausnützung  der  itodenkräfte  ein  Vorwurissebreiteu  in  der  Technik  uud 
Oekonomik  des  Betriebs  geboten  erseheint,  wenn  anders  eine  Krschüttening  der 
Gnindlap-f  n  der  Wirthschaftsexistenz  hinlan^-^elialti  n  \\  erden  soll.  Hierin,  aber  auch 
in  dem  iu  der  meuüchlicheu  Natur  tief  begründeten  Drang  nach  wirthsch&ftliuher 
Selbstständigkeit  (^Selbst  ist  der  Hann" ;  jeder  müchte  „Schmiß  seines  eigenen  Glückes" 
sein)  ist  w(dil  die  Hauptursaehe  zu  erkennen,  wenn  ^e  Tage  aueb  der  sfiddavischen 
Communionen  pTzählt  sein  sollten. 

b)  Eine  31is(  Iniiifr  von  ('ollectiv-  und  Sondernutzunpr  tritt  in  den  (J eh «if f»r- 
scliaften  (Erbgenossenschaften)  des  Regierungsbezirks  Trier  und  den  llau- 
berf^sgenoügenschaften  des  Regierungsbezirks  Arnsberg  (Kreis  Siegen)  an 
Tage,  welche  f^ldungen  man  frülier  als  Kest»  der  nrgemmnischen  Agrarverfassung 
ansehen  xu  dürfen  glaubte,  wälirend  die  ueuere  wirthschaftsgeschichtliche  Forschung 
(Lampreeht)  sie  mit  der  gmndherrlichen  Verfassung  des  Mittelalters  in  Verbindung 
bringt  und  ihr  Entstehen  ans  elienials  ^Mundlii'iriij-en  Betriebsgemeinsrhaftf  n  erkläit, 
welche  nach  Wegfall  des  alteu  Frohubetriebs  diesen  iu  der  seither  geübteu  gemcin- 
samen  (collectiTistiBcheo  Weise)  fortsetzten.  Bei  beiderlei  Arten  von  Genossenschaften 
ist  charn  k  I ;  ^tisch  der  CoUectivbesitz  am  (irnnd  und  Hoden  (vorwiegend  Wald- 
lind  Wildlaudereien,  innerhalb  der  (iehiiferschaften  auch  noch  vereinzelt  Aeker-  und 
Weideland/  und  der  Wechsel  des  Besitzes  und  der  Nutzung  auf  (irund  periodischer  Ver- 
loosnngen  des  Landes  unter  Berücksiehtigung  der  urkundlichen,  sehr  versehieden- 
artig  abgestuften  Theilanrechte  der  (ienossensi  haftsmitglieder,  welch'  letztere  lideale 
Eigen tliuxusautheile)  frei  veräusserli<h  uml  tluilbar  sind.  Die  eollective  Wirtli- 
sehaftsweise  tritt  nicht  nur  in  der  Widmung  der  Wildländereien  i Dreesehländereien) 
zum  gemeinsamen  Weidetrebi  am  }i .  -nndeni  aneli  (innerhalli  der  Si(  ;ri'ns(  li< n  Hau- 
berge) in  der  meist  gemeinsclialthciien   Vornaiimc  der  Ttlugurheit  auf  den  zur 


Siehe  Lavelevo.  S.  4nf>  ff.  Xaeb  einer  Nntiz  auf  S.  477  sollen  in  Serbien 
in  den  sechziger  .lahreu  ll(A)  Z.uhu^ias  sieh  aul;:il«ist  haben;  und  in  Kroatien 
ist  1874  ein  öcsets  erlassen  worden ,  welehes  die  Bildung  neuer  (iemeinscbafton 
untersagt  —  ein  Beweis,  dass  dem  Institut  doch  wohl  auch  empfindliche  Schatten- 
seiten unbaft^^n  miisseti. 

Laveleye,  a.  a.  0.,  fc>.  470.  Die  Worte  im  Original  lauteu:  „La  couditiou 
des  bommes  et  Torganisation  sociale  ne  changent  point;  il  n*yapas  ce  qne 
Ton  appelle  de  progres  etc.** 
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Ackerbestelluii}?  hergerichteten  Eichenschulsc hlü^t  u  sowie  auck  daxia  zu  Tage«  dass 
die  Ati&rbeitung  der  Holz-(Eichenschäl-)schlagt'  und  die  Yerwertlmnit  des  Erlöses 
vielfach,  nameutlich  von  Seiten  der  Nutzniesser  kleinerer  Autheile,  ebenfalls  auf 
j!^mpins!inip  Reclmuiifr  erfolfjrt.  Die  luniere  Gesetzgebung^  hat  aus  sputen  Gründen 
an  dieser  alteingelebtcn  Oiduiiiiy^  nicht  ^^erüttelt ,  wohl  aber  i^Uauber{,^i5ordnnng  tÜr 
den  Ki(>is  Siegen  vom  17.  März  1869  unter  Aufhebung  der  älteren  vom  (i.  I>«'- 
cember  1834;  weitere  Ordtum^'^ru  dieser  Art  vom  4.  Jiiui  1887  und  9.  April  1H91) 
für  eine  zweckmässigere  Verwaltung  und  Administration  der  geuieinsHmen  Lande- 
nden zn  sorgen  sich  bemlUit  (dnreli  Torschriften  Aber  die  Art  der  Weide- 
nutzung,  der  Art  der  Nutzung  der  Haub  irr  über  die  Bildung  gemeinsamer 
Sohutxverbäude  behu£»  wirksamerer  Durclüuhi  uug  des  Forstschutzes  und  durch  an- 
gemessene Organisimng  des  genossenschaitlichen  Yerwaltongsappanits:  SehlMünurath 
mit  ziemlich  ausjredebnten  Ver\valttiiijr.sbofuL,'iiisseu).  Immerhin  ist  bowichuend, 
daas  auch  bei  diesen  Genossenschaften  die  Gemeinsamkeit  des  Betriebes  Aveaentlich 
auf  die  forstliche  Nntsung  sich  erstreckt,  bei  der  ja  auch  anderwärts  solche 
collective  Art  der  Nutzung,  allerdings  ohne  den  den  Gehöferscbaften  charakteristischen 
Weclisel  der  Nutzungsantheile,  nichts  Ungewöhnliches  ist,  wobei  an  die  in  Deutsch- 
land und  Oesterreich  zahlreich  vorhandenen  Wald;x«'i)ossenschnften  und  die 
diese  regelnde  besondere  Gesetzgebung  (Preitssisches  (iesetz  vom  17.  März  1881 
übpr  g(>mn*nscbaftliche  llolzungen,  dem  nunmehr  aueli  die  (iebnferschaftswaldungen 
mitersteheu;  ähnliche  gesetzliche  Ordnung  de.s  (iegenstandes  für  Tyrol  und  Vor- 
arlberg durch  Verordnungen  ans  den  Jahren  1856  und  1H7B)  zu  erinneni  ist.  -  Die 
Zalil  der  Siegener  Hauborggennssenschaften  wird  für  Knde  der  TOer  Jalire  auf  2BI 
mit  einem  Waldbesitz  von  34 482  ha;  die  Zahl  der  sonstigen  „gemeinschaltlicheu 
Holaungen**  in  Prenssen  sn  2352  mit  einem  Waldbesitz  von  lOSdBl  ha  angaben'). 
(Näheres  über  diese  Materie  im  Abschnitt:  Forstpolitik.) 

c)  Aehnli(  he  (TenoHsenscbaftsbildiini^en  hat  die  Wirtliseliafts;j:ejic'lnrhfe  auch  in 
Frankreich,  als  l'rodiu  te  der  uxittelalterliclieu  ILürigkeitsverla-Ssiiug,  nachgewiesen, 
dortselljst  eonipag-iiies ,  coteries,  frateniites  g'ennnnt.  (Vgl.  Laveleve,  a.a.O., 
Kap.  XXXII.)  Im  17.  lalirh.  beginnen  sie  sich  indessen  nnfzulösen,  nicht  bloss  wegen 
der  Lockerung  des  Hörigkeitsverhältnisses,  sondern  auch,  weil  „der  Fortschritt  der 
Industrie,  <lie  Verbesserung  der  Yerkehrsmittel,  die  Erweiterung  des  Güteranstanschs 
in  die  Landbevolkennifr  eine  grössere  Bewe^^liebkeit  brachten  nnd  ihren  llliek  er- 
weiterten: solche  neue  ätrebungen  mussteu  Kinrichtungen  gefährlich  werden,  welche 
unter  den  unveränderlichen  Begeln  der  überlieferten  Gewohnheiten  für  den  Schnts 
r'.iM-  Bauern  geschaflfen  worden  waren".  T)ass  .solche,  vereinzelt  nocli  in  der  Mitte 
dieses  Jahrhunderts  im  Departement  de  Nievre,  iu  der  Bretagne  iLavele^  u  8.  4U3  ff.) 
bestandenen  Genossenschaften,  wenn  es  an  dem  nöthigen  „gegenseitigen  Ter* 
trauen  nnd  brüderlichem  Einvernehmen"  nicht  fehlt,  sehr  wohl  wirthschaftlich 
gedeihen  können,  ist  ebenso  unbestreitbar,  wie  der  Misserfolg  beim  Abmangel  jener 
Tugvndeii  wird  gelaugnet  werden  können  („uue  Institution,  qui  ne  pouvait  durer 
qne  par  uns  mntnelle  confiance  et  nne  patemelle  entente**). 

d^  Damit  häncrt  auch  \v(ilil  zusammen,  dass  die  an  sicli  rühmenswerthen  1?e- 
strebungeu  in  neuerer  Zeit,  den  Laudbau  genossenschaftlich  in  Form  von  Coope- 
rativwirthschaften  zu  betreiben,  nur  sehr  vereitelt  von  praktischen  Ergebnissen 
begleitet  gewesen  sind  ( Landwirthschafts-Genossensclniften  in  Suff  ulk,  begrdndel 
von  J.  Gurdou  aus  Assington  Hall,  über  welche  Laveleye,  a.  a.  0.,  Kap.  XXXll 
berichtet),  während  die  Anwendung  des  Associationsgedankens  auf  einzelne  Zweige 
der  lundwirthschaftlichen  Betriebsthätigkeit  ( Molkereiwesen,  Weinbau)  sich  leichteren 
Eingang  zu  verschaffen  wusste,  wie  spätei  darzulegen  ist.  Wo  niclit.  wie  bei  de« 
Communionen,  die  gesetzlich  gestützte  Autorität  des  Faniilii  noberhaupiis  den  Betrieb 
snsammenhält,  erfordert  eben  die  den  ganzen  Betrieb  erfassende  freiwillige  C'ooi)e- 
rativufennssenseliaf't  als  „Bedingung  friedlichen  Beisammenlebens  und  freudigen  Zu- 
sammenwirkens" ein  völliges  Aufgehen  iu  dem  Genussenschaftsgedanken :  „  Einer 
filr  Alle;  Alle  für  Einen%  imd  weiterhin,  dass  jedes  lOtglied  »gleich  fleissig. 


*)  Vgl.  hietisu  namentlich  Laveleye- Bücher,  1879,  a.  a.  0.,  Kapitel  6  n.  21; 
femer  Prengsens  landw.  Verwaltung,  1878  (S.  174)  nnd  1881  (S.  802  u.  814  IT.). 


Digitized  by  Google 


Abschn.  n.  §  39.  Die  CoUectiTwirtliJchafli. 


229 


intellijrcjit,  wirthschaftlich  niid  auf  (Ins  WoliI  d«  s  Ganzon  bedacht  ist"  und  „frei- 
willij^  filier  Autorität  sich  unterordnet ,  welche  urgauisirend  und  leitend  jedem  der 
G  leichberech4%teii  leine  8telliiii^  in  der  Wirthschaft  aiuniweiseii  und  von  der  die 
Coiitrolo  auszugehen  hat,  dass  Hn  Ipder  den  ihm  aji;r*'wi(  senen  Platz  ausfüllt.  Es 
geltürt  keine  grosse  Eiubildungskratt  daxu,  um  sich  zu  vergegenwärtigen,  wie  bald 
Streit,  Hader  und  Zwietfpalt  in  die  6«io88en8chiift  einbreeliesi  und  ne  sprengen 
mäBSten**  (Settegast,  a.  a.  0.,  8.  868  ff.). 

Einen  stark  a-rrarcoiiinninistisrlicn  Ttfigeschraack  Ii  1  incli  der  von  Stolp 
(„Die  Kepründung  und  Erhaltung  des  Ba4iernstandes'*,  Itiblj  begründete  Plan  der 
^dung  von  „  Gehdferschaften"  auf  den  Antrag  dea  10.  Theils  der  ansässigen 
Gemeindeangehörigen  mit  der  Maassj.'^abe,  dass  die  (iehoferschaft  ()berei<rentliiümerin 
an  der  Gesamuitheit  des  Grund  und  Bodons  Anrd  und  bleibt,  während  die  Mit^'Iicdor 
nur  ein  Nutzungsrecht  haben,  das  durdi  Erbfolge  vererbt  und  niemals  durch  Kauf, 
Vertrag  erworben  werden  kann. 

f)  Beispiele  von  landw. Actiengesellschaft  shet  i  ielien  l»ei  DUnkelberg, 
a.  a.  O.,  §  bi):  besiondcrs  bekannt  ist  das  von  einer  Gesvllscliatt  zur  Zeit  der  Coutinen- 
talsperre  in  der  Provinz  Zeeland  augelegte,  mit  Schutzdeichen  gegen  die  See  ver- 
sehene, von  der  Familie  van  den  Bosch  geleitete  ^Wilhelminedrop  ,  dessen  „aasgio- 
zeiclmete  Viehbest<äTide  uud  sorgtalti^rf  fultur  dieses  t!ut  /.u  einem  sehr  Iclirreiehen 
machen^.  Koscher  erwähnt  (Anm.  7  zu  §  iiH)  auch  einer  187U  errichteten  rheinisch- 
pommersclien  Actiengesellschaft,  welche  ein  pommerisches  Gut  auf  30  Jahre  fSr  jährlich 
oOOOO  Thlr.  frepaelifet  habe,  und  fujrt  hei.  dass  älmliche  Kinrichttiii^Tn  liereits  auf  46 
Oesterr.  Grossprütem  bestünden^  eine  ähnliche  Notiz  für  Oesterreich  hei  Laveleye, 
a.  a.  O.,  S.  350,  inhaldich  deren  der  Oeslerr.  Staatsbahngesellschaft  ein  Gemet 
vom  1300(X)  ha  vom  Staate  überwiesen  worden  sein  soll.  Für  den  Eigenthünier  wag 
diese  Art  der  Verpachtung  niannichfache  Vorzüge  besitzen,  volkswirthschaft- 
11  ch  betrachtet  gilt  von  diesen  speculativ-kapitalistiscli  betriebenen  <i rosspachten  das 
oben  Bemerkte  (S.  162  u.  I(i8  ff.)  in  verscliärftem  Maasse.  Set  t  egast  betont  sehr  richtig 
das  Verhältniss  der  Actiengc.sellschaftsbetriebe  zur  ArbeiterfrafTc  nnd  nennt  dieses 
ihren  wundoäteu  Puukt,  weil  in  der  Acticugesellschal't  „das  Kapital  von  seiner 
moralischeu  Verpfichtnng  so  weit  sich  losgelöst  hat,  als  Loyalität  es  gestattet,  jedes 
gemüthliclie  Band  zwi^ichen  T^iJteruehnier  und  Arbeiter  zerrissen  ist,  daji  Kapital- 
und  Dividendeuinteresse  jedes,  andere  verschlingt.  Damit  ist  der  Landwirthschaft 
ebenso  schlecht  gedient  wie  don  GemeinwoM'*  (a.  a.  0.»  S.  356  ff.). 


Absciinitt  11. 

Privat-  und  Collectireigcntlium  (Agrareoiumunismus). 

Literaturübersielit  uutl  Dogmengeschiclitlicliüs. 

Die  an  die  Berechtigung  des  privaten  Eigenthnnis  am  Grand  nnd  Boden  sich 

knüpfenden  Fragen  haben  durch  den  Heransg-eber  A.  Wajrner  in  der  Cirundh-^^aug 
(§  254  ff.  und  §  3U8  ff.)  bereits  eine  so  erschöpfende  Beleuchtung  erfahren,  dass 
ein  nochmaliges  Eingehen  anf  die  betr.  Fragen  an  dieser  Stelle  des  Handbochs  fast 
entbehrlich  erscheinen  könnte.  Wenn  es  gleichwohl  geschah,  allerdings  in  der  im 
Hinblick  aul"  jene  Behandlung  gebotenen  Kürze,  so  war  der  wesentliclie  Bestimmungs- 
grund ftlr  den  Verfasser  der,  dass  die  Landreformbew  eguu^',  von  jenseits  des 
Ooeans  zunächst  nach  deai  englischen  Inselreich  nnd  dann  auch  nach  dem  Cnntinent 
übersetzend,  als  eine  a  $jra  ri  sch  e  Reformbewegung  und  ausserhalb  der  socialdemo- 
kratischeu  Action  stehend,  in  einem  Buche  nicht  wohl  gäu/.lich  mti  Stillschweigeu 
flb«rgaogen  werden  darf,  das  nicht  bloss  das  gelten  de  Agrarrecht  tud  die  geltende 
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A<p-arverfassunj^,  soikUtii  auch  t\h.-  nuf  Aondenni;,'  dicsi'S  Tvoclits  und  dicstT  Vrr- 
lassuug  abzielenden  6tröimin};f u ,  mögtni  diese  nuu  berechtifift  oder  uube rech- 
tigt sein,  zur  Darttellmig  zu  bringen  sich  «nr  Anfg-abe  gesetsrt  bat  —  Mit  der 
vorsichtifiren  Unischreibunfi:,  welche  das  Problem  der  Grundcigenthumsordnnng'  durch 
A.  Wagner  in  der  „Ciriindlruting"  und  neuestens  in  [dem  Art.  „Grundbesitz''  im 
llaudwürterb.  d.  St.-W.  erl.ihixni,  kann  ich  mich,  zumal  mit  den  Schlussfolgtruu;^» 
der  Gntndlegung  (§  348  ft'.),  im  Allgemeinen  einverstanden  erklären:  nur  dass  i<h 
und  awar  die  dauernde  Nnthwnidifjkcit  der  Erhaltung  des  ländlichen  Privat 
grundeigenthums  nicht  nur  aus»  politischen  imd  socialen,  sondern  auehguadf 
aus  den  volkswirthBchaltlichen  (irimden  des  Productionsinterresses  noch 
schärler  als  Wagner  ableite,  weil  eben  iiiicli  ineiiicr  Aiisiihi  keine  andere  liewirth- 
ächat'tuugäforui  uacbhaltig  diesen  verschiedenerlei  Interessen  in  dem  Maasse  Kcch- 
mmg  KU  tragen  vermag,  wie  die  Selbstverwaltnng",  weil  insbesondere  die  Zeit- 
pacht  als  ausschliessliche  Bewirthsclinftungsform,  wie  sie  dem  Staat  der  Boden- 
verstaatlicliuug  eigen  sein  müsüte  (da  die  Erbpacht  mit  dem  Hauptzweck  der 
Bodenreformert  das  jedesmalige  Steigen  der  Ghmndrente  sofort  fai  die  Zwreeke  der 
Gt'iut'iiist'Iiafr  iniizbar  zu  machen,  unvereinbar  wäre',  aus  lU'ii  in  dt-n  vorausj^- 
gaugoueu  Paragraphen  wohl  erschöpfend  dargelegten  Gründen  als  ein  in  keinerlei 
Beziehung  erstrebenswertber  Zustand  sich  darstellt.  Di«  Bebandlung  des  Stofii 
durch  Wagner  hat  aber  ausserordentlich  zur  Klärung  beigetragen,  namentlich  auch 
durch  die  von  Wagner  in  seinen  Darlegungen  tcstgehaltene  und  so  nothwendigi' 
Unterscheidung  des  Bodens  nach  typischen  Verwendungszwecken  (städtischer  Jiodeti. 
ländlicher,  Wald-.  IW  rgwerksboden ,  Wege  und  Wasser),  wfil  eben  je  nach  der 
Bodenkategorie  die  i'ra^'-i  n  der  RechtsordnuTipr  und  die  kiitisdie  Benrtheilung  sich 
sehr  verschieden  g«'siaiten  müssen.  In  Bezug  <1ut  die  auf  <liesem  lieblet  sehr  um- 
fangreiche in-  und  ausländische  Literatiur  ist  auf  die  Literaturnachweise  in  der 
„  Cr  ruTidl  (' jr n n g insbesondere  in  der  Einleitung  zum  2.  und  4.  Kapitel,  sowi'p  in 
den  Vorbemerkungen  zu  den  203,  324  und  340  ssu  verweisen.  Bei  der  Nieder- 
schrift der  nachstehenden,  ans  den  Eingangs  erwähnten  Gründen  nur  aphoristisch 
gehaltenen  AusfülirunLrtu  wurden  ausMi-  diin  mehrfach  erwähnten  Buch  von 
Laveleye  und  den  Betrachtungen  bei  Jio scher,  Bd.  I,  §  77  ff.,  Bd.  U,  §§  53,  71  ff. 
und  den  Wagnerischen  Arbdten  wesentlich  nur  folgende  Schriften  zu  Rathe 
gezogen: 

Eisenhart,  Gescliichte  der  Nationalökonomie ,  1 891 ;  F 1  ü  r  s  c  h  e  i  m  ,  Auf 
friedlichem  Wege,  1884;  Derselbe,  Der  einzige  Uettungsweg  {im  Jahre  1890 
erschienen);  v.  Ilelldorf-Baumersrode,  Verstaatlichung  des  Grund  und  Bodens 
oder  Schutzzölle,  IKSf);  Derselbe,  Das  ivecht  der  Arbeit  und  die  Landfrage,  1886; 
Frankl.  Die  Verstaatlichung  der  Grundrente.  181)1.  Hcnr.v  (leor^re,  Fort^hritt 
und  Armuth  ideutsch  von  Gütsehow),  ISivl  ;  A.  ?il  c  n  l,'*- r ,  Das  liecitt  auf  den  vuUen 
Arbeitsantrag,  1886;  Preser,  Die  Erhaltung  des  Bauernstandes  und  die  Orund- 
eigeiithnmsfrage,-  1884;  Ruhland,  Die  A^^itatidn  zur  Verstaatlichung  von  Grund 
und  Boden  in  Deutschland,  in  der  Tüb.  Zeitseiu.,  1880,  S.  292  ff.;  Samt  er, 
Gesellschaftliches  und  Privateigenthum,  1877;  Schäffle,  Bau  und  Leben  des 
socialen  Körpers,  III.  l?d..  1S78,  S.  ,30.")  ff, ;  Derselbe,  Das  posellschaftUche  System 
der  meuschlichuu  Wii-thsclmft,  1873,  Bd.  IL,  8.  538  ff.;  Derselbe,  Die  Uuiutesseuz 
des  Sodalismus;  Derseibe,  Die  Aussichtslosigkeit  der  Sodaldemokratie,  4.  Aufl., 
1891;  Schmidt,  Sociah- Fra-c  und  TiMihnverstaatlichung,  1890;  Stamm,  Die  ErhV 
suug  der  darbenden  Menschheit,  3.  Autl.,  1884;  Derselbe,  Die  socialpoHtische 
Bedeutung  der  Bodenreform,  1885;  Stöpel,  Die  sociale  Frage.  Neue  Ideen  lur 
Lfisun^-  derselben,  1888;  Derselbe,  Sociale  Refonii.  Beiträge  zur  friedlichen 
Umgestaltnng  der  Gesellschaft,  1884/85;  A.Wagner,  Die  Abschaffung  des  privaten 
Grundeigt  nthums,  1870,  eine  zwar  durch  die  späteren  Arbeiten  Wagner's  überholte 
und  mannichfach  richtig  gestellte,  aber  doclt  noch  sehr  lesenswerthe  Schrift, 
nameurlidi  in  I'>efreff  der  Windiprtnier  der  riissisclicii  Agrarverhältnisse.  Wer 
sieh  über  die  „Uuiutessenz"  d«  r  nt  u/.i  itlic  lien  l.audrelurnibtweguug  und  ihrer  Ziele 
unterrichten  will,  mag  das  neu)  sie.  clien  (  ItirteBuch  von  Flürscheim:  „Der  einsdge 
Rettungsw«'g"  les(>n.  das  sie  1i  hinsiclulicli  der  Niclitliercclif iL;-nuLr  eines  privaten  Eigeii- 
thums  am  Grund  und  Boden  im  Wesentlichen  au  die  Deductionen  besonders  englischer 
Schriftsteller,  wie  John  Stuart  Hill  (Frindples  of  poMeal  eeonomj,  Bd.  H, 
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cup.  2^  vou  Herbert  Spencer  tSocial  statics  1851),  A.  R.  Wallace,  Laud 
Natiimaliiatioii,  ImNeoeBsit^  and  itsAims),  sowie  des  Amerikaners  Henry  George 
anlehnt,  dabei  aber  /ur  Stütze  seiner  Forderungen  eine  besondere  Krisen theorie 
ausgebildet  hat.  Die  gniudUegeuden tiedanken  des  J^lürscheim'scfaen Buchs  sind 

etwa  die  folgenden: 

Die  Ursache  der  Krisen,  der  Abeatasstockniigen ,  des  Uassenelends  ist  nicht 
Gütormangel,  sondei  ii  (Jiiterüberfluss;  zahllos«^  Wnaren  finden  keinen  Absatz,  obwohl 
Millionen  Menschen  uu  dem  Nuthweudigsten  Maugel  leiden;  der  tiefer  liegende 
Orund  der  Erselieiuung  liegt  in  der  durch  Gmndrente  und  Kapitalsins  bewirkten 
EinknniTnrTishäufung  im  Rt-sitz  Einzelner,  die  irnmpr  wenig«'r  in  der  Lage  sind, 
auch  nur  den  kleineren  Theii  ihren  Einkommens  zu  verzehren,  die  aber,  indem  sie 
efaien  Theil  dieses  nicht  Versehrten  Einkommens  prodnctiv  anl^n,  sur  wdteren 
Stri^icniiitr  (ItT  Production  Anlass  gelx'ii,  und  sowtit  sii'  ihn  verzinslich  anlegen, 
diu  productive  Arbeit  der  anderen  Volksklasäeu  alljährlich  neu  in  riesigen  (Summen 
nnsmSssig  verpflichten.  Die  Lösung  des  Problems  ranss  daher,  weil  im  Zins,  wie 
wir  ihn  heute  kennen,  die  eigentliche  l'rsuche  der  socialen  Noth  liegt,  darin  be- 
stehen, die  verzinsliche  Anlage  in  Grund  und  iJoden  als  Hauptanlagefrehict  des 
nach  Zins  lüsternen  Kapitals  unmöglich  zu  machen,  und  das  Mittel  lii«*rzu  bildet 
die  Verstaatlichung  des  Grund  und  HodtMis,  weil  eben  die  private  Bndenaneig- 
nung  und  die  Möglichkeit  bypothrkaiischcr  Pfandbestell nnff  dif  (iintidlage  des 
Kapitalzinses,  „des  Tributrt'chU  a  '  di  r  Kiipiiallüten  ist.  Würde  aber  erst  einmal  die 
productive  Arbeit  vou  der  TributpÜicht  dem  Geldkapital  („inum^iren  Kapital**) 
gec^f'Tiiil)i'r  IndVcit  sHri .  iniisstPii  alli»  Krsjianiissp  zur  F.rHtolhiTitr  Tieiier  l'rodiictinns- 
uud  V  erkehrsmittel  (^„wirklichem  Kapital")  dienen,  so  würde  die  Eol^jo  eine  starke 
TerlrilligritBgr  der  Waarenpreise  sein,  die  Kaufkraft  der  ArbeitslShne  vind  danach  lüe 
Nachfrage  nach  allon  Krzrntrnisscn  wiirdo  stci<r<  ii  und  das  heutige  Missvrvlifiltriiss 
z^Niitcheu  Production  und  C'uusumtiuu  könnte  nicht  mehr  besteben.  Und  weil  auch 
dem  Arbeiter  das  Kapital  zinslos  aar  Vertilgung  stände,  so  würde  er  nnr  dann 
noch  für  Anderr  arbcitt  ii.  wenn  er  mindi  ^ti  us  so  vi«>l  Lohn  erhält,  als  der  muth- 
maaaslich  beim  Arbeiten  auf  eigene  Keclmuug  zu  erzielende  Verlust  beträgt ;  voller 
Lohn  der  Arbeiter  aber  bedeutet  volle  Verbranehsföhigkeit  im  Verhältuiss  aur 
Gütererzeugung,  also  die  l'iiniöiflichkeit  der  heutigen  Krisen.  Auch  auf  die  Land« 
wirt  Ii  sc  h  aft  würde  die  _  Reform"  günstig  zurückwirken,  weil  licud'  die  ConcnrmiT: 
des  Aulajic  suchenden  Kapitals  es  dem  Landwirth  uninöjrlich  macht,  Laud  zu  l>c 
dingungen  zu  erwerben,  die  einen  rentablen  B»  irii  b  iiocii  u'cstatten,  und  weil  auch 
sie  in  wachsendem  Maass  mit  dem  Zinntribut  der  KapitaUstm  belastet  wird.  Auch 
das  gegenwärtige  Sinken  der  (iruiidreute  ist  nur  eine  Cousequenz  des  l'rivateigen- 
thums  am  Land;  denn  es  ist  lediglieh  durch  das  Sinken  der  Oetreidepreise  und 
letzteres  dadurch  veranlasst,  dass  im  Verhältniss  zur  vorhauden«Mi  Kaufkraft 
der  Bevölkerung  zu  viel  Getreide  erzeugt  wird,  nicht  aber  im  Verhältniss  zum 
wirklichen  Bedarf,  der  thab^chlich  im  Hinbliek  auf  die  Nothstfinde  in  weiteren 
Kreisen  der  l>cvrdkcruiiir  nocli  nicht  eiinual  ^einitireud  ge<l<ckt  »MNeheint.  Die 
Darchfiiiirung  der  Keform,  deren  Wirkung  somit  1.  „das  Zerbrechen  der  von 
dem  Zins  geschmiedeten  Sklavenketten  und  dadurch  die  Befreiung  des  Arbeits- 
und  Waarennnirktes  von  der  den  freien  Austausch  und  die  Arbeitsvenverthung 
hindernden  Krisenursache,  bei  vollem  (ienuss  des  Arbeitserzeugnisses  seitens  des 
Arbeiters  und  zunehmendem  Wohlstand  desselben;  2.  die  Befreiung  des  (Jrund 
und  Bodens  aus  Monnpolhänden  und  Uebergabe  an  die  Arbeit  zur  freien  Aus- 
nütznii«r  jre'^en  Grundrentenabgnbf  an  die  yolksircineinschaft"  wäre,  könnte 
entweder  in  dein  Auskauf  des  (irundbesitzes  durch  den  Staat  (oder  die  tiemeiude) 
oder  auch  in  der  .W^egstenerung**  der  (»rundrente  bestehen,  nac-hdem  die  Besitzer 
mit  der  kajjitaÜsirten  (innidroutc  ab-^fefuiidcM  worden  sind  luälirend  TTenry 
George  und  seine  Schüler,  alles  Hodeneigenthum  als  „Kaub"  am  Gesellschafts- 
vemOgen  ansehend,  fSat  entschSdigungslose  Wei^tenenmir  eintreten).  —  Einer 
Kritik  der  von  Flürscheim  mit  der  ihm  ci^^cnrii  dünkidhaftcn .  absprechoiiden 
PompluUügkeit  vorgetrageueu  Kriseutheurie,  die  übrigcus  vor  ihm  schon  vou  .Stamm 
vertreten  worden  ist,  glaubt  sich  der  Verfasser  in  diesem  Handbuch  entschlagen  au 
dürfen;  er  hat  sich  darauf  beschränkt,  im  Text  eine  kritische  "Würdigung  des 
Mittels  zur  Durcliführung  der  lU;funn  der  Lebertühruag  des  Laudes  in  (ie- 
meiuschaftsbeslta  —  au  geben.   Im  Uebrigeu  wii-d  der  Leser  der  Flürscheim'scheu 
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Schriften  tmd  jener  der  Gefolgescbaft  diese»  «l^ouiuers^,  der,  wie  er  von  steh  selber 
sagt,  die  Gewisshcit  hat,  dasa  ^es  ilun  verfröniit  war,  einen  jener  Banstmne  ssu 

lietcni.  auf  (li'iuii  sich  der  {H'Oöse  Znkiuiftshau  eiix-s  ^--eläutcrtoii  MenscluMitliums 
erheben  wird"  (nl>er  einsige  Eettnngsweg",  S.  öö?),  der  üeiüch  mit  diciM^r  seiner 
Ißssion  den  loluMnden  Betrieb  des  .Biuistellenwnchers*  gans  verträglieh  ■  ansieht, 
da,  ^üo  lange  die  jetsdgen  Zustände  daaen,  Mitfressen  die  eiiizi^i^e  Politik  für  den 
Einzeln  i  n  Ijildot"  (a.  a.  O.,  S.  530)  —  sich  leicht  überzeu{fen,  wie  sehr  die  g:anze  Heweis- 
tuhruni^-  aut  unerwiosenen  Voraussetzungen,  soplustisehen  Schlüssen,  willkürlicher 
Verwerthuiijr  ljtst*>hender  Thatsacheu ,  tendenziöser  ZurechtleKunir  oder  £utstelluii{2r 
statistischer  Zalilen  (z.  B.  d'w  Aufralir:  in  Deutschland  lictaiid«-  sich  „scliwcrlich 
mehr  als  ein  Achtel  des  landwirthschattlieheu  Bodens  im  LSeüitz  dessen,  der  ihn 
bebaut**  (a.  a.  0.,  S.  162)  beruht  und  mit  welcher  Leichtigkeit  die  Darstellung  über  die 
Möj.'lichkf'it  piiiktisclier,  d.  h.  guter,  rrlol<:rtieher  Durchfuhruug  der  „Heform" 
hin  weggleitet,  in  dieser  Beziehung  ganz  ebenbürtig  der  socialdemokratischeu  Literatur, 
deren  Ar^ntmentationen  fiberhanpt  —  bewnsst  oder  nnbewuset  —  avdi  die  Land- 
rcfnrmcr  bclierrselttn.  Wenn  sellisf  (Jnmdbesitzer,  \sic  v.  11  c  1 1  dorf- Banniers- 
rode  von  der  „Deutschen  Landlrage^  alles  Heil  für  die  Landwirthschai't  erwarten, 
so  eeigt  dies  doeb  nnr,  nrit  welcher  Rathlosigkeit  anch  gebildete  und  einsichtige 
Männer  den  socialen  Problemen  der  (Ipprenwart  jre^reniiluratt'lien  und  in  dieser 
Kathlosigkeit  dann  geneigt  sind,  eine  verbesserungsbedürftige,  aber  auch  verbesse- 
rnngslÜMge  Gegenwart  einem  klüglich  mit  dem  Dunst  schSner  Phraseologie  ver- 
hiiUton  Zukunftsbild  preiszugeben. 

Kein  wissenschaftlich  steht  das  citirte  Buch  von  Samt  er  (schon  1877  er- 
schienen) sehr  \iel  höher  als  die  neuerliehe  Landrefomiliteratur,  fordert  aber 
gleic  hwohl  zu  starken  Widersprüchen  heraus.  Die  sehr  in  den  Vordergrund  gestellte 
Kiiivs irkun;^  der  (iesellschafr  auf  die  La<re  der  Landarbeiter  im  Fall  der  Col- 
Icctiviiuug  des  (irund  und  Btnleus  würde  uümlich  doch  nur  dann  sich  verwirk- 
lichen, wenn  mit  der  Versta^itlichung  oder  C'ommunalisirung  des  Bodens  letzterer 
in  der  Form  des  Collectivbetriebs  bewirthschaftet  würde,  wahriiid  d(K'h  Samter 
aus  guten  Uriiudeu  dem  Pachtbetrieb  ah  Kegel  den  Vorzug  giebt;  und  selbst 
die  Aneignung  des  Rentenznwachses  durch  die  GeeeUschafik  musate  Illasion 
blcil)en.  wenn  nach  dem  Vorsclila^^  Satnter's  unter  Aufgabe  des  Licitatiousvcrfahreiis 
„die  Läudertden  so  niedrig  wie  möglich""  verpachten  sind,  der  äusiieren  iSchwierig- 
keiten  nicht  zu  gedenken,  wie  diese  Art  von  Landvergebung  praktisch  in  die  Wege 
zu  leiten  sei;  wie  denn  das  eigentliche  Refonnproj^Taniui  Sauiter's  (S.  172  ff.)  der 
schwächste  Theil  seiner  Arbeit  ist  und  bei  der  Betrachtung  der  möglichen  Nach- 
theile der  Kefonu  die  Einwirkung  auf  die  Production  zu  leicht  genommen,  der 
Verlust  der  sittlichen  Grundlagen,  welchen  die  Beseitig^g  des  privaten  Eigonthunis 
mit  sich  brächte,  gar  iiirlit  lierücksichtigt  ist.  Die  ganze  Deciuclion  Samtor'i^  ist 
aber  insofern  verfehlt,  als  aus  der  im  i'rincip  als  richtig  aiizuerkeuueuden  Forderung: 
^dem  Privateigenthum  sei  ein  gesellschaftKches  Kigentlium  zur  Seite  zu  setzen,  das 
mächtig  und  umfassend  genug  ist,  der  unumschränkten  und  scliädlichen  Herrschaft 
des  Privateigenthums  die  Spitze  zu  bieten,  oline  demselben  den  Boden  zu  ent- 
ziehen" —  die  unrichtige  Folgerung  abgeleitet  wurde,  dieses  gesellschaftUche  Eigen* 
thum  könne  nur  und  müsse  der  fresammte  Grund  und  JUiden  sein:  denn,  ab* 
gesehen  davon,  dass  schon  jetzt,  zumal  in  Deutschland,  grosse  Theile  des  Grund 
und  Bodens  (Forsten,  Bergwerke,  Strassen,  Eisenbahnen,  Kanfile  etc.)  im  Gesell- 
seliaftseigenthum  sieh  Iiefniden.  würde  jenes  (Ie|.'eii<re\vi(]if,  wenn  üherluiujjt,  sich 
jedenfalls  wirksamer  noch  und  ohne  die  deuAgrarcommuuismus  begleitenden  Xachtbeile 
in  Bezug  auf  Production  und  in  socialer  und  politischer  Hinsicht,  sich  schaffen 
lassen  durch  die  Ueberlührung  bestimmter  grosser  Fabrikationsbetrieb*,  vor 
Allem  der  auf  Erzeugung  von  Genussmitteln  gerichteten  (Tabak,  Branntwein, 
Bier),  vielleicht  auch  der  Bankbetriebe  in  G  esellschaftseigenthum,  sowie  durch 
die  fortschreitende  Ueberfilhmng  der  Beleuchtnngs-  und  Wasserversorgungs* 
austalten  in  die  Verwaltung  der  Commiinen.  —  Aelinliches  ist  von  den  Arbeiten 
von  Stamm  und  seinen  Vorschlägen  zur  .Klendsabliilte"  zu  sagen. 

Bei  Stöpel  und  A.  Meuger  steht  die  Verwirklichung  des  „Rechts  auf  den 
vollen  Artieitsertrag'^  im  Tordeigmnd  ihrer  Betrachtungen;  während  aber  Letzterer 
zu  bestimmton  positiven  Schlvssfolgerungen  überhaupt  nicht  gelangt  (8,  161:  „lÜt 


AbRcfan.  n.  §  40.  Allgemeine  Wttf  digiing  des  CoUecttveigentliunis  etc.  233 


unserer  heutigen  Gesellsclmftsordnimfr,  welche  .  .  .  das  Ornnd-  und  Kapitaleifrenthum 
«uerkennt,  ist  das  Kecht  auf  deu  vollen  Arbeitsvertrajr  sclileclitt'niiu;,'s  unverträglich. 
In  eint  1  Ki»chtsordnu«p,  welche  das  Gemeineigenthum  mit  Sondern utzung  statuirt, 
ist  das  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag  das  uafüilit  he  Ycrfhpilmi?si)rin(ip,  In 
der  coumumistisch-orgHui&irteu  Gesellschaft,  in  welcJier  das  Gemeineigenthum  mit 
gemeinsamer  Nutzung  verbunden  erscheint,  ist  zwar  die  DturchfÜhrnnir  jenes  Redits 
an  sich  iiiclit  umii(>rrli<'li.  doch  sind  die  praktischen  Schwierigkeit  ii  die  sich  iiM  ! 
solchen  Cumbination  entgegenstellen,  so  groa»,  datw  hier  als  natürliche  Grundlage  der 
Gütenrertheiliii^  das  Beeilt  auf  Existens  betrachtet  werden  mnss"),  sofern  man 
nicht  als  solche  Schlussfolgeninfrf'u  die  ^elir  va^r  ^'ehalr<ueii  gelten  lassen  will 
(8.  166),  dass  der  Staat  all«  Maassregelu  zu  vermeiden  habe,  „durch  die  arbeits- 
loses Einkommen  ij^escbaffen  oder  das  bereits  vorhandene  yennehrt  wird*^  (b.  B. 
Unterlassung  von  Anleihen  zu  unproductiven  Zwecken,  Aufgabe  der  St  hutzzöUe  etc.), 
glaubt  Stöpel  das  Kecht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag,  abweichend  von  früher 
geäusserten  Ansichten  nicht  durch  Verstaatlichiui;;  des  (imnd  und  Hodens  (a.  a.  ()., 
8.  91),  sondern  durch  Schaffung  vtm  ländlichen  Productivgenossenschaften 
verwirklichen  zu  können,  welclien,  zunUchsf  pat ditweise,  später  eigenthumsweise  der 
Landbesitz  (mit  Ausnaliuie  der  kleinen  Landstellcn)  zn  überweisen  wäre  (S.  127  und 
174:  »Es  ist  die  genossenschaftliche  Fonn,  welche  ao  Stdle  des  Ablohnungs- 
systems  treten  muss."  ....  .Das  Ziel  niuss  sein,  (hu  jrt'n">'?^f'ns('haftli«-hen 
Betrieb  au  die  Stelle  des  Grossbetriebs  in  Landwirt hschaft  und  Industrie  xu 
setzen  .  .  nnd  so  die  Zahl  der  Besitser  ins  ünendliehe  ku  Termehren")  —  ein 
Programm,  zn  dessen  Würdignnfr  auf  das  im  vorher^rrhenden  Paragraphen  iihei  die 
Aussichten  collectivistischer  Bctriebsformeu  imd  auf  die  specifischen  VorzUge  der 
Selbstverwaltung  (§30)  m  yerweisen  ist  Beide  —  Menger  wie  Rtöpel  ttber- 
splien  Vollständig,  dass-  wenn  auch  der  volle  A rbei1^ertia<:-  mit  der  Kinführung 
des  CüUectivbesitzes  oder  der  Collectivvtirthscbal't  theoretisch  verwirklicht  ist,  das 
tfaatsiebliche  Lohneinkoninien  sieb  wegen  des  vnaiisbleiblichen  Rncksclilags  in  der 
(lütererzeugung  sich  doch  sogar  absolut  niedriger  stellen  kann  und  wird  als  in  der 
jetzigen  (icsellschaftsordnung,  so  dass  wohl  das  «Principe  gerettet,  in  WirklichlEelt 
aber  nicht  geholfen  wÄre. 

Die  wissenschaftlichen  Vertreter  der  Xationalökououiie  in  Deutsch- 
land verhalten  sich  gegenüber  den  Verstaatlicliiinj,'stenden/.en  theils  unbedingt  ab- 
lehnend wie  Koscher,  Schmoller,  Tonrad,  v.  Miskowski,  theils  d<'eh  >«'hr 
skeptisch  wie  Schäffle  in  seineu  neuerlichen  Schritten ;  und  die  Ansicht  derselben 
wird  vielleicht  am  besten  durch  die  Worte  Boscher's  vertreten,  dass  gegen  die 
.,Uugeheuerlichkeiten'*  der  Landreformbeweginig  (Nationalisation)  „d<'r  sicherste,  anf 
die  Dauer  vielleicht  eiuiüg  sichere  Damm  das  Vorhandeosein  eiues  Standes  von 
Gmndeigenthiünem  sei,  det«a  Bedtx  klein  genug  ist,  um  Yon  ^en  selbst  gut  bestellt 
und  meliorirt  zn  werden,  und  deren  Zahl  gross  genug,  um  eine  beträclitliclie  Quote 
des  ganzen  Volks  zu  bilden"  (Koscher,  a.  a.  O.,  Bd.  11,  §  53).  Eine  knappe  Kritik  der 
Venrtaatlichnngsliteratur,  wobei  indess  nicht  ganz  zutreffend  auch  Schftffle  imd 
Bnhland  mit  einbezotren  werden,  giebt  Conrad  in  den  Jahrb.  f.  Nationalökonomie, 
N.  F.  15  Bd.,  S.  151  ff.  und  neuerdings  Die  hl,  ebenda,  3  F.,  lid.  III,  S.  516  mit 
zahlreichen  weiteren  Literaturaugaben  und  wo  mit  Kecht  Henry  George  in  wissen- 
schaftlicher Hinsicht  hoch  über  Flürscheim  gestellt  wird.  Conrad  schliesst  seine  Kritik 
mit  dem  ganz  richtigen  Sntz.  dass  das,  was  richti};  in  der  Hewpgnng  sei,  nämlich 
das  AYünscheuhwerthe  einer  Erliülumg  des  Verdicuhtcs  der  Arbeit  auf  Grund  einer 
Ermässigung  des  Kapitalzinses  und  der  (Jrundrente  -  sich  gegenwärtig  nnd  zwar 
mit  einer  lünreichenden  „Kaindität"  vollziehe,  so  dass  die  Hodenverstaatücher  vfdlen 
Anlass  hätten,  „die  gegenwartige  Entwicklung  mit  Genugthuung  zu  begrüsseu  und 
ihr  Ergebnis«  mit  Ruhe  abzuwarten".  —  Eine  weitere  Kritik  der  „Bodenverstaat- 
lichung  der  Froiläuder"  giebt  auch  Plattor-Züricli  (Deutsche  Warte,  lalirir.  18i)2, 
Aprilheft),  wobei  uameutlich  die  selbstsüchtige  Fabrikautenp olit ik  des 
nPionniers"  der  Landligabewegung,  Flürscheim,  auf  die  schliesslich  das  ganze 
Lehrsystem  dieses  Ileilsapostels  liinausläuft ,  die  verdiente  Beleuchtung  erfahrt.  — 
Den  härtesten  Schlag  hat  die  Laudreformbewogung  in  dem  als  nächste  Domäne 
auserkoren  gewesenen  britischen  Inselreich  dueh  die  neuerliche  Land- 
gesetam^ebong  (siebe  Kap.  IV«  §  98)  erfUiren,  da  das  praktisdie  Ziel  dieser 
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bedentuiifjsvoll«'!!  (iesetzfrebun^  gerade  auf  die  ScImfFung  kleiner  Laudeigen- 
tliümer  geiiclitet  sich  zeigt;  wie  denn,  trot»  allen  Läniis,  selbst  in  Orossbritannien  den 
Bodenverstaatlichern  bis  jetzt  eine  irgend  nennenswerthe  Vertretung  im  Parlament 
noch  nicht  gelungen  ist.  —  In  Deutsr Ii  1  a  iid  hat  neuerdiugs -die  Landrefonnbe- 
wegung  sich  darauf  betir.hiäuki.  das  Gebiet  des  städtistrhen  Cirundeigeuthums  in 
Angriff  sn  nt  hnu  n,  eine  verständige  Begreiixmig  der  Action,  der  es  an  S>'inpathien 
in  weiteren  Kiciscn  nicht  fehlen  wird,  obwohl  auch  hier  die  Schwierigkeiten  einer 
erfulgversprechcndeu  Durchführuug  der  Reform  gemeinlün  uuteräcliätzt  werden. 
(7gl.  A.  Wagner,  Omndlegung,  $  852  ff.) 


§40.  Allgemeine  Wflrdigung  des  CoUectiTeigenthums 

am  Grund  und  Boden. 

1.  Wie  die  GoUectiTwirthschaffc  nicht  nothwendig  Collectiveigen- 
thum  am  Grund  und  Boden  zur  Voraussetzung  hat,  so  braucht 
umgekehrt  CoUectiTeigenthum  nicht  von  CoUectirwirthschaft  be- 
gleitet zu  sein;  es  braucht  also  auf  jene  Vorzüge,  welche  dem 
privaten  Betrieb  yor  dem  collectiTistischen  innewohnen,  mit  der 
TJeberfllhrung  des  Grund  und  Bodens  in  Gemeinbesitz,  sei  es  in 
den  der  Gemeinde  (Gommunalisiruug),  sei  es  in  den  des 
Staats  (Verstaatlichung)  an  sich  nicht  rerzichtet  zu  werden. 
Thatsächlich  ist  denn  auch,  wo  heutzutage  noch  CoUeetiveigenthum 
am  Grund  und  Bodon  als  Ki^gd  besteht  (Kussland,  Java,  Indien) 
die  Wirtbsohaftsweise  keine  coUectivistiscbe,  sondern  eine  private: 
die  bodenbebaueiideii  Klassen  sind  entweder  erbliche  Nutznie>ser 
des  Genieinlandes  (je  iiacli  dem,  mit  periodischer  Yerloosung  der 
Landantheile)  oder  sie  hüben  das  Land  als  Zeitpächter  in  Xut'/iinc:. 
In  ersterem  Fall  ähnelt  das  Verlialtniss  dem  "Ree litsszustand.  ^^  u- 
er  —  allerdings  mit  und  nelien  der  privaten  Grundeiiieiii  In ms- 
verfassung  —  in  einzelnen  Tbeilen  Deutsclilands  und  der  Schweiz 
besteht,  wos(dl)st  sic  h  Keste  der  alten  Markverlassung  in  der  Form 
der  «log.  Almende  erhalten  halten  (siehe  §  50  ff.);  in  letzterem 
Fall  ist  die  Lage  rechtlich  und  wirthschaftlich  die  üleiche  wie 
diejeiiit^e  der  Zeitpäehter  in  jenen  europäischen  und  ausser- 
europäischen  Culturstaaten ,  in  denen  ein  Theil  des  Grund  und 
Bodens  aus  den  oben  (S.  163  ff.)  angegebenen  Gmnden  nicht  in 
Selbstbewirthschaftnng  der  Eigenthümer  sich  befindet;  mit  dem 
Unterschied  indess,  dass  bei  ausscliliessUchem  CoUeetiveigenthum 
die  Pachtrente  einzig  und  allein  der  Gemeinschaft  (Gemeinde, 
St;iat)  znfliesst,  während  im  System  des  privaten  Eigenthums,  neben 
Staat,  Gemeinde  und  öffentlichen  C'orporationen,  auch  private  Per- 
sonen rentenbezugsberechtigt  erscheinen. 
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2.  Die  wirthscbaftsgeBchichtliche  Forschung  hat  dar- 
gethan^),  dass  bei  allen  OulturyOlkern  PriTateigenthum  am  Grund 
und  Boden  eine  uisprflnglich  imbekannte  Institution  ist;  der  Stamm 
(Glan),  der  das  Land  in  Besitz  nimmt,  gilt  alsBodeneigenthümer,  die 
Stammesgenossen  haben  nur  Nutzungsrechte  an  demselben;  diese 
Nutzung  bleibt  an  Weide  und  Wald  noch  lange  eine  gemeinsame, 
während  die  eigentlichen  Feldgrundstflcke  den  einzelnen  Stammes- 
(Dorf-)  genossen  wohl  schon  frflhe  zu  privater  Nutzung  zugewiesen 
werden;  aber  selbst  auf  letzteren  ist  die  Nutzung  zunächst  keine 
erbliche,  yielmehr  tritt  periodisch  eine  neue  yertheiluiig(Verloo8iing) 
der  Landantheile  (Loose)  ein.  Dieser  Zustand  einer  Fcddgemein- 
schaft,  d.  h.  einer  auf  dem  CollectiTeigenthum  des  Stammes  oder 
der  engeren  Dorfgenossenschaft  sich  aufbauenden  Agrarrerfassung 
und  einer  diu^h  diese  bedingte  Wirthschafksweise :  grosse  Gebunden- 
lieit  des  Betriebs  durcb  von  der  Gemeinde  ausgehende  Ordnung 
der  Art  der  Felderbestelluiig  (wcl:»'!!  der  meiat  vorhandenen  Streu- 
lage der  Einzelnutzungsantheile  in  «Icr  Feldmark)  in  Verbindung  mit 
gemeinsamer  Nutzung  an  Weide  und  Wald  (s.  auch  §  45)  —  erleidet 
zunächst  eine  Aenderung  in  der  Kichtung.  dass  an  der  Hotst;itti' 
selbst  (Gebäude  mit  Hofraithe),  wohl  auch  an  den  dieser  zuniithst 
gt'leo*'iion ,  in  be<»ondere  Cultur  (rlarton-.  ()l)stbau)  genommenen 
Grundstücken  ein  festes,  vererbbarcs  Hcsit/rccht  sich  aiishildet; 
dass  weiterhin  die  Verloosung  der  Landantheile  in  der  eigcntliclien 
Feldmark  statt  wie  frtlher  in  kürzeren,  allgemach  in  längeren 
Zwischenräumen  crtoliit,  vielleicht  auch  von  dem  Beschlnss  rlcr 
Dorfgenossenschait  abhängig  gemacht;  endlich  aber  die  Yerloosung 
gänzlich  eingestellt  und  auch  hinsichtlich  dieses  Theils  des  Grund 
und  Bodens  ein  freies,  ausschliessliches,  vererbbares  Besitzrecht, 
d.  h.  volles  Privateigenthum  anerkannt  wird,  wogegen  an  Weide 
und  Wald  noch  lange  Zeit,  ja  vielfach  bis  auf  den  heutigen  Tag 
der  Gemeinbesitz  sich  erhält.  Auch  wo  diese  Entwicklung  in  der 
angedeuteten  Weise  sich  vollzogen  hat,  wirkt  der  lusprüngliclie 
Charakter  der  Eigenthumsinstitution  in  dem  Fortbestand  einzelner 
Bechtseinrichtungen  nach,  so  vor  Allem  in  dem  den  (remeinde- 
genossen  Torbehaltenen  Vorkaufsrecht  im  Fall  des  Verkaufs  von 
Grundstacken  (Markloosung,  Beispruchsrecht). 

3.  Der  bezeichnete  Entwicklungsgang  (Torlaufend  nach  dem  be- 
kannten Schema:  Gemeingut  und  Gemeingenuss,  Gemeingut  und 


>)  Ygh  ,€lTandlegung%  §  324  ff. 
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Privatgeiiuss,  Privatgut  und  Frivatgeiiuss)  ist  bei  der  überwiegen- 
den Mehrzahl  der  heutigen  Culturvölker  ein  so  gleichmässiger 
gewesen  (zusammenhängend  mit  der  allmählichen  NOthigung 
sorgfältigerer  Bodencultur.  d.  Ii.  ^^tilrkerer  Hineinvenvondung  von 
Arbeit  und  Kapital  in  den  Grund  und  Boden,  die  eben  bei  einer 
periodischen  Landnutzung  nur  in  geringem  Grade  gewährleistet 
wäre),  dass  man  wohl  mit  Kecht  „von  einer  wirthschaftsgeBchieht- 
lichen  Nothwendigkeit  und  gesellsohafblichen  Bereehtigung"  der 
allmählichen  Uebeifflhrung  der  ursprflngliehen  Nutztmgsreelite  in 
Eigenthumsireebte  sprechen  kann*);  und  dasB  man  sich  im  Hinblick 
auf  das  länderweise  noch  heute  zn  beobachtende  Yorkommen  einer 
eigentlichen  Eeldgemeinschafk  doch  sehr  wohl  baten  muss,  „f9r 
eine  EigenthtUnlichkeit  des  Yolkscharakters  zu  halten,  die  immer 
bewahrt  und  bloss  entwickelt  werden  müsste,  was  nur  eben  Eigen- 
th^lichkeit  gewisser  Cultuistufen  ist,  die  freilich,  je  nach  Yer- 
schiedenheit  des  Yolkscharakters,  hier  längere,  dort  kfirzere  Zeit 
fortdauern**  (Boscher) ;  und  noch  mehr  hüten  sollte,  diese  gerade  den 
foi-tgeschrittensten  Yölkem  gemeinsame  Entwicklung  auf  Bechnung 
eines,  durch  Yerkennung  des  Wesens  des  Grund  und  Bodens  her- 
beigeführten rerhängnissvoUen  „Irrwahns**  zu  setzen  *).  Man  kann 
und  muss  einräumen,  dass  das  private  Eigenthum  am  Grund  und 
Boden  nur  eine  „historische  Kategorie",  also  nur  eine  ge- 
schichtlich bedingte,  aber  keine  aus  dem  Wesen  des  Staats  und  aus 
dem  Staatszweck  an  sich  abzuleitende  lieclitsinstitution  darstellt; 
aber  inan  darf  aus  dieser  geschichtlichen  Bedingtheit  der 
Institution  sich  nicht  zu  der  Schlussfolgerung  verleiten  lassen,  dass 
diese  Institution  fiberflüssig  oder  gar  schädlich  oder  dass  die  volks- 
wirthschaftliclie  Fiuiction  des  Gmnd  und  l^odens  im  Zustand  des 
Gemeinbesitzes  zu  allen  Zeiten  und  luiter  allen  Yerhältnibsen  am 
besten  gewährleistet  sei.  AVio  denn  gerade  in  der  Frage  der 
Bereelitiunim'  des  Privateigeuthunis  die  Neigung  zu  apodictischen. 
absoluten  Urtheilen,  „zum  Absolutismus  der  Lösungen*',  statt  der 
auch  liier  richtigen  „Kelativitat*'  der  Ansicliteu  so  sehr  geschadet 

^)  Wag:ner,  (inmdlegutig,  §  BÖI. 

')  Der  rebergang-  vom  OeschlechtsverbaDd  snr  individuellen  Freiheit,  vom 

(iesHinmtbesitz  zum  privaten  Eigentlium,  von  exteusiver  zu  intensiver  Wirthsrhaft 
ist  überall  der  uuerläübliche  ersUi  Schritt  auü  der  primitiven  %ar  voll  entwickelten 
Cultnr  —  Ba^  auch  R.  v.  Sybel;  die  Abwendnnisr  von  der  Markgenossenschaft  und 
dem  Collectiveigentlmni .  von  ciiuMu  I'iincip.  f!as  seiner  Zeit  ein  vor/.ü|Lrlic1ii'S  Mitti  l 
2ur  Eingewöhnung  in  wirtlischaftlichc  Zucht,  liauühälterische  Ordnung  und  auir 
Erstarkung  des  Volks  gewesen  war,  bedeutet  später  das  Abskeifen  einer  die  Cnltnr- 
entwicklttog  belastenden  Fessel. 
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hat;  da  es  sich,  wie  auch  sonst,  auch  hier  doch  nur  um  „relatire, 
nicht  um  nach  der  Natur  der  Dinge  und  Menschen  ausgeschlossene 
absolute  Yerhesserungen"  bestehender  Zustände  handeln  kann 
(A.  Wagner). 

4.  Dio  Fnm»',  inwieweit  die  Institution  (Ich  pri\aten  Eiirt'iithuins 
am  laiidwirtlisi  liartlicli  beuut/.tem  Uniiid  und  BoUl'u  iiiich  lieuto  in  dor 
TImt  V  0 1  k  8  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  1)  (» r  ♦  >  (  1 1 1  i  er  t  i st.  hat  i liro  ers c  1 1  ö )  1 1  < '  1 1  <  h« 
BoleuchtuiiLi  bereits  in  der  ..Oniudlegnng"  eiialiren ;  mnl  e^  ist 
lediglich  den  dort,  nach  umfasse ii(lst«>r  Würdiirunir  allor  „Für*  un<l 
„AVider*  sprechenden  Erwägungen.  ge/.i)<2.'nen  SchlusstVdui'nmg 
beizupflichten,  dass  das  bauerliclif  (Jriintlt'igenthum  s»  hon  vuni 
Standpunkt  der  Yertlu^iluiiLis-  und  siH  iali>olitischen  Interessen  un- 
bedingt aiicli  in  der  Gegenwart  erbaltungswerth  erscheine,  weil  es 
vOine  durch  keine  andere  Einriclitung  vollständig  zu  ersetzende 
ökonomische  Basis  bildet  für  einen  hochwichtic^en  Theil  der  Ke- 
völkeruug,  einen  unabhängigen,  selbstständigen  Bauemstand  und 
dessen  eigenthümliche  sociale  und  politische  Stellung  und  Fimc- 
tion"*);  und  dass  das  Gleiche  von  dem  ländlichen  Gross- 
grundbesitz jedenfalls  da  gilt,  ,.wo  er  seine,  ökonomisch  auf 
den  Bezug  der  Grundrente  basirte  sociale  Stellung  im  wahren 
Interesse  der  Gesammtheit  benutzt,  im  politischen  Ehrenamtsdienst 
der  Selbstregierang,  in  der  Ausbildung  und  Yertheidigung  der 
Yolksfreiheiten,  in  der  Pflege  der  höheren  Culturinteressen,  in 
karitativen  Leistungen,  auch  als  Leiter  und  Verbreiter  wirth- 
schaftlieher  und  technischer  Fortschritte;  wo  dieser  Stand,  mit 
anderen  Worten  die  guten  Seiten  einer  tüchtigen  Aristo- 
kratie zeigt  und  der  wahre  Führer  des  Volkes  ist,  seine  Stel- 
lung wie  ein  Amt,  seinen  vermeintlich  privatrechtlichen  Renten- 
bezug wie  eine  Öffentliche  Besoldung  betrachtet,  ein  Amt,  eine  Be- 
soldung, welche  in  erster  Beihe  sociale  Pflichten  auflegen,  erst  in 
zweiter  Reihe  private  Rechte  geben,  wo  das  schöne  Wort  der 
Schrift:  „„mit  dem  anvertrauten  Pfunde  wuchern"**  und  das  vor- 
nehme Adelswort  „„noblesse  oblige"  •  gilt     weil  eben,  wo  Alles 

Siehe  hierzu  A.  Wagner,  Uruiidleyuufi,  5;  348  und  seinen  Art.  „(Jnuid- 
besits%  S.  186;  ferner  v.  Hia^kowski,  Das  Erbrecht  und  die  Onindoijrtmthunia- 
vertheiiung  im  Deutschen  Koich,  Bd.  II,  S.  256  ff.:  und  (li.>  Wi.rtc  von  Si  Inuoller 
im  Jahrb.  f,  Gesetzgebung  etc.,  12.  Jahrg.,  S.  „tiu  social  gesundes  StatUs- 

wesMi  ist  immer  nur  dasjenige,  in  welchem  die  Majorität  der  Staatsbürger  aus 
Gruinl  t  i<j;  eiif  hi'nnern  besteht.  Ks  jnebt  nur  einen  absolut  sicheren  Scliutzwnll 
gegen  alle  Socialdemokratie  und  Kevoiutiou,  eiue  entspreciicnde  Zahl  der  kleiueu 
Leute  und  Arbeiter  ynftb«nnudehen  in  die  Klasse  der  Landeigeuthttmer**. 
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dies  zutrifft,  gerade  der  üroösgmudbositz  ..auch  heute  im  natio- 
nalen Interesse"  lieg't;  während  allerdmc^s  dann,  „wenn  dieser 
Stand  seine  sociale  Mission  verkennt,  nur  seinen  eigenen  Interessen 
lebt  und  alle  die  vorhin  c:eiiaiinten  Aut'i^aben  vornachlässici'*,  wenn 
er  gar  in  antinationalökonomisjcher  und  antisoeialer  Weise  seine 
Machtstellung  „zur  Erzielimg  speculativer  Gewinne",  namentlich 
in  der  Form  des  Auskaufs  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  miss- 
hrauchen,  also  dem  modernen  grossstädtischen  Gnmd-  und  Haus- 
eigenthum immer  ähnlicher  werden  sollte,  sicherlich  die  wichtigsten 
Rechtfertigungsgründe  für  seinen  Fortbestand  „aus  dem  Standpunkt 
des  Gesammtinteresses  entfallen";  wobei  freilich  das  Mittel,  die 
Pflichten  des  Gnmdeigenthums  gegen  Staat  und  Gesellschaft  dadurch 
zu  erzwingen,  dass  man  alle  Landwirthe  zu  Staatspächtem  machte, 
immer  noch  ein  verfehltes  bliebe,  die  Abhilfe  yiebnehr  nur  in 
einer  IJebeifÜhrung  solchen  Grossgrundeigenthums  in  social  besser 
wirkendes  bäuerliches  Eigenthum  in  Frage  kommen  könnte^). 

5.  Diese  Auffassung  hat  in  den  vorausgegangenen  Darlegungen 
eine  weitere  mittelbare  Begründung  erfahren,  insofern  wohl  zwingend 
nachgewiesen  wurde,  dass  keine  Form  der  Bewirthschaftung  —  sei 
es  nun  die  Zeitpacht,  die  Erbpacht  oder  der  Theilbau  —  nach- 
haltig vom  Standpunkt  des  Froductionsinteresses  dasselbe  wie 
die  Selbstverwaltung  zu  leisten  vermag;  und  dass,  wenn 
schon  heutzutage  der  bäueiüche  Grundbesitz  iSnderweise  gegen- 
über etwa  dem  grossen,  intelligenten  Pachtbetriebe  in  derProductions- 
techuik  noch  zurückstehen  sollte,  dies  doch  —  ganz  abgesehen  von 
der  Möglichkeit  weitgehender  Erfolge  auf  diesem  Gebiet  bei  ver- 
ständnissvollem Walten  der  Agrarp liege  —  ausschlaggeliend  nicht 
VAi  erachten  ist,  weil  eben  sämmtliche  andere  Bewirthschaftungs- 
formen,  mit  Ausnahme  höchstens  der  Erbpacht,  Jiach  der  socialen 
und  politischen  Seite  eine  Keihe  schwacher  Punkte  aufweis^•^, 
die  bei  unbeianufiier  Würdiuuni;  der  möglichen  JJesitzes-  und  l>e- 
wirtlischat'tuimstV.riueii  snl'ort  vviedei-  die  Waauscliale  zu  (iunsten 
des  privaten  Eii^enthiuns  und  der Eiüeiibt>wii1hsciiattunL;-  beeijillussen. 

6.  An  diesem  lieuitheilungsergebni.ss  kann  auch  die  Hetniclitnng 
nichts  ändern,  dass  im  letzten  Drittel  des  Jahrhunderts  die  euro- 
päisclie  Landwirthscliaft  von  einer  »unerkennbaren  Krisis  befallen 
ersciieiiit,  welche  in  einer  vielfach  behaupteten,  wenn  auch  nicht 
Überali  zahlenmässig  genau  festgestellten,  aller  Wahrscheinlichkeit 


')  V^l.  A.  Wagner,  Grandlegung,  §  349  C 
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nach  abor  unbestreitbar  Yorhandenen  starken  Verschuldung  zu 
Tage  tritt;  denn  dieses  Argument  würde  doch  nur  dann  Anspruch 
auf  Beachtung  haben  dürfen,  wenn  eben  in  den  Ländern  des  Ge- 
meinbesitzes Schäden  solcher  Art  nicht  hervorgetreten  wären  und 
wenn  weiterhin  in  diesen  l»'t/.t('ren  Staatsgebieten  das  nationale 
Productionsmittel  des  Grund  und  Bodens  seiner  Aufgabe  in  toU- 
kommenerem  M&asse  gerecht  wthrde  als  in  den  Staatswesen  des 
privaten  Grundbesitzes,  was  hingesehen  auf  Staatswesen  wie  Btuss- 
land,  Indien  etc.  schwerlich  wird  behauptet  werden  wollen.  Und 
—  ehe  man  eine  tausendjährige  Entwicklung,  die  aus  dem  ur- 
sprünglichen Gemeinbesitz  zum  privaten  Eigenthum  hingeleitet  hat, 
gewissermaassen  als  eine  „Absurdidfit**,  als  „einen  verhängnissvoUen 
Wahn'*  kennzeichnet,  in  dem  gerade  die  auf  der  höchsten  Stufe  der 
Cultur  angelangten  Nationen  befangen  gewesen  sein  sollten,  müsste 
doch  jedenfalls  mit  einer  gewissen  Wahrscheinlichkeit  bewiesen 
werden  können,  dass  gerade  die  jetzige  Eigeuthumsordnung  und 
sie  allein  die  Ursache  der  unbefriedigenden  Lage  der  boden- 
bestellenden Klassen  sei,  folglich  nur  von  einer  Beseitigung  jener 
Institution  und  nicht  etwa  auch  schon  durch  Reformen  im  Gebiet 
des  Agrarrechts  gesündere  ZustäiKlf  /.u  envarten  seien.  In  allen 
diesen  Bezicliuiigen  stehen  aber  höchsteus  Ht'liauptuiigt'ii  gegen 
Behauptungen  und  es  darf  daher  nicht  Wunder  nehmen,  dass  bis 
jetzt  kein  ernsLhafter  Stautspulitiker  mit  dem  Kxperinieute  einer 
gTundsätzliehen  T'mgestaltung  der  ( inin<ilM'sit/vertassung  der  euro- 
juiischen  CultursUateu  .sich  zu  iirtVeundeu  vermochte.  Aueh  sind 
die  Zustände  des  landwinli^rhattliihcn  (tpwerbes  mu\  <lie  nkono- 
mischen  Verhältni^^se  der  ländlichen  l^'vülkerung  keiiu'swegs  s(dche, 
dass  daran  verzweitelt  werden  nnisste,  durcli  eine  jdanmässige 
lielorm  des  Agrarrechts  die  Bedingungen  ties  nachhaltigen  Ge- 
deihens wieder  zu  gewinnen,  dessen  sich  «lie^elhe  in  diesem  Jahr- 
lumdert  tn»tz  der  Institution  des  privaten  Kigentluuns  lange  erfreut 
hat,  tVeilich  mit  jenen  zeitweisen  Kückschlägen,  die  eben  im  land- 
wirth schaftlichen  Gewerbe,  wegen  des  durch  die  unbeeinflussbaren 
Elemente  der  Wittennig  kaum  je  verraeidlichen  Wechsels  guter, 
mittlerer  und  schlechter  Ernten,  unter  dem  Schutz  keiner,  irgendwie 
gearteten  Agrarverfassung  gänzlich  werden  hintangehalten  werden 
können. 

7.  Mit  diesem  Ergebniss  erscheint  aber  auch  gerade  jene 
neuerliche  Bewegung  gerichtet,  welche  nicht  sowohl  aus 
Gränden,  die  in  der  unbefriedigenden  ökonomischen  Lage  des  land- 
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wirtlischaftlichen  Gewerbes  selher  wiir7Pln .  sondprn  aus  allGremei- 
iieren  Enviigiinixoii  dio  heutige  Grundbesitzordiiuiig  zu  l)ekäiupfen 
unternimmt  (Bewegung  der  Bodenreform  er  in  Deutschland: 
Voreine  für  L and-Nationalisation  in  Amerika  und  England), 
insofern  nämlich  von  einer  Ueberführung  des  Bodens  in  den  Besitz 
der  Gemeinde  oder  besser  des  Staats  (von  der  Verw'irklichui^ 
der  Forderung  der  „önindzinsgemeinschaft  ')  d.  h.  von  der  Brechung 
des  Monopols,  welehes  der  private  Besitz  am  G^nuid  und  Boden 
den  jeweiligen  Eignem  gewährt,  eine  Beseitigung  der  Gegensätze 
von  Beich  und  Arm,  eine  Hinwegräumung  der  Hauptursache  der 
zeitweise  auftretenden  Erwerbskrisen,  die  Sicherung  des  vollen 
Arbeitsertrags  für  Alle,  mit  einem  Worte  „die  Elendsabhilfe 
und  die  endliehe  Yerwirkliehung  des  socialen  Friedens  und  des 
„Allwohls^*  erhofft  wird.  Kann  nun  auch  im  Hinblick  auf  die 
kritische  Beleuchtung  der  hier  einschlagenden  Fragen  in  der  „Grund- 
legung** auf  eine  nähere  Würdigung  dieser,  abseits  der  socialis- 
tischen  Agitation  sich  bewegenden  und  wie  man  einräumen  muss, 
vielfach  von  philantropischen  Erwägungen  erfällten  Stri^mung  an 
sich  verzichtet  werden  und  kann  es  überhaupt  nicht  wohl  Aufgabe 
einer  emsthaften  Darstellung  der  Agrarpolitik  sein,  für  ihre  Beform- 
Yorschläge  die  mögliche  Entwicklung  in  einer  nebelhaften  Zukunft 
zur  Grundlage  zu  nehmen,  so  erscheint  es  doch  auch  nicht  oün/.Uch 
überflüssig,  wenigstens  mit  einigen  Worten  die  crundsätzlic  ho  St^dhmg 
der  Agrarpolitik  der  Gegenwart  zu  den  Bestrebungen  der  „Land- 
reformer'* zu  kennzeichnen. 


§  41.  Die  Landreformb ewegiuig. 

Die  kritischen  Bemerkimgen,  zu  denen  diese  Bewegung  Anlass 
giebt,  sind  wesentlich  die  folgenden: 

1.  Die  Landreformbewegung  erstrebt,  mit  der  I  oberfühnini? 
do3  Grund  und  Bodens  in  Staatsbesitz  die  Macht  des  Grosskapitals 
zu  huH-hon.  voll  der  Ansicht  ausgehend,  dass  das  private  Grund- 
eigenthuni  die  eigentliclie  Unterlage  jener  Kapitalmacht  bildet  und 
dass  dpsshalb  mit  der  Beseitigung  der  Möglichkeit  des  ferneren 
Gnuidrentenbezugs  (auch  in  Form  von  Hypothekenzinsen)  der 
Knpitalrentenmarkt  selber  seiner  Vernichtung  entgegengefahrt 
werde;  sie  erbückt  in  dem  Zinsrecht,  in  dem  „Tribut",  den  die 
Kapitalisten  der  producirenden  Arbeit  auferlegen,  die  Quelle  der 
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socialoii  XofI)   f^clion   dcssliulb,  weil  in  dor  stetigen  Anhäufung 
ungelicucrcr.  niclit  zum  Verkehr  golaiigciidt-r  Kajdtalzinsbezäge  die 
Ursache  der  heutigen  chroniselicii  Ahnatzötuckimgen  liege,  weil  dess- 
halb  mit  der  Beseitigung  des  Zinsrechts,  dessen  ,,NährmuUer*'  die 
Gninilrente  sei,  jene  Stockungen  verschwinden  müssen,  dann  aber 
alle  Bedingungen  für  eine  ungeahnte  Entfesselung  der  Production, 
mit  der  ein  allgemeines  Steigen  der  Arbeitslöhne  Hand  in  Hand 
gehe,  von  selber  gegeben  seien.  Diese  (neuerdings  namentUcli 
von  Stamm  und  Flflrscheim  vertretene )  Theorie  der  Absatz- 
stockungen ist  indess,  wie  anspruchsvoll  sie  auch  von  ihren  Ver- 
fechtern vorgetragen  wird,  keineswegs  unanfechtbar;  du  iigend 
schlüssiger  Beweis  dafOr,  dass  mit  der  Verstaatlichung  der  Grund- 
rente die  Möglichkeit,  für  ausgeliehene  Kapitalien  eine  Zinsver- 
gütung zu  erhalten,  unvereinbar  sei  oder  dass  —  das  Aufhören 
jedes  eigentlichen  Zinsbezugs  vorausgesetzt  —  nicht  gleichwohl 
einseitige  Einkommenshftufungen  sich  einstellen  werden,  kann 
ebenso  wenig  wie  der  andere  erbracht  werden,  dass  auch  unter  der 
neuen  Ordnung  Immgen  der  Production  durch  Unterschätzungen 
des  augenblicklichen  Consums  völlig  ausgeschlossen  seien;  die 
ausschliessliche  Basirung  der  Kapitalinaclit   auf  die  Möglichkeit 
des  Onindrentenbezugs  ist  eine,  wolil  iin   Fjir/cltall  zutreflTende 
(Grundaristokratie  in  England),  in  ihrer  allgemeinen  ^'assung  aber 
durchaus  willkürliche  Annahme;  auch  rechnet  das  Idealbild  einer 
mit  zinslos  überlassenen   Kapitalien   arbeitenden  Production  in 
keiner  Weise  mit  dem  natürlieheii  und  gesunden  Ec'oisuuis  des 
Mensehen,  und  es  unterschätzt  jedenfalls  die  Fonlerung  einer  all- 
mälilichenBeseitignim-  des  ..Zinstribiitrechts'Mlie  weiih-  und  kapital- 
bildende  Kraft,  von  <ler  die  Anwartschaft  auf  die  Nutzung  ange- 
sammelter Vermögenswerthe   im  Weg  des  Zinsbezugs  noch  alle 
Zeit  sich  begleitet  erwiesen  hat*).  Unter  allen  Umständen  könnte 
der  erwartete  Erfolg  solcher  Boden-  und  Kapitalzinsreform  doch 
nur  dann  erwartet  werden,  wenn  die  Ueberfühnuig  des  Grund  und 
Bodens  in  den  Besitz  der  Gemeinschaft  gleichzeitig  in  allen  Staaten 
erfolgte,  weil  andernfalls  das  leicht  bewegliche  Kapital  aus  den 
Staaten  der  ,',Bodenreform'^  nach  anderen  Staatswesen  abfliessen 
müsste,  erstero  also  des  befruchtenden  Factors  jeder  erzeugenden 
Thfttigkeit  mit  einem  Male  sich  beraubt  sähen.   Keinesfalls  kann 


^  A.  Wagner,  Gnmdlegang,  §  287  ft  üeber  die  Kri«en>  tad  ^BMitb«orfe 
ElüMdieliii'B  Yg\.  aach  Die  hl»  «.  a.  O.,  S.  618  ff. 
Bveben  barger,  A.,  Agrarpolitik.  I,  16 
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eine  in  ihren  Grimdlageii  so  unsiclu  ro.  in  den  Erfolgen  so  zweifel- 
hafte Bewegung  Anspruch  auf  Beachtung  dann  haben,  wenn  das 
Mittel  zum  Zweck  sich  als  ein  verfehltes  darstellt;  denn  die  Be- 
seitigung der  jetzigen  Landeigenthünier,  d.  h.  die  Umwandlung 
derselben  aus  tost  ansässigen,  mit  der  Scholle  verwachsenen, 
mit  starkem  Heimatsgefühl  ausgestatteten  Bevölkenmgsbestaud- 
theilen  in  eine  fluetuirende  Masse  von  Zeitpächtem,  deren  Erwerbs- 
existenz von  der  jedesmaligen  Neuausbietung  der  PachÜSndereien 
bedroht  erscheint,  wflrde  gegenüber  der  jetzigen  Ordnung  einen 
unzweifelhaften  Bückschiitt  bedeuten;  tmd  ein  werthvoUer  Bestand- 
theil  der  Yolksgemeinschaft  wäre  zum  Opfer  gebracht  zu  Qunsten 
eines  staatssociaUstiBchen  Experiments,  dessen  Erwartungen  ebenso 
gut  sich  als  utopisch  wie  begründet  erweisen  können.  Kein  Satz 
aber  ist  wahrer  und  in  den  grossen  Fragen  der  Staatspolitik  mehr 
zu  beachten,  als  der,  dass  man  sich  hüten  muss,  niederzureissen, 
bevor  die  Möglichkeit  des  Aufbaues  in  besserer,  vollkommenerer 
Gestalt  in  einer  allen  Zweifel  ausscUiessenden  Weise  sicher- 
gestellt ist. 

2.  Die  Landi'elormbüwegiLug  crschdiit  verstüii  dlic  h  in  Staats- 
wesen, in  denen  im  Lauf  der  geschichtlichen  Ent^v  icklung  der  Grund 
und  Boden  in  den  Händen  einer  bevorzugten  Klasse  thatsächlich 
monopolisirt  worden  ist  und  das  Besitzmouopol  durch  das  gel- 
tende Hecht  —  Fideicoiiiiiiissü,  Entails  —  rechtlich  garantirt  wird; 
wo  also  grosse  Tlieile  »l^r  productiven  Stände  von  dem  Mitbesitz 
und  Mitüeiiuss  des  Bodens  factisch  und  rochtlicli  ausuo6rlil*>.>seu 
sind  oder  doch  nur  geuen  Anhiidung  monopolistischer  Preise 
(drückende  Pachtzinse)  dieses  Genusses  theilhat't  werden  können: 
wo  der  Vortheil  der  steigenden  Kente  aus  der  Landnutzung  der 
verhältnissmässig  kleinen  Anzahl  der  Bodeneigner  als  arbeitsloses 
Einkommen  in  den  Schooss  fällt  und  hierdurch  die  Entwicklung  zu 
einseitiger  Einkomraensvertheilung,  die  wiederum  die  Quelle  socialer 
Uebermacht  und  ökonomischer  Ausbeutung  werden  kann,  befördert 
wird.  Hieraus  erklärt  sich  der  Erfolg  der  Landreformbewegiing 
theils  in  alten  Culturl ändern,  wie  in  Grossbritannion,  wo  der  Grund 
und  Boden  im  Besitz  einiger  tausend  Familien  ist,  sowie  in 
einzelnen  Staatsgebieten  der  Neuen  Welt^  wo  eine  verfehlte  und 
kurzsichtige  Landpolitik  und  der  Mangel  eines  den  mittleren  Besitz 
hinreichend  schützenden  Agrarrechts  in  Verbindung  mit  der  zeiir 
weisen  Verdorbenheit  der  Öffentlichen  Organe  die  Ursache  war, 
dass  der  Auskauf  des  Landes  durch  geldkapitalistische  Kreise  in 
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der  zweiten  Hälfte  des  Jahrhunderts  beängstigende  Fortscbiitte 
gemacht  hat.  In  dieser  Staatengruppe,  wo  das  Zeitpachtwesen 
jetzt  schon  die  ausschliessliche  Form  der  Bewirthschaftung  ist 
(Grossbritannien,  Irland),  theils  die  Eigenthumsbewirthschaftung 
durch  mittlere  und  kleinere  Landbesitzer  in  Folge  des  fortschreiten- 
den Aufsaugung^processes  zu  verdrängen  droht  (Amerika)^),  würde 
zudem  die  Forderung,  der  Ungesundheit  der  bestehenden  Einkommens- 
Tertheiluiig  durch  Einziehung  der  Grundrente  für  die  Zwecke  der 
Gemeinschaft  zu  begegnen,  fOr  die  ökonomische  imd  rechtliehe 
Lage  der  bodenbebauenden  Klassen  (Pächter)  eine  Aenderiuig  nicht 
oder  nur  insofern  bedeuten,  als  die  Bedingungen  der  pachtweisen 
liaiidüborlassung  künftigliin  nidit  nach  dem  Holieben  der  grossen 
priviiteii  liodenmonopolisten,  sondern  nach  Maassgabe  öffentlicli- 
rechtlicher  Nonnen  durch  die  Oenieinschalt  (<len  Staat)  festgesetzt 
wtiiden;  wie  zumal  in  erst  neu  zu  besiedelnden  (iebieten  (Australien) 
eine  Landpolilik  volle  Beachtung  verdient,  welche  vorerst  das  Land 
dem  Staate  vorbeliält,  um  die  alhiiühliche  Oolonisirung  nach  Rück- 
sichten des  uft'eutliclien  Interesses  leiten  und  eine  siieeuJativo 
rirnndbesitzhaufung  durch  lunzebie  zum  Kachtheü  dieser  Entwick- 
lung hintanhalten  zu  können^). 

3.  Völlig  unverständlich  ist  dagegen  die  Landreformbe- 
wegung in  Staatswesen,  wo  im  Gefolge  einer  glücklicheren  Entwick- 
lung, herbeigeführt  durch  zeitige  Maassnahmen  des  Bauemschutzes 
seitens  der  Landesherrschafben,  durch  eine  gesunde  Ordnung  des 
Agrarrechts,  insbesondere  durch  Einräumung  maassYoller  Freiheit  im 
Bodenverkehr,  die  Grundeigenthumsvertbeilung  eine  denkbar  mannieh- 
faltige  ist,  neben  grösseren  Landeigenthflmem  in  mannicbfaltigster 


')  Nach  Flfirscheim  soUen  in  den  Yereinigten  Staaten  von  3  und  3  SGllionen 
landw.  Betrieben  bereits  V4  Millionen  rachtbetriebe  sein. 

*)  In  nn'brcrfTi  unstralisc  lim  Colunien  sind  Flürsclu-i  ui^  Maass- 

nahmen in  Vorbereitung,  durch  die  eiue  weitere  Ueberbissung  von  noch  nicht 
occnpirtem  Land  ins  Eiprenthtun  der  Coloaisten  hintaogehalten  werden  solL  Für 
die  Trovinz  Adelaide  sull  bereits  ein  Gesetz  erlassen  sein,  \vf>n:i(ni  aller  locale 
Aufwand  uur  auf  deu  Gruud  und  Bodeu  umgelegt  werden  darf  (siugle  tax) 
(mit  Ausnahme  des  durch  Meliorationen  herbeigeführten  Qrondwerths),  womit 
bezweckt  wiid.  diu  seither  von  Bodenspeculanteu  festj^ehaltenen  unbi  bauten  l^ati- 
fundicnbesitz  rascher  iu  deu  Verkehr,  d.  b.  in  die  iiäude  deijeuigeu  zu  bringon, 
die  ilui  alsbald  zu  bebauen  wfinschen.  —  Tgl.  auch  den  Aufsatz  Ton  Rnhland 
(Tüb.  Ztschr.,  48.  Jahrg.,  S.  281  ff.:  „Die  australisch -nordamerikanische  Landge- 
setzgebiuig",  wo  die  an  st  rali  >  eh  c  Landpolitik  zusammenfassend  dahin  ( liarakteri- 
sirt  wird,  dass  sie  „mit  einer  reelit  Ireifrebigon  Verschenkung'  von  Luiidneieu 
begann,  und  mit  der  Einstellimir  jeder  weitereu  Veräussening-  und  langfristiger 
Verpachtung  bei  periodischer  \Vi(  tl( k  iii>eli,itssong  des  PachtschiUings  durch  Local- 
behürdeu  vorläufig  abschliessen  durtte." 

16* 
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Abstufung  mittlere,  kleine  und  kleinste  Landstellen  vorhanden 
sind  inni  flahor  die  berechtigte  Forderung,  dass  an  den  Segnungen 
des  Grundbesitzes  ein  möglichst  weitgezogener  Kreis  der  Volks- 
angehörigon  Thoil  nehme,  seine  factische  und  rechtliche  Verwirk- 
lichung gefunden  hat;  wo  daher  von  einer  socialen  Uebennacht 
und  Knechtung,  einer  durch  den  Bodenmonopolbesitz  herb  ei  geführten 
Elassenheirschatt,  einer  Ausbeutung  der  grossen  Masse  dureli  eine 
kleine  Anzahl  BeTorrechteter  nirgends  die  Bede  ist  —  Yerhältnisse, 
wie  sie  in  einem  grossen  Theile  TOn  Mitteleuropa^  zumal  in  den 
flherwiegenden  Gebieten  von  Deutschland,  Frankreich,  der  Schweiz, 
in  den  meisten  £ronl&ndem  Oesterreichs  die  herrschenden  sind,  in 
welchen  Staatswesen  die  bürgerliche  Freiheit^  die  Selbstverwaltung, 
insbesondere  eine  autonome  Gemeindeverwaltung  recht  eigenüieh 
in  dem  bäuerlichen  Besitz  wurzelt  i). 

4.  Ein  die  LandreformbeweLrunp:  stark  hoeinflussender  Factor  ist 
auch  die  vorgebliche  s  i t tl i  c  Ii  e  A  n  s  t  ö  s  s  i  g: k  e  i  t  des  G  r  u  ii  il  r e n  - 
tenbezugs  als  eines,  nicht  dem  individuollen  Verdienst,  sonderu 
dem  gesellschaftlichen  Fortschritt  und  der  gesellschaftlichen  Mitarbeit 
zuzuschreibender  Einkommenstheils  und  sodann  die  Annahme  be- 
ständigen Stüigens  dieses  auf  dem  a'esellschaftlichen  Fortschritt 
beruhenden  Kentenhezugs,  dessen  Aneianung  durch  die  Gemein- 
schaft ungezählte  Mittel  für  Allgemeinzwecke  flüssig  machen,  ja 
mit  der  Zeit  die  Einhebung  andorweiter  Zwangsheiträge  zur  Be- 
streitung der  öJt'onüicheu  und  Gemeinscbaftsbedürfnisse  entbehrlich 

*)  Aehnlich  Roscher,  a.  a.  0.,  §  53.  Uud  Eisenhart  (a.  a.  0.,  S.  253  u.  257  ff.) 
sagt:  „Will  man,  um  für  die  Vcr^virklichung  der  sensualis tischen  Rechtsidee  des 
alleinijreu  Arbeit«-  oder  Verdiensteinkommcus  tabula  rasa  zu  erhalten,  das  Institut 
des  l'rivateio^entlmms  aufgehoben  liubcti,  so  tritt  zwr  FnffTbindun^  der  freien  Sitt- 
lichkeit uuch  die  Veruichtuug  ihns  uiu'iitbebrlicUt'n  Urgaus  hinzu  uud  diese  w-ird 
damit  überliaitpt  unmjSglieh  gemacht.    Dt  im  das  igt  doch  die  Bedeutung  des  .S«mder- 

eig»>nthnms  duss  der  indi^^duell  geschaffene  Mensch  an  ilnii  ein  individiiellfs 

uud  somit  uuabhäugiges  Werkieeug  für  tlie  Verwirklichmig  seiner  Zwecke  hat  So 
wird  seine  (s^e  gell  schaftliche  Anerkennun^ti  d.  h.  das  Etgenthttmsrecht 
zu  einer  (Jm-nntic  dir  frcifii  S  i  1 1 1  i  rh  k  ri  t ,  zu  einer  (,'onstitution  (ItM-  indi- 
vidudleu  Freiheit  gegeuüber  dem  Absolutismus  eiuer  selbst  liberal  verfassteu  Staat»» 
gewalt  ....  Damm  bleibt  ....  selbst  der  absolate  Staat  des  18.  JsJirhiiiiderts 
noch  ein  Freistaat  gegenüber  diesen  communistischen  Planungen  einer  öffentUehea 
Gewalt,  die  über  die  Totalität  der  Kapitalgütcr  verfügend  dem  Einzelnen  mit  seiner 
gcsammten  Existcn?:  von  sich  abhängig  macht,  d.  h,  von  dem  discretionüren  Beliudea 
einer  lierrsclien  l  n  jlnjiuitat  '  Ganz  älinlich  Schmoller  in  den  Verhandlagai 
des  V'er.  f.  Sociulj».,  iJd.  XXXIII,  8.  97:  „Alle  gewöhnliche  Freiheit,  unsere 
l^auze  Selbstverwaltung  wären  mit  eiuem  Schlag  durch  die  Verstaatlichujig 
vernichtet;  mit  solchen  Ex])erimenteD  luuin  ein  veniünftiger,  ernstvoller  Politiker 
nicht  rrrlnioii."'  Vgl.  audi  den  von  Tii^'-or  (a.  a.  O.,  S.  253)  citirton  Ausspruch 
des  amerikauiHcheu  Seuaturs  U.  Ben  ton  Uber  den  Zusammenhang  von  politiscbttr 
Freiheit  und  privatem  Gmndeigenthnm. 
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machen  werde,  wfihrf^nd  dieser  Gnindientenzuwachs  (uneamed 
increment  nach  St.  Mill)  docli  ein  völlig  „unverdientes"  Einkommen 
sei.  Nun  ist  freilich  das  Vorhandensein  von  Ditt'erentialrenten, 
welche  mit  durch  den  Allgemeinfortschritt  der  Oultur  bedingt 
werden,  einzurftumen,  es  wird  indessen  in  den  erwähnten  beiderlei 
Beziehungen  eine  aus  dem  städtischen  Grundbesitz  (Baustellen- 
monopol) hergeleitete  besonders  missUche  Erfahrung  in  unberech- 
tigt schablonenhafter  Weise  auf  den  landwirthschaftlich  benutzten 
Grund  imd  Boden  llbertragen  und  zugleich  eine  regelmässige 
Grundrentensteigerung  des  letzteren  vorausgesetzt,  gegen  welche 
ebensowohl  die  geschichtliche  Erfahrung  wie  die  technisch-ökono- 
mischen Bedingungen  desLandwirthschaftsbetriebs  sprechen.  Richtig 
ist  vielmehr  nur  Folgeudes: 

a)  Nur  heim  städtischen  OruiKl  iiiid  ßodi»ii  ist  wegen  der 
zeitlichen  und  räuinliphen  Beschränktheit  des  für  Bebauiiugszwecko 
sich  eignenden  BaimruiKh  s  d<'r  Kentenzuwachs  (in  iMtrni  der  Kin- 
hcbuii^'  von  WohiiiiiiLiS-  iiiid  < Irschiittsmiethen)  iiäufig  ein  \<'>lliiT 
\iiiverdi{^nter,  d.  h.  dun-h  alluciin'in  LiCHellschaftlielie  inid  wirtli- 
schaüliche  T'rsacdnMi  bcdinL'-tfr  (Zuiialniic  dt?r  städtischen  Be- 
v^ilkoriiim-,  >]röff"uung  von  liaiiquarticrrn  durch  Aulnge  neuer 
Strassen):  keineswegs  aber  beim  laudwirthschaltliehen  Grund  und 
Boden.  Während  dort  olme  jegliche  Arbeit  des  Baustellenbesitzers 
der  Werth  der  Baugründe  unter  Umständen  schrankenloser  Steige- 
rung fähig  ist,  bildet  hier  die  ökonomische  Hineinverwendung  von 
Arbeit  und  Kapital  in  Grund  und  Boden  die  Voraussetznii!;^  des 
Gesammteinkommensbezugs,  also  auch  desjenigen  Theils  derselben 
(Gnindrente  im  eigentlichen  Sinne),  der  auf  die  Mitwirkung  der 
Bodensubstanz  als  solcher  entfällt.  Die  von  dem  selbstwirth- 
schaftenden  Eigenthfimer  erlangte  Grundrente  föllt  ihm  daher 
keinesw^  mflhelos  in  den  Schooss,  sondern  sie  ist  technisch- 
Ökonomisch  erarbeitet,  also  individuelles  Verdienst  (Prämien- 
function  der  Beute  nach  Schäffle),  so  gut,  wie  jener  Theil  seines 
Einkonmiens,  der  der  thatsächlichen  geleisteten  (manuellen  und 
geistigen)  Arbeit  und  dem  Umfang  der  Kapitalverwendung  (in  Form 
von  Gebäuden,  Meliorationen, Dünger,  Saatgut  etc.)  entspricht').  Die 
Aneignung  der  Grundrente  als  „einen  Baub  an  der  Gemeinschaft** 


Ygl.  Schäff le,  Das  goBeUscIiaftl.  Ayseem  et«.,  IT.  Bd.,  §  225  und  § 339, 8. 689: 

„Jede  Auf hebnn<r  der  Ttente,  wobei  die  im  Lnridlmu  laiiui^ain  wirktMiilf  I'iiii(''tion  volks- 
wirÜiBcbat'tlicher  Präuuiruug  geiicbwäcbt  \vüi-de,  eräcbciut  äuwubi  ^L'mcüuicbädlich 
als  imgereclit:  gwneiiisoliid^eh,  weil  die  wfrthachaftliche  Vtrwmitang  des  Bodens 
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zu  bozoicliiH'ii ,  ist  daher  jedenfalls  im  Bereich  dor  Sclbstvonval- 
tung  der  Landgfitor  durch  den  Eigonthünior  mindestens  eine 
Ungereimtheit  und  kann  höchstens  in  einem  Vorstellungskreis  Raum 
finden,  in  dem  die  jetzige  Grundeigonthumsordnung  in  ihrer  Ge- 
sniiiMitlieit  überhaupt  als  ein  Kri^ehniss  wideirechtlicher  Gewalt- 
that  betrachtet  wird,  wobei  wiederum  aus  einzelnen,  für  den 
grösseren  Theü  Europas  jedenfalls  Jalirhunderte  zurüekreiehenden 
Vorkommnissen  ein  unberechtigter  Schluss  auf  das  Granze  gezogen 
wird^);  während  allerdings  in  den  neu  besiedelten  Ländereien  der 
Union,  Australiens  etc.  die  Kechtstltel  des  Eigenthums  am  Grund 
und  Boden  nach  den  Schilderungen  Henry  George*s  und  anderer 
amerikanischer  Schriftsteller  nicht  durchweg  legal  erworben  sein 
mögen.  Aber  selbst  wo  die  Grundrente  als  arbeitslos  bezogenes 
Entgelt  für  die  Ueberlassung  der  Bodennutzung  (Pachtzins)  äusser- 
lich  sich  darstellt,  kann  sie  im  concreten  Einzelfall  sehr  wohl 
doch  vollberechtigtes  Einkommen  sein,  insofern  sie  als  Ergebniss 


gestört,  nngereclit,  wefl  der  wirtiischaflilicheii  Ermittlting  der  nnvennehrbaTen  fixen 

Kapitale  scllisl.  jene  TJcute  entzogen  würde,  ^vl'l^■lle  dur  virtuosi  n  Arbeit  und  der 
geschickten  Bewirfchscliaftimg  flüssiger  Kapitale  ziilällt''. —  Sätze,  die  Schaff le  aller- 
dings im  „Bari  nndLeben*^  (3.  Bd.,  S.  389  ff.)  nachtrii^lich  etwas  eingeschränkt  hat, 
ohne  aber  desshalb  die  graudsätsliehe  Berechtigung  der  Landreformbewegung  aiunt- 
erkennen,  wie  seine  späteren  (Eingangs  citirten)  Schriften  /eigen.  -  -  Die  „Prämien- 
functiou"  der  Rente  hat  übrigeus  schon  Schütz  Tiib.  Ztschr.,  1855,  S.  171  fF.) 
betont  nnd  »ehr  gut  die  (von  Mill,  Arndt,  WokolT)  eniiterten  Projecte  einer  „Weg- 
steuerung der  Grundrente"  insbcs.  nüt  dem  llimvpis  znriickpfcwipspn,  dass 
„eine  Ausscheidung  derjeuigen  Renteoautheile,  die  eüie  Frucht  nrsprüngliclier  Ver- 
schiedenheiten, und  jener,  die  eine  !Fmciht  deir  Arbeit  und  Kapitalanwendisng-  sind, 
ganz  unmöglich  ist";  und  dass  auch  die  Wegsteuerung  d^s  künftigen  T'ontenzt:- 
wachses  ungerechtfertigt  wäre,  ,weil  derselbe  mehr  oder  weniger  seine  Q,uelle  in 
TerbeBserungsbemühungen  der  Ginmdeigenthüniear  hat  nnd  zugl^ch  enie  Prämie  für 
das  Risiko  darstellt,  das  der  Gnmdeiigenthümer  übenmumt".  Afthnlich  neuerdings 
Diehl,  :i.  a.  O.,  S. 

Grundlegung,  §  313.  —  Die  Flürscheim 'scheu  Arguiueutationsw eisen 
kann  man  nicht  besser  kennzeichnen,  als  durch  seine  Charnkterisining  alter 

(Trundbcsitzcr  al.s  „Besitzer  von  dem  Er  d b  o  d  (ni  r aub  (mi  t  s  t  a  iinii e  ud en 
Tributrechten"  oder  als  durch  Wiedergabe  einer  auf  obigen  Punkt  bezüglicheo 
Stelle  auf  S.  174  des  Werkes:  „Der  einzige  Rettnngsweg",  wo  es  heissh  „Ein  Kind  (!) 
kann  bogreifen,  dass  es  eine  schreiende  Ungerechtigkeit  ist,  wenn  Jemand,  dessen 
Besitzesvorgänger  ein  Stück  Land  widerrechtlich  persönlicli  für  sich  mit  Beschlag 
belegten,  das  der  Allgemeinheit  gehörte  —  und  aller  Landbesitz  der  ganzen  Weh 
lu  rulit  auf  solchem  Kechtsboden  dass  dieser  Naelitulger  (!)  eines  Käufers,  l)iel>es 
oder  l'nterschlagers  (!)  von  den  Nachfolgeni  der  bestohlencn  (!)  rechtmässigen 
Mitbesitzer  einen  Benützungstribut  für  das  gestolilene  (!)  (Gemeingut  verlangt  und 
erlangt"  --  gevdss  das  Stärkste,  was  geleistet  werden  kann,  wenn  man  »ich  ver- 
ge;rcnwärtigt,  nntpr  welclien  T'raständen  Millionen  denfsrher,  sehweizerischer.  üster- 
reiclüscher  etc.  Bauern  und  grösserer  Besitzer  thatsächUch  und  rechtlich  in  den  Besiu 
ihrer  Anwesen  gelangt  sind.  Auf  Shnlichen,  in  itinenden  Wortschwall  gekleideten 
generalisirenden  Ungereimtheiten  beruht  aber  ein  ;rnisser  Tbeil  der  Beweisfülirnngen 
der  deutschen  nnd  ausserdeutschen  Laudrefonuligii,  freilich  auch  vieler  literärischer 
Vorgänger  derselben. 
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vorausjyoganirenor  Arbeits-  und  Kapitalverwoiulungpu  prscheint,  wie 
überall  da,  wo  das  Land  durch  Bodung  des  Eigenthumers,  durch 
Yomabme  Ton  Ent-  und  Hewässeningen  etc.  erst  culturffthig,  d.  b. 
rentenpr'f'iiLifond  fi^emacht  wurde,  so  dassman  von  einer  .,Prämien-. 
function^*  der  Rente  aucli  hier  sprechen  darf;  und  in  allen  Fällen 
dann,  wenn  der  Grrund  und  Boden  durch  Kauf,  Erbabfindung,  d.  h. 
durch  Mittel,  welche  durch  frühere  productive  Leistungen  erarbeitet 
wurden,  erstanden,  die  Grundrente  also  lediglich  das  Ökonomisch 
berechtigte  Aequivalent  Torausgegangener  Arbeitsleistungen  d.  h. 
Grandkapitalzins  ist;  wogegen  allerdings  beim  Baustellenbesitz 
Yon  einer  „Prämienfunction*^  der  Grundrente  regelmässig  nicht  die 
Rede  sein  kann^). 

h)  Die  durch  StfiLit  rimu  dt  i  Pacht-  und  Kaufpreise  des  land- 
wirthschaftUclu'ii  (iniiid  und  Hodens  in  die  Ersclifiminir  tretende 
Eentensteisferung  ist  Iceinesweirs  nur  oder  vorwiegend  ein  Product 
des  ^('sells(•haft1i^hen  Zusammenlebens  und  culturellen  Alljjemein- 
fortschrittä  (hervorgerufen  durch  die  Seltenheit  des  Producüons- 

„In  allfMi  Fällen,  HH<rt  Wagner,  wird  zn  hpdenken  sein,  djiss  der  l<f>den 
stets  erst  durrli  das  Medium  menschlicher  Arbeit  seine  Dienste  Ui.stt«t  luid 
dass  daher,  um  ein  MRTiimim  in  Quantum  und  Q,uale  dieser  Dit  nstr  /.u  erreichen, 
die  Bodenrechtsorduung  nothwendig  dem  menschlichen  Tr  i  «•  ii  I  c  Ii  c  ii  und  den 
für  die  Ausübung  meuschlicher  Arbeit  wirksamen  Motiven  angepannt  sein  muss". — 
Tgl.  Idereaavch  die  Rehr  (^1^^^  Eisenhartes  g«geu  Rodbertns  nnd  dessen 
Bodenverstnntlirhiui^^stl!' I  'ii  a.  O.,  S.  254  ff".).  ,.Bei  seiner  Kssfiqtininfr  <^<  -^ 
UnteraelunergcwinuH  gleitet  Kudbertuü  Uber  die  uffenbore  Thatsache  glatt  hinweg, 
dass  der  üntemefamer  bei  aller  ünserstörbarkeit  der  technisch -irirthschafttteliett 
Ideen  selber,  durch  ihre  Verwendung  zur  Orfranisining,  Leitung  und  Aufn  rli(i»rhaltung 
seines  Gescbät'ts  und  sein  schweres  liisiku  leicht  noch  in  einem  ungleich 
stärkeren  Maasse  mit  seinem  Arbeitsvermögen  vemut/.t  wird  als  der 
ausführende  Hau darbeiler,  den  die  .sorgenvollen  Nächte""  desselben  freilich 
nicht  bedrücken...  l>ip  gnnze  aTi«ipni(  lisvoUe  Deduction  von  Tl.  bftnlit  .nif  niu  r  Ver- 
wechslung dessen,  was  in  di  r  Tliai  den  Knstencharakter  des  N'atuiaulwiuulea  be^^riiadct, 
nämlich  seine  BSnbezogenheit  in  den  Hegritf  eines  Wirthschaftswesens,  mit  dem- 
jenigeu,  was  unter  den  obwaltenden  Kechtsumständen  den  Ki  uz  einen  in  den  Stand 
set;&t,  denselben  für  sich  in  Anspruch  2U  ueluueu.  Wahrend  ßodbertus  insiuuirt, 
dass  der  GmndbesitEer  ^e  Rente  im  Namen  seines  leeren  Besitztitels  in  Anspruch 
nehme,  geschieht  es  vielmehr  im  Namen  eines  wirklieL  wirthschnftlichen  Kctsten- 
atüSvandes  und  es  bleibt  sein  Verdict  gegen  die  Besitxreuten  auf  Grund 
eines  vermeintlichen  alleinigen  Kostencharakters  der  Arbeiter 
ebenso  hinfällig  als  das  bauale  c(»mmunistische,  dem  er  zu  Hülfe  kommen 
vermöchte,  auf  (iruud  einer  vermeintlichen  alleinigeu  Troductivität 
der  Arbeit,  l'nd  wenn  Rodbertns  in  den  Kigenthnmsgegenständen ,  den  (Jrund- 
nnd  Kapitalgütern,  das  zu  ihrem  Besitz  vollstän^g  berechtigende  allgemeine  Werth- 
pro diu  t  der  Arbeit  anerkennt,  aber  (doch  nur  so),  dass  es  auf  dem  Schweiss 
ganz  audeier  Klassen  beruhe  als  ilirer  dermaligen  Besitzer,  so  tritt  i,hier) 
die  Erwftgung  ein,  dass  die  Kapitalbildungsarbeit  in  der  Porrointng  des 
Bodens  wie  seiner  l'rndinte  v<»n  der  geistigen  Arbeit  eines  l'ntern ehmers 
ausging,  in  desscu  Händen  die  körperliche  seiner  Arbeiter  nur  Mittel  war 
und  Bwar  in  strioter  Rechtsfonii  ansgelohntes  Uittel.** 
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elements,  d.  h.  durch  das  im  Gruiuieip^enthumsrecht  begTündote 
Monopol  und  durch  dio  allinähliehe  Steigerun<^  der  Preise  der 
landwirUischaftliclien  Erzeuguisse),  sondern  f^leiciizeitig  und  zeit- 
weiso  ausschliei>slich  dasProductder  individuollen  Arbeitsbethätigiuig 
und  der  individuellen  sinnvollen  Verwerthung  wissenschaftlich - 
technisclier  Errungenschatten.    Gerade  in  diesem  Jahrhundert  ist 
nicht  sowohl  das  Steigen  der  Nahrungsmittel  preise,  sondern  die 
Möglichk eit  der  Ertragssteigerung  durch  planvolle  Meliori- 
rungen,  durch  geschicktere  Ausnützung  der  wirksamen  Kräfte  des 
Bodens  und  durch  beste  Verwerthung  der  gewonnenen  Erzeugnisse  (in 
Form  sorgfältigerer  Bodenbearbeitung,  TerständnissvoUerer  Dtlngui^- 
weisen,  Verwendung  besseren  Saatguts,  rationellerer  Ausnutzung 
des  Futters  durch  veredelte  Thierschläge  etc.  in  Terbindimg  mit 
richtigerer,  der  gereifteren  Einsicht  entsprungener  Ökonomischer 
Disponirung  und  Organisation  des  Wirthschaflsbetriebs)  die  vor- 
nehmste, vielfoch  ausschliessliche  Ursache  des  Anziehens  der 
Pacht-  und  Kaufpreise  gewesen,  von  denen  daher  die  Bodeneigen- 
thümer  nur  insoweit  Yortheil  gezogen  haben,  als  ihre  technisch- 
Ökonomische  Veranlagung  und  ihre  individuelle  Arbeitsleistung 
jene  Möglichkeit  in  Wirklichkeit  umzusetzen  verstanden  haben, 
wobei  wiederum '  der  Unterschied  zu  dem  städtischen  Baustellen- 
besitz in  die  Augen  springt.  Richtig  ist  nur  so  viel,  dass  die  nicht 
solbötwirthschaftenden  Landeigenthünier  diesen  durch   das  Fort- 
schreiten der  Technik  und  Oekonomie  des  Landbauea  herbeigeführten 
Rentonzuwachs,  ohne  eigenes  Zuthuii  lukriren  können,  wo  doch  das 
ökonomische  Verdienst  auf  Seiten  des  tliatsächlichen  Wirthschafters 
ist.    Dass  hierin  der  schwächste  Punkt  des  Zeitpaehtwesenf«.  aber 
auch  der  schwache  Punkt  des  nicht  selbst  wn*tliHcb;ifteiideii  Gross- 
grundbesitzes  liegt,  kann  zugeatd>PTi  v, .  iIi  n  und  ist  oben  betreffs  des 
ZeitpachtwesiMiB  bereits  hinreichend  gewürdigt  worden     32);  die  in 
letzterem  Verliältniss  [»egnindete  sociale  Unbilligkeit  wurde  aber 
verallgemeinert  und  verewigt,  wenn  mit  der  üeberführung  allen 
Landes  in  Gemeinschaftsbesitz  und  der  Nutzbarmachung  des  letzteren 
im  Wege  der  Zeitpacht  diese  Institution  im  Sinne  der  Laudreformer 
die  einzig  herrschende  Bewirthschaftungsform  des  Gnuid  und  Bodens 
werden  müsste.    Mit  dem  socialen  Gerechtigkeitsprincip,  welches 
fordert,  dass  dem  Arbeiter  die  Früchte  seiner  Arbeit  uneingeschränkt 
zufallen,  ist  daher  die  grundsätzliche  Umwandlung  des  Bodens  in 
Gemeinschaftsbesitz  schlechterdings  unverträglich;  und  wenn  gerade 
in  den  Ländern  des  Zeitpachtwesens  die  steigende  Aneignung  des 
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auf  die  ökonomisch-techniache  Arbeit  der  bodenbestelleiulcii  Klassen 
ziinlckzuleitenden  Rentenziiwaclises  durch  eine  beschrünkte  Anzabl 
Landeigenthümer  (örossbritannien)  mehr  und  mehr  als  anstössig 
erscheini,  so  kann  es  doch  kaum  als  richtige  LOsimg  des  Ver- 
theilungsproblems  der  Grundrente  angesehen  werden,  wenn  die 
Function  des  Renteneinzugs  einfach  die  Hände  wechselte,  d.  h.  von 
den  Landlords  der  Gegenwart  auf  den  bodenbesitzenden  Staat  der 
Zukunft  Uberginge;  denn  ein  an  sich  unberechtigtes  Einkommen 
wird  dadurch  noch  zu  keinem  legalen,  dass  der  Bezugsberechtigte, 
statt  einzelner  privater  Bevorrechteter,  die  Staatsgemeinschafb  als 
solche  ist 

Aeusserlich  erKcheiut  dio  Steigerung  der  (irundreuto  oftmals  deBShalb  aU 
ein  Oescheuk  der  Qesammtheit,  also  als  „imverdientes"  Hinkommen,  weil  sie  die 
immittelbare  Folge  der  Erschliessung  von  seither  abgelegenen  Lündereien  durch 
VtikehrBmittel  (Strassen,  Eisenbahnen  etc.)  ist,  deren  Benützung  die  Orundbesitzer 
in  den  Stand  setzt,  ilirc  Piddiu  tc  nunmehr  in  den  Verkclu  /.u  bringen,  also  die 
Eiunahme  aus  dem  Grund  uud  lioden  höher  als  seither  zu  verwerthea.  In  Wirk- 
lichkeit liegt  indessen  ein  solches  Geschenk  keineswegs  immer  vor,  insoweit  nXnüich 
die  betreffenden  ürundeigenthümer  an  (b  n  Krtstcn  dit  ^rr  Krs<  IiIios>ung  mittelbar 
durch  ihre  Bteaerlichen  Leistungen,  tuunittelbar  durch  Zuschüsse,  (Erwerb  von 
Aclien  etc.)  steh  betibieillgt  haben;  oder  aber  durch  die  Benütsanfr  der  neu  firMchaffenen 
Transportwege  für  die  Zwecko  ilm  s  rroihu  tnivorsaiKlfs  die  Mittel  zur  Vt  rzinMiiiLT 
and  Tilgung  der  Baakapitaiien  liefern.  Man  kann  in  solcheu  Fällen  sugar  mit  mehr 
Becht  den  Sats  vertreten,  dass  die  am  Boden  sicli  bethfttigende  Cniturarbeit  der 
Grundbesitzer  der  Allgemeinheit  neue  Verkehrswege  ges(!h(^ukt ,  als  dass  von  der 
Allf^emeinheit  Jenen  ein  unverdienter  Kapitaliengewinn  in  den  Srhfin>s  Ic^-^t  worden 
sei.  Uebrigens  —  von  allem  Dem  ganz  abgesehen  -  wi  li  lu'  ruh  iut;i  hanische 
Auffassim;^'  des  Staats  uud  seiues  A ofgabebereichs,  ans  den  durch  bewusste  cultnrelle 
Maassnahnu'u  lit  ibeigetuhrft'n  KinkomnienssteigerunETf^ii  hcstiitnntiM-  ?i«i(ln<  tinnszwHt,'p 
die  IJerechtiguug  zur  N^aüon  der  (Jrundlagti  des  KmkoMimens  selber  abzuleiten  oder 
doch  diese  Steigerung  —  im  Widerspruch  mit  der  Absicht  der  Maasmahme  —  fnr 
die  Allgemeinheit  /u  brnns-pnuht  ii !  Alicr  auch  wcb  lirr  Widn  spnich,  diese  Schluss- 
folgerung nur  hinsichtlich  des  Urundeigeuthums  zu  ziehen,  nicht  aber  hinsieht^ 
lieh  des  sonstigen  Kapitalbesitses,  der  doch  —  man  denke  an  die  absatz-  nnd 
rentensteigernde  WirkiuiLT  vdn  Kanalbauten  nnd  anderen  Verkehrsstrassen  fiii  In 
dostriebessirke  —  ganz  ähnlichen  Rentemtuwacbaes  theühaftig  werden  kann!  Die 
Socialdemokratie  Yorfahrt  hier  viel  logischer  als  die  Landrefonnbewegung,  bei  der 
ftberlurapi  die  FolgeriehtiglEeit  der  Schlflsse  nidit  sn  ihren  stirkstoi  Seiten  s&hlt 

c)  Man  muss  im  Uebrigen  auch  hier  wieder  die  grosse  Ver- 
schiedenheit beachten,  welche  zwischen  alten  Kulturländern, 
in  denen  die  Bevölkerung  langsam  wächst  und  wo  desshalb  die 
Bodennachfrage  und  das  Bodenangebot  innerhalb  gewisser  Grenzen 
sich  ins  Gleichgewicht  gesetzt  hat«  und  zwischen  den  neu  zu  be- 
siedelnden Ländern  besteht,  wo  zunächst  Land  im  Ueberfluss 
vorhanden,  d.  h.  nahezu  kostenlos  Jedem  zurYerfQgung  steht,  bald 
aber  mit  der  zuströmenden  Einwanderung  und  dem  naturgemäss  star- 
ken Bevölkerungszuwachs  (durch  erleichterte  Eheschliessung,  grössere 
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Geburtenzahl)  rasjch  im  Wertho  steig-f.  Hier  in  diosoii  LfuHlcr- 
gebieten  ahiiolii  die  Verhältnisse  alleriiiiiiis  durchaus  dein  Kut- 
wicklunj^sgang  der  urosseii  städtisclieu  Consuintions-  und  Vorkohrs- 
centren,  die  recht  eigentlich  das  Bild  einer  üolonisation  im  Kloinen 
darstellen,  es  häufen  sich  daher  auch  hinsichtiicli  des  landwirth- 
schaftlich  benutzten  Grund  und  Bodens  jene  reinen,  durch  die 
imgehemmt  steigende  Nachfrage  nach  Land  hervorgerufenen  Con- 
juncturengewinne,  welche  das  bezeichnende  Merkmal  des  städtischen 
Baustellenmonopola  sind.  Erscheint  aus  diesem  Grund  wiederum 
die  Landreformbewegung  in  Amerikaf  Australien  etc.  durchaus  Yer- 
ständlich  und  beruht  sie  auf  ähnlich  gesund-socialen  Betrachtungen, 
welche  gegenüber  dem  grossstädtischen  Baustellenwucher  eine 
Monopolisirung  des  Baugrundes  zu  Gunsten  des  st&dtischen  Ge- 
meinwesens fordern;  hätte  desshalb  fOr  jene  Ländeigebiete  eine 
vorläufige  Beschlagnahme  des  Landes  zu  Gunsten  des  Staats  als 
eine  vernünftige  Landpolitik  sehr  wohl  s.  Z.  in  Betracht  gezogen 
werden  können,  so  eniföllt  dieser  Bechtfertigungsgmnd  gerade  in 
den  alten  Oulturstaaten,  wo  ein  gewisser  Zustand  der  Beruhigung 
in  dem  Grundmarkt  wahrzunehmen  ist,  Conjuncturengewlzme  im 
ländlichen  Grund  und  Boden,  bei  dem  der  speculative  Besitzwechsel 
überhaupt  nicht  die  Rolle  wie  im  städtischen  Besitz  spielt,  mehr 
und  mehr  die  Ausnahme,  der  Rentenzuwachs  als  Folge  der  indi- 
viduclhMi  Aibeitbethätiguuo-  die  i\ogel  bilden:  ein  Zustand,  dor  in 
ahs('hl)arcr  Zeit  auch  in  den  transoceanischen  Staatsgebieten  zu 
erwarten  ist  und  mit  dessen  Eintritt  dami  auch  hier,  ohne  in 
Verstoss  mit  socialen  Anschfnnuigen  flber  die  ökonomische  Be- 
rechtigung von  Conjuncturon^cwiiuien  zu  treten ,  die  Verstaat- 
lichung der  Orundreutü  iliro  iiuiori^  Bcrochtiirung-  vtTÜert. 

d)  Mit  diesem  Ergebnis^  stürzt  dann  aber  auch  das  luftig(^  ( J  obäude 
zusammen,  zu  dem  für  die  Landreformer  die  Erwartungen  auf 
schrankenlose  Mehrung  der  öffentl ic lieu  Einnahmen  durch 
Aneignung  der  Grundrente  die  Bauelemente  geliefert  haben,  weil  eben 
die  Annahme  einer  ungehemmten  Steigerung  der  Grundrente,  min- 
destens mit  der  von  jener  Seite  vorausgesetzten  Beschleunigung 
und  Ausdehnung,  eine  Illusion  ist  Gerade  hier  hat  die  Ueber- 
tragung  grosstädtischer  Erfahrungen  auf  den  landwirthschaftlichen 
Bodenbesitz  und  die  aus  den  Wahmehmimgen  junger  Colonisations- 
gebiete  geschöpfte  Erkenntniss  zu  völlig  haltlosen  Schlussfolgerungen 
hingeleitet.  Das  Vorwärtsschreiten  in  der  Technik  des  landwirth- 
schafUichen  Betriebs  und  die  hierdurch  zu  erzielenden  Ertrags- 
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Steigerungen  werden  vermöge  der  besonderen  Natur  des  land- 
wirthschaftlichen  Betriebs  luid  der  durchschuittlicbeTi  Boschaflfenlieit 
der  bodeiibestellendenEreiae  immer  nur  langsam  verlaufen  (S.  50 ff.); 
und  ebenso  wird,  wenn  die  l^ovölKening  eines  Landes  einen  ge- 
wissen Höbepunkt  erreicht  bat,  das  weitere  Anwacbsen  dor8f'll)pn 
in  abnebmend  pmcrressiven  Zablen  sieb  vollziehen.  Könnte  ricb- 
tiger  Weise  überbaupt  nur  eine  Bentensteigerung ,  die  dureb  die 
zunehmende  Wohlhabenheit  der  anderen  Stände,  d.  h«  durch  eine 
von  letzterer  bewirkte  Steigening  der  Preise  der  landwirthschaft- 
lichen  Erzeugnisse  und  durch  eine  mit  der  Zunahme  der  Be- 
völkerung Hand  in  Hand  gehende  Steigerung  der  Bodenpreise  (als 
Folge  der  wachsenden  Landnachfrage)  hervorgerufen  wird,  für  die 
Zwecke  der  Gemeinschaft  in  Anspruch  genommen  werden,  so  ist 
schwer  begreiflich,  wie  die  mit  der  fortschreitenden  Cultiur  stetig 
wachsenden  Ausgaben  fOr  Allgemeinzwecke  lediglich  und  aus- 
schliesslich gleichwohl  nur  aus  diesem  langsam  und  maasvoU  sich 
vollziehenden,  periodenweise  völlig  stagnirenden  Hentenzuwachs 
geschöpft  werden  sollen.  Der  landwirtbscbaftlicb  benützte  Ommd 
und  Boden  würde  alsbald  seine  Dienste  versagen ;  der  städtiscbe 
GniiKl  und  liodcn  aber  ])il(lt't  oiuen  so  winzigen  Hrac!itln.'il  des 
gesammteu  iJrundlM'sit/cs.  ilass  der  bei  ibm  sieb  ergebende  Kenten- 
zuwacbs  allenfalls  die  Bedürfnisse  der  stiidtiseiieii  Hemeinwesen 
befriedigen,  keineswegs  aber  ausreichm  würde,  die  Unzuläni^lielikeit 
dos  ländlicben  Bodens  als  Kinkominensquelle  zu  decken.  Sell)st 
in  den  transoceaniscben  liänderuehicten  niüsste  sieb  schon  bald, 
sofern  einmal  auch  dort  der  Huden  insgesauunt  in  landwirtliscliaft- 
liefie  1^'^telliiug  genommen  ist,  das  Project  einer  „Wegsteuennig 
der  1  iruudrente (single  tax)  als  ausschliessliche  Basis  der  Be- 
steuerung als  eitel  Hirngespinnst  erweisen;  wieviel  mehr  aber  in 
den  europäischen  Staaten!  Denn  wenn  schon  liier  mit  dem  T^d)er- 
gang  aus  der  Naturalwirthschaft  in  die  Geldwirthscbaft,  also 
seit  Anfang  des  Jahrhunderts,  ferner  mit  einer  durch  die  Be- 
seitigung der  alten  feudalen  Grund  Verfassung  und  durch  die 
wissenschaftliche  Erlu  llung  des  Landbaues  herbeigeführten  macht- 
vollen Entfaltung  dos  Landwirthschaftsbetriebs  in  der  ersten  Hälfte 
des  Jahrhunderfcs  latent  gewesene  Bodenwerthe  frei  geworden  sind 
imd  desshalb  Grundwerthsteigerungen  in  einem  Mher  unbekannten 
Umfang  sich  vollzogen  haben,  so  hat  doch  diese  Bewegung  nach 
Oben  ihren  Euhepunkt  längst  erreicht^  ja  bereits  einer,  ent- 
sprechend der  flberstOxzenden  Hast,  mit  der  sie  einsetzte,  rfick- 
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läufigen  Bewegung  Platz  gemacht.  Man  braucht  das  Bild  der 
Finanzkrisis,  die  über  die  europäischen  Staaten  hereingebrochen 
wdre,  felis  etwa  das  Ideal  der  Landreformer  —  die  Ueberfübnmg 
des  Grund  und  Bodens  in  die  Gemeinschafb  mit  stufenweiser  Be- 
seitigung der  bis  dahin  bestandeneu  Steuern  —  vor  Decennien 
verwirklicht  worden  wäre,  Angesichts  der  denmiligen  Lage  der 
europäischen  Landwirthschaft  sich  nicht  im  Einzelnen  auszumalen, 
um  das  Absurde  des  Programms  einer  lieber-  und  Abwälzimg  der 
gesammten  Steuerlast  auf  die  bodenbewirthschaftenden  Klassen 
gerade  auch  nach  der  finanz-  und  steuertechnischen  Seite  gleich- 
wohl zu  begreifen. 

5.  Soweit  die  Landreforrnhewegung  ihre  Faiigarme  aucli  auf  die 
Gebiete  ge><uiiderBodenmiscliuim,  d.  h.  auf  solche  ausdehnt,  in  denen 
die  bäuorlit  lien  Elemente  den  breiten  Grundstock  der  hotlenbe- 
sitzendeii  Klassen  hildeu,  wird  sie  übrigens  schon  desshalb  des  Erfolgs 
haar  sein,  weil  sie  mit  den  gerade  in  diesen  Elementen  in  beson- 
derer Stärke  lebendigen  psychologischen  Factoren  in  keiner 
Woisf  rcehnpt  und  weil  sit»  eines  soiinigiMi  Zukunftsbildes  halber, 
dessen  reale  Wirklichkeit  sie  allerdings  mit  dem  ganzen  Eifer  über- 
zongungstreuer  Propheten  behauptet,  ideelle  Güter  höchsten  Werthes 
mitleidslos  zerstört,  ohne  die  Ginvälir,  dass  sie  im  Stande  sei,  einen 
entsprechenden  Ersatz  in  ähnlichen  Gütern  zu  gewähren  Auch  ist, 
wie  Ruhland  mit  Kecht  hervorhebt,  die  Thatsache  unbestreitbar, 
„dass  es  für  einen  grossen  Theil  des  Volkes,  vielleicht  für  den  grösse- 
ren in  Deutschland  (und  wohl  auch  sonst)  eines  der  schönsten  Glücks- 
emptindungen  ist.  mit  eigenem  Grund  und  Boden  ein  eigenes  Haus 
zu  besitzen.  Die  Glücksempfindung  und  das  Glücksbewusstsein  ist 
aber  bekanntlich  eine  höchst  subjective  Sache.  Xausende  mögen  in 


')  „Das  selbstbewirthschaftetf»  nrumlri;rtiifliimi".  sa;rt  Frlir.  v,  lUKlmann- 
Loretto  in  dem  von  ihm  erstatteten  Bericht  der  Commission  der  I.  Kammer  der 
badischen  Landstfinde  zur  Berathun^  der  vom  Frhm.  Hornstein  g-estellten 
agrarpolititigchen  Anträfr«",  Beilage  543  zum  Protokoll  der  14.  Sit/ung  v.  2.  April  1892, 
„er/eujirt  die  Ehre  und  l'reude  der  Arbeit,  die  Sclbstständifrkcit  des  Einzelnen,  rtfr 
aucli  für  die  Zukunft  der  Seini^'tu  /.n  sorfreu,  zu  ordueu,  zu  sparen  weiss;  es  wtckt 
Urtheil,  Umsicht  und  Maasshalten;  es  lehrt  ilm  dt  n  Werth  der  Sitte  und  Religion, 
der  pesellschaftlich«?n  Ein-,  T^nter-  und  ITpherordnung-;  inid  \vii>  t  s  die  Quelle 
iilleu  Fortschrittes  ist,  so  ist  es  auch  die  Schule  und  Uruadlaj^e  für  die  staat- 
liche Ordnung,  indem  es  das  Yerständniss  ansbildet  für  die  Pflichten  g^enfiber 
dem  <i>moin\s  t'^cn  und  die  daraus  tiitstclu iid(>  iJcschrünkung  der  individuellen  Frei- 
heit. Die  Sessbaftigkeit  weckt  die  Liebe  zur  eugeren  und  weiteren  Heimat,  zum 
Vaterland,  nnd  der  Gnindeigrenthitmer,  welcher  mit  seiner  wirthschaftUcheii  lokgc 
zufricdt'u  ist,  odf  r  du»  Ii  dii'  MiM^^icbkeit  des  Emporsteigens  sieht,  wird  opferwillig 
und  leistungstahig  für  Staat  und  üeselischaft  sein  und  zersetzenden  £infl&8aeii 
Widenrtwnd  Idsten." 
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einer  entsprechenden  Steigerung  ihres  Einkommens  dif  liauptsäch- 
lichste  materielle  Voraussetzung  für  das  sehen,  was  sie  ilu-e  glückliche 
Lage  nennen,  weitere  Tausend  bringen  die  grdssteu  Opfer,  um  das 
ererbte  Grundstück  der  Familie  zu  erhalten  und  kargen  von  ihren 
iiötlnpfen  Leh(  Tisbedflrfhissen,  um  einmal  irgend  ein  Stückehen 
I']rdo  ihr  „„Eigen**"  nennen  zu  können/*  An  diesem  Haften  am 
Boden,  an  dem  mit  dem  Landbesitz  verknüpften  Heimatsgefühl, 
an  dem  ächt  menschlichen  Drang,  eine  dauernde  Heimstätte  zu 
besitzen,  statt  —  den  Zugrögelu  gleich  —  heute  hier  und 
moigen  dort^  wie  es  der  Zufall  des  Pachtlandausgebots  mit  sich 
bringt,  die  Arbeit  am  Grund  und  Boden  zu  bethätigen,  an  diesem 
tiefinnerlichen  Zug  zur  festen  Verwachsung  der  Persdnlichkeit  mit 
der  Mutter  Erde,  wie  er  den  germanischen  St&mmen  vorzugsweise 
eigen  ist  und  aus  dem  heraus  die  firflhzeitige  Beseitigung  der  Feld- 
gemeinschaft, die  endgültige  Zuweisung  der  Landantheile  an  die 
Nutzungsberechtigten,  die  Ausbildung  des  vollen  Privateigens 
folgerichtig  sich  entwickeln  musste,  wird  die  Woge  der  Land- 
reformbewegung kraftlos  zerschellen*). 

§  42.  Fortsetzung.  Abschliessende  Betrachtungen. 

Bas  Endergebniss  der  Betrachtungen  bleibt  also,  dass 
die  auf  Yerstaatlichung  des  Grund  imd  Bodens  gerichteten  Bestre- 
bungen höchstens  für  die  Ländergebiete  mit  einseitiger  Besitzver- 
theilung  und  dadurch  bedingter  ökonomischer  Bedrflckung  anderer 
Yolksklasse  eine  äusserliche  Berechtigung  haben,  dass  aber  selbst 
diese  äusserliche  Berechtigung  für  alle  jene  Ländergebiete  ent- 

*)  Aehtilicli  Schäfflo.  TMp  Anssi(  litslosijrkeit  etc.,  S.  29,  81  flf.  und  UO. 
Wie  deuu  auch  ein  bekannter  socialdemokratisclier  Führer  eiustenü  »agtc:  „Wenn 
vir  nach  England  gehen,  so  werfen  wir  es  mit  geringem  Kräften  nieder,  es  hat 
keinen  Bauernstand,  keinen  mittleren  ländlichen  (irundhesitz.  Anders  in  Deutschland, 
die  starken  Köpfe  der  deutjichen  Bauern  idnd  unzugüuglieh  für  unsere  Anschauungen 
und  Forderangen.*  Allerdings  nor  da,  wo  ein  eigentlicher  Banemstand  vorhanden 
und  dieser  die  Empfindung  hat,  an  dem  i^taat  ein  in  starken  wirthschaftlichen 
ÜUckhalt  jeder/.eit  zu  besitzen.  Wo  dieü  nicht  der  Fall,  wo  also  das  Üjstem  der 
Halbpacht,  Kleinpaeht  nnd  Kur/>pacht  verbreitet  ist,  wo  der  Eigenthümer  von  der 
den  Boden  bebauenden  Bevölkerung  losgelöst  ilt  (wie  in  Irland,  in  den  siideuro- 
päiscben  Staaten)  liat  Schäffle  nicht  Hnrecht,  wenn  er  meint,  dass  „der  Socialismus 
hei  geringer  Klugheit  au  der  Masse  di  r  liuidlichen  Arbeiter  eine  ganze  Armee  von 
Anhängern  gewinnen  kdunte**.  (In:  l'*an  und  Leben,  8.  Bd.,  S.  531.)  Andererseits 
darf  man  auch  au.<i  einer  zeitweise  zu  Tai^e  tretenden  hoclifrradia:<*n  rti/ulViedt  nlieit 
der  bäuerlichen  Elemente  in  den  mitteleuropäischen  Staaten  oder  aus  der  allerdinga 
stark  seiraeliBiaide»  „Baisonnirgvcht**  auf  dem  flachen  Lande  nicht  sofort  auf  einen 
Sieg  socialdemokratisrher  Trleen  seliliessen :  die  aurrrnVilicklich  stärksten  „S'ehreier" 
Wörden  am  heftigsten  Front  macheu,  wenn  der  Yerüuch  unternommen  werden  sollte» 
Our  Gmndeigen  ammtaslra. 


Digitized  by  Google 


254     Kap.  Q.  Die  Becbtsfotmen  der  Bewirthschaflnng  und  des  Besitzes. 


fällt,  in  denen  die  Besitzvertheilung,  wegen  des  TJeberwiegens  des 
kleinen  und  mittleren  Besitzes,  und  weil  demnach  die  grosse  Masse 
der  Bevölkerung  thatsächlieh  sich  der  Segnungen  dos  Grundbesitzes 
erfreut»  eine  gesunde  ist  Der  Satz,  auf  dem  in  letzter  Linie  die 
ganze  Landrefom  beruht,  dass  alle  Erdgeborenen  gleiches  Anrecht 
auf  die  Erde  haben  —  wenn  auch  nicht  durch  thatsächlichen 
Bodengenuss,  der  ja  auch  im  Zustand  der  Verstaatlichung  inuner 
nur  den  zufällig  im  Besitz  befindlichen  zu  Theil  wird,  aber  doch 
in  Form  des  Anthells  an  der  nationalen  Grundrente  —  ist,  bei 
Licht  betrachtet,  doch  kaum  etwas  Anderes  als  ein  Spiel  mit 
Worten;  und  die  Meinung  Laveleye's,  dass,  wenn  alle  Menschen 
das  Becht  haben,  frei  zu  sein,  sie  alle  auch  das  Becht  haben  müssen, 
im  Grundeigenthumsgenuss  zu  sein,  weil  sie  nur  dann  eine  Garantie 
ihrer  Unabhängigkeit  besitzen,  triffk  wohl  fOr  die  Anfangsstadien 
der  wirthschaftlichen  Entwicklung,  keineswegs  aber  för  die  späteren 
Eiitwicklungsperiodon    mit   ihrer  reiclieii   Maiiiiichialtigkeit  von 
Arbeitsbethätigimgsmöglichkeitpu  zu.    Dass  Jemand  den  nchtigen 
Gonuss   vom  Dasein  habe  und  sich  wii-thscliaftlich  unabhängig 
iühle,  dazu  bedari  es  in  der  heutigen  Culturwelt,  wie  zahllose 
glückliche  und  zufriodeuo  Existenzen  beweisen,  des  Besitzes  am 
Boden  nicht;  wo  lechtliciie  Yerkehrsfreiheit  im  Grund  und  Boden 
besteht,  ist  die  Forderung  der  Möglichkeit  der  Antheiluahme  am 
Gnmd  und  Boden  ohnehin  verwirklicht;  und  wo  immer  eine  Auf- 
theilung-  des  Bodens  unter  eine  grössere  Anzahl  Volksglieder  Platz 
greift,  nehnuui  an  den  V  oitheilen  des  Grundrentenbezugs  nicht  bloss 
die  Griuideigner,  sondern  viele  andere  ländliche  Elemente  (Land- 
arbeiter), aber  auch,  in  Folge  des  Abflusses  dieses  Grundrenten- 
einkommens in  zahllose  Oanäle,  andere  Berufsstände,  vor  allem 
Industrie,  Handwerk,  Handel  ebenfalls  Antheil.    Die  steigende 
Grundrente,  veranlasst  durch  die  wachsende  Volkszahl  und  wachsende 
Lebensmittelpreise,  verbleibt  zudem  keineswegs  ein  privilegirter 
Monopolgewinn  der  Grundeigenthtlmer,  sondern  yertheüt  sich  im 
Weg  der  Erbabfindung,  weil  die  Taxation  des  InmLobiliamachlasses 
durch  jenes  Steigen  ebenfalls  beeinflusst  wird,  unter  die  Miterben, 
befruchtet  also  wiederum  mittelbar  und  unmittelbar  die  gesammte 
Produciion  und  zwar  wieder  um  so  mehr,  je  mehr  die  Art  der 
Grundeigenthumsordnung  eine  grosse  Mannichfaltigkeit  der  Besitz- 
Verhältnisse  ermöglicht^).  Die  Behauptung,  dass  „wem  der  Boden 

^)  Vj^l.  auch  Waj^ner,  Art.  „GnindlKsitz",  S.  Ein   Injrischer  Wid(»r- 

spruch  ist  es  uucli,  wcuu  diu  Bodcureluimer  uui  der  eiueii  Seite  die  üruudrcute 
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gehört,  dessen  Sklaven  die  Menschen  sind,  die  ihn  bebauen",  ist 
daher  eine  inhaltslose  Fhrase  und  hat,  wenn  überhaupt,  nur  Sinn 
in  dem  Staat  der  BodenverstaatUchung.  (Vgl.  oben  Anm.  1,  S.  244.) 
Und  jedenfalls  ist  es  eine  Selbsttäuschung,  wenn  von  dem  Staat 
der  Bodenrerstaatlichung  Torausgesetzt  wird,  dass  die  Aneignung 
der  nationalen  Grundrente  unter  allen  Tlmständen  eine  zweck- 
mässige Verwendung  sichere  oder  in  höherem  Maasse,  als  dies  jetzt 
der  Fall  ist,  die  Gewähr  für  eine  sociale  Politik  im  Interesse  der 
Armen  und  Enterbten  biete;  dass  die  Ersetzung  des  jetzigen 
Grundeigenthumsrechts  durch  das  Pachtsystem  den  bodenbestellen^ 
den  Klassen  eine  beliaglichere  Lage  schaffe;  dass  die  Möglichkeit 
weitgehender  Besitzesungleichheiten  und  kapitalistischer  Ausbeutung 
in  dem  Staat  der  Bodenverstaatlichung  und  nur  in  diesem  entfalle; 
und  dass  desshalb  die  Landreform  und  nur  sie  die  Schäden  der  Zeit 
zu  heilen  vermöge.  „Die  Ausbeutung  der  landlichen  Lohnarbeiter 
durch  den  Pächter,  der  sie  beschättiiit,  wäre  ebensowenig  abge- 
schnitten, als  die  Ausbeutung  des  Pächters  selbst  durch  den  Leih- 
iind  Kaufwucher  von  selten  des  beweglichen  Zinskapitals.  Dieses 
würde  aucli  fortan  im  Creditwesen,  im  Haii(lelsverk»*hr.  in  der  gewerb- 
ii(  hen  Hervorl)ringung  uneingeschränkt  frei  walten  und  zu  gogen- 
gpwielitsidser ,  auch  verfassungspolitisch  unerträglicher  llerrscliaft 
gelangen.  Die  Kin/ieliiing  der  thener  abgelösten  (iruudrente  anstelle 
der  Grundsteuer  und  der  sonstigen  jetzigen  Steuern  wäre  nicht  ein- 
mal finanzwirthschaftlich  ein  zweifelloser  Vorzug"  (Schäfflo)  In 
das  landwirthschaftliche  Berufs  -  und  Erwerbsleben  käme  unter  allen 
Umständen  mit  der  systematischen  Verdrängimg  der  Eigenbewirtb- 
schaftung  durch  die  Zeitpacht  ein  Element  der  Unruhe  und  der 
Beweglichkeit,  das  dem  Landvolk  jene  Eigenschalton  der  Stetig- 
keit, der  Festigkeit,  der  Beharrlichkeit  rauben  würde,  die  seine 
besten  Oharaktenflge  sind,  weil  in  ihnen  yorwiegend  die  Staats- 


für  die  Allgeiiieiiihdt  beansprucheu  und  auf  der  anderen  Seite  gerade  aus  dtr  Ver- 
schuldung des  Tirrundbesitzes  ein  Arguuienf  für  die  IJodenverstaatlirhuug  ableiten. 
Deun  je  mehr  in  der  Form  der  Vt  i  schulduii^'-  der  I5oden  thatsäehUch  und  rechtlit  h 
im  realen  Eigeuthum  Vieler  äteht,  um  su  mehr  wäre  ja  eiue  Amiähcruug  an  das 
vorschwebende  Ziel  erreicht}  um  bo  mehr  nüssten  die  Bodenreformer  diesen  Znstand 
b(  <,n{i^Reu.  YgL  Wagner  in  der  Schrift:  Die  Absebafiung  des  Gnindeigenthttma, 
1870,  .S.  13/14. 

^)  Auch  Htöpel  meiut  (,a.  a.  O.,  8.177/170),  gegen  U.  Georg«  polemisireud, 
das  Torgeschlageiio  Heifanitfeel  werde  „nur  eine  endlose  Schraube  s^,  durch  welche 

die  Löhne  immer  weiter  herabgedrückt  werden  würden  weil  eben  der  Grund- 

besitzer für  die  Wepinhme  seiner  Rente  ^sich  an  den  Löhnen     seiner  Arbeiter*^^ 

ächadlus  zu  halten  sucht 
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erhaltende  Gesinnung  wurzelt  (S.  57);  an  die  Stolle  von  fVst  mit  der 
Scholle  verbundenen,  dieselbe  fleissig  und  liebevoll,  wenn  auch 
nicht  immer  nach  den  Rücksichten  höchster  speculativer  Gewinnerzie- 
Inng  bestellenden  Landeigenthümem  träte  eine  flotürende  Pächter- 
bevölkerang,  deren  Daseinsbedincruncren,  weil  von  dem  jeweiligen 
zufälligen  Ergobniss  der  im  Staat  der  Boden  Verstaatlichung  nicht 
zu  entrathenden  yersteigerangsweisen  Ausbietung  abhängig,  von 
einer  Pachtperiode  zur  anderen  unsichere,  schwankende  wären  und 
die  desshalb  zur  rflcksichtslosesten  Ausbeutung  der  Pachtobjecte, 
gegen  welche  auch  die  schärfsten  Pachtconiracte  Tergeblich  an- 
kämpfen würden,  gedrängt  werden  mtisste.  Und  je  mehr  vollends 
der  Bodenrefoimstaat  der  Zukunft  im  Sinne  seiner  Vorkämpfer  in  der 
Grund-(Pacht)rente  die  vorwiegende  oder  ausschliessliche  Quelle 
der  Öffentlichen  Abgaben  zu  suchen  hätte,  um  so  mehr  würde  die 
fiscalische  Tendenz  der  höchsten  YerwerÜiung  der  Bodensubstanz 
durch  strengste  Gestaltung  des  Pachtrechts  die  Oberhand  ge- 
winnen und  ein  System  weggehender  Ausbeutung  der  Staatspächter 
Platz  greifen  müssen,  das  desshalb  noch  nicht  entschuldbar  er- 
scheint, weil  es  Namens  der  Gesammtheit  verübt  wird.  Und  dies 
Alles  um  so  mehr,  als  im  Staate  der  ]^)denverstaatlichun^  t nie 
Austheilung  der  Wirtlischufiseinhciton  in  iiristoliratischeni  Sinne, 
d.  h.  in  Form  grosstn-  Fachtgüter  undenkbar,  ja  mit  dem  (uuiid- 
gtMliinkcn  des  Planes,  möglichst  vielen  Staatsangehörigen  den 
laciibchen  0(»nus8  des  Bodens  einzuräumen,  mivereinbar  wäre. 
Die  Entwitklung  würde  daher  auf  eino  zunclimende  Verkleinerung 
der  Pa("litoinheiten  hindrängen,  d.  h.  zu  jrnon  mobcn  ^Missständeo, 
welche  das  Parcelk'ii|t;Klitwespn  jederzeit  noch  begleitet  haben 
(§  84),  womit  dann  die  jcvs  eiiige  AusAvuchenmg  der  Staatsparcpllen- 
zeitpächter  zu  (lunstcn  der  Gesaiiinithtnt  ihren  Höhepunkt  eiToiehen 
müsste.  „Der  Staat  selbst  als  Grundmonopolist  wäre  unter  commu- 
nistischer  Maske  wohl  bald  ein  harter  Rentier"  (Schäffle).  Die- 
jenige Vorsicht  im  Abschluss  von  Heirathen,  im  Erzeugen  von 
Nachkommen,  welche  die  Sorge  um  die  Behauptung  des  Grund- 
eigens zeitigte,  ist  erfahrungsgemäss  bei  Kleinzeitpächtern  nicht 
vorhanden  (Irland);  und  zu  allen  sonstigen  socialen  Uebeln  und 
Zerstörungen,  welche  der  Gemeinbesitz  brächte,  würde  daher  auch 
noch  die  Gefahr  einer  ungesund  raschen  Bevölkerungszunahme  als 
weitere  Mitgift  der  ,,Pionniere  einer  neuen  Aera"  hinzutreten^). 


^)  fiahUnd,  s.  a.  0.,  S.  330.  Aelmlich  Frankl,  a.  a.  0.,  1881,  S.  64  ff. 
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Aus  allen  vorerwähnten  GrOnden  liegt  die  wahre  Lösung, 
selbst  in  den  Staaten  mit  jetzt  ungünstiger  BodenbesitzTertheilimg, 
nieht  in  der  Beseitigung  des  PriTateigenthums ,  sondern  in  der 
Herbeiführung  einer  besseren,  gesünderen  Grund- 
thumsvertheilung  durch  eine  planyoll  vorgehende 
Landpolitik,  für  welche  die  in  der  Gegenwart  sich  voll- 
ziehenden gesetzgeberischen  Actionen  in  dem  englischen  Inselreich, 
in  den  östlichen  Frovinsen  Preussens  werthvolle  Fingerzeige 
geben  (§  91  if.);  also  in  der  systematischen  Anbahnung  einer 
Bodenreform,  welche  den  eigenthumsweisen,  allenfalls  erbpacht- 
weisen Besitz  einer  möglichst  grossen  Anzahl  Familien  und  damit 
auch  die  nationale  Grundrente  und  deren  allmihliches  Anwachsen 
den  weitesten  Kreisen  des  Volkes  sichert^).  ITm  aber  die  Schäden 
innerhalb  des  landwirtlischaftlichen  Grewerbes  selber  zu  heilen, 
zumal  soweit  der  mittlere  und  kleine  (bäuerliche)  Besitz  in  Frage 
steht,  könnte  die  Bodoiivorstaatlichung  doeli  nur  das  äusseidte 
und  letzte  Mittel  sein,  wenn  alle  anderen,  in  Anlehnung  an  die 
geltende  Eigenthumsverfasbung  zu  ergreifenden  Maassnaiimen  als 
vergebliche  sich  erwiesen  und  wenn  überhaupt  wahr  wäre,  dass 
der  kleinere  und  mittlere  Landbesitz  rettungslos  seinem  üntergang 
gewoiht  sei.  ..Ans  der  Geschichte  der  socialen  Institutionen,  aus 
der  unzwoitVliuitteii  Thatsacho,  dass  in  den  socialen  Institutionen 
sicli  ein  wachsender  Isicdoriichlag  sittliclier  Ideen  verdiclitct  und 
festsetzt,  ist  es  zu  erklären,  wenn  die  edelsten  ficister  aller  Zeiten 
an  dem  Fortschritt  nicht  verzweifeln  und  in  der  ])rutalen  Losung 
vom  Sieg  des  Starken  ül»er  den  Schwachen  nicht  der  Weisheit 
letzten  Schluss  sehen  wollen**  (Schmoller).  Was  noth  thut,  ist  nicht 
Beseitigung  des  auf  eigener  Scholle  sitzenden  Bauern  und  dessen 
Umwandlung  in  einen  vom  allgewaltigen  Bodemnonopolstaat  ab- 
hängigen Zeitpächter,  sondern  die  Sicherung  des  bäuerlichen 
Besitzes  durch  eine  planmässig  dieses  Ziel  im  Auge  behaltende 
Fortbildung  des  Agrarrechtes*):  im  Gebiet  der  Landescultur 
negativ  durch  gesetzliche  Beseitigimg  der  Hindemisse,  welche 
einer  höheren  Erträglichkeit  der  Ländereien  im  Wege  stehen,  luid 
positiv  durch  die  praktischen  Maassnahmen  der  Agrarpflege,  die 
auch  den  kleinsten  Grundbesitzer  befähigen,  die  Kräfte  der  Natur 
in  weitgehendstem  Maasse  sich  dienstbar  zu  machen;  im  Gebiet 
des  Erbrechts  durch  Verhütung  der  Erbesüberschuldung  und  der 

Aehnlich  Roscher,  §  53. 
^  So  anch  Wagner  in  der  ^.Gmndlegnng"  §§  314,  8SB,  339. 
B  oeh enb •  rg  *' i      AgtarpoUttl:.  L  17 
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Yenneidtmg  unwirthschaftlicher  Zerstückelung;  im  Gebiet  des 
Credit  -  und  Schuldrechts  durch  Femhaltong  zielloser  üeberocbuldung, 
Anbahnung  regelmftssiger  Schuldabtragimg  und  Yerhfltimg  wucher- 
licher ^  Ausbeninmg;  im  Gebiet  der  Versicherung  und  der  Land- 
wirthschaflspolizei  durch  ^ianhaltung  der  Folgen  schädigender 
Zwischenf&lle  und  dieser  selbst;  im  Gebiet  der  allgemeinen  Wirth- 
sehaftspoMk  durch  eine,  neben  den  Interessen  der  flbrigen  Er- 
werbsstände, auch  jene  der  landwiithschaftlichen  Berufskreise 
gerecht  und  unparteilich  wahrende  Terkehfs-,  Steuer-  und  Zoll- 
gesetzgebung; nicht  in  letzter  Linie  endlich  auch  durch  unver- 
drossenes  Hinarbeiten  auf  intelleetuelle  Hebung  der  bäuerlichen 
Glieder,  durch  Stärkung  des  Standesbewusstseins  und  der  corpo- 
raÜTcn  Gesinnung,  um  dann  auch  jene  Gefährdungen  der  wirth- 
Bchaftlichen  Existens  seltener  zu  machen,  weldie  nicht  sowohl  in 
der  geltenden  Bechts-  und  Wirthschaftsordnung,  als  in  mangeln- 
der wirtih schaftlicher  Einsicht  und  in  den  Mängeln  einer,  des 
corporativen  (associationsweiseu)  Zusammenwirkens  entbehrenden 
Betriebsorganisation  wurzeln;  wie  denn,  um  mit  einem  englischen 
Schriftsteller  (Herbert  Spencer)  7ai  reden,  die  Umwandlung  der 
menschlichen  Natur  durch  die  Disciplin  des  socialen  Lebens,  wenn 
nicht  die,  so  doch  eine  der  Voraussetzungen  aller  Socialreform 
bildet.  Und  Schäffle,  die  Nothweinligkeit  einer  socialen  Agi'ar- 
reform  betonend,  sagt:  Viele.  ;iiic1i  srlbstverschuldete  Subhastation 
(der  Gegenwart)  wäre  niclit  eingetreten,  w^enn  das  Erb-,  Kauf-, 
Credit-  bezw.  das  Pachtrecht  der  unproductiven  Ueberschuldung 
Schranken  setzen  würde  und  dadurch  der  Grundbesitz  gegen  eigenes 
Verschulden,  Unfälle,  Auslandsconcurrenz,  schlechte  Conjunctiir 
und  Familionunglück  vollständig  widerstandsfähig  gemacht  wäre. 
Die  „„Ausbeutung""  durch  das  Leihkapital  h&tte  ein  Ende,  der 
Bauemstand  bezöge  ganz  den  productiven  Ertrag  seiner  Arbeit  und 
seines  Besitzes,  wäre  kapitalkräftig,  daher  fortschritts-,  molio- 
rations-  und  concurrenzfähig,  und  er  stände  im  vollsten  Ideal- 
wie  Bealgenuss  seines  Besitzes.  Diese  Gestaltung  des  bäuerlichen 
Besitzverkehrs-,  Credit-  und  Fachtrechts  —  zusammen  mit  der 
Terhütung  der  Aufsaugung  durch  das  Grosshapital  zu  Latifundien 
—  ist  aber  in  der  durchgreifendsten  Weise  herstellbar . . .  Nicht 
der  Eigenbesitz  von  Grund  und  Boden,  sondern  die  unproductire 
Uebersohttldung  dieses  Besitzes  ist  unser  Leiden  und  ein  solches, 
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welches  ohne  jede  Aufhebung  des  PriyateigenthumB  geheilt  werden 
tau«"'). 

Den  nachfolgenden  Ausfahrungen  erwächst  die  Aufgabe,  diese 
l^tze  im  Einzelnen  zu  erhärten,  wobei  aber  schon  jetzt  bemerkt 
sein  mag,  daes  zur  Erreichung  des  Ziels  es  einer  durchaus  neuen 
Agiarrerfassung  nicht  bedaif ;  seit  langer  Zeit  wird  an  dem  Aufbau 
eines  den  Bedtlifiiissen  des  landwiithschaillicheii  Betnebs  besser 
angepassten  Agiaifechts  in  allen  Gultuistaaten  planvoll  gearbeitet; 
Fehler  und  IrrthUmer,  die  froher  unterlaufen  sind  und  noch  der 
Beseilagimg  hanren,  sind  vollends  wegzurflumen,  Ltlcken,  die  ge- 
blieben sind,  zu  ergfinzen;  der  leitende  Grundgedanke  aber  in 
Allem  wird  sein  mUssen,  das  Eigenthumsrecht  am  Qrund 
und  Boden  selber  mehr,  als  bis  jetzt  der  Fall,  mit  socialem  Oe- 
halt  zu  bereidiem.  Es  muss  mehr  als  seither,  wie  schon  Fichte 
meinte,  zu  einer  socialen  Organisation  des  Eigenthums  kommen; 
letzteres  soll,  wie  Layeleye  sagt,  nicht  nur  eine  im  Interesse 
des  Individiums  getroffene  Einrichtung  sein,  die  ihm  den  Genuss 
der  Früchte  seiner  Arbeit  zu  gewährleisten  hat,  sondern  es  sollen 
auch  Bürgschaften  geboten  seiu,  dass  es  jederzeit  dem  Interesse 
der  Gesellschaft  diene,  der  es  Dauer  und  nützliche  Thatigkeit  zu 
sichern  berufen  i«t^).  Der  unbehindei*ten  Freiheit  des  ländlichen 
Grundeigenthums  im  Gebiet  der  Theilung,  Vererbung,  zutreffenden- 
falls auch  in  dem  der  Verschuldung  sind  also  da,  wo  diese  Frei- 
heit nicht  nur  ffir  die  unmittelbar  Betheiligten,  sondern  für  die 
Allgemeinheit  Geiahren  mit  sich  bringen  snllte,  Schranken  zu 
setzen,  m.  a.  W.  die  rein  privatrechtliche  Ordnung  des  Gruud- 
eio-f^nthums  durch  eine  sncialrechtliclie  zu  ersetzen.  Nicht  die 
Einrichtung  des  privaten  Eig«'ntluimö  an  sieh,  das  man  mit  Unrecht 
eine  „antisociale  Institution"  genannt  liat,  hat  jene  Auswücliso 
gezeitigt,  denen  die  neuzeitliche  Bodonverstaatlichnngsbewegiuig 
in  Amerika,  England  etc.  ihre  Entstehung  verdankt,  sondern  die 
Schrankenlosigkeit  des  Eigenthumsbegrifl's,  der  Mangel  einer,  dem 
Wesen  des  Gnindeigeiitlmms  angepassten  rechtlichen  Ordnung  der 
Beziehungen  der  Grundeigenthümer  unter  einander  und  zum  Staat 
Diese  socialrochtliche  Ordnung  zu  schaffen  und  weiterhin  durch 
posiüve  Gestaltung  des  Agrarrechts  und  der  Agrarpflege  die  social- 


^)  Schaff le,  Die  Anssichtslosigkeit  etc.,  8.  81  and  112. 

«)  y-l.  auch  Eisenhart,  a.  a.  O.,  S.  261  ff 

8o  auch  der  russische  SchrifUteller  Kaweliu,  i>tr  bauerhche  Gemeindc- 
beiitB,  S.  72. 
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pkonomisclje  Basis  für  eino  joresunde  Entfaltung  des  Landhaus 
sicher  zu  stellen,  ist  die  Aufo^ibe  des  Culturstaats,  nicht  aher  eine 
Ziirückleitung  der  Grundi'ifrenthiinisordnung  auf  die  Anfancrsstadien 
der  Gesellschaft  oder  die  gedankenlose  Adoptirung  des  Boden- 
besitzrechts von  Völkern,  die  einer  andern  Kasse  angehören,  eine 
nieiirigere  Stufe  der  intellectuellen  und  moralischen  Bildung  auf- 
weisen; deren  Grundeigenthumsordnung  wohl  für  den  vergleichen- 
den Wirthschafts-  und  Culturhistoriker  dankbare  Aufschlüsse  über 
eine  gewisse  Gemeinsamkeit  und  Uebereinstimmnng  der  ursprüng- 
lichen gesellschaftlichen  Entwicklung  liefern,  deren  fortdauernde 
Geltung  den  eigenartigen  Oulturzuständen  dieser  Völker  auch  ent- 
sprechen mag,  aber  nicht  zu  der  Schlussfolgerung  hinleiten  darf, 
dass  dieses  uns  fremd  gewordene,  nicht  willkürlich  und  unbedacht, 
sondern  aus  Gründen  zwingender  Nothwendigkeit  abgestreifte 
Grundeigenthumsrecht,  nachträglich  im  Widerspruch  mit  den  An- 
schauungen und  Empfindungen  der  unmittelbar  Betheiligten  und  in 
Yerkennung  der  ethischen  Kraft  unserer  GrundeigenthumsverfasBung, 
sei  es  im  Zwai^-,  sei  es  „auf  friedlichem  Wege^S  der  Gesellschaft 
wieder  aufzunöthigen  seL 


§43.  Der  Agrarcommunismus  in  der  Gegenwart^). 

1.  Die  vergleichende  Wirthschaft^jrt'scliichte  zeigt,  dass  die 
germanisch -romanischen  Völker  schon  frühzeitig  den  Uebergang 


Ausser  der  iu  der  VorbcDiorknupf  711  Abschuitt  II,  S.  229  anfg:oführteu 
Literatur  und  dem  molirfach  angeführten  Buch  von  Laveleye  wurden  bei  der 
Nledenebrift- dieses  Paragraplien  noch  zu  Batlie  gezogen:  Filir.  t.  Haxthansen, 
Die  ländliche  Verfassung  Rnsslaiids,  1866;  v.  Keussler,  Zur  Geschiclito  und  Kritik 
des  hüucrlichen  Gemdndehesitzes  in  Kussland,  3  Thle.,  1876/87;  Derselbe,  Oe* 
nossenschaftliclieB  Omndbesitarecht  in  Rnssland,  in  der  Pestgabe  für  O.  Hanssen^ 
1889:  Kawtlin.  Der  bäuerliche  Geuieiudebesitz  in  Russland,  1877;  Tschit- 
sckerin,  Art.  „Leibeigenschaft  in  Russland*^  i.  Staatswörterb.,  Bd.  VI;  A. Wagner, 
Die  Abschaffung  des  privaten  Grundeigenthunis,  1870;  W aIcker,  Die  russische 
Agrarfrage  mit  bes.  Berücksichtigung  der  1873er  Agrarenquete,  1874.  Weitere 
Literaturangahf  II  über  diesen  Gepf  iisland  siclic  in  der  „Orundlerrntip'"  hei  ^  .324. 
In  der  Walcki-'r'ijchen  Schrift  ist  t-iiie  uiibilangtULi  Würdi^Ming  der  russisc}u'u  Ver- 
hältnisse sehr  zu  vermissen.  Kawelin  und  v.  Keusslci  stehen  zwar  grundsatsr 
lieh  auf  (It'ui  15()den  des  Gemeindebesitzfs  und  fiacliten  dif  Kortdauor  difser  Iristitutirin, 
alü  dem  (  harsikter  des  russischen  Landvolks  am  meisten  entsprechend,  liir  nüthi^, 
verschliessen  sich  aber  —  im  üntersehied  au  den  ränaeitigen  Tetfechtern  dea  JBr* 
keinrswpgs  der  Xotliwendigkeit  einer  allmählichen  Um-  und  Fortbildung  derselben, 
wobei  auf  die  Ausfiüiruugeu  im  Text  zm  verweiüeu  ist.  Bei  Kaweliu  auch  sehr 
gute  Kritik  der  Einseitiffkeiten  der  LaTeleye'sebeii  Aj^tnimeiitatioiiaweisen  fiber 
Gemeindebesita  (S.  68  ff.  der  Sehiift). 
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aus  der  lusprfingüchen  Feldgemeinsehaft  zu  privatem  Sondereigen- 
thum  vollzogen,  die  der  kelÜBchen  und  slavischen  Basse  ange- 
hdrigen  Stömme  dagegen  sehr  viel  längere  Zeit,  die  Slaven 
grossentheils  bis  in  die  Gegenwart  an  der  Feldgemeinscbaft 
(Oollectivbesitz)  festgehalten  haben.  Man  wird  gut  daian  thun, 
diese  versehiedenartige  Entwicklung  nicht  als  etwas  Zufälliges, 
sondern  durch  die  Wesenseigenthürnüchkeiten  der  Bassen  wenig- 
stens mitbedingt  zu  erachten;  und  man  sollte  desshalb  auch  endlieh 
davon  absehen,  desshalb,  weil  eine  besondere  Art  der  Grundeigen- 
tluimsordiuuig  von  gewissen  Kassen  so  lange  behauptet  wurde,  die 
abweichende  Art  der  Entwicklung  bei  anderen  Kasseu  alö  etwas 
„Abnormes",  „Widernatürliches''  etc.  zu  charakterisiren.  Auch 
lässt  ein  Vergleich  des  allgemein  Zustandes  der  Gesittung, 
aber  auch  der  materiellen  Zustände  der  Trncror  dos  landwirth- 
scliaftlichen  Gewerbes  jene  abweichende  Entwi>  klunu .  mindestens 
in  den  germanischen  Staatswesen,  keim'swegs  m  ungünstigem  Liclite 
erscheinen :  es  genügt,  auf  die  Kohheit,  Unwissenheit,  sittliche 
Versunken heit  eines  grossen  Theils  der  in  der  Foidgemeiuschaft 
lebenden  russischen  Bauernscliafb  einer-,  auf  die  eigenartigen 
bäuerlichen  Typen  in  Skandinavien,  Deutschland  und  der  Schweiz 
mit  ihrem  Freiheits-  und  ünabhängigkeitsgeftthl,  ihrem  Sel])st- 
bewusstsein,  ihrer  zähen  Widerstandsfähigkeit  auch  in  schlimmer 
Zeit  anderseits,  hinzuweisen.  Die  Betrachtung  (wie  man  sie  bei 
Laveleye  \md  Anderen  so  häufig  findet) .  dass  der  Zustand  der 
Feldgemeinschaft  Jedem  ein  leidlich  gesichertes  Lebensloos  gewähre, 
den  Kampf  ums  Dasein  erleichtere,  den  Schwachen  stdtze,  ist  doch 
nm-  zum  geringsten  Theil  zutreffend;  denn  wenn  die  Feldgemein- 
schaft, wie  gerade  wieder  Bussland  beweist,  Alle  auf  einem  gleich 
niedrigen  Maass  der  Lebenshaltung  zorfickhält,  so  hat  jene  Gleich- 
heit und  das  in  ihr  verwirklichte  „Bocht  auf  den  vollen  Arbeits- 
ertrag" kaum  noch  einen  idealen,  jedenfalls  keinen  materiellen 
Inhalt  Mit  Jenen  aber,  welche  grundsätzlich  die  Last  der  wirth- 
schaftlichen  SelbstverantworÜichkeit  von  den  Einzelnen  auf  die 
Gemeinschaft  abw&lzen  mochten  und  die  private  Eigenthumsordnung 
gerade  auch  desshalb  bekämpfen,  weil  sie  dem  Einzelnen  ein  ihn 
Erdrückendes  Haass  von  wirthschaftlichen  und  socialen  Pflichten 
auferlegt,  ist  überhaupt  nicht  zu  rechnen;  solche  Betrachtung,  der 
Attsfluss  einer  hypersentimentalen  Weltanschauung,  wie  sie  gerade 
ideder  die  Schriften  Laveleye's  durchzieht,  übersieht  die  ethischen 
XraCtwirkungen,  die  aus  der  Sorge  um  die  Behauptung  der  Daseins- 
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bedingungen  wie  Wirkung  und  Ursache  berrerquellen;  den  mora- 
lischen Halt,  den  das  Sorgen,  die  Fflrsoige  und  Yorsorge  dem  wirthr 
Bchaftenden  Suhject  gewährt;  und  die  Bückwirkung  dieses  pflicht- 
haften Soigens  auf  die  Gütererzeugung  und  die  allgemeine  Wohl* 
Standsentwicklung  überhaupt;  und  insofern  die  Fesselimg  des 
SelbstrerantwortUchkeitsgefÜhls  die  allmShliche  Aneignung  dieser 
idealen  Güter  höchster  Menschlichkeit  hintanhalt,  ist  daher  jene 
Weltanschauung  recht  eigentlich  als  eine  inhumane,  culturwidrige, 
ja  der  göttlichen  Weltordnung  selber,  welche  dem  Menschen  mit 
der  Fähigkeit  auch  die  Pflicht  de8  Vorwärtsschreitens  zu  voll- 
kommiieren  Daseinsformen  auferlegt  hat,  zuwiderlaufende  zu  be- 
zeicliiHii. 

2.  Bei  allem  Dem  ist  doch  wohl  das  Eiiie  unbestreitbar, 
dass  wie  sehr  auch  in  der  Gegenwart  imter  dem  Zusammenwirken 
vielfach  ungünstiger  Factoren  die  Gesammtlage  des  Land])auos 
der  westeuropäischen  Staatswesen  vieles  zu  wünschen  übrig  lässt, 
doch  der  kleinste  bäuerliche  Wirth,  z.  B.  selbst  in  dem  ..Zwergscliafts- 
winkel"  Deutschlands,  doch  unendlich  bessere  Daseinsbedingungen 
aufweist  wie  irgend  ein  Wirth  in  den  russischen  Feldgemeinschaft 
gemeindcn,  dessen  wachsende  „Verlumpiuig"  von  nicht  wenigen 
Schriftstellern  ernstlichst  befürchtet  wird So  drängt  denn  gerade 
in  Bussland,  wie  auch  wohlwollende  Beurtheiler  des  Feldge- 
meinschaftswesens zugeben  (z,  B.  Kawelin  und  v.  Keussler)  doch 
Alles  auf  eine  allmähliche  Umformung  der  alten  Grundeigenthums- 
yerfassung  hin;  die  periodischen  Landvertheilungen  werden  jetzt 
schon  seltener;  in  vielen  Gemeinden  hat  „eine  allgemeine  Um- 
thoilung,  für  welchen  Beschluss  eine  Zweidrittel-Majorität  sämmt- 
licher  Wirthe  vom  Gesetz  verlangt  wird,  nicht  mehr  zu  Stande 
gebracht  werden  können;  oder  mit  andern  Worten:  es  wird  in 
Würklichkeit  de»  Becht  der  Nachgeborenen  auf  Land  (jetzt  schon) 
negirt*'  (v.  Eeussler);  wo  periodische  -Theilungen  stattfinden, 
ftberlftsst  man  nicht  selten  die  ungedtingten  Feldstreifen  den 
firflheren  Anbauem,  nm  „dadurch  den  Nachl&ssigen  die  Möglichkeit 
zu  nehmen,  auf  Kosten  der  fleissigen  Nutzen  zu  ziehen"  (Kawelin); 
Anträge  auf  Ausscheidung  eines  Theils  des  Gemeindebesitzes  in 
Sondereigenthum,  wie  sie  die  1861er  Landgesetzgebung  zugelassen 
hat,  werden  mit  der  Zeit  sich  mehren;  und,  wenn  nicht  Alles 
trügt,  wird  die  harte  Nothwendigkeit,  jene  dira  necessitas,  welche 

')  Vgl.  V.  Samfsnn  TTimmolstjerna  (Victor  Frank),  Die  YinrliimpQng  dar 

Bauern  uud  des  AdeU  in  Kussland,  18^. 
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als  beste  Mitgift  den  Menschen  auf  den  Lebensweg  mitgegeben 
worden  ist,  und  die  zunelimende  Sterilität  der  durch  Raubbau  aus- 
gesogenen Ländereien ;  wird  die  wachsende  Anzahl  von  Missemten 
(selbst  ein  russischer  Schriftsteller  —  Kablukow  —  giebt  zu, 
^ass  in  Folge  der  schwachen  Entwicklung  der  productiven  Kräfte 
dos  Volks  in  Verbindung  mit  ungünstigen  wirthschaftlicheu  Ver- 
hältnissen es  „fast  kein  Jahr  gieljt,  wo  nicht  dieser  oder  jener 
Theil  des  ßeichs  von  einer  bedeutenden  Missemte  heimgesucht  ist^^ 
und  dass  zwischen  1833— 18dd  23  MilL  Bubel  Unterstatzungs- 
gelder ausbezahlt  wurden);  wird  endlich  auch  die  abnehmende 
wirthschafUiche  und  finanzielle  Kraft  des  Bussischen  Boichs  (es 
wuchsen  die  jährlichen  Steuenrtlckstände,  z.  B.  in  dem  einen 
Gouvernement  von  Mschni- Nowgorod  vom  Jahre  1381  mit  739942 
Bubel  im  Jahre  1890  auf  1604034,  im  Jahre  1391  auf  2493377 
Bubel  an;  es  sank  der  Viehstand  von  1241 145  in  1864  auf  355032 
Häupter  in  1390)  —  die  jetzt  noch  in  der  überwiegenden  Zahl 
der  Gebietstheile  des  „geheUnnissvollen  Landes^*  geltende  Agrar- 
verfossung  derjenigen  der  eigentlichen  Gulturstaaten  in  nicht  sehr 
femer  Zeit  nahe  bringen.  Daneben  weist  die  russische  Feldge- 
meinschaft alle  Mängel  des  Almendbesitzes  der  Süddeutsch  — 
Schweizerischen  Gemeinwesen  auf,  ohne  deren  unbostreitl)are  Vor- 
züge, die  eben  in  dem  gleichzeitigen  Bestehen  auch  privaten 
Eigenthnms  ihre  Quollen  haben ;  und  eine  schrittweise  in  einzelnen 
Clonverneinents  vor  sich  gehende  Urdniing  der  Oesetzgebung, 
wehhe  in  jeder  russisclien  Dorfgemeinde  das  Anrecht  auf  die 
Kutzung  eines,  nicht  zu  grossen  Theils  de?»  jetzigen  Gemeinlandes 
als  imveräusseriiche."^  Genieindeeigenthunis  Jedem  sichert  (Almende), 
den  anderen  Theil  aber  zu  Sondereigentluim  auj<8cheidet  oder  aber 
auf  die  Ueherlassung  des  Lanrles  durch  die  Uenieinde  an  die 
Einzelnen  in  der  Form  der  Er])j)acht  (wie  Schedo  - i'erroti  s.  Z. 
vorgeschlagen)  abhebt,  dürfte  daher  wirthschaftlich,  social  und 
politisch  Vortheile  zeitigen,  wie  sie  unter  dem  geltenden  strengen 
System  der  Feldgemeinschaft  niemals  werden  erreicht  werden. 
Wenn  Kawelin  (a.  a.  0.,  S.  36  ff.)  meint:  „Für  die  stärkeren, 
untemehmungskräftigen,  fähigen  und  begabten  Leute  ist  der 
Gemeindegrundbesitz  viel  zu  eng  und  zu  schmal  und  sie  werden 
aus  ihm  heraustreten;  aber  für  die  Schwachen,  Mittelmässigen  und 
nicht  Unternehmungslustigen,  fiOr  Solche  *  die  sic^  mit  Kleinem 
zufriedenstellen,  und  für  die  Getäuschten  —  und  aus  solchen  besteht 
die  überwiegende  Mehrzahl  (aller  Dorfbewohner)  ist  der  bäuerliche 
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Gemeindogniudbositz  der  Kettiingsbalken,  mit  dem  sie  sich  am 
Strande  halten  können  .  .  —  so  dürfte  dieser  Zweck  doch  auch 
bei  Rednction  des  Gemeindegrundbesitzes  auf  einen  Thoil  der 
Feldmark  zu  erreichen,  zugleich  aber  mit  der  Beschreitung  dieses 
Weges  zu  erreichen  sein,  dass  auch  in  Russland  allmählich  die  Zahl 
der .  „fähigen,  begabten,  wirthBchafUich  stärkeren  Leute*'  wächst. 

Auf  die  allmähliche  Ueberleitung  der  jetzigen  Nutzungsrechte 
in  erbpachtähnliche  Institutionen  (mit  allerdings  veränderlich 
gedachtem  Pachtgeld)  läuft  wohl   aucli   der  von  Keussler'sche 
Beformvorschlag  hinaus:  das  Land  bleibt  danach  im  Eigentliuiii 
der  Gemeinde,  den  einzelnen  Gemeindeangohörigen  wird  aber  an 
bestimmten  Theilen  der  F(ddmark  ein  vererbliches,  nicht  mehr 
kündbares,  nur  im  Fall  von  Steuernickständen  einziehbares  Land- 
loos  überwiesen,  das  mit  dem  üücken  besessen  (selbst  bewirth- 
schattet)  werden  muss  und  nur  mit  Genehmigung  der  Gemeinde 
verpachtet  werden  darf,  das  nur  beschränkt  verschuldbar  ist  (und 
nur  gegenüber  der  Gemeinde),  ferner  nur  bescliränkt  thcilbar  ist 
imd  auch  nicht  über  ein  festzustellendes  Ilöchstmaass  von  Land 
anwachsen  darf  (Besitzmaximum  und  Besitzminimum) ;  das  nach  An- 
erbenrecht mit  Bevorzugung  des  Anerben  vererbt,  im  Fall  des  erblosen 
Heimgangs  des  Besitzers  an  die  Gemeinde  zurückfällt  und  bezüglich 
dessen  im  Fall  eines  Verkaufs  der  Gemeinde  ein  Vorkaufsrecht 
zusteht.  Das  Kecht  der  Nacligeborenen  auf  Land  wird  bei  diesen 
Vorschlägen  also  auch  nicht  mehr  anerkannt,  ein  Gesichtspunkt, 
dem  übrigens  in  einem  Land  von  der  Ausdehnung  Russlands  und 
bei  den  gTOssen  der  Besiedelung  noch  harrenden  Gebieten  auch  vom 
socialpolitischen  Gesichtspunkt  aus  eine  Bedeutung  am  allerwenig- 
sten zukommen  durfte.  Die  der  Gemeinde  zufliessenden  Landnutz- 
nie88ung8-(Pacht-)Gelder  könnten  nach  dem  Vorschlag  v.  Keusslef  s 
zur  Erleichterung  solcher  Uebersiedelungen  nach  auswärts  sowie 
zum  Uebertiitt  in  andere  Erwerbsarten  Verwendung  finden.  Vor 
Allem  aber  dflrfte  freilich  auch  die  gegenseitige  Bürgschaft  für 
die  Aufbringung  der  Steuerlasten  einzuschränken  und  gerade  in 
Bezug  auf  die  steuerliche  Pflicht  das  individuelle  Selbstverant- 
lichkeitsmoment  bei  einer  Befonn  stärker  zu  betonen  sein ;  gesteht 
doch  auch  £awelin  zu,  dass  „die  Folgen  der  obligatorischen 
gegenseitigen  Bürgschaft  den  Charakter  einer  chronischen  Krank- 
heit angenommen  haben,  welche  die  wohlhabenden,  fleissigen  und 
sorgsamen  Bauern  zu  Grunde  richtet". 
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Aumerkung.    Im  Einzelnen  iüt  noch  zu  bemerken: 

In  Kussland  ist  der  Zustand  der  Feldgemeinschaft  durch  die  Ablösungs- 
gesetzgcbtuigf  des  Jahres  1861  ausdrücklich  conservirt  wurden,  doch  hat  letsitere 
die  Umwaadlnng  des  (leuieindeeigenthums  in  rrivatcigenthum  beim  Vorliegen  eines  Be- 
sclil'i^"-«  '*  von  zwei  Dritteln  i\vr  stimmberechtigten  Gemeindegenossen  gestattet.  Diesen 
eigLiitliumlic'he  ikchtsiustisttit  des  Gemeinbesitzes  im  Mir  („Mir'*,  w»irtlicli  «Weh", 
bezeichnet  die  (iesammtheii  der  Stimmberechtigten  ans  einem  Dorfe,  welche  als 
"bcschlusslahige  Versammlung  anzusehen  ist),  hat  d;is  (Jenetz  vom  V.i.  Februar  1861 
dahin  cluurakterisirt :  tiemeiiisamer  Nieüsbrauch  (obshtiuuve  polzuvouie)  ist  diejenige 
dtircb  Gewolinlieii  geregelte  Art  des  Niesslnranelit,  bei  welcher  der  Boden  von  SEeit  zu 
Zeit  unter  die  Bauern  vertheilt  oder  verloost  wird,  sei  ts  iiadi  Köjifen,  nach  tiagbis 
(man  versteht  darunter  jedes  verheiratbete  Paar)  oder  nach  anderem  Maasttstabe, 
nnd  bei  welcher  die  an  den  Boden  geknfipflen  Verpflichtnngen  mit  imlidarischer 
Haftbarkeit  Aller  ^'tlristet  werde.  -  Ob  der  Mir  eine  altsla^^sche  Einriclitiing  oder 
erst  eine  Folge  der  Agrargesetzgebung  des  16.  Jahrhunderts  sei  und  in  Yerbiudnng 
Stehe  mit  der  damals  eingetretenen  Verschärfiuig  der  LeibeigensrhaftsverhSltnisfle  mit 
Kopfsteuer,  scheint  durch  die  neueren  rntersuchnngen  in  ersterem  Sinn  entschieden 
werden  zn  müssen,  vne  dies  auch  T{(i scher  annimmt,  der  das  ganze  Institut  lÜr 
Folge  des  altslavi.sthcu  Fauiilieurvt  las  hält  (Roscher,  a.  a.  O.,  71,  Auiu.  14). 
Das  Wesentliche  des  Mir  besteht  also  darin,  dass  der  russische  Hauer  nur  ein 
Nntznugsrrrht  am  Ociiuiiulclindcn  liat;  dass  die  (iemeinde  befugt  ist,  das  Land  neu 
und  unentgeltlich  zu  gleichen  Theiien  zu  vertheilen,  vfm  alle  6,  12  oder  15,  meij>t 
alle  9  Jahre  stattzufinden  pflegt;  und  weiter  belbgt  ist,  den  Landantheil  der 
einzelnen  Familien  im  Fall  der  Aufirismi"-  derselben  durch  Tod,  Wcfr/npr  etc.  ein- 
zuziehen. Das  System  der  Vertheilimg  ist  im  Allgemeinen  das,  d&&&  um  das  Dorf 
drei  Zonen  gebildet,  diese  wieder  in  drei  Thdle  zerlegt  werden  und  innerhalb 
dieser  fiewanne  das  Land  in  laii<:eii  schmalen  Streifen  zur  Verln(i>nn;r  gelangt. 
Wie  in  der  altgermauischeu  Agrarverfassuug  ist  also  der  Landantheil  der  Eiuzelueu 
stark  parcellirt  (Streubenitz)  und  die  Folge  davon  ein  streng  ausgebildeter  Flur- 
zwang mit  allen,  diesem  Wirtlischaftssystem  anhaftenden  Mängeln  (siehe  darüber 
das  folgende  Kap.  III).  In  en^r^ter  Verbindnng  mit  diesem  Zustand  der  Feldgemein- 
schaft hat  sich  die  solidarische  Haftung  der  (Iemeinde  für  alle  privat-  und  staats- 
rechtlichen Lasten  erhalten,  die  auf  dem  einzelnen  Bauern  und  seinen  Landantheil 
lasten  (0 rundabgaben,  Obrok,  Kopfsteuer  etc.).  Es  ist  immerhin  bemerkenswerth, 
dass  auch  eine  Anzahl  deutscher  (iemeiudeu  (z.  H.  in  Saratow)  ihr  ehemaliges 
Deutsches  Recht  mit  dem  Russischen  vertauscht  haben.  Nach  der  mssischen  Agrar- 
enqu^te  von  1872/73  hrsteht  das  Institttt  der  Feldgemeinschaft  ausschliesslicli  in 
9  Gouveruements  (.unter  38),  in  12  überwiegeud,  in  8  ist  das  Institut  des  Kiuzcl- 
beeitses  Tertreten,  in  9  bestehen  Feldgemeinschaft  und  Privateigentbum  neben 
einaxider. 

Wo  der  Boden  sehr  fruchtbar  ist,  also  ohne  grosse  Anstrengung  reiche  Kmteu 
tragt  (sfidmgiische  Schwarxe  Erde),  scheinen  die  mit  dem  GemeinbesitR  yerkniipft<>n 
Mängel  sich  weniger  geltend  gemacht  zu  haben,  ja  ein  dringendes  wirthschaftliches 
Bedürfniss  (vom  Standpunkt  der  Productionsinteressen )  für  eine  alsbaldige  Aufgabe 
der  Feldgemeinschaft  auch  heute  noch  nicht  voizuliegen ;  wohl  aber  ist  letzteres 
anbestreitbar  der  Fall  da,  wo,  wie  in  den  minder  günstigen  situirten  Theiien,  die 
anwachsende  lievölkernng  und  die  damit  im  Zusammenhang  stehende  Verkleinerung 
der  Landantheile  eine  intensivere  Hodenarbeit  gebietet,  der  aber  der  (femeiuschaft- 
besitz  und  die  steuerliche  Solidarhaft,  diese  ..Prilmie  für  Faulheit  und  Cnordntmg^ 
hemmend  entgegen  stellt,  wie  denn  der  Ackerbau  gegendeuweise  mnli  bentrntage 
kaum  die  Stufe  erreicht  hat,  welche  er  zur  Zeit  des  Tacitus  in  Deutsciiland  ein- 
nahm (LsTOleye);  am  meisten  da,  wo  trots  des  „Mir**  Ungleichheiten  des  Besitzes 
sich  eingeschlichen  haben  durch  jene  einflnssreichcii  L<nite,  welche  der  Volks- 
mund bezeichnend  „Yerzehrer  des  Mir*^  nennt.  Nach  den  vorausgegaugeueu  Be- 
trachtungen kann  eine  eingehendere  Wtirdigimg  des  msdRchen  .Mir"  unterbleiben; 
in  eingehender  Weise  hat  das  ..Für"  und  „Wider"  neuerdin-rs  wieder  Laveleye 
in  seinem  Eingangs  citirten  Werk  (Kap.  II  ff.)  entwickelt;  aber  widersprochen  muss 
der  hiw  im  Ansehluss  an  slavophilische  Auffassungsweisen  vertretenen  Anschauung 
werden,  als  ob  „der  Pauperismus,  diese  Geissei  der  Gesellschaften  des  Westens,' 
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uubekaiiut  in  dem  „„Mir""  sei",  oder  wenn  iur  da»  russische  Volk  die  Erhaltung 
fl^er  „üreburiditmifr  als  Yorbedininin^  der  EntwieUviiif  in  politischer  nnd  wirth- 

schaftlicher  (irösse  bpzpichiiet  wird  ('wie  v.  Haxtlirmscn,  die  Slavophilpn  A k  sa- 
li ow  u.  A.;  die  radicaleu  Demokrateu  und  Nihüiäteu  wie  v.  Herzen,  Bakunin  etc. 
meinen);  wo  doeh  das  nnentziebbäre  Nutzungsrecht  und  die  Solidarhaft  der  Qe* 
mciiuk'n  die  eigentliche  Ursache  der  Sor-jlosig'koit  der  Felderhestellunr;:  und  der 
durch  diese  bedingten  häufigen  Missernteu  ist,  so  dass  die  „üeissel"  der  Huagers- 
noth  mit  periodischer  Regelmftssigkeit  die  Bevölkerung  des  flachen  Landes  heim- 
sucht und  der  Bmteausfall  uud  die  Hand  in  Hand  gehende  Decimirung  der  Yieh- 
bestände  mmpr  von  Heuern  die  Landbevölkenitif!:  auf  Wele  Jahre  Ökonomisch 
zerrüttet.  Auch  ist  die  Ausiclit  eine  völlig  verfehlte,  dass  (wie  Laveleye  meiut), 
in  Kussland  die  Gemeinde,  in  der  doch  so  oft  „ein  roher  ungebildeter  Haufen  ohne 
jfc(h's  (iefühl  moralischer  Terantwortlich^tcit"  den  Ausschlag  peht,  im  Gebiete  der 
nöthigen  Meliorationen  das  vorkehren  werde,  zu  dem  in  Westeuropa  die  Schule  des 
Frivateigenthnnis  unaufhaltsam  von  selber  hingedrängt  hat,  wenn  schon  rülunliche 
Ausnahmen  auch  in  Knsslnnd  vorhanden  sein  mögen  (Kaweliii  "^V  3ß  ff.i;  oder 
dass  wenn  in  Bussland  nichts  geschehe,  dies  „nicht  au  einem  unheilbaren  fehler 
der  Agnurerfassnng,  sondern  am  Mangel  an  Bildung  Uege*^,  da  hier  Ursache  und 
Wirkung  verkannt  werden;  oder  dass  dem  Mir  „ein  Element  von  Ordntinfr,  Erhal 
tuug  nnd  TJeberlielerimg,  welches  die  Geselhchaft  vor  socialen  Umwäbsuugeu  be- 
wahrt", gegeben  sei,  dass  es  desshalb  grosse  Garantien  fftr  den  sodaten  Frieden 
gewähre  (v.  Haxthausen),  da  doch  nirgends  in  Westeuropa,  das  bäuerliche 
Grundeigenthum  in  Wirklichkeit  vorherrscht  (und  nicht  das  Zerrbild  des  Kleinzeit- 
pacht- oder  eine  Ausartung  des  Theilbanwesens)  ähnliche  sociale  Zerklüftnngeu, 
oder  f^ar  anarchistisclies  Treiben,  wie  sie  in  der  Gegenwart  auch  das  russische 
flache  Land  heimsuchten,  wahrnehmbar  sind;  oder  dass  es  in  Kiissland  keine 
„Enterbten"  gehe,  (hi  doch  die  Zahl  der  thatüächlich  landlosen  oder  landtlüchtigen 
Elemente  in  bennruliigender  Weise  zunimmt.  „In  jedem  Jahre"  (schreibt  ein  Kenner 
nissisrher  Verhältnisse)  „wachst  die  Zalil  der  Landloute,  welche  im  Fnihjahr  nach 
den  südlichen  Provinzen  wandert,  um  dort  als  Tagelöhner  ihr  Brod  zu  verdienen, 
und  derer,  welche  mit  Sack  nnd  Pack  die  Hunderte  you  Xeilen  weite  Btäsen  nach 
Ostsibirien  antreten,  um  dort  eine  neue  bessere  Heimat  zu  finden.  Ganze  Gemeinden 
haben  oft  heimlich  ihre  Wohnsitze  verlassen,  um  der  Schuldeulast,  welche  aof 
ihrem  Landbesitze  mht,  tn  en^ehen.  Wo  es  irgend  angeht,  suchen  die  Banem 
den  niclit  mehr  TuhneinK  n  Ackerbau  mit  dem  Betriebe  eines  flewerbes  <ider  der- 
gleichen zu  veitauscheu.  Kurz  die  Laudwirtbschaft,  welche  nach  den  natürlichen 
Verhältnissen  Russlands  sein  blühendster  Kahning9/.weig  und  das  Bttehgrat  seinei' 
Volkswnrthsi'haft  sein  mnsste,  ist  in  Wahrheit  dem  Untergange  nahe  tind  beinahe 
KU  einem  Fluche  fUr  die  Bevölkerung  geworden."  (VgL  Beilage  zur  AUgemeineii 
Zeitung,  No.  30  von  1892). 

Der  thatsächlich  in  den  maaj>s;i:ebendeu  Kreisen  sich  vollziehende  l'nischwuug 
der  Meinungen  tritt  in  dem  neuerlichen  Gesetze  vom  30.  Mai  (a.  St.)  1888,  betr. 
das  genossenschaftliche  Grundbesitzrecht  bezeichnend  zu  Ta<re,  indem  dieses 
Gesetz  neben  dem  Gemeindebesitzrecht  das  im  Anschluss  uu  neue  Siedelungen 
nnd  gemeinsanien  Landerwerb  der  C'olouisten  volksthfinilich  entwickelte,  bis  dahin 
aber  einer  rirhti'.ren  Ordnung  entbehrende  (J  en  n  s s  en sc haft  sbe sitz r  eeh  t  am 
Grund  und  Boden  nunmehr  einer  erstmaligen,  aber  sehr  viel  freieren,  allerdings 
eunttchst  nur  auf  das  mit  Hilfe  der  Baneragrarbank  (seit  1888)  erworbene 
Genossenschaftsland  sich  erstreckenden  Regelimg  entgegenpefithrt  hat.  Denn  die 
von  den  Genosseuschailen  einmal  erworbenen  Besitzrechte  am  Land  dürfen  durch 
spätere  BescUflsse  der  Genossenschaft  nicht  bednträchtigt  werden  nnd  nur  mit 
Wahrung  dieser  Rechte  kann  die  Genossenschaft  (iilmlich  wie  die  Feldgemein- 
schattsgemeiude)  Keuverloosungen,  Wechsel  in  den  Loudurten  der  einzelnen  Ge- 
nossi^uscbafter,  Aeuderuugcn  im  Wirthschaftssystem  etc.  nnd  zwar  mit  einfacher 
Mehrheit  beschliessen ;  und  wenn  der  streng  ftldgemeinschaftliche  Charakter  dieser 
Besitzgenosse!)srhafteji  zwar  darin  zu  Tage  tritt,  dass  ohne  /ustimmung  der 
(ienossenschalt  kein  1) einläse  die  Ausscheidung  seines  Laudautheila  aus  dem  Ge- 
DOKsenschaftsverband  fordern  kann,  dass  die  Antheile  des  ohne  Erben  versterbenden 
nnd  der  auf  ihre  Betheilignng  an  der  Genossenschaft  verzichtenden  Genossen  der 
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Genossen scliaft  heiir^fnllpTi,  so  ist  doch  sehr  bezeichnend,  dass  als  solclio  Vpr- 
sichtendea  »ach  die  mit  Kau&chiiliug8rück8täad«a  drei  Jahre  Kückständigen 
angesehen  werden;  und  in  dieeer  „Bestimmong  der  allendlichen  Enfariehung  (des 
Genoasenschaftsantheils)  wegen  Rückständen  tritt  am  schärften  das  individuelle 
Element  in  dem  genoasenschaftlicheu  (inmdbesitz  gegenüber  dem  Gemeinde- 
besitz zu  Tag";  denn  dieser  letztere  ist  ein  ^g^efestigter"  insofern,  als  die  Gemeinde 
kein  Becht  hat,  einen  Gemeiudean^ohörigcn  we<:t'u  Steuer-  oder  anderer  Zahlanga- 
rüf^k stände  seines  Rechts  aul"  Land  dauernd  verlustig  zu  erklären  und  insbesondere 
xiu  lit  befngl  ist,  bei  Lebzeiten  des  Rückständigen  seinen  üüluien  und  Kakelu,  die 
sich  von  ihm  (durch  Famüientheilung)  abgetheUt  haben,  den  entsprechenden  Antheil 
am  Gemeindeland  vorzuenthalten  (Vgl.  hier/n  v.  Ken  ssler  in  der  Festschrift  für 
Q.  Haussen,  8.  161  ff.  und  S.  183);  bezeichnend  und  bedeatongsvoil  aber  darf 
man  jene  Ordnnngr  des  GenosseoBeliafUibeeitsreclitB  nennen,  weil  in  ihr  das  Houent 
der  wirthschaftlichen  Selbstverantwortliohkeit ,  dieser  Schule  der  Selbstzucht,  der 
Sparsamkeit,  der  wirthschaftlichen  Enthaltsamkeit,  der  FamilieufUrsorge,  des  wirtli- 
«chafilidMn  Fortachiitts  nunmehr  in  der  ruMischen  Ajjranrerftssnng  erstmals,  wenn 
schon  in  sehr  heseheldener  Weise  Killemdlieh'*  xum  Ausdruck  gelangte. 

b)  Am  ausgedehntesten  nlichst  Rnssland  hat  CoUectiveigeuthum  am  Grund 
und  Boden  sich  in  einzelnen  asiatischen  Reichen  (Java,  Indien)  erlialten.  In 
Java  gilt  das  Land  als  im  Kigenthum  der  Gemeinde  stehend  und  ai^ährlich  ^^ird 
eine  Yerloosung  unter  den  Oemeindenntgliedem  Torgenoannen;  dabei  ist  nach  einem 

von   dl  1    lin'l  indischen  Regierung  erlassenen  Gesetz  mit  Majoritätsbeschlnss  eine 
Auftlieilung  des  Landes  zu  Sondereigeu  zulässig,  wovon  indessen  ein  Gebrauch 
seithor  nicnt  gemacht  su  sein  sdieint.  Ein  Obereigenthiunsrecht  -vindidTt  sich  die 
holländische  Regierung  und  sie  vergiebt  in  Gemässheit  dieses  Rechts  ((iesetx  vom 
9.  April  1870)  nichtoccupirtes  Land  in  der  Regel  in  der  Form  langer  Pachten 
(Ib  Jahre).  —  In  Indien  besteht  das  System  des  kleinen  ländlichen  Privateigen- 
thums  mit  solidarischer  Haftung  der  Gemeinden  für  die  Abgaben  im  Pendschab, 
wogefTPn  in  den  l'rovinzen  Bengalen,  Oudh  und  den  Nordwest-  und  CeutrMljjnnin^^en 
die  Landinhaber  nur  als  zeitliche  oder  erbliche.  Nuizuieaber  das  Land  bewirthschat'ten, 
das  als  im  ESgentlium  der  Zeinindare  und  Talukdare  (ehemalige  Stammesfürsten) 
stehend   ang'csehen  wird;  in  Madras  und  Bombay  da;re;:ren  betrarhtet  sich  der 
Staat  als  solcher  als  Bodeueigenthümer  und  erbebt  in  dieser  seiner  Eigenschaft 
TOn  den  Bodenbestellem  einen  Grondzins,  der  je  Ittr  90  Jahre  festgestellt  zu  werden 
pflef^'t  (Tvyotwar-System).    Wenn  diese  Grundzinse  im  Anfang  der  70er  Tahre  schon 
eine  Höhe  von  21  Mill.  Pfd.  erreicht  hatte,  so  scheint  darin  wohl  eine  Bestätigung 
des  Schafille*8chen  Worts  zu  liegen,  dass  der  Staat  als  alleiniger  Landeigenthmner 
„ein  harter  Rentier"  sein  werde.    (Vgl.  hierzu  Laveleye,  a.  a.  0.,  Kap.  TV  : 
womit  indessen  nicht  gesagt  sein  soll,  dass  die  indischen  oder  javanischen  Bauern 
jetzt  oder  in  absehbarer  Zeit  für  das  Privateigentbum  am  Grand  und  Boden  reif 
wären.   Letzteres  ist  überhaupt  nicht  sowohl  zu  erstreiten,  als  wirthschaftlich,  sittlich 
und  geistig  zu  erdienen;  wie  anderseits  jedem  Volk,  das  den  Zustand  einer  ge- 
wissen wirüischaftlicheu,  .sittlichen,  geistii;tu  Utile  crlauj^t  hat,  aueh  das  l'ri\  ateigeu- 
thum  als  „reife  Frucht"  in  den  Schooss  fallen  wird.   Die  holländische  und  englische 
Ee<rienni.r  ivnren  jedenfalls  gut  belelut,  als  sie  in  ihren  r'oloni;iltfirhen  die  rohen 
Feldgenuätieuächaftssysteme  in  erpachtäbnlicbe  Besitz  Verhältnisse  um^^audelten,  weil, 
wie  fr^er  erwfihnt,  gerade  die  Erbpacht  die  beste  Yorstufe  des  Eigeuthimis  ist, 
ja  selbst  auf  hohen  Culturstufeu  neben  dem  Ei<;enthum  noch  sehr  wolil  hereclitigt 
sein  kann;  wogegen  die  Landpolitik  Russlauds  bis  in  die  neuere  Zeit  den  Verzicht 
auf  jede  grundsStzlidie  Aotidenmg  des  herrschenden  Agraroonununismus  bedeutet, 
da  in  dem  System  des  letzteren  jene  Ei^''en>(  liaften  und  Tu^reuden  sich  überhaupt 
nicht  zu  entwickeln  vermögen,  von  deren  allmählichei*  Aneignung  jede  Umi'ormuug 
der  Grundeigenthumsverhältnisse  im  Sinn  freiwrer  Qestaltuug  der  Besitzverhiltnisse 
abhangig  bleibt 

c)  üeber  die  in  der  Clanverfessung  wtuvelnde  Feldgemeinschaft  der  Kelten 

in  Schottland  und  Irland  siehe  die  Angaben  unter  §  S.  152  ff,,  ferner 
Laveleye,  a.  a.  0.,  Kap.  XVI;  und  über  die  Reste  der  Feldgemeinschaft  in  den 
Trier' sehen  Oehöferiehaften  die  Anafähruugeu  oben  unter  S.  237,  über  die* 
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jenigen  in  Siiddcutschland  und  der  Schweiz,  wehlie  iils  sog.  Almend ho^itz  bis 
heute  sich  erhalten  hat,  die  Darstellung  in  dem  folgenden  Kapitel  III,  §  öO.  Wie 
in  einKolnen  Theilen  von  Norwegen,  wo  das  periodische  Verloosen  der  Aecker 

durch  die  ^'esetzliclie  Androhunj^  einer  doppelton  Onmdstener  nodl  1821  hat 
bekämpft  werden  müssen,  siehe  Koscher,  Anm.  16  zu  §  71. 
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BI0  Politik  der  Landeseultur. 


Literatur  über  sieht. 


Ran  behandelt  die  in  diesem  Kapitel  enJrterten  Materien  in  den  84  —  mit 
95  unter  der  Aufschrift :  „üemeindeländereieu",  in  den  §§  97  -  mit  IUI  unter 
der  Aufschrift  nZusammenhan gende  Lage**  und  in  den  §§102  —  mit  104 
unter  der  Aufschrift:  „T'rbarrnaclniufr  und  Boden  Verbesserung'''.  Die  Dar- 
stellung lässi  au  Vnll.stäiidiffkcit  m  wüusehen  übrig,  anch  betreffs  der  sog.  (te- 
meinheitstheilungen  das  sociale  und  gemeindepolitische  Moment,  welches  der  völligen 
Auftheihmg  der  (remeinheiten  widt'isficht,  hinter  (l«M)iieiii;rt^n  des  Iniidw.  l'roductions- 
intcresses,  am  welchem  die  Auttheilimg  gemeinhin  begründet  zu  werdeu  pdegt, 
alUnuehr  nitfielttreten.  Die  wirthschaftsUstodielM»  Betraohtiin;  ist  düifdg  und 
bpsrhränkt  sich  auf  »iiii^r''  woiii^r»'  Siif/.i'.  I^ei  Rose  her  ist  auf  das  sechste 
Kapitel:  „Das  ttruadcigenthuui  und  die  Uemeiudeu"  und  deu  Anhang  des 
zweiten  EApitels  ^Entwtsiierangen,  Bewässerungen'*  (§86 ff.)  eu  verweisen. 
—  Vtvi  L.  V.  Stein  (Innere  Verwaltuugslehre,  Bd.  VII),  wird  mit  Uecht  die  vulgäre 
Betrachtungsweise  der  Gemeiuheitstheiluii^'fMi  vom  Standpunkt  ausschliesslich  des 
Prodnctionsinteresses  als  inseitig  gtiü;,'!  und  das  gemeindepolitische 
Moment,  wie  es  in  Frankreich  und  SUddeutschland  für  die  gesetzgeberisclie  Bi>hand- 
lunpr  der  Materie  sich  geltend  gemacht  liat.  scliarf  her\'orgehoben  (8.  258  lt.).  Aehn- 
lich  bei  A.  Mo  hl,  l'oiizoiwissenschaft  II,  S.  .")<J  ff.  — •  Von  der  sonstigen  Literatur 
wurde  insbesondere  zu  Bathe  gezogen:  a)  In  Bezug  auf  den  wirthschaftsge- 
«cliichtlichen  Theil,  ausser  der  luater  Kap.  1  citirtni  Literatur  'S.  S4  um  b 
weiter:  A.  Meitzen,  Ausbreitung  der  Deutschen  in  Deutschland,  in  den  Jahrb.  f. 
N.  u.  St.,  N.  F.,  Bd.  32;  Derselbe,  Volkshnfe  und  Königshufe,  in  der  Festschrift 
für  (!.  TIanssen,  1880;  Dt  rselbe,  Agrarpolitik  in  Sf IkhiIxmVs  Ildli.  <[.  pol.  Oek., 
1891  {II.  Bd.);  endlich  desseu  Auftsätze  „Ansiedelung",  „Feidgemeiuschaft",  qFlur- 
swang**  im  Hdwb.  d.  St-W.  b)  In  Besng  anf  Oemeinheitstheilvngen,  Al- 
raende  und  BereinignuptMi  1  Z  11  s  a  in  tn  »■  11 1  <•  ;ru  11  ;,•■(' n  1 :  ausser  drn  dbi  ti  bereits 
erwähnten  Schriften:  Laveloye-Bücher,  Da«  Ureigeuthum ,  1879;  Bücher, 
Art.  „Almende"  im  Hdwb.  d.  St.-W.;  öierke's  Art.  in  von  HoltsendorfTs  Rechts* 
lexicon:  „Abnende"  und  „Gemeinheitstheilung" ;  ürossmann's  Art.  „(Jemeinlteits- 
theilung"  im  Hdwb.  d.  St.-W.;  Fr.  List,  Die  Ackerverfassung,  die  Zweigwirthscbaft 
und  die  Auswanderung,  1842;  v.  Miaskuwski,  Die  schweizerische  Almend  vom 
13k  Jahrhundert  bis  zur  Uegen wart,  1879;  ]>erselbe,  Die  Agrar-,  Alpen-  nnd  Forst» 
Verfassung  der  Schweiz,  1878;  Nasse,  üeber  die  uiittelalterliche  Feldgemeinschaft 
und  die  Einhegungeu  des  16.  Jalirh.  in  Eughiiid,  1869;  B.  Schütte,  Die  Zu- 
sammenlegwig  der  OnrndstUcke,  3  Abthl.,  1886.  —  Ferner  von  Special  werken: 
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DönnigeS}  IHe  Land-Caltur-Geset^bung  in  Preossen,  1843;  H.  üaag,  Dag 
1»ajr.  Gesets  Aber  Flnrberdnigimg,  1^6;  Ivette  und     Bttnne,  Die  LmiLnisaltat- 

gesetzgebong  des  Preuss.  Staats,  1853  imd  1854.  Dpk  Verfassers  H.atidhnrh  des 
badischen  laadw.  Yerwaltongsrechts,  1887.  —  Endiich  die  Aufsätze:  Gemeiniieita- 
HieUungen,  Feld-  und  Flurbereinigungen  in  t.  StengeFs  Wdrterbneh  des  Ver- 
waltungsrechts und  die  im  Eingang  der  ^  Einleitung  citirte  am t Ii  che  Literatur 
(einschliesslich  der  Enqueten),  c)  Im  Gebiet  des  Bewässernugs-,  Ent- 
Wässerungswesens  und  des  Wasserschutzes  und  zwar  in  Bezug  auf  den 
culturtechnischen  Theil  des  Gebiets:  Dttnkelberg,  Die  Schifffahrtskanäle  in 
ihrer  Bedeutung  fiir  die  Landesmeliorationen,  1877;  Derselbe,  Cnlturtechnisrhe 
Keiseskizzeu  aus  Obcrit-aüeu,  iu  Thiel's  landvv.  Jahrbüchern,  Bd.  X,  S.  898  ff.; 
Fraissinet,  Landw.  Meliorationen  und  Wasservvirthschaft  etc.,  1890;  Hon  seil, 
Beiträge  zur  Hydrographie  des  Grossherzogthums  Baden,  3.,  6.  und  6.  Heft;  Der- 
selbe, Hydrographie  und  Wasserwirthschaft  in  dem  amtlichen  Werk:  Der  Bbein- 
strom  und  seine  wichtigsten  Nebenflüsse,  im  Auftrag  der  Reiebfcommisdon  mr 
Unt^rsuf  lr;n;:r  der  Rheinstromverhältuisse,  herausgegeben  von  dem  Ceutralbürean  für 
Meteorologie  und  Hydrographie  in  Baden,  1889;  Perels,  Handb.  des  landw.  Wasser« 
bani,  1877;  Tonssaint,  Die  Bodencnltar  und  das  Wasser,  187S;  in  Beeng  auf  den 
rechtlichen  Theil;  Nieberding,  Wasserrecht  und  Wasserpolizei  im  Preuss.  Staat, 
1869;  Schenkel,  Das  badische  Wasserrecht,  1887;  Derselbe,  Recht  und  Ver- 
waltung des  Wasserwesens  in  dran  obenerwümten  Werk:  Der  Bbeinstrom  etc.; 
femer  die  Aufsätze:  „Bewässerung"  und  „Entwässerung"  von  Frank  im  Hdwb. 
d.  St.-W.  und  von  Hermes  in  v.  Stengel's  Wörterb.  des  Deutschen  Verwaltongt* 
recht;  endlich  K.  Peyrer,  Das  österreichische  Wasäerrecht  etc.,  1880. 


Abschnitt  1. 
Bie  Besiedelnng  und  das  Flnnreeht  der  Slteren  Zeit. 

§44.  Die  Formen  der' Besiedelnng. 

Di^  Besiedelnng  des  Bodens  durch  die  alten  deutschen 
Volkssttoune,  die  Art  der  Auftheilung  des  Landes,  die  aus  dieser 
Ausheilung  hervorgegangetie  ftltere  Fluryerfassung  und  das  ihr 
eigenthtlmliche  Flurrecht  darzustellen,  ist  Sache  der  Wirthschafts- 
geschichte.  An  ihre  durch  die  neuerlichen  Forschungen  gezeitigten 
Ergebnisse  ist  anzuknfipfen,  wenn  ein  Yolles  Yerstftndniss  für  einen 
weit  wirkenden  Bestandtheil  der  neuezlichen  Gesetzgebung  auf 
laqdwirthschaftlichem  Gebiet:  für  die  sogen.  Gemeinheits- 
theilungsordnnngen  einer-,  die  Feldbereinigungs-fVer- 
koppelungs-)G  esetzgebung  und  die  Gesetzgebung  des  Ent- 
und  Bewä SS erungs Wesens  (Wassergenossenschaften)  ander- 
seits gewonnen  werden  soll.    Hierbei  ist  zu  bemerken: 

1.  Die  ursprflngliche  Grundb ositzverfassung  der 
deutschen  Yolksstämme  war,  entsprechend  der  Organisation  des 
Volkes  selber,  eine  militärische,  d.  h.  auf  dem  Gmndsatz  des 
Beuterechts  beruhend  und  die  Hundertschaften,  als  unterste  Glieder 
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des.  erobernd  vordringendeii  Volksstammes,  nahmen  die  ümen  suge- 
wiesenen  Gebiete  im  BesitK,  wobei  innerhalb  des  zu  besiedelnden 
engere  Gebiets  (der  Dorfgemeinde)  jedem  Stammesgenosaen  sein 
Antheil  an  Acker,  Weide  und  Wald  sugetheilt  wurde,  dieser  An- 
theil  indess,  mit  Ausnahme  der  Hofraithe,  zunftchst  andere  Rechte 
als  das  der  Nutzung  an  dem  als  Eigenthum  der  Dorfgenoasenschaft 
gedachten  Boden  nicht  gewährte  und  der  Betrieb,  d.  h.  die  Bodung, 
Bestellung  und  Abemtung  wohl  meist  gemeinsam  erfolgte  (Zustand 
der  Feldgemeinschaft  im  eigentlichen  Sinn  des  Wortes, 
siehe  §  40  Ziff.  2). 

Dieses  colleetiTe  Nutzungsrecht  blieb  hinsichtlich  des  Mark- 
landes, des  Waldes  und  der  Weide  fortan  bestehen,  mit  dem  ünter- 
schied  allerdings,  dass  an  der  ehemals  gemeinsamen  Hundert- 
schaftsmark innerhalb  der  Dorfgemeinde  nähere  Nutzungsrechte  in 
Wald  und  Weide  und  dadurch  im  i.aute  der  Zeiten  besondere 
Dorfmarken  sich  ausbildeten  und  das  alte  Maikland  selber  in 
dem  Maasse  zusammenschrumpfte,  als  in  ihm  die  nachwachsenden 
Generationen  neue  Siedelungen  schufen.  An  der  eigentlichen 
Feldflur  aber,  dem  urBprünirlicli  gerodeten  und  durch  weitere 
Kodunfren  im  gemeinsamen  Weide-  und  Waldland  fort  und  fort 
venneiirten  Acker-  und  Wiesleid  bildeten  sich  allmählich  stärkere 
Besitzrechte  der  Einzelwirthschaften  aus,  an  Stelle  der  Collectiv- 
wirtlischaft  trat  die  l^iiizehvirtliscbaft  und  jedentalls  in  der  Karo- 
linircrzeit  becrinnen  die  den  Dorfirenossen  überlassenen  Feldejund- 
stücke  bereits  den  Charakter  des  ausgesprochenen,  frei  vererbliclieu 
und  frei  veräusserlicheu  Eigenthums  anzunehmen.  (Vgl.  S.  235  Ö'.). 

Pfir  die  Yertheilung  des  urbar  gemachten  Landes  selbst  aber 
war  der  Grundsatz  maassgebend,  dass  wie  jedes  Stammesmitglied 
gleiche  politische  Bechte  und  Pflichten  habe  (in  gleicher  Weise 
zum  Heerdienst^  zum  Bath  in  der  Yolks*  und  zur  Urtheilsfindung 
in  den  Gerichtsversammlungen  berechtigt  und  verpflichtet  war), 
auch  die  Grundlage  der  Lebenshaltung  und  der  OfTentlichen  Pflichten, 
d.  i.  der  jedem  Einzelnen  zuzuweisende  Grundbesitz,  die  Hufe,  fülr 
Alle  Ton  gleicher  Grösse  und  Beschaffenheit  sein  mflsse'). 


*)  Nach  Mttllenhof  ist  daa  Wort:  „Hnfe"  ani  dem  im  «Belraf  enthaltenen 
Stamm  zu  erklären,  also  der  -Behuf",  das  was  .Teniand  zukommt,  sein  Antheil  oder 
Anrecht.  In  diesem  Sinn  nennt  J.  v,  Moser  die  altdeutsche  Uufe  „die  Actie  an 
dem  Gemeinwesen  der  BanemschaA;''.  Siebe  A.  Meitsen,  Yolksliiife  «nd  Königs- 
huff,  in  der  Fcstpabe  fiir  (t.  Haussen.  1889.  —  T'rspriin^'licli  sfand  dw  Huf«-  iiir-ht 
im  Kigenthum  des  Einzelnen,  sie  gab  nur  ein  Anrecht  auf  eine  bestimmte  An- 
zahl Ackergmnd^eke;  die  Nntning  Inr  letsteren  weehtelte;  erst  gegen  Schlnsa  des 
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2.  Üm  obigem  Zweck  zugenügea,  wurde  das  zur  regelmässigen  - 
Bestellung  in  der  Feldflur  ausorsehene  Land  in  eine  Anzahl  Ab- 
schnitte (Gewanne)  von  in  sich  gleicher  Bodenbeschaffenheit  ge- 
theilt  und  in  jedem  dieser  Crewanne  jeder  Hufe  (  in  gleich  grosser 
Unterabschnitt  zugewiesen  und  zwar  etwa  in  der  Ausdehnung, 
welehe  das  Pflügen  des  Feldstreifens  an  einem  Tag  oder  Yormittag 
ermöglichte  (Tagewerk,  Morgen).  Die  Folge  dieser  Art  der 
Landauftheilung  war  also,  dass  die  einzelnen  Theile  jeder  Hufe 
in  den  zahlreichen  Gewannen  der  Feldmark  zerstreut  lagen  oder 
mit  anderen  Worten,  dass  jede  Hufe  aus  so  Tiel  Ton  einander  ge- 
trennt gelegenen  Einzelgrundstftoken  sich  zusammensetzte,  als  im 
Weg  der  Bodung  Gewanne  angelegt  worden  waren  (Gemenge- 
lage der  Grundstücke,  System  der  Gewannhufe).  Diese 
eigenthtkmliche  Flurverfassung,  mit  welcher  das  Zusammenwohnen 
in  mehr  oder  weniger  geschlossenen  D(^rfem  Hand  in  Hand  ging, 
ist  für  einen  grossen  Theil  des  jetzigen  Deutschland  die  vor- 
herrschende geblieben,  sie  drang  auch  nach  England  vor,  wogegen 
sie  in  Gallien  nur  vereinzelt  Boden  gewann,  indem  hier  in  dem 
überwiegenden  Theil  des  Landes,  wie  in  einzelnen  Landstrichen 
Gernianiens  selbst  (so  namentlich  in  den  Landestheilen  westlich 
der  Weser  und  im  südlichen  Gebirgsland),  die  alte  keltisch - 
römische  Besiedelungsweise,  d.  Ji.  das  System  der  geschlos- 
seneu Einzel  ho  fe  sich  behauptete.  Wohl  aber  fügte  sich 
überall,  wo  immer  die  deutsche  Landauftheilung  Platz  oriff.  auch 
der  Grundltt'sitz  der  Vornehmeren  des  enL^'i-en  Volksverbandes  jener 
Flurverlas^jnng  ein,  d.  Ii.  er  wies  «Iii»  i:;leiciie  Art  des  Streubesitzes 
auf,  wie  die  Hufe  des  gemeinen  Mannes. 

3.  Erst  mit  dem  Anilommen  der  Grundherrschaften  bildete  sich 
neben  dieser  volksthümlichen  Besiedelungsweise  eine  andere 
aus,  die  mit  den  umfangreichen  Vergabungen  der  fränkischen 
Könige  an  die  Grossen  des  Keichs  sowie  an  die  Kirche  und  mit  dem 
an  diese  Landschenkungen  sich  ausbildenden  System  der  Land- 
leihe zusammenhängt,  indem  man  an  die  auf  das  zu  bewirth- 


6.  Jabrhiuidertfl  hdrt  dieser  Wechsel  auf  und  die  Hufe  wird  Kigenthum  der  Bauern; 
aber  auch  dies  nur  in  wirthschaftlicher  Jliusicht,  denn  os  braucht  noch  4  Jahr» 
hunderte,  bis  ein  volles  Eig'enthum  im  Sinn  der  unbeschränkten  Verfiingungs- 
nnd  Vererbunj^sfreiheit  hergestellt  wird.  Die  Hufe  in  alter  Zeit  sollte  „die  feste 
I.cht  ii.svi'i-iicherung  des  vollfreien,  volksgenössischen  Kriegers  und  seiner  Familit*, 
<lif  lU'luhnuug  für  den  Antheil  am  Speererwerb  des  Volks^ebicts  bleiben";  dalu  r  sie 
nui  h  bidm  Maugel  von  weluhafteu  Sülmen  des  Kriegers  an  die  Kameradschatt  des 
Dorfes  aurQckfiel.   (Lamprecht,  Deutsehe  Geschichte,  1891.) 
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schaftondeLand  anzusetzen don  Freien  oder  Eigenen  dieOnmdstücke 
,,in  einzelnen  i^^^ssoron  oder  geriiiijoron  Flächen  von  meist  block« 
fthnlicher  Beschaffenheit''  abgab  oder,  wie  namentlich  im  Gebiiga- 
und  HUgeUand,  das  Land  in  einem  einzigen,  langen,  meist  un- 
regelmässig gefomten  Streifen,  der  von  der  Thalsohle  bis  auf  die 
Höhe  des  Berges  reichte,  zuwies  (Hagen- oder  Wald  hufe,  auch 
Kl^nigshufe);  oder  indem  man  die  Hufe  gar  in  ganz  regelmässige 
Parallelstreifen  auslegte,  wie  bei  der  Besiedelung  der  Weser-  und 
Elbmarschen  der  Fall  war  (Marschhufe).  Die  letzteren  wurden 
auch  weiter  Aber  die  norddeutsche  Ebene,  namentlich  nach  Schlesien, 
West-  und  Ostpreussen  verbreitet,  nachmals  aber  wieder  in  die 
Form  der  gewann  formigen  Hufe  umgewandelt,  welch'  letztere 
Hbrigens  schon  bei  der  ersten  Colonisation  der  slavischen  Gebiete 
diesseits  und  jenseits  der  Elbe  zur  Anwendung  gelangt  war*). 


§  45.  Wesen  des  älteren  Flurrechts. 

1.  Der  Oewannverfassung  der  Hufe  ging  ein  Flurrecht 
einher,  als  dessen  wesentliches  Merkmal  die  rechtliche  und  wirth- 
sehafOiche  Gebundenheit  des  landwirthschaftlichen  Betriebs  be- 
zeichnet werden  darf.  Da  über  die  Dorfmark  im  Allgemeinen  nur 
wenige  Wege  führten  und  diese  in  der  Regel  nacli  anderen  Rück- 
sichtt'ii  als  denen  des  landwirthschaftlichen  Betriebs  angelegt 
wurden,  so  waren  die  einzelnen  Hufenbestandtheile  nur  dadurch 
zugänglich,  dass  man  sich  gegenseitige  Uebertahrtsreelite  ein- 
räumte: da  aber  solche  Rechte,  sobald  die  Felder  bestellt  waren, 
nur  mit  Schädii^ung  der  VeL'^ctiüion  iiätten  in  Anspruch  genommen 
worden  köiuien,  so  fiel  es  n(»li)ig,  dass  die  IJestelliiiiLTsarbeiten  in 
jeder  Feldflur  (die  Arbeit  des  Pflügens  und  Säens)  und  ebenso  dip 
Ernte    von  allen  iu  dieser  Flur  Begüterten   gleichzeitig  vor- 


Vgl.  Meitzen,  Afrrarpolitik,  a.  a.  ().,  S.  147  fF,,  und  im  Art.  „Ausiedelung'*, 
S.  30B:  „Etwa  "Vier  Füni'tel  des  Colonisationsgebiets  (auf  slavischem  Boden)  sind 
durch  Gewnudörfer  besiedelt'*,  wobei  allerdingrs  die  ein7.ehit>n  Gewaanabschnitte 
p-iisser  waren  als  in  der  alten  volksthüniliclHu  TInf«'.  meist  1  -  2  ha.  Die  zu- 
gemessenen H  utt'u  waren  meist  etwas  frrössfr  als  die  alte,  15-  20  ha  umfassende 
VoUcshufe;  die  Kimigshufen  maa^ssen  48  ÖO  ha,  die  sonstigen  Wald-  tmd  «iegeii- 
hufeii  HO  40  ha  iMcitzen,  A {rrarp ol  i  t  i k  .  S".  \-U\'.  Dorh  wurde  prfiii'l"'  t»ei  der 
Anlegung  vou  Waldhufeu  nickt  iimuer  glücklich  vertahreu,  indem  solche  nach 
dem  Yorbild  der  Eheae  oft  m  klein  snirescliiiitteB  waren,  w«miiif  Ooihein  s.  B. 
,  betreffs  des  badisclien  Schwarzwalds  liiipveist.  („IHe  Xaturbedingiingeii  drr  rnltur- 
geschichtlicheu  Eutwickluug  in  der  libeiuebeue  und  im  ächwanwald*",  Berlin 
1887,  S.  21.) 

Baehonlierger,      AgnipoUtik,  L  18 
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genommen  wurden,'  ferner  dass  in  dieser  Feldflur  nur  ein  und 
dieselbe  Frucht  zum  Anbau  gelangte,  weil  die  gleichzeitige 
Vornahme  der  Ernte  auch  eine  gleiche  Keifezeit  der  Früchte  voraus- 
setzte.  Dieses  durch  die  Gemengelage  der  QruudstQcke  und  ihre 
WegloBigkeit  bedii^e  Fluirecht  (der  Flurzwang!)  bedeutete 
also  die  wirfthschaftiliche  Abhftngigkeit  des  Einzelnen  von  der  Pro- 
ductionsiichtung  der  Gesanuntheii  und  den  Verzicht  auf  die  fme 
Bestunmung  Aber  die  individuelle  Kiitzungsweise  der  Ackeigrond«- 
stücke  und  sie  gab  dem  landwirthsehafldichen  Betrieb  eine  gewisse 
Emfdrmigkeit,  einerlei,  ob  dieser  nun  dem  System  der  Feldgras- 
oder der  Breifelderwirthschaft  angehörte.  Nicht  der  einzelne  Wirth, 
sondern  die  Dorfgemeinde  als  solche,  diese  Genossenschaft  zum 
Landesanbau  und  zur  Landesnutznug''  (Lamprecht),  regelte  durch 
ihre  geordneten  Organe  den  Landwirthschafirsbeiärieb  Aller  luid 
Jeder  musste,  wenn  er  nicht  Schaden  erleiden  wollte,  der  gege- 
benen Regel  sich  fügeu;  ein  in  den  Anfingen  der  Cultur,  ja  selbst 
noch  für  spätere  Zeit  für  die  grosse  Zahl  der  bäuerlichen  Elemente 
G^ewiss  wolilthätiger  Zwang,  dessen  Schattenseiten  erst  dann  em- 
ptuuden  wurden,  als  die  mit  der  steigenden  Volkszahl  sich  ergebende 
Nothwendigkeit  sorgfältigerer  Bestellung  und  höherer  Nutzbar- 
machung der  Ackerfelder  gebieterisch  sich  geltend  machte 

Die  wirthscbaftliche  Gebundenheit  des  Flurrechts  der  älteren 
Zeit  tritt  aber  weiterhin,  und  zwar  auch  ausserhalb  des  Systems 
der  ( I ewannhufe,  in  jenen  besonderen  D  i  e  n  s  t  b  a  r  k  f>  i  t  e  n  zu 
Tage,  welche  die  natürliche  Folge  des  bei  fehlender  Sonimer-Stall- 
füttening  nöthigeu  Weidegangs  der  Thiere  sind.  Zwar  war 
selbstredend  die  bestellte  Ackerliur  vor  der  Beweidung  geschützt, 
wohl  aber  —  neben  dem  eigentlichen  Weideland  —  das  Brach- 
und  das  Stoppelfeld  der  Beweidung  freigestellt.  Und  auch  hier 
war  es  wieder  die  Dorfgenossenschaft  als  solche,  welche  Zeit  und 
Art  der  Beweidung  regelte  und  jeden  Einzelnen  nOthigte,  dieser 
Ordnung  sich  zu  fögen. 

In  gleicher  Weise  erstreckte  sich  die  wirthschaflsordnende 
Thfttigkeit  der  Dorfgenossensehaft  auf  die  Nutzungen  der  gemeinen 
Mark  (Allmeine,  Almend  e),  also  an  Weide,  Moorland  und  Wald, 
und  das  gemeinsame  Nutzungsrecht  der  Einzelwirthe  an  diesem 


Wie  der  Grossgrimdbents  schon  zur  Karolingeneit  rieh  bestrehte,  den  ihm 

^■■(■liüri^-on  Str(!iib(  >ätz  ^durcli  Arrondirunp  frt'ci^neter  liir  eine  rationello  Wirthschalts- 
lülunuig  zu  mocheu'",  siehe  von  Inaua-äteraeggi  XHe  Ausbildung  der  grossen 
Gmndliemchaften  etc.,  1878,  S.  93  ff. 
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Theü  der  Doifinark,  bestehend  im  Mast»,  Streu-  und  Weiderecbt 
sowie  in  demBecht  des  Holshiebs  zu  Bau-  und  Brennzwecken  ist 
ein  besonders  cbaiakteristisches  Merkmal  des  Deutschen  Flur- 
rechts  der  alten  Zeit  Hatten  an  der  gemeinen  Mark  zunächst  nur 
die  yoUberechtigten  Dorfgenossen  nach  Maassgabe  ihres  Hufen- 
besitzes Nutzungsrechte,  so  wurden  solche  mit  der  Zeit  auch  den 
neuansässigen  Wirthen,  ja  selbst  den  HOrigen  eingeräumt,  in 
letzteren  Fällen  allerdings  meist  nur  gegen  Entrichtung  bestimmter 
Zinsen  (Hiitgelder,  Gräserzinsen),  welche  den  ursprünglich  Berech- 
tigten zufielen.  Selbst  den  sog.  Beisassen  (Handwerkern,  Tagelöhnern, 
gänzlich  Verarmten  und  Besitzlosen)  gestattete  man  mit  der  Zeit 
gewisse  Nutzungsrechte,  wenn  itueli  im  beschrankteren  Unilang: 
sie  durften  etwa  Kleinvieh  (Ziegen,  Schweine)  auf  die  Gemeinde- 
wiese treiben;  und  den  Armen  wurden  wohl  auch  Almendorfirten 
oder  einzelne  Bäume  au!  der  Ahnende  zugewiesen,  oder  auch 
Almendst  u  ke  auf  kürzere  oder  längere  Zeit  zum  Anbau  und  zur 
Benutzung  überlassen  u.  dgl. 

2.  Mit  der  Entwicklung  der  icrossen  Gnmdherrschaften  erfuhren 
diese  Verhältnisse  hemerkenswertlie  Aenderungen:  war  zunächst 
der  Gnmdherr  nur  gleichherechtiirtes  ^litirlied  des  markircnossen- 
schaftlichen  Verbandes  gewesen,  so  ging  allmählich  in  dem  Maasse, 
als  die  Grundherrlichkeitsgewalt  erstarkte,  die  genossenschaftliche 
Verwaltung  in  die  des  Gnmdherm  selber  über;  waren  femer  schon 
frühzeitig  zahlreiche  Markwaldungen  in  den  Besitz  des  Königs  und 
weiterhin  durch  Belehnung  in  die  Hand  weltlicher  und  geistlicher 
Fürsten  gelangt,  so  fielen  später  auf  Gnmd  der  dem  System  des 
rdmischen  Bechts  entnommenen  Theorie  des  Obereigenthums  massen- 
haft die  bis  dahin  im  Eigenthum  der  Dorfgemeinden  verbliebenen 
Wälder  den  Grundherren  zu,  womit  die  alten  Nutzungsrechte  der 
Dorfansässigen  auf  Nutz-  und  Bauholz,  auf  Waldstreu  und  Schweine- 
mast zwar  nicht  ohne  Weiteres  aufhörten,  aber  doch  zu  Gunsten 
der  grundheirlichen  Beohte  vielfach  stark  eingeschränkt  wurden 
und  mit  der  Zeit  gänzlich  den  Charakter  von  Dienstbarkeiten  an 
fremdem  Gnmd  und  Boden  (in  der  Form  von  Streugräaerei-,  Be- 
holzungsrechten  etc.)  annahmen.  Und  wenn  es  froher  hiess :  „dem 
riehen  mann  lUtzel  schadet^  ob  sich  ein  mann  mit  holz  beladet", 
so  kam  nun  der  Spruch  auf  „Geht  der  husch  dem  Beiter  an  die 
Sporen,  so  ist  dem  bauer  sein  Recht  verloren'*. 

3.  Die  Fülle  von  Dionstharkeiten  aller  Art  (von  Wege-,  Weide- 
und  Walddieustbarkeiteu),  mit  denen  der  Grund  und  Bodeu  zu 

18* 
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Gunsten  Dritter  belastet  war,  die  gemeinsame  Nutzung  der  Almende, 
die  Ton  Gf^emeindewegen  TOigeschriebene  Art  der  Bestellung  der 
Peldflur  kennzeichnen  das  ältere  Flurreelit;  dabei  blieb  die 
der  Gewannverfassimg  der  Hufe  eigentiiümlicbe  Gemengelage  der 
Orundstflcke  und  ihre  TJnzugänglichkeit,  aus  welcher  der  Flur- 
zwang herrorging,  auf  die  Landstriche  mit  dieser  Flurverfassung 
nicht  beschränkt,  sondern  ähnliche  Verhältnisse  entwickelten  sich 
■in  Folge  Ton  Verkäufen  und  Erbtheilungen  vielfach  auch  dort,  wo 
von  Anfang  ab  der  Grundbesitz  ein  geschlossener,  d.  h.  ein  den 
Zwecken  freien  landwiithschaMchen  Betriebs  vollgenügender  Zu- 
stand einst  vorhanden  gewesen  war. 

4.  Die  wirthschaffcliche  Gebundenheit  des  Grundbesitzes  ist 
übrigens  in  älterer  Zeit  weder  als  lästig  empfunden  worden,  noch 
wirthschaftlicli  iiailitheilifi;  gewesen:  dem  herrschenden  einfachen 
Wirthschaftssysteni  —  der  D reife Iderwirthschaft  —  mit  seinem  starken 
Bedarf  an  Weide  —  fügte  sie  sich  ganz  naturgemäss  ein  7); 
und  die  extensive  Art  der  Bodenbenutzung  vermochte  in  Zeiten 
einer  dünnen  BeTölkerung  eine  ausreichende  Nahrungsniittelver- 
Borgung  wohl  zu  ermöglichen.  Die  Xothwendigkeit  eines  Hinüber- 
leitcns  zu  einer  freieren  und  zugleich  intenbiveren  Wirthschafts- 
weiöo  ergab  sich  erst  mit  dem  allmählichen  Anwachsen  der 
Bevölkerung':  und  die  Lösung  aus  der  Oe])undenheit  des  landwirth- 
schaftliclien  Betrif'bs  erfolgte  danach  in  Staatswesen,  in  denen 
die  Bedingungen  für  Fortschritte  der  Bodencultur  besonders  günstig 
lagen,  schon  frühzeitig,  in  der  Bogel  sich  anschliessend  an  den 
U ebergang  von  den  einfacheren  roheren  Betriebssystemen  der 
Dreifelder-  und  einfachen  Feldgiaswirthschaft  zu  den  Fruchtwechsel- 
systemen (§  8) ;  meist  aber  begann  dieser  Process  erst  im  vorigen 
und  in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts;  und  zwar  vollzog 
sich  die  vor  Allem  dringlich  erscheinende  Befreiung  des  Grund 
und  Bodens  von  Weiderechten  jeder  Art  entweder  als  selbst- 
ständiger Theil  der  Agrargesetzgebung  (wie  in  Frankreich)  oder 
im  Anschluss  an  die  AblOsungsgesetzgebung  überhaupt,  wie  in  den 
süddeutschen  Staaten  und  in  Oesterreich;  oder  aber  mit  dieser 
Aufhebung  der  Weiderechte  ging  gleichzeitig  die  Beseitigung 
der  alten  Gemeinheiten,  der  Almende,  und  die  Ver- 
theilung  dieser  zu  Sondereigen  an  die  Dorfinsassen  einher.  Und 
mit  solchen  Gemeinheitstheilungen  oder  Separationen, 
welche  vorl  iegend  in  der  mittel-  und  norddeutschen  Staatengnippe. 
sodann  in  England  besondere  Bedeutung  erlangten,  verband  sieh 


Digitized  by  Google 


Abnim.  II.  §  46.  Die  Thdlnag  der  GemeinheitMi;  älteres  Becht  277 

dann  w  olil  auch  die  Z  u  s  a  in  in  (Mi  l  o  g  u  n  g  (d  i  e  V  e  r  k  o  p  p  »■  1  u  n  g) 
der  in  der  Feldliur  zerstreut  i^elegeneii  EinzelLrnmdstüeke  zu  ge- 
schlossenen AnAvesen  nnd  die  Schaffung  ausreichender  Hurwege 
behufs  Entbehrlichmachung  der  alten  Wege-  und  Ueborfabrts- 
dienstbarkeiten ;  diese,  dem  Uebelstand  der  Gemengelage  und 
Weglosigkeit  entgegentretende  Vorsorge  trat  aber  auch  als  selbst- 
ständige Agrarmaassregel,  d.  h.  ohne  gleichzeitige  Auftheilung 
des  seitherigen  in  gemeinsamer  Nutzung  gestandenen  Gemeinde- 
vennOgens  auf,  wie  dies  wiederum  fftr  die  sflddeutsehe  Staaten- 
gruppe  charakteristisch  isi 

Die  nachstehenden  Ausführungen  werden,  nachdem  die  Weide- 
rechte bereits  erOrtert  worden  sind  (g  26),  sich  1.  mit  der 
Gemeinheitstheilung  und  dem  Almendewesen  und  2.  mit  dem 
Feldbereinigungs-  (Verkoppelungs)-we8en  zu  beschäftigen  und  was 
erstere  anlangt,  insbesondere  zu  würdigen  haben,  ob  und  in  wieweit 
die  grundsätzliche  Auftheilung  der  alten  Gemeinheiten  (Alm en- 
den) gerechtfertigt  erscheint  oder  welche  besonderen  Grfinde 
deren  Beibehaltung  als  das  Bäthlichere  erscheinen  lassen. 


Abschnitt  II: 
Die  C^emeinheiten  (Almenden). 

§46.  DieTheilung  der  Gemeinheiten;  älteres Becbt^). 

Ueberblickt  man  den  Verlauf  jener  grossen  Bewegung,  welche, 
mit  besonderem  Nachdruck  in  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts einsetzend,  mit  der  Theüuug  der  alten  Gemeinheiten, 

Seit  V.  Justi  mit  grosser  Eindringlichkeit  für  die  Beseitiguug  der  Gemein- 
heiten  emgetret«!  war  (Grundfesten  der  Polixeiwisseiuichaft,  1760,  Bd.  I,  Buch  V, 

§  191  ff.\  ist  eine  zahlreiche  Literatur  ühor  rlksoii  (Ic^'ciistnnd  in  Deutschland  ent- 
staudeu,  die  auftnahmalos  von  der  Anschauung  beherrscht  war,  dass  solche  „Ue- 
menid^ter  sowohl  dem  Staat  als  den  Gemeinden  %am  Schaden  gewesen**.  (J.  P. 
Frank,  System  der  laiulw.  Polizei  mit  bes.  Hinsicht  auf  Deutschland,  1791,11.  Hd., 
S.  199  ff.)  und  ihren  hervorrafrt^ndstrn  Vortreter  in  A.  Thaer  hat,  der  erstmals 
Deutschland  mit  dem  Anfschwuujx  dtr  en^^lischen  Landwirthschaft  gründlich  bekannt 
machte  (Einleitnug  i«r  Kenntnis»  der  englischen  Landwirthschaft",  1798/1801),  nach- 
mals in  seiner  Eigenschaft  als  berathender  Staatsrath  im  ri'en*4sischen  Ministerinm 
des  Innern  Veranlassung  erhielt,  den  Entwurf  zu  einer  vollständig  neuen  Gemein- 
heitstheilung für  Prcnssen  ausziiai  txiten  und  mit  der  Erledigung  dieser  Aufgabe 
zum  eigentUchoi)  Schöpfer  dieses  Thcils  der  Preussischen  Agrarverffissnnfr  wurde.  --- 
Das  in  der  Zeit  von  A.  Thaer  beliebte  zwangsweise  Vorgehen  des  Staats  recht- 
fertigten di«  Tertreter  der  Wiasensehaft  aus  dem  Argument  des  Vorliegens  eines 
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d.  Ii.  des  in  gemeinsamer  Nutziinij  der  Gemeindeinsassen  hefiud- 
iichen  (jemeindeguts,  insbet^uiidere  der  Uemeiudeweiden,  ?.ich  be- 
fasst,  so  erkennt  man  leicht,  dass  es  sich  hierbei  wesentlich  um 
eine  Aufgabe  der  L  a  n  d  e  s  c  n  U  n  r .  nämlich  darum  handelt,  bisher 
in  extensivster  Weise,  d.  h.  mangelhaft  ausgenützte  Flächen  durch 
Beseitigung  der  Collectivnutzung  einer  höheren  Stufe  der  Erträg- 
lichkeit entgegenzuführen.  Unschwer  musste  sich  die  Beobachtung 
aufdrängen,  dass  solche  als  Weideland  benutzte  Ländereien  in 
Folge  mangelnder  Pflege  und  bei  rücksichtsloser  Ausnutzung  des 
Weidebetriebs  (UebersetztBein  der  Weiden)  in  auffälligem  Gegensatz 
zu  dem  Bewirthschaftungszustand  der  in  Sond ereigen  stehenden 
GixindBtücko  sich  befanden  und  es  musste  der  Fortbestand  solcher 
Art  von  Feldgemeinschaft  ab  ein  tadelnswerther  Yerzicht  auf  eine  an 
sieh  mögliche  H ehiung  des  Volkseinkommens  erscheinen,  die  her- 
heizuffthren  die  gesanunte  Entwicklung  und  nicht  am  wenigsten  die 
hdheren  Anforderungen  des  Staats  an  die  Steuerkrafk  der  Bürger 
gebieterisch  forderten.  Das  gerade  im  Zusammenhang  mit  der 
AufUieilung  von  Gemeinheiten  deutlich  zu  heobachtende  Aufblühen 
der  Landwirthschaft  in  England  und  in  einzelnen  Theilen  des 
Continents  liessen  die  Verwahrlosung,  in  welchem  sich  grosse,  in 
solcher  Gemeinnutzung  befindliche  Landstarecken  befanden  („Ge- 
sammtgut,  verdammt  Gut"),  um  so  deutlicher  hervortreten.  Vom 
rein  landwirthschaftlichen  Standpunkt  aus  musste  der  Fortbestand 
der  gemeinsamen  Weiden  schon  desshalb  bekämpft  werden,  weil 
für  die  Ernährung  des  Viehs  auf  den  ü))ersetzten  und  ohnedies 
meist  vegetutionsaruieu  Weidegrüuden  sclilecht  gesorgt,  folglich 
die  Nutzung  (namentlich  die  Milch-  \uid  Fleischnutzung)  eine 
geringe  und  weil  zugleich  für  die  Landwirthschaft,  wegen  d»'s 
Düngerverlustes  während  der  Dauer  des  W  eidebetriebs.  das  Gleich- 
gewicht zwischen  Düngererz.eugung  und  -Bedarf  gestört  war. 
Gerade  aus  diesen  Kuck  sichten  hatte  sich  ja  frühzeitig  schon  die 
Fordenuig  der  Stallfütterung  geltend  gemacht  und  auf  ihrer  Ver- 
wirklichung wurde,  seit  mit  der  Einführung  des  Kleebaues  der 


„wahren  Nothstandes",  im  Hbiblick  auf  welchen  eine  etwa  verweigerte  Einwil]i(^ii]iff 

Ton  Gemeindemitgliederu  „aus  landeshtrrliclier  Macht  ergänzt  werden  könne'" 
(t.  Borg,  Hdb.  d.  deutschen  Polizeirechts,  l^MJä,  ilL  Th.,  S.  272).  Zu  welchen 
Absonderlichkeiten  die  liberal -individnaJistisehe  Denkweise  der  ersten  Hillle  des 
Jahrhunderts  hink-itete,  /.oipf  ein  sonst  so  besonnener  Schriftsteller  wie  Bülau,  der 
(Udb.  d.  StantsNvirthschaftelelure,  1835,  S.  2tiÜ)  nicht  bloss  die  6«meiuheitstheilungen 
imibediiigt  toidert,  sondevn  andi  für  die  Zukunft  den  Gemeinden  grundsätzlich  Er- 
werbung von  Oiundngenthnm  yeraagt  wissen  will. 
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jiutürliclio,  auf  Wiesen  und  Woiden  vorliandone  FiittotTorratli  iiaiiezu 
iinboscliränkter  Vermehrung  fähig  schien,  von  den  Vertretern  der 
führenden  landwirtlischaftlichen  Kreise  mit  doppeltem  Nachdnick 
bestanden.  Auch  war  für  die  alte  Dreifelderwirthschaft  mit 
reiner  Brache,  weiches  Wirthschaftssystem  allerdings,  wogen  der 
meist  vorhandenen  Unzulänglichkeit  der  natürlichen  Wiesen,  des 
Weidegangs  nicht  wohl  enthehren  konnte,  der  Uebergang  in  die  ver- 
besserte Dreifelderwirthschaft  mit  ange))auter  Brache,  eben  in  Folge 
der  Einführung  des  Kleebaue»,  weithin  die  Möglichkeit  geschaffen 
worden  (§  8).  Endlich  aber  konnte  es  doch  nicht  gleichgültig 
sein,  dass  Angesichts  der  zunehmenden  Volkszahl  und  des  steigen- 
den Bedarfs  an  Brodfrucht  viele  Tausende  von  Hektaren  Land  in 
dieser  durchaus  ungenügenden  Weise  Verwendung  fanden,  wfthrend 
dasselbe  zu  einem  erheblichen  Bruchtheil  zur  Umwandlung  in 
werthvolles  Fruchtland  sich  tauglich  erwies. 

Das  klassische  Land  der  Gemeinheitstheilungen ,  d.  h.  der  Auflösung  der 
mittelalterlicheii  Feldg«meiii8chafi  ist  Grossbritannien (Schottland  und  England), 
und  dieser  Process  hat  hier  besondere  Bedeutung  erlangt,  weil  er  —  im  Gegensatz 
zum  Continent  —  »viel  dazu  beigetragen  hat,  die  kleinen  Grundbesitzer  zu  besei- 
tigen und  das  ITebei^wicht  des  grossen  OrandeigentlininB  m  begrflnden,  welclies 
Mieder  für  die  Verfassungsgeschichfp  Etifrlands  von  so  grOBSem  Gewichte  gewesen 
ist"  (Nasse).  Die  Ein  begnügen  (enclosures^  d.  b.  das  Ausscheiden  der  Grund- 
herrscliafieii  aus  der  Feldgraneinschalk  mit  der  bftnerlichen  Berölkening  durch  Ein* 
ziehen  der  oder  t^iiies  Theils  dtM-  ;rt'in<'iiit"ii  ^V:  i  li  ronnnons  zur  aus(>rhlies8lichen 
Sondematzuug  des  Landlords  (der  lord  of  tbe  uianor  galt  von  jeher  als  Eigen- 
(humer  Am  eommona,  die  ftbrigen,  binerHehen  bteressenten  bloss  als  Servitut- 
berecbtigte;  jener  kann  urbar  machen  so  viel  er  will,  nur  muss  «m-  flir  dies»'  noch 
genug  übrig  lassen  —  Ruseher,  Anm.  15  zu  §  82),  miitlifiir  ■rcfVinlcrt  durch  die 
der  Schafzucht  förderliche  Handelspolitik  jener  Zeit.  bo<jai>ui'ji  sdum  im  lö.  Jalir- 
hundert,  setzten  sich  —  aut  <;ruiid  besonderer  seit  170^)  erlassenen  enclosure  a<'tj;  - 
auf  Kf)Stpn  der  bäuerlichen  Ik-yrdkerung  in  den  folgenden  Jahrhunderten  fort  und  sind 
die  Uauptursacbeu  des  allmählichen  Verschwiudeus  der  letzteren  gewesen  (8. 151  ff.), 
so  dass  der  Prooess  wohl  vom  Standpunkt  der  Prodndions'  nicht  aber  auch  von 
jenem  der  allgemein  rnlkswirthschaftlichen  Intpresscn  ein  erfreulicher  genannt 
werden  kann.  (In  ersterer  Beziehung  nahm  man  in  diesem  Jahrhundert  an,  dass 
der  acre  der  gemeinen  Weide  nicht  Aber  4  Schilling  Ertrag  gegeben  habe,  nach 
Abschaffung;  des  Weide^an-rs  aTier  und  durch  feldiuässi<.n'  Xutzun«:  der  Rohertrag  40fach, 
die  Rente  löfacli  gesteigert  werden  könne,  siehe  Hau,  Anm.  b)  zu  §  85.)  In  England 
Süllen  am  Ausgang  des  vorigen  Jahrhunderts  noch  Gemeinheiten  im  Umfang  von 
7,8  VjXL.  acras  das  Land  bedeckt  haben;  und  nach  dem  32.  Bericht  der  Euclosures 
Pommission  von  1H77  waren  es  in  diesem  Jahre  solrher  Ländoreien  noch  2  ^till. 
acres.  Ein  eigentliches  Gemeinheitstheilungsgesetz  in  i'higland  erstmals  unterm 
8.  August  1845  erlassen  (in  Schottland  schon  1665);  bis  dahin  war  nur  der  Weg 
gütlicher  Verständitrnns-  oder  besonderer  Parlamentsbill«?  «rf<rfben,  ersterer  unsicher, 
letzterer  zeitraubend  und  kostspielig.  (.Ueber  den  Inhalt  der  1845er  Bill  siehe  §  56, 
Ziff.  6d.)  Ton  1702—1796  wurden  1776  endosure  acts  erlassen,  von  1800—1842 
19%:  der  Umfang  der  seit  1702—1876  „eingehegten"  Ländereien  wird  auf  rund 
7  MiU.  acres  angegeben. 

So  erklSrt  sieh,  dass  im  letzten  Jahrhundert  von  deutschen 
Staatsmännern,  Volks-  und  Landwirthen  zumal  unter  dem  be- 
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heiTsclienden  Einfliiss  der  individualistischen  EichtuiiL''  in  der  Volks- 
wirthsclial't  und  populationistischer  StrönuniLren  die  Aulhebuno'  der 
Gemeinheiten,  insbesondere  der  zu  Weidezweckeu  benutzten,  und 
deren  Vertkeilung  zu  Privateigenthum  mit  seltener  Einhelligkeit 
als  eine  Grundbedingung  der  Hebung  der  Laudwirthschaft  und  im 
Interesse  des  Staatswolils  befürwortet  und,  gemäss  dem  Charakter 
des  Folizeistaats ,  vielerorts  einfach  „von  Oben**  befohlen,  d.  h. 
zwangsweise  durchgeführt  oder  doch  das  Zustandekommen  von 
Vereinbarungen  der  Berechtigten  über  solche  Theilungen  in  ganz 
besonderer  Weise  (durch  Beihilfe,  Geldprämien)  unterstützt  wurde. 

Dieses  zwangsweise  Vorgehen  vollkommen  zu  würdigen, 
muss  man  im  Auge  behalten,  dass  weithin  in  Deutschland  seit 
den  Sehrecken  des  dreissigjährigen  Kriegs  grom  Landstrecken, 
Hand  in  Hand  mit  dem  Versehwinden  zahlreicher  DOrfer  und  der 
Entvölkerung  des  flachen  Landes,  nicht  mehr  unter  den  Pflug  ge- 
nommen worden  waren  und  dass  in  Pteussen  der  siebenjährige 
Krieg  und  die  in  seinem  Gefolge  eingetretenen  Verwüstungen 
aufs  neue  der  eben  erst  wieder  im  Erholungszustand  befindlich 
gewesenen  Landescultiir  schwere  Wunden  geschlagen  hatten.  Nicht 
bloss  die  aus  alter  Zeit  überkommenen  Gemeinweiden  standen  also 
bei  der  jetzt  mit  solcher  Thatkrafb  in  Angriff  genommenen  Action 
in  Frage,  sondern  aucli  jene  Geländecomplexe,  die  Jahrhunderte 
lang  unter  dem  Pfluge  gestanden,  aber  mit  der  MenschenverOdung, 
welche  das  grosse  Kriegstheater  des  17.  Jahrhunderts  zurück- 
gelassen hatte,  wieder  in  Wüstenei  verfallen  waren.  Hier  galt 
es  also,  zu  einem  Theil  wenigsten«,  lediglich  an  voraufgogungene 
Culturarbeit  anzuknüj)t(Mi ;  und  das  wirksamste  Mittel  erblickte 
man  nicht  mit  Unrecht  el)cn  darin,  diese  lange  Zeit  fast  herrenlos 
gewesenen  vmd  (üinn  vielfach  den  Gemeindemarken  einverleibten 
Gedungen  durcii  Zulheiliing  an  einzelne  Wiilhe  füi'  eine  eigent^ 
Hche  Bodeucultur  zurückzugewinnen. 

Auiu.  1.  lu  Preuäseu  iiess  sich  F rictlric Ii  d.  (ir.  die  Autthc'iluu>^  dt-r  (jtniu'iu- 
lii'itt  ii  und  Oedimgen  zu  Ei^nthum  unter  dem  Eindruck  der  Erfolp'  diiser  Maassre^^el 
in  Engl  an  d  hpsonders  anjrc'<'?:on  sein  nnd  ♦MÜt  ss  wiedtM-holt  (1702,  17B3.  ITftö  und 
1769)  iii  diesem  Sinne  Instructionen  an  die  Justizcoliegien;  als  erste  vullütandige  V©r- 
ordnimg  in  diesem  Betreff  ist  das  Reglement  14.  Aprill771  fiir  Schlesien  m.  neimeii, 
welches  lu'rHts  in  srhr  prä;riiantor  Weise  die  (inind;redankpn  der  späteren  (jetzt 
noch  gültigen)  Gemeinheitstheilungsordnunf^  vom  7.  Juni  lb21  ^Ei^Äozoogs- 
{resetz  vom  2.  Hän  1850)  siim  Ansdrack  bringt.  Das  Reglement  seist  —  vstcr 
Erwähnung'  der  ^mit  hestem  Effect"  in  den  meisten  ührijri'n  königlichen  Landen 
^betriebeueu  Auseinandersetzungen  und  Aufliebung  der  dem  Land  so  schädlichen 
und  die  bessere  Aufnahme  der  Yiehasucht  und  Feldwirthschaft  gänzlich  verhindern- 
den (4emeinheiten  und  Geroeinhiitangen'*  und  unter  der  Betonung,  das«  ,des  Königs« 
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Rul"  tlen  Flor  und  die  Aui'ualuiu'  dvs  (iiuiist'u  gerichtete  laudesväterUche  Absicht 
nicht  durch  die  Unwissenheit  und  den  Eif^ensinn  einiger  Einzelnen 
frnrhtlos  ^marht  werden  dürfe"  —  als  „hrstäTidi^res  Gesetz**  fest:  ^dass  alle  tJe- 
meinheiten  und  Vennischungeu  der  Grundstücke,  welche  den  Ackerbau  und  freien 
Gennas  der  Felder  und  Wiesen  seither  genirt  nnd  dugeBchränkt  haben,  von  nun  an 
gfinzlich  aufgehoben  imd  auseinandergesetzt  werden,  aneh  Nirmand  ku  deren  Bei- 
bdialtung  ....  zu  pruvociren  bet'udpt  atei,  vielmehr  alle  nach  der  seitherigen  Ver» 
fitssnn^  üiter  privates  darans  entstandenen  Rechte  nnd  VerbindlicMceften  für  gänss' 
lieh  a  iif^Tliolx  n  und  unkräftig  /j: »■  a c Ii  t ••  t  werden  sollen".  Aber  diese 
zwangsweise  Durchführung  bezog  sich  nur  auf  das  eigentliche  Weideland,  Heiden, 
Brüche,  Anger  (Gemeinheiten  I.  Cl.),  nicht  auch  auf  die  ,ein-  und  wechselseitigen 
Servituten  der  Fel  l  i: '1  Mvuznachbani  mit  oder  ohne  Theilnehmung  der  Herr- 
schaften auf  den  Feldmarken,  auf  dnr  lirache  und  in  den  Stoppeln",  und  ebenso  nicht 
auf  die  aus  der  zerstreuten  Lage  der  Grundstücke  sich  ergebenden  Uebelstände  (Ge- 
meinheiten IL  Cl.),  hrtrc  trs  deren  die  Aneeinandersetzung  v(m  der  Antragstellmig 
(Provocation),  gleichviel  von  wem  sie  ausgehe  tvmi  der  Herrschaft  oder  Gemeinde 
oder  dem  denunns  praedii  duuuuHutiü  vel  servieutisj  abhangig  gemacht  wurde.  Eiu 
grosser  Theil  der  Ritter-  nnd  Freigüter,  sagt  A.  Heitaen  (Der  Boden  nnd  die 
laudwirflist  liaftlirliPT)  V''f  rhältiiis><i'  des  l'renss.  Staats,  1868,  I.  IM..  S.  -VM).  vt-rdankt 
dieser  Zeit  ihr  Ausscheiden  au^i  dem  Gemenge  der  bäuerlichen  Gemeinden  und  die 
freie  üeberweisnng  ihrer  TerhKItnissniftssigen  Antheile  an  den  bisherigen  „räumen 
Hutungen",  wogegen  für  den  bäuerlichen  Besitz,  bei  dem  herrschenden  Widerstand 
gegen  umfangreiche  Aenderungen,  vielfach  die  R«*form  sich  darauf  beschränkte, 
ihren  Autheil  au  den  Weideflächen  (im  Ganzen)  auszuscheiden,  auf  dem  dann  die 
gemeuuehafUiehe  Hntong  bis  anf  Weiteres  fortfesetM  wurde. 

2*  Das  Zwangsprincip  fand  auch  in  Belgien  (Ges.  vom  21.  Mär/  1H47)  An- 
wenduii'r:  die  (ifriitindcii  und  Miteigentbümer  <ronif'tTisrhaftlicher  Weidetlächen 
können  zum  Verkauf  derselben  gezwungen  werden,  mit  Zustimmung  des  rro\'inzial- 
raths,  wobei  den  Käufern  die  Urbamuichnng  snr  Bedingnng  genweht  wird;  aneh 
der  Staat  kann  solche  Flftdien  kaofen  nnd  wieder  verkaufen. 

3.  Auch  in  Oesterreich  ^^-l.  v.  Stein,  a.  a.  O.,  S.  2H4.  und  Tioscher, 
Anm.  2  zu  §  81)  wurde  im  vorigen  Jahrhundert  ill&S>)  die  Aultheiiung  der  Hut- 
weiden im  Zwangswege  dnrchgefthrt,  dabei  den  nenen  Besitsern  Zehn^^helt  anf 
30  Jahre  zugesichert;  1770  zur  Durchführung  des  Werks  aiuli  »ine  bt'soiidi'ic 
Commission  bestellt.  —  Aehnlich  befahl  der  mailändische  Statthalter  Fi r miau  unter 
Maria  Theresia  und  Joseph  II.  den  Communeu,  ihr  wüstes  Oemeinland  jedem  Meist- 
bietenden, der  urhart  ii  ^vollte,  gegen  Kanlschilling  und  ewige  Rente  zu  überlassen, 
glf'irhviel  zu  wclt  hem  Preis.  —  Wo  dairf'<rt'n,  wie  in  }'•:'.  v  <'v<) ,  die  öden  Stri'cki'ii  als 
bona  vacaniia  für  Staatseigeuthum  erklärt  wuiülu  i, l ulturmandat  von  1773), 
konnte  man  sich  daranf  beschranken,  zar  Besitmahnie  nnd  Urbarong  dnznladen. 


§  47.  Die  Ordiiung  des  öemeinheitstheiluiigsweseiis 

im  neueren  Hecht'). 

1.  Majorisirungäprincip.  Dem  Wesen  des  Polizeistaats 
mochte  es  entsprochen  haben,  durch  obrigkeitliehen  Befehl  eine 

im  Interesse  der  Landcscultur  für  nützlich  erachtete  Maassregel 


*)  In  der  Darstellung  ist  vorwiegend  anf  die  Behanditrair  des  Gegenstandes  in 
Freusson  abgehoben;  über  die  Art  der  Gesetsgebni)^  in  d«ii  anderen  mittel-  und 
norddeutsrlieu  Staaten  ist  auf  die  Vpi-wnltnnjrsrerbtslitrratur  ^itlic  ii.  A.  (J.  ^T»  ver, 
Deutsches  Verwaltungsrecht,  1,  §  104/  und  auf  den  Auisatü  von  Grossuiaun, 
a.  a.  0 ,  sn  verweisen. 
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auch  gegen  den  Willen  der  Bethoiligten  zu  erzwingen;  mit  dem 
Woson  des  Rechtsstaats  war  diese  haudliingsweise  nicht  wohl 
vereinbar.  Auch  mochte  man  ein,i2:esehen  lial)en,  dass  nicht 
fiherall  die  natürlichen  Voraussetzungen  für  eine  Auftheiluug  der 
Gemeinheiten  hehnfs  üeberfflhning  der  abgetheilten  Sonderstücke 
in  Ackerland  oder  Wiesland  vorlianden  waren  und  dass  für  manche 
Flächen  wegen  ihrer  natürlichen  Sterilität  oder  ungünstigen  Lage 
deren  dauernde  Widmung  zu  Weidezwecken  in  gemeinsamer 
Nutzung  durchaus  angemessen  war.  All'  dies  führte  dazu,  das 
Vorgehen  auf  diesem  Gebiet  der  Laudescultur  (wie  auf  einer 
Reihe  ähnlicher  Gebiete)  in  gewissem  Sinn  zu  individualisiren,  d.  h. 
von  der  Antragstellung  der  Betheiligien  (Pro vocations- 
T  erfahren)  imd  von  der  Abstimmung  Aber  den  Antrag  abhängig 
zu  machen,  wobei  betreffs  der  Einführung  dieses  Grundsatzes  in 
das  Landesculturreeht  und  seiner  Ausgestaltung  Folgendes  zu  be- 
merken ist: 

a)  Ueberau,  wo  eineMaassnahme  derLandescultur  in  die  Rechts- 
sph&re  Verschiedener  eingreift  und  zu  ihrer  Verwirklichung  ein 
gemeinsames  Zusammenwirken  der  Betheiligten  voraussetzt,  wird 
man  an  der  Forderung  der  Zustimmung  Aller  zu  dem  Unternehmen 
als  Bedingung  nicht  festhalten  kOnnen;  denn  nur  in  den  seltensten 
Fallen  wird  die  Ueberzeugung  von  der  Nfltzlichkeit  eines  solchen 
Unternehmens  durchweg  vertreten  sein,  meist  wird  gegen  dasselbe 
von  einer  mehr  oder  minder  grossen  Anzahl  von  Interessenten,  sei 
es  aus  mangelnder  Einsicht  oder  Rechthaberei  oder  grnndsätzliclier 
Gegnerschaft  gegen  alle  „Neuerungen",  Widers]>ruLli  erliolK'ii 
werden,  an  dem  dann  jeder  Fortschritt  sclieitern  müsste,  wenn 
nicht  die  Gesetzgebung,  indem  sie  das  Princip  der  Majorisirung 
zum  Rechtsprincip  erhebt,  den  Weg  eröffnete,  soldien  Widcrsi>ruch 
zu  brechen,  (lieber  die  nähere  Begründung  des  Zwangsprincips 
in  der  Lan(h^st  ultnr  siehe  auch  §  54,  Ziffer  5  unten.) 

b)  Seine  innere  Kechtfcrtiüung  und  Begründung  erhält  diese:=; 
Rechtsprincip  aus  der  Nothwendigkeit  des  Cultiirfortschrittes  eines 
Staats  als  einer  Bedingung  der  Wohlfahrt  Aller  und  anw  der  Er- 
wägung, dass  sobald  die  Voraussetzungen  für  einen  Culturfortschritt 
gegeben  und  nicht  etwa  bloss  die  Staat sleitung,  sondern  auch  die 
Nächstbetheiligten  von  seiner  Zweckmässigkeit  und  Vortheilhaftig- 
keit  für  sie  selbst  durchdrungen  sind,  diese  ein  Anrecht  darauf 
haben,  dass  nicht  der  Widerspruch  Einzelner  durchkreuzend  imd 
hindernd  im  Wege  stehe.    Aehnlich  wie  die  Gesammtstaatsent- 
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wicklinifr  (liirch  das  politische  Kiiizol -\  eto  -  Ki'oht  eefährdot  wäre 
und,  wo  ('S  bestand,  gefährdet  wurdo,  hat  ein  solches  auch  in  dem 
engeren  Gebiet  der  Landesculturinteressen  keinen  Kaum.  „Die 
IJntorordming  der  Minderyahl  unter  die  Mehrheit  ist  ein  ordnender 
Grundsatz  in  aUen  ixesellschaftlichen  Verhältnissen,  ohne  dessen 
Anwendung  gar  keine  Gestaltung  und  kein  Fortschritt  möglich  ist, 
der  also  auch  rechtlich  als  unaugreifl)ar  gelten  muBS^^  (Mohl). 

c)  Dieser  Eingriff  in  das  freie  Selbstbestimmungsreebt  auf 
TrirthschafUichem  Gebiet  ist  indess  von  zweierlei  Voraussetzungen 
abhängig  zu  machen:  das  Unternehmen,  für  welches  der  Zwangs- 
beitritt Einzelner  begehrt  wird,  muss  dem  öffentlichen  Interesse 
dienen,  d.  h.  einen  wichtigen  Gulturf ortschritt  ermöglichen;  und 
dessen  BuTchfahnmg  muss  ohne  den  Beitritt  Aller,  auch  der  Wider- 
strebenden, nicht  oder  doch  nur  sehr  unToUkommen  oder  nur  mit 
beträchtlichem  Mehraufirand  fttr  die  dem  Unternehmen  Zustimmen- 
den möglich  sein. 

d)  Das  Migorisirungsprincip  kann  im  Einseinen  Terschieden 
ausgestaltet  sein:  in  schärfster  Form,  wenn  schon  die  Thatsache 
des  von  einem  Einzelnen  oder  einer  Minderheit  gestellten  Antrags 
genügt,  den  Zwangsbeitritt  der  üebrigen  herbeizuführen;  in  seiner 
milderen  Form,  wenn,  um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  im  Weg  der 
Abstimmung  eine  Mehrheit  für  den  gestellten  Antrag  vorhanden 
sein  muss,  die  dann,  je  nach  dem,  eine  einfache  oder  verstärkte 
(zwei  Drittel,  drei  V^iertel)  Me!irheit  sein  kann. 

e)  Die  für  den  Zwanu  im  uegebeneu  F.all  erforderliche  Mehrheit 
wird  zweckmässigervveise  von  einer  Combination  von  Kopfzahl  und 
Besitz  abhängig  gemacht,  weil  die  Abstinununii  nach  Besitzfläche 
dem  Grossgnmdbesitz  ein  TTeberiiewiilit  ülM;r  die  Kleinbesitzer, 
die  Abstimmung  nach  Köpfen  umgekehrt  diesen  ein  Uebergewicht 
über  den  Grossbesitz  verschalten  müsste. 

Am  weitesten  geht  die  Preussische  Gesetzj^ebiing,  inliAliUch  deren  ji  dt  i  za 
dauernder  Nut/.ntifr  Herechtiffte  auf  Theilung'  !intrn«ren  (provorireu)  darf,  handle 
e&  sich  um  Objette  dt  s  penieinschaftliehen  Eigenthmu.s  (idtu  um  im  Kigeuthuni  einer 
Gemeinde  befindlidu'  ('iimdütücke  (§  16  und  17  der  OemeinheitstheiliingHordiuui^ 
vom  7.  Juni  1S21);  die  Nützlichkeit  jeder  Theilung  wird  ve  rinnt  Ii  et.  hraucht 
uicht  also  erst  uachgemeseu  zu  werden;  vielmehr  ist  den  Einsprechenden  die  i'flicht 
des  Gegenbeweifles  auferlegt  und  auch  diesem  sind  eage  Schranken  gesogen.  Das 
Provocationsrecht  begreift  dabei,  was  wohl  zu  bearhtni  ist,  anrli  d;is  Kinvcrsr.'iiid- 
niss  mit  der  wirtbschai'tlicheu  Um-  uud  Zusammenlegung  aller  bet heiligten 
Grnndstflcke  in  steh  nnd  fDhrt  daher  auch  Hbr  die  übrigen  Betheiligten  die  Unter- 
werfung unter  dieselbe  herbei:  ein  (Grundsatz,  der  später  (Verordnung  vom  'iS.  Juli 
1838)  allerdings  dabin  abgeschwächt  wurde,  dass  der  Itegel  nach  für  mit  L  m- 
tausehcn  und  Zusammeuleg.uugeu  verbundene  Gemeinbeitstheiluugen 
das  Einverständniss  der  Besitser  des  der  Flttche  nach  mindestens 
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vierten  TheiU  der  durch  den  Umtausch  betroffenen  Ackerländereien  vorhanden 
sein  mnss.  —  Provocationsrecht  anck  in  Hessen  nach  der  Yerordniin^  vom  7.  Sept. 

1814.  —  Minder  woit  <;ph\:  Sachsen  (Gesetz  vom  17.  März  1831),  wo  /.war  jt-Jt-r 
Interessent,  aber  nur  seineu  Aut heil  ausgeschieden  verlangen  kann;  xmA  Hannover 
(Gesetase  vom  25.  Juni  1802,  30.  April  1824  und  26.  Juli  1825),  wo  für  die  Anf- 
tkeilung  niindestens  die  Zustimmung  der  Hälfte  der  Abstimmungsberechtigteu, 
berechnet  nach  der  Grösse  dts  Besitzes  bejrw.  nach  dem  Verhälttiiss  des  Genusses, 
verlangt  ist.  —  Dagegen  »tarke  Mehrheiten  als  Bedingung  der  Durchführung  in 
Säddentsehland  gefordert,  ueke  nntm. 

2.  Feststellung  dos  Vertheilungsmaassstabes^). 
Als  Maassstab  für  die  eigenthumsweise  Zutheiliing  der  seither 
gemoinsara  genutzten  Ländereien  an  die  Berechtigten  kann  die 
durchsehnittUche  Grösse  des  bisherigen  (das  ganze  Jahr  über  ge- 
haltenen oder  des  durchgewinterten)  Viehstandes  oder  die  Grösse 
des  betheiligten  Gmndbesitzes  oder  der  Umfang  des  Beitrags  zu 
den  Gemeindelastan  in  Betracht  kommen,  wenn  man  nicht  auf 
völlige  Gleichheit  der  Antheüe  abheben  will;  da  indess  jeder  dieser 
Maassstäbe,  fttr  sich  allein  angewendet,  in  der  Ausftthrung  H&rten 
in  sich  schliessen  kann,  so  ist  mehr&ch  ein  aus  den  Torstehenden 
Grundsätzen  gemischtes  Yertheilungssystem  gewählt  worden.  Die 
gleichmässige  Vertheilung  (wie  sie  im  Grundsatz  die  badische 
Gemeindeordnung  —  §  127  —  verfügt)  ist  zwar  im  Interesse  der 
dürftigeren  Ortsanwesenden  gelegen,  enthält  aber  eine  Unbilligkeit 
gegenflber  den  mit  grösserem  Yiehstand  ausgestatteten  Betrieben, 
bei  welchen  durch  den  Wegfall  des  Weiderechts  ohne  ausreichen- 
den Ersatz  Störungen  in  derWirthschafI;  unausbleiblich  sein  müssten. 
Umgekehrt  würde  die  Vertheilung  lediglich  nach  dem  Besitz  die 
grösseren  Besitzer  bej^ünstigen,  welche  in  der  Kegel  im  Verhält- 
niss  zur  Morgeiizahl  weniger  Vieh  halten  als  die  mittleren  und 
kleineren.  D esshalb  ist  wohl  die  Vertheilung  unter  Berücksich- 
tigung des  durchschnittlichen  Viehstandes,  unter  Bedinsiinir^^n, 
welche  verhüten,  dass  nicht  Zufälligkeiten  eine  maasscpbende  II  «  die 
spielen,  als  die  richtiaste  Lösung  der  Frage  anzusehen:  „tautum 
praescriptuiu,  Quantum  possessum^^  (Koscher). 

So  in  Prenssen:  das  Maass  der  Theilnahme  ist  in  der  Regel  nack  dem 

Yielihesit/.sfaiul  in  den  letzten,  der  Einleitung  der  Tlieiluiii:  vorliergegangenen 
10  Jahren,  besondere  Uuglückslalle  abgerechnet,  festzustellen.  Kanu  dieser  Maass- 
stab niekt  ermittelt  oder  -wegen  der  Berecktigxing  solcher,  die  ihr  Recht  nicht  aus- 
geübt haben,  nicht  benutzt  werden,  so  ist  festzustellen,  wieviel  Stück  Weidevieh 
die  zur  Hutuug  Herechtigteu  auf  ihren  zufrehörigen  Grundsfürken  wirthst  liafflich 
zu  durchwintern  vermögen;  das  Vieh  der  mit  Häusern  ohne  Acker  Angesessenen 
ist  dabei  an  17«  Kukw^den,  als  das  diingoidste  Bedfirftiiss  befiriedigend,  imza- 


0  Eingekende  EnrügungeiL  de  lege  ferenda  kei  Bau,  §  88,  89  imd  90* 
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schlagen;  und  der  Viehstand  vci-armter  JA-ute  auf  das  in  ihrer  Klasse  gewöhnlich*- 
Maass  zu  erliökea,  ein  uuverkältuiäsiuibüig  grosser  Viebstand  aber  berabzuüetzeu. 
(G.  T.  0.  §  32— 6&)  —  AefaDliolie  B^elnng  in  L An eb arg- Hannover. 

3.  Behandlung  der  Waldungen.  Sofern  neben  Gomoin- 
weiden  aueh  sonstiges,  der  Gemeinbenutzung  unterworfenes  Land 
Yorhanden  ist,  insbesondere  Wald,  ist  zu  prflfen,  ob  eine  Ver- 
theilung  rathsam  erscheine;  die  Frage  wird  im  Allgemeinen  zu 
verneinen  sein,  da  gerade  das,  was  die  Gemeinweiden  als  nach- 
iheilig  erscheinen  lässt,  hier  wegfällt;  denn  die  Benutzung  von 
Wäldern  ist  ja  nur  in  dem  Sinne  eine  gemeinsame,  als  den  Ein- 
zelnen, soweit  der  Erlös  aus  den  Walderzeugoissen  nicht  fflr  die 
Bestreitung  des  Gemeindehaushalts  erforderlich  ist,  jährliche  Aus- 
theilungen  von  Holz  (Gabholz)  und  Waldstreu  zugewendet  werden. 
Einer  Yertheilung  des  Waldes  zu  Eigenthum  an  die  seither 
Nutzungsberechtig^ten  steht  aber  Oberhaupt  in  den  meisten  Fällen 
die  Natur  dos  Forstbetriebs  entgegen,  welcher  in  geregelter  und 
nachhaltiger  Weise  mir  auf  grösseren  zusaiinneuhängenden,  nicht 
aber  auf  kleinen  und  zeiüplitterten  Flächen  tluinlich  und  ausführbar 
ist  (vgl.  die  späteren  Ausführungen  unter  Forsstpulitik) ;  sie  kann 
daher  höchstens  da  in  Frage  kommen,  wn  eine  Rodung  des  Waldes 
(Ausstockung)  und  Fniwandlung  in  landwirthschaftliches  Cultur- 
geländo  sich  ausführbar  erweisen  sollte. 

Waldungen,  an  denen  mehrere  Gemeinden  Theii  haben  (wie 
die  ehemaligen  Markgenossenschaftswaldungen),  können  eher  unter 
dieselben  ohne  schädliche  Folgen  vertheilt  werden,  weil  die  An- 
theile  zu  einer  guten  Bewirthschaftung  gewöhnlich  gross  genug 
siad;  zur  Abtheilung  wird  eine  genaue  Ermittlung  des  bisherigen 
Nutzungsverhältnisses  und  eine  Abschätzung  des  Waldes  erfordert 
Bei  der  Ausfährung  ist  darauf  zu  sehen,  dass  jede  Gemeinde  di^ 
ihr  zunächst  liegenden  Stflcke,  femer  wo  mOgHch  einen  zusammen- 
hängenden Antheil  erhalte  und  dass  nicht  die  eine  nur  junge,  die 
andern  nur  alte,  dem  Hiebe  nahestehende  Holzbestände  annehmen 
mflssen  (Bau).  Solche  Auseinandersetzungen  zwischen  verschiedenen 
Corporationen  nennt  man  wohl  auch  Generaltheiliingen  im  Gegen- 
satz zu  den  Sp  ecialtheilungen,  welche  sich  auf  die  Auseinander- 
setzungen der  Gemeindemitglieder  untereinander  beziehen. 

P  reu  SS.  G.  T.  O.,  %  109  ff.:  „Die  Katuraltheiltuigr  eines  gem^schaftlichen 

Waldes  ist  {ranz  oder  theilweise  nur  dann  zulässig,  wenn  entweder  dif  einzelneu 
Antbeüe  zur  forsüuässigeu  Benutzung  geeignet  bleiben  oder  sie  vortlieilliati  als 
Aßkar  od«r  Wieeen  benntat  wwden  lEfiniien.^  Noeh  leliirfiBre  Bettiniiniiiigen  enthSlt 
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<1as  preiissische  Gesetz  über  grein  ein  srhaftliche  Holzungen  vom  14.  März  1881;  denn 
danach  dürfen  Holzungen  der  Realgemeinden,  Gehöferschaften,  femer  diejenigen,  welche 
lil%liedeni  einer  mIcImii  GeBOBsenscIiaft  oder  Kiuwohnem  einer  Gemeinde  durch 
eine  fJpmoinlu'ifsthdluu^  oder  Forstservitntenablfisung-  als  Gesammtabfindunfi-  iiher- 
wiesen  werden  oder  früher  überwiesen  worden  und  bis  zum  Inkrafttreten  des  Gesetzes 
von  1881  gemeinschaftUcliee  Eigenihiim  geblieben  sind,  der  Regel  naeli  nicht  in 
Natur  ^'etheilt  werden.  Die  Thcilung  ist  nur  insoweit  zu  frestatfen,  als  die  Holzung 
zur  forstmässigen  Bewirthschaftung  nicht  geeignet  ist  oder  der  Grund  und  Boden 
zn  aiiMl«en  Zwecken  dauernd  mit  erheblich  grösseren  Vortheilen  benntet  werden 
kann  und  als  landes-  oder  foratpolizeilii  1h'  Interessen  nicht  entgegenstehen  (§1,6,  7). 
—  Aehnliche  Vorschriftcm  wie  in  der  l'reuss.  G.  T.  O.  auch  s.  Z.  für  Hannover 
und  für  Bayern  (Gesetz  v.  1.  Juli  1834)  erlassen;  für  letzteres  auch  aubdrückHch 
YorgesdiriebeD,  dass  eine  .Abtreibung  des  Waldes  zu  Gunsten  der  Gemeindekasse 
geschehen  muss.  Baden,  (n nuindeordnung,  §  113:  „Ausgenommen  von  aller 
Yertheilung  sind  die  Gemeiudewaldungen".  Nach  Kau  (Anm.  a  zn  §  9ö)  wurde 
im  Odenwald  in  mehreren  Gemeinden  der  Wohlsiand  durch  Waldvertheilungen 
zef-rö-t  z.  B.  in  TJntcr-Srhrhimattonwang  (Hessen),  wo  der  an  3400  hess. 
Morgen  grosse  Wald  vorher  alle  Geiueiudeausgaben  deckte,  den  älteren  berechtigten 
Bflrgem  daneben  Gabholz,  den  jüngeren  LeBeholz,  Streu  nnd  Weide  gewährte, 
während  nach  erfol<xter  Vertbeiluiij,'  die  Eiuzelantbeile  (zu  R5  Morfi:en)  schlecht 
behandelt,  die  älteren  Holzbestäude  abgetrieben,  der  Erlös  unwirthschaftlich  verzehrt, 
die  fiberwieBimen  Waldparcellen  theilweise  an  Answftrtige  verkaiift  wurden  nnd  nvn 
von  Allen  drückende  Gemeindeabgaben  zu  tragen  sind.  —  Auch  in 
Frankreich  durch  den  Code  foresüer  von  18^,  Art.  92,  jede  Theilnng  von 
Waldungen  verboten. 

§  48.  Fortsetzung. 

4.  Verbindung  mit  Servitutenablösungen.  Mit  der 
Aufhebung  einer  gemeinschaftlichen  Benutzung  auf  ländlicht^n  oder 
Forstgnmdstticken  kann  die  Aufhebung  und  Ablösung  der  sonstigen 
aus  alter  Zeit  herrühroudeu  Grunddienstbarkeiten  auf  fremd<^m 
Grund  uiid  Boden  einhergehen,  wie  dies  für  die  norddeutsclie 
StaatengTuppe  im  Gegensatz  zu  anderen  Staatsgebieten  cliarakte- 
ristisch  ist  (§  26  am  Schluss).  Die  Berechtigiinß'en  sind  zu  dem 
Ende  nach  ihrem  Werth  zu  veranschlagen  und  im  Uebrigen  ist  zu 
bestimmeji,  ob  und  in  welchem  Umfang  die  Abfindung  für  derartige 
Berechtigungen  in  Land  oder  in  anderer  Weise  (durch  Kapital- 
oder  Beutenabfinduug)  zu  geschehen  habe. 

Anmerkung,  n)  Nach  der  Prenss.  (J.  T.  0,  unterliegen  der  Aufhebung: 
Weideherechtigungen  aut  Aeekern,  Wiesen.  Angern,  Forsten  und  sonstigen  Weide- 
plätzen, Forstbereehtigungen  zur  Ma^t,  zum  Mitgenusse  des  Heises  nnd  snm  Stren- 
hdU'u.  Berechtigungen  zum  PlfifTtreii-.  Haide  nnd  Bültenliielt.  —  alle  diese  Cerecht- 
same  ohne  Unterschied,  ob  sie  auf  gemeinschaftlichem  (,Gesammt-)£igeuthum  oder 
JMenBtbarkätanreehten  beruhen.  Das  Erg&nznngs|r«Betz  ▼om  2.  Wkn  IBBO  zur 
G.  T.  0.  hat  der  Atifhehnnpr  femer  nntenvorfen:  d  i  '^Pineinschaftliche  Eigenthum 
an  Torimooren  und  die  Berechtigungen  1.  zur  Gräserei  und  zur  Nutzung  von  Schilf, 
Binsen  oder  Bohr  auf  Lttnder^en  nnd  PriTatgewftssem  aller  Art;  2.  zum  IHlQcken 
des  Grases  und  des  Unkrauts  in  den  bestellten  Feldern  (zum  Krauten);  3.  zum 
Nachrechen  auf  abgeernteten  Feldern,  sowie  zum  Stoppelharken;  4.  zur  Nutzung 
fremder  Aecker  gegen  ilergtbung  des  Düngers;  5.  ztim  Fruchtgewinn  von  einzelnen 
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Stücken  fremder  Aecker  (zxx  Deputatbeeten) ;  6.  zum  Harzscharron ;  7.  zur  Fischerei 
in  ütehenden  oder  fliessenden  Privatgewässem ;  S.  zur  Torfhutzung,  —  die  zu  1 
bis  8  gedachten  Berechtigungen  jedoch  nur,  «ofern  sie  anf  einer 
Dienstbarkeit  beruhen,  also  fregren  fremd  e  Gnmdstücke  ans^reübt  werden. — 
Andere  als  die  vorstehend  bezeichneten  Berechtigungen  sind  seibstständig  nicht 
abldshar.  Wenn  jedoch  dem  Zwecke  der  Anseinanderfletxnng  anaeer  einer  nach  der 
T.  0.  und  dem  Ergänzungsg"eset/.  aufzuheben  den  gemeinschaftliilien  Benutzung 
uuch  andere  Grundgerechtigkeiten  hinderlich  gind,  m>  müssen  auch  diese 
gegen  Entschidigung  aufgehoben  werden.  —  b)  In  Betareff  der  Abfindungen 
der  seither  Berechtigten  bestimmt  die  Preuss.  G.  T.  0.,  dass  für  auf  Forsten 
haftende  Dicnstbarkeitsrechte  zur  Weide,  Oräscrpi,  Holz-  und  Streu- 
entnah  nie  und  zum  riaggeu-,  Haide-  und  IJülteuhieb,  vorbehaltlich  ander- 
weiter  Einiguu^^  Land  nur  dann  zu  geben  imd  anzunehmen  ist,  wenn  es  an 
Alk  er  oderWiese  sich  eignet  und  in  dieser  Eigenschaft  nachhaltig  einen  höheren 
Ertrag  als  durch  die  Benutzung  zur  Holzzucht  zu  gewähren  vermag.  Für  Holz- 
nnd  Strenberechtignngen  darf  der  Belastete  nur  zur  Holisncht  geeignetei,  be- 
standenes Forstlaud  (mit  Anrcclmung  der  Uolzbestände)  gewähren,  und  nur  dann, 
wenn  letztere  sur  nachhaltigen  forstmässigen  Benutzung  geeignet  sind.  Entschädigung 
in  Beute  oder  Kapital  findet  statt,  wenn  die  vorangegebenen  Bedingungen  einer 
Landabfindunp:  für  Forstberechtigungen  nicht  vorliet,'en,  und  ausserdem  allgemein 
dann,  wenn  einem  Dienstbarkeitsberechtigten  Land,  weiches  er  zum  abgeschätzten 
Wertlie  zn  nntaen  vermag,  nicht  gegeben  werden  kann  und  er  durch  die  Geld- 
abfindung in  den  >Stand  gesetst  wird,  sich  die  abgelöste  Nutzung  an  verschaffen.  — 
Mastiinj^s-,  Fiseherei-  und  Berechtigte  zum  Harzseharren  können  über- 
haupt uur  Jieute  oder  Kapital  verlangen.  —  Die  Rente  mu^s  eine  feste  (ield- 
rente  sein  und  kann  vom  Berechtigten  wie  vom  Verpflichteten  nach  sechsmnuatin^er 
Kündigung;  mit  dem  zwanzigfachen  Betrag  abgelöst  werden.  \Ve(  iisi  lseiti;^'e 
Dienstbarkeiten  gleicher  Art  werden,  soweit  die  Werthe  gleich  sind,  durch 
Compenaalioii  anfj^ehoben. 

5.  An  diü  Gemeinheitstheiluiig  kann  femer  eine  Zusamiuün- 
legung  (Verkop]>elung.  Consolidatiou,  Arroudiniiifr)  der  Grund- 
stücke der  an  dem  UutiTiKdimen  betheiligten  Besitzer  anp^ekmipft 
werden  und  durch  dieses  zeitliche  Ineinanderpreifeii  der  beide ti 
Arten  von  Landescultiirmaassiiahmen  ist  gerade  wieder  die  Preiis- 
sische  Gesetzgebung  (alte re  Provinzen)  ausi^cxeiclmet,  während 
in  anderen  Staaten  bezw.  Preussischen  Staatsgebietstheilnn  diesem 
BedOrfniss  durch  Specialgesetze  Kechnung  getragen  wurde.  (Vgl. 
hierüber  die  gg  55  u.  56.) 

Die  Preuss.  0.  T.  0.  bestimmt  in  dieser  Hinsicht:  Sowdt  die  Autlubuiig  einer 
Gemeinheit  erfolpt,  „müssen  die  aus  der  Gemeinheit  scheidenden  imd  darin  ver- 
bleibenden Theilnehmer  die  Landent«chädigungen  möglichst  in  eiuer  zusum- 
menbängenden  wirthschaftlieben  Lage  erhalten*^  (§  8,  61).  Solche  mit 
Zusammcnleg'unj.'-en  vtrbundeno  Genieinheitstheilungeu  heisseu  Specialsepa- 
rationen und  die  ersteren  traten  allmählich  geradezu  als  der  Hauptzweck  des 
ganzen  Uhtemehmene  hervor.  Dabei  ist  aber  zu  beaebten,  dass  „die  bloss  ver> 
mengte  Lage  der  Aecker,  Wiesen  und  sonstigen  Ländereien,  ohut-  •rt  incinschaftliche 
Benutzung,  eine  Auseinandersetzung  (im  Sinne  der  G.  T.  0.)  nicht  begründet^  and 
d«»s  desshalb  überall  da,  wo  es  an  einer  gemeinschaftlichen  Benutsong  der  susam* 
menzulegenden  Grundstücke  fehlte,  auf  Grund  der  G.  T.  0.  eine  ZuMimmenlegnngf 
11  i eilt  herbei|ret»hrt  werden  k(»niite  —  eine  T-ücke  des  (Jesft/i's,  die  tiurcli  das 
spätere  Ges.  v.  2.  April  1872  uusgetüüt  wurde.    (Siehe  unten  ^  56  ff.  S.  331.) 
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6.  Verfahren.  Für  die  Erledigung  der  aus  den  Gemeinheita^ 
tbeilungen  sich  ergebenden  Geschäfte  wurde  vielfach  ein  besonderer 
Behördenorganismus  geschaffen  (Auseinandersotzungs-Be- 
hörden),  wobei  das  Zusammenwirken  von  administiatiYen  und 
technisch  geschulten  (landwirthschaftskundigen)  Beamten  Kegel 
ist  Bei  dem  Verfahren  selber  ist;  auf  Baschhelt  sowie  darauf  Be- 
dacht zu  nehmen,  dass  die  Art  der  Durchfilhnmg  nicht  bloss  den 
in  Betracht  kommenden  Interessen  der  unmittelbar  Betheiligten, 
sondern  auch  den  höheren  Interessen  der  Landescultur  Bechnung 
trägt.  Am  wirksamsten  wird  dieser  Forderung  durch  Vorschriften 
genügt,  welche  auf  gtttliche  Yermittelung  und  auf  Beförderung  der 
Auseinandersetztmg  durch  Verhandlung  an  Ort  und  Stelle  abheben 
und  eine  sach-  und  rechtsverständige  Leitung  des  Geschäfts  in 
jedem  Stadium  der  Arbeit  Terbflrgen.  Für  die  Erledigung  von 
Beschwerden  ist  ein  InstanzenzAig  zu  eröffnen  und  zur  Entscheidung 
hervorgetretener  Streitigkeiten  sind  thunlich  nicht  die  ordcnüicheu 
Gerichte,  sondern  die  Yerwaltungsgoriclite  zu  berufen. 

InPreusseu,  wo  aiifauglich  mit  der  AusfUhruug  der  älteren  Agrargesetze 
die  ordentliclien  Verwaltniigs»  nad  Gericltobehörden  betraut  waren,  idnd  nacli 

ErlassuQg  des  Edicta  v.  14.  Sept.  1811  eine  Anzahl  Generalcommissiouen  ein- 
gesetzt worden,  deren  Geschäftsgang  die  spätere  Verordnung   v.  20.  Juni  1817 
näher  regelte  und  welche  (in  der  jetzigen  Zahl  von  8)  neben  der  Keguliruug  der 
gutsherrlichen  und  bäuerlichen  Verhältnisse  insbesondere  gerade  ftOCh  die  Arbntm 
der  ncincinlu'ifstlipilmif^pn  —  (nnschlii  sslich  der  Servitntsablösungen  und  Zu<?aTin«en- 
l*'g:uny;L'u       zu  besor^^eu  habtu.    Au  Stelle  der  früheren  sog.  Revisionscuilegiun  ist 
das  OberlandeBCulturgericht  (Verordnung  v.  22.  Nov.  1844)  getreten,  welches 
in  diT  Besetzung  von  niindcstcns  5  Mitgliedern  über  Beschwerde  gegen  rrtlu'il«'  uikI 
Entscheidungen  der  Generalconunissiouen  entscheidet  (Ges.  v.  18.  Febr.  Itii^).  Ihe 
Geiieralooliiimsnonen  selber  bestehen  aus  mindestens  fttnf,  ÜusSh  ans  Verwaltung»- 
beamten,  theils  aus  landw.  Technikern  enfnonnnenen  Mifg-liedern :  Orpraue  derselben 
irind  die  an  Ort  und  Stelle  thätigen  äpecialcommissaro  tmd  die  den  letzteren 
zur  Seite  stehenden  Termessungsbeamten  (Landmesser),   üeber  die  ßnzellieiteD 
des  Auseinandersetzuiifrsverfulirens  in  Preiissen  jnebt  eine  gute  üV"  : -^ii  '  flielie  Dur- 
Stellung  ülatzel  iu  v.  SteugeTs  Wörterb.  d.  Verwaltungsrecht«,  6.  iK)  ff. 

7.  Die  Kosten  für  das  Verfaliren  und  der  sonstige,  durch  Ge- 
rn ein  heitstheilungen  (mit  oder  ohne  Zusammenlegungen  und  Servi- 
tuteuahlöäungen)  entstandene  Aufwand  bleiben  selbstredend  im 
Grandsatz  den  Betheiligten  zur  Last;  doch  mag  da,  wo  einerseits 
diese  Kosten  einen  sehr  erheblichen  Betrag  erreichen  und  ander- 
seits unter  den  Betheiligten  sich  solche  mit  geringer  wirth- 
schaftlicher  Leistungsfähigkeit  befinden  ^Iso  namentlich  kleinere 
und  mittlere  bäuerliche  Wirthe)  triftiger  Anlass  gegeben  sein,  im 
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Hinblick  auf  das  allgemeine  Intorosse,  welches  den  in  Bede  stehen* 
flen  Maasanahmen  anhaftet,  Beihilfen  aus  der  Staatskasse  ein^ 
treten  zu  lassen. 

In  Preaeaen  untaracheidet  man  die  Reg nllrnngskosten,  die  gemäss  dem 

Kostengesetz  v.  '21  Juni  1875  an  die  Staatskasse  m  zalilfii  sittfl  und  betreffs  dereu 
schon  nach  aligeiu  einen  Grundüätzen  Bedürftigen  Erleichteruugeu  oder  auch  gänzlicher 
Nachlflss  zngegtanden  werden  kann  und  die  Folpeeinriclitiingskoaten,  d.  h.  die 
für  sachliche  Aiifwendung:e«  (Anlage  neuer  We?»',  firäben,  Brücken,  Mühlen.  Be- 
schaffung von  Grenzsteinen  etc.)  erwachsenden,  und  zur  theilweisen  Uebemahme  auch 
dieses  Theils  des  Aufwands  sind  im  Ptenss.  Staattobndget  jeweils  besondere  Mittel 
itiii  1887/88  in  der  IIöl>e  von  150000  M.)  vor  YerfBgiing  gvstellt.  (Siehe  Ptenssens 
landw.  Verwaltung  188^07,  Ö.  98  ff.). 

Statistik.'  Eine  genaue  Statistik  über  (k'U  Umfang  vollzogener  Gemeinheits- 
tlieilungen  liegt  nur  tür  wenige  ^itaaten  vor;  beispielsweise  siud  nach  amtlichen  Ver- 
öffentl^ungen  in  Preussen  und  in  den  so|r*  Yerbandss tauten  der  (iemeiu- 
beitsthpihing"  nntenvorfen,  d.  h.  separirt,  xusammeugelegt  und  die  betheilifrlon  Flächen 
dabei  von  Holz-,  Streu-  und  Halungsservituten  befireil  worden  hin  einschliesslich 
]1883:  2076800  Besitser  mit  dner  Flftcbe  toh  20001786  ba;  und  von  da  bis 
schlii'sslieb  1887  weitere  17  170  Besitzer  mit  einer  Flfiebe  von  92 'HM)  I„  S  a  cb  sen 
wurden  iu  der  Periode  1833/85  im  Ganzen  1286  Gemeinheitstheiluugen  zur  Ausfuh- 
rung gebrachi  Bier  wie  dort  stebt  Übrigens  seit  Jahrmi,  nachdem  die  Gemeinheiten 
im  Wesentlichen  aufgetheilt  sind,  nachdem  fenier  iu  Preussen  die  alteren  Vorschrifteu 
zu  Gunsten  der:  Erhaltung  den  (>emeindevermngens  wesentlich  eingeschränkt  worden 
sind  (§  49),  die  Zusammenlegung  der  Grundstücke,  über  welche  der  folgende  Ab^ 
schnitt  handelt,  weitaus  im  Vordergnmd.  —  Deber  die  Qemeinheilstbeiliingen  in 
England  siehe  oben  §  46,  S.  m 


,  8  49.  Kückläufige  Strömungen.  Die  Erhaltung  der 

Almenden. 

1.  Die  volkswirthschaftliche  Bedeutung  der  Ge- 
meinheitstlieilungen  im  engeren  Sinn,  also  ohne  Zusammen- 
legungen, beruht,  wie  erwähnt,  auf  der  Mögächkeit,  die  vorher  in 
gemeinsamer  Nutzung  hefindliehen  Gemeindelfindereien  dureh  die 
Ueberweisung  an  einzelne  Wirthe  su  Sondereigen  einer  besseren, 
höheren  Stufe  der  Cultur  entgegenzufahren ,  also  etwa  deren  Um- 
wandlung in  Ackerland  und  Wiesen  zu  ermöglichen.  Wo  nach  den 
Boden-  und  klimatischen  Verhältnissen  eine  solche  Möglichkeit  nicht 
vorhanden  ist,  wie  dies  namentlich  bei  den  Cr  ebirgs  weiden  häufig 
der  Fall,  mflsste  eine  Yertheilung  (ebenso  wie  beim  Wald)  als  eine 
rerfehlte  Maassregel  erscheinen;  denn  solche  Gebirgsweiden  können 
der  Regel  nach  vemtlnfbigerweise  nur  collectiy  genützt  werden,  also 
im  Wege  gemeinsamen  Austriebs  und  unter  Aufstellung  eines  oder 
mehrerer  gemeinnamer  Hirten :  eine  Ausscheidung  zu  Privateigenthum 
hätte  die  Eiiit'ricdiguiiij,  der  EiüzeUutheile  zur  Voraussetzung  und 
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letztere  wfirde  im  Hinblick  auf  den  meist  geringen  Futfcerertrag  der 
betreifenden  Lftndereien  nur  in  den  seltensten  Fällen  sich  lohnen. 

Aber  auch  da,  wo  nach  Klima,  Lage  und  Bodenbeschaffenheit 
eine  Umwandlung  seitiieriger  im  Collectiybesitz  befindlicher  Weide- 
Iftndereien  in  Acker-  oder  Wiesland  ausführbar  sich  erweist,  kann 
doch  sehr  wohl  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  denn  das  Landes- 
culturinteresse  in  allen  Fftllen  die  Yertheilung  des  Gemeinlandes 
zu  Sondereigen  an  die  seither  Berechtigten  wirklich  unbedingt 
fordert  und  ob  nicht  theils  aus  gemeindeOkonomischen  GrOnden, 
wegen  des  finanziellen  Eückhalts,  welches  der  Besitz  eigenen  Ver- 
mögens der  Gemeinde  giebt,  theils  aus  anderen  Erwägungen,  ina- 
besondere solchen  socialer  Art,  die  Beibehaltung  des  Gemeinde- 
eigenthums unter  Cautelen,  welche  eine  angemessene  Verwerthung 
derselben  sicher  stellen,  als  das  Käthlichere  erscheint.  In  letzterer 
Beziehung  ist  namentlich  darauf  hinzuweisen,  dass  die  Uebenveisung 
von  Gemeindeland  (Ahnend)  zu  Eigenthum  an  die  seither  Nutzungs- 
berechtigten keineswegs  für  alle  Zukunft  eine  wirthschaftliche  liesse- 
nmg  der  Einzelwirthe  verbürgt,  nämlich  überall  dann  nicht,  wenn  jiie 
den  übenviesenen  Besitz  nicht  zu  behaupten  vern:'  L:'']i :  seihst  dagegen 
besteht  keine  Sicherheit,  dass  solche  Theilgrundstücke  besser  als 
früher  bewirthschaftet  werden  und  niclit  in  der  Hand  unkräftiger, 
verarmter  oder  liederlicher  Wirthe  verwahrlosen.  Würde  aber  diese 
Folge  in  irgend  nennenswerthem  Umfang  eintreten,  so  hätte  durch 
die  Maassregel  der  Vertheilung  weder  die  örtliche  Vereinigung 
der  Gemeinde,  noch  die  Volks wirthschaft  im  Ganzen  gewonnen. 

2.  Der  landläufigen  volkswirthschaftlichen Anschauung  am  Ende 
und  am  Anfang  dieses  Jahrhunderts  lagen  solche  Betrachtungen 
ziemlich  ferne;  man  glaubte  das  Froductionsinteresse  unbedingt 
gewahrt^  wenn  nur  erst  einmal  der  „gemeinschädliche**  Gemein- 
besitz beseitigt  und  die  nnbehinderte  TerfÜlgungsfreihelt  des  Einzel- 
wirths  hergestellt  sei;  dass  das  der  englischen  Wüthschaftslehre  ent- 
nommene Axion  von  der  untrflg^chen  Kraft  des  self-interest  auch 
mitunter  yersagen  kOnne,  blieb  im  Banne  eines  wirthschaftlichen 
Gedankenkreises,  der  optimistisch  bei  allen  Wiithen  das  gleiche 
Maass  wirthschaftlicher  Einsicht  und  richtiger  Lebensführung  Yoraus- 
setzen  zu  dtirfen  glaubte  und  der  im  Uebrigen  unter  gewissen  Yer- 
hftltnissen  gewonnene  Erfahrungssätze  sofort  zu  allgemein  gültigen 
Gesetzen  zu  formuHren  die  Neigimg  hatte,  unbeachtet.  Und  da 
man  in  den  Gemeinheiten  wohl  auch  einen  der  Bestandtheile  der 
alten  feudalen  Gebundenheit  erkennen  zu  können  vermeinte,  an 
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die  im  Gebiet  der  gutsherrlich  -  bäuerlichen  Beziehungen  bereits 
die  Axt  gelegt  war,  so  war  dies  ein  weiterer  hinreichender  Grund, 
auch  nut  diesem  Trflmmeirest  einer  Tergangenen  Zeit  aufnirftmnen. 

„Es  leuchtet  ein",  sagt  v.Mohl  (a.  a.  0.,  11,  b.  öl),  „dass  eine  bisherige  (unwirth- 
sdiaflHche)  Benützung  eines  6eaii^d«glito  keineswegs  eine  VesüiUMnuigr  dwuelben 

zur  nothwendigen  Folge  hat.  sniidem  ztinächst  nnr  <\\<^  Forderung  besserer  Ver- 
wendung begründet*^  Hohl  betont  dabei  die  Nothweudigkeit  der  Ausstattung  der 
TagelSlmer-  und  FabrikbevOlkeaning  mit  einem  kleinen  Gnmdbedts,  sowie  der  FHraorge 

für  Witfwen  und  folgert,  dass  weil  nicht  bloss  „für  das  itzige  Geschlecht,  sondern 
auch  für  spätere  tieoerationen  zu  sorgen  sei'',  der  (ienieindegmud  nicht  bleibend 
abgetreten  werden  solle.  —  Die  f  emeindeAkonomiselie,  aber  anch  die  sociale 
Seite  der  „Allmanden*',  insbesondere  als  Verhütungsmittel  gegen  die  ^Gefahr  des 

Unbeschäftigtseius  des  ärmeren  Theils  der  (Jemcindegfenossen  im  Geponsatz  zu  der 
damals  noch  herrschenden  ötrümuug  hat  sehr  gut  Kuans  in  dem  Aufsatz:  „Die 
politische  Landgemeinde  als  Grundeigeatliümerin"  (in  der  Tüb.  Zeitschr.,  Jahrg.  1844, 
S.  443  ff.)  auseinanderpresetzt.  So  hat  auch  gelegentlich  der  Berathung  des  Renten- 
gntsgesetzes  von  1890  im  Preuss.  Landtag  der  damalige  Laudwirthschafts- 
minister  v.  Lucius  uisdrücklicb  bedauert^  dass  eine  Aber  Gebflhr  nivellirende  Oe> 
setzgebung  in  Mttel-  und  Norddeutschland  die  Almende  nahezu  völlig  beseitigt 
habe.  —  Und  Bücher  mdut:  (Das  Ureigenthum,  S.  160):  n<^ene  Zeit  (der  Ge- 
meinhdtgiheilungen)  war  die  der  UebersdiltBtui^  des  Indi^dumns  nnd  der  Yer» 
achtung  des  historisch  Gewordenen,  in  welcher  man,  anstatt  die  von  dr  i  T  istrn  der 
JOieustbarkeit  mehr  und  mehr  sich  loslösenden  bäuerlichen  Gemeinden  auf  die  Achtung 
des  OemeinsinnB  nnd  auf  die  Gemeinsamkeit  der  wirthschi^Uchen  Intereeeen  neu 

m  begründen,  sie  in  ihre  Atome  zersplitterte  nnd  in  vielen  Tausenden  von 

deutschen  Gemeinden  die  T'eberrcste  der  „alten  gemeinen  Mark",  das  Erl)gut  \neler 
Generationen  zerstört  liat,  ohne  Kücksiclit  auf  die  kommenden  fieschlecliter,  ohne 
ein  Auge  dafür,  dass  niclits  iVw  Menschen  fester  »neiaauder  bindet  als  die  Gemein- 
samkeit der  wirthschaitli(  hen  Interessen".  Sehr  lehrreich  betreffs  des  mitunter  ein- 
getretenen ökonomischen  Misserfolgs,  die  ebenda  (S.  178 ff.)  mitgeiheilten  Be- 
richte über  die  in  Hessen  mit  OemeinheitodieÜQagen  gemachten  Erfahrungen,  s.  B. 
in  Düdelsheim:  „Aus  den  Händen  der  Armen  {ringen  bald  sehr  viele  Lonsr  u 
Spottpreisen  in  die  Hände  von  Specolauten  über,  innerhalb  und  ausserhalb  des 
Orts,  weldie  lehon  längst  anf  diese  Theilung  gewartet  hatten,  so  dass  jene  Klasse 
mit  wenig  Ausnalimen  jetzt  nichts  uu^hr  besitzt**.  Eine  Anzahl  ähnlicher 
Urtbeile  auch  in  den  Berichten  über  die  „bäuerlichen  Zustände  in  Deutsch- 
land** niedergelegt.  „Die  Gemeinheitstheilungen  im  Herzogthum  Westphalen 
sind  in  Bezug  auf  den  Markenwald  von  abnoluter  Schädlichkeit  gewesen;  ebenso 
alle  Gemeinheitsthcihmgon  der  Grat'scliaft  Mark"  (II,  S.  8).  -  ■  -Es  lässt  sich  nicht 
läugueu'',  lieisül  es  in  dem  Jtericht  über  liraunschweig,  „dasä  mit  dem  Aufhören 
der  Gemeinheiten  den)  kleinen  Manu  -  manche  Stütise  enlgaugen  ist.  Schwer- 
wiegender noch  ist  der  l)ei  den  frülu  reu  Separationen  begangene  Kehler,  dass  nicht 
einzelne  Theile  der  gemeinsamen  Weide  tür  bestimmte  Zwecke  (z.  B.  Tummelplätze 
für  Thiere)  beibehalten  wurden**.  (Ebenda  II,  8.  95.)  Schädliche  Wirkungen  der 
Anftbcilnng  der  Almendo  sind  namentlich  anch  im  Kreise  Merzig,  betreffs  der 
sog.  Gehöferschaftsheeken  beobachtet  worden;  von  18Ö1 — 1861  sollen  ül20  Morgen 
snr  Yerth^ung  gelangt  sein,  wobei  dann  Jeder  ohiw  System  nnr  für  den  aUer- 
nächsten  Bedarf  unwirthschaftlich  umging,  so  dass  man  wolil  v(»n  Devastationtn 
sprechen  kann'".  (Ebenda  I,  S.  210.)  Früher  hat  schon  Kaufmann  in  der  Zeit- 
schrift f&r  die  landw.  Vereine  in  Hessen,  1850,  XX,  S.  278)  daigehgt,  wie  in 
manchen  hessischen  Rheingemeinden,  die  vor  der  französischen  Revolution  grosse 
Ländereien  besessen  hatten,  sich  nach  Anfthoilnng  der  ( ii  incitidiyüter  die  Zahl  der 
Armen  verdoppelt,  ja  verdreifacht  und  nur  der  Wuhisiaud  der  höhereu  ülasaen 
angenommen  hat. 

3.  Die  Misserfolge,  von  wekheu  da  imd  dort  einzelne,  olme 
die  nöthige  Rücksichtnahme  auf  gegebene  örtliche  Verhältnisse  ins 
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■yVerk  gesetzte  Geineiiiheitstheilungen  begleitet  sich  zeigten,  leite- 
st! ein  drittes  Stadium  auf  diesem  Gebiet  elii,  in  welchem,  im 
Gegensatz  zu  den  beiden  ersten:  der  Zwangsdurchführung  und  der 
Begflnstigung  durch  thunlichst  scharfe  Ausgestaltung  des  Majori- 
sirnngsprincips  —  solche  Theilungen  entweder  geradezu  Terboten 
oder  doch  an  sehr  erschwerende  Bedingungen  geknflpffe  werden, 
filso  die  grundsätzliche  Erhaltung  des  alten  Gemein- 
besitzes die  Bichtschnur  fOr  die  Politik  bildetw  Wenn  Frankreich, 
ßin  Theil  der  Schweiz,  in  letzterem  Land  aus  nahe  liegenden 
natfirlichen  Grflnden,  von  jeher  der  Bewegung  kühl,  ja  selbst  ab- 
lehnend gegenüberstanden,  so  ToUzogsich  namentlich  in  Saddeutsch- 
land  und  Oesterreich  eine  Schwenkung  in  dem  bezeichneten  Sinn 
imd  zeiligte  entsprechende  Grundsätze  in  der  Gesetzgebung,  welche 
bezeichnenderweise  meist  in  den  Gemeindeordnungen  zum  gesetz* 
geberischen  Ausdruck  gelangten,  während  es  zu  eigentlichen  Ge- 
nieinheitstheilungsordnungen  im  Sinn  der  nord-  und  mitteldeutschen 
Gesetzgebung  überliaupt  nicht  oder  doch  erst  in  neuester  Zeit 
(Oesterreich,  siehe  unten  §  56.  Ziffer  6)  kam.  Aber  auch  in 
den  Ländern  der  eigentlichen  G  emeinheitstheilimgen  machte  sich 
eine  Reaction  geltend,  indem  man  schärfer  als  früher  zwischen 
dem  eigentlichen  Gemeindegut  und  den,  sonstiger  gemeinsamer 
Nutzung  unterliegenden  Ländereien  unterschied  und  eine  Ver- 
theilung  des  eiötereu  gänzlich  untersagte. 

Hieher  zählt  die  P reusüisclie  Declaratiou  vom  2(5.  Juli  1847,  inhuitlich 
deren  weder  solches  Oraieindevennögeu,  »elches  zur  Bestreitung  der  Ctomeinde- 
ausprahen  dient  (KämmereivermöfTe n\  noch  dasjenige,  dessen  Nutznnpren  den 
Geiueindeniitgliedem  als  solchen  zusteht  \.Bürgervermögeu)  durch  Theiluog  iu 
PriTatrennfigeiBS  tnogemoidelt  yfwäm  soll;  daaadh  blieb  fortea  die  Theümi^  anf 
das  gemeinschaftli«  f  j'  ?ri  v!\tv('nnö<ron  bcscbr-irik^  Tn  den  s ii dd  cii  t  ^' eh  rn  und 
einer  Anzahl  ausseid eutsc her  Staaten  hat  sich  dt^vgeu  zum  Theil  diese  Eeactiuu 
schon  lehr  viel  firtthxeitiger  geltend  gemacht,  wobei  zu  bemerken  ist: 

a)  In  T^ayt'iu  war,  nach  einer  (Um  Verfasser  zugetranp^nen  amtlichen 
Mittheilung,  noch  im  Antaug  dieses  Jahrhunderts  die  Yertheiluug  der  üemeindegründe 
sehr  begünstigt;  verlangte  ein  Gemeindemitglied  eine  selbstgewählte  Pareelle  Tom 
gemeinsamen  Weidehezirk  zum  Zweck  der  Cultivirung,  so  ging  diese  in  das  freie 
Ei;j:eiitlinin  des  ^rultnranteii''  Uber  und  /.war  unbeschadet  seines  Antheils  bei  ein*»r 
spateren  durtlig^reit'eudeu  ljemeide},''ruudvertlieiluug.  Duss  auf"  diese  "Weise  die  meisten 
sich  ihres  Grundbesitzes  Wald  ausgenommen  entäusserten,  wird  h«  ute  lebhaft 
bedauert.  Die  Bayr.  Gemeindeordnunfj  vom  29.  April  1869  bestimmt  in  Art.  27: 
„Die  Yertheiluug  von  Bestandtheüeu  des  Grundstockvermögeus  ist  nur  bei  den  ganz 
oder  theilwdse  mm  Vortheile  der  Gemeindeang<di9rigen  benntaBten  Geeulndegrnnden 
zur  Förderung  der  landwirthschaftlichen  Cnltur  g-e-ren  Aufle<ruiif  <>^iif  s  im  Fünfnnd- 
Kwanzigfacheu  ablösbaren  Grundzinses  zum  Besten  der  Gemeindekasse  xuliUsiKt 
wenn  dem  Antrage  anf  Thdlnn^  nnd  Festaetznng  des  Grnndzlnses  mindestens  % 
di'i  (Ii  int  iiidcbürger  zustimmen  und  wenn  die  Zustiumieuden  zusammen  mt-br  aU 
die  Hälfte  der  Grundsteuern  entrichten,  womit  die  sämmtlichen  Gemeindebürger  und 
HfümaUiberechtigteu  und  die  ausser  denselben  zur  Theilnahme  an  den  Genieind«^ 
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nntzungen  berechtigten  Personen  in  der  Gemeinde  aii^M-legt  sind."  -  „Denjeniprpn 
welche  in  Gemeinschaft  ihrer  Antheile  zu  bleiben  wünschen,  sollen  dieselben  im 
Zusammenhange  Bngemessen  werden.  Die  zur  Yertheilong  gelangenden  Antheile 
gehen  Kraft  des  genehmiprteii  Theilungsacte-;  in  <1ns  Eigenthum  dt  r  Thcilnehiner 
über.  Die  Erheban^  von  Taxen  und  Stempelgebiiiiren  findet  bei  solchen  Besitz 
änderongieii  idcht  statt"  —  ,,Bei  jeder  Gemeiadegnmdttieiliiii^  ist  rin  besonderer 
Antheil  fiir  den  Volksschulfond  derjpnir'pn  Oemeiude,  in  wpJrhcr  die  Vrrtlu-iliing 
stattfindet,  auszusobeiden.  Der  betreffende  Antbeil  bleibt  von  der  Belastung  mit 
Gnmdnns  frei.* 

b)  In  Württemberg  bedarf  nach  §  66  des  Yerwaltnngsedicts  vom  1.  März 
1822  ein  ßescbluss  der  Gemeindecollegien,  nach  welchem  das  Grund«igenthnm 

♦•iner  Gemeinde  ganz  oder  zum  Theil  mit  dem  EisrenthTimsrocht  unter  die  (lempinde- 
uiiij^lieder  vertheilt  werden  i»oll,  der  Genehmigung  der  Kreiij regier imtr.  Naeh  Julljr 
in  Art.  Gemeiiibeitstheilung  inv.  StengeTs  Wörterb.  ist  in  den  ulteu  I^andestheilen 
die  Genehmijni"?  '-^n  Theilungen  selten  begehrt  und  seit  den  vierziger  Jahren  l  ii  ht 
mehr  ertheilt  worden.  Neuerdings  hat  Art.  32  des  Geseues  vom  16.  Juni  18Ho  über 
die  Goneindeangehdrigkeif  die  Yerthdlinif  eines  Grondstficks,  welches  tiaa»  Gemeinde 
zur  Ablösung  eines  nutzbaren  Rechts  erhalten  liat.  das  vnn  ihren  Bürfrem  au^gefibt 
oder  deHsen  Krtra^'-  unter  sie  vertheilt  wurde,  ausdrüeklieli  verboten. 

In  Baden,  wo  das  „eigentliche  Gemeindegut'*,  da»  die  Gemeinde 
selbst  verwaltet,  nutst  oder  Terpachtet  und  das  Ton  den  Gemelndebürgera 

genutzte  Gemeindegut  (Almendgut)  unterschieden  wird,  ist  hinsichtlich  des 
ersteren  jede  Theilung  verboten,  wenn  und  soweit  das  Erträgnis»  in  absehbarer 
Zeit  zur  Bestreitung  der  öffentlichen  Bedurfiüsse  der  (iemeinde  erforderlich  ist  und 
im  üebrigen  sowie  hinsichtlich  des  aaderm  Gemeindeguts  die  Theilung  gestattet  • 
nur  mit  Staatsgenehmigung  und  nur  dann,  wenn  die  Mehrheit  der  Betheiligtcn 
(je  nachdem  '/4  oder  absolute  Mehrheit)  zustimmt;  und  nur  iii  dvr  Weise,  dass 
soviel  liegenschaftliches  Gut  als  Eigen thum  der  Gemeinde  zurückbehalten  wird,  dass 
jedem  Gemoindebürger  ein  Anspnieh  auf  Almeudgenuss  von  1  ^for^'t-n  (0,36  ar)  Acker 
oder  Wiese  (bezw.  V|  Morgen  Acker  und  Wiese)  gesichert  bleibt.  (Gemeindeurduung 
f  113  und  172  d.>  —  Sehr  einseitige  Beurtheilimg  dieser  gut  oonseryatiTeii 
Gesetz<rebun<c  der  Küddentseben  Staaten  bei  Treltscbke  im  Art.  „GemeiiiheitS' 

thdlung'  im  Deutselieu  rft.  W.  ß. 

d)  In  Oestor  reich  bestimmte  ~  im  Gegensatz  zn  den  frühereu  Zwangs- 
anltbeilnngen  —  das  Hofdecret  vom  14.  Oetober  1806,  dass  die  Behörden  sich  auf 
das  blosse  Anrathen  der  AiiftbeiUin^'^  besduinken  sollten;  und  die  Gemeinde- 
ordnnnp-  vom  17.  Märs  1Ö49  hat  die  Theilung  von  Gtemeindegut  im  Grundsatz  hber» 

haupt  verboten. 

e)  In  der  Schweiz  landen  zwar  im  l^s.  .lahrhundert  verschiedentlich  Zer- 
schlagnngem  von  Gemeingut  in  den  Cantonen  Zug,  Bern,  Zürich,  Glams  statt  und 
in  Luzem  wurde  durch  (iesetz  \p-t  28.  Juni  IHÖ"?  die  An**li  ilung,  selbst  für 
Waldungen,  sehr  erleichtert;  im  (nussen  und  Ganzen  aber  hat  sieh  doch  die  alte 
Almend  bis  in  die  Nenzdt  „fiMt  nngesehmilert*^  eriuüten.  Die  neueren  Gesetze 
versagen  die  Yoiiboilung  zu  dauerndem  Eiireutlnnn  entweder  p-änzHcb  oder  machen 
sie  von  der  staatlichen  Genehmigung  und  soustigeu  erschwerenden  Bedingungen  ('/« 
der  Stimmen)  abhftngig.  Siebe  Bficher,  Art.  Almende  im  Handwörterb.  der  St.  W. 
und  die  Notiz  bei  Roscher  (Anm.  4  zu  §  81),  wonach  in  Zug  schon  1519  der- 
jenige, der  Theilung  des  Bürgerguts  beantragen  würde,  mit  Ausstossung  der  ganzen 
Familie  bedroht  war. 

f)  in  Frankreich  war  es,  nach  L.  v.  Steiu,  a.  a.  O.  S.  21'2  \nn  jeher 
Verwaltxmgsgrundsatz,  dass  das  (ienieindegnt  als  persönliriit'>.  ( in ht  it liebes  und 
damit  nntheilbare^  Vermögen  der  (ienn  inde  verwaltet  und  tür  liic  Hedürtnisse  der 
Gemeinde  als  Ganzes  ver>vendet  werden  soll,  sowie  dass  die  (n  iueinde  über  die 
Substanz  dieses  Yermögcns  nur  unter  der  Zustimmung  der  höheren  Verwaltnnga- 
behördp  verfügen  darf:  Verordnnn^r  vom  1*1.  Februar  JH88.  \\eblie  jede  Theilung 
der  Conununalgüter  verbietet,  qui  comprendrait  la  propriet^  du  touds  et  qui  scruit 
difiniäv. 
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g  50.  Das  Wesen  der  Almeude^). 

1.  Bechtlicher  Charakter.  Almende  ist  eine  im  Wesent- 
lichen nur  noch  in  Sttddeutschland,  in  einzelnen  G^ebirgslftndem 

Oesterreichs  (Vorarlberg,  Tirol,  Salzburg  etc.)  sowie  in  der  Schweiz 
und  Frankreich  vorkommende  Art  des  Gemeinbesitzes,  dessen 
cliarakteristische  Eigentliüialielikeiten,  im  Gegensatz  zu  dem  un- 
mittelbar durch  die  und  auf  Eechnung  der  Gemeinde  genutzten 
sonstigen  (eigentliclion)  Gemeindegut,  darin  bestehen,  dass  die 
dazu  gehörigen  Liegenschaften  den  Mitgliedern  der  Gemeinde  (oder 
einer  engeren  Corporation)  zui'  naturalen  Nutzung  über- 
lassen sind  luid  zwar  entweder  in  der  Form  der  CoUectivnutzung. 
wie  bei  den  Bergalmendweiden  und  gewissen  Almendwaldungen 
oder  durch  Ueberwei^ung  bestimmter  Gemiss-Antiieile  (Loose,  in 
Frankreich  allotissements )  /ai  zeitweiser  oder  lebenslänglicher 
Nutzung  an  die  einzelnen  Berechtigten,  wie  namentlich  bei  Acker- 
.  und  Wiesiand.  Doch  hat  der  Gemeinbesitz  manchmal  auch  einen 
gemischt  rechtlichen  Charakter,  wie  namentlich  beim  Wald,  Ton 
dessen  Erträgnissen  dann  nur  ein  bestimmter  Theü  in  Form  von 
Gabholz,  Streulaub  etc.  den  berechtigten  Mitgliedern  zugewiesen 
wird,  der  andere  Theü  des  Ertrags  aber  in  die  Gemeindekasse 
^ur  Bestreitimg  der  Gemeindebedürfnisse  abzufahren  ist  War  ur- 
sprOngUch  zum  Almendnutzen  Jeder  berechtigt,  der  „mit  Bauch 
und  Feuer^*  in  der  Gemeinde  ansässig  war,  so  wurde  mit  der  Zeit 
vielfiEkch  der  Anspruch  auf  Almendgenuss  Ton  dem  Besitz  von 
Grund  und  Boden  oder  Tom  Hausbesitz  oder  doch  Ton  dem  Besitz 
des  Ortsbüigerrechts  in  der  Gemeinde  abhängig  gemacht  Wo 
danach,  wie  namentlich  in  den  Gebiigscantonen  der  Schweiz,  der 
Almendgenuss  gewissermaassen  ein  auf  bestimmten  Liegenschaften 
haftendes  dingliches  Becht  wurde,  spricht  man  Ton  „Recht- 
same**-  oder  „Beal**-,  auch  „Gerechtigkeits**- Gemeinde 
im  Gegensatz  zur  politischen  oder  Einwohnergemeinde  und  es 
haben  diese  engeren  Verbände  Tiel&ch  die  Natur  privater  Ver- 
mögenscorporationen  angenommen,  die  unabhängig  von  der  Ge- 
meindeverwaltung über  die  Verwaltung  des  Almendguts  beschliessen. 
dabei  aber  doch  auch  gewissen  öflentlich- rechtlichen  Aufgaben 
(namentlich  im  Gebiet  des  Armen-,  des  Strassenwesens)  sich  unter- 
ziehen.  Meist  aber,  wie  namentlich  in  Deutschland  und  Frank- 

')  YgL  Iiiezu  namentlich  die  anf  S.  269  dt.  Schiifton  vom  Büelier. 
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reich,  alior  auch  in  den  cVieiien  Cantonon  der  Schweiz,  hat  sich 
der  Charakter  der  Almeiide  als  Gemeiiidogut  erhalten,  der  Almend- 
geniiss  steht  also  im  Grundsatz  allen  Gerneindebür«j:ern  zu  und 
die  Verwaltung  des  Almendguts  wird  durch  die  geordneten  Ge- 
meindeorgane  nach  Maassjs^abe  der  besonderen  gesetzlichen  Vor- 
schriften gehandhabt.  Dabei  pflegt  gemeinhin  der  Almendgenuss 
mit  einer  besonderdn  Auflage  zu  Gunsten  der  Gemeindekasse  be- 
lastet zu  worden,  so  dasB,  je  nachdem,  die  NutznieBSung  einen 
pachtähnlichen  Charakter  annehmen  kann. 

Der  Umfang  des  AlmendgenusBes  der  Einzelberechtigten  ist 
entweder,  wie  in  vielen  Bechtsamegemeinden  der  Schweiz,  ein  fÄr 
allemal  fest  bestimmt  oder  aber  es  ist  die  gesetzliche  Möglichkeit 
gegeben,  nach  Bedarf  auch  Aenderungen  in  der  Höhe  der  Einzel- 
genussantheile  oder  der  gememsamen  Art  der  Nutzung  eintreten 
zu  lassen;  häufig  beginnt  der  Genuss  erst  mit  dem  Eintritt  in  ein 
gewisses  Lebensjahr  (z.  B.  des  25.).  Dem  socialen  Charakter  der 
Einrichtung  trägt  das  Terbot  Rechnung ,  den  Almendgenuss, 
z.  B.  Holzahgaben ,  zu  yeräUBsem  oder  Loosantheile  zu  verpachten, 
ebenso  die  Befiigniss  der  Gemeindebehörde,  yerwahrloste  Almend- 
güter den  Berechtigten  auf  unhestimmte  Zeit  zu  entziehen  (Baden). 
Die  Ueherlassung  von  Genussantheüen  erfolgt  entweder  auf  Lehens- 
zeit oder  aber  auf  eine  bestimmte  Zahl  Jahre,  worauf  eine  neue 
Vertheilung  beginnt  Häutig  besteht  die  Ordnung,  dass  die  jüngeren 
Glieder  der  Gemeinde  zunächst  kleinere  Genussantheile  zugewiesen 
erhalten,  allniaiilkh  in  diesem  Genuss  aufsteigen  und  in  den  vollen 
Almendgenuss  erst  in  späterem  Lebensalter  eintreten. 

2.  Die  Arten  des  Alm  en  dge  nusses.  a)  Alm  end- 
weiden. Die  uemeinsame  Nutzuna-  der  im  Wesentlichen  nur  in 
Gebirgsgegenden  vorkommenden  Almendweideii  hat  auch  heute 
noch  häutig  jene  Uebelstande  im  Gefolge,  <lerenthalbeu  überhaupt 
die  Theilung  solcher  Gemeinheiten  lange  Zeit  hindurch  mit  Nach- 
druck l)etriel»en  wurde ;  d.  h.  die  Weiden  sind  gemeinhin  mit  Vieh 
Uberstellt,  die  Ptleuf^  der  Weiden  ist  eine  mangelhafte  und  deren 
Kraftzustand  desshaib  vielfach  im  Rückgang  begriffen,  äusserlich 
in  die  Erscheinung  tretend  durch  Verschwinden  der  guten  nahr- 
haften Pflanzen  und  Aufkommen  einer  geringwerthigen  oder  ganz 
werthlosen  Vegetation  (Farne,  Ginster,  ^Idoso,  Hackhurst,  Heide  etc.). 
Die  auf  solche  Weiden  angewiesenen  Viehhaltungsbetriebe  haben 
aus  diesem  Grund  meist  mit  grossen  Schwierigkeiten  der  Ernährung 
zu  kämpfen,  sind  gleichwohl  aber  selten  geneigt^  eine  Aenderung 
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in  der  gewohnheitämässigen  und  iinschonliclu>n  BelumdUmgsweise 
aus  eigenen  Stfi*^kpn  hprbeizuführen.  Die  Eücksichtslosi2:keit,  mit 
der  jeder  Einzel  berechtigte  sein  Weidereciit  unbekümmert  um 
die  Nachtialtigkeit  des  Weidebetriebs  auszuüben  pflegt,  kann  selten 
anders  als  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  beseitigt  werden,  weil 
die  Kurzsichtigkeit  der  localen  Gemeindeorgane  oder  auch  ilno 
politische  Schwäche  zu  einer  durchgreifenden  Regelung  und  Ord- 
nung sich  nicht  aufzuraffen  vermag.  So  ist  gerade  in  der  Schweiz» 
wo  in  älterer  Zeit  zahlreiche  „Eignungen"  und  „Beglemente"  eine 
rationellere  Nutzung  der  Almendeweiden  zu  sichern  sieh  bemühten, 
weil  jene  in  Vergessenheit  geriethen  oder  doch  nicht  mehr  hin- 
reichend wirksam  vollzogen  wurden,  die  Nothwendigkeit  einer 
solchen  besonderen  gesetzlichen  Begelung  mehrfach  hervorgetreten ; 
wobei  letztere  wohl  am  lichügsten  dann  verfuhr,  wenn  sie  auf 
dem  Grundsatz  der  „Stuhlung*^  der  Alpen  aufgebaut  wurde,  d.  h. 
auf  der  Einschätzung  der  einzelnen  Weidefiächen  nach  ihrer  Fähig- 
keit, eine  bestimmte  Anzahl  Thiere  zu  ernähren,  über  welche 
hinaus  die  Befabnmg  dieser  Flächen  verboten  isi  Eine  ähnliche 
Eegelung  darf  auch  fOr  die  Gebirgsalmendweiden  Sflddeutschlands, 
tro  nicht  selten  ein  gleicher  Zustand  der  Yerwahrlosung  und  Ent- 
artung zu  Tage  tritt,  wie  ihn  viele  Hochgebirgsweiden  der  Schweiz 
und  anderer  Alpenländer  aufweisen,  als  ein  Bedürfniss  bezeichnet 
werden.  Dagegen  kann  eine  Auftbeiluno  der  Weiden  verständiger- 
weise nur  da  Platz  greifen,  wo  diese  im  Verg-leicii  zu  der  Zahl 
der  Berechtigten  eine  sehr  lunraiiLireiche  Fläche  darstellen,  was 
überall  nur  ausnahmsweise  zutreüeii  wird. 

Kine  Sammlung  älterer  Al])ie^^lomoiJto  '^vht  v.  Miaskowski  in  den  Eiupaujrs 
dürten  Sckrifteu;  aus  vereinzelten  drakonisclieu  Bestimmungen  (vgl.  das  in  der 
Ap|>ettzeller  Vrkimde  von  1546  enthaltene  Verbot,  das  in  einer  Gemeinde  erzeugte 
Heu  in  einer  anderen  verfütteni  zu  lassen  oder  Fatter  von  auswärts  einzuführen, 
oder  fremdes  Vieh  ins  Land  zu  hringeu)  ist  m  sHiliessen,  dass  rein  schemati  s  c  h c 
Ordnun<?en  (z.  B.  Zugi-uudtlcyuu},'  des  Durtlnviuteruujjsmaassstahes)  leicht  den  Zvveck 
verf<  lil(  II.  Daher  sich  das  die  einzelmn  Weiden  individualisirende  System  der 
„Stuhluuir",  „Seynnfr"  mit  Recht  sclion  früh/eitig  eiuochürgert  hat;  das  Futter, 
welches  ein  Weidethier  wälirend  der  Alpzeit  bedarf  oder  die  Fläche,  die  dieiie 
Futtennenge  hervorbringt,  wird  „Stoss",  n^vlirönuaerung'^,  woM  «ach  ^Kohessen*^ 
frennnnt  und  die  durch  Schätj^imjr  ermittelte  Zahl  der  Kuliessen  ist  fl  um  maass- 
gebend  iiir  die  Zahl  der  aufzutreibenden  Thiere.  Aelteste  Spuren  einer  solchen 
Alpstuhlung  im  Canton  Obwalden:  ttrspriinglich  vielfach  auf  Antrag  der  Alp» 
genossen  ein^'etuTirt,  si);itor  nieist  auf  KinseJireiten  der  T.andesbehörden,  die  das  Er- 
gebuiss  der  Schätzungen  in  sog.  Urbarien,  Alprödelu,  Alpbriefen  niederlegen 
Uessen,  welche  letztere  wohl  auch  gleichzeitig  Vorschriften  Aber  Pflege  der  Alp- 
weiden, über  Anfang  und  Ende  der  "Weidezeit,  über  den  Weidebetrieb  mit  Ziegen 
und  Si'lmfen  und  anderes  mehr  zu  enthalten  pflegen.  —  Pas  System  der  Alp- 
stuhluug  wird  uiauchmal  noch  durch  Yorschril'ten  duliin  verschärft,  dass  Niemand 
öber  eine  bestinunte  Anzahl  Thiere  (z.  B.  25)  auf  die  Wdde  treiben  dürfe  (üri> 
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oder  dass  jeder  die  Weide  thatsächlich  Benützeude  eine  mit  der  Zahl  der  Tliiere 
sUngeude  Auflage  zu  entrichten  hat  (Uri,  Sehwvz,  Obwalden),  wobti  der 
Ertrag  der  letzteren  theils  sor  Yerbeesening  der  Alpen  verwendet ,  thcils  nnter  die 
Alpgenossen  vertheilt  zu  wprdpn  pflep-t.  -  rantonalc  Gfsotzo  iihcr  die  Rpwirth- 
schaftung  der  Alpen  erlassen  in  St.  (i allen  (vom  ItJ.  Juni  1873j  und  in  lilarus 
(afts  den  Jahren  1850  und  1861).  Eine  erstmalige  umfossende  eboisowohl  die 
landwirtli schaftlichen  wie  die  hydrographischen  Verhältnisse  henieksichtigende  Er- 
hebung über  den  Zustand  der  Hochweiden  ist  im  Grossherzugthum  Baden  im 
Jahr  1887  mid  1888  yeranstaltet  worden,  deren  Er^bnisse  in  dem  amtlichen 
Werke:  „Die  Erhaltnncr  nnd  Verbessernnpr  der  Schwarzwaldw^ett",  1889  nieder- 
gelegt sind  (1  Band  mit  Ergänzungsband  und  Anlagen). 

b)  Almendwaldungen.  Das  fiHhere  Becht  auf  Freiholz- 
hieb  ist  wohl  Überall  beseitigt  und  an  dessen  Stelle  sind  genau 
bemessene  Abgaben  an  Brennholz  (seltener  Nutzliolz)  getreten, 
wodurch  die  Almendnutzung  joden  schädlicben  Charakters  ent- 
kleidet worden  ist,  während  früherhiii  allerdings  »Iii  Zulassung 
einer  ungemesscneu  >iutzung  des  Waldes,  bei  mangelnder  Fürsorge 
der  Forstgesetzgebimg,  zu  starken  A\  aldverwüstiingen,  namentlich 
in  den  schweizerischen  imd  österreichischen  Alpengebieten,  Anlass 
gegeben  hat. 

c)  Bei  den  Almendäckern  und  -Wiesen  ist  man  mehr 
und  mehr  dazu  übergegangen,  die  periudisciieii  Verloosungren  zu 
Gunsten  der  lebenslänglichen  Xntznnpr  zu  beseitigen  oder 
doch,  bei  Festhaltung  an  ersterer,  dui  Dauer  der  Nutzung  thunlichst 
zu  verlängern.  Hierdureh  hat  man  das  Interesse  der  Almond- 
lierechtigten  mit  einer  guten  Haltimg  der  Almendloose  wirksam 
verknüpft  und  zahlreiche  Beispiele  zeigen,  dass  die  in  solcher 
Weise  abgegebenen  Almendstücke  inBezug  auf  Bestellung,  Düngung, 
Ertragsziffem  den  gleichwerthigen  privaten  Bodenflächen  nur  aus- 
nahmsweise nachstehen. 

Einen  guten  Eäublick  in  das  süddeutsche  Abuendweseu  geben  —  au&ser 
den  Sehriftan  ▼tm  Bücher  and     Miakowski  —  die  „Badisohen  landwlrth- 

*; h  :i  ft  1  i  eil  en  Erhebungen  von  18*^^",  wnhoi  nnmrritlii  li  auf  diejenige  für  die 
Gemeinde  Hemsbach,  U.  Band,  zu  verweisen  ist.  Almeudbesitz  hier  B34ba,  d.  b. 

der  fiin«en  Gemarknng;  alfankhliches  Aufrücken  in  den  Ahneudgeuuss:  «machst 
nur  Anflieil  an  den  Holzabgahen  im  Werthe  von  je  16  M.,  dann  Kinrücken  in  den 
Almendgrundstücksgenuss,  wobei  die  Genussberechtigten  in  5  Kla.ssen  einge- 
theilt  sind  und  k.  B.  in  der  untersten  nur  auf  4,70  ar,  in  der  höchsten  dagegen  auf 
1  ha  öO  ar  Land  (Wiese  und  Ackerfeld)  Ansprach  haben.  Sehr  häufig  der  Fall, 
dass  Vater  und  Sohn  gleichzeitig  im  Almendgeitnss  stehen,  wodurch  die  Wirtti>chafts- 
fUlmmg  natürlich  einen  sehr  starken  Kuekhalt  crtahrt.  Dass  miainter  das  .\lniend- 
land  auch  nnschoulich  liehandelt  wird,  namentlich  für  jene  Zeit,  in  der  ein  Nntx- 
niesser  an  der  Keihe  ist,  in  eine  höhere  Klasse  aufzurücken,  i  ltenda  (S.  5)  atis- 
drücklich  bestätigt,  eine  Schatteuseite,  die  eben  zu  den  Vorzügen  der  Einrichtung 
ndt  in  Kanf  genommen  werden  mnss.  Auch  darf  man  diesen  Punkt  überhanpt 
nicht  so  sehr  betonen,  wie  fTÜherhin  und  noch  neuerdings  '^o  auch  in  einer  Anzalü 
Berichte  in:  ^Ihe  bäuerlichen  Zustände  in  Deutschland'',  siehe  z.  B.  die  Bemerkung 
von  Heits,  lU,  S.  221)  so  oft  geschehen:  wird  denn  nicht  auch  mitunter  das 
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Privateigen  von  läudüchen  Wirthen  in  schlechtem  Bewirthschaftiingszustand  ge- 
lialteii?  —  Bdspiele  sehr  gelungener  Culturverbessemngen  auf  Almenden  bei 
Bücher,  a.  a.  0.  (S.  191  ff.),  ^vo  z.  B.  ein  amtlich  * m-  Bericht  betreffs  der  württem- 
bergischen Stadt  Göppingen  bestätigt,  dass  diene  ihre  500  Morgen  nAUmaaden" 
in  nenerer  Zeit  „auf  eine  hohe  Stufe  der  Cnltur  gebraeht  hat**  und  insbeBondero 
der  treff  Ii(-ho  Stand  der  geschaffenen  <>>tplantagen  gerühmt  wird-  Aehnliche  An* 
gaben  für  Tübingen  und  Worms  ebendaselbst. 


§  51.  Fflr  und  Wider  die  Almende. 

1.  Vorzüge.  Die  seitherige  Darstelluag  ergiebt,  dass  ver- 
st&ndigerweise  allenfalls  nur  eine  Aufhebung  des  Almendbesitzes, 
soweit  er  inAckerland  undWiese  besteht,  sowie  eine  Beseitigung 
der  naturalen  Nutzungen  von  Gemeinde  wald  ernsthaft  in  Frage 
kommen  könnte,  wfthrend  die  Almendhochweiden  als  solche 
wohl  fOr  immer  erhalten  bleiben  müssen.  Betrefifs  der  Acker- 
und  Wiesenalm  enden  kommt  aber  in  Betracht,  dass  da,  wo 
der  Grundbesitz  sehr  zersplittert  ist,  der  Anspruch  auf  Almend- 
genuss  den  ganz  kleinen  Leuten  einen  äusserst  werthrollen  wirth- 
schaftlichen  BUckhalt  und  der  Gemeindekasse  eben  desshalb  eine  ins 
Gewicht  fallende  Entlastung  ihrer  AimenfOrsorgepflicht  gewahrt: 
von  noch  grosserer  Bedeutung  ist  fftr  die  ganz  besitzlosen  Leute 
in  der  Gemeinde  (Tagelöhner,  kleine  Gewerbetreibende,  Fabrik* 
arbeiter)  die  Möglichkeit  des  Betriebs  einer,  wenn  auch  noch  so 
kleiner  Landwirthschaft,  die  ihnen  die  Zuweisung  eines  Alniend- 
loosps  eröffnet.  Für  manche  Besitzlose  ist  die  dadurch  ermöglichte 
tinuiizielle  Entlastung  der.  iriaushalts  der  Ausgangspunkt  zum  Ein- 
rücken in  die  Reihe  der  Besitzenden  geworden.  Mit  Kecht  hebt 
Bücher  hervor,  dass  ein  herabgekoramenes  Landcabeiterproletariat, 
wie  es  so  viele  nord-  und  mitteldeutsche  Höfe-  und  Grossqfiter- 
hezirke  aufweisen ,  in  den  Aimeudgegemlen  nicht  möglich  ist.  wi»> 
überhaupt  die  Almenden  die  unleidigen  schrutl'en  Unterscluede 
zwischen  Beicli  und  Arm  nicht  aufkommen  lassen.  <»,  wie  hüufig 
der  Fall,  der  Aimendgenuss  mit  dem  Alter  der  Berechtigten  sich 
steigert,  erleichtert  diese  Einrichtung  gar  sehr  die  Auseinander- 
setzung zwischen  Eltern  und  Kindern  und  „bewahrt  jene  vor  dem 
freudlosen  Schicksal,  dem  sonst  der  Auszügler  auf  dem  Land  ver- 
fällt*'. Auch  wird  mit  Recht  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  die 
Almenden  in  Fal)rikgegenden  die  Nachtheile  des  Fabriksystems 
oder  der  Hausindustrie  zu  mildem  geeignet  sind:  „sie  ermöglichen 
einen  gesunden  Wechsel  zwischen  Industrie  und  Landarbeit;  die 
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Arbeiter  sind  nicht  ausschliesslich  auf  ihren  Lohn  angewiesen; 
fremde  Arbeiter,  welche  dies  wären,  können  von  den  üntemehmem 
nicht  wohl  zur  Concurrenz  herangezogen  werden;  die  Industrie 
Iftsst  sich  decentralisirt  betreiben;  sie  behält  einen  eingeübten  Stand 
Ton  Arbeitern  und  die  letsteren  bleiben,  trotz  iliror  Sesshaftigkeit, 
selbstständiger  und  gegen  Krisen  widerstandfähiger,  als  sie  es 
junter  gleichen  Verhältnissen  in  den  Städten  sein  wllrden^^*). 

2.  Die  Nachtheile  des  Almendwesens  zeigen  sich  m  Bezug 
auf  die  Almendwaldunoren  darin,  dass  der  bei  dem  chronischen 
Geldiiiaiigol  der  bäuerlichen  Bevölkerung  an  sich  gewiss  werth- 
volle Bezug  eines  Theils  ihres  Feuerunirsbedarfs  in  natura  unter 
Umständen  einer  sparsamen  Verwendung  des  Holzes  im  H;uislialt 
Eintrag  thun  und  der  Einl)ürgeruii<r  besserer,  holzspareiider 
Eeuemngseiiirichtiiiitren  entgegenstehen  kann;  und  bei  den  Ahnend- 
fl c  kern,  dass  gegen  das  Ende  der  Nutzungszeit  meist  eine 
Uli  11*1  IT  sorgfältige  Bestellung,  unter  l  mständen  auch  eine  förm- 
liche Kaubwirthschaft  Thf?  greift.  Doch  wird  man  den  ersteren 
Nachtheil,  wenigstens  in  waldreicheren  Gegenden,  nicht  sonderlich 
hocli  anzuschlagen  haben  und  den  letzteren  Nachtheil  hat  das 
Almendwesen  mit  dem  Pachtbesitz  durchaus  gemeinsam^  nur  dass 
wegen  des  minder  häufigen  Wechsels  bei  ersterem  ein  deteriorirende 
Wirthschaftsweise  seltener  wiederkehrt.  Als  eine  nicht  immer 
günstige  Kehrseite,  die  namentlich  da  hervorzutreten  pflegt,  wo 
die  Almende  sehr  bedeutend  ist,  muss  dagegen  die  Schollen- 
kleberei''  bezeichnet  worden,  zu  der  die  Hoffnung  auf  den 
Eintritt  in  den  Almendgenuss  Veranlassung  giebt;  nicht  selten 
beobachtet  man,  dass  yiele  junge  Leute  mit  wenig  oder  keinem 
Besitz  in  der  Gemeinde  verbleiben,  um  des  Anspruchs  auf  die 
Almende  nicht  yerlustig  zu  gehen,  wo  sie  vielleicht  besser  handelten, 
anderwärts  ihr  Fortkommen  zu  suchen.  Es  ist  einzuräumen,  dass 
die  in  manchen  sflddeutschen  Gemeinden  zu  Tage  tretende  that- 
sächliche  üebervdlkerung  mit  dem  Almendwesen  in  einem  gewissen 
ursächlichen  Zusammenhang  steht  und  dass  die  von  diesen  besitz- 
losen Elementen  ausgehende  ungostfime  Nachfrage  nach  jedem 


Siehe  Bücher  in  Art.  ., Almeiuk'"  im  Hdwh.  d.  St.-W.  Was  mau  in 
neuerer  Zeit  mit  der  Gründung  von  Heimstätten  anstrebt,  soweit  mau  dabei  gerade 
«ucli  an  die  kleinen,  minder  widerstandsfäliigeii  Glieder  der  Landgemeinden  im 
Auge  hat,  wird  durch  die  Alirit'iide  im  frowissen  Sinne  verwirklicht.  Siehe  dos  Ver- 
,fiEUiüers  Beterat:  „Die  HeimstättetVage",  erstattet  für  die  XIX.  Pleuarversamuiluug 
des  dentsclien  LandwirÜiBcliaftBrAths  1891. 
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firei  werdenden  Gnmdstücksfetzeii  die  Kauf-  und  Fachtziiiso  oft» 
•mals  in  einer  für  die  übrigen  ansässigen  Grundbesitzer  nacliUieiligen 
Weise  beeinflusst  Doch  sind  ähnliche  Erscheinungen  auch  in 
Gemeinden  mit  zersplitterten Bodenbesitzverhältnissen  ohne  Almen- 
den wahrnehmbar  Tind  im  Uebrigen  wird  man  gerne  in  einer  Zeit, 
in  der  die  Landbevölkerung  so  Yielerorts  ohne  Koth  bewegUeh 
geworden  ist  und  vom  flachen  Lande  weg  in  die  Städte  strOmt, 
die  Sesshaflagkeit,  zu  der  die  Almende  Anlass  giebt,  gegendenweise 
eher  als  einen  Vorzug  denn  als  einen  Nachtheü  deuten.  Jene  Miss- 
stände, unter  denen  die  norddeutschen  Grossgntsbetnebe  in  Folge  der 
Entwicklung  des  platten  Landes  so  sehr  leiden,  würden  sicherlich 
niemals  in  dem  beobachteten  Maasse  eingetreten  sein,  wenn  den 
Landarbeitern  in  dem  Torhandensein  von  Almendfeldem  ein  re  cht- 
li  eher  Anspruch  auf  eine,  wenn  auch  bescheidene  danemde  Nutzung 
am  Grund  und  Boden  gewährleistet  geblieben  wäre.  Auch  lassen 
sich,  wo  die  bezeichneten  Schattenseiten  in  grösserem  Maasse  hervor- 
treten  oder  wo,  wie  bei  sehr  reichlichem  Almendgenuss,  gar  nach- 
Jii  Einwirkungen  auf  das  wirthschaftliche  Vorwärtsschreiten 
zu  beobachten  sein  sollten,  durch  die  Belegung  der  Genussantheile 
mit  stärkereu  Auflagen  zu  Guusten  der  Gemeindekasse  oder  durch 
Ausscheidung  eines  Theils  des  Almendlandes  zu  eigentlicliem  Ge- 
meindegut und  durch  Verpachtung  des  letzteren,  solche  Nachtheile 
leicht  abschwächen  oder  ganz  beseitigen.  Den  aus  der  colloctiveu 
Nutzung  den  Alpen-  und  Gebirprswoidon  anhaftenden  Mängeln  aber 
wird  durch  eine  sachgemässe  ^iesetzgebunu  jedenfj^lls  riehtiirer 
bep^egnet  als  durch  die  in  früherer  Zeit  häufig  planlos  zugelassene 
Zerreissung-  derselben  in  kleine  und  kleinste  Weidetiächen.  die 
eine  angemessene  Nutzung  nur  in  den  seltensten  Fällen  gestatten. 

3.  Eine  sorgsame  Abwägung  der  vorhandenen  Grunde  Für  und 
Wider  die  Alniende  in  ihrer  heutigen  rechtlichen  Gestaltimg,  in 
Verbindung  mit  den  früheren  Betrachtungen  (§  49)  wird  desshalb 
zu  dem  Schlüsse  kommen,  dass  an  der  vorsichtigen  Gesetzgebung, 
welche  in  Süddeutschland,  in  der  Schweiz,  in  Frankreich  die  Ver- 
theilung  der  Almende  im  Gegensatz  zu  Nord-  und  Mitteldeutschland 
sowie  England  so  sehr  erschwert  hat,  auch  in  Zukunft  nicht  ge- 
rflttelt  werde,  eine  Schlussfolgerung,  die  indess  den  Bestrebungen 
derer,  welche  den  ganzen  Grundbesitz  vercommunalisiren  oder 

AVie  auch  Fr.  List,  a.  a.  0.,  f>.  33  liervorhebt,  dtr  aber  doch  wi*»d«r  >#>hr 
iibii  treibt,  weuu  er  die  Almeudeu  mit  „unzAveckmässigen  Armenaustalten^  vergleicht, 
die  „den  MüBsiggang  und  die  IJnwjrihscliaftliehlceit  fördern". 
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TerstaatUchen  mochten  (g  40  ff.),  irgend  eine  Stütze  nicht  zu  geben 
geeignet  ist 

An  TU.  1.  Die  voi^tplu'iuleii  Bclrarhtuuj^n  decken  sich  mit  der  Anffas?!uii»r,  weicht* 
im  IV.  Band  der  Badisi  hea  laudwirtüschaftlichen  Erheb  uugeu  vom  188S 
(S.  8/9)  auf  Grund  der  Kinzelerhebungsberichte  niederf^le^t  bezw.  von  dem  Yer* 
fasser  dieses  Handbucha  damals  vertreten  worden  ist  und  mit  der  die  Anschauungen 
der  Yerwaltongbeamteu  des  Landes  im  Wesentlichen  übereinstimmen.  So  rühmt 
anch  Bob  eher  (9  84)  d«n  Almmidfln  «inaneh»  Idchtseiteii*  naeli;  ^eine  ArneBiiiiter» 
Stützung',  welche  nicht  demoralisirt,  weil  sie  dif  Armen  zur  Arlni^  nöthigt;  eine 
Begänsti(pm^  der  Alten,  wodurch  sie,  statt  eine  Liuit,  eine  Hillüt^uelie  iiir  (Ue  Familie 
wenUm;  da  HMiuiiiiiss  gegen  den  in  m  'ileler  ffinaieht  gefthTlichen  Auawanderungs- 
drang'  in  die  Grossstüdtc;  iibcrluuipt  eine  Befiirdenmjr  d»  s  (lemfinsiinis".  Laveleye 
(a.  a.  O.,  S.  loO  ff.)  glaubt  den  amerikanischen  und  australischen  Colcaieu  einen 
besseren  Kath  nicht  geben  zu  können,  als  den,  ihre  onbesteUten  Lfindereien  als 
Almende  („Gesammt besitz")  zurückzubehalten,  um  durch  solche  Conservirung  des 
altgermanischen  Systems  besser  filr  ihre  künftigen  Annen  /n  snrpren.  „Ist  es  nicht 
tausendmal  besser",  fragt  der  Verfasser,  „statt  des  dtuiorulisirenden  Almosens 
ein  Stftck  Land,  ein  Arbeitsmittel  zu  geben,  ans  wehheui  der  Einzelne  in  Aus- 
ühnnp-  eines  Kechts  und  durch  eigene  Anstrengung  seim  ii  I  nterhalt  gewinnen  kann? 
Man  braucht  nur  den  herabgemirdigten  Insassen  eines  englischen  work-house  mit 
dem  enerf^sehen,  atolaeo,  unabhängigen,  arbeitsamen  Kutsniesaer  der  Schweiserischen 
Ah  u  nd  /.n  vorgleicben,  um  den  tiefen  tlntenchied  swiich«i  diesen  beiden  Systemen 
zu  begreifen.'* 

2.  Almeudstatistik.  Die  wirthschaftliche  Bedeutung  der  Almendeu  für  die 
mit  sollen  noeh  ausgestatteten  Oemdnden  erhellt  aus  naebstelieiidMi  statistischen 
Angaben: 

a)  In  Württemberg  finden  sich  Almendgrundstii(  ke  mit  einem  Gesammt- 
pachtwerth  von  rund  IdüOOüO  M.  in  679,  NaturaUiulzabgaben  in  429,  Geldgabeu 
aus  Holzerlös  in  206  Gemeinden,  beide  Arten  von  AbjPfaben  ndi  einem  Werth  Ton 

rund  2490000  M.;  «treunutzuiifren  im  Wertli  von  180000  M  in  1^22  Gemeinden;  die 
Gegenleistungen  der  Berechtigten  betragen  für  die  Almeudgrundstücke  181 400  M., 
für  die  Holznutzungen  202400  M.  Der  gesammte  Omndbesitz  der  Gemeinden  be- 
trug 1863:  735722  Morgen,  darunter  563837  Morgen  Waldungen,  5245  M-ir-^'en 
Gärten  und  Länder,  58285  Morgen  Aecker,  25864  Morgen  Wiesen  und  82491 
Morgen  andere  Culturarten  (meist  Weiden).  Von  den  1910  Gemeinden  des 
landes  besitzen  213  (11,1  kein  Grundeigenthum,  1315  (68,9%^  besitzen  Wal- 
dungen, 1629  (85,3  Sdiistitrcs  Orundeiironthum.  (K.  Poll,  Da-^  AVürttemb.  Gesetz 
über  die  Gemeideangehörigkeit  vom  16.  Juni  1885,  Eliwangen  1886  u.  Württemb. 
Jahrbuch  für  1880»  I,  8.  78ff.) 

b)  In  Baden  besitzen  «Ue  Gemeinden  249664  ha  Wald  (45,92  */o  der  ure- 

sammten  Waldflächo)  mit  dnem  jährlichen  Gesammtnntznngswcrth  (1881  H8^  von  rnnd 
9,8MilL  M.  Uoizgenuäsberechtigte  wurden  im  Jahr  1874:  175144  ermittelt  und  es 
gelangten  im  Gänsen  rmid  690000  Ster  Brennhobt  und  7,2  BDU.  Wellen,  ferner  etwas 
über  25  Millionen  Torfstücke  zur  Vertheilung  in  einem  Gesamnitwirtti  von  2,7  Alil 
lionen  M.  Vom  landwirthschaftlichen  Culturgeläude  wucde  im  Jalire  1873 
als  Almendland  eine  Fläche  von  125967  Morgen  (ä  36  ar),  rnnd  45000  ha  erhoben 
und  es  entfallen  davon  etwa  die  Hälfte  auf  Ackerland,  etwas  weniger  als  ein  Viertel 
atif  Wiesland  und  etwas  mehr  als  ein  Vierttd  luif  Weideland,  h  tzteres  im  Wesent- 
lichen nur  in  dem  südliclion  Schwarzwald  vurkdunncnd.  Die  Zahl  der  Gemeinden 
mit  Bürger-(Almend-) Nutzungen  (einschliessJi*  Ii  (U  i  Hol/abgaben)  belief  sich  (1875) 
auf  1256  (unter  1582),  wobei  alltTdin^-^s  der  W^nii  der  (Jenussloosc  ortsweise  ein 
sehr  verschiedener  ist  (bis  zu  10  ti.  =  18  M.  in  344  Gemeinden,  von  11 — ö»i  Ii.  = 
26—85  M.  in  ^0  Gemeinden,  über  85  H.  in  93  Gemeinden).  Als  Werth  dieser 
Almf'ndiiiifzungen  ist  im  Jahre  1874  eine  Summe  von  2.5  Millionen  M.  rnnittelt 
worden;  ausserdön  gelangten  baare  78000  M.  au  die  Ahnend  berechtigten  zur  Verthei- 
lung. Der  Gesammtfrarfli  des  AlmendgentissMi  aii  Holzabgaben ,  Almend  und  baaren 
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Atiszahlnng^pn  stellte  sicli  danach  auf  rund  5,2  Millionen  M.  CBeiträge  zur  Statistik 
der  inneren  Verwaltung  in  J3aden,  37.  Heit,  lä78  und  Wielandt,  Bad.  Gemeinde- 
recht,  I,  1883,  S.  311.) 

(•)  In  Hohenzollern  sind  (nach  Meitzen)  von  der  gesammten  grastragen- 
deu  Fläche  von  rund  84000  Morgen  50000  Morgen  Gemeindeeigeiitlium  und  theils 
XU  Sehafvretden  Terpaditet,  theÜB  «d  die  Ortsbürger  auf  Lebenueit  oder  auf  be- 
stimmte Zeitabschnitte  unentgeltlich  oder  gegen  geringe  Abgaben  überlassen.  In 
Hohenzollem-Heclünpren  ist  von  27  Gemeinden  nur  eine  ohne  Almend;  41°/»  alles 
Grundbesitzes  oder  30584  Morgen  gehören  den  Gemeinden;  darunter  8708  Morgen 
Feld,  112  Morgen  Gärten,  1261  Morgen  Wiesen,  5730  Morgen  Weide,  14694  Wald. 
In  der  Stadt  Heesingen  gehören  44%  der  Qesammteuirkang  oder  2683  Morgen 
der  Gemeinde. 

d)  In  der  Schweiz  gehörten  (nach  Bücher)  1864  von  den  vorhandenen 
455!>  Alpßn  mit  270 389  Stössen  den  Gemeinden  und  Corporationen  2071  mit  178597 
Stöääeu  (45,8  bes.  66  Vo)<  l^ie  Gemeinde-  und  Genossenschaftswaldungen  betragen 
519630  ha  oder  66,5  der  gansen  Waldflftche  allerdings  mit  gronen  YerBChieden* 
heifeu  in  den  einzelnen  Cautonen.  Der  Kapitalwerth  der  Bürgergemeindegüter  des 
C&ntous  Bern  wird  auf  103  Idill.  Fr.,  degenige  des  liegensdiaftlichen  CorporaÜona- 
vwntdgens  im  Kanton  Lvzem  auf  11  Ifill.,  in  St  Gallen  auf  30— 40MilL  geecbitat 

e)  In  Deutsch-Tirol  waren  1873  von  den  2482  Alpen  520  mit  54618  Kuh- 
stössen  Gemeinde-,  984  mit  80605  Kuhstössen  Genossenschafts-  (Interessenschafts  ) 
und  978  mit  30682  Kuhstössen  Privat -Alpen.  £b  standen  also  60,6°  o  der  Alpen 
und  81,5*^/0  der  Knhatösse  in  genossenschaftlichem  oder  Gemeindebesitz. 

l"i  In  Belgien  iunf'Hs«tM  in  den  Sandpegenden  der  Campiue  und  im  Ardomier- 
laude  1846  das  Gememiaud  noch  162 8ü6  ha.  Ein  Gesetz  vom  25.  März  lö47  er- 
m&chtigte  die  Begierung,  die  unbebauten  Theile  des  Gemeinlandes  verkaufen  ra 
lassen,  wenn  von  Privaten  um  die  Erlaubniss  nachgesucht  wird ;  in  Folge  dessen  sind 
zwischen  1847  und  1860  33000  ha  veräussert  worden  und  Ende  der  70er  Jahre 
soll  dasselbe  nodi  gegen  100000  ha  betragen  haben.  Die  LandTerthdlnngen  an 
die  nutzungsberechtigten  Gemeindemitglieder  zur  zeitweisen  Acker -Nutzung  hei»sen 
vir^s;  daneben  dient  das  Land  der  gemeinen  Weide.  (Laveleye-Bücher, 
a.  a.  O.,  8.  348  ff.) 

g)  ITchcr  Eesfe  dis  Gemeinlandes  (Almende)  mit  Holx>,  Weide-  nsd  Adker- 
nutzung  im  nördlichen  Appenii^  ebenda  8.  357  ff. 


Abschnitt  ULI. 

Ble  Fliirliereiniguii^en  ( ZnsMiimeiilegiiiigen, 
Terkoppclungen  )• 

§  52.  Die  Arten  der  Flurbereinigungen. 

Unter  Fliir"boreiniguiig  versteht  man  solche  Unternehmungen, 
welche  eine  bessere  Benützung  des  Grund  und  Bodens  durch  Zu- 
sammenlegung von  Grundstücken  oder  durch  Anlage 
von  Feldwegen  bezwecken wobei  die  erste  Art  der  LOsung 

So  die  Definition  im  bayrischen  Ges.  v.  21).  Mai  1886.  Art.  1.  "Walckpr 
irrt  sehr,  wenn  er  den  Uebergaug  vom  Dort-  zum  Jiofsystem  als  gleichbedeutend 
mit  Zusammenlegung,  Arrondining,  Feldbereioignng  etc  ansieht;  jener  üebergaug 
bildet  vielmehr  im r  eine  nnter  manoherloi  Arten  von  I.ösnnfrsmög'lichkeiten  und  z%var 
die  radicalste,  die  aber,  wie  die  späteren  Ausiuhrungen  zeigen,  die  seltenere  und 
keineswegs  überall  ansarathen  ist  (Walcker,  Hdb.  d.  NatnralOkon.,  1883,  II.  Bd.,  S.  47». 
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die  ToUkommnere,  die  zweite  die  unToUkommnere  darstelli  Die 
nachstehenden  Auflftlliiimgen  werden  dies  Uarstellen: 

1.  Vom  Standpunkt  des  reinen  Productionsinteresses  aus  darf 
dasjenige  Zustand  der  Feldmark,  bei  dem  die  Ländereien  um 
den  Wirthschailshof  gruppirt  liegen,  wohl  als  das  „  Ideal  be» 
zeichnet  werden;  denn  sftmmtliehe  Grundstdcke  sind  von  dem 
Mittelpunkt  des  Betriebs  aus  ebenso  leicht  zu  Uberwaehen  als  zu 
erreichen  und  es  ist  unschwer  einzusehen,  dass  diese  Lage  zum 
Wirthschaftshof  den  ganzen  landwirthschafüichen  Betrieb  einfacher 
und  billiger  als  bei  jeder  anderen  gestaltet.  Dieser  Idealzustand 
wird,  wo  das  sog.  „Hofsystem"  sich  eingebilr<rert  hat,  bald 
mehr,  bald  minder  vollkommen  erreicht;,  und  es  erklärt  ^ich  daraus, 
dass  man  in  den  Gegenden  der  „Gemengelage"  der  Grundstücke 
(S.  272),  als  die  daraus  sich  ergebenden  Schwierigkeiten  eine  Ab- 
hilfe erheischten,  als  bes^t«^n  Ausweg  geradezu  den  Uebergang  zu 
dem  Hofsyötem  erkennen  zu  müssen  glaubte.  Man  nennt  diese 
radicalste  Lösung,  den  Xothen  des  Streubesitzes  zu  entrinnen, 
„Vereinödungen",  „Abbauten";  zu  ihrer  Durehfühnmg  erfordern 
sie  aber  nicht  nur  (wie  bei  den  Zusammenlegungen  grossen  Styls 
auch)  einen  Gesammt -Austausch  der  sämmtlichen  von  der  Maass- 
regel ergriffenen  Grundstücke,  sondern  auch,  was  wohl  zu  beachten, 
den  Abbruch  der  bestehenden  Wohn  -  imd  Oekonomiegeb&ude  und 
deren  Neuauffühnmg  an  anderer  Stelle. 

Schon  hieraus  ist  ersichtlich,  dass  der  nachträgliche  Ueber- 
gang  zum  Hofsystem  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen  rftth- 
licb  und  ausfahrbat  ist;  er  eignet  sich  im  Allgemeinen  nur  fOr 
grossere  Oflter,  die  auf  eine  Airondirung  des  Wirthschaftsareals 
besonderen  Werth  zu  legen  haben  und  bei  denen  die  fOr  die  Neu- 
enichtung  von  Gutsgebäuden  zu  bestreitenden  Kosten  noch  im 
richtigen  Yerhältniss  zum  Gutswerth  stehen;  wenig  oder  gar  nicht 
dagegen  gerade  aus  diesem  Grunde  für  mittlere  oder  kleinere 
Anwesen,  da  doch,  wie  bei  jeder  Unternehmung,  so  auch  hier  der 
Kostenpunkt  und  die  danach  sich  ergebenden  Bentabilit&ts- 
ziffem  schlieslich  das  entscheidende  Wort  sprechen.  Desshalb 
sind  die  Abbauten**  im  Grossen  und  Ganzen  Ausnahmen  ge- 
blieben; und  ihre  verhältnisamässige  Verbreitung  im  vormaligen 
Hochstift  Kempten,  für  welche  die  durch  die  natürlichen 
Verhältnisse  bedingte  Wirthschaltsweisen  (Egartenwirthschaft  mit 
ausgedehnter  \  ielizucht  und  Weidegang)  an  sich  einen  geeigneten 
Boden  schufen,  mag  diurch  die  damals  geringen  Kosten  der  Ver- 
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Setzung  der  üblichen  Holzhäuser  auch  für  Auwesen  mittlerer  und 
selbst  geringerer  Grösse  wesentlich  erleichtert  worden  sein.  Wo 
sonst  diese  Abbauten  Platz  griffen,  blieben  dieselben  entweder  auf 
die  grundherrlichen  Besitzungen  beschränkt  (wie  in  neuerer  Zeit 
in  den  russischen  Ostseeprovinzen),  oder  es  war  die  ungewöhnUehe 
Grösse  der  Dorfflur  und  die  Schwierigkeit  der  Bewirthschaftung 
namentlieh  der  entlegensten  Grundstücke  Ton  dem  im  Dorf  ge- 
legenen Hofe  aus  beim  Qberwiegenden  Yorhanidensein  grosserer 
Gflter  maassgebend  (wie  bei  den  zahlreichen  Abbauten  in  Holstein, 
Dänemark,  in  Schweden  sowie  in  einigen  stlddeutschen,  namentlich 
württembergischen  Gemarkungen);  oder  es  handelte  sich  um  auf 
Kosten  der  Gutsheirsehaften  erfolgte  „Translocirungen^*  der  unter- 
thänigen  Gutsinsassen  auf  andere,  den  ersteren  genehm  und  bequem 
dünkende  Theile  der  Feldflur  (wie  mehrfach  in  Posen,  Ost-  und 
Westpreussen,  Lithauen  geschehen). 

IHeser  letztere  Fall  ist  ausdrücklicli  vorgesehen  in  der  Freusaischeu  Declaratiou 
y.  29.  Mai  1816,  Art.  21.  —  Die  Yereinödungen  im  Hochstifi  Kempten  be- 

gauncn  1540,  sie  bezweckten  neben  Zusammenlegimgen  auch  die  Befreiung  der 
Grundstücke  vom  fremden  Trieb  fWdderecht)  und  vom  Tretrecht  (das  Recht,  Vieh 
über  treuides,  nicht  dem  Trieb  uuterworfenes  Feld  treiben  zu  dürfen)  und  von  dem 
Flnnswaag.  Jedem  Interessenten  war  das  Recht  der  Prorocation  cin^rcrüiimt;  der 
J^wan«?  f^egen  die  Widerstnibenden  erstreckte  sich  sogar  auf  den  iüuausbau  von 
Häusern;  die  Ausfuhruug  lag  in  der  Hand  freigewählter  Männer  aus  beuachbartea 
Gemeindeil  (Sprnchmftimer,  Taidingslente).  Eine  festere  Begelung  erhielt  das  Ver> 
fahren  erst  durch  rinp  im  .labrc  17!il  orschiciioiie  Verordnung.  His  '/.\mi  Jaliro  1791 
$iud  222  Verödungen  ermittelt.  (H.  Haag,  Das  bayr.  Gesetz  über  Flurbereinigung, 
1886,  und  H.  Dits,  Gescldciite  der  TereiiiMiu;  im  Hocbitifli  Kempten,  1886w) 

Das  Hofsvstem,  welches  in  den  frobimicron  Gecfoiuipn  von 
alterslier  lieiiiiiseli  ist  (in  den  süddeiitsehen  ebenso  wie  in  den 
mitteldeutHchen  Gebirgen,  in  den  scliweizerischen  und  »;^stev- 
reichinrhen  Alpen,  fenier  in  Norwegen,  im  spanisclien  Giili/.icn. 
Aöturien  etc.),  aber  auch  in  den  ehonialiiren  Siedelungsbezirken 
der  Sachsen  und  Friesen  zur  Anwendung  gelangte  (Einzelhöfe  in 
Westphalen,  ferner  in  den  oldenburgischen,  holsteinischen  und  ost- 
friesischen Marschen),  später  auch  bei  den  grundherrlichen  Coloni- 
sationen  auf  deutschen  wie  slavischen  Gel)ipten  vielfach  beliebt 
wurde,  hat  häufig  eine  Bemtheilung  gefunden,  die  über  Gebflhr 
die  Vorzüge  in  den  Vordergrund  stellt,  die  SchattenBeiten  dagegen 
zu  wenig  beachtet.  Wenn  zu  dessen  Gunsten  heirorgehoben  wird, 
wie  es  ,,uuzählige  Klatschereien,  Zwistigkeiten,  kleine  BiebstShle 
yerhtltet,  das  Wirthsbausleben  weniger  verführeiiseh' gestaltet.  Gast* 
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'freundlichkeit,  FamilienBinn  und  Gesindezucht  beförderte*  so 
kann  dieser  Vorzug  in  gewissem  Sinn  zugegeben  werden,  man  darf 
aber  die  Eebrseite  des  Bildes  nicht  unbeachiot  lassen.  Die 
Schwierigkeiten,  mit  welchen  die  Verwaltung  der  politischen  Oe« 
meinde  und  weiterhin  die  Polizei  (als  Bau-,  Feuer-,  Sicherheits-, 
Seuchenpolizei)  überall  da,  wo  die  Gemeindeangeliorigen  zerstreut 
auf  der  ganzen  Gemarkung  wohnen,  zu  kSmpfen  hat,  die  Misslich- 
keiten,  welche  sich  für  den  Schulbesuch  ergeben,  die  grösseren 
Kosten,  welche  durch  die  Inanspruchnahme  der  ärztliclien  und 
thierärztliehen  Hilfe  sowie  in  allen  Fällen  erwachsen,  wo  irgend 
eine  gewerbliche  Leistung  {vax  Bau-  oder  Unterhaltungs -  oder 
Reparaturzwecken)  nöthig  wird,  sollen  hier  nur  gestreift  werden; 
vom  Gesichtspunkt  gerade  der  Agrarpolitik  aus  ist  vor  Allem  auf 
die  durch  die  Isolirung  der  einzelnen  Wirthe  und  den  selteneren 
Meinungsaustausch  veranlasste  schwere  Zugänglichkeit  derselben 
für  Betriehsfortschritte  hinzuweisen.  Diese  Schwierigkeiten  sind 
den  landwirtlischaftliciien  lieliörth'u  nur  zu  wohl  bekannt;  und  man 
darf,  ohne  ungerecht  zu  werden,  wnhl  beliau}>ten,  dass  z.  Ii.  in 
Öüddeutschland  nirgends  mehr  als  gerade  in  den  liegenden  mit 
zerstreuter  Lage  der  Gehöfte  selbst  nothwendige  Verbessenmgen, 
z.  B.  in  der  Viehzucht,  langsamer  sich  vollziehen  als  eben  hier. 
Der  genossenschaftliche  Sinn,  das  Bestreben,  im  Zusammenwirken 
mit  den  Standesgenossen  misslichen  Verhältnissen  im  Gebiet  des 
Credit-  oder  Versichcrungs  -  oder  Absatz wesens  sich  zu  entziehen, 
mangelt  in  Gegenden  des  Hofsystems  oft  in  augenfälligster  Weise; 
nirgends  tritt  der  Individualismus  in  seiner  unschönen  Form  der 
selbstsflchtigen  Verfolgung  nur  der  eigenen  Interessen  schärfer  als 

»)  Koscher,  a.  n.  0.,  §  77.  Aehulicli  Fr.  List,  a.  a.  ().,  S.  30  und  32,  der 
überhaupt  ein  uubediugter  Auhänger  des  Uofs^stems  ist:  „Nach  imaerer  Aiuickt 
ist  die  Zweigwirthschaft  eine  Tochter  der  Ofttergemenge-  nnd  Dorfverfftssuni^, 

Tjeide  aber  in  derjeuigeu  Ausdclmunti^,  in  wilclier  sie  ^'oprotnvärtig  in  vielen  Ropni 
seutativstaateu  besteht,  halten  ykix  für  das  grösste  (Tebrecheu  der  Ackerver- 
fassnnef  .  .  .  daher  die  Oesetz^btmg  tmd  Verwaltuu^  allwerst  auf  angemeBsene 
Reduction  der  Gemenge-  tind  Dorfwirthschaft  und  nilmähliche  Einführung  der 
Hofwirthschaft  wirken  muss."  Und  Aveiter:  „diese  Ackerverfassung  (des  Dorf- 
sjstems)  halten  wir  für  eine  naturwidrige  ,  .  .  dem  speciell  laudwirthschaftlichen 
"und  nationalökonomischen  sowohl  als  dem  hohen  politischen  l'rincip  durchaus  eut- 
gpgenlaufpndi*"  .  .  .  „der  Landwirth  zieht  seinen  Vortheil  in  der  Nähe  des  Ackers  und 
der  Wiese,  nicht  iu  der  der  Menschen*"  .  .  „Wir  hegen  die  L'eber/.eugung,  uitlits 
könne  mehr  da/.u  beitrai^,  (als  der  Uebergang  zom  Hof^stem)  den  Stand,  den 
mau  jetzt  den  Bauernstand  hoisst,  den  gebildeten  Stünden  zu  assimiliren,  das  (u'fühl 
der  Selbstständigkeit  zu  erzeugen  uud  seinen  Ueist  für  bessere  Dinge  als  für  winzige 
Gemeindestreiti^eiten  und  erblrmlichen  Dorfklatsch  empfänglich  sn  machen**  (a.  a. 
O.,  S.  9,  21,  27  und  32'.  A.linliclie  dnnli  Tebertreibungen  getrübte  Urtbdle 
übrigens  bei  List  :'<>ir^'l<'  in  agün politischen  Fragen  nicht  selten. 

Bucb«nb erger,  A.,  Ai;iuipolitik.  L  20 
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in  solchen  Gregenden  zu  Tage.  Für  den  aus  höheren  GesellsciiaftB- 
scliichten  hervorgegangenen  gebildeten  Gutsbesitzer,  dem  es  an 
Bildungsmitteln  auch  in  seiner  Isolirtheit  nicht  fohlt,  mag  der  ge- 
schlossene, wohl  arrondirte  Hof,  wie  er  wirthschaftlich  an  sich  die 
vollkommenste  Betriebsorganisation  ermöglicht,  auch  im  Uebrigen 
imbedenkUeh  sein;  bei  den  bäuerlichen  Wirthen  aber  werden 
dureh  diese  Isolirtheit  in  den  meisten  Fällen  die  ihnen  eigenthflm- 
thUmlichen  Standeseigensehaften  Torurtheilsvoller  Eingenommenheit 
gegen  das  Keue,  auch  wenn  es  noeh  so  berechtigt  ist,  in  erkleck- 
ächster  Weise  gesteigert '  Muss  mit  den  Verhältnissen,  wie  sie 
sich  natOrlich  entwickelt  haben,  die  Xandwirthschaftspolitik  selbst- 
redend rechnen,  so  wISrde  sie  doch  aus  obigen  Gründen  unrichtig 
handeln,  wenn  sie  in  den  Kreisen  der  bäuerlichen  BcTOlkerung 
den  nachträglichen  Uebergang  zum  Hofsystem  geradezu  begünstigen 
wollte  >). 

2.  Eine  Bereinigung  der  Gemarkungsflur,  welche  im  Unter- 
schied von  der  Vereinödung  von  einer  Verlegung  der  Gebäude 
absieht,  dagegen  wie  jene  zum  Ziele  bat,  den  einzelnen  Wirthen 
die  ihnen  gehörigen,  zerskeut  liegenden  Grundstücke  in  einem 
einzigen  oder  in  mehreren  Coniplexen  anzuweisen,  den  ehemaligen 
Streubesitz  also  zu  einem  mehr  oder  weniger  arrondirten  zu  nuioben, 
heisstZusammenlegung,  Verkoppelung,  Commas  sa  t  i  «»n . 
wohl  auch  Verwannung^),     Tritt   dagegen  als  Hauptzweck 

^)  So  ist  „auch  die  Freuss.  Gememheitstlieiliingsordnnng  weit  entfernt,  eine 
derartige,  schon  aus  allgemeinen  polixeilicheu  Gründen  nicht  eben  zn  befürwortends 
Verf'iiKHlnn«'-  als  ein  Hanpterfoidemiss  tinfzustellen,  da  sie  vielmehr  den  Abbau  nur 
ausnuiiutsweisc  ziiliiüät  und  die  fuitgcsetzte  ütiwirthbchaftuug  der  zusammengelegten 
Grundstöcke  von  der  Dorflage  aus  als  die  Regel  ansieht".  Schütte,  a.  a.  0.,  Abth.  I, 
8.  23.  Auch  A.  Krämer  'im  Ildwb.  d.  eres.  Landwirtschaft  I,  S.  21 3i  kommt,  obwohl 
er  vom  Gesichtspunict  der  Agrartechnik  die  Entstehung  von  Eiuzelhöten  im  Grund- 
satss  als  das  Bichti^te  erachtet,  iin  ffin1>lick  avf  die  oben  im  Text  berührten  Er» 
wägun;j:eii  vmd  iiamcntlirli  anrh  im  Hinblirk  auf  die  herrschenden  Gewöhnungen, 
Sitten,  Lebens-  imd  Jieuhtsanschauungea  der  Bevölkerung  iu  den  Gegenden  der 
Freitheilbarkeit  und  des  Wandelbesitzes  zn  dem  Eifebniss,  dass  die  „Terrinödnng** 
wohl  immer  ein  (legenstand  frommer  Wünsche  bleiben  und  vielmehr  eine  Ver« 
fassniiir  bevorzugt  werde,  in  welcher  die  Grundstücke  bei  zweckmässiger  Figur 
wciiij.'-^tens  in  der  Hauptsache  zusammengeschoben  sind,  die  Wirthschattsgebäude 
aber  an  eine  Ortschaft  anschliessen".  —  Anderer  Meinung  dagegen  Kim p  1er 
(Sehr.  d.  Yer.  f.  Socialp.,  Bd.  XXXII,  S.  157),  der  auf  hrdiereii  rultiirstufeit  dem 
Höfesystem  den  Vomig  giebt.  Auch  Hering  meint,  das  eucrgiaihe  Uuabhaugig- 
keitsgeföU  und  die  starke  Iudi\idualität ,  welche  die  nordanierikanischeu  Farmor 
ebenso  auszeichne  wie  ihre,  ebenso  hofeweise  anfrrsiedelten  Verwandten,  die  Xi<  «ler- 
üavhüeu  iu  Deutschland,  sei  hier  wie  dort  nicht  zum  mindesten  als  eine  Folge  des 
imbeBchriliikten  Hansens  auf  einsamen  Gehöften  ansnsehen.  (Die  landw.  Ooncuirais 
Nordamerikas,  1887.  S.  m.}.- 

')  Andere  Bezeichnungen  sind:  Belüftung,  Yenaagschiftong  iu  ächleswig-Holstein 
und  Dänemark;  Commassinmg,  Comnasialion  m  Oestwrach  vmä  Ungarn;  in 
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des  Uiit^mehmens  nicht  sowohl  die  Zusammenlegimg,  als  die 
Schaffung  ausreichender  Feldwege^  die  Sorge  für  eine  zweckmässige 
Gestalt  der  Einzelgrundstflcke  und  die  jederzeitige  Zugftnglichkeit 
derselben  in  den  Yordeigmnd,  so  spricht  man  von  Feldwegan- 
lagen  oder  Bereinigungen  im  engeren  Sinne  (wohl  auch 
nach  dem  Sprachgehrauch  der  herzogl.  Nassau'schen  Gesetzgebung 
Consolidationen  genannt).  Die  ersteren  Unternehmungen  sind 
(seit  Erlassung  der  Gemeinheitstheilung  in  Preussen  und  fthnlicher 
Gesetze  in  anderen  nord*  und  mitteldeutschen  Staaten)  in  diesem 
Theile  Deutschlands  in  grossen  Styl  im  Lauf  dieses  Jahrhunderts 
zur  AusfRhrung  gekommen  und  bilden  noch  immer  eine  der  Haupt- 
aufgaben der  landwirthschaftUchen  Verwaltung;  in  Süddeutschland 
dagegen,  im  Zusammenhang  mit  dem  hier  vorherrschenden  bäuer- 
lichen Mittel-  und  Kleinbesitz,  hat  man  mit  Bereinicrungen  plan- 
mässig  und  auf  gesetzlicher  Grundlage  überhaupt  erst  seit 
Mitte  dieses  Jahrhunderts  sich  befasst  und  es  sind  dieselben  im 
Wesentliebeii  auf  die  bescheideneren  ünteruebnuiiiireii  der  zweiten 
Art  beöcliränkt  geblieben,  d.  h.  es  haben  Zusammenlegungen  in 
grösserem  Umfang  nicht  stattirefuiiden  Erst  in  jüngster  Zeit, 
mit  veranlasst  durch  die  misslicbfren  Ar1)eitsverluiltniss«'.  wird  auch 
hier  in  nachdrücklicherer  Weise  ii.  hen  eiuentlicben  Feidwegeanlagen 
auch  das  Zust<indekonimen  von  Zusammenlegungen  betrieben. 

Dabei  darf  man  ilbrigens  nicht,  wie  so  oft  geschieht,  über 
die  einlacheren  Uuteruehmuugeu  (Wegeanlagen),  bei  denen  Zu- 

Preusseu  und  Mitt«ldeutscbland  spricht  mau  auch  von  Special-Separati  oii 
Das  Gotha'sche  Gesetz  vom  5.  November  1853  delinirt  die  Zusammenlegung 
daMn  (§  1):  r,vm  solcher  Umtausch  durcheinanderlie^render,  verschiedenen  Besitzern 
ziifrehorifrer  (!rnnd.slü(  k<-.  durch  welchen  für  jeden  derselben  eine  mö^lichHt  zusammrii- 
hängende  und  tiir  freie  Bewirthschafttiag  giinstipt?  Lafre  seiner  Besitjüuugeu  bezweckt 
wird**.  Schütte  (a.  a.  O.,  l,  8.  13  IF.)  bezeicimet  aifl  Zweck:  „anf  Antraft  Aller 
oder  eines  durch  (Jpsftz  iiiilur  iM  stinuiitrn  Tluils  der  Intcnssenten  im  \\'e'j:>-  titii's 
von  hcrofeueu  iieht>rden  nach  gegebenen  allgemeinen  Ki'geln  zu  leitenden  Vertahreuä 
die  im  Oemengelage  befindlichen  Gnradgtttcke  einer  Gemarknn;  becw.  eine«  Ge* 
marknu^'-stheils  in  einen  <>d<r  >urressive  in  mehrere,  möglichst  gn>---i'  rmlt-^'-unifs- 
bezirk«  zuwimmenggfasficn  und  dm  durch  genaue  YermeHgvng  und  Honitirung 
ermittelte  ßoUhaben  der  einzelnen  Interessenten  derselben,  nach  Abzu^^  der  für  ge- 
meinschaftliche Anlage  erforderlichen  Quoten,  in  wirthsi  li;iftUchen  IMänen,  d.  h.  in 
geeigneter  Figur.  Zugänglichkeit  mit  \'i>rtiut.  in  annähernd  glichen  Bodenklassen, 
sagleicli  befreit  von  etwaigen  Servituten,  auszuweisen'". 

*)  Wohl  aber  fanden  gütliche  ünternehmtmgen  vereinzelt  nach  dem  Yor* 

gang  im  Hochstift  K('iu]»t(ni  in  iiltiTcr  Zeit  in  d«'ii  iK-iiacliliarttvi  T>istri(  ten  von 
Oesterreich.  Bayern,  AViirttemberg  tmd  Baden  bis  iu  die  Mitte  dieses  Jahrhunderts 
und  darüber  hinaus  mannichfach  statt.  Fürstl.  Wfirsburgische  Landesrerordnnnifen, 
welche  Zusammenlegungen  unre;j-i  ii.  st  ium  aus  den  .lalin  n  15S6,  1626,  ll'Si:  iUin^ 
liehe  Anordnung  für  Bayern  (IiiilIi  das  kurfürstl.  Mandat  v.  3.  Juni  1762  gegeben 
(Haag,  a.  a,  ü.,  S.  9),  ohne  dass  indes»  sehr  Wirksames  erzielt  worden  wäre. 

20* 
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sammenlegungen  gar  nicht  oder  doch  nur  in  untergeordnetem  Maasse 
vorkommen,  einfach  den  Stab  brechen:  für  die  süddcutsclien  Ver- 
hältnisse bei  einer  zahllosen  Menge  von  Parcellen  bedeutet  die 
Zngänglichmachung  dieser,  unter  gleichzeitiger  Sorge  für  eine 
regelmfisaige  G-estalt  derselben  und  ihre  thunlich  senkte clite  Lage 
zu  den  Wegen,  schon  einen  wesentlichen  Gewinn;  auch  darf  man 
nicht  tibersehen,  dass  fttr  die  kleineren  bäuerlichen  Betriehe,  die 
nur  wenige  Hektare  und  darunter  umfassen,  die  Wichtigkeit  der 
Zusammenlegung  wiithsehaftlich  weit  weniger  in  die  Wagschale 
fällt  wie  bei  den  grosseren,  auf  die  Bewirthschaftung  mit  fremden 
Arbeitskräften  angewiesenen;  es  kommt  hinzu,  dass  gerade  wieder 
in  Süddeutschland  durch  die  Art  der  Bildung  des  Bodens  oft- 
mals ganz  ausserordentliche  Bonitätsunterschiede  selbst  auf  kurze 
Entfernungen  sich  ergeben,  die  wiederum  einer  Zusammenlegung, 
wenn  bei  letzterer  starke  Ausgleichungen  in  Geld  vermieden  werden 
sollen,  grosse  Hindernisse  bereiten;  endlich  muss  man  beachten, 
dass  da,  wo  die  Freitheilbarkeit  der  landwirthschaftlichen  Anwesen 
durch  Gesetz  und  Sitte  eingebürgert  und  eine  Aenderung  dieses 
Erbrechtssystems  nach  den  gegebenen  Verhältnissen  nicht  iu  Aus- 
sicht zu  nehmen  ist,  eine  Zusammenlegung  der  einzelnen  Parcellen 
doch  nur  eine  Maassregel  „auf  Zeit"  wäre,  deren  vortheilhafte 
Wirkung  liei  den  nächsten  Erbtheilungen  sich  wieder  veiilüchtigen 
müsste.  Bei  allem  Dem  darf  zugegeben  werden,  dass  man  bis  in 
die  neuere  Zeit  der  Stimmuno;  in  den  betlieiligten  bäuerlichen  Kreisen 
vielleicht  mehr  Rechnung  ivu<s.  als  gerade  nofhwendig  war  und 
auch  da,  wo  wegen  des  Vorkommens  mittlerer  und  grösserer  bäuer- 
licher Anwesen  Zusammenlegungen  in  stärkerem  Umfang  räthlich 
ersciiienen  wären,  auf  solche  nicht  mit  dem  nöthigen  Nachdruck 
hingewirkt  hat. 

Es  darf  hier  wohl  auch  die  llemeikuug  aiifret'ügft  werden,  wie  sehr  die  durrh- 
greifendeu  Zusammenlegrungeu  in  Norddeutschland  di>u  kloiiicrou  Leuten  den  Er^verb 
von  Grundsfiu'ksparcelleu  erschweren,  ja  unmotrlich  macheu;  die  „innere  roloui 
sation"  in  den  ostpreussischen  Provinzen,  von  der  im  folgenden  Kapitel  zu  reden 
ist,  wQxde  selir  "viel  leichter  sich  volUebea  können,  wenn  man  es  nicht  rorwiegead 
mit  arrnndirten  Gutskomplexen  zu  thnn  hätte.  Die  Leichtip:keit  des  Boden- 
erwerbs in  iSüddeutschland,  da»  EmporrUckeu  des  besitzlosen  Tagelöhners  su  einen 
wenn  auch  bescheidenen  nStellenbelH»er'*  Ist  doch  nur  durch  den  „Strenbesitz*  so 
wesentlich  erleichtert,  ein  social  uiclit  zu  unterschätzender  fresichtspunkt !  Auf  die 
Schwierigkeit,  welche  einer  weitgehenden  Zusammenlegung  der  bäuerlicheu  Grund- 
Btficke  im  Süden  DeatscMands  (wegen  der  Bonitftts-  und  AnbaaTeischiedenheiten) 
ent{>«genstehen,  hat  auch  v.  Helfe  rieh  auf  der  Wandervenammliuig  Bsytiacher 
Laudwirthe  Üctober  1884  Hufmerksom  gemacht. 

d.  Auf  der  untersten  Stufe  der  YoUkommenhelt  pflegen  die 
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Bereinigimgen  dann  zu  stehen,  wenn  die  Betheiligten«  statt  den 
gesetzlichen  Weg  der  DurchfQhrung  zu  beschreiten,  diese  im 
gütlichen  Wege  herbeifülhren.  Offensichtlich  ist  ein  solches, 
auf  gegenseitigem  Einyerstftndniss  beruhendes  sog.  gütliches  Ver- 
fahren überhaupt  nur  bei  Unternehmungen  kleinster  Art  möglich; 
denn  sobald  eine  grössere  Anzahl  von  Grundstücken  und  zahlreiche 
Eigenthümer  in  Frage  stehen,  ist  die  freiwillige,  ausdrückliche, 
rechtsgültige  Zustimmung  Aller  kaum  zu  eireichen.  Beim  gütlichen 
Verfahren  ist  man  aus  diesem  Grunde  häufig  genöthigt,  die  Be- 
reinigung nur  einzelner,  besonders  dringlicher  Gemarkungstheile 
in  Behandlung  zu  nehmen,  was  schon  aus  dem  Grunde  nachtheilig 
ist,  weil  kleinere  Bereinigungen  erfahrungsgemäss  verhältnissmässig 
theuerer  zu  stehen  kommen,  als  grössere.  Hierzukommt,  dass  Manirels 
einer  sachverständigen  Ltiiung  und  Controlo  die  Austuliriiiig  meist 
mangelliaft  erfol_L(t  und  dass  zur  Vermeidung  von  Streitigkeiten 
häufig  auch  unzweciiniässigen Anträgen  Einzelner  stattgegeben  wird; 
die  neuen  Feldwege  werden  zur  Vermeidung  von  Besitzesänderungon 
bald  auf  die  bestehendeü  uiu'e^ehnässi^en  (T»>w;ninoTenzen  (d.  h. 
in  geirroehenen  Linien)  angelegt,  l)ald  durcliseiuieiden  sie  die 
Grundstücke  in  unwirthsehaftlicher  Weise  oder  endigen  als  Sack- 
wego:  häutig  bleihen  Anwendäcker  und  sog.  Unfornien  (Schlüssel- 
äcker, Spitzäcker)  bestehen.  Erfüllen  dann,  wie  meist  der  Fall, 
derartige  mangelhafte  luid  gleichwohl  kostspielige  Bereinigungen 
die  daran  geknüpften  Erwartungen  selbst  nicht  in  bescheidenem 
Grade,  entstehen  gar  hinterher  Streitigkeiten  imter  den  Be- 
theiligten mit  dem  Gefolge  theuerer  Processe,  so  wird  aus  solchen 
Vorgängen  nur  zu  oft  ein  ungünstiger  Schluss  auf  die  Unter- 
nehmungen der  in  Kede  stellenden  Art  überliaupt  gezogen  und  auch 
das  gesetzliche  Veifahren  in  weiterem  Umkreis  mit  Misstrauen 
behandelt  Desshalb  sollten  die  landwirthschaftlichen  Behörden  den 
sog.  gütlichen  Unternehmungen  jedwede  Unterstützung  versagen, 
eindringlieh  vor  denselben  warnen  und  bei  jedem  Anlass  die  Be- 
theiligten auf  den  gesetzlichen  Weg  zu  verweisen  sich  bemühen^). 

§53.  Wirthschäftliche  \V ür  diguug  der  Bereinigungen. 

Als  wesentlichstes  Merkmal  der  von  der  Mehrzahl  der  deutschen 
Stämme  festgehaltenen  Besiedelungsweise,  die  in  der  f^Gewann- 

^)  Y^rl.  Biirlifiiberg-er-Pfaff,  Das  bad.  Gesetz  über  die  Yerbessemng  der 
i'eldeintheüung,  lbb7,  S.  47. 
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yeifassimg  der  Hufe"  zu  Tage  tritt  (§  44),  ist  die  Creme n gel age 
der  Grundstückr  mid  die  W eg t>l osigkeit  eines  mehr  oder 
minder  grossen  Theils  derselben  bezeichnet  worden,  woraus  mit 
Nothwendigkeit  zahlreiche  Bienstbarkeiten  in  Foim  von  üeber- 
fahrtsrechten,  ferner  eine  gewisse  gemeinsame  und  gleichför^ 
mige  Arfc  der  Felderbestellimg  (Flurzwang)  und  die  gemeinsame 
Nutzung  der  abgeernteten  Flächen  (Weiderechte)  sich  ergeben 
mussten.  Und  zwar  fallen  die  Gebiete  dieser  eigenthtbnHchen  Flur- 
yer&ssung  und  dieses  besonderen  Flurechts  wesentlich  mit  jenen 
zusammen,  in  denen  die  Ansftssigmachung  in  Ddifem  erfolgte;  eine 
Ausnahme  machen  nur  jene  langgestreckten,  meist  in  Grebirgsthälem 
Yorkommenden  sog.  Vebergangsdörfer,  bei  denen  die  Auftheilung  des 
Landes  meist  in  einem  einzigen  Streifen  (vom  Thal  aufträrts  bis  zur 
Höhe  des  Berges)  erfolgte  (sog.  Wald-  oder  Hagenhufe),  welche  Be- 
siedelungsweise  übrigens  mut.  mut.  späterhin  auch  bei  der  Ooloni- 
sirung  der  nördlichen  und  nordöstlichen  Marschgegenden  vielfache 
Ver)3reitiinL^  fand*).  Boi  den  m  dem  Yorigen  Jahrhundert  einsetzen- 
den BeniüliLiJiuon  auf  Hebung  der  Technik  des  Feldbaues  und  der 
Viehzucht  und  auf  die  Steigerung  der  Bodenorträguisse  stand  die 
Beseitigung  der  aus  der  Geraengelage  und  der  Wegelosigkeit  der 
Gnmdstücke  für  den  Betrieb  sich  ergebenden  Schwierigkeiten  und 
der  anderen,  dieser  FlurTeifu-^Minp;  entspringenden  Belästigungen, 
neben  derBeiVeiunir  des  (thukI  und  Bodens  von  dem  Bann  srrundherr- 
lieber  Lasten,  unter  den  Aufgaljen  der  Landescultur  in  vorderster 
Keihe  und  ein  warmes  Eintreten  für  ein  thatkräftiges  Torgeiieu  auf 
diesem  Gebiet  findet  sich  gleicherweise  in  den  Schriften  der 
kameralistischen  Schule  wie  in  den  zahlreichen  agronomischen 
Werken  jener  Zeit  und  es  nehmen  die  Erörtenmgen  gerade  über 
diesen  Gegenstand  auch  in  den  landwirthschaftlichen  Schriften 
dieses  Jahrhunderts  einen  besonders  breiten  Raum  ein  Die  vor- 
gedachten Belästigungen  mussten  selbstredend  da  mit  besonderer 
Sclu'irfe  sich  geltend  machen,  wo  7n  der  Gemengelage  und  der 
Wegelosigkeit  in  Folge  von  Erbtheilung,  Verkauf,  Schenkung  eme 
weitgehende  Zerstflckelungder  ehemaligen  Einzelhufenbestand- 
theile  getreten  war. 

Bemerkenswortlit^  Anp-alien  über  \veiti^ehende  Besitzzerstürkelim  finden 
sich  ia  den  Berichten  Uber  die  „bäuerlichen  Zustände  in  Deutschland ,  von 


Meitzeu,  Boden*  und  landw.  Verhältnisse  d.  Preuss.  Staats,  I,  S.  3ö7. 
*)  £iM  üelwcsieht  Iber  die  Sltere  Literatur  bei  Bau,  Ajuil  b  stt  $  96b 
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denen  einige  hier  folgen:  In  Sachsen-Meiningen  ging  die  Theilung  der  Güter 
vereinzelt  bis  zu  Ve*  ursprünglichen  GrOsse;  1  Gut,  kaum  2  Morgen  gros», 
bentand  aus  15  und  mehr  einzelnen  Acker-  und  Wiesstürken.  Die  Flur  Leuters- 
dorf mit  im  (ian/.en  835,9  ha  hatte  fIHHHi  hei  7ß  Haushaltungen  7785  l'arc'llpn. 
(I,  Ö.  10.)  —  In  einigen  Bezirke u  des  tirossli.  Sachsen-Weimar  kommen  auf  1  ha 
13,12  Parcellen  (I,  8.  90).  -    In  Reg.  Kassel  zerfallen  bäuerliche  OStor  voii 

10  15  in  vtTschiedenen  GegendtMi  in  200  -300  einzelne  Stücke  und  die  „TVbcl- 
stände  einer  derartigen  Zersplitterung  werden  durch  das  in  allen  uuseparirtcn  t>e- 
nuuknnfen  besiefaende  System  der  I^ber&lni-  und  Wendereclite,  der  Koppclhütung 
und  der  Gebundenheit  an  eine  bostinimte  Fnichtfolge,  m.  a.  W.  durch  die  (icmenge- 
wirUuchaft  ztir  ünerträglichkeit  gesteigert"  ^1,  8.  123).  —  In  Dor&emeindeu 
auf  dem  hohen  Tanniit  ist  es  nichts  Seltenes,  dass  die  Hälfte  aller  Parodien  einen 
geringeren  Umfang  als  öa  anfvireisen  (I,  8.  153).  -  In  manchen  Gebirgsgegenden 
der  Rheinprovinz  ist  es  sprächwörtlich,  dass  die  Wiesen  die  Grösse  eines 
Betttuchs  liiiben'*  -.  die  Grösse  der  Ackerparcellen  schwankt  zwischen  3  ar  (I, 
S.  198).  Im  Kreise  Merzig  „nichts  Seltenes,  dass  Besitzer  von  1 — 2,5  ha  16 — 20 
Parci'Ucn  haben;  besonders  trostlos  die  Zerstiickchm^-  des  Wiesenbesitzes  (1  5  ar), 
wo  jede  Melioration  unmöglich,  in  Folge  dessen  dann  auch  überall  Versumpfung 
oder  Dfirre,  Binsen,  Sehaehtelhalme  und  Heidekraut''.  (I,  S.  199).  In  den  Motiven 
zum  Zusammenlegungsgpsetz  für  die  Rheinlande  wird  (S.  13)  die  ( lesainnifzabl 
der  Acker-  und  Wiesenparcellen  zu  7,5  Millionen,  die  Durchschuittsgröi»äe  einer 
Pareelle  anf  8,7  ar  angegeben.  —  Im  District  Harktheidenfeld  (Unterfhinken) 
sind  12712  Taircwerk  l  =  34  an  in  1(54  (^OO  Parcellen  getheilt  (III,  S.  116);  im 
Bezirk  M  Ullrich  Stadt  (au  dar  Rhön)  liat  nach  dem  Berichterstatter  die  Parcellimng 
und  Gemengelage  „einen  theüweise  nnglanbliehen  Grad  erreicht'*;  im  Durchschnitt 
von  .35  Gemeinden  kommen  auf  eine  Plannummer  0,246  Tagewerk  und  auf  die 
Haushaltung  17  Tagewerke  mit  70  Plannummeru  oder  Parcellen  (III,  S.  183  ff.). 
Für  die  Regierungsbezirke  Unte rfranken  und  A schaffenb urg  überhaupt  wurde 
1876  die  Zahl  der  Parcellen  zu  3364200  ermittelt  und  eine  Pareelle  niaass  im  Durch- 
schnitt nur  0,38  Tagewerk.  (HnfiL'.  a.  a.  ()..  S.  2().i  (Jan/  ungünstig  gelefreiie 
Grundstücke  werden  nicht  selten  unbewirthschattct  gelassen;  manche  will  sogar 
^gchenknngsweise**  Niemand  fibemehmen,  es  entstehen  sog.  herrenlose  Oflter, 
die  vnn  ihrem  Horm  derelinqnirt  dem  Aerar  zufallen;  im  .Tabre  1H81  waren  im 
Bezirk  115  solcher  herrenloser  Grundstücke  vorhanden  im  Maassgehalt  von  zusammen 
7,59  ha;  die  Zahl  der  ausser  Betrieb  stehenden  Gmndstttcke  ist  nm  Vieles  grösser. 
(Bäuerl.  Zustände  III,  S.  1H7.!  In  Württemberg  hat  die  (iemarkung  Oeschel- 
bronn  bei  776  ha  Feldiüiche  6643  Parcellen,  es  ist  also  1  Tarcelle  durchschnittlich 

11  a  gross.  —  Kach  den  Badischen  landwirthschaftlichen  Erhebungen  beträgt 
in  der  Gemeinde  S  i  n  d  o  l  s  h  e  i  ni  Im  1  einer  Gemarkungsfläche  von  1591  ha  die  Zahl 
der  Parcellen  1300(J,  die  Durebschnittsgrösse  der  Parcellen  nind  12  ar.  In  Der- 
tingeu  in  Baden  wurde  gelegentlieh  der  Krlassung  des  Feldberejuiguiigs'.'^ef>etzes 
von  1856  festgestellt,  dass  18  M<»rgen  2  Viertel  (6,6  ba  Krautlaud  in  uugefähr 
1000  Stückchen  zertlieilt  war  und  anf  einen  Ki^'-entbümer  14  15  solcher  Stiicki  Inn 
eutlielen.  Solche  Beisuiele  liesseu  sieb  ins  Kudluse  vermehren.  -  Leber  „die 
enorme  Zersplittenmg  des  herrschaftlichen  und  bttuerlichen  Bedtaes"  in  England 
im  Kittelalter  dehe  Nasse,  a.  a.  0.,  8.  39. 

Bei  der  \V  ür^li^  iiiitr  <ler  wirthscliiiftliclnMi  B(*- 
deutung  der  Bereinigungen  kommen  nameutlicli  die  folgenden 
Gesichtspunkte  in  Betracht: 

1.  Die  Kosten  des  landwirthschafUichen  Betriebs  steigen  in 
dem  Maasse,  als  die  Grundstücke  an  Grösse  abnehmen,  an  Begel* 
mftssigkeit  der  Form  einbüssen  und  in  wachsender  Entfernung 
TOn  dem  Betriebsbesitz  (den  Wirtlischafts-  und  Oekonomiegebäuden) 
Bich  befinden,  wobei  zu  beachten  ist: 
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a)  Je  kleiner  die  Einzelgrundstückc  sind,  um  so  mehr  zersplittert  sich  die 
jkrbeit  und  tun  so  mühevoller  gestaltet  sich  die  Aufsicht  des  Betriebsleiters,  um  so 
•wenigrer  kann  die  Arbeitszeit  (wepren  der  Notlnvendigrkeit  hänfig-eren  rehprpranjys 
von  tiinem  Grundstück  zum  anderen)  gut  ausgenutzt  wcrdeu;  je  grösser  dieselben, 
Ilm  80  mehr  kann  mit  der  Arbeit  und  den  Zug:thieren  haushälterisch  verfahren,  das 
Geschirr  g-escliont  werden,  lassen  sich  auch  arbeitssparende  Mas(  hinen  fSäe-,  Mälie-, 
Emtemaschiueuj  mit  Erfolg  anwenden;  auf  kleinen  Einzelgrundstücken  ergeben  sich 
^smer  Txei  derm  Bearbeituiig  gtttrende  Zeitverliiste  schon  wegen  des  öfteren  Umdrehens 
der  Ooriithf  an  den  Kopfenden  sowie  wegen  der  erforderlich  werdenden  Querbearbeitung 
der  meiüt  ungleich  breiten  Grundstücke  au  deren  S^ichmalseile  (Aufwände,  Anwand) 
sowie  fai  Folge  der  mit  der  Hand  anszufölurenden  Bestellnngsarbeiten  der  Ton  der 
Bearbeitung  der  Anwand  nicht  erreichten  Ecken.  Sehr  nachtheilig  ist  auch  der 
mit  der  Kleinheit  der  Grundstücke  sich  steigenide  Verlust  an  Land  bezw,  Ertrag 
durch  die  Grenz  furchen.  Von  A.  Krämer,  im  Handbuch  der  ges.  Land«* 
mrthschaft  I,  S.  198  fF.  wird,  in  der  Annahme,  dass  eine  Grenzfurche  20  cm  breit  ist, 
der  Furchen  Inhalt  eines  Grundstücks  in  Rechteekfnnii  (Verhaltniss  von  5  : 1),  wenn 
dieses  5  ha  misst,  auf  0,48*Vo«  wenn  es  2ö  ar  misst,  auf  2,15%  der  Gesammtlläche 
berechnet;  auf  1  ar  beträgt  die  Länge  der  Grenzflirche  bei  einem  (irundstück  von 
5  ha  nur  2,40;  bei  einem  solchen  von  25  ar  dagegen  10,7^.  bei  einem  solchen  von 
lü  ar:  16,97  m.  Ebenda  wird  eine  Berechnung  von  J.Pohl,  landw.  Betriebslehre^ 
angeführt,  wonach  der  Zeitverlust  für  zweimaliges  Pflügen,  lunfinaliges  Eggen 
und  Wulzen  und  einmaliges  Drillen  pro  ha  berechnet  wird:  bei  einer  Lfti^  des 
Grundstücks  von 


b)  Nicht  rnind^  störend  nnd  kostenvwthenemd  wirkt  die  nnregehnftssige  Form 

der  Grundstücke,  weil  die  "Bearbeitung  des  Ackerlandes  streileuweise  ^rescliiebt,  die 
bei  der  Bearbeitung  entstehenden  Streifen  parallele  I<äng8grenze  haben,  imd  weil 
desshalb  nnr  dann,  wenn  die  Seiten  des  Ackers  ebenfidls  ]Mtrallel  vedanfen,  «in 
wiederholtes  Kehren  und  Wenden  vermieden  wird;  die  quadratische  oder  doch 
die  rechteckige  Form  der  Grundstücke  ist  daher  die  vortheilhafteste. 

c)  Die  ans  der  Kleinheit  und  der  Unregelmässigkeit  der  Fnnn  der  Grundstücke 
entspringe lulen  Nachtheile  potenziren  sich,  wenn  diese  Grundstücke  entfernt  vom 
Wirthsch  aftshofe  gelegen  sind,  da  mit  der  wachsenden  Entfernung  erhöhter  Zeit- 
verlust sich  ergiebt  und  der  Aufwand  für  Aufsicht,  für  die  Arbeiten  der  Bestellnnrr  und 
Ernte  wächst  und  zwar  um  so  mehr,  je  ungünstiger  an  sich  die  Beschaffenheit,  insbe- 
sondere die  St«igiingsverhältms8e  der  Wege  sind.  Vergleichende  Berechnungen  ergeben, 
dass  mit  deu  wachsenden  Entfeniungen  durdi  die  Melirun^'  der  Arbeitskosten  der 
Kohertrag  verhältnissmässige  Änderung  erfährt  und  dass  bei  einer  bestimmten  Eut- 
fenmng  der  letztere  dnrch  den  erhöhten  Arbeitsan^mind  völlig  verschlungen  werden 
kann.  Hierauf  beruht  es,  da.ss  bei  sehr  grossen  (leiuarkun^-en  die  au  der  Grenze 
gelegenen  Grundstücke  so  häufig  entweder  gar  uicht  mehr  in  regelmässige  Be- 
Stellnng  genommen  werden,  sondern  günstigsten  Falls  auf  Fntterertrag  genutzt  werden, 
ungünstigsten  Falls  (bei  geringw  Bodenimchaffenheit)  als  Oeduugen  liegen  lileiben 
und  etwa  nur  durcli  Seliafe  ausjrennt/t  werden  oder  dn<s  di(^  T^esifzer  soleber  ent- 
legoiuni  Grundstücke  sich  derselben  zu  (iunsten  luilu  ifrelegener  Uewolmer  anderer 
Gemeinden  (sog.  Ausmärker)  entSttSSOrn;  ferner  dass  bei  grossen  Gutsarealen  so  oft 
die  Notbwendigkeit  hervortritt,  ausser  dem  liauptlmf  nocli  Xebenhöfe  (Vorwerke) 
einzurichten.  Vgl,  hiuzu  A.  Krämer,  a.  a.  0.,  S.  2(M,  wo  insbesondere  auf  die 
beafiglichen  Berechnungen  vonThflnen  [Der  isoHrte  Staat  inBesng  auf  Landwirth- 
scbafr  und  Nationalökonomie,  1870]  und  ähnliche  Bereclinun<ren  von  A.Block  und 
Kleemann  venvieseu  wird.  Nach  Block  erhölien  sieh  die  Kosten  der  Bestellung 
bei  je  376  m  Entfnmnng  der  Orondstücke  nm  je  7,ß67o  [die  Handarbeitskosten  um 

4"/o't  dass  bei  489(5  Entfernung!;  vrmi  Gebol'te  die  l{esfellnn<,'skosten  den  Kein- 
ei'trag  gäuzlicli  aufzehren  und  wenn  die  Entfernung  über  7ö;32  m  ist,  der  Ackerbau 
selbst  bei  gutem  Boden  nicht  einmal  mehr  die  Zinsen  vom  Werth  der  Gebäude 
und  des  Inventarinms  trägt. 


ÖO  m  und  einer  Breite  von  üO  m  auf  21,81  M, 
öOm  „  „  „  „  30m  ,  27,47  M. 
dOm  n      n      n      n   80 m  „  45,91  IL 
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2.  Wo,  wie  meist  der  Fall,  dio  im  Gemenge  liegenden  Grund- 
stücke nielit  durchweg  durch  Wege  zugänglich  sind,  sind  der  Be- 
nützungsfreiheit des  Grund  und  Bodens  sehr  enge  Scliranken 
gezogen.  Hat  auch  der  Mhere  rechtliche  Flurzwang,  d.  h. 
die  von  Gemeindewegen  angeordnete  Art  der  Incultumahmo  und 
Reihenfolge  der  Einzelarbeiten  zu  bestehen  aufgehört,  so  ist  doch 
in  Folge  dieser  Wegelosigkeit  der  Zustand  eines  ihatsächlichen 
Flurzwangs  bestehen  geblieben,  darin  sich  äussernd,  dass  auf 
zahlreichen  Schlägen  die  Grundbesitzer  in  Folge  der  Unmöglich- 
keit des  ungehinderten  jederzeitigen  Zutritts  zu  den  Grundstücken 
zur  Einhaltung  derselben  Art  der  Anbltlmung  ihrer  Felder  ge- 
nöthigt  sind.  In  Folge  jener  Wegelosigkeit  müssen  also  ins- 
besondere jene  Culturen  klünmem,  die  eine  Bearbeitung  während' 
der  Vegetation  erfordern,  und  ebenso  jene,  bei  denen  die  Zeit  der 
Abemtung  mit  der  der  vorherrschenden  Gewächsart  nicht  sich 
deckt,  vor  Allem  also  die  meisten  Handelsgewächse  (Tabak,  Hopfen, 
Zuekerrttben),  die  danach  nur  an  bestimmten,  Tielleieht  nicht  ge- 
rade immer  günstigsten  Theilen  der  Feldflur  angebaut  werden 
können.  Ganz  besonders  sind  hier  aber  die  kleeartigen  Ge- 
wächse zu  iiciineii,  deren  Anbau  in  weiterem  Uinr;iiiu'  an  der  Uii- 
zugänglichkeit  vieler  Grundstücke  ebenfalls  scheitert,  oljwolil  die 
steigende  Bedeutung  der  Viehhaltung  und  die  günstigen  Wirkungen 
dieser  Gewächse  als  Stickstoifsammler  auf  die  Nälu'kraft  des  Bodens 
docli  gerade  die  Ausdehnung  des  Ackerfutterbaus  besonders 
wtiiisciienswertli  und  dringlich  macht;  auch  kommt  gerade  bei  den 
Kleearten  in  Betracht,  nicht  bloss  dass  sie  nur  auf  bestimmten 
Bodenarten  i^ut  iredeilien,  sondern  aiu'li  auf  den  ihnen  znsacremlen 
Böden  doch  einen  häutigen  Bodenwechsel  erfordern,  wenn  der  Er- 
trag ein  befriedigender  bleiben  soll  (Kleemüdigkeit),  dass  dieser 
Wechsel  aber  wiederum  in  der  Unzugänglichkeit  der  dazu  an  sich 
geeigneten  Ackerstücke  ein  Hindemiss  findat.  Der  Stillstand  oder 
gar  der  Kückgang  in  der  Thierhaltung,  die  ungenügende  Dünger- 
erzeugung, die  in  Folge  hierin  eintretende  wachsende  Verarmung 
des  Bodens  mit  steigenden  Anzeichen  eines  systematischen  Baub- 
baus  sind  daher  bezeichnende  Erscheinungen  der  Gegenden,  in 
denen  die  besprochenen  Uebelstände  der  Unzugänglichkeit  eines 
Theils  der  Felder  mit  besonderer  Schärfe  hervortreten.  Die  höchste 
Beute  kann  offenbar  nur  da  erzielt  werden,  wo  die  Individualisirung 
in  der  Bewirthschaftung  der  Einzelgutsbestandtheile  in  vollkommen- 
ster Weise  durchführbar  sich  erweist,  wo  also  die  volle,  nicht 


Digitized  by  Google 


314 


Kap.  m.  Die  PoMk  der  Landescnltiir. 


bloss  rechtliche,  sondern  auch  w i  r  t  h  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  - 1  c  h n  i  s  c  h  e 
Verfügungsl'reiheit  über  den  Grund  und  Boden  gewährleistet  ist. 
Je  mehr  die  Anfordenmgen  au  die  Productionsteolmik  steigen, 
um  dem  Boden  die  höchsten  Erträgnisse  abzugewinnen,  um  so  un- 
gereimter und  widerspruchsvoller  wird  ein  Zustand ,  bei  dem  der 
Einzelwirth  in  seinen  wirthschafts-technischen  Entschliessungen 
YOn  den  Nachbarn  abhängig  ist;  um  so  wichtiger  wird  es,  aus  den 
Bann  dieser  gegenseitigen  Abhängigkeit  den  Einzelnen  zu  lOsen; 
d.  h.  an  Stelle  der  wirfchschaftUchen  Gebundenheit  des  Betriebst 
wie  er  für  das  ganze  Mittelalter  bis  in  dieses  Jalurhundert  charak- 
teristisch ist,  für  diese  Zeit  auch  bei  den  geringen  Anforderungen 
an  die  Bente  des  Bodens  erträglich  war,  die  Möglichkeit  freiester 
Terfügung  in  wlrthschafts-technischer  Hinsicht  zu  setzen.  Erst 
dann  können  auch  die  Fesseln  der  alten  Dreifelderwirthschaft  ab- 
gestreift und  zu  rationelleren  Betriebssystemen,  insbesondere  also 
zu  bestimmtem  Fruchtwechselsystem,  der  üebergang  gefunden  wer- 
den (Tgl.  §  8)>). 

wird  der  Mangel  au  Feldwegen,  vrie  häufig,  dorch  sog.  „  Sehl  ei  f  weg  e''  ztt 
ersetzen  gesucht  oder  behilft  niiiu  sicli  mit  dem  sog.  >Tiitt  iTrepp-)Recht''  (das 
Becht,  mit  dem  Pflug  auf  dem  anstossendeu  Urundstück  umzuweuden  und  die  Zug- 
ihiere  auf  dasielbe  treten  %vl  lassen),  so  wird  Merdnreh  nieht  nur  Mancherlei  ver- 
dorben, Roiideru  es  ist  damit  anch  eine  Quelle  zu  beständigen  Streitigkeiten  er- 
öffnet. Die  so  oft  gehörte  Eiuweudung,  dass  mau  keine  l^ereinignng  wolle,  um  den 
Frieden  in  d«r  Gemeinde  niclit  an  stören,  ist  daher  völlig  verkehrt,  indem  gerade 
dif  Bereinigung  dazu  dieut,  die  ärgerlichsten,  aus  dem  gewolinheitsutässigea 
Nachbarrecht  entsprungenen  MisshelUgketten  endgültig  zu  beseitigen. 

3.  Ein  nicht  geringes  Hiudemiss  bietet  endlich  die  U<niieuge- 
lage  der  Grundstücke  auch  der  planmässigeii  Diiichfflhrung  durch- 
greifend er  Bodenuieli  orationen,  namentlich  der  so  wich- 
tigen Ent-  und  Bewässerungen,  und  ein  nicht  zu  unterschätzender 
Gewinn  der  in  "Rede  stehenden  rnterneiiuiungen  besteht  daher 
auch  gerade  darin,  (hiss  mit  der  Frojectinuig  des  neuen  Wegenetzes 
in  der  Eegtl  auch  eine  solche  eines  rationellen  Grabe nnetzes 
verbunden  Avird.  Dies  ist  nun  abennals  wieder  gerade  für  die  Futter- 
erzeuguug  von  grOsster  Bedeutung,  da  noch  immer  yiele  Wiesen 


Ueber  den  Zusammenhang  der  Bereinigungen  mit  der  Möglichkeit  weitgeiien- 
der  Productionssteigening ,  insbesondere  mit  der  Möglichkeit  der  Erweiterntirr  des 
Kleebaus,  des  Aubautt  von  Handelsgeukehsen ,  aber  auch  der  Möglichkeit  der  Lm- 
vrandliiBg  von  bestimmten  Cnlturarten  in  andere  (Vald  in  Feld,  nnertrftgliche  Feld> 
atäcice  in  Wald),  siehe  ^vit  dt  r  die  einfrf'hende  Darstellung  bei  Schütte,  a.  a.  O., 
1.  Bd.,  8.  47  ff.,  woselbst  auch  zahlreiche  Yerweisuugeu  auf  laudw.  techui»che 
Faclischriflten.  Femer  W.  Zeeb,  Die  Feldberemigung,  1886,  8.  1  ff. 
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an  stauender  Kässe  leiden  und  desshalb  nur  schlechte  (saiire) 
Gräser  imd  Sumpfpflanzen  erzeugen,  andere  wieder,  wegen  un- 
^entlgender  Durchfeuchtung  in  der  Hauptzeit  der  Vegetation,  un- 
sichere Erfarftgnisse  abwerfen.  Zahlreiche  Beispiele  zeigen,  dass 
von  der  Möglichkeit,  mit  einer  Bereinigung  der  Gemarkung  auch 
in  den  wasaerwirthschafUichen  Yerhältnissen  Wandel  zu  schalfen, 
d.  h.  fSr  eine  ordentliche  Yorfluth  zur  Femhaltung  von  Ter- 
sumpfungen  einzelner  Grundstücke  und  für  eine  plangerechte  Yer^ 
theilung  des  Wassers  zu  Wässerungs-  und  Düngimgszwecken  zu 
sorgen,  von  den  Betheiligten  gerne  Gebrauch  gemacht  und  der 
Nutzen  der  Bereinigungen  durch  diese  Ausdehnung  auf  das  Gebiet 
der  Bodenmelioration  ein  besonders  augenfälliger  wird. 

4.  Die  Kosten  der  XTntemehmungen  pflegen  meist  nicht  ge- 
rade gering  zu  sein  und  die  Güte  der  verwaltungs  -  technischen 
Organisation  des  Bereinigungswesens  wird  sich  daher  namentlich 
auch  darin  zu  beweisen  haben,  den  anzustrebenden  Erfolg  mit  ilcju 
im  gegebenen  Fall  gerinijstmöglichon  Aufwarid  herbeizuffihren :  in 
welcher  Beziehung  im  Anfang,  bei  jiodi  nicht  liinreicIiciKlcr  Ver- 
trautheit namentlich  der  techniscben  yollzuirsorirano  mit  ihrer  Auf- 
gabe und  bei  dem  Bestreben,  denkbar  YoUkoninienes  zu  leisten, 
manchmal  zum  Schaden  der  Sache  crcfehlt  wurde.  Von  solchen 
Ausnahmefällen  al)ircseheu  zeigt  die  Ertalinnior.  dass  auch  unter 
Berückr^^ichtiüimg'  selb^^t  anscheinend  holier  Kosten  der  Eeinertrag 
der  Felder  aut  l)ereiniLiten  Fhuen  eine  Steigerung  erffihrt.  die  in  dem 
oft  geradezu  überraschenden  Anziehen  der  Bodemvertlie  bereinigier 
Grundstücke  beredten  Ausdruck  erhält,  wie  denn  bekanntermaassen 
auch  der  kleinste  Bauer  den  Werth  der  Zugänglichkeit  eines  Grund- 
stücks oder  seiner  besseren  Arrondinmg  sehr  wohl  zu  wfirfHpren  weiss. 
Aber  die  vielfältigen  psycliologischen  Widersprüche,  welche  so 
häufig  die  Wirthschaftsgebahrung  der  Landbevdlkerung  kenn- 
zeichnen, treten  nun  auch  gerade  darin  zu  Tage,  dass  dieselben 
Landwirthe,  welche  einer  Bereinigung  am  meisten  widerstreben, 
selbst  die  ungeheuerlichsten  Katifpreise  bei  Grundstücksankäufen 
nicht  scheuen,  wenn  damit  eine  bessere  Arrondinmg  oder  Yer- 
grOsserung  einer  Parcelle  erreicht  werden  kann. 

Von  Westphaleu  wird  berichtet,  dass  die  Baueru  ^violfacli  zu  mis'^trnnisdi, 
zu  wenig  iutelligeut  seieu,  um  den  grossen  Katzen  der  Yerkoppelong  einzusehen; 
Jeder  möchte  wohl  den  benachbarten  Acker  seiii  nennen,  nicht  aber  da»  eigene 

Grundstück  wieder  abgeben**.  Um  so  eifriger  wird  die  (Jelcgeulieit  ergriffou,  zur 
Arrondinmg  benachbarte  Parcelleu  anzukanfeu,  freilich  häutig  zu  übermässig  hohem 
Preis  (Biiuerlieite  Zustände  iu  Deutschland,  II,  S.  3);  wie  denn  anlässlich  der  Be- 
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ratliuug  des  Zasammeuleguugsgesetzes  für  die  Klieiuprovinz  masnenhaft  Petidoneu 
ans  bäuerlichen  Kreisen  (mit  70—80000  UnterBchiiften  bedeckt)  gegen  das  GsBets 
bei  dem  Preiiss.  Laudtag  «ingelaiifen  sind  (Bericht  der  Xler  CommiMlon,  Druck- 
Sachen  üo.  71  von  l&iö). 

In  Bezug  auf  die  Kosten  ist  noch  Folgendes  zu  bemerken: 
Die  H^^lie  derselben  ist  im  Wesentlichen  abhänsiGf  von  den  be- 
soudiTcn  Scliwioriixkeiten,  welche  die  Terrainbeschaffenheit  (eben 
oder  hügL'liLi),  die  weoliselnde  liodenbeschatYoiiheit  etc.  bereiten  und 
von  den  besoudereu  xVnlacpn  f insbesondere  für  ]\Ieliorirung  von 
Wiesengelände),  "welche  mit  den  Bereinigungen  verbunden  werden; 
endlich  von  der  mehr  oder  minder  soliden  Art  der  Feldwege.  Die 
Kosten  steilen  sich  verhältnissmässig  um  so  höher,  je  kleiner  die 
Bereinigimgsfläche  ist,  schon  wegen  der  hier  bedeutender  in's  Ge- 
wicht fallenden  allgemeinen  Kosten,  dann  aber  auch  desshalb,  weil 
innerhalb  eines  enger  umschriebenen  Bezirks  die  Ausgleichung  des 
alten  und  neuen  Besitzstandes  nicht  bloss  überhaupt  schwieriger 
ist,  sondern  eben  wegen  dieser  Schwierigkeiten  häufig  in  Geld 
erfolgen  muss. 

A  nm.  1.  In  Baden  schwanken  ans  solchen  Gründen  die  Kosten  fTu-  dt  n  ha  Be- 
reiniguugblläche  zwischen  25  und  90  31. ;  aber  selbst  bei  den  theuersten  jUilagen 
dürfte  der  Aufwand  in  der  Wertliserhöhuug,  welche  ein  berefaiigtes  Grundstück 
durch  die  jederzeitige  Zugänglichkeit  und  zweckmässig''»'  Form  erhält,  sein  voll- 
gtäudiges  Aequivaleut  finden.  (Vgl.  des  Ycrt'aäsers  Handbuch  des  land^\irthschatt- 
liclien  VerwaltnngBrechts  1887  und  den  Jahresbericht  des  badischen  Hinisterinm« 
des  Tniiern  für  1884/87,  II.  S.  75  ff.'  —  In  Sac  lisen  schätzt  man  die  Zu>ui!inu  ii- 
leguugskosteu  (olme  die  Kosten  für  Wege-  und  Grabenanlagen),  d.  Ii.  die  durch 
Specialcommissare,  Geometer,  Sporteln  etc.  erwachsenden,  auf  den  ha  bei  grossen 
Fluren  auf  13,15-  14,85  M.;  bei  eben  solchen  und  schwierigem  Geschäftsgang  auf 
10,74  M.;  bei  mittleren  Fluren  (von  etwa  200  ha)  in  bergigem  Terrain  und 
bei  schwierigem  Geschäftsgang  auf  21,33  —  23  M.;  bei  kleinen  Fluren  (von  etwa 
100  ha )  in  bergigem  Terrain  bei  gutem  Geschäftsgang  auf  21,4  H.,  bei  sdiwierigem 
auf  26,7  M.    (8c  hlitte,  a.  a.  0.,  III,  S.  1110.) 

2.  Der  grosse  Nutzen  gut  durchgeführter  Bereinigungen  und  deren 
günstige  Rückwirkung  auf  die  Wirthschaftslage  der  landbautreibenden  BeTdlkemng 
wird  in  zahlreichen  amtlichen  Veröffentlichungen  untimwunden  eintcoräumt.  Sänuntliclio 
neuen  landw.  Erhebungen  über  die  Lage  der  bäuerlichen  Bevölkerung  haben  die 
fbunUchste  Förderung  des  Bereinignngswesens  als  eine  der  wichtigsten  Fragen  der 
Ge^'riiuart  uiuiui^cschränkt  anerkannt:  Baden,  IV.  Bd.  der  Erhiebungen,  S.  16| 
Württemberg,  S.  XXIll,  Hessen,  I,  S.  21t  Elsass-Lothringen,  8.  XVIII  ff.; 
anch  sind  in  diesen  sämmtlichen  vier  Staaten  seitdem  die  bis  dahiit  geltenden 
Bereinigungsgesetze  einer  Umgestaltung  im  Sinne  eines  thatkrftftigercn  Vorgehens  auf 
diesem  Gebiet  unterzogen  worden  (siehe  §  56).  So  wird  auch  inhaltlich  des  amt- 
lichen Berichts  über  die  Ergebnisse  der  Untersuchungen  über  die  Lage  der  Land- 
vdrthschaft  in  den  Niederlanden  der  Mangel  eines  Gesetzes  über  zwangsweise 
Zn^ammoiilegung  bei  der  vielfach  unzwcckmiissiiren  Lage  der  Gnuulsiücke  lein 
luiUämli.sches  Sprichwort  sagt:  „Je  ferner  von  seinem  Land,  je  dichter  bei  seinem 
Schaden")  mit  Becht  beklagt. — Einen  selnr  lehrreichen  Einbttck  in  die  wirthschi^ 
liehe  Bedeutung  der  Beicini^iiiin'en ,  namentlich  auch  wegen  der  mit  solehoii  tr«  - 
wöhulich  Hand  in  Uaud  gehenden  Meliorationen  (Eut-  und  Bewässerungsanlagen) 
gewähren  sudi  die  Jahresberichte  der  betreffenden  Bessortmimaterien  und 
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sonstige  amtliche  yeroffeiitlifl(im<rpii.  Ans  dtin  .Bericht  üb  im- P  rc  ti  s  soiis  Inndw. 
Verwaltung"  für  18b4/»7  mügen  dei^shalb  zur  Erhärtung  der  Ausführungen  ini 
Text  «inige  AuMüge  hier  eine  SteUe  finden.  Es  berichten:  a)  die  Generalcom« 
mission  Brt^slan  (S.  107  fT.V.  Die  im  Herb>;t  1885  eingeleitete  Separation  der 
Stadtfeldmark  Leobachütz  mit  1114,5  ha  Acker-  und  Wiesen land  hat  das  günstige 
Resaltat  gehabt,  daes  die  betheiligten  268  Gmndbesitzer  281  neue,  also  überwiegend 
je  nur  einen  Plan  erhalten  liaben,  während  sie  vorher  1355  einzelne  Stücke  besasseu. 
—  Die  Feldmark  üuhrau,  Kreises  Pless,  bietet,  nachdem  die  Separation  derselben 
im  Herbst  1886  ausgeführt  ist,  schon  jetzt  ein  erfreuliches  Bild  des  Fort- 
schritts in  der  Bewirthschaftung  der  Ackerläudereien ;  auch  die  Rusticalgruiid 
besitrer  sind  jetzt  mit  der  Separation  zufrieden  und  haben  sämmtlich  den  Plan 
genelimigt,  wahrend  sie  bei  der  Einleitung  derselben  sicli  zusauunengeruttet  und 
th&tlich  widersetst  hatten,  so  dass  das  Einschreiten  der  bewaldeten  Macht 
nothwendip:  jfeworden  war.  Im  All^remeinen  lässt  sich  nielit  verkennen,  dass  nach 
Ausführung  einer  Separation  oder  Zusammeulegung  auch  die  betheiligteu  Eustical- 
Grundbesitaer  sich  dner  besseren  Bestellung  ihrer  AckerlSndereien  befleissigen  nnd 
ihren  neuen  Besitz5;tand  sorgsamer  behandeln,  gfewühnlieli  aiu  li  eine  /\veekin:issi{jrere 
Fruchtfolge  einführen.  Uänlig  lassen  sie  auch  die  ihnen  nebenbor  gehörigen  Einzel- 
gi  undstSdce  ihren  Stellen  anschrriben  nnd  regnliren  ihre  CredityerilKItmsse.  Die  Anf' 
uabme  von  Darlehen  zu  niässigeu  Zinsen  von  der  Landschall  und  anderen  Creditinstituten 
\\ird  durch  diese  Arrondirungen  wesentlich  erleiclitert,  häiifijr  erst  ermö;clicht.  Die  Erträge 
dieser Wirthschaften  steigern  sich  daher  gewöhulicli  sehr  bald,  dit;  Düngerstättet»  werden 
Verbessert  und  die  Scheunenräume  erweitert ;  die  Zwnngsverkänfe  scheinen  bei  den  sepa- 
rirten  Feldmarken  sich  zu  vermindern.  -  -  b)  Genera Icom mission  zn  D  ü s > el  d orf : 
In  den  Westerwaldkreisen  Neuwied  und  Alteukirchen  und  in  dem  Kreise 
Wetzlar  siud  die  GrnndstQcksanisammenlegungen  an  vielen  Orten  in  erfolgreichster 
Weise  ausgeführt.  Vorzugsweise  sind  in  den  vordem  meist  versuni])ften  Wiesen- 
thälem  durch  Begulirung  der  vielfach  gekrümmten  Flussläufe  und  durch  Einführung 
einer  sweckmftssigen  Ent-  nnd  Bewässerung  die  güustigsten  Resvltate  ersielt.  Es 
sind  dort  im  Allg'enieineii  die  l?()denertr;i^''e  um  mehr  als  30'*',,,  au  einzelnen 
^Stellen  sogar  um  30Ü — 4(X)7tt  erhöht,  dementsprechend,  trotz  der  Entwcrthung 
der  landw.  Bodenersenguisse,  anch  die  Kauf-  nnd  Pachtpreise  gestiegen.  In  Breibach 
erzeugt  in  Folge  der  gleichzeitig  vorgenommenen  Bewässerung  ein  Wiesenbesitz, 
von  dem  vor  der  Zusanimenlefrnng  beim  ersten  S'ehnitt  durchsebnittlich  6 — 7  Fuder 
Heu  geerntet  wurden,  jetzt  im  Durclischuitt  17  Fuder  Heu.  In  demselben  Verhält- 
niss  hat  sieh  der  Grummetertrag  Termehrt.  Hin  anderer  Wiesenbesitz  von  2  ha 
Fläche  brachte  vor  der  Zusammenlegung  74  M.,  im  Jahre  188^)  22B  M.  nnd  im 
Jahre  1887  310  M.  Paclit.  Femer  wurde  eine  Wiese,  welche  vordem  1  51.  l'acht 
dntmg,  nach  der  Melioration  für  14  H.  verpachtet  —  c)  Generale ommission 
Kassel:  Von  den  1;?75  ha  der  Gemarkung  Langendielbacb .  Kr.  TTanan,  wurden 
948  ha  zusammengelegt.  Diese  948  ha  waren  in  17540  Parcellen  zerstückelt,  au 
deren  Stelle  sind  1623  neue,  dnrchsdinittlich  fiO  Ar  grosse  Plane  ansgewiesen 
worden .  von  denen  50  zur  Erweiterung  der  Dorflaj^e  dienen.  Die  Vortheile  der 
Zusammenlegung  treten  in  Langendielbacb  wegen  der  früheren  maassloseu  I*ar- 
zellirung  besonders  auffallend  hervor.  Die  Ermässigung  der  Productionskosten  wird 
bereitwilli^'st  anerkannt  und  die  Aufhebung  des  Flurzwangs  als  grosse  Wohl- 
tliat  em])tnnden.  Der  Fhirrwang  wurde  mit  ä  us  s  e  rst  e  r  S  t  r  (Mi  fje  aiisüfe- 
übt,  und  duriteu  seihst  die  vuii  den  Laudstras.sen  aus  zugänglichen  Parcellen  »iclit 
früher  abgeerntet  worden,  als  dies  für  den  betreifenden  Flnrtheil  vom  Oemeindnath 
beschlossen  und  durch  die  Schelle  öflFeiitlieli  bekannt  gemacht  worden  ivar.  Dunn 
inusste  mancher  Besitzer  unreife,  ein  anderer  überreife  Frucht  einernten.  Ein  grosser 
Gemarknsgsihefl,  das  Issagheimer  Feld,  fiber  ein  Drittel  des  gansten  Ackerlandes 
enthaltend,  ist  durch  Schaffung  der  bisher  fehlenden  Vorfluf herüben  ?anz  bedeutend 
im  Werthe  erhöht.  Während  früher  grosse  Flächen  uüt  kraftigem  Lehmboden  wegen 
sti^nirender  Nisse  im  Frühjahr  erst  spKt  zugänglich  wurden,  zieht  jetzt  die 
überflüssige  schädliche  Feuchtigkeit  schnell  ab  und  gestattet  frühe 
Bestellung.  Die  erste  nach  der  Plaimusfühmng  in  diesem  Felde  gemachte  Ernte 
hat  allgemein  die  Erwartungen  erheblich  übertroffen,  obwohl  manche  Pläne  in  recht 
Bchlecbtem  DOngangssastande  und  stark  Tom  Unkraut  verunreinigt  fibemommen 
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wurden.  In  einem  anderen  entfernten  und  schlechten  Ciemarkungstheile  fanden 
flieh  Mher  viele  kleine  ParceUen,  welche  von  iluroi  Befliisera  nicht  bestellt  m 

vvertlen  pflofrtcn,  weil  sich  dif  Bestellung  des  kleinen  Stücks  hvi  rlf  ti  weiten  sehr 
sdüechten  Wegen  kaum  lohnte.  Jetzt,  nachdem  auch  hier  ordentliche  Planstücke 
aiiege>fde8en  und  gute  Zuwege  geschafft  worden,  findet  man  kanm  noch  unbe- 
stellte Flächen,  da  gleich  das  erste  Jahr  erwiesen,  dass  auch  in  diesen  srlileeliteren 
Lagen  nach  gehöriger  Düngung  ein  lohnender  Ertrag  zu  erreichen  ist.  —  In  den 
Gemarkungen  Niederhörleu  und  Breidenstein  im  Kreise  Biedenkopf  des  lie- 
gierungsbezirks  Wiesbaden  ist  an  die  Stelle  der  Breifelderwirthschaft  unter  Fortfall 
des  bisher  bestandenen  Flurzwangs  mehr  oder  weniger  Fruchtwechselbau  mit 
theilweise  ausgedehntem  künstlicliem  Futterbau  getreten.  Dies  ist  namentlich  in 
Niederhörlen  der  Fall,  wo  der  sogenannte  Wagnerische  Futterbau  sich  ciDgebfirfurt 
hat  und  sehr  beträchtliche  Erlblge  zeigt,  die  den  Ertrag  des  dort  sonst  vorzugsweise 
gebauten  Kothklees  weit  hinter  sich  lassen.  —  InWaldeck- Pyrmont  :&eigeu  sich 
die  Segnungen  der  Zusammenlegung  insbesondeve  in  der  Überall  zu  Tage  tretenden 
Erhrilnai^'  dos  Ertraj.'os  der  Ländereien  und  des  Werthes  der  Grundstücke,  lu  den 
Gemeinden  Ober-  und  Niederwaroldern,  sowie  Meineringbaasea  ist  ea 
wiederholt  vorgekommen,  dass  pro  Morgen  I8V4  Ctr.  Weizen  oder  14'/«  Gtr.  Boggen 
geerntet  worden  sind,  Erträge,  die  man  früher  für  unmöglich  hielt,  und 
2war  wurde  dies  Kesultat  nicht  etwa  auf  Acker  I.  und  II.,  sondern  III.,  IV.  und  Y. 
Klasse  erzielt.  —  d)  Generalcommission  zu  Münster:  Die  Specialseparation 
der  Feldmark  Willebadessen,  Kr.  Warburg,  wurde  Ende  1881  eingeleitet  und 
1886  zur  Planüberweisung  gelordert.  Durch  dieselbe  ist  eine  Fläche  von  li-'-St  h:\. 
welche  von  357  Interessenten  in  3647  alten  Parceüen  besesseu  wurde,  in  841  i'iauu 
zusammengelegt.  Obwohl  seit  der  Separation  die  Bearbeitung  der  Ländereien  eine 
weif  intensivere  g-ewnrden  ist.  als  sie  vordem  war,  hat  (lic  Spannkraft  der 
bäuerlichen  Besitzer  bedeutend  herabgemindert  werden  können.  Es  sind  seit 
dem  Herbst  1886  16  Pferde  abgeschafft,  indem  deren  Besitaer  thells  m  Ochsen 
als  Spannvieh  überire prangen  sind,  theils  mit  einer  geringeren  Anzahl  von  Pferden 
auskommen.  —  In  der  Stadtl'eldmark  Brilon  beträgt  die  £rraarmss  au  Bestellungs- 
kosten dnrchscftnittlidi  pro  Hdctar  der  Aecker  und  Wiesen  5,81  M.  und  im  Oaairan 
jährlich  ca.  20000  M.  —  e)  In  den  Döri'em  Grossengottern  und  Altengottern 
im  Kreise  Langensalza  wird  die  jährliche  Erspamiss  in  Folge  der  schon  in  den 
50er  Jahren  ausgeführten  „Consolidation"  dort  auf  29582,40 M.,  hier  auf  25800,50  M. 
angegeben,  oder  auf  4,28  H.  pro  Morgen,  so  dass  —  unter  Berücksichtigung  der 
Kosten  des  T'ntemehmens  —  eine  Ertragswerth ssteig-prung  auf  den  Morgen  von 
102,50  M.  angeuununen  wird  (Jäger,  Die  Agrarlrage  der  (iegenwart,  1888,  IIL 
Abthlg.,  S.  158  ff.).  —  f)  Aehnliche Urthdle  in  den  Jahresberichten  des  badischen 
Ministeriums  des  Innern,  sowie  in  den  vom  Verein  für  SJnrialpolitik  erhobenen  Be- 
richten über  die  bäuerlichen  Zustände  in  Deutschland^  so  z.  B.  betreffs  des 
Grossh.  Sachsen  in  Bd.  I,  S.  31.  Wegen  Zusammenhangs  des  Aufblflhens  der 
Rübencultur  mit  den  Separationen  im  ehemaligen  Fürstenthnm  TTalhersladt,  s.  Hd.  II 
ebenda,  S.  127  und  136  ff.  You  Sachsen  wird  bemerkt,  dass  wenn  auch  in 
einzelnen  Fällen  die  erwähnten  Yortheile  nicht  eingetreten  sind,  im  Ganzen  die 
Zusammenlegungen  für  den  ländlichen  (irundbesitz  „Verbesserungen  in  Bezug  auf 
Fruchtfolge,  vermehrten  Futteranbau,  reichlichere  Ernährinijr  des  Viehs.  Verwendung 
neuer  Ackergeräthe,  Einführung  von  Reihensaat  etc.  im  Gefolge  gehabt,  daher 
auch  strts  weitere  Zusammenlegungen  in  den  zunächst  gelegenen  Ortschaften  nach 
sich  gezogen  haben''  (II,  S.  2Ü7). 


§  54.  Einwendungen  gegen  die  Bereinigungen. 

Man  sollte  bei  solcher  Sachlage  meinen,  dass  kaum  eine  andere 
Maassnahme  der  Laiidescultur  als  die  hier  vorliegende  sich  des 
ungetheilten  Beifalls  der  landwirthschaftlichen  BeTOlkerung  erfreuen 
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müsse  lind  dass  es  unschwer  falle,  derselben  überall  Eingang  zu 
verschaifen,  namentlich  in  einer  Zeit,  in  der  steigende  Arbeitslöhne, 
bei  zunehmender  Schwierigkeit  der  Beschaffung  guter  Arbeitskräfte 
überhaupt,  mit  der  Steigerung  auch  der  anderen  Betriebskostett 
(W achsen  der  Steuerlast)  und  mit  ungünstigem  Preisstand  mancher 
Erzeugnisse  zusammentareffen.  Nun  pflegt  aber  im  Allgemeinen 
nur  beim  mittleren  und  grösseren  Besitz  ein  entsprechendes  wirth- 
schafkliches  YerstSndniss  für  das,  was  die  Zeit  fordert,  vorhanden 
zu  sein;  die  bfluerHche,  zumal  die  kleinhSuerliche  Bevölkerung 
dagegen  entbehrt  in  ihrer  grossen  Btasse  vielfach  dieser  Einsicht 
und  nimmt  häufig  selbst  hochgradige  Missstände  der  heirschenden 
Flurver&ssung  als  etwas  Unabänderliches  mit  stumpfem  Oleich- 
mnth  hin  oder  zieht  doch  die  Abänderungsmöglichkeit  mit  dem  Er- 
gebniss  nachhaltiger  Besserung  des  Bestehenden,  aller  Erfahrungen 
ungeachtet,  immer  von  Xeuem  in  Zweifel.  So  kann  es  nicht 
Wunder  nehmen,  das  in  Norddeutscbland  und  namentlich  in 
Pfeussen  (mit  Ausnahme  der  westlichen  Provinzen),  begünstigt 
durch  das  Verständniss ,  das  der  daselbst  vorherrschende  Mittel- 
besitz den  Bereiuig-ungen  entgegengebracht  luit  und  durch  eine 
von  Anfang  ab  wohldurchdachte,  das  Zustandekommen  dieser  Unter- 
nehmungen fördernde  Gesetzgebung,  Fortschritte  auf  diesem  Ge- 
biet in  viel  grösserem  Maasse  zu  verzeichnen  sind  als  im  Süden 
Deutschlands  sowie  in  anderen  Staatsgebieten,  wo  der  ländliche 
Kleinbesitz  den  Haupt<ji  imdstoek  der  liewohner  des  flaelien  Landes 
bildet,  der,  jeden  Aenderuugen  der  Wirthschaftsgewobnlieiten  über- 
haupt schwer  zugänglich,  erklärlicherweise  mit  besoiui  rem  Nach- 
dmck  gegen  eine  Maassreuel  sich  sträubt,  in  der  er  eine  in  seinen 
Augen  unerhörte  Enteignung  des  ererbten  oder  mühsam  erworbenen 
Besitzes  erblickt  und  deren  mögliche  und  wahrscheinliche  Vortheile 
für  die  spätere  Führung  des  Betriebs  hinter  der  augenblicklichen 
Belastung  des  Anwesens  mit  einer  Meliorationsschuld  gänzlich  in 
den  Hintergrund  treten.  Will  man  daher  in  Gehieten  mit  starker 
Besitzzersplitterung  ebenfalls  Erfolge  in  absehbarer  Zeit  er- 
zielen, so  muss  man  sich  zu  der  Folgerung  verstehen,  in  der 
Ausgestaltung  des  Zwangsmoments  bei  der  Bereinigungs« 
gesetzgebung  nicht  allzuängstlich  zu  sein. 

Im  Grossen  und  Ganzen  lässt  sich  sagen,  dass  die  gemeinhin 
gegen  Bereinigungen  vorgebrachten  Einwendungen,  wenn  über- 
haupt, hdchstens  eine  relative  Berechtigung  haben  und  dass  ein 
geschickter,  verständiger  ToUzug  denselben  leicht  begegnen  kann, 
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dass  aber,  soweit  gewisse  unerwünschte  Folgen,  weil  mit  dem 
Wesen  der  B©reini2:ungen  ver](ml|>ft,  nicht  yennieden  werden 
können,  sie  gegenüber  den  Vortheilen  einer  guten  Bereinigung 
ernstlich  nicht  in's  Gericht  fallen.  Es  kann  genügen,  in  dieser 
BeziehuncT  auf  Folgendes  hinzuweisen: 

1.  Die  Befürchtung,  bei  dem  Q^eländeaustausch  konnten 
Benachtheiligungen  des  Einen  zu  Gunsten  Anderer  eintreten,  ist 
eine  sehr  weit  verbreitete  und  der  schon  hieraus  entspringende 
Widerstand  erhält  durch  die  Anhänglichkeit  gerade  wieder  der 
kleinen  Leute  an  die  schon  lange  in  ihrem  Besitz  befindliche 
Scholle  eine  besondere  Nahrung;  und  zwar  wieder,  je  zerstfickelter 
an  sich  der  Besitz,  je  ungleichartiger  der  Boden  in  der  Gremarkung 
und  je  verschiedenartiger  dessen  Bewirthschaftungszustand  ist.  Bei- 
spiele gut  durchgeführter  Bereinigungen  und  die  Gewissenhaftig- 
keit, mit  der  seitens  der  Techniker  bei  der  Bonitirung  der  Einzel* 
gnindstflcke  verfahren  wird,  die  Bedachtnahme  darauf^  dass  beim 
Grundstücksumtausch  geeignete  Kücksicht  auf  die  alten  Besitz- 
verhältnißse  uviiommen.  d.  h.  Gnindstücke  thunlicli  ^Ipicher  oder 
älinlicher  Bodenbeschaffenheit  an  Stelle  der  abzutrotondoii  über- 
wiesen werden,  sind  geeignet,  solche  Befürchtungen  zu  zerstreuen 
und  auck  frühere  Gegner  nach  Vollendung  des  Werks  mit  diesem 
zu  versöhnen.  Wo  die  »Stiiamung  eine  besonders  zweifelliafte  oder 
getheilte  ist,  empfiehlt  sich,  nicht  auf  einmal  in  der  ganzen  Ge- 
markung zur  l^Meinigung  zu  sclireitcu,  sondern  durch  deren  Bo- 
sclirSnkuny  ziniäclist  auf  einen  Fhn-theil  die  Vortheile  auf  engerem 
Geiüet  auoentälliLC  zu  machen,  worauf  erfaluiuigsgemäss  die  gänz- 
liche Durcliführung  nicht  lange  auf  sich  warten  iässt'). 

Tn  Gegenden  hochwerthiger  S]>ecialculturen  (Tabak,  Hopfen  etc.), 
die  nur  auf  bestimmten  Böden  gut  gedeihen,  ist  selbstredend  die 
Zusammenlegung  mit  besonderer  Vorsicht  zu  handhaben  und  in 
Kohorten  mit  stark  wechselnden  Lagen  am  besten  wohl  gänzlich 
zu  unterlassen,  soweit  nicht  die  Interessenten  im  Vollzug  des 
Unternehmens  selber  solche  wünschen;  unter  dieser  Voraussetzung 


^)  Der  Jahresbericht  des  bad.  Ministeriums  des  Innern  für  1884,85  '  S.  87) 
erwähnt  u.  A.,  wie  neuerdings  die  Bereinigung  nii  gutem  Erfolg  in  einer  (icuuirkniig 
(Nassi^'  im  biul.  T'nterland)  in  Angriff  genommen  worden  sei,  welche  fr iUior  selbst 
gegen  das  Anerbieten  der  Ilegieruug,  das  Uuterueluueu  — als  Probestück  —  gana 
auf  Stnatskosten  ansfiihren  zu  lassen,  sieh  ablehnend  verhalten  habe;  und  wie 
überhaupt  die  gelungene  Ausführung  einzelner  T'ntemehmnngen  alsbald  andere  in 
benachbarten  Gemarkungen  nachzuzieheu  ptiegte.  (Aelinliche  Krlahrtmgeu  auch  in 
Prenssen.) 
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aber  die  Bereinigung  aucli  fAr  solehe  Districte  .durchaus  erstre» 
benswerth. 

2.  Weitge  hondeii  Zusammenlegungen  steht  der  Gross- 
besitz im  Allgemeinen  ebenso  freundlich,  wie  der  mittlere  und 
kleinere  (bäuerliche)  Besitz  unfreundlich  gegenüber.  Wenig 
wollen  freilich  jene  Einwendungen  bedeuten,  die  auf  die  Erhf^hunfi!' 
der  Hagelgefahr  oder  des  grösseren  Risicos  dun  li  Ptlauzoiischäd- 
lingp  bei  arrondirterem  Besitz  sich  stützen ;  denn  letztere  sind 
bekanntlich  um  so  schwieriger  zu  bekämpfen,  jp  /frstückelter  der 
Besitz  imd  je  leichter  irerade  bei  der  Gemengelage  die  Ueber- 
tragung  des  SchürllingH  von  einer  Parcolie  auf  die  andere  ist:  und 
ersteres  wäre  überhaupt  doch  nur  begründet,  wenn  jeder  in  allen 
Tlieilen  der  Gemarkungen  gleich  stark  ^ngütert  wäre,  was  indess 
nur  ausnahmsweise  zutrifft  Dagegen  würde  es  ein  Fehler  sein, 
solche  weitgehende  Zusammenlegungen  den  Betheiligten  auch  dann 
aufdrängen  zu  wollen,  weim  sie  ihnen  lebhaft  widerstreben  imd 
namentlich .  wenn  diese  Widerstrebenden  den  klein-  und  mittel- 
bäuerlichen Wirthen  angehören,  für  deren  Wirtiischaftslage  eine 
Yeiminderung  der  Zahl  der  Parcellen  ohnebin  selten  eine  grosse 
wiithschaftliche  Bedeutung  hat,  bei  denen  yielmehr  die  jederzeitige 
Zugänglichkeit  ihrer  Parcellen  bei  zweckmässiger  Formirung  der- 
selben die  Hauptsache  bleibt^).  Wenn  freilich  selbst  bäuerliche 
Wirthe  mit  grosserem  Besitz  nicht  selten  sich  gegen  solche  Zu- 
sammenlegungen sträuben,  obwohl  auch  sie,  wie  der  Grossgrund- 
besitz, mehr  und  mehr  mit  der  Arbeitemoth  zu  kämpfen  haben, 
80  beweist  dies  nur  wieder,  wie  weit  die  Kurzsichtigkeit  auf  dem 
flachen  Lande  und  die  Yerkennung  der  wahren  Interessen  sogar 
luiter  denen  verbreitet  ist,  die  doch  .vor  Allem  berufen  wären,  in 
dem  Kampf  für  einen  gesunden  Fortschritt,  eben  vermöge  ihres 


*)  Bei  den  Verhandluutftü  über  das  Preuss.  Zngammenlegungägehetz  für  die 
Rbeinlande  wurde  niefat  ohne  Gniud  auch  darauf  verwiesen,  dass  wo  die  Besitz- 
vtTtlu'ilmi'r  eine  sehr  zersplitterte  ist,  die  Ziisammenlepiing-  nicht  nur  überliaujjt 
vou  tragwurdigem  Werth,  soudcru  aucli  dt'üshaib  nicht  auzustrebeu  sei,  weil  dann  den 
kleinen  Lenten,  namentlich  den  Landarbeitern,  Angehörigen  der  Fabrikbevölkening 
et€.  dor  Enverl)  eines  kleinen  (^rundei}reiitl>iiTns  ausserordentlich  erschwert  werde. 
(So  im  Keferat  vom  Abg.  Bachem,  in  der  4ö.  ISitzung  v.  i,y.  Mära  1Ö8Ö,  Stenogr. 
Ber.,  S.  1169.)  INeses  sociale  Moment,  welches  in  gendschi  landwirthschafUich« 
industriellen  Bezirken  Beaclituu^'  iiiiiwlt  ^tni-  f  ^u-nso  verdient,  wie  das  landAnrth- 
schafUicli-techniiiche,  ist  iudess  aut  die  endgültige  Fassung  des  Gesetzes  ohne 
EinllnSB  gebliehen.  Die  saddenteehe  Gesetzgebung,  welche  anch  einfache  Wegeanlageu 
zulasst,  dürfte  desshalb  in  dieser  Hinsicht  den  Vorzn>r  \  ei(lienen,  weil  sie  ^-entattet, 
der  Verschiedenheit  der  Yerhältnisse  thnnlich  Rechnung  zu  tragen.  Vgl.  auch  die 
Bemerkung  auf  S.  308  uuten. 
Baehenberser,  A«  AfiupoUtlk.  L  21 
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grösseren  Besitzes,  die  geistige  Eflhrung  zu  übernehmen.  Diese 
ZurQcklialtung,  die  nicht  selten  zur  offenen  Bekämpfung  solcher 
Maassregeln  flbeigeht,  hängt  freilich  auch  mit  der  anderen,  nicht 
wegzuläugnenden  Thatsache  zusammen,  dass  häufig  gerade  diese 
Glieder  des  ländlichen  Gemeinwesen  jenes  Gemeinsinns  entbehren, 
der  fttr  Angelegenheiten  allgemeinerer  Wichtigkeit  auch  dann  ein- 
treten heisst,  wenn  der  eigene  Yortheü  die  Förderung  derselben 
nicht  unbedingt  gebietei  Die  Beachtung  dieses  Punktes  ist  de 
lege  ferenda  nicht  unwichtig,  insofern  nämlich  es  bedenklich  wäre, 
bei  der  Ausgestaltung  des  Majorisirunpzwangs  die  Flächengrösse 
des  Besitzes  zum  allein  ausschlaggebenden  Factor  zu  erheben 
(vgl.  S.  283  unten). 

3.  Diejenigen  Einwendungen,  welche  gegen  Zusammenlegungen 
aus  dem  Grunde  erhoben  werden,  weil  in  den  Gegenden  der  Frei- 
theilbarkeit der  Güter  im  Erbgang  und  Verkaufsfall  die  Maass- 
regel der  nachhaltigen  Wirknug  doch  entbehren  würde 
und  weil  kliine  Farcellen  verkaufsfähiger,  also  ^vorth voller  seien, 
verkennen,  dass  solche  nathilieilige  Theilungeu  •  doch  immer  nur 
in  gewissen  längeren  Zwischenräumen  einzutreten  pflegen,  in  der 
Zwischenzeit  aber  die  Wohlthat  des  arrondirten  Besitzes  in 
unein£res('1iriinktem  Maasse  dem  Betriebsleiter  zu  Gute  kommen; 
und  (la:^s  wenn  erst  überhaupt  einmal  wieder  diese  Wohlthat  der 
läudlicheu  Bevölkerung  zum  vollen  Bewusstsein  gekommen  ist. 
unzweckmässige  Theilungen.  die  das  Land  schliesslich  in  kleine 
Fetzen  zerreissen  müssten,  sicher  seltener  werden,  auch  wenn 
eigentliche  Theilungsverbote  nicht  bestehen  sollten.  Dalier  wird 
ein  verständiger  Vollzug  auch  in  Gegenden  der  Freitheilbarkeit 
und  bei  vorwaltendem  Kleinbesitz  doch  mindestens  die  kleinsten 
Parcellen  zu  beseitigen  sich  bemühen  und  jedenfalls  gegenüber 
dem  bäuerlichen  Mittel-  imd  G  rossbesitz  für  eine  thuuliche  Min- 
derung der  Parcellenzahl  eintreten*). 

*)  Wenn  ein  im  Uebrigen  mit  sehr  sachvcrsfündipfem  Urtheil  auf  landw.  {rcbii  f 
ausgerüsteter  Schriftsteller  sagt,  dass  in  der  I'lak  mau  sich  daran  gewöhnt  habe, 
^den  vorhandenen  Zustand  (der  Parcellirung)  einschlidMlich  der  Gen^gelage  der 
(MtnidsTiicko  als  eine  mit  der  gegebenen  Entwicklung  zusammenhängende  Ersrhei- 
imii«r  uikI  als  etwas  Unabänderliches  anzusehen'^  . .  .  und  das«  die  üevölkerung  einer 
z wa II g^sw eisen  Zusammenlegnng  schon  desshalb  widerstrebe,  weil  wegen  ier  Gesete' 
gebnii^'  über  die  Tht'ilbarkeit  „ein  dauernder  Zustand  durch  dieselbe  doch  nicht 
begründet  würde".  (.Petersen  in  Bäuerl.  Zustände  in  Deutschland,  I,  S.  25i2>,  so 
kann  dieser  Stelhm^fthme  doeh  nur  eine  «ehr  bedingte  Rieh%1cdt  zugestanden 
werden,  nämlich  nur  iiisnwoit.  als  die  Verhältnisse  dieses  Landes  uielit  dazu  angethan 
sind,  nach  norddeutschem  System  zu  bereinigen,  d.  h.  Zusasunenlegungeu  grossen 
Styls  vonninelunen. 
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4,  Nicht  selten  wird  den  Unternehmungen  der  in  Rede  stehen' 
den  Art  desshalb  widenathen,  weil  die  b&uerliche  BeTölkerung  nicht 
hinreichend  leistungsfähig  sei,  um  die  erheblichen  Kosten 
für  deren  gute  Durchführung  ohne  Gefährdung  ihrer  Existenz  zu 
bestreiten.  Dieser  Einwand  wflrde  aber  doch  nur  besagen,  dass  in 
bestunmten  Gegenden  Nothstfinde  in  Permanenz  erhalten  werden 
mtlssen  und  es  wflrde  damit  offenbar  dem  modernen  Staat  ein  gänz* 
lieh  unhaltbarer  Standpunkt  zugewiesen.  Wenn  offenkundig  als 
eine  der  QueileD  des  Zurackbleibens  im  Wohlstand  die  im  Lauf 
der  Jahrhunderte  mit  und  ohne  Schuld  der  Betheiligten  zu  wider* 
sinniger  Ordnung  der  Flurverhältnisse  herausgewachsenen  Planlage 
der  Orundstficke  zu  bezeichnen  ist,  so  wird  eine  von  Erw'ügimgen 
der  allgemeinen  Volkswohlfahrt  ausgehende  StaatslelLiuig  die  Be- 
völkerung dann  nicht  verkümmern  lassen,  wenn  sie  aus  eigener 
Kraft  allein  zu  hessereu  Zuständen  sich  nicht  sollte  durchringen 
können.  In  solchen  Fällen  ist  also,  wie  auf  anderen  Gebieten, 
eine  thatkräftige  Beihilfe  aus  allgemeinen  Staatsmitteln  ebenso 
billig  wie  durch  das  Staatsinter«>sse  geboten.  Im  Uebriifen  kann 
die  Gesetzgehung  in  verschiedi  lu  r  Weise  den  Kostenpunkt  in 
einer  für  die  Bethdligten  minder  drückenden  Weise  roLreln,  «ei  es. 
dass  (wie  in  Baden)  die  Gemeinde  als  solche  als  Kostentragerin 
erscheint  mit  dem  Hecht  der  Zuriickforderung  der  geleisteten  Vor- 
schüsse von  den  Betheiligten  in  kleinen  Jalu*esraten,  sei  es,  dass 
durch  Errichtung  besonderer  staatlicher  Banken  für  diese  und 
ähnliche  Zwecke  (Landesculturrenteubanken)  die  Aufnahme  und 
AT>zahlung  der  Meliorationsschuld  in  einer  auch  für  die  kleinen 
Leute  erträglichen  Weise  ermöglicht  wird.  Im  Grossen  und  Ganzen 
hat  sich  gezeigt,  dass  die  Kostenfirage  die  Kolle,  die  grundsätzliche 
Gegner  der  Sache  ihr  beimessen,  nicht  spielt  und  dass  der  Aufwand 
für  die  Durchführung  einer  solchen  Unternehmung  oft  schon  nach 
wenigen  Jahren  durch  die  bessere  Ertaräglichkeit  der  Felder  sich 
bezahlt  macht 

5.  Am  wenigsten  stichhaltig  vom  Standpunkt  der  Agrarpolitik 
kann  jene  Einwendung  gelten,  welche  gegen  jede  mit  Eigenthums- 
verschiebungen Torknlipfte  Bereinigung  schon  desshalb  ist,  weil 
sie  mit  der  „Heiligkeit  und  TJuTerletzlichkeit  des  Eigen- 
thums"  sich  in  sehroifen  Widerspruch  setze.  Dieser  Einwand 
steht  und  föllt  mit  der  grundsätzlichen  Auffassung  des  Eigenthums- 
begrifs  und  kann  füglich  durch  die  thatsächliche  Ordnung  der 
Gesetzgebung  auf  diesen  und  anderen  verwandten  Gebieten  als 
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beseitigt  angesehen  werden.  Wenn  eine  geläuterte  Anschauung 
geiade  gegenüber  dem  Grundeigenthuin  „den  bloss  abstracten 
Begriff  eines  absolut  freien  Eigenthunis  als  ebenso  unwahr  als  xuit 
fruchtbar**  bezeichnen  muss,  Tielmehr  2U  dem  Schluss  gelangt,  dass 
der  Yeifttgungsfreiheit  über  das  Eigenthum  die  StBatsgesellschaft, 
der  jenes  seine  Entstehung  verdankt,  Sehranken  in  Öffentlichem 
Interesse  setzen  darf,  so  wird  am  allerwenigsten  die  Staatsordnung 
Üngstlich  dann  Halt  zu  machen  brauchen,  wenn  die  Schonung  des 
individuellen  Eigenthumsinteresses  gleichbedeutend  mit  der  Gon-» 
servinmg  von  Zuständen  wird,  die  auf  eine  Schädigung  der  all- 
gemeinen Tolksinteressen  hinauslaufen  >).  Nun  ist  es  ja  aber  gerade 
eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der  Agrarpolitik,  nÖlMgenfalls  mit 
den  Machtmitteln  staatlichen  Zwangs  jene  Hindemisse  zu  beseitigen, 
die  einer  allgemeinen  Yervollkommnung  des  landwirthschaftlichen 
Betriebs  als  Grundbedingung  der  Hebung  der  Landbevölkerung 
entgegenstehen;  d.  h.  die  Sonderinteressen  Einzelner  dem  allge- 
meinen Interesse  zu  untcrwerfeu.  Wie  die  Gesetzgebung  grössteu 
Styls  auf  agrarischem  Gebiet  —  diejenige  der  Lastonablösung  — 
ohne  staatliche  Zwangsanordnungen  undurchführbar  gewesen  wäre, 
so  gilt  dies  gleichmässig  von  allen  jenen  anderen  Maassnahmen  der 
Landescnltur,  welche  auf  ein  Zusammenwirken  Vieler  sich  gründen 
und  daher  an  dem  \\  idi  rstand  Einzelner  nicht  scheitern  dürfen. 
Auch  kann  es  keiu^'n  Augenblick  zweifelhaft  sein,  was  berechtigter 
erscheint:  die,  oft  mit  so  grossem  Aufwand  von  sittlichem  Patlios 
bekämpfte  Terrorisirung "  des  widerstreb endeTi  (unverständigen) 
Theils  der  Grundbesitzer  oder  die  Vergewaltigung,  welclie  ohne 
das  Dazwischentreten  einer  zwingenden  Gesetzgebung  die  intel- 
ligenten Gemeindemitglieder  durch  die,  sei  es  aus  Unkenntnis» 
oder  Befangenheit  oder  auch  aus  schlimmeren  Beweggründen  hart- 
näckig einer  heilsamen  Reform  sich  Widersetsenden  über  sich 
ergehen  lassen  müssen.  Endlich  ist  zu  beachten,  dass  —  einen 
guten  Vollzug  Torausgesetzt  —  die  in  der  ZwangsdurchfOhrung 


Noch  bei  der  Benilhlllig  des  Xusammenlegungsgesetzes  für  die  Rheinlande 
im  Jahre  1885  wurde  von  verschiedmien  Rednern,  insbesondere  von  Reichens- 
perger  die  Verfassuugswidrigkeit  eines  solchen  Cfesetzes  ins  Feld  geführt, 
wobei  auch  dieinial  die  oft  gehörten  SchlagAvorte  über  die  Unznlässigkeit  eines 
„Bevormüüdnnpfssystems"  und  der  „Zwangsbeglückung"  („beneficia  non  obtruduutiir'"  > 
nicht  fehlten.  Berechtigter  war  der  Eiuwaad  gegen  diejenige  juristische  Construction 
des  OeaetBes,  welclie  nur  den  Bedte,  nicht  »ncli  die  Beritser  sn  efnem  maassgeboi- 
den  Factor  bei  der  .Ahstimmunj,'  macht.  (Vgl.  oben  8.  283  nnd  322);  dies  ist  aber 
ein  Maugel,  der  überhaupt  der  Freuss.  Agrargesetzgebung  auf  diesem  Gebiet  eigen 
ist  und  den  die  südd.  Gesetzgebung  aus  guten  Chrttnden  nicht  fibernommMi  hat. 
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öiner  Bereinigung  liegende  Enteignung  doch  nur  eine  scheinbare 
ist,  weil  ja  das  Wesen  der  Bereinigung  gerade  darin  besteht,  jedeifi 
Betheiligten  vollen  und  ausreichenden  Ersatz  nicht,  etwa  in  ridd, 
sonil«M-n  in  natura  Wieder  zu  geben,  die  ganze  Maassregel  also 
^  schliesslich  auf  eine  im  grossen  Maassstab  durchgeführte  gP!:^(Mi- 
seiüge  Yertaueehung  im  Grundbesitz  abzielt,  bei  der  , jeder  Ber 
theiligte  gewinnt,  weil  jeder  unter  den  bisherigen  Uebeln  gelitten 
hat  und  jeder  sein  Grundeigenthum  zweckmftssiger  wieder,  eiliält'* 
(Peyrer). 

§  55.  Die  rechtliche  Ordnung  der  Bereinigungs- 
gesetzgebung. 

Die  Bereinigungägesetzgebüngtliat  in  den  innzelnen  Staaten 
sehr  verschiedene  Entwicklungsstadien  durchgemacht  und  weist 
schon  desshalb  im  Einzelnen  eine  bunte  Mannichfaltigkeit  der  Be- 
stimmungen auf.  Auch  ist  für  manche  Staaten  charakteristisch, 

dass  im  Grundsatz  nur  die  Zusammenlegungen  den  Gegenstand 
der  gesetzlichen  Eegehinj?  bilden  (wie  in  Preussen,  Sachsen, 
Oesterreich);  für  andere,  dass  sie  neben  Zusammenlegungen  auch 
Bereinigungen  einfacherer  Art  (Wegeanlagon  mit  zweckmässiger 
Formu  ung  der  Gnmdstücko  und  beschränktem  Gmndstücksumtausch) 
gesetzlich  zulassen  imd  fördern  (wie  in  den  süddeutschen  Staaten). 
Und  während  Aviederum  einzelnen  Staaten  eigenthümlich  ist,  dass 
die  Zusammenlegungen  lediglich  eine  begleitende  Maas^nahnie  der 
Servitutenablösungen  und  Theilinig«Mi  von  Gemeinheiten  darstellen 
(so  in  Preussen  nach  der  Gememheitstheihingsordnung  vom  7.  Juni 
1821),  derart  allerdings  dass  ..die  vermengte  und  nnwirthschaftliche 
Lage  allein  und  ohne  die  gemeinschaftliche  Benützung  eine 
Auseinandersetzimg,  d.  h.  Zusammenlegung  nicht  begründet"  — 
ein  Grundsatz,  der  in  Preussen  erst  durch  Gesetz  vom  7.  April  1872 
verlassen  wurde  (S.  286  ff.)  — ,  bildet  in  den  anderen  Staaten  die 
Durchführung  von  Bereinigungen  (Zusammenlegungen  und  einfachere 
Unternehmungen  dieser  Art)  einen  diurchaus  selbstständigen  Theil 
des  Landesculturrechts,  der  also  insbesondere  gänzlich  unabhängig 
von  der  IiastenablOBung  und  der  Ausheilung  von  Gemeinheiten  sich 
herausgebildet  hat  Gleichwohl  lassen  sich  aus  der  Fülle  der 
mannichfaltlgen  Einzelvorschriften  gewisse  gemeinsame  Haupt- 
grundsätze für  die  DurchfOhrung  von  Unternehmungen  der  in 
Bede  stehenden  Art  herausschälen  und  ist  dabei  namentlich  Fol- 
gendes bemerkenswerth: 
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1.  Eine  Beroinigimg  findet  seit  Beginn  dieses  Jahrhunderts 
im  Gegensatz  zu  der  älteren  Praxis,  namentlich  in  Preussen  (siehe 
S.  2d0  unten)  gemeinhin  nie  auf  staatliche  Anordnimg  (als 
Zwangsmaassregel),  sondern  immer  nur  auf  Antrag  statt  (Fr  ovo - 
eationsTorfahren).  Dabei  war  da,  wo  wie  in  Preussen  die  ^ 
Zusammenlegung  lediglieh  eine  begleitende  Maassregel  der  Ge- 
meinheitstheihmg  bildete,  diese  aber  „als  die  Auseinandersetzung 
einer  eulturschftdlichen  Gemeins6haft*S  d.  h.  als  eine  zur  Wegrftu- 
mung  unbedingter  Oulturbindemisse  nothwendige  Maassregel  galt 
und  nach  Analogie  der  römischen  Kechtsregel  über  die  eommunio 
—  das  ProTOcationsrecht  zunächst  unbeschrSnkt  eingeräumt  und 
erst  später  (mit  Verordnung  vom  2S.  Juli  1838)  dahin  beschränkt 
worden,  dass  das  Verfahren,  wenigstens  soweit  AckergrundstQcke 
betheiligt  sind,  ron  der  Zustimmung  der  Besitzer  des  vierten  Theils 
der  TOn  der  Auseinandersetzung  betroffenen  Fläche  abhängig  zu 
machen  sei.  Wo  dagegen  Zusammenlegungen  etc.  als  selbst- 
ständige Maa.s.sregplu  auftreten,  ist  jetzt  überall  der  Zwaugsbeitritt 
der  Wid  erstreb  enden  von  dem  Vorhandensein  einer  Mehrheit  der 
Ziistiinmenden  al)haiigig  gemacht  worden.  Dabei  giebt  sich  die 
wachsende  Einsicht  von  der  Bedeutnncr  der  Unteraehmunsren  für 
das  lanfiwirÜiM haftliche  fTpwerbe  deiitlieli  darin  zu  erkennen,  dass 
während  in  den  älteren  Gfsetzeu  eine  sehr  erhebliche  Meiirhoit  (in 
Bayern  vier  Fünftel,  in  Baden  zwei  Drittel)  gefordert  war,  die  neuere 
Gesetzgebnng  sich  durchweg  der  Regel  nach  mit  der  einfachen 
Melirheit  beanügt.  Am  wichtigsten  wird  dabei  wohl  verfahren, 
w  enn  eine  aus  Kopfzahl  und  Flächengrösse  (mit  oder  oime  gleich- 
zeitige Berücksichtigung  der  Steuerschuldigkeit)  gebildete  Mehrheit 
gefordert  wird  (wie  in  den  süddeutschen  Staaten),  wShrend  die 
Nichtberücksichtigung  der  Kopfzahl  (wie  in  Preussen)  leicht  zu 
einer  social  missliebig  empfundenen  Majorisirung  der  kleinen 
Grundbesitzer  durch  den  grösseren  Besitz  führen  kann.  (Siehe 
oben  S.  283  und  322.)  Als  eine  wirksame  Förderung  des  Ab- 
stimmungseigebnisses  kann  die  der  neueren  Gesetzgebung  eigen- 
thtlmliehe  Beehtsfiction  erachtet  werden,  dass  die  bei  der  Ab- 
stimmung über  den  Antrag  Kichtanwesenden  und  Nichtabstimmen- 
den  als  zustimmend  angesehen  werden;  denn  da  erfahrungsgemftss 
auf  den  Tagfahrten  nur  die  Gegner  des  Unternehmens  ToUzfthlig 
zu  erscheinen  pflegen,  wahrend  die  Anderen  aus  Bequemlichkeit  oder 
anderen  Gründen  oft  fem  bleiben,  so  könnte  ohne  jene  Beehts- 
fiction in  manchen  Fällen  durch  die  Abstimmung  der  zufällig 
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Anwesenden  ein  der  Stimmung  in  der  Gemeinde  keineswegs  ent- 
sprechendes Ergebniss  herbeigefllhrt  werden.  Zum  Schutz  der  wider- 
strebenden Minderheit  dient  es,  wenn  der  Beschluss  der  Mehrheit 
von  der  Genehmigung  einer  die  Sache  unbefangen  prüfenden  und 
die  Zweckmässigkeit  des  Unternehmens  anerkennenden  Behörde 
(Preussen:  die  EreisTersammlung;  Bayern:  die  Flurbereioigungs- 
commission,  in  II.  Instanz  der  Yerwaltungsgeiichtshof;  Baden:  die 
technische  OberbehOrde)  abhängig  gemacht  wird. 

2.  Die  Beroinigung  erstreckt  sich  entweder  immer  auf  die 
ganze  Gemarkuugsfläche  (Preussen),  oder  es  ist  auch  eine  Berei- 
jiigung  einzelner  Fluren  zugelassen  (Sachsen,  süddeutsche  Staaten, 
Oesterreich,  auch  in  Hessen -Nassau),  letzteres  Verfahren  jeden- 
falls da  angezeig-t.  wo  eine  weitgehende  Zerstückelung  des  Be- 
sitzes zu  einer  mehr  individualisirenden  Behandlung  drängt  und 
wo  w  egen  des  Ueberwiegens  der  kleinen  Leute  es  darauf  ankonunt, 
durch  ein  Beispiel  im  Kleinen  die  Yortheile  der  Bereinigung  vor 
Augen  zu  fahren. 

3.  Der  Zwang  zum  Beitritt  ist  im  Grundsatz  ein  unbe* 
dingter,  d.  h.  alle  Grundstacke  der  Gemarkung  oder  des  betreffen- 
den Gemarkungstheils  sind  mit  der  Bechtswlrksamkeit  des  Be- 
schlusses in  das  Unternehmen  einbezogen.  Doch  muss  man 
beachten,  dass  es  Parcellen  giebt,  welche  vermöge  der  besonderen 
Art  ihrer  Beschalfenheit  oder  Nutzung  nicht  leicht  umtauschföhig 
mit  anderen  Grundstücken  sind  und  die  auch  schon  durch  blosse 
Abtrennung  einzelner  Tlieile  (z.  V>.  zu  Wegezwecken)  niOgliclierweise 
an  Werth  eiulnissen  würden.  Desshalh  verordnen  mit  Kecht  die 
meisten  Gesetze,  dass  (irundstücke,  die  als  Bauplätze  gelten,  ferner 
Baumstücke,  Rehfeldor,  Hopfengärten,  Parkanlagen,  der  Ausnützung 
auf  nutzbare  Mineralien  unterzogene  Gruben  und  Lager,  Grund- 
stücke mit  Mineralquellen,  Waldungen  etc.  dem  Zwangsbeitritt 
nicht  unterliegen  oder  doch  nur  dann,  wenn  o]iiie  ihren  Heizug 
das  TTnternehnien  nicht  ausfülu-bar  wäre.  (Aeluilieli  auch  im  Preuss. 
Gesetz  vom  2.  April  1872,  während  die  Preussischon  Gemein- 
heitstheiliuigsordnung  von  1821  solchen  Ausschluss  noch  nicht 
Torsah.) 

4.  Die  Bechtswirkung  des  Zwangsbeitritts  äussert 
sich  darin,  dass  die  in  das  Unternehmen  einbezogenen  Grundstfleke 
eine  gemeinsame  Masse  bilden,  aus  welcher  nach  Maassgabe 
der  genehmigten  Pläne  die  flir  Wege  und  Gräben  sowie  fflr  etrv  aige 
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iTpmeinscliaftliclie  Aulagen  ertonlerUciieii  Tlachen  zuuächüt  auszu- 
scheidüii  sind,  weiterbin  aber  jedem  Theilnehmer  das  in  diß  Masse 
eiiiaoworfene  Gelände,  sei  es  an  demselben  oder  einem  andereu 
Ort,  in  derselben  oder  in  einer  j^erin^^eren  Anzahl  von  Parcellen, 
diese  jedenfalls  in  zweckmässiger  Form  und  Lage  zu  den  Wegen, 
neu  anzuweisen  ist  iBichtsdmur  hat  überall  zu  sein,  dass  der 
Ereatz  regelmässig  nur  in  Grundstücken,  und  nur  ausnahmsweise^ 
soweit  ein  Ausgleich  auf  andere  Weise  nicht  möglich,  in  Geld  zu 
geben,  ferner,  dass  jedem  Betheiligten  thunlich  Ersatz  in  Grund- 
stücken Yon  gleicher  Gattung  (also  nicht  etwa  nur  Acker-  oder 
nur  Wiesland)  und  annähernd  gleicher  Bodengüte  anzuweisen  ist, 
endlich  dass  die  neu  zugemesenen  Grundstücke  nicht  in  wesent- 
lich ungünstigerer  Lage  zu  den  Wirthschaftsgehftuden  als  früher 
sich  befinden  und  dass,  wo  dies  nicht  zu  ennöglichen,  hierflOr  ein 
besonderes  Entgelt  gewährt  werde  —  alles  dies,  damit  wesentliche 
Aenderungen  des  Wirthschaftsbetriehs  gegen  früher  vermieden 
bleiben.  Auch  darin  äussert  sich  die  Bechtswirkung  des  Zwangsbei- 
tritts, dass  alle,  sowohl  dingliche  als  persönliche  Ansprüche  dritter 
Personen  an  dem  betheiligten  Grundstücke  (Lehenrechte,  Torzugs- 
und ünterpfandsrechte)  von  den  ausgetauschten  auf  die  eingetausch- 
ten Grundstücke  Übergehen;  Pächtern  wird  zweckmässigerweise 
das  Kecht  kurzfristiger  Kündigung  eingeräumt. 

5.  Der  in  grösserem  oder  geringerem  Umfang  vorzuiiehiiieude 
Grundötücksaustauseh  erfordert  zu  seiner  guten  Verwirklichung 
neben  einer  V er mess  ung  der  einzelnen  Parcellen  die  sorgfältige 
Werthsermittlung  (Bonitirung)  derselben.  Es  sind  desshalb  für 
die  Bereinigiingsfläche  so  viele  Bodenklassen  zu  bilden,  als  sieh 
im  Ertrag  und  Werth  verschiedene  Bodenarten  in  der  Bereinigungs- 
flficlie  vorfinden,  danach  die  einzelnen  Parcellen  in  diese  Klassen 
einz\n'eihen  und  deren  Bonitirungswertlie  zu  ermitteln;  letztere 
bilden  für  die  neue  Grinuistiickszutlieilung  die  Grundlage,  auf 
welche  hin  für  jeden  Theilnehmer  der  Anspnich  an  die  Theiluügs- 
masse  berechnet  wird,  für  den  er,  und  zwar  nach  den  obigen 
Grundsätzen  thunlich  in  Land,  zu  entschädigen  ist.  Von  der  ge- 
wissenhaften Bonitirung  hängt  vor  Allem  die  gute  und  befriedigende 
Lösung  der  Arbeit  ab  und  es  erwächst  daraus  die  Aufgabe,  gerade 
diesen  Theil  des  Geschäfts  in  die  Hand  vorzüglich  beföhigter 
Techniker  zu  legen. 

6.  In  den  verschiedenen  Stadien  des  Unternehmens  ist  den  Be- 
theiligten Gelegenheit  zu  geben,  von  den  Acten,  Berechnungen 
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und  Plänen  Einsicht  zu  nohmen,  femer  ihnen  ein  Beschwerde- 
recht einzuräumen,  zweckmässig  so,  dasB  eine  Vorbcscheidung 
.durch  eine  aus  Landwirthen,  Technikern  und  Verwaltungsbeamten 
zusammengesetzte  Commission  (Baden)  oder  ihweh  ein  Schieds'» 
gericht,  auf  dessen  Zusammensetzung  die  Betheiligten  Einfluss 
haben  (Freussen,  Bayern,  Wflrfctennbei^,  Hessen)  erfolgt  und  die 
weiteren  Rechtsmittel  gegen  die  von  der  leitenden  Behörde  er» 
gangenen  Verfllgungen  nicht  bei  den  ordentlichen,  sondern  bei 
den  Yerwaltungsgerichten  anzubringen  sind.  WeU  während  des 
Ganges  des  Unternehmens  die  Bestellung  der  Felder  mit  Schwierig- 
keiten zu  kämpfen  hat,  so  muss  .auf  ein  beschleunigtes  Verfahren 
abgehoben  werden  und.  sind  desshalb  besonders  auch  die  zu  ge- 
währenden EinspruchsMsten  kurz  zu  bemessen. 

7.  Es  ist  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  neu  angelegten 
W*'üe  uihI  Uräbei]  dauernd  in  gutem  Zustand  erhalten  bleiben, 
sei  e:i,  dass  der  Genieinscluift  derBetheiligieii  oder  der  Gemeinde  als 
solcher  die  ünterhaltiinij;sptlicht  zugewi('s*Mi  wird,  und  weiterinn, 
dass  nicht  nachträglich  durel)  un  zw  eck  massige  TheiUmiien 
die  AVirkungen  des  Unternehmens  wieder  in  Frage  Liestellt  werden. 
Eine  Vorsorgo  in  letzterer  Hinsicht  ist  namentlich  in  Ländern  mit 
weitgehender  Bodenmobilisirung  und Farcellirungsfreiheit  zu  treffen; 
sie  kann  durch  die  Vorschrift  herbeigeführt  werden,  dass  Theilungen 
von  der  Bereinigung  untei-worfenen  Grundstücken  in  Zukunft  nur 
noch  nach  der  Längsrichtung  der  Gewanne  statthaft  (Württemberg) 
oder  von  dem  Vorbehalt  abhängig  zu  machen  sind,  dass  auch  nach 
ihrer  Trennimg  die  einzelneu  Parcellen  noch  Zufahrtswege  behalten 
(Bayern,  Baden,  Hessen).  Eine  erhöhte  Sicherheit  gewährt  es, 
wenn  überhaupt  der  Auftheilung  der  Grundstücke  über  eine  ge* 
wisse  Grenze  hinaus  Schranken  gesetzt  sind,  was  durch  Bestimmung 
sog.  Parcellenminima  geschehen  kann^). 

8.  Die  Behördenorganisation  kann  in  ihrer  oberen  Spitze 
entweder  so  geordnet  sein,  dass  eigene  Beamtuugen  für  die  Leitung 
der  UüterneliinungeÄ  bestehen  (so  in  Preussen  die  auf  Grund  der 
Gemeinheitstheilungöordnung  gescliatteneii  Generalcomniissionen, 
siehe  48.  Ziffer  i]:  ebenso  in  Saelisen)  oder  dass  diese  Leitung 
an  bestellende  Staatsbehördeu  angeL;liedert  ist  (wie  meist  in  den 
süddeutschen  Staaten).   Der  unmittolbaro  (örtliche)  Vollzug  ruht 


Siehe  über  die  gesetzlichen  Vorschriften,  die  solch«  Parcelleumiuiaui  ver- 
oxdaoi,  die  Ata/tSitavatgtsa  in  Kap.  IV,  §  87. 
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entweder  in  der  Hand  einzelner  Personen  (Specialcommissare  in 
Preussen  imd  anderen  norddeutschen  Staaten,  Localcommission  in 
Oesterreich)  oder  von  Ausschüssen,  in  denen  neben  einem  Techniker 
(Vermesflungsbeamten)  und  einem  staatlichen  Commissär  als  Vor- 
sitzenden (Landwirthschaftslehrer,  Culturtechniker ,  Oekonomen) 
Landwirthe  der  bek.  Gemeinden  Tertreten  sind  ( süddeutsche 
Staatengruppe). 

9.  Dass  die  Kosten  für  die  ünternehniungen  die  Betheiligten 
ausscliliesslu'ii  zu  tragen  haben,  wie  die  älteren  Gesetz  vorschreiben, 
ist  im  Grundsatz  zu  billiiren,  da  die  an  ein  gut  durchgeführtes 
Unternehmen  sich  knüpfenden  wohlthätigen  Wirkungen  für  diese 
Kosten  vollen  Ersatz  versprechen.  Wenn  in  der  neueren,  nament- 
lich der  süddeutschen  Gesetzgebung  in  Abweichung  von  diesem 
Grundsatz  auch  auf  diesem  Gebiet  Erleichterungen  gewährt  worden 
sind,  so  kann  man  dies  mit  dem  allgemeinen  Interesse,  das  der 
Staat  an  dem  Bereinigungswesen  füglich  nehmen  wird  imd  mit 
der  Scheu  namentlich  der  kleineren  Landwirthe  vor  weitaussehen- 
den Unternehmungen  immerhin  rechtfertigen;  als  solche  Erleich- 
terungen sind  beispielsweise  zu  nennen  die  Uebemahme  der 
technischen  Yorarbeiten  und  der  durch  die  Mitwirkung  iron  Staats- 
beamten erwachsenden  Kosten  auf  die  Staatskasse.  (In  Preussen 
ist  durch  das  Gesetz  vom  24.  Juni  1875  insoweit  eine  Erleichterung 
gewflhrt,  als  danach  die  Betheiligten  für  die  Kosten  bei  Zusammen- 
legimgen  nicht  nach  dem  wirklichen  Betrag,  sondern  nach  im 
einzelnen  Fall  festgesetzten  Pauschsätzen,  im  Allgemeinen  mit 
12  M.  für  das  Hektar  aufzukommen  haben.)  Eine  noch  wirksamere 
POrderung  als  durch  solche  Beihilfen  wird  aber  unzweifelhaft  dem 
Unternehmen  dadurch  zu  Theil,  dass  die  Möglichkeit  langsamer 
Abtragung  der  Schuldantheile  eröffnet  (§  54,  ZifPer  4).  Im  Uebrigen 
gemessen  wie  alle  Unternehmungen  von  öffentlichem  Nutzen  auch 
die  Bereinigungen  gemeinhin  Freiheit  von  Sportein  und  ähnlichen 
Gebührenansätzen.  —  Die  Ausschlagung  der  Kosten  auf  die 
jjiiizolnen  erfolgt  nach  den  ermittelten  lieiuertragnissen  oder  Boni- 
tirungswerthen  bezw.  nach  den  Steueranschlagen,  wobei  es  aber 
zweckmässig  ist.  die  Möglichkeit  zu  eröiineu,  je  nach  dem  Vor- 
liegen eines  besonderen  Nutzens  für  bestimmte  Grundstücke  fl*»n 
Besitzern  Vorausbeiträge  a\ifzuerlegen  bezw.  bei  geringem  Nutzen 
oder  l)eim  Mangel  eines  solchen  die  Beitragsquote  entsprechend 
herabzusetzen  (Bayern,  Baden). 
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§56.  üebersicht  des  geltenden  Becbts;  Statistik  der 

Bereinigungen. 

Wie  in  den  andoicn  AbsoUnitten  dieses  Buchs,  kotiu  auch  hier  auf  eint»  Dar- 
leguug  des  luiialt^  dt^r  Eiuzelütaatsgeaetzgebuug,  die  dem  Gebiet  des  Verwaltuugs- 
rechts  zufällt,  nicht  eingegangen  werden,  eB  mag  genügen,  den  insseren  Qutg  der 
Gese(/.^ebuu«j  im  Bereich  dos  Rewcgiinpi'Hwpspns  kurz  -n  zeichnen  und  daran  einige 
Angaben  über  die  Erfolge  der  bezüglicheu  Lfesetzgel)uug  zu  reihen,  während  betreffe 
der  Ebuelheiten  «vf  die  YerwAltangsreohtsliteralur  «u  verweiaeii  ist 

1.  Prelis  sc  n:  Wie  mehrfach  envühnt,  ist  der  älteren  rieussischen  Gesetz- 
gtibung  eine  selbststäudige  Regelung  de& Sereinigunga-  (Zii8aiumeulegungs-)wesens 
fremd,  sie  bat  Tiebnehr  diesen  Gegenstand  im  Auscbluss  an  die  Oemeinheits- 
theilungsordnuug  v.  7.  Juni  1821  geordnet  (Siehe  §  48  oben.)  Da  aber 
nach  dieser  die  Zusammenlegung  unstatthaft  war,  wo  es  an  einer  fjeineiiiscIüit'tlirJipn 
Benützung  des  zusammenzulegenden  Grundütücks  fehlte,  au  Luiriu^;  zur  Ausiülluiig 
dieser  Lfidce  das  Ges.  v.  2.  April  1872,  welches  im  Unterschied  von  der  G.  T.  (). 
den  Zwang  zum  Beitritt  von  dpin  Vorliegen  ein^s  Mtdirheitsbeschlusses  'Mehrheit 
repräsentirt  durch  Fläche  und  Kastralix»inertragj  ubiiüugig  macht.  —  Special- 
gesetze besteben:  a)  für  die  Rbeinprovinz  v.  6.  April  1869  und  24.  Mai  1885; 
b^  für  Hcssra-Xassnn  nnd  zwar  Rptr.-1?>'/..  Kasstd  v.  IB.  Mai  1867  und  2Ö.Juli1S7n: 
während  im  Keg.-Bez.  Wiesbaden  die  für  das  ehemalige  Uerzogth.  Nassau  erlassenen 
Yorschriften  über  die  Güterconsolidation  (y<m  1829  nnd  1^)  im  Wesentlichen 
unverändert  «rdasstMi  worden  sind  fVerordnnii',''  v.  2.  Sept.  18()7i,  dem^xemiiss  liier, 
im  Unterschied  von  den  sonstigen  preussischen  l'roviiuea,  nicht  die  Zusammenlegung, 
aondern  die  bessere  Geetaltong  der  Parcellen  nnd  die  sonstige  Regulirung  der  Feld» 
mark  (Anlage  v(m  Wegen,  Gräben  etc.)  im  Vordergrund  steht;  c)  fiir  Schleswig- 
Holstein  und  Lauenburg,  Ges.  v.  17.  Aug.  1876  und  25.  Febr.  18S2:  d^  tür  Hohen- 
zoUem  V.  23.  Mai  1885  und  1.  Juni  1886;  e)  für  Hannover  v.  3U.  Juni  1842  uüt 
einer  Anzahl  Ergänzungsgesetzo.  {üebersichtliche  Darstellung:  der  Prenss.  (ieseta- 
gebung  giebt  A.  Glatzel  in  Stengel's  Wörferb.  d.  Deut.  Ver>valtungsrecht8,  Art. 
„Gemeinheitstheilung".)  Die  in  Preussen  und  den  Verbands  Staaten  in  den 
Jahren  1874 — 1883  vorgenommenen  Zneammenlegungen  erstreckten  sich  in  1451 
ünt^'rnehmnng^n  auf  eine  Gesammtgemarkungsfläche  von  578600  ha,  eine  I?ereini- 
gungsüäche  von  424085  ha,  auf  1620210  Parcellen  mit  172745  Besitzern,  wobei 
die  Paroellen  anf  406578  gemindert  worden  sind,  also  im  Yerbilltniss  von  1000  zu  255. 
1884/87  ninfa.sste  das  Bereinigaingsareal  "13H482  ha.  dii-  Zahl  der  Grundstücke  war 
46454Ö,  die  der  neuen  Pläne  98471,  die  Zahl  der  Besitzer  43874,  es  sind  also  auf 
1000  fdte  Grundstücke  812  nene  zugemesen  worden. 

2.  Sachsen:  Ges.  v.  23.  Juli  1861  (das  an  die  Stelle  des  älteren  v.  14.  Juni  1834 
getreten  ist);  einfache  Mehrheit  nach  Zahl  und  Fläche  Voraussetzung  des  Beitritts- 
zwangs, mit  Au.->]ia]une  jener  Fäll«,  in  denen  von  der  Zusammenlegung  die  Auf- 
Jiebnng  eines  Knppelhutungsverbandes  oder  die  Herstellung  einer  Zu<rau^'liehkeit  für 
solche  Grundstücke  abhängt,  zu  denen  nur  mifdlsf  T'eberfabrt  oder  IVlicrtritt  über 
fremde  Grundstücke  zu  gelangen  ist,  für  welche  Falle  jt?dcm  IJetheiligten  das  Pro- 
vocationsrecht  snstebt.  Im  Königreich  Sachsen  wurden  von  1883 — 1885  im 
Ganzen  2559  Zusammenlegungen  (auf  Fluren  und  Flurtbeilen  durchgeführt;  bethei- 
ligt waren  736  Gemeinden  von  3261,  d.  h.  22,67or  dieselben  erstreckten  sich  zu- 
meist anf  die  Gegenden  mit  geschlossener  Banweise  der  Dörfer  nnd  sind  ancb  nnr 
da  iin  Wesentliclien  ein  Bedürfniss.  während  dies  in  d(  ii  ;rebir;:;irren  Districten  mit 
sog.  Uebexgaugs-  (langgestreckten)  Dörfern  minder  hervorgetreten  ist.  (v.  Längs- 
dorff,  Die  Landwir^ohaft  in  Sachsen,  1889,  8.  436,  nnd  Seblitte,  a.  a.  O., 
ra,  S.  1123.) 

3.  Bayern:  Hier  ist  an  Stelle  des  älteren,  wegen  der  nngün.s.ti{ren  Bestim- 
mungen über  die  Einräumung  des  Beitrittszwaugs  kaum  in  Anwendung  gekommenen 
Qea^MM     10.  Nov.  1861  das  m  ue  v.  29.  Mai  1886  getreten,  das  nebw  Zusammen- 

legunf»^n  ansdriicklich  ancb  die  einfacheren  Bereinigungen  (Wegeanlaü^en^  zulässt 
und  die  Majorisirung  im  Anscliluss  an  das  nordd.  Recht  auf  der  Griuidlage  der 
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einfachen  Mehilieit  ordnet,  nnd  nur  bei  einer  Theilnelunerzahl  von  weniger  als  20 
die  Zu^ituiiuiuug  von  %  der  Jklheiligten  fordert.  In  Bayern  ist  seit  Erlassnng  de» 
neuen  (iesetses  V;  29.  Mai  1886  eine  erhcblit  lu'  Anzahl  vou  Unternehmungen  tii^s 
vollendet  worden,  theils  in  Austuhrung  begriffen,  „Schon  jetzt  %\'ird  diese  Gesetz- 
gebung von  den  bayrischen  Landwirtheu  als  groabt;  \Vühlthat  anerkannt.'*  (Die 
Landwirtlischaft  in  Bayern,  1890,  S.  660.)  Bis  Ende  1891  sind  Unteruelimiing«a 
fertiggestellt:  III  mit  5000  Betbeilägrten  und  6000  ha  Gniudfläche  (darunter  54 
Zusammenlegungen  und  57  Feldwegregelungen J ;  in  der  „Instruction"  befindlich: 
70  mit  3000  Betheiligten  und  8600  lia  Grwdfliche;  snr  Instnietiion  vorgemerkt 
170  mit  11200  Bt^thpilir^fcn  und  18500  ha  Grundfläche.  Die  Kosten  der  Bereini- 
gung betragen  zwischen  6  und  34  tind  im  Mittel  14  M.  vom  ha;  der  höchste  Auf- 
wand 66  M.  vom  ha. 

4.  Sonstige  süddeutsche  Staaten:  Auch  liier  haben  durchweg,  ähnlich 
wie  in  Bayern,  die  älteren  Gesetze  entweder  totale  Erneuerung  gefunden,  wie  in 
Württemberg  (Ges.  v.  30.  März  1886),  Hessen  (Ges.  v.  28.  Sept.  1887),  oder 
ergänzende  Bestimmungen  (rhalten,  Avie  in  Baden  das  Cies.  v.  5.  Mai  1856  durck 
die  Novelle  v.  21.  Mai  188(5;  wobei  neben  der  zweckmässigeren  Ordinin<r  deg  Ver- 
fahreng die  Herabmindertmg  der  zur  Gültigkeit  eines  Beschlusses  eriorderliclien 
Mehrheit  (einfache  Mehrheit  nach  Köpfen  und  Steuerkapital  bezw.  nach  Fläche) 
die  TV'  -Jcntlichste  Xonernny:  hildete.  Aehnlich  wie  in  Bayem  ist  auch  diesen  Staats- 
wesen die  Zulassung  von  Feldwegregulirungen  neben  eigentlichen  Zusammenlegungen 
eigenihfimlieh.  —  hi  BlsaBS-Lothringen  können  nach  dem  Ges.  v.  14.  April 
1884  Gnindeigenthümer  zu  antorisirtc^n  Genossenschaften  gemäss  dem  älteren  fran- 
'xösischeu  Ges.  v.  21.  Juni  1865  über  die  S/ndicatsgenossenschaften,  iudess  nur  zum 
Zweck  der  Anlage  nnd  TJnterhaltong  von  Gemeindewegen,  dunA  BeieUnss  des 
Bezirkspräsidentcn  vereinigt  werden.  Ein  neuerliches  Ges.  v.  30.  Juli  1890  ermächtigt 
diese  Genossenschaften,  zu  diesem  Zweck  oder  auch  zum  Zweck  der  Herstellung 
von  Be-  und  Entwässerungen  den  nöthigen  Austausch  von  Grundstücken  im 
Zwangswe^  herbeizutühren;  zn  Zusammenlegungen  giebt  es  dagegen  keine 
Ermächtigung.  ■ —  In  mehreren  dieser  süddentschen  Staaten  haben  die  Feldbereini- 
gungsuntemehmungon  in  den  achtziger  Jahren  einen  erfreulichen  Aulschwung  ge- 
nommen. In  Württemberg  wurden  seit  der  Erlassnng  des  Gesetzes  v.  90.  Märs 
1886  bis  Ende  1889:  262  Anträ^re  auf  Durchfiihrnnji;-  vnn  Feldbereinifrnngrsnnter- 
uehmuugeu  gestellt,  von  diesen  sind  177  in  Ausführung  begriffen  bezw.  ausge- 
ftlhrt,  6. im  Stadium  des  Yorver&hrens,  39  in  der  Tagflilirt  abgelehnt  nnd  40  nicht 
weiter  verfolgt  worden;  von  obipen  177  sind  es  173  mit  neuer  Feldeintlieilunp  und 
nur  4  eiufache  Feldwegaulagen.  Beijeueu  grösseren  Unternehmungen  sind  betheiligt: 
148  Gemeinden  nnd  24496  Grundbesitzer,  und  die  Beremignngsfiäcbe  hat  einoi 
Umfang  von  IS 471  ha.  —  In  Baden,  in  dem  erst  mit  der  Schafiiing  einer  besonderen 
Behördenorganisation  für  das  Landescultunvesen,  d.  h.  seit  Anfang  der  70er  Jahre 
die  Feldbereinigungeu  iliren  Aufschwung  genommen  haben,  sind  in  dem  Zeitraiun 
1870/88  im  Ganzen  440  Unternehmungen,  mit  einer  Fläche  von  mnd  6000O  ha  zur 
Ausführung  gekommen,  und  bis  1890  weitere  2.0  mit  einer  Fläche  von  rund  ISOO  ha. 
Die  durch  die  landw.  Erhebungen  des  Jahres  1883  gegebenen  Anregungen  in  Ver- 
bindung mit  dem  durch  die  Novelle  v.  21.  Mai  1886  geschaflimmi  erimcbterten  Ab> 
stimmmigsmodus  halten  in  den  letzten  .Jahren  besonders  >iele  neue  Uuteniehnnni'^en 
gezeitigt;  in  den  Jahren  1889  bis  1891  waren  nicht  weniger  als  276  mit  einer 
FUche  von  rund  95000  ha  in  amtU^er  Behandlung.  —  Der  Jahresbericht  des 
bad.  3Iinister.  des  Innern  für  1884/88  betont  das  wachsende  Verständniss  der  P.i  völ- 
keruug  für  das  Bereiuiguugsweseu  (II,  S.  75  ff.)  und  zeigt,  dass  neuerdings  auch 
die  Yerminderung  der  Farcellenzabi  mit  ndnderen  Schwierigkeiim  als  frfiher  r 
rechnen  liat  (S.  87);  in  dem  Culturiuspectionsbezirk  Mosbach  beträgt  dieselbe 
z.  B.  in  der  Regel  etwa  20";o;  andererseits  begnügt  man  sich  in  reinen  Gebirgs- 
gegenden, der  Schwierigkeit  der  Naturalausgleichung  wegen,  mit  einfaelun  Wege- 
anlagen ohne  Verlegungen.  -  -  In  Hessen  wurden  seit  Erlassunjr  des  (iest  tzcs  v. 
28.  Sept.  1887  in  40  Gemarknn«ren  anf  einer  Fläche  von  18516  ha  Feldlx  reiiii- 
gungeu  beschlossen  und  in  Bearbeitung  genommen.  —  In  Elsass-Lothringen 
sind  auf  (irund  des  Gesetzes  v.  21.  Juni  1865  und  v.  14.  Aprü  1884  in  der  Zeit 
ISTH  8!)  ini  Ganzen  r>9  Feldweggeuossenschafton  mit  einer  betbeiligten  Flftcbe  von 
5170  ha  gebildet  worden. 
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5.  Die  kloineren  luitt«-!-  und  ii  o  rdd  e  u  t  s  clif  ii  Staatswesen:  Bit'  Gesetz- 
gebung der  mitteldeutschen  Kleinstaaten  hat  sich  im  Wesentiichea  im  Auschluss 
an  die  Prensaisclie  entwickelt;  für  einen  Theil  denelTieB  —  Anbalt,  Schwarsburii^ 
Rudolstadt,  Schwarzburg'- finndershaiison,  Rachsdi -MoiniTif^f  n  efo.  ist  auf  ti rund  be- 
stehender Staatsverträge  die  Auatobrung  des  Gemoinhuitstheiluugs-  und  Zusammeu- 
legungswesens  den  Preiusisohen  Behörden  (GeneraloonuniMionen)  übertragen.  — 
In  Mecklenburj^-Schwerin,  wo  die  Guter  des  I>omaniums  und  der  Kittersehaft 
von  Hans  uns  /iemlich  arrondirt  wareu,  lapr  zu  Zusammeule^ugen  weniger  Aulass 
als  suust  vor;  in  dt'ii  biiiu'rlicheu  Feldmarken  igt  die  Auseinandersetzung  der  Ge- 
meinheiten mit  Zusammenlegungen  „Kraft  des  vun  der  Regierung  reser\irteu  Kechtea, 
die  Bauemhufen  nach  Gutdünken  auch  vor  Ablauf  der  jeweiligen  Pachtperiodeii  zu 
tuidem*^,  seit  etwa  1812  „ohue  Weiteres",  also  ohne  besondere  gesetzliche  Grundlage 
dnrchgeftthrt  worden.  Die  Begnlimng  der  Verh&ltnisse  in  den  städtischen  Mar» 
knnpren  ist  durch  die  Verordnung  v.  15.  Januar  1873,  in  M  erklenburg-Strelitz, 
wo  die  Verhältnisse  ähnlich  liegen,  durch  eine  solche  v.  ti.  Februar  1854  g^eordnet 
worden«  —  In  Oldenburg  ohbei  die  Materie  das  Geseta  t.  27.  April  ISSS. 

6.  Ausserdeutsche  Staaten,   a)  für  Oesterreich  ist  erstmals  ein  die 

Zusammenlegungen  regelndes  Reichsgesetz  untenn  7.  Juni  1883,  wclclu  s  daneben 
auch  die  Auseinandersetzung  von  Gemeinheiton  ordnet,  ergangen,  nachdem  mau 
frülier  mehr  auf  mittelbare  Weise,  insbesondere  durch  Einräumung  von  Gebühren- 
nnd  .Stempelfreiheit  bei  zum  Zweck  der  Arrondirung  von  Grundstücken  vorgenom- 
menm  r?mndaustäuschen  di<>  S;i(  li»>  zu  fordern  besrrebt  war  (I{.-(5.  v.  3.  März  1868). 
Austiihruiigsgesetze  für  ilaliren  v.  13.  Febr.  1884,  für  Kürutlieu  v.  ü.  Juli  1885, 
Nieder-Oesterreicli  v.  3.  Juni  1886,  Schlesien  v.  28.  Dec.  1887.  Der  erfolgreichen 
Durchführung  der  Gesetze  dürfte  übrigens  nach  den  in  .Süddeurscliland  irernachten 
Erfahrungen  die  erschwerenden  Bedingungen  für  die  Verwirklichung  des  Zwangs- 
beitritts  (neben  einfiaeher  Mehrheit  nach  K^fen  swei  Drittel  Mehrheit  der  bethei- 
Ügten  Fliiehe   naeh  ihrem  Katastralreinertrafr^   selir   eiit^e^renstehen.  ~  In  der 

Schweiz  haben  nur  einzelne  Cautone  Flurbereiuiguugsgesetze  (Luzem  aus  dem 
Jahre  1806,  Basel  yon  1889,  Schaifhausen  von  1846,  1860  und  1867,  Thnrgau  von 
1875,  Zürich  von  1862,  Aargau  von  1876),  denen  indess  eigenthümlich  ist,  dass  sie 
im  W^esentlichen  nur  die  bessere  Eintheilung  der  Gewanne  (Zeigen),  die  Aufhebung 
von  Wegedienstbarkeiten  und  die  Anlage  von  Feldwegen  sowie  deren  gute  Unter- 
haltung erstreben,  wfthrend  die  gesetsliche  MSglichkeit  eigentlicher  ZusamuMnlegungen 
nicht  eröffnet  ist,  und  wo  sie  vereinzelt  regierungsseitig  herbeizuführen  versuelit 
wurde,  von  der  Volksvertretung  abgelehnt  wurde.  —  c)  Von  den  uordischea  Staaten 
ist  Dänemark  insofern  bemerkenswerth,  als  schon  frühzeitig  (im  Beginn  des 
18.  Jahrhunderts)  die  Gesetzgebung  auf  eine  Beseitijruutr  der  dun  li  die  (n  uieiigelage 
herbeigeführten  Betriebaschwierigkeiten  Bedacht  nahm  imd  in  einer  unterm  23.  April 
1781  erlassenen  Verordnunf^  die  Ausscheidung  aus  der  Feldgenieinschalk  wirksam 
crk'iehterfe,  wobei  diese  Ausselieidunjr  nach  II  aussen  ^•ielfac}l  in  der  Form  der 
Abbauten  (Vereinödungen)  erfolgt  zu  sein  scheint.  -  Für  Schweden,  wo  die 
„Abimuten*  um  dieselbe  Zeit  wie  in  Dänemark  begannen,  hat  den  Gegenstand  ein 
Ges.  V.  6.  Nov.  1866  über  die  Flurenseparation  im  Reich  im  Anschluss  nn  ältere 
Verordnungen  neu  und  zwar  dahin  geregelt,  dass  jeder  Eigentlmmer  die  gesetzliche 
Theilung,  d.  h.  die  Separation  ungefheilter  oder  schon  getheilter,  aber  noch  ver- 
mengter I'Mureu  in  solch  zusammenhängenden  Abtindungen  begehren  kann,  wie  deren 
Beschaffenheit  und  Lage  ohne  Seliaden  eines  Theilnehmers  dies  zulässt.  Dem  Zwanp: 
zu  Zusammenlegungen  uuterliegen  nicht  die  Waldungen  in  den  nördlieheu  rrovin/.en. 
In  Norwegen  ist  dureh  Ges.  v.  17.  Aug.  1821  die  Aufhebung  der  Feldgemeiusehaft 
eingeleitet  werden.  fXarh  fJrossHiann.l  -  d)  In  Knjrland  und  Schottland 
steht  älinlich  wie  in  Preussen  die  Zusammonlegtmg  im  engsten  Zusammenhang  mit 
der  Auftheilung  der  alten  Gem^sheiten  (commons,  siehe  oben  8.  379);  die  hierher 
aähleuden.  sdion  im  IG.  .Talirli.  beginnenden  rntemehmungen  (in  Schottland  durch 
ein  im  Jahre  1668  erlassenes  besonderes  Gesetz  erleichtert)  schlössen  Ablösung  der 
Servituten,  Theilung  der  Oemeinweiden,  Zusammenlegung  der  Grundstflcke  gleich» 
zeitig  in  sich  und  wurden  später  auch  mit  der  Zehntablösung  verbunden.  Bis  in  die 
Mittel  dieses  Jahrhutiderts  von  giitli»  her  Vereinbanmpr  oder  besonderer  Parlamentsbill 
abhängig,  erhielten  sie  erst  durch  das  Ges.  v.  8.  Aug.  1845  eine  namentlich  für 


Digitized  by  Google 


334 


Kap.  IIL  Die  Politik  der  LandeBColtvr. 


(las  biitierliche  Eigenthmn  wirksame  Förderung:  Einsetzung?  einer  besonderen 
Behörde  -  laüd  cuuuuiisisiouers  - Provociitious verfahren  (Antragstellung  durch  Va 
der  Betheiligten),  hierauf  Ernennung  eines  Taxators  zur  Abschätzung,  Prüfung  der 
Kechtsverhältnisse  etc.:  der  Ton  der  Behörde  aui'zustellende  endgiltige  Vertheiluugs- 
plan  erfordert  zur  Gültigkeit  des  Unternehmens  die  Zustimmung  tou  zwei 
Dritteln  der  iBtereseenteii.  Bei  jeder  AuftheOnng  mfisien  4—10  acres  für  tfffentliche 
Spielplätze  etc.  re.seivirt  werden;  für  jeden  armen  house - liolder  ist  Vi  acre  anzu- 
weisen und  diese  Ailutments  stehen  unter  eigenen  Aliotment -Wardens,  welche  da« 
Land,  irenn  die  snnSohst  damit  heliehene  Famifie  es  nicht  halten  kann,  einem 
anderen  Annen  übertragen  dürfeu.  Vgl.  Koscher,  Anm.  16  zu  §  82  und  Gross- 
mann, a.  a.  0.)  —  e)  Die  romanischen  Staaten  entbehren  bis  jetzt,  trotz  des 
vorliegenden  Bedfirfiiisses,  einer  die  Kegclung  der  FlurrmMItDisse  nach  deutschem 
Vorbild  in  Anasicht  nehmenden  Gesetzgebung.  Wenn  man  in  Frankreich  die 
rennion  dps  parcelles  durch  eine  Ermässirnm?  der  Enregistremeuttifrebühr  hei  Ver- 
taubchung  kleiner  Grundstücke  für  üulche  i'älle,  in  dentui  wenigstens  eines  dieser 
letBteren  an  das  Grundstück  des  Erwerbers  angrenzt,  zu  begünstigen  trachtet,  so 
kann  die«?  doch  nur  als  ein  sehr  dürftiger  Xothbehelf  angesehen  werden.  Auch 
die  durch  da^s  Ges.  v.  21.  Juli  1865  über  die  Syndicatsgeuussenschaften  gegebene 
Möglichkeit  anr  Ausführung  von  Feldwegen  kann  höchstens  dazu  führen,  die  grellsten 
Missstände  v.n  hesritigen.  Tn  jüngster  Zeit  hat  L.  (irandean  Oa  production  agrieole 
eu  France,  son  preseut  et  son  avenir,  1885)  die  Betheiliguug  des  noch  fast  in  allen 
Ofitem  des  ösüichen  Frankreich  herrschenden  Flnnewangs  mit  DreifelderwhrthschafI 
(lipi  Ii  eine  dem  deutschen  Eecht  nachgt^liildete  Gesetzgebung  als  eine  unumgäng- 
liche Voraussetzung  der  Hebung  des  Ackerbaus  bezeichnet.  In  Italien  bestehen 
nicht  einmal  Erleichteningen  obiger  Art  und  wenn  auch  die  Ergebnisse  der  neuesten 
Agrarenqudte  die  Nothwcndigkeit  einer  Arrondirungsgesetegebung  haben  hervortreten 
lassen,  so  schemt  mau  doch  in  maassgebeuden  Kreisen  die  Landbevölkerung  für  eine 
solche  noch  nicht  hinreichend  reif  zu  emchten. 


Absciliiitt  IV. 
Be-  und  EBtwftssernngSiuiIiigeii;  der  Wtsserselmtz« 

§  d7.  Die  Bedeutung  der  Bewässerung. 

1.  Zu  den  wichtigsten  Factoren  der  Bodenbewirtbschaftung  zählt 
die  angemessene  Verwendung  des  Wassers,  dieses  „Bhits  der  Erde** 
(Dünkelberg)  und  die  Art  der  Wasserwirthschaft,  die  Ausnutzung 
seiner  befeuchtenden  und  düngenden  Eigenschaften  für  die  Zwecke 
der  pflansliehen  Production,  und  die  Hintanhaltung  von  Schäden, 
welche  durch  ein  Uehermaass  von  Wasser  (Ueberschwemmung,  Yer- 
sumpfimg  etc.)  entstehen  können,  bleibt  daher  auf  die  jeweiligen 
ProductionsTorhältnisse  von  maassgebendstem  Einfluss.  Grossartige 
Meliorationswerke  in  alter  und  neuer  Zeit:  künstliche  Wasserkanäle 
und  Wasserreservoirs  zu  Bewässerungszwecken,  umfangreiche 
Trockenlegungsarbeiten  versumpfter  Grebiete,  Gorrectionen  unge* 
regelter  Flussläufe  und  Eindeichung  der  TJfer  —  reden  in  dieser 
Beziehung  die  deutlichste  Sprache  und  bezeugen  die  engen  Be- 
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Ziehungen,  welche  zwischen  Bodenwirkhschaft  und  Wasserwesen 
bestnhon.  Handelt  PS  sich  bei  den  im  vorigen  Abschnitt  erörterten 
Aufgaben  der  Landeseultur  (Zugtoglichmachmig  der  Omndstacke 
durch  ein  zweckmässig  angelegtes  Wegenetz  und  Zusammenlegung 
des  Streubesitzes  zu  ariondirten  Flächen)  wesentlich  um  die  Er* 
spanmg  ?on  Arbeit,  so  kommt  bei  den  auf  die  Nutzbannachung 
des  Wassers  und  auf  Femhaltung  seiner  schädlichen  Einwirkungen 
abzielenden  Maassnahmen  die.  unmittelbare  Hebung  der  Boden- 
productionskraft  selber  in  Frage. 

2.  DieBedoutung  der  Bewässerung') niht  in  der Thatsache, 
das8  die  Pflanzen  ihre  Nahnmo^  mir  in  durch  Wasser  gelöster  Form 
in  sich  aufzunehmen  verniuf,^eii  und  dass  das  Gedeilien  der  Vege- 
tation um  so  hesser  YorhflrGrt  ist.  je  gleichmässiüer  während  der 
Dauer  derselben  ein  bestimmter  Orad  von  Feuchtigkeit  dem  Boden 
erhalten  bleibt.    Das  Wasser  wirkt  aber  nicht  bloss  als  allge- 
meinstes ,,Lö8ung8-  und  Yerbreitungsmittel  der  im  Boden  enthaltenen 
Nährstoffe**,  es  kann  auch  zur  Begulinmfr  der  Bodentemperatur 
dienen  (Bewässerung  der  Wiesen  im  Frühjahr  nach  eingetretenem 
Frost,  in  Italien  auch  im  Winter,  um  die  Frostwirkungen  zu  ver- 
hüten) und  schliesslich  kann  neben  der  befeuchtenden  Wirkung 
auch  eine  unmittelbar  dflngende  mit  der  Bewässerung  erzielt  werden, 
sofern  das  zur  Bewässerung  verwandte  Wasser  Träger  von  Nähr- 
stoffen ist  Je  unregelmässiger  die  Niederschläge  in  einer  Gegend 
einzutreten  pflegen,  um  so  stärker  ist  das  Bedfirfhiss  nach  einer 
künstlichen  Zuleitung  des  Wassers  auf  die  Felder  imd  Wiesen  zur 
VerhUtung  von  Mssemten,  also  in  südlichen  Gegenden  mehr  als 
im  centralen  Europa.  Der  Oulturzustand  der  Länder  der  warmen 
und  heissen  Zone  ist  daher  ganz  yomehmHch  Ton  der  Art  der 
Wasserwirthschaft  bedingt  und  die  unvergleichliche  Blüthe  des 
Ackerbaues  in  den  alten  Cdturländem  (Syrien,  Mesopotamien, 
Aegypten  etc.)  hängt  mit  den  grossartigen,  eine  regelmässige  Be- 
wässenmg  bezweckenden  Anlagen  von  Kanälen  und  Reservoirs  ebenso 
aufs  Engste  zusamuion,  wie  der  nachmalige  Verfall  dieser  Wasser- 
werke den  Verfall  der  Bodencultiu*  selber  im  Gefolge  hatte  -). 


*|  Vgl.  hierwegen  besonders  l'erels,  a.  a.  O..  s.  493  ff. 

Bekannt  ist  die  der  Königin  Semiramis  zugeschriebene  Inschrift,  die 
Koiii^,'  Alexander  auf  seinen  Kriegszügtm  fand:  „Ich  habe  die  Striiine  gezwnnjren, 
dahin  zu  fliessen,  wo  ich  wollte,  und  ich  wollte  nur  wo  es  nützlich  war;  ich  habe 
fruchtbringend  gemacht  die  dürre  £rde,  indem  ich  sie  bewässerte  durch  meine 
Ströme  ..." 
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In  den  Ländern  der  gemässigten  Zone  ist  die  Bewässerung 
wegen  des  häufigeren  Eintritte  von  Niederschlägen  in  der  Haupte 
zeit  der  Vegetation  ein  minder  dringendes  und  dieselbe  hat  aua 
diesem  Grunde  in  den  bieriier  gehörigen  Staatsgebieten  bis  jetzt 
YOrwiegend  nur  betreffs  der  Wiesen  grossere  praktisehe  Bedeutung 
gewonnen,  wird  aber  unzweifelhaft  auch  hinsichtiich  der  feldmässig 
gezogenen  Cultuigewächse,  namentlich  der  Handelspflanzen  (Hopfen, 
Tabak,  Hanf,  Flachs)  sowie  bestimmter  Feldfutterflanzen  (Mais) 
um  so  mehr  wachsenden  Eingang  sich  verschaffen,  je  mehr  die 
Zunahme  der  Bevölkenrngszahl,  steigende  Bodenpreise  und  Arbeits- 
löhne dazu  zwingen,  in  der  Erzielung  der  Bodenerträge  von  den 
unberechenbaren  Einwirkungen  der  Jahreswitterung  sich  mehr  und 
mehr  unabhängig  zu  machen  und  je  mehr  die  gesteigerte  Nachfrage 
nach  Bodenproducteu  und  der  erzielte  höhere  Preis  eine  Yerziiitiung 
und  Amortisation  der  in  die  Bowässenui^sanlageu  verwendeten 
Kapitalien  mit  Sicherheit  erwarten  lassen.  Aber  auch  schon  eine 
vermehrte  Anwendung  der  künstlichen  Bewässerung  auf  den  Wiesen- 
und  Futterfeldern  ist  bedeutungsvoll  genug,  weil  die  Steigerung  der 
Futtererzeuirunir  den  oranzon  Wirthschaftshetripb  (durch  die  Ermöij:- 
lichung  reichlicherer  Ernaiuung  iiv^  \\v\\>.  höherer  Rente  aus  dem 
Stall,  stärkerer  Düngerproduction)  in  wolilthätigster  Weise  be- 
einüusst. 

3.  Hat  nun  auch  namentlich  seit  der  Glitte  des  Jahrhunderts  die 
Staatsfürsorge  auf  diesem  Gebiete  in  thatkräftigster  Weise  einge- 
griffen und  sind  zahllose  Kunstwiesen  entstanden,  so  darf  doch  die 
Meinung  vertreten  werden,  dass  das  ausgedeluite  Stromsystem  des 
mittleren  Europa  bis  jetzt  nur  in  sehr  ungenügendem  Umfang  für 
die  Zwecke  der  Bodencultur  nutzbar  und  insbesondere  von  einer 
planmässigen  Yerwerthung  der  von  den  Strömen  in  tmgeheueren 
Mengen  mitgeführten  bodendüngenden  Bestandtheile  mit  verein- 
zelten Ausnahmen  wenig  oder  keüi  Gebrauch  gemacht  worden  ist 
Ganz  überwiegend  ist  beispielsweise  beim  Bau  von  Kanälen  die 
Benutzung  des  Wassers  als  Mttel  der  Lastenbewegung,  d.  h.  zu 
Zwecken  des  Verkehrs  im  Vordergrund  gestanden  und  auf  eine 
gleichzeitige  Ausnutzung  dieser  Anlagen  zu  Bewässerungszweeken 
selten  abgehoben  worden.  Dass  aber  die  beiderlei  Arten  Yon  Zwecken 
häufig  sehr  wohl  miteinander  sich  Torbinden  lassen,  kann  nach 
den  hierüber  aus  einzelnen  Anlagen  dieser  Art  gewonnenen  Er* 
fahrungen  nicht  zweifelhaft  sein;  wie  anderseits  die  Zurückhaltung 
maassgebender  Kreise  gegenüber  der  Kanalfrage,  zumal  in  Deutsch- 
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land,  ihre  Ürklfintng  in  der  seither  den  Kanälen  zugewiesenen 
Ausschliesslichkeit  ihrer  Aufgabe  als  Yerkehrsstrasse  findet,  weil 
die  privat-  und  yolkswirthschafUiche  Nutzwirkung  der  Anlage  durch 
deren  alleinige  Verwendung  zu  Transportzwecken  meist  nicht  hin- 
reichend verbürgt  erschien.  Die  hohen  Benutzungsgebühren,  welche 
in  Norditalien,  Spanien,  Indien  seitens  der  Grundbesitzer  für  die 
Inanspruchnahme  von  Kanalwasser  zu  Wässerungszwecken  willig 
entrichtet  werden,  sind  der  beste  Beweis  für  die  Werthschätzung 
solcher  Anlagen  für  die  Zwecke  der  Bodencultur;  und  mit  der 
Möglichkeit  ihrer  Einhebung  und  der  daraus  zu  ziehenden  Rente 
sollte  iiiciii  bei  der  „Kanal frage"  in  höherem  Maasse  als  seiLher 
rechnen. 

InhaltKch  der  von  Pereis  dtirteii  AnjOfaben  von  Charpentier  de  Cossigny 

über  den  dünjrt'iuU'ii  Werth  der  Wässeruti«!:  stellen  sich,  z.  B.  bei  den  italienischen 
Wintenviesen  am  Cavour-Kanal  die  Wasservergütungsgebühren  auf  170  Lire  pro 
Modulus,  d.  h.  für  die  beständige  Abgabe  von  100  Liter  pro  Secunde  vom  10.  October 
bis  16  März  (mit  zweimaliger  Sistirung  im  Herbst  und  Frühjahr  zum  Zweck  der 
Räumung  des  Kanals);  und  im  südliclu  n  Frankreich  in  maximo  auf  60  F res. 
pro  ha.  Der  französische  Gelehrte  nimmt  auf  Uruiul  seiner  Untersuchungen  im 
Departement  Vaucluse  an,  dass  bei  beständigen  Ziituhren  von  1  Liter  Wasser 
pro  ha  und  Secunde  während  6  Monaten  der  Boden  m-.r  kg  Stickstoff  im  Wert  he 
von  Ö2,ö0  Frcs.  bereichert  werde,  so  dass  Angesichts  der  sonstigen  Yortheile  der 
Bewässenum^  eine  yergfititng  von  60  Free,  eliw  nu  niedrig  ab  an  hoch  gegrifiiini 
erschdnt 

4.  Dip  staiiiienswertlie  Entwicklung  der  K 1  e  k  t  r  n  t  o  r  Ii  n  i  k  in 
(\pv  Kichtung  der  Verwerthung  der  Wasserkräfte  durch  elektrische 
Kraftübertragung  ist  vollends  geeignet,  auch  bei  rein  privatwirth- 
8chiiftlicher  Berechnungsweise  eine  günstigere  Stellungnahme  zur 
Kail  alfrage  zu  schaffen,  weil,  je  vielseitiger  für  die  Bedürfnisse  des 
Wirthschaftslebens  dieselbe  Wasserwelle  in  Verwendung  genommen 
werden  kann,  die  Rentabililät  selbst  kostspieligster  Anlagen  an 
Wahrscheinlichkeit  gewinnt.  Sicherlich  würde  ein  so  dicht  bevölkertes 
Land  wie  China  ohne  die  ausgiebigste  Verwendung  seiner  Strom- 
läufe fOr  die  Bodencultur  gar  nicht  zu  bestehen  vermögen;  und 
man  kann  sich  nicht  leicht  eine  zu  flbertriehene  Torstellung  davon 
machen,  zu  welcher  Entfesselung  der  productiven  Kräfte  des  Bodens 
eine  planmässige  Indienststellung  des  Stromsjstems  des  mittleren 
Europa  hinleiten  konnte.  Hier  ist  fOr  eine  Action  in  grossem  Styl 
noch  ein  weites  Feld  der  StaatsfOrsorge  gegeben,  das  freilich  nicht 
erst  dann  in  Angriff  genommen  werden  sollte,  wenn  durch  den  gleich- 
mässigen  Zuwachs  der  Bevölkerung  in  allen  Culturstaaten  und  die 
daraus  sieh  ergebende  Schwierigkeit  der  Versorgung  der  Bevölkerung 
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einzelner  Staatswesen  mit  Nalmmgsmitteln  die  Erzielung  höherer 
Ernten  und  die  thnnlichste  Selbstständigmschung  in  Bezug  auf 
die  NahrungsmittolTersorgung  ein  Gebot  der  Selbsterhaltung  ge-* 
werden  ist 

Anmerkttnp'.  1.  Dii  iik elberpr  verg'leicht  ein  in  zweckmässiger  Verhinflung- 
mit  deu  uatUrlichen  Wasserstrassen  angelegtes  „Kanalnetz  mit  den  Hauptströmen  eines 
irrossartigen  ArtoriensyttemB,  welclH»  du  Wasser,  dieses  Blut  der  Erde,  in  die 
Oedeii  und  Heiden  wie  in  das  Cnlfurland  in  niächtipei  I'nlsation  ergiesst  und  sich 
von  da  ab  nach  Sedürüiiss  in  kleinere  secondäre  Schiölalirts-  und  Bewässerung»- 
kanSle  frieder  Yensweigt*'  wd  erbüclrt  denn  «eue  naturgemässe  Ergänzung  der  so 
sehr  empfohlenen  Secundärbalmeii,  die  Bber  weit  prodtictiTer  fär  Yerkdir  und 
Landwirthscbaft  sei  als  diese". 

2.  An  sahlenmässigen  Nachweisen  über  den  wirtbschaftlichen 
Werth  soleher  WSssernn^sanla^eii  fehlt  es  in  der  landwirtiisekaftUchen 

Fachliteratur  iiiclit;  Toussaint  erwähnt  u.  A.  fa.  a.  0.,  S.  62)  das  Rittergut 
Föhra  bei  Erfurt)  wo  auf  einer  Wieseufläche  von  300  Morgen,  auf  der  früher 
häufig  nicht  mehr  als  6  Ctr.  geemtet  wurden,  die  Icflnstliche,  auf  36  Tage  im 
Jahre  sicli  beschitiikende ,  durch  Ueberstauung  bewirkte  Bewässerung  den  Ertraff 
auf  50  Ctr.  vom  Morgen  posteig'Prt  haben  soll.  —  Ueber  die  Bewässenin;»  des  un- 
fruchtbaren Sandbodens  der  üocker  Heide  (auf  dem  rechten  Ufer  dör  Lippe) 
siehe  Dünkelberg,  a.  a.  0.,  8.  52  IT.:  der  am  der  Lippe  abgezweigte  Be* 
wässeningskanal  (32  km)  dient  zur  Bewässenm^  von  1217  ha  mit  einem  nun- 
mehrigen Bruttoertrag  von  rund  400000  M.  „auf  einer  früher  fast  ertraglosen 
Flldw*.  GeMunmtanfvrand  nmd  420000  M.;  an  Zinsen,  Amortisation  und  Yer- 
waltungskosten  waren  nach  dem  Stand  vom  1877  jährlich  306()0  M.  aufzubrinprfn.  — 
In  der  amtlichen  Denkschrift:  Der  Kheinstrom  etc.,  wird  für  die  tiOOOO  ha  luu- 
fitSBoiden  hewäsierten  Wiesen  des  südlichen  nnd  westlichen  Sehwarzwalds 

der  Werth  der  Wasserbenützun^''  zur  Bcriescluuj,'^  der  Wiesen  auf  240  Millionen  M. 
beziffert  (S.  228).  ~  Wie  in  L'tha,  der  Mormonencolonie,  durch  ein  geniales  iJe- 
wässerungssy Stern  aus  einer  Wüste  pflugbares  Land  von  268000  Acres  geschafüen 
worden  ist,  dessen  Erträpiisse  schon  1866  auf  4500000  Pfd.  Sterl.  geschätzt  wurden, 
siehe  Tonssaint.  a.  a.  0..  S.  16.  —  Bewunderungswürdige  Bewässernnfrsanlafrpti 
in  der  2.  Hälfte  dieses  Jahrh.  auch  in  Süd-  und  Westcalifornien  im  sog.  Keru- 
thal  (Kern  County,  etwa  600000  acres  bewftiserbare  Fläche  umfassend,  wovon  1888 
der  vierte  Theil  in  die  Bewässerung  einbezogen  war)  geschaffen :  die  32  Hauptkanäle 
haben  eine  üesammtlänge  von  einigen  60  deutschen  Mellen,  an  die  sieh  ein  kunst- 
volles System  TOn  Chraben  nnd  Reservoirs  schliesit,  „wie  es  nur  im  alten  Indien 
und  Aep-pten  seines  Gleichen  hatte"  ;  man  triebt  an,  dass  die  Kleefelder  fiinf  Jahres- 
emten  mit  einem  Gesammtertrag  von  8 — 10  Tonnen  vom  Acre  geben,  dass  Korn, 
Gemüse,  Baumwolle,  Ohst  nnd  Wein  ebenfiills  mindestens  2  Jdiresemten  liefern, 
Korn  30 — 50  Busheis  vom  Acre  in  (le^'enden.  die  vor  25  Jahren  an  die  schlimmsten 
Gegenden  der  Mark  Brandenburg  erinnerten.  Der  Werth  der  Läudereien  in  Kern 
County  soll  in  dem  einen  Jahre  1888  von  6,8  auf  9  Mill.  Dollars  und  in  der  angrcu- 
senden  Tular  Countf  von  14  auf  23.2  Mill.  Dollars  gestiegeii  Min.  (Ygl.  den  Anfoats 
in  der  Frankfurter  muuvr  Nu.  149  von  1S92.) 

Der  Franzose  Barral  meinte  Angesichts  des  1870er  Ausfalls  der  Lrnte: 
„Wäre  franz  Frankreich  kanaUsirt  zur  Bewässerung  seiner  Aecker,  stünden  Dampf- 
maschinen in  hinreichender  Menge  der  Landwirthsehaft  zn  Gehote,  um  die  Wass^er 
der  Fluüse  auf  die  Felder  zu  heben,  so  hätte  Frankreich  nicht  niithig  gehabt,  den 
Ansfall  von  einem  Mnftel  seines  ganzen  Ernteertrags  anf  anslindischen  Ittrlcften  «i 
holen".  (Toussaint,  a.  a.  0.,  8.  23.)  Und  Charles  de  Po.ston  bemerkt  nach 
derselben  Q,ueUe  (S.  ö3>:  „Der  !Nil  setzt  den  120.  Theil  seines  ganzen  Yolnmens 
ab  oder  14.7  Millionen  Knbikfuss  pro  Stunde;  der  Mississippi  setst  pro  Stande 
8  3lillioneTi  Kubikfuss  Schlamm  ab,  der  die  reichsten,  düngendsten  Bestandtheile 
enthält,  und  ebenso  setzen  die  kleinen  Ströme  nach  Yerhältniss  von  dem  An- 
schwemmnngshoden  ab,  welche  ihre  Ufer  begrenzen.   Welch'  ein  Keichthum  von 
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dnn^nden  Stoffen  wird  hier  fortgewaschen,  besonders  wenn  man  in  derselben 
Weise  die  Abfallstoffe  der  grossen  Städte  hinwegbefördert.  Wahrhaftig,  wir  sind 
ein  lelchtsiiiiiiges  OoscUecht!"  Vgl.  indess  hierzu  die  Ausfdhningeii  am  S.  349  ffl 
Mit  Recht  weist  Perais  darauf  bin,  fl  s-;  in  Indien  wie  in  Algier  .  dir 
Wasserwirthschafl  sich  als  die  beste  Colonihatiuns-  und  Eroberungspolitik  erwiesen 
hat"  and  dass,  wenn  selbitredend  In  un  Sorem  KHma  fthnliclie  Ihrfoure  mit  der  Be* 
wässenin;:'  ^[i  lit  » r.  it  1t  werden  können,  zahlreiche  Beispiele  die  Bedeutung  rationeller 
Bewässerungsanlagen  auch  für  die  mitteleuropäischen  Verhältnisse  ngläuzend  er- 
weisMi*. 

3.  üeber  die  Wasserwirtliicliafi  in  einer  Aniahl  ausferemo* 

jiäisr  hrr  und  e u r n p äi s clie r  Staaten  ist  (im  AaecUliM  an  die  Angaben  YOB 

l'erfcls,  ruut»Baint  u.  A.)  zu  bemerken: 

a)  Der  in  Indien  in  der  Mitte  dieses  Jahrhunderts  in  Angriff  genommene 
Gsngeskanal  (Länge  deiselben  890  km,  der  Zweigkanftle  216  km,  wr  kleinen 

Vertheilnngskauäle  1872/73  5164  km>  erforderte  bis  1873:  2,6  Mill.  Pfd.  Sterl.,  die 
Einnahme  aus  den  Bewässerungsgebiibren  (pro  Acre  =■  0,405  ha  zwischen  3  und 
10  SchUling  betragend)  steUten  sich  1872/73  auf  186660  Pfd.  Sterl.,  die  laufenden 
Ausgaben  auf  98871  Pfd.  SterL,  so  dass  eine  Reineinnalinie  von  87789  Pfd.  Sterl. 
▼erblieb,  welche  eine  Verzinsung  von  3,4"/,,  des  Anlagekapitals  repräsentirt ;  die 
Grösse  der  bewässerten  Fläche  wird  zu  430 ODO  ha  angegeben.  Für  die  von  der 
englischen  Begierung  umgebauten  beiden  Jamne -Kanäle  ergab  lich  1872/73  eine 
Verzinsung  von  31  bezw.  22,7  °/o,  für  die  der  Bewässernng  von  268000  ha 
dienende  Kalerun-Anlage  in  demselben  Jahre  sogar  eine  solche  von  126,3"/^.  — 
Neben  Kanälen  zahlreiche  stannenawerkhe  Beeeryviranlagen  ans  älterer  Zeit 

h)  Die  WaBserleitnngen  des  alten  Aegypten  in  diesem  Jahrhundert,  namentlich 

unter  Mehemed  Ali  und  Abbas  Pascha,  zum  Theil  wieder  in  Stand  gesetzt;  neben 
der  Kanalbewässerung  auch  Wasser  -  Hebemaschinen  in  Verwendung,  neuerdings 
selbst  Dampfmaschinen;  die  regelmässige  Bewissernng  gestattet  oft  drei  Ernten, 
zuerst  (im  Mänt)  Winteifrnelit,  dann  Sorgiram,  Indigo  odM  Baumwolle,  anletst 
Gwte  oder  Mais. 

c)  In  Algier  unter  der  französischen  Ke^emug  in  neuerer  Zeit  mehrere 
grössere  Reservoirs  erstellt^  von  denen  s.  B.  dasjenige  des  Cheliff  snr  Bewässerung 
von  12000ha  das  Wasser  aufspeichert;  das  Wasser  ist.  wie  in  Spanien  auch, 
Zubehör  des  Grundeigenthums,  ein  Verkauf  des  einen  ohne  das  andere  ist  untersagt; 
in  lüttel  ist  der  Preis  fttr  jede  Bewässemng  mit  400  cbm  8  Frcs.;  ausgedehnteste 
Anwendung  derselben  für  Oemfise^,  Tabak-,  Wein-illais-,  Getreide-^ Obst-  (Orange-)ciiltttr. 

d)  Auch  in  Spanien  seit  alters  her  in  den  regeuärmsten  Provinzen  Valencia 
und  Mnrcia  ausgedehnte  Wasserwirthschaft  t  in  den  bewässerten  Districten  ist  die 
Bevölkerung  viel  dichter  als  iu  den  nicht  bewässerten,  und  jene,  etwa  70  Uuadrat- 
meilen  umfiusend,  sollen  (nach  v.  Briesen)  die  ganze  Ueberproductiou  Spaniens 
erzeugen  und  nicht  nur  den  Bedürfnisseu  di  s  «  i'jfeuen  Landes  mit  Früchten  aller 
Art,  Gemüse,  Hanf  etc.  genügen,  sondern  auch  noch  für  jährlich  250  Alill.  Kealen 
(1  Beale  ™  0,21  Deutsche  ^ehsmark)  sn  exportiren  im  Stande  sein.  Der  Werth 
des  ha  Ijewässerten  Landes  scliwaukt  zwischen  5(XX)  und  11  (XX)  Frcs.,  während 
trockene  Ländereien  in  der  Kegel  unter  1000  Frcs.  bezahlt  werden.  Geuossenschaftr 
liehe  Terwaltnng  des  Wasserwesens  in  der  Provins  Yalencia  mit  eigOMr  BedbV 
sprechnng  durch  das  WassertribunaL  • 

e)  Italien.  In  der  Lombardei  beträgt  die  bewässerte  Fläche  rond  500000ha, 
in  Piemont  über  2O00U0ha;  ein  Theil  d«  v  Kiinäledient  ansschlie.sslich  zu  Wässerungs- 
zwecken, andere  gleichzeitig  der  SchülTalirt ;  die  Wässerung  dient  wie  im  südlichen 
Frankreich  im  Wesentlichen  nur  zur  Anfeucbtung,  es  muss  also  nebenbei  noch 
kräftig  gedüngt  werden:  nnr  wo  die  Kiuiaif  <r]i'ii!izeifi«f  das  Abwasser  der  Städte 
aufnehmen,  ist  auch  die  düngende  Wirkung  hervortretend.  Die  Erträge  der  Sommer- 
wiesen (3  Schnitte  und  Nachweide)  werden  an  7000  kg  auf  den  ha,  die  der  Winter* 
wiesen  (Marcite^  mit  in  der  Regel  5  Schnitten  zu  GOOOOkg  auf  den  ha  ange- 
nommen; die  Marcite  in  der  Umgebung  von  Mailand  sollen  sogar  das  Doppelt« 
dieses  Ertrags  Befem  nnd  man  schätsij  dass  im  Allgemdnen  14  ha  Marcite  aar 
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Stallfüttonuig'  von  50  Külion  für  10  Monate  (im  September  und  October  wird  da« 
Vieh  Hut  die  Weide  getrieben)  ausreichen. 

f)  In  Frankreich  herrscht  im  Süden  mehr  diu  befeuchtende,  iui  Norden 
mehr  die  dfingetide  BwrSMaenng  vor  (anoeage  simple  und  irrig-ation  fertilisante); 
Bewässerungsani  apren  der  fMpff»ren  Art  namentlich  zahlrdch  in  den  De])artPnieuts 
Yaucluse  und  Beuche  du  iUiöue;  eine  Anzahl  Kanäle  dienen  zugleich  industriellen 
oder,  wie  der  Kanal  von  Marseille  vnd  derjenige  des  Yerdon,  sngleich  Trinkwasser- 
versorgungszweckon.  Bemerkcnswerth  der  im  Tahro  1854  begonnene  Kanal  von 
Carpentras  (aus  der  Burance  abzweigend)  als  ein  genossenschaftliches  Unter- 
nehmen der  betheiligten  Gmndbesitzer  von  11  Gemdnden;  Kanallftnge  88  km,  an 
bewässenide  Flaclic  16640  ha,  Bauaufwantl  3,6  Mill.  Frrs.,  zu  denen  der  Staat 
400000  Frcs.  xuschosai  mit  den  sämmtUchen  Kanälen  im  Gebiet  der  Dorance  soll 
jetzt  dn  CMrfet  von  mnd  50000  ha  bewässerbar  {j^emaelit  sdn  (Fraissinet).  Wthrend 
im  südli  li  i :  Frankretoh  ausser  Wiesen  auch  die  Getreide-,  KartoflFel-,  Gemüse-, 
Krap])fL'lder  etc.  bewässert  worden,  dienen  im  nördlichen  Frankreich  die  Bewässerungs- 
au lageu  ähnlich  wie  in  Deutschlaud  vorwiegend  der  Wiese nbew^ässerung;  die 
günstigsten  Ergebnisse  da,  wo  die  Abwasser  der  Städte  mit  verwendet  werden  können; 
wie  man  z.  B.  die  Erträjrnisse  von  Wiesen  bei  Bemay  auf  lOÜOO  kg  vom  ha  schätzt. 
Im  Departement  du  Nord  die  Bewässerung  auch  der  Felder  nicht  selten,  namentlich 
innerhalb  der  Rübeuwirthschaften;  anf  dem  Gute  Mesny  schätzt  man  den  Küben- 
♦»m  ag^  Y.  ha  auf  60000  kg  (Steigerung  gegen  fiiiher  um  80000  kg),  welche  ^i'mstigre 
Wirkung  wesentlich  auch  der  Mitverweuduug  der  Abwasser  der  Fabrik  bei  der 
Wässerung  zngeeehrieben  wird. 

g)  In  Belgien  ausgedehnte  Bewässerungsanlangdn  besonders  in  der  Kampine 

auf  Grund  eines  Specialgesetzes  vom  25.  März  1847. 

h)  In  England  soll  die  Hälfte  aller  Grasländereien  bewässert  sein. 

i)  In  Deutschland,  Oesterreich  und  der  Schweiz  ist  bis  jetzt  nahezu 
ausschliesslich  die  Bewftssemnip  eben&Us  nnr  bei  Wiesen  angewendet  worden,  hier 
aber  auch  in  sehr  ausfredehnlem  Maasse,  zumal  im  Hügel-  und  Gelnrgsland.  In 
Tyrol  sind  nach  Peyrer  die  meisten  cultivirten  Gründe  in  der  Thalsohle  wie  au 
drä  Berghängen  bewässerbar  und  die  Entstehung  der  oft  stundenweit  sich  erstreckenden 
kostspieligen  Zuleitungen  (WaaleuHst  zum  T heil  noch  auf  die  Zeit  der  röniiselit-n 
Besiedeluug  zurückzuführen  (a.  a.  0.,  8.  444).  Die  genossenschaftlicheu 
Anlagen  im  Sie  gen  sehen  Gebiet  (etwa  6000  ha  Wiesen),  im  Torigcn  Jalirhtindert 
durch  deu  Bürgermeister  A.  Dressler  in  Siegen  eingeführt,  sind  fiir  viele  ähnliche 
Anlagen  vorbildlich  geworden.  Näheres  über  Wiesenwässerungsgenossenschafteu  in 
§  62.-  Im  Ganzen  sind  inPreussen  (ältere  Provinzen)  in  dem  Zeitraum  von  1846 
bis  1866  266370  ha  mit  einem  Aufwand  von  5,9  iMill.  TJialer  durch  Ent-  und 
Bewässerungen  verbessert  worden.  (Meitzen,  Der  Boden  etc.,  I.  Bd.,  S.  441  tl'., 
vgl.  auch  die  Uebersichten  am  Schluss  vüu  §  62.)  —  Besonderer  Fürüorge  erfreut 
sich  das  Bewässerungswesen  seit  längerer  Zeit  in  Baden,  was  atif  die  zweckmässige 
Organisation  des  culturtechnischen  Dienstes  vom  Jahre  1868  ^frl.  darüber 
$  64)  in  erster  Reihe  zurückzuführen  sein  dürfte.  In  der  Zeit  vom  Jahre  1870  bis 
1888  sind  unter  Ldtong  der  staatliehen  Cnitniingeaeure  etwa  10000  ha  Fliehe  als 
bewilsserbarp  Wiesen  angelegt  worden  Kine  eben  solche  Fürsorge  findet  die  Wasser- 
wirthschaft  auch  in  Elsass-Lothriugeu  seit  der  Uebernahme  dieses  Landes  in 
die  deutsche  Terwaltnng;  ausser  grossen  künstlichen  Sammelbedcen  (Alfeldweäher 
bei  Seveu  im  oberen  Dollertlial  mit  1.1  Mill.  em ;  Tlialsperren  im  oberen  Fechtthal 
mit  über  2  Mül.  cm  liaumiuhalt),  welche  sowolü  für  industriolle  wie  für  Wässerungs- 
zwecke in  den  wasserreichen  Monaten  die  Wassermassen  auftpeichera  sollen,  siud 
umfangreiche  Wiesenwässerungs-  und  Entwässerungsanlagen  imter  starker  Be« 
theiligung  der  ^Staatskasse  tbeils  ausgeführt,  tlieils,  wie  die  Verbesserung  des  Andlan- 
rieds  lAufwinul  !H)()()00  M.),  die  Keguliruug  der  Breuseh  und  zahlreiclier  anderer 
kleiner  (iewiissiM-  in  Aust'iihruug  begriffen  oder  vorbereitet.  (Etat  des  elsass- 
lotluinirisdu  n  l.andeühaiisbalt  für  li^l/92,  S.  283  ff.;  ¥gL  auch  die  Angaben  am 
Schluss  von  Ö  62.) 
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§58.  Die  Bedeutung  der  Entwässerung^). 

Allgemeine  Würdigung.  Nicht  minder  wichtig  wie  die 
befeuchtende  und  dOngende  Wirkung  der  Bewässerung  ist  die  Soige 
fflr  die  WegfOhrung  des  stauenden  Wassers  in  BOden  mit  undurch^ 
lässigem  oder  schwer  durchlässigem  Untergrund,  weil  die  stauende 
Nässe  durch  Abhaltung  der  Luft  und  durch  Beeinträchtigung  der 
chemischen  Processe  in  der  Erde,  durch  Herabminderung  der  Boden<* 
temperatur,  durch  Erschwerung  der  Bestellungsarbeiten,  durch  die 
Beköstigung  der  TJnkräutervegetation  direct  culturschädlich  und 
wegen  der  häufig  zu  beobachtenden  Ausdilnstimgen  auch  gesund* 
heitsschädlich  wirkt 

Hau  spricht  in  der  Meliorationsteclank  des  Eutwib^^i  ruii<:Hweä«ns  vom  IfeliO' 
rationell  1.  Ordnung,  welche  div  Hcsthaffung'  der  zur  Trnckenlegunpr  nnthwpn- 
digen  Vorflutli  und  die  Herstellung  der  grösseren  üntwässerungsk&uäle,  und  vun 
Meliorationen  D.  Ordnung,  welche  die  Ebibesidimig  der  einzelnen  Orundelttcke 

(durch  Ziehen  von  Gräben,  r.pprn  von  DT-ainröhmi  etc.)  zum  (le^rensfand  der  Anfr^abe 
haben.  Nicht  iu  allen  Fällen  lässt  sich  aber  dem  Wasser  des  Entwässerungsgebiet« 
ein  netSrUcher  Abflnss  geben  und  man  ist  dann  genöthigi,  zun  Mittel  der  künst- 
lichen Vorfliitli  /,u  «^Tcif«'!! ,  (1.  Ii.  entweder  das  in  einoni  Entwässerungsgraben 
aogesaauuelte  Wastter  durch  maschinelle  Eiurichtim^ren  zu  heben  oder  das  2u  ent- 
wässernde, ftber  m  niedrig  liegende  Gebiet  mittelst  penodifleher  TTebeiscbwenunung, 
bei  der  flie  testen  Bestandtheile  sich  niederschlagen,  künstlich  zu  erhöhen  (sog. 
Colmation  i.  welches  Verfahren  in  Italien  „seit  Ja hrl Hinderten  in  erfoljjrreieher  An- 
wendung ibi"  luid  von  dem  bekanntlich  auch  bei  Fliussicorrectionen  beluit's  raselier 
^Yerlanidong"  der  alten  Stromarme  vielfach  Gebrauch  geniadit  wird.  Die  Knt- 
wHsserung  des  Bodens  sell)st  kann  mittelst  olfener  Uräben,  die  indess  viel  Terrain 
uud  erhebliche  Unterhaltungskosten  erfordern  oder  mittelst  unterirdischer,  ge- 
eohloseener  Leitungen  (Sickeigräbai,  Drains)  erfolgen;  letztere  Methode  ist  die  in 
neuerer  Zeit  vnr/.nfjsweise  angewendete,  wobei  man  sich  */nr  Ableituiifr  des  Waf^sers 
au  Steile  der  trüber  üblichen  Erd-,  Faschinen-  oder  Steindrains  mehr  und  mehr 
thönemw  Röhren  bedient. 

Die  Y  ort  heile  einer  FortfiOhrung  des  tlberschflssigen  Wassers 
im  Boden  durch  Trockenlegung  von  Sümpfen  oder  durch  das  Mittel 
der  Drainage,  welche  Yortheile  hauptsächlich  in  der  besseren  Durch- 
lüftung und  Durchwärmung  des  Bodens  in  Verbindung  mit  ener- 
gischerer Thätlgkeit  der  bodenchemischen  Processe  und  Hintanhal- 
tung fauliger  Gähnmg  im  Boden,  femer  in  der  Erleichterung  der 
Bodenbearbeitung  und  in  der  Möglichkeit  frühzeitigerer  Bestellung 
im  Frühjahr,  in  dem  Entbehrlichwerden  des  Beetpflügens,  in  der 
besseren  Wirksamkeit  künstlicher  Düngemittel,  im  Verschwinden  von 
Unkräutern  und  von  Fflanzenkrankheiten,  in  der  Hintanhaltung  des 

^)  Vgl.  bienn  Pereis,  a.  a.  0.,  S.  283  iL 
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häufigen  Auffrierens  des  Bodens  etc.  zu  Tage  treten*),  sind  so  in 
die  Augen  fallend,  dass  es  begreiflich  erscheint,  wenn  derartige  Unter- 
nehmungen schon  sehr  Mhzeitig  durch  aufgeklärte  Begierungen  mit 
allen  Mitteln,  auch  denen  des  staatlichen  Zwangs,  gefordert  wurden 
und  Venn  diese  Unternehmungen,  die  fOr  Ackerböden  fast  noch 
grössere  Bedeutung  als  für  Wiesen  haben,  an  Zahl  und  Umfang, 
zumal  im  mittleren  Europa,  die  Bewässerungsanlagen  sehr  Aber* 
wiegen;  in  nicht  seltenen  Fällen  hat  man  indess  mit  Entwässerungs- 
anlagen zugleich  Bewässerungseinrichtungen  in  Verbindung  gesetzt 
und  dadurch  den  Werth  des  Unternehmens  beträchtlich  erhobt  An 
Beispielen  grossartiger  Ausführungen  auch  auf  diesem  Gebiete 
fehlt  es  weder  in  der  älteren  noch  in  der  neueren  Zeit;  Hunderte 
von  Quadratmeilen  ertragloser  Ländereien  sind  durch  Trocken- 
legung der  Cultur  erst  gewonnen,  zahllose  Einzelgrundstflcke  auf 
diesem  W^e  in  einen  ertragsföbigeren  Zustand  rersetzt  worden. 
Gerade  hier  zeigt  sich  in  vollster  Klarheit,  dass  erst  die  Arbeit 
des  Menschen  dem  Boden  wirthscbafülcben  Werth  verleiht,  dass 
also  der  jeweilige  Gebrauchs-  und  Tauschwerth  des  Bodens  recht 
eigentlich  „erarbeitet^*  wird  und  dass  daher  jene  Betrachtungsweise 
völlig  irrig  ist,  welche  in  der  allmählichen  WerthserhOhung  des 
Ghrund  und  Bodens  ausschliesslich  oder  vorwiegend  das  Ergebniss 
des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens  sieht,  auf  welche  demgemäss 
auch  die  Gesellschaft  (die  Allgemeinheit)  und  nicht  der  zufällige 
Bodenbesitzer  Auspruck  iiube^). 

Anmerkang.  1.  Toussaint  theilt  (a.  a»  0^  S.  217)  einige  Reutabilitäts- 
ber echnungen  über  ansg-efülirfe  Draininmgen  mit,  welche  die  Bt'(lentiin*r  dieser 
Unteruehmungen  gut  illustiii-en.  dem  ostpreussischem  Gut  KerschittcMi,  von 

dessen  1600  Mo^^  1100  systt^matiscli  diiunirt  wnrden,  waren  in  dem  lOjährigen 
Zeitraum  nach  der  Aiis(ühnnig  die  Ernten  nicht  nur  \iel  ;,'-leichinässig'ere  als  früher, 
Bondem  auch  die  Ertragssteigerung  eine  solche,  dass  das  Meliorationskapit&l  sammt 
Zinsen  von  nuid  11000  Thir.  in  5  Jftlirea  daraus  amortidrt  werden  konnte  und  nach 
der  AmorÜMtion  ein  Veberschnn  von  nntd  4800  Thlm.  im  Jahr  sieh  eigab. 

?!  nhlreiche  Belege  über  die  vortheilhafteii  Wirkungen  von  Drainage- 
untemehmungen  finden  sich  in  den  amtlichen  Veröffentlichungen  der  ver»chiedeuea 
AckerbftnniiMBterien:  In  dem  Bericht  über  Prevssens  landw.  Yerwaltatt^  ffir 

1884/87  werden  z.  B.  für  .Schlesien  (S.  305  fF.)  die  Bildun«,'  von  78  Drnina2:ey:e- 
nossenschaften  mit  11Ö98  ha  Flacheninhalt  mit  einer  KosteuauschUigssunune  von 
2226000  M.  (Durchsclmitt^ufwand  auf  den  ha  183  M.)  gemeldet  und  als  sichtbare 


^)  Ferels,  a.  a.  0.,  S.  4Ö6  ff.]  und  Toussaint,  a.  a.  0.,  S.  150  ff.,  der 
Inebes.  mit  Allard  dem  Drainban  anoh  die  für  chemische  Prooesae  wichtig  Enen- 

gang  el  ek  t  ri  s  eil  er  S  t  r  öm  n  ii  f,''en  im  Untergrund  zusehreiht. 

Für  die  Kritik  der  Bodeu-Verstaatlichungsbewegung  (Kap.  U,  §  40  ff.)  fällt 
ebogea  Moment  der  Erarbeitung  des  Mebrbodenwerths  durch  das  beaitzeude  Einsel- 
snbject  mit  entscheidend  ins  Gewicht. 
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Erfolge  festgestellt:  dass  ia  Folge  der  Drainage  überall  eine  weit  raschere  Früh- 
iahrsbeateUnng  ermöglicht  iit,  dass  vielfach  FlScheiij  welche  Mher  der  Nfisse  wegen 
überhaupt  nicht  oder  nur  periodiscli  in  besonders  prünstigen  Jahren  beetellt  wurden 
und  geringe  Erträge  gaben,  jetzt  dauernd  der  Cultur  gewonnen  sind;  dass 
im  DiiT<^i8Chnitt  die  Steigerung  der  ErtrigniBie  bei  allen  Fmchtarten  anf  ndndeslent 
25 — äOVo  angegeben  wird;  dnss  ♦ )  fahruii>?si;emä.ss  der  Diinper  auf  draiiiirteii  Feldern 
anhaltender  und  besser  wirkt  iS.  H06}\  endlich,  dass  iu  Folge  der  durch  diese  Me< 
lioxationea  «ndelten  Ertragssteigerung  an  Fntler  nneh  der  "nelistaail  nnd  damit  die 
DQngereisengung  hat  vermehrt  werden  können  (S.  325.) 

3.  Ein  Beispiel  für  die  «a^instigen  Er«,''el)nisjie  des  Colma  tions  Verfahrens 
liefert  das  Gut  Föntet  im  Departement  Vaucluse;  der  aus  Schotter  bestehende,  ver- 
enmpfie  und  in  die  leiste  Stenerklasie  eingereihte  Boden  im  Werthe  yon  mnd 
2fK^  l'rcs.  pni  ha  gilt  jetzt  3600  Frcs.  nnd  mehr;  die  Kosten  betrugen  700  Fres., 
die  Werthstdgeruttg  also  2700  Frcs.,  bei  einer  (xesammtlläche  von  120  ha  also 
234000  Fnt.;  die  Menge  der  durch  die  Wasaenaldtvng  deponiiten  AUnTionen  wird 
sn  846790  Kubikmeter  angegeben.  (PereU,  a.  a.  0.,  S.  818). 

4.  Von  benierkenswerthen  grösseren  rnternehin;ing'en  im  fJehiet 
des  Entwässerungswesens  sind  vor  Allem  a;  die  in  Preussen  unter  Fried- 
rieh Wilhelm  I.  and  Friedrich  dem  Grossen  ausgeführten  au  erwihnen  alt 
bleibende  Zeupiisse  hoher  Reg-entenweisheit  und  thatkräftiger  Wirtliscliaftspulitik 
(Tgl.  SU  den  nachstehenden  Angaben  insbesondere  das  mehrfach  citirte  Buch  von 
Meitzen,  Der  Boden  nnd  die  landw.  YeihSltniase  des  Preoss.  Stents,  (I.  Bd., 
S.  441  ff.)  und  R.  Stadelmann,  Friedrich  d.  Gr.  in  seiner  Thätigkeit  für  den  Land* 
bau  l'reussens,  1876.    Durch  die  unter  dem  erstgenannten  Monarchen  durchgeführte 
Meliorationen  des  Rhin-  und  Havelländischen  Bruchs  wurden  „innerhalb  5  Jahren 
22  geographische  Quadratmeilen  bewegliche,  im   Frülijalir  schwimmende  Moor» 
wiesen  zu  culturfahigeni  Lande  um^reschaiTeu  .  .  .,  7,2  Meilen  (»räben,  grosse  Dämme, 
Schleusen  und  Wege  wurden  angelegt  und  der  damals  sehr  erliebliche  Aufwand 
von  212230  H.  Kosten  auf  die  betheiligten  Güter  und  Ortschaften  nach  Verhältniss 
ihres  Gewinns  vertheilt;   der  Nutzen  überstieg  jede  Erwartunfj-'*.    Weiter  umfang* 
reiche  Trockenlegungsarbeiteu  unter  Friedrich  d.  Gr.,  namentlich  im  Oder-, 
Warthe-  nnd  Netzebmch  und  an  sahlreichen  Niederungen  Pommerns  nnd  der  Hark. 
Der  f)derbruch  „bestand  aus  einer  Wildniss  von  Wasser  und  Morast,  in  welcher 
die  Oder  in  zahlreichen  Armen  und  Schlanken  sich  ergoss  und  eine  schwache  Be- 
Tßlkerung  von  Fiachfimg  und  Tlehsncht  sich  dflrftig  «ahrte*^;  durch  die  Correction 
der  Oder  in  Verbindun^^  mit  Damm-  und  Kanalisation-;  !  Im  itt-n  wurden  mit  einem 
Aufwando  von  52Ü0ÜÜ  Thlr,  im  Ober -Oderbruch  117mX),  im  Unter -Oderbruch 
108690  Morgen  fruchtbares  Land  gewonnen,  auf  dem  alsbald  43  neue  Dörfer,  Colonien 
und  Vorwerke  augelegt  wurden.    nHier  ist*"   -  durfte  Friedrich  d.  Gr.  mit  Recht 
sagen  —  „ein  Für^tenthum  im  Frieden  erobert".    Dif  Uodenerträprni'sse  sind  jetzt 
den  höchsti'H  m  anderen  fruchtbaren  Gegenden  gewonueueu  gleich;  die  Kantpreise 
Stellen  sich  zwiselien  18(X)     24(K)  M.,  die  Pachtpreise  zwischen  48-  6<)  M.  auf 
den  ha.  —  Die  Meliuration  des  Warthe-  nnd  Xetzehruchs,  die  üht-r  1  Miil.  Tiilr. 
kostete,  ergab  eine  culturfuhige  Fläche  von  122622  Morgen,  die  des  Drömmliugs 
an  der  Obre  im  B^g:.-Bez.  Magdeburg  eine  solche  yon  176800  Morgen,  der  Fiemer^ 
hruch  hei  Mapdehnr^^  '^OfyX)    nvlirere  Sümpfe  an  der  Stemme  und  Ttllger  87ÜÜ0, 
ein  Theil  des  Maduesees  iu  Pommern  14UUÜ  Morgen  (Ii au,  Anm.  b,  au  §  103).  — 
Aehnliche  Meliorationen  seit  1720  in  Hannover  und  Ostfriesland.  —  b)  In 
Bayern  seif  1778  unter  Kurfürst  Karl  Theodor  Ausfroc  knun^r  des  fast  4  (luadrat 
meileu  umfassenden  Donaumooses  mit  einem  Aufwand  von  64B0Ü0  Gulden  und 
Colonisirung  dieser  FlSche,  ohne  dass  indess  die  Colonisten  su  einem  rechtra  Ge- 
deihen kommen  konnten;  neuestens  ist  beabsichtigt,  die  ursprünglichen,  in  der  zu 
starken  Senkung  des  Orundwa??sers  bestehenden  Fehler  der  Anla^'e  durch  Wieder- 
zuführung von  Feuchtigkeit  luittelst  Autstau  und  Anbahnung  einer  diesen  Torf- 
ländereien  angepassten  Düngerwirthseliaft  i  mit  Mineraldünger)  wieder  gut  zu  machen. 
(Siehe  Bayerns  landw.  Verwaltung,  1890,  S.  R88^.  So  hat  auch  das  grosse 
Correctionswerk  am  oherrheiu  —  siehe  darüber  die  Anm.  2  zu  §60  —  neben  dem 
Schute  vor  ITeberschwemmungen  vor  AUem  auch  durch  die  bessere  Entwtesemn^ 
und  Entsnmpfting  der  Rlieinniedenuig  mf  badiseher  und  elsässischer  Seite  ausser^ 
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ordentlich  wuiiltüatig  gewirkt  und  diü  WohbtAndslage  dieser  weilen  Landstriche 
mächtig  gehoTien.  —  d)  Von  ausserdeutachen  grösseren  Werken,  die  in  das 
Gebiet  der  Entwässerung-  und  Trocken! efriin;^  fallen,  sei  noch  env'ähnt:  Durch  die 
Trockeulegung  des  Harlemer  Meers  {IMd — 18d2)  ist  eine  Fläche  von  18000  ha 
iCttltarlaiid  gewonneii  worden;  die  mittelst  dnder  DampflnaBcliinett  ansgepunipie 
Wassermong-p  betrug;  miid  832  Mill.  cm;  Kosten  19  ^'i'l.  Frcs.  Die  Trockcnleg'uiig 
der  Zuydersee  bekanntlich  geplant.  —  lu.  Ungarn  suileu  seit  1877  —  188Ö  rund 
890000  lia  meliorirt  worden  sein  (Frais sinet,  a.  a.  0.,  8.  16).  —  Die  Trocken- 

legung  des  riiianathals  in  Italien,  zwischen  Arno  und  Tiber,  liat  naeli  Pereis 
die  Ertrüge,  die  früher  gleich  Null  waren,  aut'  90  Frcs.  rein  auf  deu  ha  gesteigert. 
—  Üe1>er  dfie  Trockenlegung  d«i  Lago  Fueino  in  den  Abbmzzen  siehe  die  an- 
ziehende Schilderung  von  A.  Knop  in  der  Deutschen  Warte,  1874,  lieft  11;  die 
TrockeulegnnfT  dieses  17000  ha  jn"0ssen   Sees  schon  unter  Julius   Cäsar  und 
Claudius  geplant  und  in  Augrift'  gcuouimeu,  ohne  da.ss  indessen  die  damaligen 
wie  die  später  unter  Kaiser  Friedrich  II.  unternommenen  Arbeiten  dvn  g;e\vünschten 
Erfoli:  hatten:  erst  die  Wiederauftiahme  des  rrujects  durch  Fürst  Torlonia  im 
Jahre  1855  führte  mit  eiuem  Aufwand  vou  3ü  Mill.  Frcs.  /um  Ziele;  während  imch 
In  den  40  Jahren  der  Zustand  der  Bewohner  der  versumpften  Ufer  des  Fucino  als 
i-in  „erbärmlicher"  geschildert  wird,  ist  an  Stelle  des  Sees  jetzt  eine  blühende 
Landschaft  erstanden,  deren  Boherträgnisse  auf  den  in  intensivste  Cultur  geuommeueu 
Ornndstücken  man  s.  Z.  auf  6  Mill.  Frcs.  yeranschlagt  hat.  —  Nach  der  grossen 
landw.  italienischen  Agrarenquete  der  80er  Jahre  wird  der  Umlanir  der  noch  zu 
eutw^ässemdea  Ländereien  auf  700 — 800000  ha  angegeben;  seit  1861—1877  hat 
die  italienische  Begiemng  fiber  30  Mill.  für  diese  Zwecke  ausgegeben,  allerdings 
unter  erheblicher  Inanspruchnahme  der  Provinzen,  Gemeinden  und  Privaten.  —  Von 
grösseren  Unternehmungen  in  der  Schweiz  sind  zu  erwähnen  die  Tieferlegung  dea 
Lungernsees  (1806 — 1835)  und  Yor  Allem  die  Linthcorrection  im  Oanton 
Glarus  (1807  — 1827  unter  der  Leitung  von  J.  K.  Escher  nach  den  Plänen  des 
bad.  Tncrenieurs  Tnlla"!.  durch  welche  es  g"elang,  den  corrijrirten  Fluss  (Linthkanal) 
„so  tief  in  den  Thalbodeu  einzuschneiden,  dass  der  Nieder watiserspiegel  des  WalenseyS 
um  nicht  wtuiger  als  5,40  m  gesenkt  ward*;  dadurch  ist  „da«  hreite  Thal  von 
Mollis  bis  >Veesen  und  bis  zum  Zürichsee  gejren  Ueberschwemmungen  sicher  ge- 
stellt, entsumplt  und  so  der  Cultur  wieder  gewounen  worden",  („Der  Bheinstrom'^  etc., 
S.  222.)    Aufwand  über  1  MilL  Frcs.,  gewonnenes  nrhares  Land  (nadt.  Ran) 
20000  Juchart.  ^ —  In  äbnlieher  Weise  hat   die  Juragewässerc  n rre  c ti  ou  das 
Ufergeläude  der  3  Seeen  von  Biel,  Neuenburg  und  Murten  durch  Senkung  ilirea 
Wasserspiegels  nicht  nur  yor  üeherachwemmnngen  bewahrt,  sondern  auch  die  Trocken- 
legung der  ansg;ed(^hnten  Moorgründe  in  der  Uuig-ebung  dieser  Seeen  eniiö<rlii  ht. 
«—In  Irland  „einer  grossen,  nur  über  wenige  Oeffnungen  ab%uwässemdüu  Mulde 
vergleichbar,  die  seit  ältester  Zeit  im  höchsten  Grad  Tersumpft  war",  WBfden  auf 
(Srund  besonderen  Gesetzes  1846    55,  ausser  den  weiter  wirkenden  Ahsügen,  37872  ha 
Land  mit  einem  Aufwand  von  21016860  M.  uiimittelbar  trocken  gelegt,  zu  welchem 
der  Staat  13124160  M.  zuschoss  (Meitzen). 

5.  (Jeher  den  Umfang,  in  welchem  seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  Drainagen 
in  Form  von  Einzel  oder  Gcnossenschaftsuntemehmungcn  in  den  einzelneji  Ländern 
durchgefühlt  worden  sind,  fehlen  genauere  Angaben;  in  England  sollen  lNi8 
schon  1,3  Mill.  ha  drainirt  gewesen  sein,  in  Frankreich  um  dieselbe  Zeit  200000  ha 
(mittlerer  Aufwand  in  Frankreich  auf  den  lia  250  Frcs.>;  über  die  genossenschaft- 
licheu  Unternehmungen  dieser  Art  siehe  übrigens  die  Bemerkung  auf  8.  363  unteu; 
ttbor  die  Staatsheihilfen  nnd  die  diese  üntemehmnngen  föidemde  Spe ciaige • 
setagebnng  das  unter  §  64,  Ziffer  2  Aui^ef&hrte. 


§  d9.  Die  Moorcultur  insbesondere. 

BtMleutung  der  Entwässerung  für  Moorl  änderoi  en 
insbesondere.   Eine  nachhaltige  Bedeutung  gewinnt  die  Eut- 
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Wässerung  insbesondere  auch  in  Ansehnncr  der  Mo orl ä n U  e  r  e  i e  u, 
bei  denen,  neben  der  etwaigen  Ausbeutuni'  auf  Brenntorf  und  in 
neuerer  Zeit  auch  auf  Strentorf,  die  altlier*;e brachte,  für  die  weitere 
ümgebunL;'  mit  vielfachen  Störungen  und  Misslicbkciten  verknüpfte 
Bronncultur  dem  Boden  nur  die  alierdürltigsten  Erträgnisse 
abgewann,  wälrreiid,  wie  zahllose  Beispiele  zeigen,  diu"ch  Trocken- 
legung in  Verbindiuig  mit  rationeller  Behandlung  des  entwässerteu 
Moorbodens  dieser  in  fruchtbarste  Ländereien  sehr  wohl  umge- 
wandelt werden  kann').  Bei  der  sog.  holländischen,  auch  in  Ost- 
frieslaiid  vielfach  angewendeten  Veen-  oder  Fehneu Itnr,  bei 
der  die  Entwässenuigskanalo  gleichzeitig  als  Schifffahrtskanäle  für 
die  Verfrachtung  des  abgegebenen  ßrenntorfs  und  der  Ernteproducte 
dienen,  wird  die  abgetorfle  Fläche  mit  dem  aus  den  Kanälen  und 
Gräben  gewonnenen  oder  besonders  herbeigeführten  Sande  sorg- 
fältig gemischt;  bei  der  nach  ihrem  Begründer  Gutsbesitzer  Bimpau 
auf  Guniati  in  der  Altmark  genannten  Dammcultur  dagegen  die 
aus  den  Gräben  gewonnene  Sandseliicht  auf  den  entwässerten 
Moorboden  aufgebracht  (die  Sanddecke  hat  den  Zweck,  den  Oultur- 
pflanzen  einen  festen  StEindort  und  Schutz  gegen  die  gerade  auf 
Moorb((den  besonders  häufigen  Frühjahrsfröste  zu  gewähren)  und 
eine  Vermischung  des  Sand-  und  Moorbodens  dabei  sorglTdiigät 
vermieden  Die  erstere  Culturmethode  setzt  eine  lohnende  Ver- 
werthung  des  Brenntorfs  voraus  und  bedingt  im  üebrigen  die  als- 
baldige Einbeziehung  eines  grösseren  Gebiets  in  die  Meliorations- 
untemehmung,  erfordert  daher  die  Zuhilfenahme  des  staatlichen 
oder  genossenschaftlichen  Apparats,  während  die  letztere 
Culiin-weise,  sofern  der  Beschaffung  der  nöthigeu  Vorflutii  Schwierig- 
keiten nicht  im  Wege  stellen,  sehr  wohl  Gegenstand  der  Einzei- 
unternehm uiig  sem  kann.    In  beiden  Fallen  ist  eine  reichliche 

M  Ueber  die  gesimdbeitlichen  und  landwirthscbaftUcben  Nacbtheile  der  Brand- 

rnltnr  auf  Mooreu,  zu  deren  Bckiiinplunfr  t'in  eit,'t'iiir  Vtrciu  in  Deutschland  sieb 
bildete,  vgl.  Deutttcheu  Laudwirthschaftsratli,  Archiv  von  18äsi,  ä. 

*)üeberdie  tecbnischen  Einselheiten  des  Biniim«^8Cben  Sanddecknnf^ 
Verfahrens  Dammcultur)  siehe  Toussaint,  a.  a.  0.,  S.  259  und  Percls,  i  ()., 
b.  476;  die  Kosten  der  Anlage  pro  ha  schwanken  zwischen  200  und  8üU  M.  und 
dürfen  im  ffittel  zu  400 — 500  M.  augenommeu  werdtm.  Von  einzelnen  Culturen  wird 
berichtet,  dass  schon  eine  einzige  Ernte  nach  dem  Umbau  die  Unkosten  gedeckt 
hat.  Kimpau  gab  den  Reinertrag  seiner  Dammcultur  früher  zu  120  M.,  Kpiiter  auf 
180  M.  pro  ha  an,  —  Den  instructivsten  Einblick  in  die  neuere  Moorcullurteclmik 
giewiUirt  das  Fachblatt:  Mittheilungen  des  Vereins  zur  Förderung  der 
3foorcultur  im  DeutsclitMi  KeicJi  «Uedacteiir  Dr.  Grahl- Berlin).  -  Ueber  die 
£«chts-,  Verwaltungs-  und  Wirthschatisgeschichte  der  älteren  Colomsatiousversucbe 
anf  deutachM  Moorländerden  sidie  Hngenberg,  Innere  Coloniaation  im  Nordwesten 
Deutachlandg»  1891. 
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Düncfiiriij:  dos  Moorbodens  wesentlichste  Voraussetzung  des  Erfolers: 
in  Hollaiul  bpiuitzt  man  dazu  neben  dem  Seeschlick  vorzugsweise 
den  Kioakeninlialt  der  Städte,  im  Uebrio:en  vorzugsweise  kali-  und 
phospliors9urehaltige  mineralische  Düngemittel,  und  zwar  die 
Phos])horsäure  neuerdings  meist  in  Form  des  aus  der  Thomas- 
Schlacke  gewonneueu  Düngermehls 

Ifaa  mufls  flbrigens  sehr  -vohl  den  ünterBehied  zwischen  den 
kalkreichen,  in  starker  Zersetzung  der  Fflanzenmasse  (meist  Sehilf- 
arten  und  Binsen)  begriffenen,  in  der  Begel  zu  beiden  Seiten  Ton 

Wasserläufen  vorkommenden  Niedern ngs-  oder  Q-rünlands- 
mooren,  und  den  Hochmooren  beachten,  welch'  letztere,  aus 
stehenden  Gewässern  allmählich  emporgewachsen  und  in  der  Regel 
von  grosser  Mächtigkeit,  eine  nur  geringe  Zersetzung  der  l'Üaiizen- 
faser  aufweisen  und  bei  sehr  geringem  oder  ganz  fehlendem  Kalk- 
gehalt ein  selir  lockeres  Gefüge  haben  und  desshalb,  wie  wegen 
der  Kostspieligkeit  der  Sandbeschaffung,  für  die  Rimpau'sche 
Culturmethnde  raeist  sich  nicht  eignen.  Kun  haben  aber  gerade 
diese  Hociimoore  hei  Weitem  eine  grossere  Verbreitunir  als  die 
Niederungsmoore,  und  es  geliört  daher  zu  den  folgenreichsten  Er- 
rungenschatten der  modernen  Anbautechnik,  die  Mittel  und  Wege 
zur  lohnenden  landwirthschaftlichen  Nutzung  der  Hochmoore  auch 
auf  anderem  Wege  als  dem  der  ,.Yeriehnung",  die  wie  erwähnt, 
eine  nicht  immer  vorhandene  lohnende  Verwerthuiig  des  Brenntorfs 
voraussetzt,  gezeigt  zu  haben.  Was  in  dieser  Beziehung  die 
Preussische  Landwirthschaftsverwaltung  durch  Errichtung  der 
Moorversuchsstation  in  Bremen  und  der  Moorcentralcommission 
sowie  durch  Bereitstellung  von  Mitteln  im  grossen  Maassstabe  zur 
Durchführung  von  Culturversuchen  auf  eigenen  fiscalischen  und 
privaten  Moorländereien,  was  in  gleicher  Richtung  die  Provinzial- 
vcnvaltung  in  Hannover  und  was  die  bahnbrechenden  wissenschaft- 
lichen Arbeiten  obiger  Yersuchsstation  selber  geleistet  haben,  zählen 
im  Hinblick  auf  das  immense  Mooigebiet,  welches  noch  der  land- 
wirthschaftlich-intensiven  Ausnutzung  harrt,  zu  den  bedeutungs* 
vollsten  Thatsachen  im  Gebiete  der  fOrsorgenden  Landwirthscbafts* 
pflege  der  neueren  Zeit;  denn  die  Einbeziehung  der  rund  2  Millionen  ha 


')  Der  hohe  Werth  der  städtischeu  Fäkalien  in  Holland  ist  wesentlich  ttof 
die  dorti>rf  Mocircultur,  wclcli«^  dioso«;  kräftii^^on  Düngemittels  nicht  eutbehreu  kann, 
zurück/.utuhren ;  die  eine  Stadt  i-Trouingeu  erhielt  aus  der  Abgabe  der  Fäkaliea 
eine  jährliche  Beineinnahme  awifchen  20  und  80000  Gulden  (PereU,  a.  «.  O., 
&  475). 
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Moorland,  wt^lche  auf  Prnissen  allein  entfallen,  in  regelmässis:? 
landwirth«<<iiaftliche  Nutzung  durch  „die  mineralischo  Befniclitung 
des  seinem  Ursprung  nach  vegetabilischen  Moorbodens"  Itodeutet 
eine  nach  Hunderten  von  Millionen  sich  beziffernde  Wertlierhöhung 
des  Nationalkapitals,  eine  grossartige  Steigerung  der  jährlichen 
Bodenproduciion,  zumal  von  Cerealien,  die  Eröffnung  zalüreicher 
Niederlassungs-  und  Arbeitsmöglichkeiten  für  land-  oder  arbeitslose 
Elemente,  und  stellt  sich  ebenbürtig  jenen  Colonisationen  des 
Mittelalters  zur  Seite,  mittelst  deren  der  preussische  Norden  und 
Nordosten  für  die  Cultur  erobert  worden  ist.  Die  nationalökono- 
mische Bedeutung  der  neueren  Moorcultursysteme  liegt  nicht  am 
wenigsten  darin,  „dass  man  hierbei  unter  Yenrendung  grosser 
Mengen  mineralischer  Düngemittel,  Aber  deren  fast  unersch^^pf- 
liches  Vorhandensein  (in  Form  von  Lahnphosphoriten,  Kainit, 
GamaUit,  Thomasschlacke  etc.)  im  vaterländischen  Boden  man  erst 
in  neuer  Zeit  sieh  Bechenschaft  abgelegt  hat,  schnell  rem  exten- 
sivsten zum  intensivsten  landwirthschafUichen  Betrieb  hat  schreiten 
hOnnen  und  dass  es  auf  Grundlage  dieses  Systems  mOglich  ge- 
worden ist,  dem  Culturland  sehr  ausgedehnte  Flftchen  bisher  5den 
und  ertraglosen  Moorbodens  hinzuzufügen,  ein  unschätzbarer  Gewinn 
für  ein  Land,  in  dem  die  Bevölkerung  mit  Biesenschritten  sich 
vermehrt^^  (Pflug)- 

Vprl.  hienn  di«  JahrMberichte  über  PrevsseuB  landwirthschaftliehe  Ver» 

waltuiijr,  iiisbt'sotidpre  jfnpii  für  1H84/H7  'S.  48f*':  -Die  unter  «•ifri'.'-tM-  Mitw irkuiijr 
des  im  Febimr  1882  isxn  Leben  ^treteueu  Vereins  für  Moorcultur  von  der 
Hoor*Yer8uc1i88tstioii  Bremen  eingeleitotiea  Vemiclie  haben  dasn  gefDbrt, 
das  Hochmoor  auf  die  Weifle  iu  Cultur  zu  briugeu,  duss  mit  einer  gründlichen 
Bearbeitung  und  einmaligen  leichten  Brandcultur  der  oberen  Moorscliicht  eine 
energische  Kalkzufnhr  und  eine  reichliche  Düngung  mit  Stickstoff,  Kali  und 
Phosphorsäure  verbunden  wird.  Es  ist  hierdurch  gelangen,  auf  gana  rohem 
Bfoor  gleich  im  ersten  Jahre  sehr  ergiehige  Ernten  nn  R«)^<rpn  und 
Kartollüln  sowie  Hülsenfrüchten  ssu  erzielen,  aucii  stohi  zu  holiVu,  dass 
der  Futterbau  auf  dem  so  behandelten  Moor  gute  Resultate  zeitigten  wird."  —  In- 
structive  Berichte  des  verdienstvollen  Vorstandes  der  im  Jjilirt-  lS7ß  i'rriclitoten 
Moor -Versuchsstation  Bremen,  Dr.  Fleischer,  in  den  Laudwirthschaftlichen  Jahr- 
bnchem,  Jahrgang  1883,  1886  und  1891.  —  Kach  A.  Pflug,  „Die  wirthschallliche 
Erscliliossun^'  der  im  Dfut^cheu  Reich  belegenen  Moorfläclicn''  (in  der  Zeitschrift 
für  die  ges.  St.  W.,  S.  408  ff.)  beträgt  der  Umlang  der  Moorbildungen  iu 

der  BroTina  Hannover  661 4S3  hn  (14,6%  c^er  Oessrnrntfläche),  in  den  acht  Siteren 
Preuss.  Provinzen  5,2  °/o  des  Shiats^ebiets:  weitere  umfangreiche  Moorbildungen 
namentlich  in  Bayern  (()44^8  ha  im  sog.  Üouau-,  Erdinger  und  Dachauer  Moos) 
und  in  Mecklenburg  und  Oldenburg.  Ausgedehnte  Ifoore  auch  auf  einzelnen  Hoch- 
plateaus, so  namentlich  in  der  Eiffel,  auf  dem  Bücken  einzelner  Schwarxvrald- 
zii{*o.  dos  Brockens  und  der  Rhön:  letztere  Mnnre  können  im  Hinblick  auf  die 
meist  rauhe  Lage  wohl  unr  auf  Turf  .ala  Breun-  und  .Streutorf ;  auagebeutet  werden. 
Nach  Pflngr  hat  das  nadi  dem  Rimpau' sehen  System  in  Moorculturen  angelegte 
Kapital  gegendeowcise,  so  anf  dem  Gut  Nennhansen,  bis  an  2ö7«  sich  versinst. 
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\ß.  *W)8  und  474).  —  Die  Mour  1> r ii ud cultur  soll  iu  Holland  aui"  rund  12000  ha,  ia 
Prenaaen  and  Oldenburg  uoch  auf  rund  14000  ha  iu  Beirieb  sdn;  da  das  in 
Brandcultur  genommono  Areal  nach  etwa  6  Jahren  todtgebrannt  ist,  sieht  sich  der 
Moorbrenner  genötliigt,  weiter  m.  ziehen,  d.  h.  ein  nomadenliai'tes  Leben  su  fultren. 
„Noch  jetst",  sagt  Boacher,  „haben  wir  in  unseren  norddentaeben  Hoorcolonien 
die  bequemste  Gelegenheit,  den  rf  hf  r:^!m<x  von  dem  roliesten  Feldsy.stem  zu  den 
cultivirteren  uüt  eigenen  Augen  zu  beobachten/  —  Die  Veen-  oder  Fehucultur, 
welche  aich  auf  den  Abban  imd  die  indnatrielle  Verwerthmig  des  Moortorft  sowie 
die  Cultivirung  des  blossgelegten  ^loorunteifmindes  stützt,  ist  vou  Holland  nach 
Ostfriesland  und  weiter  östlich  vorgedrungen  und  besonders  entwickelt  im  früheren 
Amt  Lilienthal  unweit  Bremen  (42  MoordÖrfer)  sowie  im  Begierungsbezirk  Stade, 
wo  1876  rund  76000  ha  Moorland  als  Acker,  Wiese  und  Hobning  in  BenütEungf 
genommen  waren  (Pflup:.  S.  483).  Namhafte  Aufwendungen  in  Preussen  für 
Begründung  ueuer  Muorcoluiüecu  .seit  den  70er  Jahren:  alleiu  für  die  Erschliessiuig 
des  zwischen  der  Ems  imd  der  holländischen  Grenze  sich  hinziehenden  Hoorgebiets 
(9  Quadratmeilen)  hat  die  Preussische  Regierung  durch  Erbauung  des  Süd-Nt)rd- 
Kanals  und  von  vier  Querkanäleu,  welche  das  Moorgebiet  mit  der  Ems  und  mit 
dem  hoUftndischen  Moorkanalsystem  in  Yerbindnng  biegen  sollen,  16  lüll.  M.  anf- 
gewendet;  hier  wie  in  dem  von  dem  Kms-Jahde- Kanal  durchschnittenen  „Grossen 
Wiesmoor"  soll  nun  gerade  bei  deu  uugünstigeu  Absatzconjoncturen  für  Brenntori' 
an  Stelle  der  Yerfehnnng  die  neuere  Hoehmoorenltnr  treten.  —  Ueber  ein 
Beispiel  1  im  Luier  Wieseneultur  aiif  Nie  de  r  ungsm  o  o  r  e  n  hei  .starker  mineralischer 
Düngung  (UDO  kg  Xainit  und  400  kg  10%ges  Thomasmehl  auf  den  ha)  berichtet 
Sohnltz-Lupitz  in  No.  43  der  Deutschen  ländw.  Presse;  Reingewinn  pro  ha  nicht 
unter  60  AI.  und  das  durch  die  Kainitphosphatdangang  erzielte  Futter  hat  sich  als 
äusserst  jxelialtreich  und  verdaulich  erwiesen.  „Eine  fleissif^e  Wiesencultur  der 
Moore  bezahlt  sieh  gut;  wohl  der  Wirthschaft,  welche  mittelst  der  wohlfeilen  Mine- 
raldfingung  so  reichliche  Mengen  Eiweissstoffe  aus  den  Mooren  rieh  rafohren  kann  . . . 
In  di(^ser  Weise  behandelt,  blüht  den Niedernngsmooren  eine  grosse 
Zukunft.** 


§60.  Der  Wasserschutz. 

Die  fliessende  Wasserwelle,  wie  sie  den  Acker*  und  Wiesenbau 
durcli  ihre  befeuchtende  und  düngende  Wirkung  gedeihlich  be- 
einflusst,  kann  sich  ebenso  als  schädliches  Naturelement  erweisen, 
wenn  sie  hoch  anschwellend  das  ihr  von  der  Natur  angewiesene 
Bett  übersteigt,  die  anatossenden  Geländetheile  mit  verheerender 
Gewalt  überschwemmt,  die  Ackerkrume  mit  fortreisst  oder  mit 
Gerolle  und  Kies  flberscliüttet  und  so  das  mühevolle  Culturwerk 
der  MensclHMihaud  mit  einem  Schlage  wieder  zerstört.  Den 
ständigen  Verändenmgen,  welchen  die  Flussläufe  durch  die  lebendige 
Kraft  des  Wassers  zu  unterliegen  drohen,  die  gefährliche  Spitze 
abzubreclien ,  dafür  zu  sorgen.  das8  Jeder  Flusslauf  die  tiefste  Lage 
seines  (iebiets  einiudime,  um  für  das  übersi  lni^^i^t'  Wasser  seines 
Niedersclilagsgel)iets  den  liinveicloMul  utos^cu  Kccipienteu  zu  bilden; 
zu  v*«vlti}ten.  dass  durch  die  von  jedem  TIuss  mitgeführten  erdigen 
Bestandtlieiie  die  Sohle  des  IJetts  allgemach  sich  erhöhe  und  da- 
durch eine  Yersumplung  dos  uniiiegeuden  Gebiets  veraulasse; 
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darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  bei  besonders  starken  Ansehwel- 
lungen  des  Wasserlaufs  das  Wasser  entsprechend  raseh  abgeführt 
und  ein  TJebertritt  desselben  auf  anstossendes  Oulturgelände  ver- 
hindert werde,  bildet  in  Verbindung  mit  der  Sorge  flOr  Schiifbar- 
machung  der  Wasserstrassen  die  Au^abe  der  Strombautechnik, 
welcher  daher  die  wichtigsten  Interessen  der  Landescultor  mit 
anvertraut  sind.  Die  Mittel,  mit  denen  die  Strombautechnik  arbeitet, 
um  der  Wassergefahr  vorzubeugen:  Beseitigung  von  FlusskrOm- 
mungen  (Serpentinen)  mittelst  Vornahme  von  Durchstichen  (Gerade- 
legungen), die  von  einer  Tieferlegung  der  Flusssohle  begleitet  zu 
sein  pflegen;  Befestigung  der  Ufer  gegen  Abbruch;  Anlage  von 
Deichen  längs  des  Stromlaufs  zur  Verliütung  des  Uebertritts  von 
Wasser;  Erbauung  von  Thalsperren  in  den  Gebirgsthälern,  um  die 
von  den  einzehien  Wasscrläiifen  geführten  Geschiebemassen  künstlieli 
zurüek/  iilialttMi ;  Aiila,i>e  von  Keservoirs  zu  ähiiliclicm  Zweck  und  um 
eine  iilliiiahücln»  Zuführung  von  Hociiwasseni  in  das  Hauptabzugs- 
gebiet zu  bewirken  —  sind  in  diesem  Zusammenhang  nicht  zu 
erörtern,  wie  denn  jeder  Wasserlauf  sein  besonderes  „Strouireprime" 
erheischt  und  jede  schcniatisclie  reliertraguniLi:  der  slionibautecli- 
niselien  Erfalu'uugen  eines  Landes  auf  das  andere  verfelilt  wäre. 
Wohl  aber  ist  auf  folgende  Oesichtspunkte  aufmerksam  zu  machen: 
1.  Das  Ideal  der  Hydi  of  ('clniik  wSre,  jeden  Flusslauf  so  zu 
gestalten,  dass  ebensowohl  für  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs  (durch 
Schattung  einer  Wasserstrasse)  wie  für  jene  der  Landescnltur 
(durch  Verhütung  von  Versumpfung  und  Femhaltung  von  Ueber- 
schwemmungen  bei  gleichzeitiger  Nutzbarmachung  der  Wasserwelle 
zu  Bewässerungszweck  eil)  in  reichlichstem  Maasse  Sorge  getragen 
wäre;  und  es  ist  bekanntlich  nicht  selten  der  Vorwurf  gegen  die 
moderne  Strombaukunst  erhobtm  worden,  dass  sie  über  der  Ffirsoige 
für  die  Förderung  der  Schifffahrtszwecke  jene  der  Landescnltur 
Uber  Gebühr  vemachlSssigt  oder  dass  sie  mit  dem  System  von 
Schutzmaassregeln  gegen  Hochwasser  durch  Eindeichung  des  Fluss- 
gebiets nicht  auch  die  Nutzbarmachung  der  von  der  Stromwelle 
mitgeführten  düngenden  Sinkstoffe  zu  vereinigen  verstanden  habe; 
unter  letzterem  Gesichtspunkt  wird  geradezu  die  Eindeichung  der 
Flüsse  als  ein  volkswirthschafklicher  Nachtheil  angesehen  und 
einem  Bausystem  das  Wort  geredet«  welches  durch  Niederlegung 
der  Deiche  dem  Strome  gestatte,  seine  Finthen  imd  die  in  ihnen 
enthaltenen  erdigen  Bestandtheile  (den  Schlick)  feinen  Straten'' 
über  das  Land  zu  vertheilen.  Nun  muss  zwar  eingeräumt  werden, 
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dass  (las  ausserhalb  des  Deichschutzes  liegende  Gelände  (Aussen- 
deich), namentlich  im  unteren  Theil  der  Stromläufe,  als  Wiese 
bentltst.  unter  gewOhnUchen  Verhältnissen  günstige  Erträgnisse 
selir  wohl  abzuwerfen  geeignet  ist,  man  darf  aber  nicht  übersehen, 
dass  jedes  Sommerhochwasser  die  Crescenz  zu  vernichten  und  bei 
längerer  Bauer  die  Grasemte  zu  ersticken  oder  auch,  bei  stärkeren 
Störmnngen,  zu  verschlammen  droht  Diese  schädlichen  Folgen 
mtlssten  sich  bei  der  TOUigen  Freüegnng  des  Inundationsgebiets 
fdr  die  in  acherbauliche  Nutzung  genommenen  GrundstAcke,  zu- 
mal  bei  hochgetriebener  Gultor  von  Handelspflanzen,  augenschein- 
lich in  noch  viel  stärkerem  Grade  fOhlbar  machen,  und  alle  noch  so 
scharfsinnigen  Berechnungen  ftber  den  Verlust  an  düngender  Sub» 
stanz,  der  bei  dem  heirschenden  Strombausystem  fOr  die  Ackerkrume 
entsteht,  sind  desshalb  an  sich  als  beweiskräftig  noch  nicht  zu  er- 
achten, da  jener  Verlust,  Tergliehen  mit  dem  Werth  der  durch  die 
Deiche  geschützten  und  bei  ihrer  Niederlegung  alljährlich  gefährde- 
ten Culturarbeit,  thatsächli^  bedeutungslos  bleiben  muss;  zumal  in 
den  oberen  Theüen  der  Strome  und  Flussläufe,  wo  die  Terherxende 
Gewalt  der  Wildwasser  nicht  bloss  den  Jahresertrag  der  inundirten 
Fläclien.  sondern  den  Grund  und  Boden  selber  (durch  Versandung 
und  Verscliüttuiig),  und  darüber  liiiiaus  Bauwerke  jeder  Art  in  ihrem 
Bestände  bedroht.  Uebrigeiis  fehlt  es  nicht  an  Beispielen  dafür,  dass 
der  Schutz  der  angrenzenden  Culturflächen  durch  em  geordnetes 
Deichsystem  mit  der  Anlage  von  Bewässerungseinrichtungen  aus 
dem  eingedeichten  Fluss  sehr  wohl  vertiäglich  ist.  Wo  aber  solche 
Einrichtunii;eii  wegen  der  tiefen  Einbettung  des  corrigirten  Strom- 
laufs sich  nicht  treffen  lassen,  wird  die  an  sicli  berechtigte  Forderunir 
der  Nutzbarmachung  der  Sinkstott'e  der  Flüsse,  neben  au>ge- 
dehntester  Bewässerungsmöglichkeit,  besser  als  durch  Nieder- 
legung der  Deiche,  durch  Anlage  eines  in  Verbindung  mit  den 
Hauptstromen  angelegten  K  a  nalsy  Sterns  zu  verwirklichen  sein, 
wobei  an  das  oben  Bemerkte  (S.  336)  zu  erinnern  ist 

Vgl.  liierzii  die  mit  Eedit  vielfach  angefochtenen  Betrachtungen  bei  Dünkel - 
borg,  a.  a.  0.,  insbesondere  S.  76  ff.;  dasa  es  wünschenswertb  wäre,  die  nmd 
bGO  IBIL  kf?,  die  s.  B.  der  Rhein  an  erdiger  IVockensabstanz  in  24  Stunden  mit 
sich  führt,  für  ä\v  Laiulrscnltnr  nutzbar  zu  machen,  kann  obtniso  zugegeben  wenlen, 
wie  zu  bestreiten  ü>t,  dass  die  Niederleguug  aller  Kheiudeiclie  als  das  richtig« 
Mittel  znm  Zweck  sich  darstellt.  Ob  dne  Niederlegnug  auch  mu*  der  Winterd eiche 
möglich  und  ausführbar  ist,  kann  nur  nach  den  hydrographischen  Verhältnissen  der 
einzelnen  Flussgebiete  auf  Grund  sorgsamster  Untersuchungen  beantwortet  werden; 
solche  Untersuchungen  sind  auf  ürund  eines  im  November  1889  gestellten  Antrags  des 
FrensBischen  Landesdkonomiecollegittms:  es  seien  in  den  unteren  Ulnfeu 
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der  grossen  Strome,  besonders  an  der  Elbe  und  Oder,  während  der  Frühjahrshoch- 
wasserperiode eingehende  und  ausgedekute  Versuche  mit  dem  Hereinlassen  fruchtbaren 
Flnsswassers  in  zur  Zeit  noch  durch  Winterdeiche  abgeidilMienen  Niederungen 
aneustellen  —  fliehe  ThieFs  landw.  Jahrb.,  Bd.  XYin,  Ergänzungsband  2,  S.  179  ff., 
Seferent  Graf  v.  Bernstorff)  durch  die  Preuss.  Landwirthschaltsverwaltung  im 
Anfange  d«r  90«r  Jahn  in  Gang  g«86ftart  worden,  wofttr  «rfboals  der  Etat  für  1891/92 
900000  M.  votsielit. 

Die  grosso  Bedeutung  von  Flnsscorrri  ti  unen  nach  dem  hoirscliendon 
Stromsystem,  ako  in  Yerbindiing  mit  der  Eindeichung  der  Ufer,  gerade  auch  nach  der 
cnltnrellen  Sdto  hin,  «thellt  in  besonders  schöner  nnd  überaengonder  Wetee  ans 
der  amtlichen  Darstellung:  „Der  Rheinstrom  und  seine  wichtigsten  Neben- 
flüsse*^ (im  Auftrag  der  Keichscommission  zur  Untersuchung  der  Rheinstromverhält- 
nisse herausgegeben  von  dem  bad.  Centralbüreau  für  Meteorologie  und  Hydrogra- 
phie) insbesondere  aus  dessen  erstem,  von  M.  Honsell  bearbeiteten  Theil  Uber 
Tly dropraplne  und  Wnss erwirthschaft.    Im  Hinblick  auf  die  seit  den  40er 
Jahren   in  AiipfrifT  genommene  Correctiou    der  Seitenzufliisse    des  Rheins 
(Wnttach,  Wiese,  Bis,  Dreisam,  Kiniig,  Rench  und  Murg),  wofür  Ton  1842—1888 
geg-en  15  Mill.  M.  verausgubt  worden  sind,  konnte  mit  Recht  prcsa«^  werden:  „Ehe- 
mals schon  bei  massigen  Anschwellungen  überschwemmte  und  bedrohte  Ortschaften 
sind  jetst  ToUstftndig  hoebwasserfrd  oder  eingedeieht,  und  Beschädigungen  von 
Wdhnungen  und  Vorräthen  komnn n  da,  wo  die  Flusscorrectionen  durchgeführt  sind, 
nur  noch  bei  ganz  aussergewühuiichen  Hochüuthen  vor.   Die  Abflussverhältniiwe 
haben  efaie  dnrdigrrifende  Verbeesemng  erfUiren,  imd  es  ist  dadurch  die  HögHchkeat 
peschafFen  worden,  versumpfte  Fläcluii  zu  entwässern,   troekene  nelände  künstlich 
ZU  bewässern.    Der  einstmals  vom  verwilderten  Fluss  fast  in  seiner  ganzen  Aus- 
dehnung beherrschte,  vielfach  verwüstete  Thalgmnd  ist  zu  fruchtbarem  Gelände 
nmgeschaffen ;  wo  früher  auf  weite  Erstreckungen  Kies,  Sand  und  Wasser  mit  Weiden- 
und  Erlengebiisrh  abwechselten  und  bestenfalls  dürftiges  Weidfeld  sich  ausl)reitetp, 
finden  sich  lieute  ertragreiche  Aecker,  vorzügliche  Wiesen  uud  Oljstptianzuu;,a'n. 
Die  Klagen  über  häufige  Hemmungen  des  Verkehrs  durch  Ueberfluthnng  und  Zer- 
st<irung  der  Wege  sind  verstummt.    In  Folge  der  verbesserten  Gewässerzustände 
konnten  überall  schöne  Thalstrassen  erstellt  und  für  die  Anlage  der  Eisenbahnen 
in  den  grösseren  Sehwarzwaldthalem  war  die  Conrection  der  Flüsse  nothwmdige 
Vorbedinprunir'*.  —  Vor  Allem  aber  stellt  sich  die  auf  Grand  von  Staatsvertriifrpn 
zwischen  Baden,  Bayern  uud  Frankreich  nach  den  Plänen  des  Ingenieurs 
Tulla  seit  1817  fai  Angriff  genonunmie  Bheinstromeorrection  als  ein  Melio- 
rati(tnswerk  ersten  Raiitres  dar;  der  pänzlirh  verwilderte  Stromlanf  .  itier- 
schwemmte  fost  alljährlich  die  Niederungen  mit  den  Ortschaften ;  grosse  mit  frucht- 
barem Boden  bedeckte  Fliichen  Landes  fielen  inuner  mehr  der  Tersnmpfnng  anhdra; 
die  Bewohner  litten  schwer  unter  Fieberkranklieiten" ;  eine  Reihe  von  Ortschaften 
wurden  gänzlich  zerstört  und  sind  verschwunden,  andere  wurden  verlassen  und  an 
geschützten  Stellen  wieder  aufgebaut.    Die  Erfolge  des  Correctionswerks,  für  welches 
in  Baden  von  1816— 18HH  07.6  Mill.  M.  in  Frankreich  bezw.  Elsass  Loth- 
ringen von  1791  —  1888  48,8  Mill.  M.;  in  Bayern  von  1840—1880  7,2  Mill. 
M.,  für  Rheindeiche  ausserdem  in  diesen  3  Staatsgebiuteu  seit  den  40  er  Jahren 
11  Mill.  M.  verausgabt  worden  sind,  lassen  sich  sidilenmässig  nicht  fixiren,  treten 
aber  in  dem  W  l  lstund  der  einst  verarmten  Orte  sichtlieh  zu  Tage;  die  Hon- 
sell'sche  Denkschrift  sagt  darüber:   „Leben  uud  Eigenthum  der  Anwohner 
sfaid  gegen  die  Ansschrettangen  des  Stromes  gesichert;  der  üferschntz  erfordert 
künftighin  nur  mässi;rr  TCrsten;  ausgedehnte  Flächen  Landes  sind  p-ewonnen  nnd 
iheilweise  schon  angebaut,  andere  werden  mit  dem   Fortschreiten  der  Verlan- 
dungen  der  Altwasser  noch  gewonnen  werden,  die  Sümpfe  in  der  Bheinniedemng 
sind  versehwunden,  durch  die  ^ihistijre  Entwässerung  ist  die  Bodencultur  geffirdert 
und  der  Werth  des  Landes  namhatt  gehoben;  die  Gesundheitsverhältnisse  in  den 
Rheinorten  lassen  nichts  mehr  zu  wünschen;  Wechselfteber,  früher  eine  wahre 
Geissei  dieser  Orte,  kommen  nur  selten  und  nicht  mehr  als  anderwärts  vor; 
durch  die  mit   der  Eutsiimpfttnfr  nnd  der  Siehening:  der  Rheinniedenm«?  überall 
niügüch  gewordene  Anlage  von  guten  Wegen,  .Sirasaeu  und  von  Eisenbahnen  uud 
dnrab  die  sahireichen  ITeb^rücknngen  des  Stromes  ist  der  Verkehr  in  der  Niedening 


Digitized  by  Google 


352 


Kap.  in.  INe  PoUtik  dw  Landescultor. 


und  zwischen  beiden  Ufern  wesentlich  erleichtert".  —  Dabei  sind  die  schädlichen 
Wirkungen  der  ehemaligreu  Hochwasser  ^anz  erheblich  abgeschwächt,  7000  ha  werth^ 
volles  Land  allein  «ttf  badischer  Seite  gewonnen  worden«  weitere  3000  ha  in  Ver- 
landung  begfriffen;  ausgedelmte  KIMcIkti  der  Stromniedernn*»' sind  in  Folfre  der  Senkun«]^ 
der  Wasserstandsbewegung  gegen  die  gewöhnlichen  8ommt'niiisch\Y«'lliingfu,  abt'r  auch 
gegen  das  Dmckwasser  in  \iel  höherem  Mnaase  als  frülier  geschüt/.t  und  die  Ernten 
in  Folge  desspn  um  VipIps  gesicherter  geworden.  Die  Wertherhöhung  des  Geländes 
in  der  badischen  Kheinuiederuug  allein  wird  in  Folge  der  durch  die  ßheiucorrection 
geseliaffenen  gfinstigeren  Bedin^gen  auf  39  IGIL  H.  berechnet  (a.  a.  O.,  SL  237). 
Kino  Bpniit:^ung  des  Rheins  znr  b ef e n ch tend en  Bew ä s so rnn vnn  Wiesen 
mit  klarem  Hheinwasser,  d.  h.  bei  niedrigem  Waaserstand,  ist  durch  die  Höhenlage 
des  üfergelätides  erschwert;  eine  düngrende  BewKsseranjir  Ton  Wiesen  bei  hoben 
Wasserständen  \väro  inöp^lich,  sie  anttcI  aber  nicht  geübt,  weil  nach  den  «reniachteu 
Erfahrungen  der  Kbeinschlick  dem  Graswuclis  sich  nicht  als  förderlich  erweist 
(a.  a.  0.f  8.  800).  Uebrigens  ist  die  Anlage  von  Sextenkanilen  an  indnetriellen  nad 
ifeliorationaxwecken,  annächst  in  dem  oberen  Theil  de»  badischen  Rheins,  geplant 

2.  Bewaldung,  Weidowirthschaft  und  Hochwasser- 
gefahr. Die  Bedeutung,  welche  man  froher  gemeinhin  der  Be- 
waldung fflr  die  Hintanhaltung  von  Ueberschwemmungsgefahr 
beimaass,  hat  in  Folge  neuerlicher  Beobachtungen  eine  wesent- 
liche Einschränkung  er&hien;  die  meisten  und  gefährlichsten 
Hochwasser  treten  im  Spätwinter  ein,  wo  der  Wasserverbrauch  im 
Walde  in  Folge  der  Yegetationsruhe  und  der  geringen  Verdunstung 
und  die  Wasserzurflckhaltung  durch  den  gefrorenen  Boden  eine 
minimale  zu  sein  pflegt ;  da  femer  im  Walde  der  Schnee  langsamer 
schmilzt  als  auf  freiem  Feld,  so  ist  es  mdglich,  dass  bei  rasch  auf- 
einanderfolgenden starken  Niederschlägen  und  beim  Umschlag  der 
Witteniiig  der  Wald  die  Hochwassergefahr  sogar  steigert,  wie  denn 
im  Jahre  1882  das  dicht  bewaldete  Bheingebiet  durch  Hochwasser- 
katastrophen  ebenso  heimgesucht  wurde  wie  die  weniger  bewaldeten 
Länder  Tvrol  und  Kärnthen.  Dagegen  kommt  der  Bewaldung  eine 
unzweifelhaft  wohlthätige  Wirkung  zu  in  Bezug  auf  die  mechanische 
Befestigung  des  Vervrittenuigsbodens:  Bodenabschwennuuiigen,  die 
Bildung  von  Trümmerfeldern  und  die  Ablagemng  von  Schuttniasseu 
nach  den  Thälern  werden  durch  den  auf  Bergwanden  stockenden 
Wald  verhütet  oder  wenigstens  vermindert,  ebenso  die  Geschieiie- 
fülmuig  in  den  Gewässern       Wie  durch  die  mangelnde  Wald- 


')  So  Endres  im  Art.  ni^'ordtpolitik'"  im  Hdwb.  d.  St.-W.  Bezüglich  dernach- 
stehenden  Sätze  ist  weiterhin  anf  die  amtliehe  Erhebung:  Die  Erhaltung  nnd  Ver» 

besserunfr  der  Sclnvarzwaldweiden  in  l»aden;  Karlsrnhe  1889.  sowie  auf  das  im 
Eingang  citirte  Werk:  Der  Kheinstrom  ctc^  S.  1Ü7  und  auf  die  Veröffeutlichungen 
des  bad.  CentralbÖreans  fflr  Meteorolog^ie  nnd  Hydr  ügraphie,  6«  Heft 
zu  verweisen.  Etwas  einseitige  Beurtlu'iluns'  dt-r  Red»>utun;j;^  des  \V>ildos,  die  in  der 
Forderung  weitjrehriidor  Rodungen  und  Umwandlung  von  Wald  iu  Cultargelände 
gipfelte,  vertrat  Bui^'^greve  im  Prenss.  LandesökonomiekoUegium,  1881.  (Siehe 
Thiers  landw.  Jahrb.,  Bd.  X,  Ei-günsungsband,  S.  70  C) 
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decke  kann  aber  auch  durch  eine  sorglose  Bewirthschaftuiig 
der  in  den  Hochgebirgen  befindlichen  Weide  gründe  die  Hoch- 
wasssergefahr  vermehrt  werden  :  durch  111>ennft8sig6n  Besatz  defWei- 
den  mit  Vieh,  zumal  wenn  die  Weiden  abwechselnd  zur  Ackerbe- 
stellung genutzt  und  zu  diesem  Zweck  die  Ghnsnaarbe  zeltweise  abge- 
hoben, d.  h.  der  Boden  gelockert  wird.  Ini  zahllosen'  Weiden  der 
Hochgebirgsländer  ist  in  Folge  dieser  Bewirthschaltungsweise  durch 
allmähliche  Entblössung  des  Bodens  von  der  schützenden  Rasen- 
decke die  Bildung  von  Kunsen  begünstigt  worden,  in  welchen  hei 
starken  Niederschlägen  die  sich  bildenden  Wildbäche  grosse 
Massen  von  Schutt,  Schlamm  und  losen  Gesteinen  in  die  Thalsohle 
abwärts  befördern  und  die  durch  die  stets  zunehmende  Geschiebe-^ 
zufuhr  nach  den  Kinnsalen  die  Hocliwassergefahr  ganz  aiisserordent^ 
lieh  steigern,  welchen  rrefahren  die  Technik  der  sog.  Wildbach- 
verbauung  in  Oesterreich,  Frankreich,  der  Schweiz  ihre  Ent- 
stehung verdankt.  Die  llückwirkungen  aber  der  Art  der  Bewirth- 
schaftimg  der  Waldungen  und  Weidegründe  in  den  Hochgel urgeu 
auf  die  Wasserwirthsehaft  sind  so  augenßllige,  dass  eine  beliörd- 
liehe  Ordnung  und  Kegehmg  Jene  Wirthschaft  im  öffentlichen 
Interesse  dringende  Nothwendigkeit  wird.  Das  Gebiet  dieser 
rechtlichen  Ordnung  gehört  zum  erheblichen  Theil  der  Forst- 
politik an,  711  Tage  tretend  in  der  sog.  Inb annleg ung  der 
Wälder  (Schutz-,  Bannwälder)  im  Quellgebiet  der  Fhissläufe 
sowie  an  steilen  Gebirgsliängen  und  Höhenzügen,  wodurch  den 
Besitzern  der  betreffenden  Waldungen  in  deren  Nutzung  und  Ben 
wirthschaftung  mannich£ache  Einschränkungen  auferlegt  werden' 
(Verbot  Ton  Bedungen,  von  Kahlhieben,  Einschränkung  der  Weide-, 
und  Streunutzung,  Zwang  zur  Ausführung  Yon  durch  die  For8t«>: 
behdrde  fOr  nöthig  erachteten  Waldeulturen  und  Schutzanlagen) 
und  ist  daher  an  dieser  Stelle  nicht  näher  zu  erOrtem;  zu  einem 
anderen  Theil  aber  fftUt  es  in  den  Bereich  der  Landwirthachaits- 
Politik,  nämlich  soweit  es  sich  um  die  Ordnung  der  Weide-' 
wirthschaft  handelt,  wobei  wegen  der  Einzelheiten  dieser  recht- 
lichen Ordnung  auf  die  Ausführungen  in  §  63  zu  verweisen  ist  -  - 

Nach  Endres  (u.  a.  O.)  sind  in  Frankreich  auf  Grand  der  unten  'aÜie^: 

zu  <  rwiihueiideii  besonderen  Ue^etzo  in  d»'ii  Sevennen,  Alpi'ii  und  Tymiäen  von  1861^ 
bis  1889  27  "Wildbaehe  verbaut  und  fiiic  Flärlie  von  145000  ha  aufpctorstet  worden 
(Staatsaufwaud  TjI  Vs  Mill.  Frcs.).  -  Ailuilithe  Arbeiten  iu  Oesterreich  und  in 
di'v  Sc  hweiz  mit  Staatsuiitcrstütaungeu  ausgeführt;  über  hervorra|Fond6re J^auwerke, 
(Thalsperren)  dieser  Art  iu  ietaterein  Lande  nähere  Angaben  iu:  »Der  Bheinstrom  etCu" 
S.  222  ff.  •    ■         •  'Vi) 

B«e1i«ab«rg«rt  A.,  Agrarpolitilc.  L  23 
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§61.  Die  reehtliehe  Gresialtung  des  Wasserwesens 

im  Allgemeinen. 

Die  gute  Lösimg  der  auf  dem  Gebiete  des  WasserwesenB  jedem 
Staat  zugewiesenen  wichtigen  Aufgaben  ist  nicht  am  wenigsten 
von  einer  guten  Ordnung  der  rechtlichen  Verhältnisse 
der  Wasserbenutzung  und  des  Wasserschutzes  ab- 
hängig, wie  sich  dies  aus  folgenden  Betrachtungen  ergiebt. 

1.  Die  Ausfilhrung  von  Bewässerungs-  wie  von  Entwäs»eiimgs- 
aiiliigen  ist  in  den  Gegenden  des  Streubesitzes  wohl  durchweg,  in 
denen  des  arrondirten  Besitzes  mindestens  häufig  ohne  die  In- 
anspruchnahme fremden  Grund  und  Bodens  nicht  denkbar,  sei  es, 
dass  diese  Inaii>jii nohnahme  zur  Anlage  der  Wasser/Aileitungs- 
Icanäle  und  der  EiiLwusserungsgräben  und  der  damit  in  Yorbindung 
stehenden  Anlagen,  sei  es,  dass  sie  zur  Abführung  dos  überschüssigen 
Wassers  erforderlieh  wird.  In  vielen  Fällen  müssteu  daher,  wenn 
nicht  durch  eine  besondere  Gespf7gp})ung  im  Interesse  des  Zu- 
standekommens solcher  T'nt<Tnehmun<»eu  von  dem  Tlntemehmer 
Zwangsbefugnisse  gegenüber  Dritten  in  Anspruch  genommen  werden 
können:  Abtretung  von  Grund  und  Boden  und  bestehenden  Wasser- 
rechten, Auflegimg  von  Dienstbaikeiten  zur  Duldung  von  Wasser- 
leitungskanälen  und  Entwässerungsgräben  etc.  —  von  solchen 
Anlagen,  beim  verhandenen  Widerspruch  Dritter,  "Tmgang  genommen 
werden.  Ergiebt  sich  schon  hieraus  das  Bedürfniss  einer  besonderen 
gesetzlichen  Regelung  des  Wasserwesens  im  Interesse  der  Nutzbar- 
machung des  Wassers  fOr  die  Zwecke  der  Landescultiur,  so  kommt 
noch  weiter  in  Betracht,  dass  vielfach  solche  den  Zwecken  der 
Be-  oder  Entwässerung  dienende  Anlagen  in  wirklich  rationeller, 
d.  h.  Elfolg  versprechender  Weise  nur  bei  gemeinsamer  Be- 
theüigung  aller  oder  doch  eines  grossen  Theils  der  Eigenthtlmer 
einer  G^emarkung  sich  verwirklichen  lassen,  zumal  da,  wo  die 
Grundstöcke  im  Gemenge  liegen.  Wie  nun  nach  den  voraus- 
gegangenen Erörterungen  die  Schaffung  eines  geordneten  gemein- 
samen Wegenetzes  im  Landeseultuiinteresse  auch  gegen  den  Wider- 
stand Einzelner  muss  erzwungen  werden  können  (§47  u.  §  55  Ziff.  1), 
so  gilt  dies  in  gleichem,  ja  noch  höherem  Maasse  von  der  Schaffung 
eines  den  Bedflrfnissen  der  Gemarkungsgenossen  angepassten 
G-rabennetzes,  welches  durch  planmässige  Yertheilung  und 
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Ableitung  des  Wassers  die  befeachtende  und  dtlngende  Wirkung 
des  Wassels  fflr  die  Zwecke  der  Yegetation  ausnlltst  imd,  bei  seit- 
heiigem  mangelndem  Abzug  des  Wassers  im  Boden  und  daduroli 
bewirkter  Versumpfung,  durch  entsprechende  anderweitige  Anlagen 

(Drainirung  des  Bodens)  culturschädliche  Einflflese  des  Wassers 
beseitigt.  Die  rechtliche  Ermöglichung  gemeinsamer, 
die  ganze  G  enui  r  k  u  n  - 1 1  ur  oder  einzelne  T  Ii  eile  der- 
selben umspannender  Ent-  und  Bewässerungsanlagen 
und  die  Handhabung  dieses  Ent^  imd  Bewässeningsapparats  im  ge- 
meinsamen Interesse  aller  Betheiligten  durch  örtliche  Wässerungs- 
ordnungen  bildet  daher  einen  ähnlich  wichtigen  Bestandtheil  des  durch 
die  nachbarliche  Lage  der  Gnmdstücke  bedingten  Verwaltungsrechts 
der  Landescultur  wie  die  oben  erörterten  Feldbereinigungsanlageu. 
Die  innere  Verwandtschaft  beider  Materien  des  Landwirtlischafts- 
rcchts  tritt  auch  in  der  Gleiehai'tio'keit  der  rechtlichen  Ordnung 
im  Einzelnen  zu  Taij:e,  insbesondere  was  die  Ausgestaltung  des 
Zwangsbeitritts  anlangt,  sowie  darin,  dass  beiderlei  Arten  von 
Unternehmungen  sehr  häutig  ..in  einem  Zug"  nach  einem  gemein- 
samen Plan  zur  Ausführung  gelangen,  so  dass  Arrondining  des 
Besitzes,  rationelle  Wegenetzanlage  und  die  Schaffung  eines  den 
Zwecken  der  Ent-  und  Bewftssenmg  dienenden  Grabennetzes  in 
ein  und  demselben  Unternehmen  ihre  Verwirklichung  finden. 

2.  Das  Bedürfniss  nach  einer  Nutzbarmachung  der  Wasser* 
laufe  im  Interesse  der  Gesammtheit  der  Gemarkungsgenossen  und 
die  Nothwendigkeit  gemeinsamer  Abwendung  der  möglicherweise 
durch  ungeregelten  Wasserlauf  drohenden  Gefahren  ist  ein  so 
dringendes,  dass  gemeinsame»  die  Herbeiführung  einer  geregelten 
Wasserwirthschaft  dienende  Organisationen  (Genossenschaften) 
ihrer  Entstehung  nach  bis  in  die  Älteste  Zeit  zurflckverfolgt  werden 
können;  „im  Grunde  war  schon  die  erste  Geschlechtsgemeinschaft, 
welche  die  feste  Ansiedelung  begrOndete,  die  Hufen  Tortheilte 
und  cultivirte  und  gemeinsame  Hutung  und  Flurzwang  ....  der 
Gesammtheit  auferlegte,  eine  solche  Meliorationsgenossen*' 
Schaft,  die  ebenso  wie  für  die  Zugänglichkeit,  auch  fOr  die  Wasser- 
abzugsgräben eine  gewisse  Sorge  tragen  musste'*  (Meitzen);  und 
welche  die  gute  Functioninmg  dieses  Wasserapparats  durch  Statut 
(Wasser-  oder  Bunsenordnungen)  ebenso  sorgsam  überwachte  wie 
die  Einhaltung  der  für  den  Feldbetrieh  und  fttr  die  Nutzung  der 
Waldungen  erlassenen  Kegeln  und  Festsetzungen.  Sehr  häufig 
ragten  diese  Meliorationsverbände  über  den  Bereich  der  Einzel- 

28* 
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gcmarkung  hinaus,  zumal  wenn  es  sich  um  Schutz  des  liegenachafti- 
lichen Besitzes  gegen  Hochwassergefahr  haiidolte  (Deich genoBsen- 
schaften  dos  Mittelalters),  und  es  bildete  sich  ein  TOlks- 
thümliches  Kecht  des  Wasserschutzes  aus,  von  dem  ver- 
einzelte Spuren  bis  in  die  neuere  Zeit  sich  erhalten  haben  ^).  Ist  nun 
auch  die  rechtliche  Ordnung  des  Be-  und  Entwässenmgswesens, 
insbesondere,  soweit  es  sich  um  die  Einräumung  von  weitgehenden 
Zwangsbefügnissen  gegenüber  Dritten  wie  gegenüber  den  eigenen 
landwirthschafÜichen  Berufsgenossen  handelt,  wesentlich  neueren 
Battuns,  so  hat  doch  diese  moderne  Bechtsbildung  viel&ch  an 
diese  älteren  Organisationen  angeknüpft,  in  ähnlicher  Weise,  wie 
aus  den  Tolksthümlichen  „YereinOdungen**  des  16.  Jahrhunderts 
die  neuerliche  Feldbereinigungs-  und  Zusammenlegungsgesetz- 
gebung sich  entwickelt  hat*). 

3.  Die  Schwierigkeiten  einer  btilriedisfenden  rechtlichen 
Ordnung-  dieses  Zweigs  der  Landescultiir  liegen  nicht  bloss  darin, 
dass  jede  Art  der  A^erfügung  über  das  Wasser,  welche  über  die 
einfachsten  hauswirthschaftlichen  Zwecke  hinausreicht,  auf  das 
unten-  oder  obenliegende  Gebiet  möglicherweise  in  naclitlveiliger 
Weise  zurückwirkt  (durch  Wasserentzug  oder  Wasserzuleitung  oder 
Kflckstau)  und  somit  innerhalb  der  landwirthscliaftlichen  Borufs- 
gruppe  selber  Interessengegensätze  sich  ergeben  können,  sondern 
auch  darin,  dass  das  Wasser  nicht  allein  den  haus-  und  land- 
wirthschaffclichen  Zwecken,  sondern  auch  im  Hinblick  auf  die  ihm 
innenwohriende  mechanische  Kraftwirkung  vor  Allem  den  Bedürf- 
nissen des  Grewerbebetriebs  dient,  dessen  Forderung  auf  antheilige 
Ausnutzung  des  Wassers  ebenfalls  Berücksichtigung  Ton  Seiten 
des  Staats  erheischt  Nun  kann  offenbar  eine  das  Ganze  im  Auge 
habende  LOsung  der  Wasseirechtsfrage  zu  einer  befriedigenden 
Lösung  nur  dann  gelangen,  wenn  der  Gesetzgeber  grundsätzlich 
Ton  der  Auffassung  sich  leiten  lässt,  dass  die  nutzbaren  Eigen- 
schaften des  Wassers  der  Allgemeinheit  in  möglichst  umfassendem 
Maasse  zugänglich  zu  machen  sind.  Dieser  principalen  Forderung 
aber  ist  durch  gesetzliche  Bestimmungen  Genüge  zu  leisten,  welche 


EinPii  schönen  und  erschöptenden  Eöublick  in  die  Kniwickluug  dieses  volks- 
thümlichen  (tenossenscluiftaweseng  und  de«  durch  sie  begründeten  localen  Recht» 
gewährt  (>.  F.  (iierke,  Das  dontst-he  Ocuossenschaftijrecht,  1868. 

*)  IVber  die  leitenden  (lesielitspnnkte  für  die  neuere  diesbezügliche  ( i ose f/i;«  bang' 
in  PreHbseu  siehe  den  amtlieheu  liericht  über  Prensscns  läudw.  Verwaltung 
für  1875/77,  S.  86  ff. 
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sicherstellen,  dass  jedes  Benutzungsrecht  am  Wasser  durch  das 
EigenthumS'  und  Benutzungsrecht  aller  derjenigen,  deren  Grund- 
stflcke  und  Anlagen  im  Bereich  des  auszuübenden  Benutzungsrechts 
liegen,  seinem  Inhalt  und  Umfang  nach  seine  Begrenzung  zu 
finden  hat;  dass  also  ein  für  Dritte  nachtheiliger  (rebrauch 
des  Wassers  (durch  Rückstau,  üeberschwemmung,  Versumpfung) 
ebenso  muss  hintangehalten,  wie  anderseits'  eine  solche  Einrichtung 
der  Anlagen  und  eine  solche  Ökonomische  Benutzung  derselben 
muss  erzwungen  werden  können,  welche  den  Mitgebrauch  des 
Wassers  durch  Andere  nicht  ausschliesst  Die  Anerkenntniss,  dass 
„das  Wasser  ein  für  die  persönliche  und  wiithschaftliche  Entwick-» 
lung  der  Yolksgesammtheit  .  .  .  ungemein  wichtiges  Naturelement 
ist^S  erfordert  danach  eine  Ordnung  der  Wasserwirthschaffc,  welche 
verhütet,  „das  an  sich  keinem  Berechtigten  wegen  der  Art  der  be- 
zweckten Benutzung  ein  vorzüglicher  Anspnich  zustehe:  Werk- 
besitzer und  Wicseiihositzer,  Industrie  und  Laiidwirthschall  haben 
an  sich  das  gleiche  Anrecht  auf  Schutz  ihrer  Nutzungsrechte  und 
unterliegen  den  gleichen,  durch  das  Zusammentreffen  mehrerer 
Betheiligter  bedingten  Verpflichtungen:  und  es  haben  sich  daher, 
wo  die  vorhandene  Wasscruiasse  oder  das  gegebene  Gefälle,  sei 
es  dauernd,  spi  es  zeitAveise  zur  Befriodiuuiiix  des  Bedürfnisses 
aller  Benutzunirsherechtigten  nicht  ausreicht,  sänimtliche Betheiligtp, 
ohne  Unterschied  des  Benutzungszwecks,  den  im  lnter»^sse  einer 
möglichst  allseitigen,  gleiclimässigen  Benutzung  gebotenen  Be- 
schränkungen in  der  Ausübung  des  Einzelrechts  zu  unterwerfen" 
(Schenkel).  Die  pri vatrec ht liehen  Normen  über  Inhalt  des 
Benutzungsrechts  am  Wasser  durch  die  Anlieger  müssen  desshalb 
durch  V erwaltungsrechtl ich 0  Normen  ergänzt  werden,  welche 
den  umfassenden  Gemeingebrauch  des  Wassers  und  zwar  nicht 
etwa  bloss  der  sog.  öffentlichen  (schiff-  und  fldssbaren),  sondern 
aller  fliessenden  Gewässer  für  die  Zwecke  der  Gesammtheit  sichern  t 
und  diese  verwaltungßrechtliche  Regelung  wird  insbesondere  zum 
Ausdruck  zu  kommen  haben  in  der  Einführung  des  Genehmigungs- 
Yerfahrens  für  gewisse  Arten  der  Wasserbenutzung,  namentlich 
soweit  es  sich  um  Ableitung  des  Wassers  zu  Bewässerungs-  oder 
Entwässerungszwecken  über  oder  auf  fremden  Grund  und  Boden 
(Eegelung  der  Vorfluth),  sowie  um  Ausnutzung  des  Wassers  zu 
Triebzwecken  handelt;  femer  in  der  Zulässigkeit  des  Verbots  be- 
stehender Wasserbenutzungen  aus  Gründen  des  öffentlichen  Interesses ; 
weiterhin  in  der  Befiigniss  zur  Regelung  der  Benutzungsweise  der 
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juekrereu  Betheiligteu  dienenden  Wasserläufe;  in  der  Möglichkeit 
der  zwangsweisen  Auflegung  von  Dienstbarkeiten  oder  der  Ent- 
eignimg Ton  Grund  und  Boden  und  Wasserrechten  zu  Gunsten 
einpr  im  allgemeinen  Interesse  liegenden  Wassernützung ;  endlich 
in  der  Ordnimg  der  Unterhaltungspflicht  bezüglich  der  Wasserlaufe 
zur  Yerhütimg  von  Versumpfung  und  üebersohwemmung  (Wasser- 
schutz und  Wasserwehr). 

4.  Von  ]>esonders  praktischer  Bedeutung  für  die  Landescultur 
im  Gebiet  der  Entwässenins:  wird  insbesondere  die  Regelung 
des  Hechts  der  Vorflutli,  d.  h.  die  Feststellung  der  Bedingungen, 
unter  welchen  bei  ili  l  iitigen  Anlagen  die  tiefer  gelegenen  (Irund- 
stücke  zur  Aufnahme  des  von  oben  her  kommenden  Wassers  ver- 
pflichtet sein  sollen.  Die  neuere  Gesetzgebung  hat  das  Hecht  der 
Entwässerung  grundsätzlich  jedem  Besitzer  eingeräumt,  ebenso  ein 
unbedingtes  Einspruchsrecht  Dritter  grundsätzlich  nicht  zuge- 
lassen, wohl  aber  letzteren,  im  Fall  des  Einspmchs  und  beim  Vor- 
liegen von  Benachtheiligungen  oder  Eligenthumsbeschnnkiingen, 
Entschädigungsansprüche  zuerkannt,  mögen  nun  diese  Nachtheile 
oder  Beschränkungen  in  der  Verminderung  der  seitherigen  Wasser- 
nutzung oder  in  der  nachtheiligen  Senkung  des  Wasserstandes  oder 
in  der  Inanspruchnahme  von  Grund  imd  Boden  für  die  Ausführung 
der  Anlage  oder  in  der  Art  der  Zuleitung  des  Wassers  bestehen. 

5.  Je  nach  der  concreten  Ordnung  dieses  und  der  anderen 
Materien  der  Wasserwirthschaft,  je  nach  dem  Maasse  von  lit»- 
deutung,  welches  das  geltende  Kecht  den  gegen  eine  bestimmte 
Art  von  Wassernutzung  sich  richtenden  Einsprachen  insbesondere 
von  industrieller  Seifp  her  zuerkennt  und  je  nach  der  Art  der 
Normirung  der  aus  solchen  Einspraclien  abzuleitenden  Entschä- 
digungsansprüche wird  die  Landescultur  des  ))etrertenden  Staats- 
gebiets in  vortheilhafter  oder  unvortheilhafter  Weise  sich  beein- 
tiusst  seilen.  Auf  eine  Darstellung  der  verwaltnngsreehtlichen 
Regelung  des  Wasserwesens  unter  Beachtung  der  obigen  (xesichts- 
punkte  ist  in  diesem  Zusammenhang  indess  nicht  einzugehen,  viel- 
melir  auf  die  einschlägige  Verwaltimgsrechtsliteratur  zu  verweisen ; 
doch  schien  es  geboten,  auf  die  Bedeutung  dieser  rechtlichen 
Ordnung  für  die  Landescultur  hinzuweisen,  deren  dermalige  Ge- 
staltung länderweise  ein  sehr  bimtscheckiges  Bild  darbietet  wie 
dies  namentlich  für  Deutschland  zutrifft,  welches  bis  jetzt  einer 
einheitlichen  Ordnung  des  Wasseirechts  entbehrt 
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YgL  hieau  nVorschläge  für  Verbesserung  des  deutdcheu  Wasserrechts*',  aufgestellt 
▼om  SonderansscIiiisB  der  deutsehan  LandwirklisehftftegMellscIiaft  fBr  W«Mwrrecht, 

Berlin  1892,  und  die  den  von  diesem  Soiiderausseliuss  bearbeiteten  Gruudzüf^eu 
eines  deutschen  Wasserrechts  von  dem  Befereaten  Graf  Arnim-Schlagenthin  bei- 
gegebenen  Motive  (8.  43  ff.)-  Besonderes  Gewicht  wird  in  diesem  Entwurf  der 
Möglichkeit  der  Auflegung  von  „Wasserleitungsdienstbarkoiten*^  beigemessen: 
„In  Italien  ist  die  Existenz  dieser  Bestiiumung'eu  die  ürundla^^e  der  dortigen 
musterhaften  Entwicklung  des  landw.  BewässtTOUifsweseus  geworden;  es  ist  keine 
Uebertreibung,  zu  sagen,  dass  groese  Landstriche,  die  seit  langem  die  Bewnnderung 
der  Reisenden  durch  ihre  Oultur  envecken,  diese  lediglich  den  Gesetzen,  betr.  i\r'^ 
"Wasserleitungsrecht  verdanken.  Auf  (rruud  dieser  selben  Bestintmuugeu  haben 
groaee  Actien-Oesellschaften  Hunderte  von  langen  Kanälen  gebaut,  wdelw 
gleichmässigr  der  Industrie,  Schifflfahrt  und  Landwirthscbaft  dienen.  In  dieser  Be- 
ziehung ist  übrigens  daran  zu  erinnern,  dass  die  Durchführung  solch  grosser  Melio- 
rationswerke  im  Intereese  ihrer  gemeinnfitsigen  Yerwaltnng  sweckmistig  vom 
Staat  (»d  l    (Tentliclieii  ( "<  i  ]i  i  ationen  unter  Anwendung  der  geltenden  Enteifrimnjfs- 

Sesetze  oder  im  Wege  der  6pecialgesetasgebnug  in  die  Hand  genommen  wird,  wie  es 
enn  auch  nach  den  frflheren  Ausführnngen  «n  Beispielen  for  solehe  groisartigen 
DnrcbfUhrungen  (Schifffahrtskanäle,  Fluth-  und  Entwässernngskanäle)  auch  in  Mittel- 
europa und  besonders  auch  in  Deutschland  durchaus  nicht  fehlt.  (Vgl.  §  57  am 
Schluss,  §  58,.)  Eine  gute  Orientirnng  über  die  rechtliche  Gestaltung  des  Wasser- 
wesens in  Deutsibland,  soweit  des  Flussgebiet  des  Rheins  in  Betracht  kommt, 
Bietet  der  in  dem  Literaturnachweis  zu  §  1  citirte  Aufsatz  von  Schenkel  in  dem 
"Werk:  Der  Rheinstrom  etc.,  ii.  Theil;  Recht  und  Verwaltung  des  Wasserweseus, 
S>  269  ff« 


§62.  Die  WassergeoossenschafteD  insbeBondere.  . 

Wie  betont,  kann  in  zahlreichen  Fällen  die  Nutzbarmachung 
des  fliessenden  Wassers  zu  Wässerungszwecken  und  die  Beseitigung 
der  dureh  mangelnden  Abfluas  des  Wassers  im  Boden  drohenden 
Nachtheüe  nicht  anders  als  in  genossenschaftlicher  Form 
erzielt  werden  und  es  bedarf  daher  einer  rechtlichen  Ordnung 
dieser  Verbände  zur  gemeinsamen  Nutzung  des  Wassers  innerhalb 
der  Gemarkung  (Wassergenossenschaften)  in  ähnlicher 
Weise,  wie  die  Süeulage  des  Besitzes  imd  die  Unzugänglichkeit 
der  Einzelgrundstflcke  eine  besondere  gesetzliche  Ordnung  zur 
Kothwendigkeit  gemacht  haben.    Im  Einzelnen  ist  zu  bemerken: 

1.  Der  Zweck  der  Wassergenossenschaften  ist  der  Kegel  nach 
die  gemeinsame  Errichtung  von  Bewässerungs-  und  Entwässenuigs- 
anlagen ;  er  kann  aber  auch  enger  gefasst  sein  und  auf  die  Unter- 
haltung bestehender  Anlagen  dieser  Art  oder  auf  die  Ünterlialtung 
Ton  fliessenden  Gewässern  überhaupt  (Uferi^elnitzgenossenschaften) 
gerichtet  sein.  Sehr  häutig  ist  der  Kreis  der  den  Wasserpfennssen- 
schaften  gesetzten  Aufgaben  allmählich  erweitert  oder  die  Bildung 
von  solchen  mit  Terschiedenem  (weiterem  und  engerem)  Aufgabe- 
kreis zugelassen  worden. 
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2.  Der  Standpunkt  der  älteren  Gesetzgebung  (in  Preussen  und 
Frankreich),  im  Interesse  der  Landescultur  mindestens  die  Vor- 
nahme von  Entwässerungt^ii  durch  einseitiges  staatliches  Gebot 
zu  erzwingen  ist  wohl  üliorall  verlasseu  luid  statt  dessen  meist 
der  Gnmdsatz  der  Maj  on  sirmig  angenommen  worden,  über 
dessen  volkswirthschaftliche  üerechtigiuig  auf  die  allai  im  itic  Dar- 
legung (§  47)  zu  verweisen  ist;  die  gegen  einen  solclien  bedingten 
Zwang  sprechenden  Erwägungen  können  Ariöosichts  der  wachsenden 
Bedeutimg  gerade  auch  dieser  Landeaculturuntemehmungen  eine 
Beachtung  nicht  beanspruchen,  zumal  die  Erfahrung  lehrt,  dass 
ohne  solchen  Zwang  nur  selten  deren  Ausffllmmg  gelingt,  weil  die 
Einstimmigkeit  der  in  der  Begel  zahhreich  Betheiligien  meist  nicht 
zu  erzielen  ist.  Voraussetzung  der  Anwendung  dos  Zwangs  gegen 
eine  widersprechende  Minorität  sollte  aber  stets  die  durch  die 
.Prüfung  der  technischen  Behörde  festgestellte  Nützlichkeit  des 
tJhtemelmiens,  die  im  Torliegenden  Falle  mit  der  durch  Bechnung 
nachzuweisenden  mntlimaasslichen  Rentabilität  des  Unternehmens 
zusammenfällt,  und  der  Nachweis  sein,  dass  ohne  die  Ausdehnung 
derselhen  auf  die  Grundstücke  der  Widersprechenden  die  Ausführung 
in  zweckmässigerweise  nicht  mdglich  sich  erweist.  —  Das  Stimmen- 
yerhältniss  und  das  Stimmengewicht  bei  der  Abstimmung  ist  auch 
auf  diesem  Gebiete  länderweise  sehr  verschieden  geordnet;  vielfach 
wird  die  einfoche  Mehrheit  der  Betheiligten  nach  der  Fläche, 
allenfalls  noch  unter  Berücksichtigung  des  Beinerfarags  der  be- 
theiligten Grundstücke  (Preussen,  Hessen),  länderweise  auch  eine 
grössere  Mehrheit  ('/s  der  betfaeüigten  Grundfläche,  so  in  Bayern, 
Baden,  Elass-Lothrijigen)  gefordert;  die  Bestimmung,  dass  die 
Nichtanwesenden  und  Nichtabstlmmenden  als  zustimmend  gezahlt 
werden,  erweist  sich  auch  hier  als  zweckmässig.  —  Wo  lediglich 
die  Instandhaltung  bestellender  gemeinsamer  Anlagen  oder  die 
Ausführung  uü*!  L  iitcihaltung  der  Berichtigung  einen  Wasserlaufs 
in  Frage  steht,  oder  auf  l mwaudlung  älterer  Gemeinschaften  mit 
unzulänglicher  Verfassung  in  Genossenschaften  des  neueren  Kerlits 
abzuheben  ist,  darf  das  Erforderniss  der  einfachen  Mehvlieit  jeden- 
falls als  genügend  gelten:  ja  vereinzelt  wird  in  soU:h»»ni  Falle 
wohl  schon  die  Bildung  auf  Antrag  nur  eines  der  H(  iheiliutfu 
gestattet  (z.  B.  in  Sachsen,  das  überluuipt  nur  Oeiiossensclialten 
zum  Zweck  der  Ausfühi'ung  von  Correctioneu  und  ihrer  lustaud- 


*)  Vgl.  darüber  Frauk,  a.  a.  O.,  Art.  Eutwüsserungini. 
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haltunp:  keiintj.  Da  für  Ausführung'-  sxt^mrinsLiinor  ßo-  und  Hnt- 
wässeruiigsaiilautMi  häutig  im  Zusammenhang  mit  Feldbereinigungb- 
anlagen  erfolgt,  so  erscheint  die  gleichmässige  Ordnung  des 
Stimmrechts  für  beide  Arten  von  Unternehm  uniron  wflnschens- 
werth,  um  der  Nothwendigkeit  eines  mehrfachen  Stimmengangg 
zu  entgehen. 

3.  Die  Verfassung  und  Verwaltung  der  Genossen- 
schaften, die  corporative  Recht»'  haben,  und  der  staatlichen 
Aufsicht  unterstehen,  ist  durch  ein  Statut  zu  regeln,  das,  wie  die 
Oenossenschaftobildung  selbst,  der  staatlichen  Genehmigung  bedarf 
und  in  dem,  soweit  nicht  das  Gesetz  selbst  darQber  Bestim- 
mungen gieht^  flher  die  Unterhaltung  der  Anlagen,  die  Bechte  und 
Pflichten  der  Mitglieder  in  Ansehung  der  Benutzung  der  Anlagen 
und  tiber  die  Austheilung  der  Lasten  unter  die  Mitglieder  (z.  B. 
nach  Verhftltniss  der  Fliehe)  Bestimmung  zu  treffen  ist.  Die 
Beiträge  der  Mitglieder  zur  Bestreitung  der  Genossenschaftslasten 
pflegen  gemeinhin  als  auf  dem  betheiligten  Grundstück  ruhende 
Beallasten  behandelt  zu  werden  und  gemessen  vielfach  den  Torzug, 
gleich  den  OiTentlichen  Lasten  beigetrieben  werden  zu  können.  — 
In  dieser  corporativen  Verfassung  der  Wassergenossenschaften 
und  der  in  ihnen  Platz  groifenden  Selbstverwaltung  liegt  ein  tief- 
greifender Unterschied  der  hier  in  Rede  stehenden  Unternehmungen 
gegenüber  den  im  vorigt^i  Abschnitt  iTwähuten  begründet.  Bei 
den  letzten  (Feldbereinignngen)  soll  durch  das  Unternehmen 
eine  neue  Gemarkungsordnung  jxeschaft'en  werden,  mit  deren  Vor- 
handensein  das  Unternehmen  als  beendet  anzusehen  ist,  so  dass 
für  eine  dauernde  Organisiition  ein  Anlass  nicht  vorliegt;  während 
die  auf  genossenschaftlichem  Wege  zur  Ausfüliiuiig  gelangten  Ro- 
und Entwässerungsanlagen,  wenn  der  Zweck  der  Anlage  nach- 
luiltig  gesichert  sein  soll,  eines  dauernden,  die  bestininmngs- 
gemässe  Benutzung  und  die  angemessene  T^nterhaltung  der  Anlage 
überwachenden  Organs  gar  nicht  entbehren  können.  —  Das  Re- 
dtirfniss  nach  einer  genossenschaftlichen  Verfassung  mit  klarer  und 
unzweideutiger  Regelung  der  Rechte  und  Pflichten  der  Wasser- 
nutzimgsberechtigteu  wird  vielfach  auch  gegenüber  bereits  bestehen- 
den, aus  älterer  Zeit  herrührenden  gemeinsamen  Anlagen  zu  Tage 
treten,  namentlich  dann,  wenn  solche  sowohl  landwirthschaftlichen 
wio  gewerblichen  BetriebszweQjken  dienen  und  desshalb  Interessen- 
eonflicte  wegen  der  antheiligen  Benutzung  des  Wassers  nahe  liegen ; 
und  es  ist  für  diesen  Fall  erwünscht,  wenn  das  geltende  Recht  die 
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Umwaiidliinii:  dieser  älteren  üemeiuschafteii,  deren  Satzungen  nicht 
immer  hinreichend  bestimmte  Torschriften  über  Mittj-liedseliaft, 
Stimmrecht,  Art  und  Umfang  der  Wassernutzuiig,  Kostenausschei- 
dung etc.  enthalten,  in  reguläre  Genossenschaften  ermöglicht  (so 
in  Baden). 

4.  Das  AuBscheiden  einzelner  Grundstflcke  aus  der  Ge- 
nossenschaft und  die  Auflösung  der  Genossenschaft  selber  ist 
an  eisehireronde  Bedingungen  zu  knüpfen;  ersteres  z.  B.  meist 

nur  dann  statthaft,  wenn  das  Grundstück  einen  dauernden  Nach- 

tlieil  von  dem  Verbleib  in  der  Gemeinsshaft  hat  oder  doch  dessen 
Ausscheiden  ohne  Oelährdung  der  Genossenschaftszwecke  möglich 
ist;  letzteres,  wenn  eine  ansehnliche  Mehrheit  (-/g)  die  Auflösung 
beschliesst  und  der  Auflösungsbeschluss  die  staatliche  Genehmigung 
erhält. 

AnliaiiK:  Geltendes  Recht  überWassergenoBsenschaften  und  Sta« 

tistik.  I.Deutschland.  Das Wassergenossenschaftswesen  ist  theils  in  besonderen 
Gesetzen,  theils  im  Zusammenhang  mit  der  Wasserrechtsgesetzgebuug  geordnet, 
ersteres  in  Preussen  und  Frankreich,  letzteres  in  den  meisten  übrigen  deutsehen 
und  ausserdeutschen  Staaten  der  Fall,  a)  Für  Preusscu  ist  die  Bt^^elimg  durch 
das  (ies.  v.  1.  April  1879  unter  Attfhchun<^'  der  älteren  HestimmHu^eu  erfol«^: 
Geuotisenschaftsbildungen  sind  zulässig  zur  Benutzung  und  Uuterhaltuug  von  (ie- 
wässem,  zur  Eni-  und  Bewässerung  von  Qnmdatficken,  zum  Schutz  der  Ufti-,  zur 
Anlegung,  Bpntitztmpr  oder  Unterhaltung  von  "Wasserlänfen  oder  Sammelbecken,  r.nr 
Herstellung  und  Verbesserung  von  Wasserstrassen  (Flössereien)  und  anderen  SchÜF- 
ifMirtsanlagen.  ToransBetEunif  der  QenosimiiichaftBbildnng  i§t  der  Nachweis  eines 
öffentlichen  oder  gemein wirthschaftlichen  Ts^ntzens  und  die  Zustimmung-  der  Bcthei- 
ligten;  bei  Eut-  und  Bewässerungsanlagen  genügt  indessen  die  Zustiuuuuug  der 
Mehrheit  der  Beteiligten,  nach  der  FlSehe  tmd  dem  ChnmdsteuerreinertTa^  der 
Orundstiieke  hereehnet ,  wohei  die  Xichtanwesendeu  und  Nielitzustiuimenden  als 
zustimmend  angesehen  werden;  auf  Grundstücke,  für  welche  das  Unternehmen 
keinen  Yortheil  in  Aussicht  stellt,  findet  der  Beitfittsimaug  nicht  Anwendung,  diese 
sind  also  nfithigenfalls  im  Wege  der  Enteignung  durch  die  Genossenschaft  zu  erwerben. 
Wegen  der  juristtschen  Gestaltung  der  Genossenschaften,  der  Aufsichtsrechtp  der 
Staatsbehörden,  der  Ordnung  des  Genehmigungsverfahrens  ist  auf  das  Gesetz  selber 
SU  verweisen.  —  Daneben  für  den  Kreis  Siegen  eine  besondere  Wiesenordnung 
(Ges.  V.  28.  Oct,  1846),  welche  im  Anschluss  an  ältere  Ordnungen  die  Theilnahms- 
rechte  der  Grundbesitzer  an  dem  Gemeingebrauch  des  Wässerungswassers  regelt 
und  einen  besonderen  Behördenorganismass  (Wiesenirorsteher,  Wiesenschölfen  etc.) 
geschaffen  hat.  b)  Auf  ülniliclier  Giundlage,  wenn  auch  mit  manniclifacheu  Modi- 
ficationen  im  Einzelnen,  namentlich  was  das  Stimmenverhältuiss  bei  der  Abstimmung 
anlangt,  ist  die  Oesetsgebongf  in  den  anderen  deutschen  Staaten  geordnet:  Bauern 
Wasser-eset/  v.  28.  Mai  1852;  Baden  v.  2.5.  Aug.  1876;  Hessen  v.  30.  Juli  1887; 
Eis ass-Lot bringen  v.  11.  März  1877.  Sachsen  (Ges.  t.  15.  Aug.  1855)  kennt 
nur  GeaoBserächaften  t&r  Ansfühmng  und  Untahaltang  der  Berichtigung  eines 
WasserlaufiB. 

2.  In  Frankreich  hat  das  Ges.  y.  31.  Juni  1865  die  Bildung  tou  Syndicaten 

(A«;snrintinnen)  für  verscliiedene  Arten  von  MeTioratinnsnntemehTnuncren,  nicht  bloss 
von  solchen  der  Wosserwirthschaft,  zugelassen  und  näher  geregelt,  aber  auf  dem 
▼orwflrfigm  Gebiet,  weil  eine  Majorisining  der  widentrebenden  Minderheit  auege< 
BchloBsen  ist,  wesent-Eche  Erfolge  nicht  ssn  erzielen  Termocht,  wie  die  Agrarenqu^te 
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von  1879/80  ausdrücklich  festgestellt  hat.  „In  zahlreichen  Departements  liegt  dieser 
Zweig  der  Laudescultur  noch  gänzlich  darnieder,  nur  aus  wenigen  wrird  eijje  kräftige 
Inaij<^ritfiialHnt'  •^•'meldet/  (Reite enstein,  in:  Anfrariscite  Znitfaide  in  Frankreich 
•und  England,  1884.  S.  43.) 

3.  In  ü  est  erreich  können  nach  dem  Reichsges.  v.  30.  Mai  1869  (§  20  ff.) 
zur  Ausführung  von  Waaserbanten,  welche  den  Schutz  von  Gruiideigenihum  oder 
die  EeguUrung  eines  Gewässers  bezwecken,  dann  zu  Ent-  oder  Bewässern n  j-s  mlagen 
entweder  durch  freie  Uebereiukunft  oder  auf  (iruud  von  Mehrheitsbesclilüsseu  der 
Betheiliften  dnrdi  VerfDgung  der  suBiftndigen  Tenraltangsbehttrde  WasaergenoBsen- 
schaften  gebildet  werden,  wobei  für  Bewässeningsanlageu  die  Zustimmung  von 
zwei  Drittel,  für  sonstige  Anlagen  die  der  Hälfte  der  Betheiligten  ^bezogen, 
je  nach  dem  theils  auf  die  betheiligte  OmndUftche,  theils  auf  den  Werth  des  ge- 
schätzten Eigentliums'i  zur  Majorisirung  gefordert  ist,  -  -  Xaeli  Peyrer,  a.  a.  ()., 
S.  444,  besteheu  die  meisten  Wassergenossenschaften  in  Tyrol;  ,,(lie  Wasserrechte 
repräsentiren  daselbst  einen  hohen  Werth  nnd  die  Bevölkerung  legt  ihnen  das 
gidsste  Gewicht  bei**. 

4.  In  Italien  sind  die  Rerhtsvprhältnisse  der  Bewä^^serungsgesellsrhaften  und 
-Genossenschaften  durch  Ges.  v.  29.  Mai  1873,  25.  Dec.  1883  und  28.  Febr.  188ti 
geregell 

Statistische  Angaben.    In  Prenssen  sind  in  den  Jahren  1681,87  516 

Meliorati  iis'j'enossenscbaften  (Ent-  nndBewässernngs-  sowie  Drainageprcnossenseliaften* 
errichtet  worden  und  es  beträgt  der  Flächenumtäng  des  genosseuschaftiich  melio- 
rii^en  Gebiets  2064161  ha,  der  angewendete  Kostenbetrag  rond  12  V«  UüL  K.  — 
Tn  T^ayern  AMxrden  in  dem  Zeifi;  nn  vr  u  1852  88  1370  genossenschaftliche 
Wässerungs-  und  Entwässeruugsiiuteruelimnngen  anf  Grund  des  Spedalgesetzes 
V.  26.  Um  1652,  anf  emer  Flilehe  von  66655,32  ha  nnd  mit  dnem  Kostenaufvrand 
von  2540  484  M.:  ferner  unter  Anwendung  der  Zwangsbefugiiisse  des  "Wassergesetzes 
v.  28.  Mai  1852  345  sonstige  derartige  Unternehmungen  auf  einer  Fläche  von  5424  lia 
mit  einem  Kostenaufwand  von  614016  M.,  sowie  Drainagen  anf  einer  Gesammtfläche 
von  17922  ha  mit  einem  Aufwand  von  2819086  M.;  i  ndlich  ohne  Inanspruch- 
nahrnp  der  gpsetzlielien  Vorsehriften  noch  „zahlreiche  sonstige  Kulturen"  ansgefiilirt 
(Die  Laudwii-thschal't  in  Bayern,  18i)ü,  S.  688  fF.).  In  Baden  sind  bis  1888  im 
Oanzen  92  WassergenoBsenscluiften  gsMldct  worden;  1870-— 1888  wurden  rnnd  1300 
Ent-  nnd  BewässonmgsnTitPmphmTingen ,  die  sirfi  anf  eine  Fläche  von  1 HXX)  ha 
erstreckten,  mit  einem  Kostenaufwand  von  niud  ä'/a  Mill.  M,  ausgeführt.  In 
ElsasS'Lothringen  wurden  in  der  Zeit  von  1876/89  251  Heliorations*  (Be-  nnd 
Entwässenings-)  Geuosseusehaften  gebildet,  mit  riner  betbeiligteii  Fläclie  von  8,^yX)  ha. 
An  Kosten  wurden  in  di^er  Zeit  für  Wiesenbau,  Drainagen  und  Eutsumpfuugen  rund 
1160000  IL  nnd  einschliesslich  der  Kosten  der  Wasserleitungen  nmd  2,9  lülL  BL 
aufwendet. 


g  63.  Die  rechtliche  Ordnung  der  Hocli-Weidewirtli- 

schaft  insbesondere. 

Die  Hochwassorofofalir  steht,  wie  erwiiiuit  (§  60,  Zill'.  '2).  auch 
mit  der  ungeordneten  Weide  wirthscha  ft  im  Hn  c  lige  birge 
in  einem  ursächlichen  Zusammenhang,  namentlich  dann,  wenn  ohne- 
hin die  hosoiidere  Dfooloiiischp.  zu  starker  Verwitterung:  nei2:ende 
Beschaffenheit  der  Weidebezirke  —  Liaameigel,  Flysch,  Gjrps, 
Thonbänke  —  das  Entstehen  von  Ämisen  und  damit  von  Wild- 
bächen, Muhrgängen,  Al>rut^5chungen  und  Unterwaschungon  begün- 
stigi  Je  sorgloser  die  Weidewirthschaft  ausgeübt  wird,  je  stärker 


364 


K^i.  m.  Die  PoHtik  4er  Landeatialtiir. 


die  Weiden  mit  Vieli  besetzt  sind,  je  kilmmerlieher  diiifh  diese 
Ueberstelluno-  der  Graswuchs  sich  gestaltet  und  je  weniger  für  die 
Erhaltung  einer  guten  Grasnarbe  Sorge  getragen  wird,  um  so  leichter 
Unterliegt  die  natürliche  Bodendecke  Verletzungen,  die  beim  Fort- 
Bchreiten  dieses  Processes  zu  immer  stärkerer  Entartung  der  Weiden 
Veranlassung  gehen:  alles  dieses  in  besonderem  Maasse  dann, 
menn  die  Weideflächen  eine  steile  Neigung  zeigen  und  schon  aus 
diesem  Grunde  dem  Abschwemmen  der  Bodendecke  und  dem  Ent- 
stehen von  Bunsen  durch  die  atmosphärischen  Einflüsse  besonderer 
Torsehub  geleistet  ist  Erscheint  eine  kurzsichtige  Wirthschafts- 
weise,  die  der  auf  sie  angewiesenen  Bevölkerung  allmählich  die 
ijuterlage  ihrer  Existenz  entzieht,  schon  aus  diesem  Grunde  einer, 
die  Erhaltung  der  Weideflächen  und  die  Kachhaltigkeit  der  Weide- 
wirtii^chafk  anstrebenden  gesetzlichen  Begelung  bedürftig,  so  wird 
diese  um  Vieles  dringender  dann,  wenn  jene  auf  den  Augenblick 
berechnete  Nutzung  der  Weidel&ndereien  auch  in  weiterem  Umkreis 
als  schädlich  sich  erweist,  d.  h.  im  gegebenen  Fall  auch  die  Be- 
wohner der  Thalgrflnde  und  ihren  Besitz  durch  Geschiebefflhnmgen, 
Yerschütfcungen  und  Steigerung  der  Hochwasseigefabr  emstlieh  be- 
droht Und  zwar  wird  eine  gesetzliche  Begelung  der  Bewirthschaf- 
timg  der  Hochweiden,  wo  nach  den  gewonnenen  Erfahrungen  zu 
einer  solchen  das  Bedürfniss  sich  ergeben  hat,  namentlich  au  fol- 
genden Punkten  einzusetzen  haben: 

1.  Durch  seitherige  Misswirt  hsc  haft  völlig  her- 
an ter  gekommen  e  Weidegründe  im  Hochgebirge,  bei 
denen  die  Herstellung  einer  Grasnarbe  nach  Bodonbesehaffen- 
heit  und  Lage  aussichtslos  erscheint,  ferner  an  sehr  steilen  Hängen 
beündliclie  Weiden,  die  der  Gefahr  der  Ausartung  in  besonderem 
Grade  unterliegen,  werden  zweckmässig  aufgeforstet  und  die  neuen 
Waldungen  nls  Schutz-  oder  Bannwaldungen  erklärt.  Die  betretlen- 
den  Ländcreie-n  sind  zu  diesem  Behuf  entweder  vom  Staat  zu 
enteignen  und  die  Anfforstungsarbeiten  von  diesem  und  auf  seine 
Kosten  vorzunehmen,  oder  aber  es  ist  die  gesetzliche  Möijlicii- 
keit  zu  erölVnen,  dass  die  Besitzer  der  l)etretfeiiden  Fläciien  (Ge- 
meinden, Private),  nöthigenfalls  im  Zwangswege,  zur  Auffor- 
stung nach  Anleitung  der  staatlichen  Forstbehörde  und  unter 
deren  Aufsicht  angehalten  werden  kOnnen,  wobei  im  Hinblick  auf 
das  mit  diesem  Vorgehen  verknüpfte  allgemeine  Interesse  namhafte 
Zuschussleistungen  aus  Staatsmitteln  zu  den  Aulforstungskosten, 
auch  Steuemachlässe  auf  eine  längere  Beihe  von  Jahren  etc.  wohl 
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gerechtfertigt  erscheinen.  Die  neu  geschaffenen  Waldungen  sind 
als  „Schutz-  oder  Bannwaldungen''  (§  60,  Ziff.  2)  zu  er- 
klären. Bas  zu  den  meist  gleichzeitig  zur  Ausfahrung  kommenden 
Verbauungsarbeiten  an  Wildbächen  erforderUche  Grelände  muss 
ebenfalls  im  Wege  der  Enteignung  erworben  werden  kOnnen. 

2.  Hinsichtlich  der  erhaltungswerthen  Weide- 
gr finde  im  Hochgebirge  ist  eine  Bewirthschaftungsweise  herbei«- 
zuftthren,  welche  gegen  eine  kflnftige  Ausartung  derselben  Schutz 
imd  Sicherheit  gew&hri  Die  dieser  Absicht  dienenden ,  durch 
Gesetz  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  einzurSumenden  Vollmachten 
werden  namentlich  in  folgenden  Funkten  von  Bedeutung  sein: 

a)  Heruntergekommene,  aber  wieder  herstellbare  WeidegrOnde 
sind  für  eine,  nicht  zu  kurz  zu  bemessende  Beihe  von  Jahren  tou 
dem  Weidebetriebe  auszuschliessen  (in  Bann  zu  legen)  und  deren 
kflnstliche  Wiederberasung  sowie  die  anderen  zur  Verbesserung 
nöthigen  Arbeiten  (gute  Unterhaltung  von  Bewässenmgseinrichtun- 
gen.  Vornahme  von  Bodrnbefestigungsarbeiteii  etc.),  soweit  nöthig, 
im  ZwLingsweg  lierbeizutüliren.  (In  Frankreich  hat  sich  eine  Aus- 
saat von  vprschiediMioii  i  irassiimereien  in  Uiitermiaciiung  mit  Espar- 
sette besonders  bewährt.)  )))  Eh  ist  auf  Erlassung  von  Weide- 
ordnungen Bedarbt  7.u  nohmni .  welche  dem  Ziel  der  Nacbbaltig- 
keit  der  Weidewirliiseliaft  in  nachdrücklicher  Weise  Geltunii-  ver- 
schaffen; namentlich  fiillt  danach  uothwendij^- :  aa)  die  Festsetzung 
der  Anzahl  des  Weideviehs  für  die  einzelnen  Wei(h»bezirke  und  der 
etwaigen  Weidetaxen,  um  eine  UebersteHnng  zu  veriiüten,  die 
erfahrunii'sgeniHss  mit  am  meisten  das  alimähliche  Verschwinden 
der  besseren  Ptianzen  und  das  Kahlwerden  des  Bodens  verursacht; 
bb)  die  Herbeiführung  eines  schlagartigen  Betriebs  der  Weidegriinde, 
da  eine  normale  Ptianzenentwickluns:  bei  ständii^er  Beweidunir  aus- 
geschlossen  ist;  cc)  die  Festsetzung  des  Zeitpunkts  des  Beginns 
und  Aufhörens  der  Weide;  dd)  die  Sorge  für  eine  ausreichende 
Aufsicht.  Dagegen  eignen  sich  Arbeiten  und  Vorkehrungen,  die 
leiiiglich  eine  Verbesserung  des  Weidebodens  und  eine  Steigerung 
des  Weideertrags  bezwecken,  wohl  weniger  als  Objecte  von  Zwangs^ 
auflagen,  sondern  werden  besser  im  Wege  der  Aufmunterung  und 
Belehrung  herbeizufahren  gesucht  c)  Eine  ganz  besondere  Auf- 
merksamkeit bedarf  die  weit  verbreitete  periodische  Ackerbestellnng 
in  Form  der  Brandwirthschaft  auf  den  Hochgebirgsweiden,  weil  das 
Umbrechen  des  Weidebodens  (im  Badischen  Schwarzwald  „Scherben^* 
genannt)  die  schlitzende  Bodendecke  lockert  und  in  Verbindung 
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mit  der  Uebersetzung  der  Weiden  mit  Vieh  „die  AbsQhwemmimg 
des  Bodens  durch  Regen  oder  Schneewasser  sowie  das  Ausbrennen 
de«selben  durch  die  Sonne  und  damit  die  progressiv  wachsende 
Verschlechterung  desselben  befördert;  durch  das  tägliche  Befahren 
der  Weide  wird  der  Boden  an  den  Hulden  losgetreten,  so  dass 
der  Basen  nicht  mehr  fest  wurzeln  kann;  durch  das  Scherben 
wird  vollends  Alles  ausgesogen  und  kahl  und  es  hat  dann  das 
Wasser  freies  Spiel,  allen  besseren  Boden  wegsuflchwemmen*^ Die 
altemirende  Benutzung  des  Weidelandes  zur  Ackerbestellung  zum 
Zweck  der  Erzielung  einiger  Hafer-  oder  Kartoffelernten  sollte  aus 
diesem  Gnmd  an  steileren,  wasserwirtfaflchafUich  an  sich  bedenk- 
lichen Halden  gänzlich  untersagt  werden.  (VgL  hierzu  auch  die 
AusfOhrivigen  in  §  6,  S.  27  ff.)  d)  Zur  Ueherwachung  der  Wirth* 
Schaft  auf  den  WeidegrOnden  und  des  Vollzugs  der  ergangenen 
Gesetze  sind  besondere  Schaucommissionen  einzusetzen,  deren  Mit- 
glieder von  der  Staatsaufsichtsbehdrde  zu  bestellen  sind  und  dieser 
zugleich  als  amtliche  Sachverständige  in  allen  die  Weidewirthschaft 
betreffenden  Frage  zu  dienen  haben. 

Geltendes  Recht,  a)  Auf  dem  oben  bcsproclicueu  Uebiet  ist  zuerst  Fr ank- 
reicli  mit  einer  sehr  umfasBenden  Gesetzgebung  v()r<^^egangen,  veranlasst  dureli  die 
verhpprpuden  UeberschwemmiiiVfr»"!  dt^s  Jahres  1856  in  eiium  prossen  Tln  il  der 
südlichen  Departemeuts.  Die  älteren  Gesetze  v.  28.  Juli  1860  und  8.  Juni  1864« 
deren  Dnrchfüluniiii^  auf  mancherlei  Schwierigkeitoii  stteiB,  rind  doroli  ein  späteres 
Ges.  V.  4.  April  1882  la  rrslaiiratii  n  i  t  la  conservHtion  dva  tcrrains  on  Tnontafnie), 
in  dessen  Yullzug  eine  sehr  eingehende  Geueraliustruction  ergangen  ist,  ersetzt 
worden.  Die  Wiederherstellnng^sarlieiten  sind  entweder  obligratoriscli  (falls 
im  allpeiii.  Interesse  i^ele^ri'n"!  und  werden  dann  von  der  Staatsverwaltung  selber 
oder  unter  ihrer  Controle  ausgeführt,  oder  facultative,  welche  die  Eigenlhünier  mit 
BtaatÜelien  BeädUm  imd  nach  Anleitung  der  Staatsbehttrde  anifthrai;  sie  bestehen 
im  Wesentlichen  in  Aufforstungen,  Verbauungen  und  nur  auf  den  sanfteren  Hängen 
der  Weideregion  auch  in  künstlichen  Bemsimjxon ;  für  die  neu  geschaffenen  Wälder 
ist  30jährige  Steuerfreiheit  zugesichert.  Die  Erbaltuugsmaaäsregelu  bestehen 
in  der  Inbannlegung  der  Gebir^:  .l  i  unde  und  in  der  Regelung  der  WirfhscihafI  aof 
den  Gemeindeweiden,  wobei,  falls  die  Genieinden  der  Auflage  zur  Erlassung  von 
Weideordnungen  nicht  rechtzeitig  nachkommen  oder  den  von  der  Staatsbehörde  ge- 
wünschten Abfinderonfen  nicht  zustimmen,  diese  (der  Departementspräfect)  nach 
Anhönmg  ninnr  Specinlrnmmissiou  die  Weideordnung  von  sich  aus  in  Kraft  spt/eii 
kann,  h;  In  der  Schweiz  sind  neben  dem  die  FurstpoUi&ei  im  Hochgebirge  regeln- 
den BtindeBfreseta  24.  März  1876  einige  cantonale  Oesetse  erlassen,  welche 
inslx'sondere  diireh  Yorsor^ro  tnr  eine  jedeiT.eit  richtige  „T?est(»ssnng"  der  .\l|)en 
(Femhaltuug  einer  Ueberstellung)  eine  bessere  Weidewirthschaft  anstreben,  ihrem 
Inhalt  nach  freilich  mit  der  Frage  des  Wasserschutzes  meist  nur  mittelbar  ansammen» 
hängen;  als  solche  sind  zu  erwähnen  das  im  Kanton  St.  Gallen  erlassene  Ges.  v. 
10.  Juni  1873  und  ein  Gesetz  vom  Jahre  1861  für  den  Kanton  Glarus;  daneben 
bestehen  noch  aus  älterer  Zeit  ähnlichen  Zwecken  dienende  Landbücher,  Alpbriefe, 
Alpreglemente,  deren  eine  Ansalil  t.  Miaskowski  (in:  Die  Agrar*,  Alpen-  nnd  Forst- 


Siehe  „Die  Erhaltung  imd  Terbessenm^f  der  Schwarawaldwdden'*  etc.,  8. 201. 
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vcrfassiinp:  der  dentsclien  Schweiz.  1878,  und  Die  schweizerische  Almend,  1879) 
wörtlich  mitgetheüt  hat.  Die  UebersteUimg  der  Weiden  mit  Vieh  wird  iu  letzteren 
lAvSg  sehr  sweckmiarif  dnrdi  eine  mit  der  Zahl  der  Weideihiere  ^rogr^as&v  sMgende 
Wei  d  (  an  flage  zu  hindern  gesucht;  während  inlialfHeh  der  ohifreu  Gesetze  der 
Maximal besatz  der  einzelnen  Weide  (die  höchste  Zahl  der  «Stösse^)  durch  besondere 
ScMtzer  (^Zähler")  zn  ermitteln  ist.  (Vgl.  Mecn  auch  oben  8.  296.) —  c)  Ein  dem 
französischen  Gesetz  nachgebildetes  Gesetz  hat  Italien  nnterm  1.  Juni  1888  erhalten 
(betr.  Verbauung  der  Wildbäche,  Äufforstunfr  xiiid  Berasunfr  der  (lebirorspründe  und 
der  Dünen),  d)  Für  Oesterreich  verfolgt  äliuliche  Zwecke  das  Ges.  v.  30.  Juni 
1884,  betr.  Vorkehrungen  zur  unschädlichen  Ableitung  von  Gebirgswässem,  indem 
es  die  Gewinnniif:  des  Gebiets  für  die  Ableitunfrseinrichtungen  (des  „Arbeitsfeldes", 
„Perimeters",  „Verbauungsgebietj>'' i,  die  Aneignung  des  Baumaterials  an  Ort  und 
Stelle  und  die  Dorchfillining  der  technischen  Arbeiten  durch  Expropriationa-  mad 
BelaatnogsbeAigniflge  gegen  die  betheiligten  GnmdeigeDthttnier  ermöglicht. 

g  64.  Organisation  des  culturtechnischen  Dienstes; 

Staatsbeihilfeu. 

Ist  zwar  eiue  gute  rcclitliclu'  Ordnunir  des  Wassenvcscn««  im 
Sinne  der  vorausgegangenen  Erörterungen  erste  Voraussetzuni;  für 
die  erfolgreiche  Nutzbarmachung  doR  Wassers  im  Interesse  der 
Landoscultur,  so  ist  mit  der  Herbeifühnui^-  jener  der  Aul'^abekreis  der 
Agrarpolitik  keineswegs  erschöpft;  vielmehr  erheischt  das  volkswirth- 
schaftliche  Interesse  an  der  rascheren  und  allgemeineren  Ein- 
bürgerung einer  geregelten  Wasserwirthschaft  weiteres,  theils  dem 
Gebiete  des  Rechts  der  inneren  Verwaltung,  theils  dem  der 
administrativen  Fürsorge  angehörendes  staatliches  Eingreifen,  wobei 
dieses  namentlich  in  folgenden  Punkten  erfolgreich  sich  bethätigen 
kann*): 

1.  Organisation  des  culturtechnischen  Dienstes. 
Die  Oulturtechnik  umfasst  ein  so  eigenartiges,  von  den  flbrigen 
Zweigen  der  Technik  im  Gebiete  des  Strassen-  und  Wasserbaues 
80  wesenüieh  sich  unterscheidendes  Aufgabegebiet,  dass  die  Forde- 
rung nach  einer  besonderen  Organisation  des  culturtechnischen 
Dienstes,  dessen  Funetionäre  eine  ihrer  Dienstthätigkeit  angepasste 
besondere  technische  Ausbildung  nachzuweisen  haben,  fast  selbst- 
verständlich erselieint;  denn  der  im  Gebiete  der  Landescultur  thätige 
Techniker  soll  nicht  bloss  bautechnisclie.  sondern  vor  Allem  auch 
landwirthschaftüche  Fachkenntnisse  autweisen;  er  soll  auch  nicht 


Vgl.  zu  den  nachfolgenden  Auslübrungen  auch  die  Verband luu;;en  des  Preuss. 
Landeeökononiiecollegiums.  1884  und  1SH5  Tliitrs  landw.  Jahrb.,  Bd.  XIII,  Er- 
gänzungshnnd  1,  S.  05  ff.  und  T?d.  XIV,  I'.r^'-än/nngsband  3,  S.  70  und  '}'i2  ff.,) 
wobei  namentlich  auf  das  Keterat  von  Nobbe  und  die  Ausfdlirungen  des  Frhm.  v. 
Hamme rstein-L Osten  tu  verweisen  ist 
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durch  gleichzeitige  Iiianspruchnahnip  seiner  Person  für  unter 
einander  weit  abliegende  Aufgaben  der  Technik  in  seiner  Thätigkeit 
sich  zersplittern;  vielmehr  wird  nach  dem  G-edetz  der  Arbeits- 
theilung  um  so  erfolgreicher  von  den  Technikern  auf  dem  Gebiete, 
der  Landescultur  gewirkt  werden  können,  je  ansacMiesalicher  sie 
dasselbe  als  eigenste  Domäne  verwalten  und  je  mehr  ihr  tech- 
nisches Wissen  und  Können  auf  die  hier  auftretenden  Fragen  und 
Aufgaben  sich  eoncentrirt.  Je  unentwickelter  die  Culturtechnik 
in  einem  Lande  ist,  je  mehr  die  bestehende  Yerwaltungsorganisa^ 
tion  dazu  nöthigt,  die  für  die  Aufgaben  des  Strassen-  und  Wasserbaus 
berufenen  Techniker  nebenher  auch  für  jene  des  Culturwesens  in 
Anspruch  zu  nehmen,  um  so  giOsser  ist  die  Gefahr,  dass  technisch 
fehlerhaft  projeetirte  oder  doch  hinsichtlich  der  landwirthschafb' 
liehen  BentabiÜtät  irrig  veranschlagte  und  desshalb  ökonomisch  miss- 
lungene  Meliorationsanlagen  zur  AusfShnmg  kommen :  je  geringer 
ist  jedenfalls  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  die  betreffenden  tech- 
nischen Kreise  eine  eigene,  erfolgreiche  Initiati\'thätigkeit  in  Me- 
liorationssachen entwickehi.  Desshalb  darf  eine  völlige  Abzwei- 
güiig  des  cultiu"techiiischen  von  dem  übrigen  bautechnischen 
Dienst,  die  Sorge  für  eine  umfassende  landwirthschaftlich-tecbuische 
Ausbildung  für  die  höheren  und  niederen  Fiuictionäre  der  Cultur- 
technik, die  Schaffung  besoiulorer,  culturtechnischer  lieliördpii 
mit  einem  nicht  zu  grossen  räumlichen  Arbeitsfeld  (Culturinöpec- 
tionen  mit  dem  erforderlichen  Hilf?!! personal  von  Culturaufseheru) 
als  eines  der  ^viditigsten  Förderung"<niittel  des  Melioratioiiöwesens 
bezeifluiet  a\ erden,  wie  denn  die  Erfalirung  zeigt,  dass  Hand  in 
Hand  mit  dieser  besonderen  cnlturtechnisehen  Organisation  die  Unter- 
nehnuHigeii  der  Landesmelioration  einen  besonders  lebhaften  Auf- 
schwung zu  nehmen  pflegen.  Dies  namentlich  dann,  wenn  diesen 
technischen  Cultui'behörden  auch  die  Unternelimungen  im  Gebiet 
der  Feldbereinigungen  und  Zusammenlegungen  anvertraut  werden, 
mit  welchen  so  häufig  Ent-  und  Bewässenmgsanlagen  zweck- 
mässig verbunden  werden ;  und  wenn  sie  gleichzeitig  als  executive 
Organe  für  das  Olfentlieho  Wasserversorgungswesen  thätig  sind, 
dessen  zunehmende  AVichtigkeit  nicht  bloss  nach  der  Seite  der 
Volkshygiene  überhaupt,  sondern  auch  gerade  nach  der  Seite  der 
landwirtschaftlichen  Betriebsthätigkeit  hin  (wegen  des  gedeihlichen 
Einflusses  guten  und  ausreichenden  Wassers  auf  die  Thierhaltung) 
mehr  und  mehr  auch  in  den  kleinsten  Landgemeinden  gewürdigt 
wird.  i 
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Nach  obig^en  'Jrnnfisätzeii  ist  erstmals  1868  der  <  uliurrpchuische  Dienst  ini 
Groüsherzogthuni  Baden  orguuisirt  wurdeu,  uud  es  hat  dietie  Orgauiüatiou  im 
Jahre  1878  eine  weitere  Aus|ir(^8taltung  erfahren,  wobei  auf  Bnchenberfirer,  Ver- 
waltiingsrocht  der  Landwirthschaft  in  Baden,  1887,  S.  376  ff.  zu  vcrwei-ien  ist. 
Durch  die  Laudesverorduung  v.  26.  Oct  1878  ist  dvu  Culturbehürdeu  iCultuiiiupec- 
tionen)  fo1|ifender  Aufjsrabekreis  sagewiesen: 

1.  riitcniehniunprfri  jii/.urt'p'u,  welche  die  Eutwässerung.  Bewässerung  und 
Urbarmachung  von  ürujjdstücken  und  Ländereien.  die  Verbesserung  der  Feldeiu- 
tbeilung,  die  Anlage  von  Feldwegen,  die  Verlegung  und  ZuBanunenlegung  von  (Grund- 
stücken be^^wecken; 

2.  die  Vorarbeiten  für  solche  Untemehmongen,  Pläne,  Gutachten,  Kostenvor- 
auschlä^o  anzufertigen; 

3.  iiarli  Maassgabe  der  bestehenden  (fesetze,  Verordnniigen  und  Dienatwdjnm- 
gen  bei  der  Vorbereitung,  AusfÜhnuig  und  Ueberwacbung  solcher  Untemehmnngen 
initzu>nrkeu ; 

4.  auf  Wunsch  der  BetheUigten  die  technische  Leitung  beim  Vollzug  von 
Cultuntiiternehmungen  zu  besorgen,  sowie  überhaupt  die  rutemehmer  durch  (echniscbe 
Beihilfe,  Begutachtung  und  Ueberwacbung  zu  fördern ; 

5.  besif Hob  der  Yorbereitnag,  AiufBbrHiig  und  Ueberwacbung  Ton  Wasaer* 
▼ersor gungs  a  u  1  a  tre 1 1  rai tz u wi r k  r>  ii . 

Zur  Zeit  bestehen  auf  rund  1üU81  Uuadratkilumeter  8  mit  wissenschaftlich 
gebildeten  Cnlturinnpenieiiren  besetete  Cultnrinspectionen,  denen  eine  entsprechende 
Zahl  von.  in  der  staatlichen  Wicst  iiha  nschule  ihierüber  N'älit'rrs  iimer  Kap. 
XI)  heraugebildeteu  C'ulturaul'seheni  beigcgebou  ist,  für  welche  OrguuLiatiuu  ein- 
aeblieulicb  der  materiellen  Beibilfe  für  Heliorationsantemelunungen  das  Budget 
jährlich  rund  1(X)0(X)  M.  genehuiigt.    Für  eine  Anzahl   anderer  Staaten  ^Elsass- 
Lothringen,  Hessen,  Württemberg,  Bayern,  Ungarn;  ist  diese  ( >rganisatiuu 
vorbildlich  geworden  und  hat  wiederholt  in  der  Literatur  (so  bei  Toussaint, 
Möller,  Fraissiuet;  rühmende  Anerkennnng  gefunden.  —  üeber  die  Organisation 
des  rnlturtorlniisclii-n  T)ifii^ites  in  den  vorgenannten  iStaatswesen  siflic  Fraissinet, 
a.  a.  U.,  S.  18  IV.  In  l'reussen  sind  für  umfangreichere  und  im  üllV'utlichen  Interesse 
auszufülirende  Arixiten  sog.  Meliora tions-Bauinspectoren  eingesetzt,  deren 
Zabl  '1"'    iin  Vi  i  liiiltnisH  zur  (irösse  des  .Staats;,'i  lii(  t>    1  Tl»'zirk  auf  rund  2f) 796  qkm) 
Fraissinet  mit  Kecht  als  zu  geriug  erachtet,  zumal  du'  den  ^Ueneraicommissionen^ 
bdigegebenen  „Landmesser**,  welche  bei  Frojectimng  und  Ausfiihmng  Ton  MeUorm^ 
tiouen  gcrinirtMcn  T"'nifan;r^  Verwendung  finden,  »'lifiifalls  dem  vorhandenen  Bedürfnis« 
gegenüber  nicht  ausreichen  sollen.  —  lu  »Sachseu  hat  der  Landesculturratb  1890 
„eine  planmSsHige  Organisation  des  culturtecbnischen  Dienstes**  fiir  eine  Nothwendig- 
keit   erklärt.   —  Von   ausserdentselien    Ländern   ]ia1)en    nanimtliih    Cngarn  uud 
Schweden  den  culturtechnischeu  Dienst  in  den  80 er  Jahreu  in  vollkununeuerer 
Weise  um-  und  ausgestaltet.  —  Die  landwirthschaftliche  Wasaerwirthschaft  eines 
Landes  steht,  wie  hier  noch  betont  sein  möge,  in  so  engem  Zusammenhang  mit  dem 
Wasserwesen  überhaupt,  dass  die  streng  wissenschaftliche  Erforschung 
desselben,  wenn  auch  zunächst  und  unmittelbar  den  Aufgaben  des  Wasserbaues 
dienend,  doch  auch  rückwirkend  das  Meliorationswesen  günstig  beeinflussen 
muHs.    Unter  diesem  üesichtspnnkt  ist  die  Errielitiing  vtni  Centralstellen,  welche 
durch  hydrographische  Arbeiten  und  durdi  h  v  d  ro  1  u  <;i.si'  he  L'  nie  r a  ii  e  Ii  nn  geu 
die  Gewinnung  einer  slcberen  Grundlage  für  die  rationelle  Behandlnng  der  wasser- 
wirthseliaftlichen  Fragon  anstreben  und  denen  gleichzeitig  die  meteorologischen 
Beobachtungeu  und  Arbeiteu  organisch  eingegliedert  %vordeu,  ab  eine  auch  für 
das  Gebiet  der  Landeseultor  hoohnfitslkbe  Einrichtung  %n  erachten,  mit  deren 
Verwircklicbung  ebenfalls  Ha  den  im  Jahre  1H8M  dnreli  Schaffung  eines  „  Central - 
büreaus  für  Meteorologie  und  Hydr ograpli ie "  vorgegangen  ist  uud  vou 
denen  In  rascher  Folge  erschienenen  Pnblicattonen  in  der  Literaturfibersicht  im 
iBi«gi>.ny  dieses  Ejapitets  «An  Theil  Erwähnung  gefunden  bat. 

2.  Staatsbeihilfen  und  sonstige  FdrderungsmitteL 
Weitaus  die  meisten  der  grossen  Unternehmungen,  welche  in 
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das  Gebiet  der  Be-  oder  Entwässerung  fallen  und  die  in  den 
vorausgegangenen  Paragraphen  Geofpiistand  heispiolsweiser  Er- 
wähnung waren,  hätten  ohne  die  thatkräftige  Mitwirkung  des 
Staats  oder  von  mit  ontsprechender  Kapitalkraft  ausgerüsteten 
Gesellschaften  ohne  Zweifel  nicht  ausgeführt  werden  können;  wie 
denn  überhaupt  die  Bevölkerung  des  flachen  Landes,  selbst  wenn 
sie  immer  Ton  der  Bedeutung  solcher  Unternehmungen  überzeugt 
sein  sollte,  was  keineswegs  zutrifft,  in  der  Bogel  schwerlich  die 
zur  Bewältigung  jener  grossen  Aufgaben  erford^ehen  Mittel  auf- 
zubringen im  Stande  sein  oder  doch  durch  die  Hohe  der  ihr  an- 
gesonnenen  geldlichen  Opfer  in  sehr  häufigen  Fällen  von  solchen 
Untemehmimgen  von  vomeherein  sich  zurückschrecken  lassen 
wird.  Diese  Momente,  in  Verbindung  mit  der  nationalwirfchschaft- 
liehen  Bedeutung  der  Meliorirung  des  Grund  und  Bodens  als  eines 
der  wesentlichsten  Förderungsmittel  der  landwirthschafUichen  Gflter- 
erzeugung,  lässt  eine  kräftige  Intervention  des  Staats  in  Form 
von  geldlichen  ZuschUssen  wohl  gerechtfertigt  erscheinen, 
weil  dieser  Staatshilfe  in  der  Hebung  der  Bodenkraft,  der  Steigerung 
des  Nationaleinkommens  und  der  Verbesserung  der  Wohlstandslage 
der  landwirthschaftlichen  Berufsstände  ein  genügendes  Aequivalent 
gejreiiüberst^'lit.  Kine  werthvolle  Unterstützung  liegt  übriLrens  dcliou 
darin,  wenn  etwa  der  Staat  die  zu  Meliorationsunternehmungen 
erl'ordorliclieii  Mittel  den  Unternehmern  vorschiesst  und  in  Form 
von  Annuitäten  rückerhebt,  oder  wenn  zum  Zweck  der  Möglichkeit 
der  langsamen  Tilgung  der  Melioration skapitalien  besondere  Credit- 
institute  (Land esculturrentenbanken)  goschalien  werden, 
deren  innere  Organisation  an  anderer  Stelle  (Kap.  VI)  zu  erörtern 
ist.  Bei  kl(Mneren  rnterneluninigen  (Drainagen.  Bewässcnuigsoin- 
riclitnngen  etc.)  wird  in  der  Kegel  eine  soieiie  staatliche  Intervention 
nicht  Flatz  zu  greifen  brauchen,  wohl  aber  wird  als  eine  grosse 
Wohlthat  (lureh  die  Betheiligten  erliannt  werden,  Avenn  sie  ohne 
«■rliebliche  Utddojiier  durrli  die  Staatseulturtecliniker  in  den  Besitz 
von  Project«'!!  und  KostenübersihUigen  gelangen  können;  und  viel- 
facli  wird  denn  auch  neuerdings,  namentlich  da,  wo  eine  staatliche 
Organisation  des  culturtechnischen  Dienstes  geschaffen  worden  ist, 
die  Fertigung  solcher  Vorarbeiten  den  Betheiligten  kostenlos  und 
das  zur  Leitung  und  Beaufsichtigung  der  Arbeiten  erforderliche 
Culturaulsichtspersonal  gegen  massigen  Vergütungspreis  zur  Ver- 
fügung gestellt.  Alle  diese  staatlichen  Veranstaltungen  und  Auf- 
wendungen können  freilich  in  einem  Vorstellungskreis  keinen  Baum 
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finden,  der  nach  der  Art  der  älteren  liberalisirenden  Schule  auf  der 
Unterstellung  beruht,  dass  das  einzelne  wirthsehaftende  Subject 
am  besten  und  sichersten  jederzeit  durch  seine  eigene  Ueberlegung 
und  den  Zwang  der  äusseren  Umstände  geleitet  und  daher  das, 
was  seinem  wirthschalblichen  Interesse  frommt,  jedeizeit  aus  eigenen 
Stacken  vorkehren  werde;  während  doch  die  tägliche  Er&hnmg 
für  diese  optimistische  Unterstellung,  mindestens  was  die  Be- 
völkerung des  flachen  Landes  und  namentlich  die  bäuerlichen 
Elemente  anlangt,  die  in  ihrer  grossen  Masse  schwer  beweglich, 
vorurtheilsvoll  und  weitaussehenden  Unternehmungen  grundsätzlich 
abgeneigt  sind,  keinerlei  Anhalt  bietet  In  der  That  fehlt  noch 
Viel,  dass  die  grosse  Wichtigkeit  der  Bodenmelioration  von  aUen 
Gliedern  des  landwirthschafUichen  Berufsstandes,  auch  in  den  vor- 
geschrittensten Staatswesen,  entsprechend  gewürdigt  und  darnach 
die  private  Action  eingerichtet  wird;  und,  wenn  je  auf  einem  Gebiet 
des  Agrarwesens,  ist  daher  auf  dem  hier  besprochenen  ein  werk- 
thätiges,  vor  finanziellen  Opfern  sich  nicht  scheuendes  staatliches 
Vorc:eheii  wohl  begnlndet  und  nüthig,  wenn  mit  der  durch  die 
inodenic  KiitAvickluiig  der  Verhältnisse  gebotenen  Kasolilioit  auch 
dieser  Zwoig  der  Landescultur  zu  lebensvoller  Wirklichkeit  er- 
starken soll. 

WoU  in  allen  Budgets  der  «uropäi sehen  Staaten  nnd  mit  Jahren  mehr  oder 

minder  grosse  Mittel  zu  Bei l>i Ifen  für  Meliorationsunternehmun^'t'n  vor- 
geselien.  Einen  Nachweis  liieriiber  liefert  Krämer,  Vergleichende  Darstelluug  der 
Maassregeln  und  Einrichtungen  zur  Förderung  der  Lftnd>\irthschaft  etc.,  Zürich  1882, 
S.  62  IF.  und  die  mehrerwähnten  JahrcHberichte  der  Ackerbauministericn.  In 
(»est  errrirh  hat  das  Keichsgesetz  v.  30.  Juni  1884  die  Bildung  eines  Melio- 
ration äioud^  auü  >Staatt>mitteln  angeordnet,  dem  bis  ztim  Jahre  1894  jährlich 
500000  Golden  zuzuweisen  sind  und  ana  dem  neben  grösseren  Unteniehmungen  zum 
SchnTz  gegen  Wsisserverheerungen  auch  solchen,  welche  die  Erhöhung  der  Ertraprs- 
lahigkeit  der  Grundstücke  durch  Ent-  oder  Bewässemng  znni  Gegenstand  haben  uud 
deren  AtuflahTan^  im  öffentlichen  Interesse  liegt,  Unterstützungen  gewährt  werden 
ktinnen.  Daneben  siclit  düs  fiesetz  (lebührni-  und  Sniicrbefreiungen  und  die  Er- 
uiüglichuug  der  Expropriation  von  Waiitierrechten  vor,  welche  einer  Bewässerung 
und  Entwässerung  von  nncweifelhafk  höherer  wirthsehalllicher  Bedentnng  entgegen- 
stehen. —  In  Fiaiikrcicli  sind  durch  da>  (!ts.  v.  "17.  Jnli  1856  über  die  Drainage 
Mittel  (100000 UOO  i'rcs.j  bereit  gestellt  worden,  um  durch  vom  Staat  gewäiirte 
Parlehen,  die  in  Zeitrenten  von  6,4%  in  ^3  Jahren  zu  tilgen  sind  nnd  fUr  welche 
dem  Staat  an  den  Erträgnissen  der  drainirten  (Grundstücke  ein  Vorzugsrecht  bestellt 
ist,  l'^ntemelinmn^rfii  dieser  Art  zu  erleichtem  und  es  hat  das  Ges.  v.  9.  Mai  1869 
die  Begünstigung;  drr  Vorschussleistungen  aus  diesem  Credit  auch  auf  Bewässerungs- 
anlagen avigedehnt.  Der  verhältnissmässig  geringe  Gebrauch,  der  nach  dem  Inhalt 
der  A  ^rrarenquete  von  1878/80  von  dit  seni  ("rt-dir  Iiis  daliiii  ^'-cmarht  worden  ist, 
wirtl  mit  Kccht  mit  der  mangelhaften  Ge.st  tz<r»'huiit;  v.  21.  Juni  LStiö  über  dit"  landw. 
tietaoKsensch<aften  in  Verhindvng  gehracht.  du-  tiir  Be-  wie  Entwäss.'ninp^sauhigen 
nur  freie  Genossen.schaften  vorsieht,  zu  dcriMi  lüldtm^'  Stimmeneinhelligkeit  aller 
Betheiligteu  gefordert  wird,  die  indes«  begreitlicherweise  nur  in  den  seltensten  Fällen 
zn  erreichen  ist.  —  In  grossartigster  Weise  ist  man  anch  in  England  fOr  die  rasche 
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Durcliluhrung  vou  Di  ainafreiintpnit'lniuiiigen  tliätij?  gvwpsrn,  üidem  die  Land-Impro- 
vemeut-Act  by  works  ol'  diaiua^je  vou  1847  —  gewibscrmaassL'u  als  Gegengabe  für 
die  durch  Aufhebiiuj^:  der  engUscheu  Koruzölle  der  dortigen  Landwirthscliaft  in 
Aussicht  stehenden  EiimahmeausfaUe  —  2  Mill.  Pfd.  Sterl.  Darlelien,  für  Irland 
1  Mill.,  rückzahlbar  in  6  Vi**/o  Zeitreuteu,  durch  spätere  Gesetze  weitere  3  3ülL  aua- 
gesetet  hat.  Auch  wird  in  Qrosgbritaonien  die  Draiuirung  dadurch  begünstigt,  dasa 
der  Pächter,  selbst  wenn  er  diese  ohne  Genehmig^nng'  des  Paclithemi  vornahm, 
Ersattsansprüche  beim  Ablaut  des  Pacht  geltend  machen  darf.  (Siehe  S.  198.)  — 
Nach  Boseher  (Amn.  7  ff  39)  ist  in  Holland  1807  90jährige,  1809  sogar 
öOjähnge  Freiheit  von  (Jnnidstoner  und  Novalzchnten  für  alle  Urbarun<*^eu  zuf::e- 
stauden  worden;  uud  viele  muhamedanisr he  Staaten  fordern  nach  derselben 
Quelle  vom  natorüch  bew&sserten  Land  vom  kttnstlieh  bewäsaertem  mir  Va« 
des  Ertrags. 
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Besitzverthellnng,  TheillMurkeltsbcfiehTinkiiiigeii,  Erlireelit 
nnd  LandpoUtlk  (Innere  Oolonlsation)« 


Liter  aturüb  ersieht. 

Bei  Rjui  sind  die  in  diesem  Kaiiiit  l  lu  hiuidt  lten  Gegenstände  theils  im  1.  Bd. 
der  puliti&chen  Uekouomie  (Untersuchungen  über  die  Grötwepverhältnisse  der  Land- 
gfiter,  §  368—375),  tbefls  im  n.  Bd.  unter  der  AofMluift:  ,,Ge8eisIiche  Bestimmmi- 
{xcn.  welche  die  Veriinsserung  und  die  Erwerbunpr  von  Liindcrcion  bctroffou'"  76 
bis  83  erörtert;  bei  Roscher  im  vierten  Kapitel  ^„grosse,  mittlere  und  kleinere 
Gfiter",  §  47  ffX  im  siebenten  (^das  Gmndeigeiithtuii  tmd  die  Familie",  $  88  ffl) 
und  im  elften  Kaiiitrl  .,Mis>,1iraU(  li  dt  r  Mobilisirung  und  "Mitu  l  daj.n'f.'-tn'',  §  139  fT.); 
den  Besitzverhäitniüseu  der  „todteu  Uaud"  insbesondere  ist  der  Plutz  im  achieii 
Kapitel  („das  Grundeigenthvm  und  die  Stände §  105  fT.)  angewiesen.  Beiv.  Mohl, 
Pofiaei  wissen  Schaft,  ist  betreifs  der  einschlägipen  Li'lircn  auf  den  II.  Bd.:  .,Erleichte- 
mng  der  Erwerbung  von  Urnudeiji^enthum"  (§  113  11.  ;  bei  .Schaff le,  Das  gesell- 
schaftl.  System  der  menschlichen  Wirthschaft,  1873.  auf  den  II.  Bd.  279  und 
332  fr.);  bei  Scliönberg's  Politischer  Oekouomie  auf  den  II.  Bd.  (§  48  flF.  und  §  72  ff., 
Darstellunjf  von  v.  d.  Goltz  und  Meitzen).  Ini  Walrker,  Hdb.  dtr  Xational- 
ökonomie,  188,%  auf  den  II.  Bd.  (§53  ff.  und  2öl  ff.;,  bei  Jäger,  Dif  A^rrarlrage, 
1884/88  auf  den  II.  Bd.  Kap.  XIII  fl".,  XV  und  Bd.  III.  Kap.  XXII  ff.  zu  verweisen. 
Wesslialb  der  Verfasser  in  difsem  llandbiuh  nesitzvertbpihui*]:,  Krbr^'cht  und  T.and- 
politik  als  etwas  Zusammengehöriges  behandelt  hat,  wird  für  den  Fachmann  einer 
SeBonderen  Bechtferti(ernn$r  nicht  woM  bedfiifen.  Von  der  masBenhaften,  über  dieiem 
Theil  des  Atriairt  clits   vdihaiidenpn  Literatur  wiirden  namentlich  noch   zn  Käthe 

Sesogen:  1.  Von  älteren  lächrilteu:  Bernhard!,  Versuch  einer  Kritik  der  Gründe, 
ie  für  grosses  und  kleines  Grandeigenthum  angeführt  werden,  1848;  Elsnerf 
Politik  dtr  I.andw irthschaft,  1835;  Lette,  Die  Vertheilung  des  Gruudeigentliums 
im  Zusammenhang  mit  der  Geschichte  der  Volkwnistände,  I8ö8;  Derselbe,  Die 
Vertheilungsverbältnisse  des  Gmndbesitzes  etc.  im  Prevss.  Staat,  1860;  F.  List, 
Die  Ackerverfassiui;:.  die  Zvvergwirtlwchaft  und  die  Auswanderung,  1842;  R  eichen - 
sp erger.  Die  A triartrago  aus  dem  Gesichtspunkt  der  Nationalökonomie,  1848; 
V.  Spane,  Lebensfragen  im  Staate  in  Hezieluiu^^  auf  das  Grundbesitzthum,  1842. 
2.  Von  neueren  Schriften  und  Aufsätzen:  Bär  n  reit  her,  Stammgutssystem  nnd 
Anerbenrecht  in  Deutschland,  1882;  J.  Conrad,  Art.  Bauerngut  nnd  Bndenzer- 
splilterung  im  Hdwb.  d.  St.-W.;  Helferich,  Studien  über  würtembergische  Agrar- 
verhältnisse, i.  d.  Tüb.  Ztschr.,  Jahrg.  1853  u.  1854;  v.  Miakowski,  Das  Erbrecht 
und  die  <Jrundeigenthumsvertheilnng  im  Deutschen  Reich,  1882;  Derselbe,  Das 
Problem  der  Grundbesitxvertheiluug  in  geschichtlicher  iilutwicklung,  1891;  Der- 
selbe, Agrarpolitische  Zeit-  nnd  Streitfragen,  1889  (wenn  nichts  Anderes  gesagt  ist, 
bezielien  sieb  die  Cifate  im  Text  immer  attf  das  er'^terwähnte  Buch);  Peyrer, 
Ritter  von  Heimstatt,  Deukschrii't  betr.  die  Erbfolge  in  landw.  Güter  und  das 
Erbgüterreeht,  1884-,  Schäffle,  Die  Incorporation  des  Hypothekarkredits,  1883; 

Stein,  Die  drei  Fragen  des  Grundbesitzes  und  seiner  Z\ikunft,  1881;  v.  Inama- 
Steruegg,  Zur  Reform  des  Agrarrechts,  besonders  des  Anerbenrechts,  in  Grünhut'ü 
Ztschr.  f.  d.  Privat-  und  öffeutl.  Recht  d.  Gegenwart,  Bd.  X,  S.  384  flf.;  Gierke, 
Die  Stellung  des  kfinftigw  bürgert.  Oesetabnehs  sum  Erbrecht  im  ländlichen  Gmnd- 
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besitz  {ia  t$clmoller's  Jahrb.  tur  (xesetzgebuug  etc.,  12.  Jahrg.,  S.  4Ü2ft'.j;  .Schuh- 
maelier'Zftrchlin,  Gmnderbreclit  im  Liebt  des  Bentenprincips,  1871;  Weiter:  die 

melirfach  ein älinten  amtlichen  landu irtlisrhaftlirhon  Krhobung-on  für  Preu8»eu, 
'Württemberg,  Baden,  Hessen,  Elsass-Lothriugen;  „Bäuerliche  Zustände 
in  Dentscbland^,  in  iSchriften  des  Terdns  für  Sodalpolitik,  22,  23  nnd  24,  3  Bde., 
1883;  V.  Reit/,  e  aste  in  ,  Nass«*  und  Eh  eher  |ar,  Agrarische  Zustäude  in  Frankreich, 
England  und  Italien  in  Sclu'.  d.  Ter.  f.  Socialipoltik,  27  und  29.  Die  amtlichen 
Berichte  über  Prenssens  landw.  Yerwaltung  von  1875  nnd  C;  Die  Landwirth» 
Schaft  in  Bayern  1890.  -  Besonders  beachtenswertli  sind  ferner:  Verhandlungen 
des  Vereins  für  Socialpnlitik  über  Grund eigenthumsvertheilung  und  Erbrechts- 
refonii  vom  Octobcr  1882  und  über  Maassregeln  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
zur  Erhaltung  des  bäuerlicht'U  Grundbesitzes  im  October  1884  (in  Sehr.  d.  Ver.  21 
nnd  28^1 ;  ds^rl.  die  Verhatidluiifren  im  deutsclien  Landu  irthschaftsrath,  Früh- 
jahr 1884,  188C  und  1887  ( Aichiv  des  deuts(  hi  n  Landwirth&chuttsiraths,  S.  51 ; 
beiw.  79;  bezw.  228  flf.).  Weitere  zahlreiche  Literatorangabeu  bei  den  l  in/.ülnen 
Unterabschnitten  und  Parajrraphcn ,  'Vf  h-n  auch  dogmcn «j-eschichtliche  Notizen 
verwiesen  sind,  siehe  namentlich  unter  §ä  76,  76,  77,  78,  81,  89.  Wegen  des  wirth- 
Bchaftsgeiohichtliehen  Theilt  dehe  die  Literatvrilbenichi  au  Kap.  I,  S.  84; 
ausserdem  noch:  t.  Inama-Sterneg Satlandstud.  1.  d.  Festg.  fiir  0.  HaAuen,  1889. 

Abschnitt  I. 
Oesehielitllehe  Bitakbltake. 

§  65.   Gebundenheit  und  Besitzesungleicbheiten  in 

älterer  Zeit. 

1.  Eine  gleichmässige  Yertheilung  des  G^nmd  und 
Bodens  und  die  dauernde  Erhaltung  dieser  Gleichmässigkeit  ziurFem* 
haltung  politischen  und  wirthschafUichen  Uebergewichts  Einzelner 
hat  wiederholt  im  Laufe  der  Geschichte  StaatsTerfassimgen  imd 

einzelnen  Reformatoren  als  Ideal  der  Agrarordnung  vorgeschwebt 
(Spartanische  Besitzverfassung,  Reformpläne  der  Gracchen!);  und 
auch  di<^  ältente  Agrarverfassung  der  deutschen  Volksslaiiime  be- 
niht  auf  <leni  (xedanken  des  gleichen  Anroclits  jedes  Stammes- 
genossen  auf  dem  in  Bositz  genommenen  Lande  (§  44).  Aber 
solche  Gleichheit  hat  sich  niemals  lange,  seihst  strengen  Gesetzen 
gegenüber,  behaupten  lassen  und  würde  überhaupt  nur  in  einem 
Äocialistischen  Zwangsstaat,  der  alle  Staatsangehörigen  nach  glei- 
chem Maasse  misst  und  die  wirtli  ^  liafllirhe  Iiidividualitilt  und 
Besonderheit  grundsätzlicli  unterdrückt,  denkbar  seiu.  Der  Fluss 
des  wirthschaftlichen  Lebens  spottet  solcher  schematiselien  Ord- 
mmgon.  indem  er  nach  kürzerer  oder  längerer  Zeit  die  aufgeriili- 
teten  kSchutzwehren  gegen  etwa  einreissende  Besit7»'sungleichheiten 
immer  von  Neuem  durchbricht;  wie  überhaupt  nur  eine  naive  Dar- 
stelluni]^  von  den  Grundlagen  des  ächten  gesellschaftlichen  Fort- 
schritts diesen  mit  der  starren  Unbeweglichkeit  der  einmal  ge- 
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gebeiiou  A^aivort'assung  in  unmittelbare  Verbindung  setzen  kann. 
W<  h1  darf  aus  den  in  den  einleitenden  Abschnitten  (§  12)  aii- 
LreL(obenen  Uründen  die  Ansieht  vertreten  werden,  dass  häutige 
B  e  s  i  t  z  0  s  ä  n  (l  ('  r  u  n  ^  e  ii .  die  im  ( i rund  und  Boden  sich  abspielen, 
dem  Staatsganzen  nicht  frommen,  weil  die  ächt  staatserhaltende 
Gesinnung  der  bodenbesitzenden  Klassen  in  der  Stetigkeit  gerade 
auch  ihrer  Besitzverh&ltmsse  wesentlicli  wurzelt;  und  die  späteren 
Darlegungen  werden  zeigen,  dass  grosse  Besitzesungleichheiten 
im  unbeweglichen  Vermögen  dos  Landes  für  das  Staatswohl  noch 
Terderblicher  sich  erweisen  können  als  solche  im  Bereich  des  be- 
weglichen (Kapital-)vermögens.  Aber  aus  diesen  Sätzen  ist  selbst- 
redend ein  beweiskräftiger  Schluss  auf  die  Nothwendigkeit.  der 
Herstellung  völliger  Besitzesgleichheit  weder  abzuleiten  noch  zu 
begründen. 

2.  Die  BetrachtuiiL:  des  wirthschaftlichcn  Lcltens  lehrt,  dass  die 
in  den  (irundbcsitzvcrbältuisseu  eintictt'udou  Veränderungen  auf 
drei  VorL!,änge  im  Wesentlichen  zurückzuführen  sind:  auf  freiwillige 
Käufe  und  Verkäufe  bezw.  Täusche;  auf  unfreiwillioe  Wirthschafts- 
Operationen  dieser  Art  (ZwaiiL!s\  erkaufe  in  Folire  Ueberschuldung 
oder  sonstiger  Nothlage);  endlich  und  in  liervorraj^endster  Weise 
auf  die  Vermögensauseinandersetzungen  im  Erbgaug.    iS'un  kann 
man  sich  sehr  wohl  einen  Zustand  des  Wirthschaftsrechts  vergegen- 
wärtigen, wo,  um  den  Grundbesitz  Verhältnissen  eine  gewisse  Stetig- 
keit zu  sichern,  in  allen  drei  Beziehungen  dem  Rechtsverkehr  sehr 
bcdouteudo  Schranken  gezogen  sind;  sei  es,  dass  der  freihändige 
Güterverkehr  bestimmten  Ständen  des  Volks  vorbehalten  und  selbst 
da  nicht  uneingeschränkt  zugelassen  wird;  sei  es,  dass  eine  weit- 
gehende Einengung  der  Versclnildungsfreiheit  besteht,  welclie  einen 
wirksamen  Schutz  gegen  die  Entsetzung  aus  dem  liegenschaftlichen 
Besitz  mittelbar  gewährleistet;  sei  es,  dass  die  freie  YerfOgung 
Uber  die  liegende  Habe  auf  den  Todesfall  dem  Selbstbestimmungs- 
recht des  jeweiligen  Besitzers  entzogen  oder  doch  erschwert  ist 
Beim  TorUegen  solcher  Beschränkungen  der  YerfÜgungsfreiheit 
über  den  Grund  und  Boden  spricht  man  von  der  „Gebunden- 
heit" des  Grondeigenthumsverkehrs,  und  diese  rechtliche  Ge- 
liundenheit  ist  für  die  zurftckliegende  Zelt  ebenso  charakteristisch 
wie  die  wirthschaft liehe  Gebundenheit  in  der  Benutzungs- 
weise des  Grundeigenthums,  von  welcher  in  den  unmittelbar  vor- 
hergegangenen Abschnitten  die  Bede  war. 
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3.  Einen  sehr  weitirelu'iideii  Zustand  der  rechtlichen  Gebun- 
denheit des  Grundeigentliums  weisen  namentlich  die  älteren  deut- 
schcn  Volksrechte  auf.    Die  Hufe  ist  als  im  Benitz  der  Fa- 
milie stehend  gedaelit;  und  eine  Veräusseruufj:  von  Grundstücken 
ausser  im  Fall  der  achten  Noth  daher  nur  mit  Genehmigung  der 
nächsten  Erben  statthaft:  und  das  Gleiche  gilt  von  einer  Ver- 
pfändung der  Grundstücke  für  Scluildon.    Eine  Testirfreiheit  ist 
nicht  anerkannt,  vielmehr  gilt  der  Satz  der  Germania:  Nulluni 
testamentum  noch  fast  absolut  für  die  Carolingerzeit  (Lamprecht); 
nnd  Bind  erbberechtigte  Familienangehörige  zum  Antritt  der  Hufe, 
unter  denen  das  ältere  fieeht  nur  die  Männer,  nicht  auch  die 
Weiber  zulässt  (»,de  teiTa  nulla  in  muliere  hereditas")  nicht  vor- 
handen, so  fällt  die  Hufe  „an  die  Kameradschaft  des  Dorfs,  die 
Sippe  der  erbenlosen  Kameraden,  welche  nunmehr  andere  w  ehrhafte 
Männer  mit  der  Hufe  bewidmet*^  Eine  Bechtsregel,  die  allerdings 
schon  frflhe  ebenso  ausser  Anwendung  gelangte,  wie  sich  aus  dem 
Erbrecht  der  Weiber  in  die  fahrende  Habe  mit  der  Zeit  auch  ein 
solches  auf  das  liegende  Eigen  herausbildete.  Dabei  ist  aber  wohl 
zu  beachten,  dass  gerade  das  Erbrecht  selbst  der  filteren  Zeit  eine 
Vorsorge  gegen  die  Zersplitterung  der  ursprünglichen  Hufenein- 
heiten im  Erbgang  nicht  kennt;  der  Grundsatz  der  Individual- 
succession  in  die  Hufe  war  den  deutschen  Stammesrechten  ein 
fremder;  gleich  nahe  Erben  hatten  gleiches  Erbrecht  und  dieser 
Grundsatz  hätte  wohl  schon  sehr  firahzeitig,  zumal  bei  der  Frueht- 
f»arkeit  der  germanischen  Stämme,  eine  weitgehende  Besitzzer« 
splitterung  hervorrufen  mUssen,  wenn  nicht  durch  die  M<(glichkeit 
der  Bodung  im  Markland  den  jüngeren  Si^hnen  noch  Jahrhunderte 
nach  der  Carolingerzeit  Gelegenheit  zur  Begründung  neuer  Heim- 
stätten verschafft  worden  wäre ;  ,,erst  mit  der  Abnahme  der  Coloni- 
sation  in  den  Bergwäldern  und  Sumpfniedeningen  seit  den  Ottonea 
beginnt  die  stärkere  Zersplitterung  des  noch  vorhandenen  freien 
(bäuerlichen)  (Inuidbesitzes''.    l  ud  .,war  noch  um  die  Wende  dos 
12.  und  1.).  Jahrhunderts  die  Hufe  das  deutsche  Normalgut,  so  ist 
es  um  die  AVende  des  15.  und       Jahrliunderts,  wenigstens  au  der 
Mosel  und  am  Mittelrhein,  nur  nuch  die  Viertelhufe**  (Lamprecht). 

^ach  V.  luama-äteruegg  ist  währeud  der  Merowinger  Periode  in  deuv* 
gchent  Lande  die  Hufe  nocli  vorherrschendes  Haas«  des  Einzelgrundbesitzes,  meist 
'M\  in  Schwaben  40  Morgen  Bauland,  es  mehren  sich  aber  schon  im  Lanfe  des 
Jahrhunderts  die  Ik-isjiitlf  einer  Theilung  derselben  in  halbe  und  Viertel ihnfen 
und  des  Besitzes  kleiuir  FrngiJiente  vom  Hodeueigenflumi.  —  Nach  Lamprtiht 
starke  Zersplitterung  der  Hufen  im  18.  luli  li,  in  Schwaben,  Pfalz  und  Rheinhessen; 
ja  Roscher  erwähnt  (Anm.  8  au  §  73)  das«  nehm  um  ti06  Bufeu  gefunden  worden» 
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die  in  8  Theile  zersplittert  waren,  um  1141  iu  l(i  Theile.  —  Auch  ßücher  (die 
BeTölkentngr  von  Yrankfnrt  a.  M.  im  XIV.  und  XV.  Jahrb.,  T.  Bd.  1886)  glaubt  im 

Anscliliiss  an  seine  si»rfrnilti<.'<'ii  Besitz-  iiiifl  Bevölkcrn3i;jr-Sst.iTistisclieii  T'iitersnclum^on 
in  diesem  Gebiete  behaupten  zu  künueu,  dass  «schuu  im  Mittelalter  die  freie  Tbeil- 
liarkeAt  und  Verftnsserlichkeit  des  Grund  nnd  Bodens  herrschte  und  mit  fortschrei- 
tender Intensität  des  Anbaus  eine  Vermehru  -  '  Wirthschaften  gestattete.  Nament- 
lich musste  der  im  XV.  und  XVI.  Jalirh.  liier  allgemein  vprbrt  itet(*  Weiiiban  die 
Existenz  einer  Bauemfamilie  schon  aut'  verhältnissniässig'  hehr  besdirauktei  Boden- 
fliehe  ermoirlidu  n'".  a.  a.  <).,  S.  679;  war  doch  der  Weinbau  in  der  Umgebung  von 
Frankfurt  im  XVL  Jahrb.  ein  sein-  viel  stärkerer  als  heutzutage  (ebeuda,  S.  686  ff.)« 
Eine  aus  dem  Jahre  1542  stanuueude  und  von  Bücher  zur  Herstellung  einer  Be- 
sitzstatistik benutzte  Au&eieiinQnp  des  von  den  einzelnen  Haushaltungen  von  8  Frank- 
furter Borfschaftei!  (bmials  genutzten  Gruiul  und  Hodens  lässt  z.  B.  erkennen,  dass 
entfielen  auf  je  lUU  Wirthschaften:  Zwergwirthschafteu  (bis  zu  ö  Morgen)  31,9; 
KleinwirOiscIiaften  (5-— 30  Mor^n)  85 Wirthschaften  mittlerer  Grösse  (90  bis 
300  Morgen)  '21,!);  Grosse  Wirthsrhaften  füLer  100  Morgen)  10,5.  „Die  Frank- 
furter Dürfer  zeigen  uns  also  im  Jahre  1542  bereits  ein  agrarisches  Bild  von 
modemer  Färbung :  vorherrschende  Kleinvidrthsehaft,  auf  Pachtland  und  Eigrathum 
zu<r!eich  begründet*^.  (8.  689  ff.)  -  Gothein,  Die  Lage  des  Bauernstandes 
am  Ende  des  Mittelalters  (Westdeutsche  Zeitschritt,  Jahrgang  IV,  S.  4)  weist 
darauf  hin,  dass  im  14.  Jahrhundert  die  Güter  grade  in  den  besten  Lagen  ver- 
tanjicht,  getheilt  und  wieder  vereinigt  wurden,  .um  schliesslich  ganz  zersplittert 
zu  werdeji''  und  dass  z.  B.  der  Kaiserstuhl  in  Baden  noch  jetzt  unter  den  Folgen 
jener  Specnlationsepoche  zu  leiden  habe.  Die  gährenden  Unruhen  im  Bauern- 
stand  vom  lö.  Jahrhundert,  die  nachmals  zu  den  Bauernkriegen  führten,  werden 
mit  auf  die  fortschreitende  Güterzersplitterunfr"  zurückgeführt,  „die  natürlich  den 
Wohlstand  jedes  einzelnen  Bauern  herabdruckte Und  an  anderer  Stelle  sagt 
Gothein  MDSielitlfoh  des  bndiselien  Seliwarcwaldfl:  «Ebenso  fibertmir  tami  hierher 
dif*  völlige  Verkelirsfreiheit.  die  sieh  in  der  Ebene  liuifrst  ausgebildet  hatte,  das 
Kecht,  aus  dem  Leheu  beliebige  Stücke  zu  verkaufen  und  die  gleiche  naturale 
Theilung.  Die  Folge  war.  dass  schon  nach  900  Jahren  der  im  11.  Jalurhundert 
rasch  besiedelte  Schwar/.wald  einer  völli<r  wirtliseliaftlielieu  Zerrüttung  anheimfiel, 
schliesslich  schwand  die  Bevölkerung  hin,  die  verpachteten  (füter  standen  wttst^  das 
Laad  Bchien  -wieder  snm  Wald  m  werden,  wie  es  früher  gewesen  war.  D«  ^  es 
nun  interessant,  in  den  Weisthümern  zu  verfolgen,  wie  der  Bauer  im  15.  Jahrb.  sich 
selber  half,  wie  die  kleinen  Lehen  zu  grösseren  Höfen  zusammengezogen  wurden,  wie 
sich  das  Recht  der  geschlossenen  Hofgüter  . . .  herausbildete'',  (ein  Process,  der  aller* 
dinge  auch  dem  späteren  Eingreifim  der  damaligen  Landedierrschaften  xa  danken  ist). 

4.  Der  der  Agrarverfassuiig  der  deutschen  Urzeit  zu  Grunde 
liesrende  Gedanke  der  (Tlcichlieit  der  Besitzverhältnisse  war  übri- 
gens schon  von  Anfang  ab  keineswegs  rein  zur  Verwirklichung 
gelanoft.  insofern  die  militärischen  Führer  der  Stammcsgem  i  nschafb 
bei  der  Besitzualinie  des  Landes  mit  frrösseren  Landestlit  ilt  n  be- 
dacht zu  w^erden  pflea-ten  als  die  übrigen  Staniinesücnossen :  und 
als  weiterhin  in  jene  Hesitzcsgleichheit  mehr  und  melir  auch  die 
von  den  Vornehmeren  des  Volks  im  Wege  der  Rodungen  im  Mark- 
land angelegten  neuen  Güter  Bresche  legten,  welche  die  alte 
Yalkshufe  an  Grösse  meist  erheblick  überragten.  „Was  wir  von 
grossen  Rodungen  der  Carolingerzeit  erfahren,  geht  von  den 
Grossgrundbesitzem ,  vorab  von  den  Fürsten  selbst  und  von  der 
Kirche  aus."  .  .  .  Und  diese  Rodungen  dienten  dann  wiederum 
dazu,  die  an  sich  vorhandene  dkonomische  Ueberlegenheit 
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der  Grossen  zu  befestigfii.  ,.Unimterbrocln'ii  tritt  zu  dem  bisc- 
herigen Culturland  neugewonnenes  hinzu  und  gieht  Gelegenheit 
zu  Kauf  und  Tausch,  zu  Verleihung  oder  Beneticium  und  Schen- 
kung"; wie  anderseits  der  durch  Rodungen  vergrösserte  Besitz  das 
naturgemässe  Bestreben  der  Grundherren  zeitigte,  „Leute  der  ver- 
schiedensten rechtlichen  und  socialen  Stellung  in  ihren  Herrschafts- 
bereich zu  ziehen",  d.  Ii.  den  Stand  der  Unfreien  zu  vermehren^). 

In  der  gleichen  Biehtung  wirkten  die  schon  in  der  Zeit  der 
'fränMschen  Könige  massenhaft  geübten  königlichen  Landschen- 
kungen an  die  Vasallen  des  Reichs  und  an  die  Kirche,  die  Wieder- 
holung solcher  Toigflnge  in  sp&terer  Zeit,  die  Stiftung  von  Grtttem 
zu  frommen  Zwecken  auch  durch  Laien,  endlich  am  Ausgang  des 
Büttelalters  wachsende  Gewaltthat  der  Grossen,  insbesondere  in 
wiederrechtlichem  Einziehen  kleinerer  Bauerngüter  zu  Tage  tretend 
{§  18).  Dabei  waren  ohnedies  mit  der  fortschreitenden  Ausbildung 
des  grundherrlichen  Verbands  (und  zwar  schon  zur  Carolingerzeit) 
neben  den  Hufen  der  filteren  Zeit  auch  kleinere  Hufen  ansgethan 
worden,  deren  Inhaber,  mit  Bücksicht  auf  die  Gegenleistungen  der 
Grundherrschaft,  gleich  wohl  auf  ihnen  bestehen  konnten,  ja  wohl 
den  landwirthschafUichen  Betrieb  nur  als  Nebenbeschäftigung  ver- 
sahen^). 

Der  Grossbesitz  aber,  der  auf  diesem  Weg  sich  allgemach 
herausbildete,  erhielt  in  der  Ausbildung  des  Lehensrechts  und, 

nach  dessen  Verfall,  in  derjenigen  eines  besonderen  (adeligen)  Fa- 
milienrechts eine  besondere  Stütze  und  vermochte  sich,  auf  diese 
Weise  gegen  die  Wechselfälle  des  Lebens  thnnlichst  gesichert, 
von  Gesclileckt  zu  (Teschleeht  in  mehr  oder  mindt  r  unverändertem 
Umfange  fortzuvererben.  Indem  das  Lehenrecht  die  Prinio<2:enitur- 
erbfolge  ausbildete,  Veräusserungen  des  Lehenguts  nur  in  bedingter 
Weise  für  zulässig  erklärte,  und  vorkommendenfalls  dem  Lehns- 
herrn, den  Gesammtbolehnten  und  -Agnaten,  ja  selbst  den  Nach- 
kommen des  Veränsserers  ein  Vorkanfs-  und  Eetractrecht  ein- 
räumte, eine  Yerpiunduug  des  Lelienguit)  aber  überhaupt  nicht 
zuliess,  ja  als  Folouie  mit  dem  Verlust  des  Lehens  bedrohte:  in- 
dem ferner  nach  dem  Verfall  des  Lehensreehts  die  Ausbiidunir  soir. 
adeliyer  Stammgüter  und  nachmals  der  iamilientideicommisse  in 
gleicher  Weise  auf  die  Sicherung  und  Erhaltung  des  i^esitzes  in 

V.  luama-Steruegg,  Ueber  die  Ausbildung  der  gprosseu  üruudlierrschaiten 
in  Dentfichland  während  der  CarolingerBeit,  8.  25  und  46  C 
*)  V.  Inama-Stemeggf  a.  a.  O.,  S.  96  ff. 


Digitized  by  Google 


Abscho.  L  8  66.  BttuerlieliM  Erbracht  etc.  in  Ilterar  Zeit.  379 

«ien  hoohirestellten  Familien  des  Landes  i^educht  nahm,  hat  die 
auf  solche  Weise  fortdauernde  rechtliche  Grebundenheit  <;e' 
lade  des  grossen  Q-run dbesitzes,  die  aus  den  Tagen  des  Mittel- 
alters bis  in  die  neiioro  Zeit  fortwirkt«  einer  gleichmässigeren  Ver- 
theÜung  des  Grundeigentluiins  Tielerorts  wesentlichen  Abbruch 
gethan  und  in  einzelnen  Ländern  Zustände  der  Besitzes* 
Ungleichheit  geschaffen,  die  zu  ernsten  Betrachtungen  heraus- 
fordern und  wiederholt  ein  Eingreifen  der  Glesetsgehung  zur  Besei- 
tigung solcher  Zustände  nahegelegt  haben.  (Siehe  8  ff«) 

§66.    Bäuerliches  Erbrecht  und  Beschränkungen  im 
Liegouscliafts verkehr  iu  älterer  Zeit. 

1.  Bei  obiger  Sachlage  und  dem  herrschenden  Familienerhrecht 
der  bäuerlichen  Hufen  lag  ohne  Zweifel  die  Gefahr  nahe,  dass  mit 
der  Zeit  das  Extrem  des  adeligen  und  kirchlichen  Qrossgiund- 
besitzes  unvermittelt  dem  anderen  Extrem  der  AufgelOstheit  des 
Grund  und  Bodens  in  kleine  und  kleinste  bäuerliche  Landstellen 
gegenübergestanden  wäre,  wenn  nicht  eine  besondere  Kechtsent- 
Wicklung  gerade  auch  der  Erhaltung  der  bäuerlichen  Hufen 
in  ihrem  iirsprüiit^lirhen  Umfang,  wenn  auch  nicht  überall^  mit 
gleichem  Erfolg,  sich  günstig  erwiesen  hätte.  Dorsol)>o  Vorgang  näm- 
lich, in  dessen  Verluiif  im  grössten  Theil  Europas  der  ehemals  freie 
Bauer  wirthschaftlich  und  rechtlich  zur  Stufe  der  unfreien  Landbevöl- 
kerimg ]ieral)gedrfickt,  seiner  wirthschaftlichen  Freiheit  und  seiner 
politiöclieulieohte  luMaiibt  wurde,  hat  wenigstens  eine  nicht  zu  unter- 
schätzende vortheilhafle  Seite  aufzuweisen:  von  Verhoten  der 
unbeschränkten  Theilunü"  <1  e  s  Bauernguts,  zu  Lelt/.eiten 
und  auf  den  Todesfall,  ht'<ileitci  ncweseu  zu  sein  und  ebende«5shalh 
mittlere  und  giossere  Bauernhufen  vor  dem  Zerfall  in  Zwergbesitz 
bewahrt  zu  haben.  Ein  Vorgang,  der  um  so  bedeutungsvoller  ist. 
als  die  im  Ausgang  des  Mittelalters  beginnende  Koception  des 
römischen  Rechts  „mit  seiner  gleichen  Behandlung  von  Per- 
sonen und  Sachen,  seinem  Intestaterbrecht,  das  allen  iu  gleicliem 
Grade  mit  dem  Erblasser  verwandten  Personen  einen  gleichen  An- 
spruch am  Nachlass  gewährte,  seiner  Taxation  des  Nachlasses 
nach  dem  Yerkehrswerth  und  seiner,  jedem  Erben  eingeräumten 
Befiigniss,  den  Brbtheil  entweder  in  natura  oder  in  Geld  zu  ver- 
langen**, der  ungetheilten  Erhaltung  des  Guts  in  der  Familie 
ohnehin  ungOnstig  war. 
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Jener  flen  T  h  e  i  1  u  ii  g  s  t  e  n  d  v  ii  /.  o  n  entgegentretende  Ber^tand- 
theil  des  mittelalterlichen  Hofrechts  hat  freilich  mit  Erwä- 
gungen socialer  Art,  wie  sie  heutzutage  angestellt  zu  werden  pflegen, 
nichts  ofomein ;  ist  vielmehr  durch  rein  liscalisclie  Betrachtun2:en  der 
Gruttdherrschaften  veranlasst,  welch'  letzteren  begreiflichenveise 
daran  gelegen  sein  musste,  zu  verhindern,  dass  durch  fortgesetzte 
Auftheilungen  das  grnndholde  Gut  und  seine  Besitzer  die  .,Prästa- 
tionsfähigkeit''  allmählich  eiiibüssten.  Für  die  Leistung  persönlicher 
Dienste  allerdings  war  schliesslich  die  Grösse  des  Pflichtigen  Guts 
ohne  Bedeutung,  nicht  aber  für  die  Leistung  der  Naturalabgaben 
und  vor  Allem  der  Gespanndienste,  welche  für  die  in  unmittelbarer 
Verwaltung  der  Grundherren  stehenden  Gflter  in  Anspruch  ge- 
nommen wurden;  ja  die  Erhaltung  der  Spannfähigkeit  der  Pflich- 
tigen bäuerlichen  Anwesen  musste  geradezu  als  eine  Lebensfrage 
für  die  auf  solche  Dienste  angewiesenen  Grossgflter  erscheinen^)* 
Als  dann  späterhin  mit  der  Erstarkung  der  Landesherrschaften  und 
dem  wachsenden  SteuerbedMniss  des  Staats,  neben  der  Prästa- 
üonafähigkeit  der  Bauernschaft  der  Grondherrschaft  gegenfiber, 
auch  deren  staatssteuerliche  Leistungskrafb  mehr  und  mehr 
Bedeutung  gewann,  fiel  in  Hinsicht  der  Zulassung  der  Theilbarkeit 
der  Bauerngüter  das  Interesse  der  Grundherrschaflien  und  des  Staats 
offenbar  mehr  und  mehr  zusammen,  und  was  froher  eine  Ordnimg 
des  Hofrechts  war,  wurde  mmmehr,  namentlich  vom  17.  Jahiliundert 
ab,  Gegenstand  landesheiTlicher  Kegelung,  wobei  denn  auch  all- 
gemeine volkswirthschaftliche  Erwägungen  mitspielten  und  die 
gesetzliche  Untheilliarkeit  der  ijaueiiihuien  „zimi  Besten  der  Landes- 
cultur,  des  Conti ibutions-,  Nahnmgs-  und  Bevölkerungsstandes 
und  zur  Aufrechterhaltung  der  Landess-  und  Catastralverfassunir" 
(wie  es  in  einem  Oesterr.  Edict  aus  dem  Ende  des  18.  Jahrhun- 
dciis  heisst)  verordnet  wurde.  Allerdings  vollzog  sich  diese  Ent- 
wicklung nicht  überall  in  gleicher  Weise;  vielfach  wurde  eine 
Theiluug  der  Pflichtigen  Hufen  in  Halbe,  Drittels-  und  Viertels- 
hufen zugelassen:  und  in  besonders  fruchtbaren  UeLienden,  nament- 
lich in  solchen  mit  hochwerthigeu  Specialcuiturea  (Wein),  also 

')  Die  von  (f.  Hansen  (Die  drei  Bevölkfrnn^sstiTfeu,  1889)  vertrototu'  Ansicht 
eiuer  I3egü ustiguug  der  Tlieiliuig  der  Hufeu  diuch  die  Gruudherreu,  mii  zu  einer 
Ansdäinnng  des  Köroerbaus  (wegen  des  Zehnten)  auf  Kosten  des  Viehstapels  Yer- 
anlassun<r  7M  frohen  und  weil  auch  die  Abgahe  vom  Yiehstapel  (Besthaupt  etc.^ 
„offeuhar  eintriigliclier  wird,  wemi  e&  auf  vier  Viertel-  oder  acht  Achtel-,  aLi  wenn 
es  auf  einer  Yollhnfe  geübt  wird**  (a.  a.  0.,  8. 107 1F.)  dürfte  in  dieser  AUgemeinlidl 
docli  sehr  anfechtbar  sein. 
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namenllicli  im  SOdweston  von  Deutschland,  in  einem  grossen  Tlieil 
von  Franlvioich  verblieb  es  bei  der  alten  Erbrechtsgewöhnung  der 
Freitheilbarkeit  und  höchstens  mittelbar  suchte  man  einer  weit- 
gehenden Zersplitterung  entgegenzuwirken,  indem  man  fHa  den 
Fall  der  Auftheilung  einen  der  Erben  (als  „Yorträger^S  „Haupt- 
mann") lEttr  die  ordnungsmfissige  Leistung  der  Abgaben  und  Dienste 
Yerfaaftet  erklärte.  Wo  übrigens  das  Hofsystem  (§  52)  bestand, 
bildete  schon  die  mehr  oder  weniger  geschlossene  Lage  der  Gmnd- 
stficke  ein  Hemmniss  für  eine  weitgehende  Besitzzerstfickelung; 
daher  in  diesen  Gegenden  vielfach  Hufen  des  alten  Besitzstandes 
bis  in  die  neueste  Zeit  sich  erhalten  haben;  während  die  Gewann- 
Verfassung  der  Hufe  die  Abtrennung  einzelner  Parzellen  viel  eher 
ermöglichte.  Aber  auch  Stammeseigenthflmlichkeiten  machten  sieh 
in  entscheidender  Weise  geltend  und  es  darf  gesagt  werden,  dass 
der  fränkische  tmd  thüringische  Stamm  im  Allgemeinen  mehr  dem 
System  der  Freitheilbarkeit  und  der  gleichen  Berücksichtigung  der 
Erben  auch  im  Licgenschaftsnachlass,  der  sächsische  Stamm  mehr 
der  ungetheilten  Erhaltung  des  unbeweglichen  Vermögens  zuneigte. 

[uhaltlicli  (l<  r  älten'ii  Soiiden-eclite  für  Baueriipitcr  ci-bfe  g^fwöiiUch  der  älteste 
Sohn,  und  zwar  ausser  dem  Gut  auch  alle  Betriebswerkzeuge,  alle  Wirthschalts- 
gerftthe,  das  Vieh  tmd  die  ganse  Hansehirichtiuiff.  Der  Bauernhof  ging  auf  Kind 
iiiul  Kindt  skiiid  über  und  die  Geschwister  des  I'i  sit/.crs  i  rliiclten  als  „nicht  zu  ent- 
fernende Dieuütboten",  als  gesicherte,  der  Familie  augehörige  Leute  auf  dem  Hofe 
ihren  Unterhalt  Gegen  Verkauf  und  Yerpiandung  des  Hofes,  sciifitzte  der  Efawpmch 
des  Erben,  und  dieser  hatte,  nach  der  Bestimmung  des  Sachsenspiegels,  Schulden 
nur,  so  weit  die  fahrende  Habe  reicht«»,  zu  bezalileu.  Durch  diese  Bestimmung 
sollte  dem  .Sclmldenmacheu  der  Buueru  uud  dem  Wucher  vorgebeugt  werden,  ^denu 
wenn  der  jud  weiss",  meint  üeiler  von  Kaisersberg,  f^dsis  er  von  dem  gut 
nichts  odvv  wfMiiir  bekommen  kan,  wirdt  er  tiit  vil  bar<rpu''.  (Janssen.  ^U'srbiclit»* 
des  deuts(  Ik  ii  Volks  etc.,  t.  Bd.,  S.  2<>7.)  ■  Nach  Km  x  her  (Anmerkung  5  und 
zu§i)2)  kdtniut  in  Deut  Schlund  Unthcilbarlceit  der  Bauerngüter  mit  Majorat  schon 
iu  llofreclitoii  des  J3.  und  14.  Jahrhundt  ris  vor,  und  selbst  in  ^f;idtis(  lion  Gemar- 
kuugeu  wurde  bei  der  Krbleihe  von  Uütern  meist  Uutheilbarkeit  vorbehalteu,  wo- 
gegen in  Frankreich  unter  den  Vilains  schon  im  13.  Jahrhundert  völlig  gleiche 
Erbtheilung  vorherrscht.  Ran    und    Koscher   führen   eine  Anzahl  iiltorer 

£dicte  au,  welche  die  Geschlosseuheit  der  Baueruhufe  verfü|reu;  Bayrische  Ver- 
ordnung von  1516,  Graflich  Erbach'sche  Landesordnung  von  1563:  Alt«nburg*sche 
von  105(5;  Hessisches  Hufenedict  von  153');  Mecklenb.  INdiziionlnimu  von  1562; 
Wüittemb.  Loudesorduuug  vuu  1Ö67  und  Laudrecht  vuu  1610;  Uerzogl.  Sächsische 
Polimiordik.  von  1589;  Lfiueburgische  Poliiseiordn.  von  1618;  Preuss.  Ges.  v.  1702; 
Pfllsische  und  Bad.  Landesordnung  von  1700  und  1715;  Dänisches  Ges.  von  15!)9. 
Doch  wurden  diese  Verordnungen  nicht  durchweg  beachtet  und  wie  Helferich 
betreffs  Württembergs  mittbeilt,  trotz  des  eutgegeustehendeu  R»*chts,  die  Freitheil- 
bsrkeit  thutsächlich  geübt.  —  Au  Stelle  der  stricten  Thcilungsverbotc  trat  wohl 
später  auch  der  Vorbehalt  dt  s  KcfnernnfrsfonscTiscs  zu  TheiUiugen  im  Einzelfall, 
wie  für  Schlesien  durch  Kdu-t  von  1764  vertügt. 

2.  Mit  dieser  rechtUchen  Gebundenheit  des  (rrundeigenthums 
TerknflpftenBich  andereBeschränkungen  imBodenverkehr, 
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welche  mit  der  ständischen  Gliederung  der  Gesellschaft  im  Mittel- 
alter zusammenhängen,  aber  auch  in  dem  Gedanken  wurzeln,  dass 
der  Landbesitz  vor  Allen  die  Gnmdlage  nicht  bloss  wirthschaft- 
licher,  sondern  auch  politischer  Macht  bildet  und  dass  daher,  um 
die  politische  Gewalt  in  den  Händen  der  herrschenden  Klasse, 
der  Aristokratie,  dauernd  zu  behaupten,  die  Vereinigimg  grösseren 
Landbesitzes  in,  ausserhalb  dieser  bevorrechteten  Klasse  stehenden 
(..niederen'')  Gesellschaftskreisen  zu  hindern  sei.  Ein  Verbot, 
welches,  wie  Boscher  sagt,  „dem  Btlrgerstand  gegenüber  (allerdings) 
nur  in  wenig  Ländern  vollkommen  durebgeffihrt,  in  der  Begel 
schon  fräh  durchlöchert  wurde,  zumal  durch  Herrscher,  die  über- 
haupt die  Adelsmacht  beschränken  wollten,  das  gegenüber  den 
Bauern  jedoch  seine  Geltung  ebenso  regelmässig  bis  vor  Kurzem 
behauptet  hat*'.  Es  ist  einleuchtend,  wie  sehr  derartige  künstliche 
Einengungen  des  Grundverkehrs  ebenfallB  die  Besitzvertheilung 
einseitig  nach  der  Bichtung  der  Ausbildung  eines  bdvoirechteten 
Grossgrundbesitzes  beeinflussen  mussten  und  welche  Gefahr  daraus 
fOr  die  Bildung  von  Latifundien  überall  da  erwuchs,  wo  der  Bauem- 
stand des  Schutzes  von  Oben  her  entbehrte,  insbesondere  ein  Auf- 
kaufen oder  gar  ein  Einziehen  desselben  durch  den  Grossgnmd* 
besitz  nicht  verwehrt  war. 

Noch  nach  dem  Preus».  Lautlrecht  war  nur  der  Adel  zum  hvaitit  adeliger 
Güter  bereclititrt  und  Unadelijre  kfinnen  solche  nur  mit  Gendiinigiing-  des  Landcs- 

liorru  ervvt'ibtii ;  ähnlich  in  OesTtTicicli,  wo  früher  landtäfiiche  t;üt«r  nur  vom 
Adel  oder  von  den  privilegirten  t^Städteu  erwürben  werden  durtlteu  und  wo  nicht- 
adelige  Erwerber  doppelten  Gült  zahlen  mnssten.  —  Zur  Bdenchtim^  des  Ckwagten 
mag  auch  die  Bemerkung  von  Roscher  (zu  §  102 1.  dienen,  wonach  „1769  in 
Neapel  V«otel  der  Familien  alle  Gnindstücke  ausschli«'s«sli('h ,  die  übrigen  ^^^^te) 
nicht  80  "viel  hesassen,  dass  sie  auf  eigenem  Boden  hättcu  begraben  werden  dörten". 
Per  sog.  .,Bauer  nschutz  "  also  das  nöthige  Correlat  gegim  einschränkende  Gebote 
in  obigem  Sinne  (v^l.  hifrüTicr  dio  Ansrnhmngen  7M  IS  ;uii  Scliliiss  nrift  tj  1*'  ff.^. 
welcher  Schutz  trciluh  iu  eiu/.thun  .Suuitt  u  und  Stuatsgibit  tcn  erst  in  einer  Zeit 
wirksam  wurde,  wo  das  Bauemland  zu  einem  erheblichen  The  II  vim  dem  Landbents 
der  grossen  weltlichen  oder  geisfliehen  (ii  uiidlierrschat'ten  bereits  aufgesogen  worden 
war.  Classische  Beispiele  hierfür  auf  dem  Continent:  Böhmen,  Ungarn,  die  nordöst- 
lichen Provinzen  PrettMens.  namentlich  Pommern;  femer  Italien  und  vor  allem  England, 
das-  seinen  Bnnernstand  mittlerweile  im  Wege  des  Auskaufs  durch  die  Landlordä 
fast  gänzlich  eingebiisüt  hat,  während,  „noch  zu  Aufaug  des  17.  Jahrhunderts  Vt 
Itodens  von  copv-hold^  besessen  wurde**.  XMiere  statistisdie  Angabe  unten. 

§67.  Der  Uebergaiig  von  der  Gebundenheit  zur 

M  0  b  i  1  i  s  i  r  IUI  g. 

1.  Von  jener  grossen  Bewegung,  welche  von  der  zweiten  H&lfte 
des  vorigen  Jahrhunderts  ab  gegen  jede  Form  rechtlicher  und 
wirthschaftlicher  Gebundenheit  ankämpfte  und  für  die  Gewährung 


Digitized  by  Google 


Abschn.  I.  $  67.  D«r  Uebergang  von  der  Gebundeaheit  xni  Mobilisiraug.  383 

voller  wirthschaftlicher  Bewogfungsfreiheit  des  Individuums  eintrat, 
im  Gebiete  des  Gewerbes  und  des  Handels  Niederlegung  aller, 
diese  JB^eiheit  beengenden  Schranken  forderte,  im  Gebiet  des 
Agiarwesens  zu  der  Forderung  der  Lösung  des  Grundbesitzes 
von  Herrschaftsrecbten  jeder  Art  sich  verdichtete  und  hier  einer- 
seits die  Ablösungsgesetzgebung,  anderseits  jene  über  die  Ge- 
meinheitstheüungen  und  Bereinigungen  zeitigte,  ist  auch  die  vor- 
stehend in  Kürze  gezeichnete  rechtliche  Gebundenheit  im 
Grunde  ig  enthu  ms  verkehr  in   ihren   verschiedenen  Aus- 
gestaltungen nicht  unberührt  geblieben.  Vor  Allem  mussten  jene 
trennenden  Sehranken    der  letzterwähnten  Art,   die  auf  der 
ständischen  Gliederung  der  alten  Gesellschaftsordnung  beruhten, 
mit  dem  Verfall  dieser,  d.  h.  mit  der  Gewährung  gleicher  bürger- 
licher Bechte  an  alle  Volksbestandtheile  als  fernerhin  nicht  haltbar, 
und  ihre  Beseitigiuig  imter  dem  Gesichtspunkt  der  besten  Nutzbar- 
machung des  heimischen  Grund  und  Bodens,  auch  in  den  Augen 
conservativer  Staatsmänner,  als  empfehlenswerth  erscheinen;  ein 
die  Zeit  der  beginnenden  neuen  Wirthschaftsära  beherrschender 
Gedankenkreis,  der  in  bezeichnendster  Weise  in  den  Eingangs- 
worten des  Preussischeii  Edicts  vom  9.  October  1807  in  die  Worte 
gekleidet  ist,  dass  es  „ebensowohl  den  unerlüsslichen  Forderungen 
der   Gerechtigkeit,    als   den    (iriin(l?^ätzen   einer  wohlgeordneten 
Staatbwirthschaft  gemäss  sei,  alles  zu  entfernen,  was  den  Einzelnen 
bisher  hinderte,  den  Wohlstand  zu  erlangen,  den  er  nach  dem 
Maasse  seiner  Kräfte  zu  erreiehen  befähigt  war"  .  .  .  und  dass  .  .  . 
„die  vorhandenen  Ik^scliränkunLien  theils  im  Besitz  und  Genuss 
des  Grundeigenthunis,  theils  in  den  persönlichen  Verhähnissen  des 
Landarbeiters  der  Wiederherstellung  der  Cultur  eine  grosse  Kraft 
seiner  TliätiL'keit  entziehen,  jene,  indem  sie  auf  den  Wertli  des 
(irundei-t  iiilmiii-'  und  den  Credit  des     ruiulhesitzers  einen  höclist 
sehädlieiien  Eintluss  hal)en.  diese,  indem  sie  den  Werth  der  Arbeit 
verringenr*  und  dass   daher  „Beides   auf  diejenigen  Schranken 
zurückzuführen  ist.  welche  das  gemeine  AVohl  nöthig  macht".  In 
diesem  Sinne  wurde  nicht  bloss  „die  Freiheit  des  Güter- 
verkehrs" proclamirt,  der  Art,  dass    jeder  Einwohner  ohne 
alle  Einschränkung  in  Beziehung  auf  den  Staat  zum  eigenthüm- 
lichen  und  Pfandbesitz  unbeweglicher  Güter  aller  Art  bererhtigt" 
sein  soll  (§  1  des  Edicts),  sondern  auch  die  Freit heilbarkcit 
der  Gfiter  im  Grundsatz  zugelassen  (§  4  ebenda  und  §  1  des 
Edicts  vom  14.  September  1811)  und  die  Aufhebung  der  Familien- 
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Stiftungen  und  Fideicoinmisse  für  statthaft  erklärt  (§  9).  Damit 
war  ein  Bechtsprincip,  dem  in  Frankreich  die  französische  Revo- 
lution 7Aim  Siege  hatte  verhelfen  müssen,  nunmehr  vom  Throne 
selber  herab  in  feierlicher  Weise  als  ein  die  Wohlfahrt  forder- 
lichps  anerkannt  worden  und  diejenigen,  welche  seither  in  Schrift 
und  Wort  für  die  Brechung  der  Fesseln  „mittelalterlicher  Ge- 
bundenheit^^ eingetreten  waren,  hatten  die  Genugthuiuig,  ihre 
Forderungen  nicht  nur  in  Freussen,  sondern  auch  in  anderen 
Staaten  in  legaler  Weise  mehr  oder  weniger  uneingeschränkt  yer- 
virklicht  zu  sehen! 

HIffir  ist  auch  an  die  Gesetzgebung-  über  die  AUodification  der  Lehen  su  erinnern 

(§  23  Ziffer  e);  denn  mit  der  UeberlÜhrunf?  der  bäuerlichen  Lohen-  und  Ziiisgüter 
in  freies  Eigenthum  war  in  der  Kegel  die  Freitheilbarkeit  eo  ipso  anerkannt,  wo 
nicht  besondere  Gesetze  ausdrücklich  diese  untersagten,  wie  die  nnten  zu  enräbnen- 
den  fUr  Sachsen,  Baden  vnd  aiulcic  dcutsclic  Staaten.  Es  sind  Übrigens  sehr  be- 
zeichnend für  den  Umschwunfr  dir  wirthsthaftHrlien  Anschauungen  über  die  Ge- 
bundenheit der  Güter  die  von  Kosclier  nngttiühitcu,  dem  vorigen  Jahrhundert 
entstammenden  Yeroidnungen  aus  Bayern,  wo  beispielsweise  ein  Mandat  aus  dem 
Jaliir  17f)2  verfügt,  das«?  iiiclit  mir  die  «rrösseren  (lütcr.  sondrni  auch  diejenigen, 
welche  mehr  Bodeu  haben,  als  mit  dem  Vieh  beschlagen  werden  kann,  ex  officio 
ssertrttmmeit  werden  sollen,  doch  nicht  unter  ein  Achtel  der  bisherigen  Grösse;  und 
wo  ein  Landtagsabschied  aus  dem  Jahre  17H2  fvon  Neuenbürg')  die  Worte  ent- 
hält: „Gebundenheit  der  Güter  zieht  die  schädlichsten  Folgen  nach  sich/  —  In 
England  die  freie  Verftiguug  Aber  den  Gmnd  und  Bodmi,  soweit  et  sieh  nldit 
um  bäuerlichen  Besitz  handelte,  sclioii  unter  Karl  IL,  nachdem  alle  Lehen  itt 
Allodialiand  verwandelt  waren,  anerkannt  (Roscher  §  98). 

2.  Freilich  blieben  die  behaupteten  Tortheilhaften  Folgen  dieses 
neuen  Wirthschafbsrechts,  welches  im  Grundsatz  hinsichtlich  der 
rechtlichen  Beziehungen  zum  Eigenthflmer  einen  Unterschied 
zwischen  dem  liegenschaftlichen  Besitz  und  den  Mobilien  nicht 
mehr  kennt  („Mobilisirung  des  Orundeigenthums") 
keineswegs  unwidersprochen;  und  eine  unbefangene  Würdigung 
kann  in  der  That  nicht  läugnen,  dass  wie  die  Proclamirung  des 
Grundsatzes  der  freien  Concurrenz  keineswegs  durchweg  von 
günstigen  Wirkungen  ffir  die  Gestaltung  der  gegenseitigen  wirth- 
schaftlichen  Beziehungen  im  Volksleben  sich  begleitet  erwies, 
auch  die  Einfühnuig  des  Grundsatzes  der  Mobilisirung  des  Grund 
und  Bodens  neben  Licht-,  doch  auch  manche  nicht  unbedenkliciie 
S c Ii  a  tt  ('  11  s  e  i  t  c  n .  namentlich  nach  der  Seite  der  GestaltiuiLT  der 
Besitzvertheilung  liin,  aufweist').  Auch  hier  musste  sich  der  bereits 

Siehe  anch  Grundlegung,  I.  Bd.,  §  126  ff.  „Die  Untersuchun^n  fiber  den 

Nutzen  der  fie])un(Ienhoit'*.  «airt  Kau.  (Anm.  b  zu  Tfl;  „hat  die  Xatiorialökonomen 
sehr  viel  beschäftigt  und  ist  bis  aut  deu  heutigen  Tag  in  lebhafter  Anregung.  Der 
Zwiesjpalt  der  Meinungen  entspringt  grossenthdls  ans  der  Verschiedenheit  der  drl- 
lichen  Verhältnisse  und  der  davon  herrfihrenden  Versuchung,  das  als  allgemeine 
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wiederholt  betonte  Satz  als  hchtiu  erweisen,  dass  nirgends  weniger 
als  im  Gebiet  des  Agrarwesens  die  Verallgemeinerung  yon  an  sich 
unter  bestimmten  Voraussetzungen  zutreffenden  Wahrheiten  an- 
gflngig  erseheint,  dass  gerade  dieses  Gebiet  wegen  der  unendlichen 
Mannioh&ltigkeit  seiner  Baseinsbedingungen  schematischen  Ord- 
nungen am  meisten  widerstrebt.  Die  Gredankenrichtung,  in  welcher 
die  Mobilünrung  wurzelt«  war  von  zwei  unbestreitbar  richtigen 
Erwägungen  beeinflusst:  von  der  wirthschaftlichen,  welche  in  der 
Zerkleinerung  der  grossen  Gflter  und  in  der  Ermöglicbung  der 
„Bewegung  der  landwirthschaftlichen  Anwesen  zum  besten  Wirth^* 
(Schäffie)  das  yorzflglichste  Mittel  zur  Steigerung  der  Bodenpro- 
duction  und  hiermit  zur  Mehrung  des  Volkseinkommens  erblickt; 
und  Ton  der  socialen  Erwägung,  die  das  Staatswohl  ani  meisten 
gefördert  glaubte,  wenn  möglichst  viele  Angehörige  der  Volks- 
gemeinschaft in  die  rechtliche  Laue  sich  versetzt  sehen,  an  dem 
'W'erthvollsten,  was  es  giebt,  der  Mutter  Erde,  einen  wenn  auch 
nur  bescheidenen  Antheil  sicii  zu  sichern.  Musss  man  diese 
Erwägungen  auch  beute  noch  gelton  lassen,  so  erweist  docb  eine 
bessere  Einsicht  in  das  Wesen  des  Grundbesitzes  und  des  Innd- 
wirthschaftlichen  Betriebes,  dass  (iie  aus  iluien  zu  ziehenden  prak- 
tischen Folgerungen  trewisser  FJnscln-änkungen  bedürfen,  wenn 
nicht  unter  gegebenen  \  fiiialmissen  die  erwarteten  Vortheile  in 
das  (jegentheil  nmsehlaüen  sollen.  Der  folgenden  Darstellung 
erwächst  die  Autgabe,  diese  Satze  n^her  auszufuhren,  insbesondere 
also  darzuthun.  ob  und  in  welcher  Weise  dem  Grundsatz  der 
Mobilisirung  Schranken  zu  ziehen  sind,  welche  theils  auf  dem. 
Gebiet  des  Erbrechts,  theils  auf  demjenigen  polizeilicher 
Beschränkungen  der  Verfflgungsfreiheit  unter  Leben- 
den gefunden  werden  können.  Hierzu  bedarf  es  aber  zunächst  einer 
Erörterung  darüber,  welche  Art  von  Grundbesitz vertheilung 
in  einem  Lande  als  die  den  wirthschafblichen  und  socialen  Fort- 
schritt am  meisten  rerbflrgende  denn  überhaupt  anzusti^eben  sei. 

Regel  aufziiätelleii,  was  unr  besonderen  Umständen  entspricht,  auch  wirken  lu  iu-iiich 
allgemeine  politische  Rücksichten  ein.*"  Ebenda  Literaturnach\M'is.  Eine  dog^neuge- 
schiehtliclie  rebersicht  über  die  Behandlung  der  vorliegenden  Frage  bei  Roscher  in 
Aiun.  11  zu  ^  101  und  Aom.  1  zu  §  139.  Der  um  die  Mitte  des  vorigeu  Jahrhunderts 
beginnende  Streit  für  und  gtgea  die  Crebundenheit  ist  auch  heute  noeh  nicht  ansge» 
kämpft;  doch  kann  man  sa^on,  dass  die  literariHrlic  fSovorwortunpf  der  unbeschriink 
ten  Mobilisiruugsfireiheit  sehr  au  Boden  verloren  hat.  tine  uumittelbarti  Folge  der 
Reaction  gegen  die  Lehren  des  Smithianisrnns  Überhaupt,  fiir  den  allerdin^  die 
Herbeiführung'-  sclnankouhisfr  Freiheit  auch  im  liof^oTiscIiat^Iicht  ii  Vi  ikchr  die  logische 
Folgerung  aus  dem  Piiucip  der  Freiheit  der  Coucurreux  war.  Auf  die  Gegensätze 
lilier  eiiungehen,  wird  deh  im  Verlaiif  d«r  Dantetlnng  Gelegenheit  bieten  (§  75  ff.) 
B«eh«Bb«rf  er,  A^  Agnip«Utik.  1.  25 
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In  obigem  Sinn  bemerkt  anch  L.  v.  Stein,  im  Hdb.  des  Verwaltunps- 
lechts  (1888,  11.  Bd.,  8.069  ff.):  „Der  Gnrnd  und  Boden  ist  eine  begrenzte  Masse; 
^ak  Bedürfniss  nach  seinen  Producten  ist  ein  absolutes,  aber  zu  gleicher  Zeit  unbe- 
grenztes; der  Besitz  des  Grund  und  Bodens  ^vird  daher  zu  einer  Macht  über  alle, 
welche  seiner  Producte  bedürfen,  und  damit  ist  es  klar,  da&a  von  jeher  die  Vertheilung 
desselben  auch,  anr  Yerth^ung  dieser  Macht  an  die  einseinen  Betitser  geworden 
ist  und  werden  muss.  Diese  Maclit  wird  aber  dann  die  Grundlage  aller  Verfns smig 
lind  dann  aller  Verwaltung  der  menschlichen  Gesellschaft  ...  Es  hat  daher  nie 
emen  Staat  gegeben,  der  gegen  diese  VertheUung  gleichgültig  wftre  oder  sie  der 
unbeschrankten  Freiheit  des  indi\iduelleu  Verkehrs  ganz  überlassen  hätte"  .  .  . 
Vielmehr  verlangte  die  Empfindung  von  der  Nothwendigkeit  und  dem  Werth  eines 
selbstständigeu  Bauemstandes,  dass  Jene  Bewegung,  welche  den  gesammten  Grund- 
besitz in  Fluss  gebracht  hatte,  als  wäre  und  bedeute  er  nichts  als  ein  Geld- 
kapital, mit  gewissen  rechtlichen  Grenzen  umgeben  werden  müsse";  und  die 
bessere  Erkenntniss  begann,  „die  unbeschränkto  Theilbarkeit  des  Grundbesitzes  id 
Namen  der  höchsten  staatlichen  und  gesellschaftlichai  Prindpien  xn  bekämpfen  und 
damit  ein  neues  selbststäudiges  Theilungsrecht  der  staatsb iirfrpr- 
licheu  Gesellschaft  für  den  Grund  und  Boden  zu  fordern''.  Und  ähnlich 
meint  Schmoller:  „Der  Binflnss  der  OrandbesitiETertheilimg  anf  die  ganse  sociale 
Oliedening,  das  AYolilbefindt  n  der  Xation,  anf  fl'>'  politische  Verfassung,  auf  die 
gewerbliclien  Zustände,  die  Lebenshaltung  aller  Kia^üen  kann  gar  nicht  überschätzt 
werden,  es  giebt  kehten  Umstand  von  der  Bedentnng  für  daa  Yolk  wie  die  Vep- 
theilung  des  Grnndeifxentliums;  denn  (Vw^e  bestimmt  die  ganze  GUedemng  der  Ge- 
sellschaK^  die  Verkehrs-  und  Marktverhältnisse}  die  Erhaltung  des  Handwerker- 
slandes, die  Lebensverhiltiiisse  und  Sitten  du  Yolksklassen  weit  Uber  alles  andere 
hinaus.  (Verhandlungen  d.  Ver.  f.  SodalpoUtik  über  imiere  Colonisation, 
1886,  Sehr.  d.  Ver.  33,  S.  90  ff.) 


Abschnitt  II. 

Bie  landwirthschal'üi^lie  Besitzvertheilung  und  deren 

Würdigung« 

§  68.  Begriffliche  Bestimmungen. 

Unter  der  Einwirkung  der  oben  erwähnten  Factoren  hat  sich 
allmählich  in  den  einzelnen  Staaten  und  Staatsgebieten  eine  sehr 
verscliiodenartige  Besitzvertheihing-  von  Grund  und  Boden  heraus 
entwickelt;  entweder  überwiegt  der  Grosabesitz  und  letzterer  nimmt 
mitunter  jene  übermässige,  den  grösseren  Theil  des  Landes  in 
sieh  aufsaugende  Ausdehnung  an,  im  Hinblick  auf  welche  man 
von  Ladifundienbesitz  spricht;  oder  es  ist  der  kleine  und  kleinste 
<jrrundbesitz  vorherrschend;  oder  aber  es  sind  vorwiegend  die  land-» 
wirtfaachaflilichen  Anwesen  mittlerer  Grösse,  die  der  Besitzver- 
theilung  ihr  auszeichnendes  Gepräge  geben.  Alle  diese  GrGssen- 
begrlffe  sind  freilich  sehr  flüchtiger  Art  und  es  ist  klar,  dass  im 
Hinblick  auf  die  verschiedene  Erträglichkeit  der  Einzelanwesen 
nach  Bodenbeschaffenheit,  Lage  und  Klima  die  geometrische  Elä* 
ehenausdehnimg  fttr  sich  allein  ein  Ejiterium  fOr  die  Eintheilimg 
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d«r  Gtlter  nach  Grössencategoiieen  nicht  absugeben  veimag.  liii 
Sinn  der  nachfolgmden  Barstellung  gelten  als  Grrossgflter  jene, 
auf  welchen  „ein  Wirth  der  gebildeten  höheren  Classe  schon  mit 
der  blossen  Direction  des  Betriebs  YoUauf  beschäftigt  ist**  (Bo* 
scher);  sie  werden  zu  Herrschaften,  wenn  su  ihrer  BewMh- 
schaftimg  es  mehrerer  Dirigenten  bedarf,  und  zu  Ladifundien, 
wenn  sie  eine  solche  Ausdehnung  besitzen,  dass  sie  nicht  mehr 
mit  der  der  TolkswirthschafUichen  Entwicklung  des  Landes  ent- 
sprechenden Intensität  bewirthschaftet  werden  können  (t.  Mias- 
kdwski).  Als  Guter  mittlerer  Grösse  können  dagegen  die- 
jenigen bezeichnet  werden,  bei  denen  der  Besitzer  nicht  ausschliess- 
lich durch  die  Leitung  des  Betriebs  in  Anspruch  genommen  ist, 
sondern  an  den  ausführenden  Arbeiten  sich  unmittelbar  selber  be- 
theiliert.  woiui  schon  die  Mehrzahl  dieser  Arbeiten  ilurcli  ciugnstellte 
Loliiiai iM'iter  vfnrichtt't  winl.  Von  kleinen  Gütern  dagegen  si>richt 
man  dann,  wenn  diese  der  Koü:»'!  nach  von  dem  Wirth  selber  und 
dessen  Anj^ehöriuen  iiu^isehliestjüch  umgetrieben  werden  können  und 
«xerade  noch  hinreichen,  den  ünterlialt  des  Wirtlis  zu  ]iestrf»iten. 
"Mit  fortschreitender  Verkloinerung  der  B'»r^ity,Lin.sseii  verschwindet 
der  liegriif  des  landwiiihschaftlichen  Guts  und  es  entstellen  die 
Parcel  1  e  n b  e  si tz  er .  wie  sie  sich  l)ei  landwirthschaftliclien  'J'age- 
löhnern,  (Häuslern,  Cossiitlien),  Kleinhandwerkern,  Industriearbei- 
teni  etc.  vorfinden.  Die  kleinen  und  mittleren  Güter  sino  diejenigen, 
die  man,  entsprechend  der  vor^viegend  nuf  ihnen  thätiiien  Bevöl- 
kerungsschichte, unter  dem  Sammelbegriff  der  Bauerngüter 
zusammenfassen  kann,  im  Gegensatz  zu  den  Grossgtltern,  deren 
Inhaber  aus  anderen  Gesellschaftsklassen  hervorzugehen  pflegen, 
und  welche  man  in  Norddeutscliland  als  „Rittergüter"  auch  jetzt 
noch  zu  bezeichnen  pßegt,  obwohl  diese  Bezeiclmung,  seit  Bürger- 
liche ebenso  gut  wie  Adelige  zu  deren  Erwerb  zugelassen  sind, 
der  inneren  Berechtigimg  heutzutage  entbehrt. 

Bas  Bauerngut  selber  kann  sehr  versChiedeuartige  Grössen- 
verh&ltnisse  aufweisen  und  danach  entweder  ein  Grossbauemgut, 
ein  Kleinbauemgut  und  ein  Bauerngut  mittlerer  Grösse  sein; 
welche  Besitzeseinheiten  aber  man  der  einen  oder  anderen  Gruppe 
zutheilt,  und  Yon  welcher  Besitzesgrösse  man  überhaupt  das  selbst- 
stftndige  Bauerngut  beginnen  und  wo  man  es  aufhören  lässt,  wird 
je  nach  den  Bewirthschaftungsverhältnissen  in  den  einzelnen  Gegen- 
den selbstredend  eine  sehr  verschiedenartige  Beantwortung  erfahren. 
In  sehr  fruchtbaren  Gebieten,  zumal  in  solchen,  in  denen  hochwer^ 
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thige  Erzeugnisse  gezogen  werden,  kann  schon  ein  Besitz  von  2  ha 
eine  selbstständige  bäuerliche  Existenz  sehr  wohl  ermöglichen;  in 
minder  firuchtbareu  Gegenden  oder  wo  die  Cultur  solcher  Pflanzen 
ausgeftChlOBsen  ist,  wird  oft  selbst  ein  Besitz  von  5  ba  kaum  dieser 
Bedingung  genügen.  Die  Beiirtlieilimg  darüber,  welche  Ausdeh- 
nung in  einem  Land  der  selbstständige  Bauernstand  hat,  lässt 
■sich  daher  aus  den  staüstisehen  Angaben  alloiu  nicht  ohne  Wei- 
teres entnehmen;  und  wenn  man  dieselben  gleichwohl  zur  Unter- 
lage für  derartige  Schlussfolgerungen  henfltzt,  so  kann  es  immer 
nur  mit  dem  Vorbehalt  geschehen,  dass  sie  gegendenweise  einer 
Ooireetui  hedtlrfen.  Noch  schwieriger  erweist  sich  die  Benutzung 
der  Statistik  fttr  die  Yergleichung  der  Besitzverhältnisse  Ton  Land 
zu  Land,  wobei  nur  an  die  grossen  Unterschiede  der  Oulturf&hig- 
keit  der  Böden,  die  etwa  zwischen  dem  Südwesten  von  Deutsch- 
land und  dem  äussersten  Norden  oder  zwischen  dem  nörd- 
lichen und  südlichen  Frankreich  bestehen,  erinnert  sein  mag.  Im 
grossen  DurchschnitI:  aller  Yerhfiltnisse  möchte  wohl  der  selbst- 
ständige häuerliche  Besitz  schon  bei  einer  Besitzfläche  von  2 — 3  ba 
beginnen  und  ein  Besitz  Ton  100  ha  die  Grenze  sein,  wo  im  All- 
gemeinen der  eigentliche  bäuerliche  Betrieb  aufhört. 

Die  Reich sätatistik  zählt  zu  deu  eigeutlicheu  Bauemwirthschaften  di«  Aa- 
Wesen  «wischen  5  und  100  ha  (die  zwischen  20  und  100  ha  sind  als  Urossbauemwirth- 
•chaften  be/.fiohuet),  wop^pj^-en  die  Anwesen  zmschen  2  und  5  ha  al«;  Kleinwirth- 
icliafiten  gelten,  bei  denen  also  im  Dorchschuitt  eine  iSelbstetäudigkeit  des  Betriebi 
sieht  vorausgesetäst  ist  In  Baden  dagegen  (landw.  Erhebungen  von  1883, 
B  T  IT,  S.  21)  lässt  man  die  bäuerlichen  Betriebe  schon  von  10  Moipren  ab  be- 
ginnen (3,6  ha)  und  verweist  die  grossbäuerlicheu  Betriebe  in  die  Besitzgruppe 
Yon  50 — 100  Morgen  (18 — 36ha).  Conrad  hinwiedertun  bdumdelt  im  AnscMnse 
an  die  Berufsstatistik  für  Dt  urst  hl;tiul .  welclic  die  Grössemiuterschiede  z>>-isehen 
2  und  5  ha  nnberückaditigt  lässt,  und  im  JElinblick  darauf,  dass  in  der  Gruppe 
awisdum  2  nnd  5  ha  zwofelsohne  eine  stattliche  Anzahl  selbstständiger  bäuerlicher 
Betriebe  sich  noch  befindet,  alle  zwischen  2  und  UMJ  ha  befindlichen  Anwesen  als 
Bauern wirthschaften,  nnd  zwar  die  von  2  —  5  ha  als  kleine,  die  von  5 — 20  ba  als 
mittlere,  die  von  20-  100  ba  iil:^  g-rössere  Bauerngüter.  (J.  Conrad  im  Art- 
Bauemgiit  im  Hdwb.  d.  $t.-W.)  An  diese  Eintheilnng  haben  sich  auch  die  nach- 
folgenden Darlegungen  im  Text  im  WesentUchen  angeschlossen. 


§  69.  Würdigung  der  G^rossgflter  im  Allgemeinen. 

Der  aus  dem  Bereich  der  eigentlichen  Bauerngüter  hinaus- 
fallende, d.  h.  im  Mittel  die  Beeitzesgrenze  von  100  ha  üherschrei- 
teude  Besitz  ( G  r  o  s  s  g  r  u  n  d  b  e  s  i  t  z )  ist  ebenso  häufig  Gegenstand 
der  lebhaftesten  Befürwortung  wie  der  Anfechtung  gewesen.  Insoweit 
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sich  hierbei,  wie  in  der  ält«'r('ii  Literatur  meist  der  Fall  gewesen, 
die  Enviigungen  ..Für'  und  „Wider"  wesentlich  auf  dem  Gebiet 
des  landwirULBChaftUchen  Productionsinteresses  bewegten, 
darf  man  wohl  sagen,  dass  der  Widerstreit  der  Meinungen  yoii 
einer  nicht  ganz  zutreffenden  Fragestellung  ausging,  da  in  der 
Frage  nach  der  besten  Grundbesitzvertheilung  dieses  Interesse 
doch  nur  einen  und  keineswegs  den  entscheidenden  Factor  abgeben 
darf.  Die  Verfechter  des  Grossgrundbesitzes  haben  nachzuweisen 
sich  bemüht f  dass  der  hdhere  Roh-  und  Beinertrag  in  den  land- 
wirthschaftlichen  Anwesen  dieser  Art  sich  finde  und  daher  der 
Nationalwoblfahrt  beim  Vorhandensein  einer  möglichst  beträcht- 
lichen Anzahl  solcher  Giossgflter  am  besten  gedient  sei;  und  die 
Anhänger  des  mittleren  und  Kleinbesitzes  haben  den  gleichen 
Vorzug  grösserer  Erträglichkeit  fSr  eben  diesen  in  Anspruch  ge- 
nommen. Jene  beriefen  sich  auf  die  Möglichkeit  der  besseren  Arbeits- 
gliedenmg  und  der  umfangreichen  Verwendung  arbeitsparender 
Masdiiin  n  unf  den  meist  arrondirtcn  Flächen,  auf  den  verhältniss- 
mässig  geniigeren  Aulwaiid  für  Gebäude,  auf  die  Gelegenheit  zu 
vortheilhafterem  Einkauf  der  landwirthscliaftlichen  Bedarfsartikel 
und  auf  die  günstigere  Stellung  beim  Absatz  der  Erzeugnisse  so- 
wie überliau|»l  auf  die  in  der  Regel  vorhandene  höhere  Intelligenz 
und  die  bedeutendere  Kapitalkraft  der  Inhaber  grösserer  Betriebe, 
die  unter  Iniständen  auch  in  der  Ausführung  wertbvoller 
Meliorationen  sich  wirksam  zu  bethätigen  vermöge.  Diese  hin- 
wiederum suchten  darzutluin.  dass  solchen  Vortheilen  des  Gross- 
betriebes eben  snlebe  im  Betriebe  kleinerer  Wirthscbaften  gegen- 
überstellen; dass  auf  diesen  insbesondere  eine  sornfältiirere.  nanu'nt- 
lieh  arbeitsintensivere  Bestellung  Platz  zu  greifen  pflege  und  die 
ganz  oder  doch  theilweise  durch  die  eigenen  Familien kräfte  ge- 
leistete Arbeit  billiger  zu  stehen  komme  als  fremde;  dass  wegen 
des  auf  kleineren  Gütern  in  verhältnisBm&ssig  stärkerer  Zahl  ge- 
haltenen Viehstandes  eine  kräftigere  Düngimg  möglich  sei;  dass 
die  Beaufsichtigimg  der  Arbeiten  erleichtert,  jedes  Grundstück  nach 
seiner  individuellen  Beschaffenheit  genutzt  und  aus  allen  diesen 
Grfinden  gerade  auf  kleinen  Anwesen  besonders  lohnende  Culturen, 
die  einerseits  viel  Arbeitsaufwand,  anderseits  eine  liebevolle  Pflege 
erfordern  (Handelsgewächse,  Reben),  mit  dem  grössten  Erfolg  be*. 
trieben  2u  werden  pflegen.  Dabei  bezog  man  sich  zum  Beweis 
der  höheren  Erträglichkeit  der  mittleren  und  kleineren  Güter  wolil 
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auch  auf  die  höheren  Kaufpreise ,  welche  diese  im  Gegensatz  zu 
grösseren  Gütern  regelmässig  erzielen'). 

Diese  Betrachtungen  leiden  indess  an  dem  Fehler,  dass  sie  eine 
ixust  Einzelwahniehmimgon  g^sehdpfte  generelle  Kegel  aufstellen 
vollen,  während  doch  hier  wie  in  jeder  erwerbenden  Thätigkeit 
die  Individualität  des  Einzelwirths  das  Maassgebende  ist.  So 
gelten  die  dem  Qrossbe^itz  nachgerühmten  Vorzüge  doch  nur  in 
^er  Voraussetzung  eines  wirkliph  kapitalkräftigen  Betriebes  bei 
EQSi^^Qt^^  intelligejiter  Leitung;  und  die  etwaige  Ueberlegenheit 
de9  KleinbetriQbs  kann  imh  nur  da  rorha^den  .neiiit  wenn  den  der 
l^einheit  des :  Betriebs  jbntsprechende  IntenBiti|.tsgnid  der  Wirthr 
ecliaft  ToUkammen  verwirklicht  wird.  .  Auch  ist  ]^lar,  dass  das 
O-rQssgiit  die.  ihm  iiacbgertUiintd«  Yorzflge  «urjda  bewahrt,  wo  es 
in  der  Form  der  0ro$swkth8chaft  thatsächlichiumgetneben  wird, 
und^sie  da  ßinbflsson  mOflste,  wo^di^^fügenthiunseinheiten  in  klei- 
nere. Betriebseinhelten  (etwa  in.  Paroel^enpachtgrandstdcke)  zerlegt 
werden  (ünteTSßhied  von  Estates :  und  Fanns  in  Jlnglan^.  Ob  daher 
in  einem  Land  thatsaehlieh  idie^  gidsaeren.  oder  die  kleineren  Güter 
höhere  Erträgnisse '  ahwerfem:^  ,  ist.  eine  duteh  theoretische  Er- 
wjigungen  Überhaupt  nicht  ,iZU;  lösende  JVage,  ünd  wer  die 
Schwierigkeiten  der  AufsteUuiig  einigermaassen  zuverlässiger  Ken- 
tabilitätsberechnungen  im  Laudwirthschaftsbetriebe  aus  eigner  Ki- 
fahning  kennt  und  die  Einwendungen  sich  vergegenwärtigt,  welche 
beispielsweise  gegen  solche  (atihisslich  der  in  den  Jahren  1883/i58 
in  verschiedeueu  süddeutschen  Staaten  veranstalteten  laudwirth- 
schaftlichen  Erhebungen)  angestellten  Berechnungen  nicht  ganz 
olme  (Irund  erhoben  worden  sind,  wer  insbesondere  weiss,  wie 
schwierig  solche  Berechnungen  gerade  in  Ansehung  der  bäuer- 
lichen Wirthschaften  sich  gestalten,  wird  den  Austrag  obiger  Fra*re 
sicherlich  niclit  von  der  Beantwortung  nach  dem  Kein  ertrag  der 
Güter  der  einen  oder  der  anderen  Categorie  erwarten.  Wolil  über 
lassen  sich  die  folgenden,  aus  der  Beobachtung  der  landwirth- 
SiChaftUchen  Zustände  im  Allgemeinen  al)geleiteten  Sätze  aufstellen. 

1.  An  der  F  e b  erl  e g  e  n Ii  e  i t  d cü  (t  r  o s  sb  e triebs  gegenüber 
dem  Landwirthschaftsbetrieb  in  mittleren  und  kleinen,  d.  h.  bäuer- 
Uchen  Wirthschaften,  falls  man  bei  beiden  von  der  Voraussetzung 
geschickter  Leitung  ausgeht^  kann  nicht  wohl  gezweifelt  werden; 

'j  Vgl.  hierzu  iiud  deu  nacUfolgeudeu  Au&fiUu'iuigeu  auch  Wa Icker,  a.  a.  O., 
8.  114,  und  die  daselbst  geg^ebenen  literfttafiial^weue ;  und  in  dnr  ^Ornndle' 
gttaff   die  sehr  sntreffenden  Ausfilhraiigen  A»  Wagner 's  anter  SSSO  ff.  n.  $347. 
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üUöiiahmslos  sind  alle  Fortschritte  in  der  Bodencultur  und  Thier- 
zucht  von  iTrosswirthsehaften  ausgegangen,  und  es  kann  uenügen, 
darauf  hinzuweisen,  dass  England,  d.  h.  das  Land  des  ausgespro- 
chensten (.Trossgrundhesitzes  seit  Ausgang  des  vorigen  bis  in  die 
Mitte  dieses  Jahrhunderts  als  die  Hochschule  der  Landwirthschafts- 
technik  mit  Recht  betrachtet  wurde;  dass  die  Aufnahme  solcher 
Fortschritte  bei  uns  sich  ebenfallB  zunäclist  auf  den  grösseren 
(iselbstbewirthschafteten  oder  verpachteten)  Gütern  vollzogen  liat 
und  dass  immer  nur  äusserst  langsam  die  bäuerlichen  Wiiih- 
^chaften  nachgefolgt  sind.  Desshalb  liefern  —  immer  selbBtredend 
einen  durchschnittUchen  Bewirthschaftungszustand  TOiaosgesetzt  — 
die  Grossgüter  vermöge  der  hier  meist  sehr  viel  sorgftltigeren  und 
Wirksameren  Bodenbestellung  (in  Folge  der  Benutzung  der  besten 
Maschinen  bei  ausreichendem  Gespannvieh),  der  reichlicheren,  nicht 
bloss  auf  Verwendung  thierischer  Abfallstoffe  sich  beschrftnkenden 
Düngung,  der  Zuhilfenahme  des  vorzüglichsten  Saatguts  etc.  regel- 
mässig ebensowohl  höhere  als  auch  meist  qualitfttsreichere  Boden- 
erträgnisse als  die  kleineren  Güter,  bei  welch'  letzteren  beispiels- 
weise in  Betreff  der  Getreidearten  ein  Durchschnittserträgniss  von 
etwa  20^0  Centner  auf  den  ha  als  ein  normales  gilt  gegenüber 
einem  solchen  von  50 — 80  Centner  und  mehr  auf  rationell  um- 
getriebenen Grosswirthschafben;  und  ähnlich  im  Gebiet  der  Futter-, 
namentlich  der  so  wichtigen  Ackerfuttererzeugung.  Ja  selbst  in 
solchen  Culturen,  die,  wegen  des  erforderlichen  liohen  Arbeitsauf- 
wandes, an  sich  für  den  Kleinbetrieb  besonders  vereigenschaftet 
sind,  zeigt  sich  der  Urossbctrieb  keineswegs  im  Nachtlieil;  die 
Riesenfarmen  für  gärtnerische  Pflanzen  jeder  Art  bei  Erfurt  und 
Quedlinburg,  die  jeder  Concurrenz  gewachsen  sind,  die  Weinbau- 
grosswinli^cliatten  am  Khein  und  in  Südfrankreich  liefern  liierfür 
wohl  sprechende  Beweise;  so  behauplei  sicli  aucli  die  im  grossen 
Styl  betriebene  Hopfen cultur  nicht  nur  erfolgreich  gegenüber  dem 
Hopfenkleinbetrieb,  sondern  ist  ihm,  wan  Qualitätswaare  und  dess- 
halb Erzielung  höclister  Verkaufspreise  anlangt,  mit  geringen  Aus- 
nahmen durchaus  Oberlegen.  Aehnlich  im  Gebiet  des  Molkerei- 
wesens. In  verhältnissmässig  günstigerer  Lage  sind  die  kleinereu 
Betriebe  im  Gebiet  der  Thierhaltung,  weil  eben  gerade  hier  „das 
Auge  des  Herrn",  wenn  es  ohne  Uuterlass  Fütterung  und  Pflege 
flberwachen  kann,  für  den  Erfolg  so  sehr  entscheidend  ist;  aber 
auch  hier  vorwiegend  im  Gebiet  der  Eindvieh-  und  Schweinezucht; 
.weniger  schon  in  dem  der  Pferdezucht,  welche  wesentlich  höhere 
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Anfordemngeii  an  die  Einsicht  luid  Kapitalkraft  des  Züchters  stellt, 
um  ein  völlig  gebrauchsfertiges  Pferd  für  den  Markt  zu  erzeugen; 
am  wenigsten  in  dem  der  Schafhaltung,  die  ohnedies  zu  ihrem 
Gedeihen  grosse  Wirthschaftsflächen  voraussetzt;  wogegen  die  sog. 
Eleinthierhaltung  (Geflügel-,  Bienenhaltung),,  die  eine  besondere 
sorgfältige  und  unausgesetzte  üeberwachung  und  Pflege  zu  ihrem 
Gedeihen  Yoraussetzt,  fülr  den  Grossbetrieb  im  Allgemeinen  ebenso 
unpassend  als  zweckinfissig  und  wirthschaftlich  für  den  Kleinbetrieb 
erscheint 

2.  Diese  Sätze  werden  dadurch  nicht  widerlegt,  dass  vi»'le 
Grossgüter,  weil  sie  der  richtigen  Leitung  ontbohrou  o<ler  wegen 
unzureichenden  Betriebskapitals,  in  ihren  Erträgniäscn  hinter  dem 
uormaleu  Durchschnitt  zur  i  klih  ihen ;  doiin  unter  ähnlichen  Voraus- 
setzungen trifft  dies  in  gleicher  Weise  auch  bei  den  kleinen  Be- 
trieben zu.  Auch  stehen  dieselben  in  keinem  Widerspruch  mit 
der  offenkundigen  Tliatsache,  dass,  ungeachtet  der  im  Durchschnitt 
geringeren  Roherträünisse,  die  bäuerlichen  Wirthe,  bei  Erziehing 
gleicher,  ja  nicht  <rlten  niedrigerer  Verkaulspreise,  doch  ebenso  y:ut 
und  unter  Umständen  besser  als  die  Grosswirthe  prosperireu.  Denn 
hier  kommt  nicht  bloss  in  Betracht,  dass  der  Posten  für  Arbeitsaufwand 
in  den  bäuerlichen  Betrieben,  weil  der  Wirth  und  seine  Airj«»- 
hörigen  einen  Theil  der  Arbeiten  selber  verrichten,  die  Geldrech- 
nung nicht  beschwert,  vielmehr  selbst  verdient  wird,  sondern  auch, 
dass  die  Ansprüche  an  die  Lebenshaltung  dort  so  sehr  viel  be- 
scheidenere s!!vl  und  daher  ein  selbst  massiger  TJntemehmergewinn 
bei  geringer  Verzinsimg  der  im  Betrieb  angelegten  Kapitalien  aus- 
reichend zur  Bestreitung  dieses  Lebenshalts  und  darüber  hinaus 
zur  Schuldabtragung  oder  Vermögensansammlung  sich  zu  erweisen 
yermag.  Will  man  in  diesem  Sinn  von  einem  höheren  Bein- 
ertrag der  mittleren  und  kleineren  Güter  gegenüber  den  grösseren 
sprechen,  so  mag  dies  hingehen;  obschon  sich  dieser  zu  einem 
wesentlichen  Theil  überall  sofort  verflüchtigt,  sobald  die  vom  Wirth 
und  seinen  Angehörigen  geleistete  Arbeit  zu  ihrem  vollen  Markt- 
werth in  Rechnung  gesetzt  würde. 

Zur  Kiliiirfiiii^'-  dos  Gesagton  ist  auf  die  /«lilrcirhcii  ErtratrsTuTeclinnn^pn  der 
))adischeu  laudwirüischaftlicheu  Erhebungen  von  lOtiH  iiud  den  Abschnitt  VIII  des 
IV.  Bandes  derselben  (S.  62  ff.),  sowie  auf  die  ähnliehen  Gnnittlnngen  in  den 
übrigen  süddeiitäohen  Erhebungen  dieser  Art  /.u  verweisen.  -  -  Zu  ähnlichen  Hchloss* 
tbigenmgen  gelangt  Conrad  im  Art^  Bauerngut''  a.  a,  0.,  wo  auch  auf  die 
grössere  Widerstandükraft  der  bäuerlichen  Betriebe  in  Zeiten  ungünstiger  C'oi\juuctur| 
wtil  sieh  diese  mehr  einsuschrlnken  Termöge»,  sowie  darauf  verwiesen  ist«  dast 
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diosplbfn.  iiidrin  sie  i'inpn  verhiiltTiissmässi'r  prentiprPTi  Prncpntsat/  (\cr  Knite  ver- 
kauieii,  Uberhaupt  mehr  Natural wirthbchatt  treibeu,  luiabhängiger  von  deu  Preitieii 
■ind,  auch  weg«n  im  Allgemeineii  {rerinf^rerer  Verschnldnng  Krisen  irepenttber  mebr 
gich  gowachsen  zcipcn.  'Nach  dor  in  Preussen  in  42  typischen  Amtsfr»'richts- 
beürken  veranstalteten  Verschulduugsstatistik  ist  der  Grossf^ruudbeütz  durchweg 
stärker  versehnldet  als  der  bSnerlicbe;  die  Terschnldun^  des  ersten  betra^ii  das 
28  fache  des  (»rundstfuerreiuertriifrs,  die  der  Bauern  und  C'ossathcn  nur  das  IHfiulie.) 
Auf  die  ThatMche,  das^  in  kleinen  Wirtlischaften  verhältnissmäsKi^  mehr  Yieb 
gebalten  wird,  als  in  grossen  Gütern,  die  unbestreitbar  ist  und  aus  der  Tfaat- 
sache  sich  erklärt,  dass  auch  die  kleinsten  Betrieb«  «dl^Lealeiit  abi  Qaspaimduar 
zti  halten  sicli  anpfnnpsen  sehen,  (,in  Deutächland  kommen  Grossvieh  auf  1000  ha 
in  IW'triebeu  unter  2  ha;  1333,8;  von  2—5  ha:  1Ü58,2:  vou  5—20  ha:  879,9;  von 
2()  1(X)  ha:  70S^;  über  100  ha  d anregen  nur  473,2;  im  Durchschnitt  aber  709,4; 
iu  Baden  dagegen  mit  der  weitgehendsten  Besii/.verlheilung  1031.1  Stückt  darf 
ein  entscheidendes  Gewicht  ebenfalls  nicht  gelegt  werden;  denn  die  Rente  des 
Chats  Unft  keineswegs  mit  der  StfickiaM  des  gdtaltenen  Tiebs  parallel  und  di« 
viehreichsten  Betriehe  sind  keineswegs  immer  die  rentabelsten;  Welmehr  lie^rf  "^iQ 
8acbe  häufig  so,  üass  die  bäuerlichen  Wirthe  mehr  Vieh  halten,  als  nach  Maa»isgabe 
der  Fntterenengung  an  sieb  tationdl  ersebeint,  nnd  dass  sie  wegen  der  nnzureiebenden 
Eniährnnt:  der  Kinzelthiere  nicht  selten  geradezu  eine  Verlustwiitlischait  treiheii 
(Badische  Erhebungen  über  „die  Erhaltung  und  Verbesserung  der  Schwarzwuld- 
weidm",  1889,  S,  197  ff.).  —  Am  wenigsten  stichhaltig  ist  der  von  Ran  (§  371) 
hervorgehobene  höhere  Kauf-  nnd  l*achtwerth  kleinerer  Ackergrundstücke  im 
Gegensatz  zu  ^grösseren  Massen",  da  jener  doch  die  ausschliessliche  Folge  der, 
Parcellen an geboten  gegenüber  im  weilcs»teu  Umlauj^  ermöglichten  Grundstücksnach- 
frage ist,  bei  der  die  Rücksicht  auf  die  aach  noch  s(»  he^^cheidene  VerAverthung  der 
Arbeitskraft  und  nicht  da«  Maass  der  etwa  zu  erzielenden  Kente  massgebend  bleibt. 
(Vgl.  §  34.)  ^  Auf  gänzlicher  Unkenntniss  des  Wesens  des  bäuerlichen  Betriebes  aber 
bernbt  es,  wenn  R.  Heyer  (..Ueber  die  ländliche  Arbeiterfrage  in  Deutschland'^)  die 
Ansicht  vertritt,  dass  .die  Tage  des  kleinen  Betriebs  der  Landwirthsrhnft  frezählt 
sind"  und  dass  es  ein  Fehler  sei,  den  kleinen  Gruudbesitx  künstlich  erhalten  za 
-wollen,  weil  er  docb  verschwinden  werde  wie  dag  Handwerk  auch. 


§  70.  Fortsetzung.  Wirtb sehaftliche,  sociale  und 
politische  Gesichtspunkte. 

3.  Dass  der  Grossbesitz  seine  wirUischaftlichc  Ueberlegenheit 
tlber  den  Kleinbesitz  tbatsftchlich  enreise,  ist  freilich  Ton  der 
yora«5*sotzim<r  bedingt,  dass  es  an  einem  Stamm  entsprechend 
Avirthscliaftlich  und  technisch  geschulter  Gutsleitpr  oder  Pächter 
nicht  fehle  und  dass  der  Wirthschafter  mit  dem  der  Grösse  des 
Besitzes  entsprechenden  Betriebskapital  ausgerastet  sei,  wogegen 
beim  Mangel  dieser  Voraussetzungen  alle  jene  Vorztlge  des  Gross- 
besitzes in  Nichts  zerfallen.  Daher  musste  im  Lichte  der  Er- 
fahrungen Uber  die  Landwirthschaft  in  England  den  Nationalöko- 
nomen und  Staatsmännern  dieses  Landes  und  den  von  den  Lehren 
der  englischen  Doctrin  beeinflussten  Vertretern  der  Wissenschaft  und 
Praxis  der  contlnentalen  Länder  im  Anfang  dieses  Jahrhunderts 
der  Grossbesitz  nnd  der  Grossbetrieb  als  das  Tolkswirthschaftliche 
V, Ideal erscheinen;  wie  umgekehrt  das  Damiederliegen  der  Land« 
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wii-tliscliaft  auf  deu  grösseren  Gütern  (imgeuügende  Ausnüt/.mii^ 
zahlreicher  i$odeiillächen  bei  sehr  extensiver  Wirthschaftsweis«'>  in 
einer  Heihe  deutscher  Staatsgebiete  als  Folge  der  Yer;i!iiiung 
des  Adels  dureh  die  Kriege  des  vorigen  und  dieses  Jahrhunderts, 
beim  gleiciizeitigen  Mangel  eines  tüchtigen,  den  hürgerlicliou 
Kreisen  entstammenden  Pächterstandes  und  im  Hinblick  auf  deu 
zu  beobachtenden,  sehr  viel  intensiveren,  wenn  schon  keineswegs 
YoUkommenen  Betrieb  kleinerer  Anwesen  —  das  Ui-theil  in  der 
entgegengeBetzten  mchtung  gefangen  nahm.  Nun  darf  man  nicht 
übersehen,  dass,  in  gewissem  Umfang  wenigstens,  das  nicht  ge- 
nügende Vorhandensein  des  .  einen, .  für  den  erfolgreichsten  Um- 
trieb  landwirthschaftlicher  Anwesen  maassgebenden  Elements  —  des 
erforderlichen  Betriebskapitals  —  bei  einer  melir  oder  minder 
grossen  Anzahl  Ton  Inhabern  grösserer  Gutsbetriebe  sich  immer 
geltend  machen  wird;  auch  jetzt  noch  —  am  Ausgang  dieses 
O'ahrhimderts  —  befinden  sich  zahlreiche  Güter  in  den  Staaten  und 
Staatsgebietstheilen  des  vorherrschenden  Grosshesitzes  nicht  in 
demjenigen  Intensitfttsgiade  ihrer  Bewirthschaftung,  welcher  der 
den  neuzeitlichen  Verhältnissen  passende  ist;  wo  also  eine  Auf-» 
theilung  derselben  in  kleinere  Anwesen  und  die  Zug&nglichmachung 
derselben  fOr  den  Mittelstand  höhere,  wenn  auch  nicht  die  denk- 
bar höchsten  Erträgnisse  dem  Boden  abzugewinnen  vermöchte'). 
Diese  Thatsaehe,  dass  der  an  sich,  seinem  Wesen  nach,  in  der 
Productionstechnik  überlegene  Grossbesitz  und  Grossbetrieb  die 
durch  die  Yolkswirthschaft  ihm  gestellte  Aufgabe  höchster  Ertrags- 
wirthschaft  wegen  mangelnder  Kapitalkraft  so  häufig  nicht  zu 
leisten  vermag,  mindert  uuu  aber,  selbst  unter  dem  Gesichtspunkt 
der  Productiousmöglichkeit.  den  Vorzug  der  Grossgüter  um  ein 
sehr  Erhebliches,  deu  Mittel-  und  Kleinbetrieb  zugleicli  in  einem 
wesentlich  günstigeren  Lichte  erscheinen  lassend;  d^iui  welche 
Schwächen  auch  dem  letzteren  anhaften  mögen,  so  leistet  er  that- 
sächlich  auf  derselben  Bodenfläche  in  Bezug  auf  Erzeugung  von 
Werthen  nicht  selten  mehr,  als  dies  aus  obigem  Grund  bei  dem 
ürossbetrieb  der  Jfall  ist^).    Wo  vollends  der  Grossbesitz  nach 

*)  In  Portugal  z.  B,  neuat  Balbi  ein  HauptUmderniss  der  Laiidwirthscluill 
„rirametise  etendue  de  torraiiiB  incnltes,  qiii  apartiwinent  tmx  cmitiniuies,  mx  gnnds 

seifrneurs.  tmx  majorats,  au  clerg^  et  ä  la  couiohtip.  et  qid,  ne  pouvaat  se  vendrp, 
restent  toiijours  incnltes  nu  reduits  ä  n'etre  que  de  miserables  pfttorages  entre  d«f» 
mains  iiisouciauts.  —  Aehulithe  Schilderungcu  über  Spanien. 

*)  Siebe  dar&ber  A.  Wagnor,  Orundlegus««  $  820  ff.,  §  347  und  die  Ver- 
tiandliuigeu  d.  Ver.  f.  Socialp,  1882,  wo  diese  t1iat«8chUche  Ueberlegenbeit  dn 


Digitized  by  Google 


Abschn.  IL  %  7a  Ords^ter ;  WurtlacluiftUclte,  sociale  etc.  Gerichtspnnkte.  395 

seinem  Umfang  dem  Inhaber  eine  besondere  XötMgung  zu  einer 
intensiveren  Wirthschaftsweise  nicht  auferlegt,  wo  gar  grosse  Land- 
Bächen  bei  solcher  Sachlage  landwirthschaftlich  unbenutzt  bleiben, 
weil  die  möglicherweise  zu  entziehenden  Boden  -  Erträgnisse  für 
den  Besitzer  bedeutungslos  erscheinen  (Widmung  der  Lftndereieu 
engüsoher  und  schottischer  Landlords  zu  ausgedehnten  Jagdgrflnden), 
wfilirend.  auf  eben  r. diesen  Flftehen  eine  zahlreiche  BoTölkerung 
durch  fleissige  Arbeit  sich  Unterhalt  zu  verschaffen  und  darüber 
hinaus  Werthe  fOr  die  YolkswiiÜischafk  zu  erzeugen  TennOehte, 
oder  wo  umgekehrjk  aus  speculativen  GrOnden  der  Grossbesitz  in 
kleinste  Betriebsflachen  zerlegt  wird  mit  allen  den  Nachtheilen, 
>Nrelche  dem  ausgebildeten  Parcellenpatehtwesen  anhaften  (siehe  §  34), 
wird  gerade  auch  eine  die  Froductionaracksichten  in  den  Vordergrund 
stellende  Würdigung  der  verschiedenerlei  Grössenarten  dos  Grund* 
besitzes  das  Ueberwiegen  der  grossen  Güter  .als  einen  volkswirth* 
schaftlichen  Nachtheil  erkennen  mflssen 

4.  Nun  sind  es  aber  vor  Allem  aucli  sociale  und  allgemein 
politisclip  Gresichtspunkte ,  welche  neben  jenen,  die  auf  dem 
Gebiet  der  Productionsinteressen  liegen,  für  die  Entscheidung  der 
Frage  nach  der  besten  Grundbesitzvertheilung  ganz  besondere  Be- 
rücksichtigung erheischen,  wobei  im  Wesentlichen  auf  die  Aus- 
fuhrungen zu  verweisen  Ist,  die  die  Bedeutung  eines  sielbstständigen 
Bauemstandes,  d.  h.  einer  zahlreichen  Klasse  von  Besitzern 
mittlerer  und  kleinerer  landwirthschaftlicher  Anwesen  zu  erweisen 
versuchten  (S.  57).  Das  politisch -consen  ative  Element,  dosson 
Träger  Hunderttausende  von  Angehörigen  des  Bauemstandes  sind, 


Klein-  über  die  Grosscwltur  melirtach  (so  iiamentlicli  von  Tin I  i  ausdrikklicli  be- 
stätigt mrd;  wie  übrigens  schon  im  Anfang  des  Jahrhunderts  Ä.  Thaer  behauptet 
hat,  desseu  der  Mobilinirung  grundsätzlich  tVeundliche  Stellungnahme  mit  dieser 
•einer  Aniicht  nuaiDmeiiMiigt 

*1  Sololic  Verhältnisse  sich  vim i,a'<ri'ii\värtigeud  schreibt,  wie  v.  Miaskowski, 
mittheilt  (a.  a.  ü.,  S,  21),  Minister  Frhr.  v.  Stein:  „Verderblicher  uoch  als  imbe- 
gränzte  Tlieilbarkeit  des  Kigenthtims  ist  dessen  Anhinfun^  in  übennass^n  Ifassen, 
die  vou  wenigen  Reichen  besessen  werden";  wie  neuerdings  Sombart  darauf  auf- 
merksam macht,  dass  in  den  6  östlichen  ProvinsKeu  der  Freuss.  Monarchie  ein  ver- 
hältnissmässig  grosser  Theil  des  Landes  theÜs  beweidet  ward,  theils  brach  liegt,  weil 
man  den  Mangel  an  Arbeltakriflflo  nichl  darch  arbeitsparende  oder  kapitalbean- 
spinicheude  Eiurichtungen  zu  ersotzen  vermag;  und  dass  hierin  der  Hanpt^•nln(^ 
liegt,  „wanmi  es  mit  der  Laudwinluschalt  im  Ostt'u  heute  so  traurig  aussielit  umi 
tvarum  in  ganzen  Kreisen  Gut  bei  Gut  zu  verkaufen  steht."  Und  uach  Walckci 
(a.  a.  O.,  §  57,  Anm.  8)  soll  Schottlaml  durcli  den  iibcrtricljenen  Wildstand  jälulit  li 
mittelbar  rund  6  Mill.  Pfd.  Rind-  und  Hnmmeltieisch  verlieren,  die  producirt  werdeu 
kitamten. 
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beschränkt  sich  in  den  Ländern  des  ausgesprochenen  Grossbesitees 
auf  die  verhältinssmftBsig  geringe  Anzahl  der  Inhaber  der  letzteren, 
wahrend  im  üebrigen  die  Bevölkerung  des  flachen  Landes  meist 
aus  besitzlosen  Tagelöhnern  sieh  zusammensetzt,  die,  mag  immerhin 
ihre  Lebenshaltimg  eine  bessere  als  die  der  Arbeiter  in  den  Städten 
sein,  dach  soeial  ebenso  abhängig  und  politisch  ebenso  unsuTor- 
lässig  sind,  als  den  selbstständigen  Inhabern  bäuerlicher  Stellen 
in  beiden  Beziehungen  Unabhängigkeit  und  Zuverlässigkeit  im 
Grossen  und  Ganzen  wohl  zugesprochen  werden  darf.  Zwischen 
dem  Grossbesitz  und  den  zur  Bewirthschaffcung  jener  Ländereien 
beschäftigten  „Häuslern"  besteht  social  und  wirthschaftlich  eine 
unüberbräckbare  Kluft,  die  leicht  auf  der  einen  Seite  Ueberbebungt 
auf  der  anderen  Seite  Verdrossenheit  und  Erbitterung  im  Gefolge 
hat,  also  ganz  jene  Stimmungen  erzeugt,  von  welchen  das  städtische 
Proletariat  mehr  und  mehr  erfOllt  ist  Wie  in  Gegenden  mit  solcher 
Besitzvertheilung  ein  irgend  gedeihliches  Gemeindelebeii  sich  ent- 
wickeln könnte,  ist  schwer  zu  sagen.  Dabei  kann  die  lose  Ver- 
knüpfunf>:  der  besitzlosen  Tagolöhner  mit  der  Heimath,  in  der  ihnon 
der  Kiwt  rl»  selbst  eines  bescheidenen  Grundbesitzes  thatsäelilirli 
verschlossen  bleibt,  nur  auf  so  lange  ohne  weitere  Folge  für  dii* 
wirthschaftlichen  Beziehungen  zwischen  ihnen  und  dem  Gutsherrn 
bleiben,  als  die  bestehenden  Gesetze  und  ein  strenger  Gutsberr- 
lichkeitsverband  den  belie])igeii  Ortswechsel  erschweren  oder  ganz 
unmöglich  nuielien;  mit  der  Lösunu  dieses  Verbands  und  der  Ein- 
räuraung  socialer  Freiheitsreclite  an  alle  StaatsangehörioMii  ohne 
Unterschied  des  Standes,  mit  der  gesetzlichen  Anerkennung  ins- 
besondere des  Grundsatzes  der  Freizügigkeit  und  der  Nieder- 
lassungsfreiheit, führt  aber  jene  lose  Verknüpfung  mit  Sicherheit 
in  zahllosen  Fällen  zum  Bruch  mit  den  wirthschaftlichen  Be- 
ziehungen, sobald  die  Möglichkeit  eines  besseren  Fortkommens  an 
anderen  Orten  thatsächlich  eröffnet  ist  oder  auch  nur  gemuth- 
maasst  wird.  Desshalb  ist  für  die  Länder  des  vorherrschenden 
Grossbesitzes  das  Wegströmen  der  kleinen  Bewohner  des  flachen 
Landes  und  dessen  wachsende  Entvölkerung  ebenso  charakteristisch, 
wie  in  Gegenden  mit  starker  Besitzzerstückelung  die  entgegen* 
gesetzte  Erscheinung  der  Sesshaftigkeit,  ja  einer  oft  wirthschaft- 
lich unberechtigten  „SchoUenkleberei*'.  Je  mehr  aber  jener  Ent- 
völkerungsproeess  fortschreiteti  um  so  unhaltbarer  wird  die  Lage 
fflr  den  Grossbesitz  selber,  weil  er  immer  weniger  Ober  das  er- 
forderliehe Haass  von  dienenden  Arbeitskräften  verfügt;  um  so 
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mohr  wird  er  im  Widerdruck  mit  dem  Gang  der  wirthschafl- 
liclien  Entwickelung  zu  eiteusivstor  BodenbesteUimg  genöthigt; 
uin  so  grösser  mUsseii  die  Bodenflächen  werden,  die  wegen  der 
Unmöglichkeit  ausreichender  Bearbeitimg  verwahrlosen  oder  in 
unproductiTer  Weise  liegen  bleiben;  ein  Zustand,  den  allenfalls 
die  grOssten  mid  reichsten  Besitzer  zu  ertragen  vermögen,  unter 
dem  die  anderen  aber  ihrem  wirthschaftlichen  Verfall  mit  Noth- 
wendigkeit  entgegengehen  mflssen,  beides  ztmi  Sehaden  der  Volks- 
wirthschaft  im  Ganzen.  Eine  LOsung  dieser  Schwierigkeiten  kann 
nur  von  Maassnahmen  erwartet  werden,  welche  auf  die  Ermögliehung 
des  Grunderwerbs  durch  die  kleinen  Leute  imd  damit  auf  die  allmäh- 
liche Schaffung  eines  selbststftndigen  kleinen  und  mittleren  Bauem- 
standes neben  dem  Grossbesitz  abzielen,  d.  h.  die  innere  Oolo- 
nisatlon  dieser  Lftndergebiete  neu  in  Angriff  nehmen  (§  89  ff.). 
Insoweit  die  Schwierigkeiten  fQr  solche  Neubildungen  in  der  fidei- 
commissarischen  Gebundenheit  des  Grossgrundbesitzes  benihen, 
ist  daher  auf  deren  Lockenin^  (§  78  ff,);  insoweit  sie  aber  auf 
dem  Gebiet  der  Mittelbeschailuii^  der  kleinen  Leute  für  den  Er- 
werb von  Gnindeigenthum  liegen,  ist  auf  solche  Rechtsfüimen  tler 
Eigentbumsübertragungen  (Rentengüter)  abzuheben,  welche  auch 
den  Mittenosen  oder  wenig  Bemittelten  die  Abzahlung  der  einge- 
gangenen Kautschuld  erleichtem  (g  91). 

Die  AiiBwaudtu'uug  hat  betrag««  in  l'roceutzahlen  auf  1000  Einwohuer: 

1885  1886  1887  1888 

in  Westprennen  .   .   .   6.97  6,21  6,90  8,96 

in  Pommern    ....    7,56  4,39  4,67  4,80 

in  l'useu  5,70  :i,92  5,40  7,24 

bei  filier  durchschiuUUcheii  Hev()lkenuij;s/.iiUl  von  ÖO  -60  E.  auf  th.'v  Quadrat- 
kilometer, dagegiMi  in  dein  dichtbevölkerten  Sachseu  (212,2  £.  ant  1  (^kui>  in  deu 
genaamten  Jahren  nar  0,91;  0,75;  0,76;  0,72;  in  Baden  (106,2  E.  auf  1  qkm)  nur 
2,17;  1,77;  2,42;  2,41;  in  Württemberg  (102,3  E.  auf  1  nnr  2.56:  1.86: 

8,03;  3,23.  Dangen  wieder  iu  Mecklenburg -Strelita  \ß3fi  E.  auf  1  qkmj  3,97; 
1,57;  1,59;  2,45.  —  Ein  liekfuinter  Parlamentarier  nnd  Grossfpmndbeaiteer  Frei- 
lierr  v.  Erf fa-"\Vernbur;r  in  seinem  Riferat:  „ AuBwanderungsfrage"  (Deut- 
scher Laudwirthschaftsrath,  1883,  S.  485  tf.)  fuhrt  an,  dass  im  Jahre  1881  West- 
prenssen,  Pommern,  Posen  und  Mecklenburg  76000,  d.  h.  mehr  als  die  Hälfte  aller 
aus  dem  Preuss.  Staat  und  über  ein  Drittel  HämmtUcher  ana  dem  Deutschen  Reich 
Ausgewanderten  gestellt  haben.  „Der  jährliche  Bevölkerungsverlu.st  dieser  Provinzen 
betrüg  Stil  1(J  Jahren  auf  KKK)  Eiuwuhuor  2,7;  5,6;  4,3;  4,7 7o-  ^^^^  Zufall 
oder  hängt  dies  nicht  mit  der  absoluten  ßesitzloBigkeit  des  landwirthschaftlichen 
Arbeiters  des  Ostens  nnd  Nordens  Deiitnchlands  zusammen*!'  Nicht  der  Imlie 
Lohn,  uicht  der  Mehrverdienst  ist  es,  dem  diese  Auswamderer  naclyageu,  deuu  jene 
Provüisen  besalilen  theilweise  Naturallöhne,  welche  die  Oeldlöhne  des  Westens 
Übersteigen  viehnelir  erstreben  sie  den  Knverb  einer  eigenen  Scliolle.  einer 
eigenen  Heimath  im  engsten  .Sinn  des  Worts,  Kein  Trieb  der  menschlichen  Natur 
Ist  bereehtigler  imd  sittUeber  als  diese  Liebe  cum  eigenen  Herd!'^  -  -  AehnUcb 
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Schulun;ichpr-Zii rclilin  im  V.  Congress  cUmtsclicr  Landwirthe,  Verliandl.  S.  138  ff.; 
in  Mecklenburg  konuaen  in  den  ritterschaitlichen  Landestheileu,  wo  nur  wenige 
bäuerliche  F^mdlien  wohnen  (etwa  1900),  von  1864—1871  im  Barchflchnitt  auf 
82  Seelen  ein  AuswanrL  rnr.  im  Domanium  dapjTfrpn  auf  221  erst  rinrr:  „überall 
Allt  die  Auswanderung  jnit  der  grösseren  Auxahl  kleiner  QrundbeäitKe".  —  Wenn 
Dt.  Kapp  den  Kapltalwenrth  des  ^usehien  auswandernden  Arbeiters  auf  durch- 
schnittlich  1500  M.  berechnet  —  welche  enormen  Siimnien  intgelun  in  Folge  un- 
gesunder Grundbesitzvertheilung  der  heimischen  Yolkswirthscliait,  zumal  in  der 
Regel  die  Leute  im  kräftigsten  Alter,  überhaupt  die  Befahigsten,  üntemehmendsien 
den  Wanderstab  m  ergreifen  pflegen!  Vgl.  übrigens  hierzu  auch  die  späteren 
Ausführimgen  in  Kap.  V,  §  95  und  §  97,  wohin  auch  weitere  statistische  Xachweise 
über  den  Verlust  einzelner  Staatsgebietstheile  durch  Abwanderung  verwiesen  sind, 

.§  71.  Latifundienbesitz  und  Ab sentiismuB; 
abBchliessendes  UrtheiP)* 

1.  Wenn  die  vorbezeichneten  Nachtheile  des  Grossgrundbesitzes 
da  zurücktreten,  wo  er  gemischt  mit  bäuerlichen  Betrieben  vor- 
komint,  ja  wenn  sein  Vorhandensein  in  diesem  Fall  als  Mittel- 
punkte hoi'listeliender  lietriebstechnik  niitzlieh  anregend  auf  die 
bäuerlichen  Wirthschaften  einzuwirken  vermag,  so  darf  man  sich 
doch  die  Gefahr  nicht  verhehlen,  die  orerade  für  den  Bauonistünd 
aus  der  Nachbarschaft  eines  übermächtitjen  Grossornndbesitzes  durch 
die  diesem  innewohnende  Aufsausfunaskraft  erwacliseu  kann 
und  vielfach  erwachsen  ist.  Je  gewaltiger  in  der  Hand  Einzelner 
der  Gnuidbesitz  des  Landes  sich  zusammenhäuft,  um  so  stärker 
ist  die  VerBuchung,  ihn  immer  weiter  auszudehnen,  und  je  kapital- 
kräftiger die  Grossgrundbesitzer  sind,  um  so  leichter  wird  es  ihnen 
werden,  zumal  in  kritischen  Zeiten,  in  denen  die  Widerstands- 
fäliigkeit  der  bäuerlichen  Bevölkenrng  auf  ein  Minimum  heninter- 
sinkt,  ihre  auf  weitere  Verniehnmg  des  Besitzes  gerichteten  Ab- 
sichten zu  Yerwirklichen.  Die  durch  das  Vorhandensein  übergrosser 
Landbesitzungen  ohnehin  beeinträchtigte  Hannonie  der  Besitzver- 
theilung  wird  dann  leicht  im  Fortgang  dieses  Processes  zu  einer 
immer  weniger  günstigen  sich  gestalten,  ja  die  Möglichkeit  ist 
nicht  ausgeschlossen,  dass  bei  freiem GewShrenlassen Latifundien* 
bil  düngen  entstehen  und  dieser  Vorgang  zum  Stillstand  erst  dann 
kommen  wird,  wenn  der  letzte  Best  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
verschwunden  ist 

Der  Beweis  daftlr,  dass  diese  Gefahr  keine  bloss  theoretische 
ist,  braucht  nicht  erst  durch  Zurückgreifen  auf  die  Geschichte  des 

Vgl.  7.U  den  nachstcliondrn  AiistiilirungTii  anrli  v.  d.  (»o!t7. ,  Bodeuturüj 
der  Latüundicnvvirthschafteu,  in  der  1).  Kevue,  1881,  Heft  1,  und  Walcker,  a.  a.  0., 
II.  Bd.,  §  66  ir. 
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alten  Born  erbracht  m  werden,  in  welehem  nach  dem  bekannten 
Ausspruch  von  Plinins:  „latifundia  perdidere  Italiam,  iam  vero 
et  proTincias";  die  italienische  und  englische  Agrargeschichte  und  die 
j&rundbesitzTerh&ltnisse  des  preussischen  Osten,  femer  in  Mecklen- 
burg, einzelnen  OesterreicMschen  Provinzen,  ja  selbst  in  einzelnen 
süddeutschen  (regenden  erweist  nur  zu  deutlich,  dass  die  „Agglo- 
merationstendenz** des  Grossgrundbesitzes  jeder  Zeit  sich  be- 
merklich gemacht  hat  und  unter  für  solche  Tendenzen  einigermaassen 
günstigen  Zeitumständen  in  mehr  oder  minder  grossem  Umfang 
den  mittleren  und  kleineren  Grundbesitz  aufzusaugen  vermochte. 
Abgesehen  von  dem  „Legen"  der  Bauerngüter  in  früherer  Zeit 
(§  18)  hat  eine  solche  Aufsaugung  in  nicht  unbeträchtlichem 
Maasse  in  der  ersten  Häfte  dieses  Jal  i  Iniuderts  in  Folge  der 
Lasteiiablösuug  stattgefunden,  ja  es  dauert  dieser  Process  auch 
jetzt  noch,  wenn  auch  in  gemindcrtom  Maasse,  an  einzelnen  Punkten 
fort,  wie  verschiedene  Einzelbeobachtungeu  darthun,  wenn  auch 
die  Statistik  über  diese  Vorgänge  bis  jetzt  nur  ungenügenden  Auf- 
scbluss  zu  ertheilen  vermag. 

'  1.  Nach  V.  d.  Cioltz  ist  untvr  Latifundienbesitz  ^derjenige  Zustand  der 
Vertlu'iliuif^  des  (irundeigeiithums  auzusehrti,  bei  welchem  der  bei  weitem  grösste 
Thcil  des  landwirthschaftJirh  benntztrn  Bodens  in  den  Händen  einer  ^ringen  Zalil 
von  Personen  sich  befindet,  während  der  bäuerliche  und  kleine  iirundbesitz  vt)u 
Umfang  und  Bedentnuf^  kaum  melur  in  Belracht  kommt".  Also  wenn,  wie  PI  in  ins 
berichtet,  „sex  domini  scmisscm  AfiicH''  pfi^sid'-Tninf "  oder  wenn  drei  Viertel  des 
schottischen  Grund  und  Boden  beiläuti|;  ti<X>  UlXi  Familien  gehört,  {iiielie  unten 
§  74,  Ziffer  7.)  Im  alten  Rom  dauerte,  aller  afrariscken  Landgiesetae  unge* 
acbtf't.  der  älteren  licinischeu  Gesetze  (377)  und  der  fusit/o  des  Tiberius 
Gracchus  und  des  C^jus  Gracchus  (621  p.  u.  c.)  —  ununterbrochen  iu  den  einzelnen 
rdchen  AdelgfamiHen  das  Wachsthnm  des  DomanialliesitKes  ibrt  und  immer  mehr 
wurden  die  kleinen  Grundeipenthiimer  aus{j;ekauft  oder  ausgewuchert,  so  dass  der 
Volkstribnn  Lncius  Philippus,  welcher  um  das  Jahr  100  v.  Chr.  eine  Vertheilun«;: 
des  Staatslaudes  beanträfrte,  in  öffentlicher  Rede  aussprechen  konnte,  dass  im 
römischen  Staat  nicht  2000  Menschen  seien,  welche  Grundeij^enthum  besässen. 
{Siehe  Hildebrandt.  THe  sricialf  Frajre  der  Vertheilung'  des  Grundeijrenthums  im 
klajisischeu  Alterthum,  in  d.  Jalirb.  f.  Nationalökonomie.  Jahrg^.  1869,  S.  1  ff.  uud 
139 ff.)  Hildebrand  schliesst  seine  Betrachtungen  mit  dem  Satz,  daS8  „aus  der 
^ranzen  AprrarjrPi^cliiclitc  des  kbiNsisclicn  Altcrthums  sicli  dif  inhaltschwere  Tliat- 
sache  ergiebt,  dass  zwar  alle  Gesetzgeber  uud  iStaatsorduer  der  alten  Welt  einen 
nttssigen  Umfanisr  des  Friratgrandhesitzes  der  ehixelnen  Bürger  ersfarebt  haben,  um 
womöglich  alle  Familien  an  den  SpirmnipoTi  (1<>^  (irtiiideigenthums  Theil  m  liuu  n  zu 
lassen,  dass  aber  in  allen  Staaten  des  Alterthiuus  die  grössere  Unabhängigkeit  der 
Grandbesitzer  von  der  Staatsgrewali  nach  und  nach  zur  CentraUsiruug  und  Mono- 
polisirung  des  Grundeigenthums  geführt  hat  und  die  alte  Welt  Ciodlich  mit  und  an 
dieser  Monopolisirung  zu  Grunde  gegangen  ist". 

2.  Latifundien  besitz  und  Latifundien  wirthschaft  sind  übrigens  wolü  zu 
trenneude  Begriffe:  die  letztere  spielte,  wie  Conrad  betont,  „im  römischen  Alter- 
th'um  eine  torvorragende  Rolle  in  den  grossen  Sklavenwiitlischaften,  durch  welche 
in  80  verhängnissvoller  Weise  der  kleine  Landwirth  vt  rdvänfrt  wurde;  entwickelte 
sich  am  Ende  des  JSlittelalters  uud  in  Beginn  der  neuereu  Zeit  iu  Spauieu  auf 
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Gruud  der  Mesta- Berech rigriiii^rn  in  grossen  Weide w irthschatten ;  trat  im  vorigen 
Jahrhundert  iu  Schottland  hervor,  wo  die  JSchalheerdea  den  kleineu  Farmer  ver- 
trieben, zeigt  sieb  nenerdings  in  Australien  und  Sfidamerika  und  gleiebfidls  in 
den  vereinigten  Staaten  in  den  weizenbebauenden  Farmen";  wogegen  in  Eng- 
land bei  zweifellosem  Latifundien  besitz  keine  Lati^dieuwirthschaften 
«xistiren,  „das  Land  vielmehr  in  England  nnd  Wales  in  sehr  wohl  arrondtrten 
Farmen  von  massiger  Grösse,  in  Irland  sogar  in  einer  Unmasse  kleiner  Parcellen 
bewirthschaftet  wird"  (Conrad,  Agraratatistisohe  Untersuchungen,  iu  Jahrb.  für 
Nationalökonomen,  16.  Bd.,  S.  126  ff.). 

3.  lieber  Erweiterung  des  Grossgrundbesitaes  an  Ungunsten  des  Bauem- 
landes  IcömiMi  folgende  beispielsweise  Angaben  gemacht  weiden: 

Nach  V.  Miaskowski  (a.  a.  0„  S.  143 ff.)  ist  von  der  den  ehemals  Be- 
rechtigten iu  l'reusseu  gegebenen  Abliudungssiunme  ein  nOicht  geringer  Theil 
aar  Yergrösseruug  von  Bittergütem  verwendet  worden"  (wie  dies  des  Verfassers 
Handlmeh  des  Bad.  Landwirtbsehaftsrechts,  1887,  S.  31  auch  für  Baden  bestätigt, 
namentlich  in  Ans*'hiing  der  Vermehrung  des  kirchlichen  Besitzes);   wird  „im 
Osten  Schleswig-Holsteins  der  Bauemstand  durch  den  Grossgrundeigenthümer 
aorüokgedrftngt" ;  wnrde  in  den  debenaiger  Jahren  für  die  Provina  Frenssen  im 
Abgeordnetenhall-    n  nnentlich  für  die  Kreise  Löben  und  Marienbnrfr.  fe'^tgestellt, 
„dass  die  kleineren  und  mittleren  Besitzungen  immer  meiir  verschwindeu  und  die 
Bildung  Ton  Latifundien  in  einer  Bedenken  erregenden  Weise  fort* 
schreite";  sollen  in  Srhlesieu  in  der  Zeit  zwischen  1850/88  4923  Bauerngüter 
mit  einem  Areal  von  194805  ha  verschwunden  (S.  154)  nnd  in  der  Provinz  Posen 
im  Laute  dieses  Jahrhunderts  2832  Bauernhöfe  mit  zusammen  178233  Morgen,  im 
brandenburgischen  Kr.  Preuzlau  75*/»  «nd  im  Kreise  Soldin  60%  der  Bauerngüter 
in  den  Besitz  von  Ritter  nit-^hegitzern  icekommen  sein;  haben  in  der  Periode  IBIR  .öP 
in  Preussen  die  üpaiiniain^en  bäuerlichen  Nahrungen  an  Umfang  rund  2UÜ0ÜU0 
Morgen  oder  rund  6  7o  ""d  bis  1867  um  rund  87o  der  Flache  eingebüsst 
(S.  152/153);  dehnt  sich  im  badischen  Oberland   der  Grnssgmndbesitz  der 
Fürstenbergischen  Staudesherrschaft   durch  zahlreiche  Aufkaufe  von  Hofgüteni 
behnfs  Arrondirung  des  exsterer  gehörigen  Waldareals  immer  mehr  ans  (S.  146) 
(auf  letzterer  Thatsache  und  die  darnns  nnter  Uinstandeu  erwaclisenden  Cefaliren, 
insbesondere  für  die  Erhaltaug  der  finanziellen  uud  politischeu  SelbststÄiidigkeit 
der  bei  solchen  Aufkäufen  besonders  in  Betracht  kommenden  Gemeinden  hat  auch 
die  badi seile  Enquete  von   1883,   TV.  Bd.,   .S.  28,   hin jje wiesen);  und  hiihen 
weiterliiu  die  Fortdauer  der  AufsHu<rnii<ri>teiideiizeji  auch  die  vom  Verein  tür  Social- 
poHtik  veranstalteten  „Krhebuugeu  über  die  Lage  dw  bftuerlichen  Bevölkerung" 
für  bestimmt«  Gegenden,  insbesondere  wieder  für  die  östlichen  preussischen 
Provinzen  ansdrii<  k!i- Ii  In  stätigt  (Bd.  II,  5>.  286  und  321).      Auch  in  Knglaud 
ist  noch  iu  diesem  iaiirluuidert  mit  einem  Theil  des  mittleren  und  kleineren  länd- 
lichen Eigenthums  aufgerilumt  worden,  wie  die  neueste  eii{):lisclie  Agrareuqnete  von 
1879/82  Ix  stätifTt  hat.  so  namentlieh  für  Cumberland,  Westnioreland   nnd  Wales. 
Von  dem  Orundeigenthum  des  Earl  of  Bective  mit  25000  Acres  wiid  beibpielsweis« 
erwihnt,  dass  es  zum  grossen  Thdl  aus  in  neuerer  Zeit  allmählich  gekauften 
kleinen  Baueruli '  fi n  li  -  telie.       Waleker  fa.  a.  <>..  ?J  57)  leitet  die  Latifundien- 
bilduug  in  GrosabritHunieu  neben  der  rechtswidrigen  Legung  der  Bauemhöte  auch 
ans  „Yerschleudernngen  der  Domänen  nnd  KlostergUter  an  unwürdige  Günstlinge 
der  Tudors  und  Stuarts'^  her  und  weist  darauf  Inn,  dass  „die  wcniijstens  ftuTiH 
Unsicherheit  der  Besitxtitel  der  englischen,  schottischeu  uud  irischen  Landgüter  und 
die  enomum  Kosten  nnd  WeitUnngkintett  des  Kaufs  odnr  Teikauft  Ton  Land  wie 
du  Schntsoll  fnr  die  LatUundien**  wirken  müsse. 

4.  Einen  Versu(;h ,  der  Aufsaugung  des  mittleren  Grundbesitzes  durch  den 
Grossg-rundbesitz  zu  begegnen,  hat  das  Oesterr.  Anerbrnrechtsgesetz  vom 
1.  August  1889  gemacht,  indem  es  in  Art.  lü  der  Landes^resetz^ebung  die  Ei-laä.sung 
von  Bestimmungen  gestattet,  inhaltlich  deren  laudwirtlisi  haftliche  Anwesen  mittlerer 
Grrvssr  von  I'ersoneii.  „in  deren  Eigenthum  solche  Hiife  ihIcv  '„Tössert«  land- 
wirthsehaltliehe  iiesitzuugeu  bereite  stehen,  gar  nicht  oder  nur  unter  be- 
stimmten Voraussetaungen  oder  BesdlirMukungen  erworben  werden  sollen*'. 
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2.  Absentiismus.  Alle  dieae  mOgliehenreise  an  das  Vor- 
bandensein  eines  ausschliesslich  oder  vorwiegend  aiiflaretenden 
G^rossgrondbesitzthums  sich  knflpfenden  Nachtheile  in  politischer, 
wirtiischaflilicher  und  socialer  Hinsicht  werden  noch  Tersch&rft, 
wenn  gewohnheitsm&ssig  die  Eigenthtbner  dieser  G-utshensehaften 
in  regelmässiger  Abwesenheit  von  ihren  Gütern  deren  Ver- 
waltung und  Leitung  dritten  Personen  Üheilassen  ( Absen- 
tiis mus).  Dieser  Znstand  wird  zu  einem  besonders  schlimmen 
sich  dann  gestalten,  wenn  er  mit  dem  Parcellenpachtsystem 
Hand  in  Hand  geht,  und  demnach  das  Schicksal  dieser  Parcellen- 
pfichter  im  Wesentlichen  Ton  dem  mehr  oder  minder  guten  Willen 
^  der  eingestellten  Administratoren  oder  Oberpächter  abhängt  (S.186  flf.), 
minder  schlimm,  wenn  die  Einzelgüter  durch  eij^ene  Beamte  ver- 
waltet oder  wenn  sie  alf<  solche  in  Grosspaeht  gegeben  werden* 
In  diesen  Füllen  eines  regelmässigen  Abseutiismus  tritt  der  Gross- 
grundbesitzer  aus  dem  Kreise  der  ihm  von  Xatur  zugewiesenen 
Benifspflichten  heraus  und  wird  zum  reinen  Kentenbezieher:  der 
Grund  und  Boilcii.  statt  ein  Substrat  der  unmittelbaren  Ik'thütii^uug 
des  Besitzers  zu  sein,  gewinnt  die  Natur  eines  Anlau^ekapitals, 
dessen Eigenthiimer  die  socialen  und  wirthschattlicheu  Anknüpfungs- 
pimkte  mit  der  ländlichen  Bevdlkemng  seines  Herrschaftsbezirkes 
verliert:   die  Entfremdunp:  von  den  unmittelbartMi  Wirthschafts- 
interesseii  der  in  Abhängigkeit  von  dem  Grosscrundbesitz  stellenden 
Landbewohner  verleitet  zur  Gewährung  immer  grösserer  Befugnisse 
an  das  mit  der  Verwaltung  der  Güter  betraute  Beamtenthiun, 
dessen  selbstständige  Stellung  nur  zu  häufig  in  rücksichtsloser 
Ausnützung  der  herrschaftlichen  Interessen  gegrnri})er  den  auf  den 
Gütern  beschäftigten  Arbeitern  oder  den  als  PiUliter  thätigen  Be- 
rufslandwirthon  zu  Tage  tritt,  wobei  Uebergriffe  und  Piigenmächtig- 
keiten  selbst  schreiendster  Art,  weil  sie  das  Ohr  des  Gutsherrn 
nicht  oder  nur  selten  erreichen,  immer  fester  mit  dem  Yerwaltungs- 
system  als  solchem  Tonrurzeln.  Kommt  gar  hinzu,  dass  die  Land- 
besitzer ihr  Benten- Einkommen  aus  dem  Grundbesitz  ausserhalb 
Landes  aufzehren,  also  jahrein  jahraus  grosse  Kapitalien  der 
heimischen  Yolkswirthschaft  entziehen,  so  kann  man  nicht  leicht 
eine  Yerwerthung  ererbten  oder  sonst  erworbenen  Grundbesitzes 
sich  Torstellen,  die  mehr  dem  socialen  Pflichtenkreis,  in  welchem 
sich  die  Angeh5rigen  des  Grossgrundbesitzes  vor  Allem  bewegen 
sollten,  widerstreitet,  als  eben  diese.   Bas  classische  Land  fOr 
den  Absentiismus  in  dieser  beklagenswerthen  Gestalt  ist  Irland, 
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dessen  ohnehin  unglückliche  agiarische  Verhältnisse  durch  ihn  eine 
besondere  Schärfe  gewonnen  haben;  er  ist  aber  überall,  wo  der 
Grossgrundbesitz  zu  Latifundien  sich  erweitert,  überhaupt  kaum 
ganz  zu  umgehen  und  tritt  daher  da,  wo  solche  Latifiindiea- 
besitzungen  sich  ausgebildet  haben,  also  auch  auf  dem  Continent, 
neuerdings  auch  in  wachsenden  Maasse  in  den  Tereinigten  Staaten 
zu  Tage.  Es  darf  als  ein  besonderer  Vorzug  des  deutschen  (theil- 
weise  auch  des  englischen  und  schottischen)  Grossgrundbesitzes 
angesehen  werden,  dass  dessen  Träger  im  Grossen  und  Ganzen 
es  als  eine  ehrenTolle  Standesobliegenheit  nicht  bloss,  sondern  als 
eine  gerne  geübte  Besch&ftigung  ansehen,  der  unmittelbaren  Ver* 
waltung  und  Leitung  ihrer  Gutscomplexe  sich  hinzugeben  und  dass 
es  hier  meist  Gründe  zwingender  Art  sind  (Verwendung  im  Öffent- 
lichen Dienst  oder  im  Heere)  welche  kürzere  oder  längere  Zeit 
den  Absentiismus  erzeugen;  auch  da,  wo  die  Güter  durch  dritte 
Personen  administrirt  oder  s^anz  oder  zum  Theil  in  Pacht  aussre- 
geben  werden ,  ist  es  doch  immer  noch  festG^ehaltene  Sitte ,  dass 
die  Besitzer  zeibveiligen  Aufenthalt  auf  dem  Lande  nehmen,  wobei 
dann  die  persönlichen  Beziehungen  mit  der  eingesessenen  Land- 
bevölkemno"  und  ihren  Interessen  niemals  ganz  verloren  gehen. 
Tnd  hiermit  steht  es  wohl  auch  im  Zusammenhang,  das  wälirend 
die  Berechtigung  des  Grossgnmdhesitzcs  da,  wo  dessen  Vertreter 
den  Grund  und  Boden  lediglich  als  Rentenquelle  kapitalistisch 
ausbeuten,  dem  Reclitsbewusstsein  weiterer  Kreise  ernstlieli  frag- 
würdig erscheint  (Boden -Verstaatlichungs  -  Bewegung  in  i^igland 
und  Amerika,  §  40  ff.),  in  Deutschland  Tendenzen,  welche  unmittel- 
bar gegen  die  Existeiiz  des  Grossgnmdbesitzes  in  seiner  Gesammt- 
heit  gerichtet  wären,  ausserhalb  des  socialdemokratischen  Gedanken- 
kreises, doch  nur  vereinzelt  bis  jetzt  hervorgetreten  sind.  Wohl 
aber  darf  die  Entwickelung,  welcher  die  agrarische  Bewegung  in 
den  genannten  Ländern  anscheinend  entgegentreibt  und  dürfen 
die  Gesetze,  welche  für  Irland  bereits  erlassen  sind  und  auf  eine 
Zertrümmerung  des  Latifundienbesitzes  der  englischen  Landlords 
auf  der  grünen  Insel  abzielen,  auch  für  die  continentalen  Ver- 
hältnisse eine  Mahnung  sei,  durch  eine  zieibewusste,  den  Bauem- 
stand kräftigende  Agrarpolitik  nicht  nur  weiteren  „Agglomerationen'* 
des  vorhandenen  Grossgnmdbesitzes  entgegen  zu  äreten,  sondern 
auch  die  allmähliche  Wiederabtrennung  einzelner  Gutscomplexe  und 
deren  Besetzung  mit  mittleren  und  kleineren  Wirthen  anzustreben 
.(§  89  ff.). 
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Anmoikiiup  a)  J.  Coiii  jul  nimmf  a«,  unter  Zupnmdelepiinp  der  Ang^aben 
von  Ellerholz,  Handbuch  des  Grundbesitzes  im  Deutöchuu  Keich  1875/Ö7),  das« 
in  BeutscUand  vm  Aen  Eigenthümern  grosser  Herrsehaltoi  (fiber  1000  hk)  nur 
18,5  Vo  dem  Absentiismns  hnldip<*n.  Die  S'elbstro  si  d  on /.  der  Gr;^  pii  auf  ihren 
Gütern  ist  im  Allgemeinen  bei  den  gvi manischeu  Völkern  mehr  entwickelt  als 
bei  den  romanischen,  nammtlich  den  Spaniern  und  Italienern  und  anch  in 
Frankreich,  .,\vo  seit  Richelieu  der  grosse  T'rnsrliw begannt  und  wo  vor  der 
Kevolution  kaum  ein  Zeluittheil  der  Gutsherren  aul'  dem  Lande  lebte ;  wo  es  damals 
dem  Edelmann  fiir  eine  Art  von  Exil  galt,  auf  seine  Güter  greschickt  zu  werden, 
und  anch  jetzt  ungemein  selten  ist,  dass  ein  gebildeter  und  wohlhabender  Mann 
seine  Güt^r  selbst  bpwirthsiliaftet«  oder  gar  fremde  in  Pacht  näbme^. .. .  (Koscher, 
a.  {u  O.,  §  öt>  uikI  Anin.  1 1  daselbst.) 

b)  Ueber  den  Latü'uudieubesitz  in  Urossbritauuieu  sagt  Nasse  (Agra- 
rische ttnd  landwirthsehafUiche  Zustande  in  England,  Schriften  d.  Y.  f.  Soc.  Pol., 

Bd.  XXVll,  S.  185):  „Die  iSchrifteii  dt  r  l  adiralcn  Landreformer  sind  voll  von  Be- 
legen der  Abhängigkeit,  in  welcher  in  Bezug  auf  die  Gestaltung  der  Wohnungs- 
verhältnisse, die  Wahl  der  Stötten  für  Erwerbsthätigkeit,  fiir  genieinsamen  Gottes- 
dienst etc.  »  in  «.Tosser  Theil  der  Engländer  sich  gegenüber  den  grossen  Gmnd- 
besitzem  bcfiinli  a  und  von  der  Willkühr,  inif  dn  diese  Abhängigkeil  mitunter  ans- 
geuützt  wird  '  .  .  .  AUc  Stände  „erhält  dtr  gnjiie  (»rundhen*  unter  seiner  Bot- 
missigkat;  der  oder  die  Pfarrer  sind  von  ihm  ernannt ,  die  Landwirthe  sitzen  auf 
seinen  Gütern,  so  laiifr»'  «•>  nun  <rffänt,  mit  kürzester  Küudi^'mii.'-srnst  iliros  Pacht- 
rechts.  Die  Handwerker  und  Krämer  des  Dorles  haben  von  ilim  ihre  Wohnungen 
nnd  Werlcstätten  gemiethet  nnd  können  in  ihren  ErwerbsverhSltnissen  von  ihm  «nfs 
Wc:-;rntlicbsti'  srnvidil  beeintrftchtigt  wie  "rofördort  wn-dPTi:  dip  Ar])('iter  haben  eben- 
falls Miethswohuungeu,  die  uacii  Bedürtniss  des  Guts  und  iu  der  Beschaffenheit, 
die  dem  Omndherm  passend  erscheint,  angelegt  werden.  In  weiten  Strecken  fishH 
es  den  Arbtitfru  an  der  Möglichkeit,  jemals  eine  Hütte  und  ein  Stück  Land  als 
Eigenthum  zu  erwerben.  Grosse  bewegliche  Vermiigen  etc.  rufen  auch  Ab- 
hängigkeitBveihftltiüBse  von  grosser  Schärfe  hervor,  nnd  in  der  Hegtii  werden  die 
englischen  Latifnndien  Avohl  mit  mehr  Pflichtgefühl  gegen  den  Nächsten  und  gegen 
das  gemeine  Wohl  verwaltet  als  anderes  Vermögen,  aber  diesem  haftet  nielit  so 
der  Charakter  der  Ausschliesslichkeit  an  wie  dem  grossen  Grundbesitz." 
Kiner  der  in  der  englischen  Agrarenquete  vernommenen  Assistant  commissioners  hat 
darauf  verwiesen,  dass  von  •?45  Kirchspielen  des  (istlichen  Not  t  inirliamshire 
nur  66  das  Glück  hatten,  einen  Husääsigcn  und  auf  seinem  Gut  wohniiatteu  grossen 
Grondeigenthümer  (resident  squire)  iu  ihrer  Mitte  zu  besitzen,  was  kein  Wunder 
i<t,  wenn,  wie  Xasse  hervorliebt,  von  4f)0  Peeros  und  Peerrsses  jeder  dnreh- 
sdinittiich  14330  acres  und  von  1288  audereu  grossen  Grundeigenthümeru  jeder 
durchschnittlich  6534  acres  in  England  nnd  Wales  besitxt.  „Es  mdchte  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  die  fnrfdanenido  f'oncentratinn  des  ländlichen  (irund- 
eigcnthums  gegenwärtig  auch  die  grossen  politischen  und  socialen  Yortheile,  welche 
ein  Stand  anf  dem  Land  ansässiger,  unabhängiger  und  sich  dem  Dienst  des  ^c- 
meinen  Wesens  widmender  grosser  (trnndeigenthümer  dem  englischen  (iemeinwesen 
bisher  gewährt  hat,  emstlich  getiihrdet  und  dazu  beiträgt,  das  ohnehin  rasch 
wachsende  1,'ebergewicht  der  stoffveredelnden  (lewerbe  und  des  Handels  über  die 
Landwirthschaft,  welches  in  ])olitischer  nnd  socialer  Beziehting  gewiss  nicht  olme 
Bedenken  ist,  weiter  zu  lordern"  (ebenda  187).  Wo  einmal  solche  Besitzverhältnisse, 
wie  in  (Trossbritauuieu,  sich  herausgebildet  haben,  würde  selbst  die  Pestsetzung 
eincN  ]>esitzmaximnms,  wie  es  s.  Z.  Graf  Soden  zur  Bekämpfung  der  Lati- 
fiindii  nbildung  vorgeschlagen  hat,  nichts  mehr  helfen,  weil  das  Mittel  viel  nt 
spät  käme. 

r)  Vgl.  hiczu  auch  A.  Wagner,  Grundlegung  253 1,  wo  gegenüber  dem 
Nachtlieile  des  Absentiismus  „eine  Intervcutiou  des  Staats  im  Gemeinschaftainteresse" 
als  gmndsätzlich  gerechtfertigl  dargestoUi  und  an  eine  Erschwerung  des  Absentiismus 
etwa  mittelst  einer  Besteuerung  des  ausserhalb  Landes  v^ehrten  Einkommens 
gedacht  wird. 
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3.  Das  Bxgebniss  dieser  Betrachtungen  kann  daher  da- 
hin zusammengefasst  werden,  dass  zwar  an  sich  das  Vorhandensein 
auch  grosser  Güter  volkswirthschaftlich  vortheilhaft  erscheint  und 
nur  jene  Häufung  desselben ,  die  ein  selbstständiges  Bauern- 
thum nieht  aufkommen  lässt»  als  nachtheilig  zu  erachten  ist;  und 
dass  in  dieser  Beschränkung  der  Orossgrundbesitz  um  so  mehr 
einem  wahrhaft  staatEchen  Interesse  dient,  je  mehr  er  den  mitt- 
lem und  kleinen  Gtltem  durch  musterhaften  Betrieb  ein  rflhmliches 
Beispiel  giebt  und  die  ihm  auf  dem  Gebiet  der  Produetionstechnik 
innewohnenden  Vorgänge  jederzeit  kräftig  zu  entfalten  und  in  den 
Dienst  des  echten  landwirtbschaftlichen  Fortschritte  zu  stellen  sich 
bemfiht;  je  mehr  er  überhaupt  in  allen  den  Grundbesitz  bewegen- 
den Lagen  sich  eins  weiss  mit  den  Interessen  auch  der  kleineren 
Grundbesitzer  und  die  Wahrung  gerade  auch  dieser  letzteren  als 
mne  sociale  Pflicht  erkennt  (Vergl.  auch  die  Ausführungen  auf 
S.  237.)  Die  politische  Bedeutung  eines  in  diesem  Sinne  wirken- 
den Grossgrundbesitzes  —  sei  er  nun  im  Eigenthum  adeliger  oder 
bürgerlicher  Familien  —  dessen  Träger  zugleich  an  dem  öffent- 
lichen Loben  wirksamen  Antheil  nehmen,  ist  so  anerkannt,  dass 
es  einer  begründenden  Ausfühnmo:  hierwegen  au  dieser  Stelle  nicht 
bedarf.  Wie  die  Glieder  des  Baiurnstandes,  so  sind  auch  die  dem 
Grossgruudbesitz  angehörigen  Elemente  die  Vertreter  der  konser- 
vativen Strömungen  im  Staatslebeu,  auf  die  jeder  Staat,  der 
von  überstürzenden  Beweguntieii  sich  frei  zu  halten  ein  Interesse 
hat,  nicht  wird  verzichten  wollen:  wie  denn  in  den  repräsentativen 
Verfassiniu^^ü  ein  Stand  wirthschaftlicher  und  social  hochsteheiidcr 
Grossgrundbesitzer,  wie  Koscher  schön   und   zutreffend  l)emerkt, 
erste  Voraussetzung  für  «lie  Begründung  einer  Ersten  Kammer  ist, 
„die  mit  wahrhaft  aristokratischer  Unabhängigkeit  zwisclien  Krone 
imd  Volk  vermittelt,  beide  Gegensätze,  wo  sie  Recht  haben,  schirmt, 
wo  sie  Unrecht  haben,  vermittelt".   Endlich  darf  man  nicht  un- 
beachtet lassen,  dass  die  Selbstverwaltung  in  der  Gemeinde  und  in 
grösseren  Verbänden  der  Mitwirkung  von  Persönlichkeiten,  die  ver- 
möge ihrer  wiithscliaftUchen  Lage  ehrenamtliche  Pflichten  ohne 
Schädigung  ihrer  eigenen  Interessen  sich  unterziehen  können,  nicht 
wohl  entbehren  kann  und  dass  diese  Selbstverwaltung  leicht  ktlm- 
mert,  wo  ihre  Träger  ausschliesslich  den  Kreisen  des  mittlem  oder 
kleinem  Grnmdbesitzes  entnommen  werden  müssen. 

Siehe  hierüber  auch  die  Austuhruugeu  des  Ueraiugubers  lu  der  „Urund» 
legung*",  S  860  und  a  Hanse Die  drei  BeTöllunmgsBtalBn,  1889  (S.  SSO).  — 
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So  meint  selbst  ein  so  radic«ler  Schriftstpller,  wie  Walcker,  (lass  snpar  nnf  den 
höchsten  Culturstufeu  die  wirtlischattlichen  und  sodalen  Nacbtheüe  des  Latüuudiams 
aufgewogen,  ja  Überwogen  werden,  wenn  ^die  Terwaltnng  und  Verpachtung  des- 
selben m<iirUchst  rationell  geordnet  sind,  wenn  es  dem  Freiliandel  mit  Land  nicbt 
durch  Fideikommis«  entzogen  ist  und  wenn  die  Besitzer  von  Ge«chlecht  zu  Geschlecht 
in  groBsartigster  Weise  wirthsehaftliche  nnd  politisclie  Reformen 
verschiedener  Art  befördern".  —  Statistische  Angaben  Uber  den 
Grossgrnndbeiiitz  in  einaelnen  Staaten  finden  sich  in  §  74. 

§  72.  Der  Besitz  der  todten  Hand. 

Einer  besonderen  Betrachtung  bedarf  noch  jener  Theil  des 
Grossgrandbesitzes,  welcher,  weil  fOr  unTer&usserlich  erklärt  oder 
thatsftchlich  unveräusserlich,  dauernd  dem  Terkehr  entsogen  ist; 
es  ist  daninter  der  Besitz  des  Staats,  der  Gemeinden,  der  Kirche, 
in  gewissem  Sinn  auch  der  fideicommissarisch  gebundene  Grund- 
besitz zu  rechnen  und  man  kann  auf  alle  diese  Besitzesarten,  weil 
der  zugehörige  Gmnd  und  Boden  rechtlich  oder  thatsächlich  dem 
Verkehr  ontzogen  (extra  commercium)  ist,  den  Begriff  der  todten 
Hand  (manus  mortua)  anwenden,  obwohl  man  gemeinhin  unter 
solcher  nur  den  Besitz  der  Kirche  und  milden  Stiftungen 
zu  verstehpu  ptiegt. 

1.  In  Hozug  auf  den  staatlichen  Gmndbesitz,  der  übrigens 
nirirends  mehr  einen  solu-  breiten  Raum  in  Betreff  der  land- 
wii  t Ii  schaftlich  nutziKiren  Güter  einnimmt,  darf  jene  altere 
EiehtuiiLi-  der  Doctriii.  die  im  Ansehlufss  an  die  englische  Lehre 
imterschiedslos  die  VoräusscrunL::  solcher  Staatsgüter  forderte,  heute 
wohl  als  überwunden  gelten:  weder  ist  der  finanzielle  Rückhalt, 
den  auch  dieser  Theil  des  Domänenbesitzes  gewährt,  noch  der 
Umstand  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  dieser  Domänenbesitz,  soweit 
er  in  grossen  und  mittleren  Gütem  zur  Verpachtung  zu  gelangen 
pflegt,  ein  sehr  bedeutungsvolles  Mittel  ist,  einen  Stand  tüchtiger, 
intelligenter,  dem  Fortsehritt  in  echtem  Sinn  zimeigender  Staats- 
pächter heranzuziehen,  deren  Wirthscbaftsergebnisse  jenen  der  in 
Selbstrerwaltung  stehenden  Priva^ter  selten  nachstehen.  Und 
eine  Entäusserung  des  landwirthschaftlichen  Fiscalbesitzes  (Do- 
mänen im  engeren  Sinn),  kann  daher  nur  etwa  unter  dem  social- 
politisehen  Gesichtspunkt  in  Frage  kommen,  in  Gegenden,  in  denen 
die  Besitzverhältnisse  an  sieh  ungflnstig  sind,  insbesondere  also 
ein  Stand  kleiner  Landwirthe  fehlt,  solchen  durch  Zerschlagung 
der  einzelnen  Domänen  neu  zu  schaffen  (§92);  oder  aber  auch  da,  wo, 
wie  in  Sdddeutschland  mannichfach  der  Fall,  der  Bomänenbesitz 
ein  auf  eine  grosse  Anzahl  Gemeinden  sich  vertheilender  Par> 
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cellarbesitz  ist,  und  in  der  Form  der  Parcellenpacht  mit  all 
den  Nachtheilen,  welche  dieser  vom  privat-  und  volkswirthscbatt- 
lichen  Standpunkt  aus  anhaften,  vorwerthet  werden  jnuss.    (§  34.) 

2.  Die  Käthlichkeit  der  Beibehaltunp:  dor  0  emeindegüter, 
die  übrigens  heutzutage  vorwiegend  in  Wald  bestehen,  bedarf  im 
Hinblick  auf  die  Mheren  Erörterungen  (§  49  ff.)  einer  besonderen 
Betonung  nicht. 

3.  Der  liegenschafüiche  Besitz  der  Kirche  wird  jedonfaUd 
dann,  wenn  er  in  einem  die  Harmonie  der  allgemeinen  Besitzver- 
tiieflung  störenden  Umfang  sich  häufen  sollte,  lAs  ein  gemein- 
sch&dlicher  anzusehen  sein;  ob  er,  in  mässigem  Umfang,  als  eine 
wirthsehaftliehe  Wohlthat  erscheint,  hängt  wesentlich  von  dem  Zu- 
stand der  allgemeinen  Cultur  und  davon  ab,  in  welcher  Weise  der 
Staat  selber  den  Oulturaul^aben  sich  unterzieht  Im  Hinblick 
hierauf  ist  einzuräumen,  dass  bei  den  auf  den  TrOmmem  der  rö- 
mischen Welt  angesiedelten  Völkern  der  kirchliche  Gflterbesitz 
ohne  Zweifel  längere  Zeit  ausgesprochen  gflnstig  gewirkt  hat,  weil 
Yon  den  Kirchen  und  Klöstern  die  Fortschritte  besserer  Boden- 
bearbeitung vorwiegend  ausgegangen  sind  (S.  10  oben)  und  weil  eine 
auf  den  kirchlichen  Gütern  im  frühen  Mittelalter  traditionell  geübte 
milde  Behandlung  der  Unfreien  dazu  beigetragen  hat,  die  Lage  dieses 
Theils  der  bäuerlichen  lievölkenmg  allmülilich  zai  einer  besseren 
zu  gestalten  (Vgl.  indess  S.  97).  Heutzutage  ist  nun  aber  innerhalb 
der  europäischen  Culturstaaten  von  solcher  Mission  der  Kirche  nieht 
mehr  die  Rede:  die  Heltung  der  landwirthöchaftlichen  Bevölkerung 
in  wirthschaitlicher  und  betriebstechnischer  Hinsicht  ist  Sache  des 
modernen  Staats,  der  die  ihm  auf  diesem  Gebiet  gestellte  Aufgabe 
vermöge  seiner  Verwaltungsororanisation  und  seiner  sonstigen  Macht- 
mittel am  wirksamsten  zu  leisten  vermag  und  in  diesem  Theil  der 
Aufgal)e  der  Unterstützung  jedenfalls  einer  grundbesitzenden 
Ivirclii'  uiclit  bedarf.  Wenn  gar  der  Kirchenbesitz,  wie  nicht  selten 
<l»'r  Pull,  wo  er  in  grossen  Massen  sieh  anhäuft,  in  der  Art  seiner 
Bewirtliscluiftung  hinter  dem  Landesdurchschnitt  zurückblieb  (Spa- 
nien, Italien),  so  wird  schon  aus  Gründen  des  volkswirthschaft- 
licheu  Productioüsinteresses  die  üeberleitung  des  kirclilichen  Grund- 
besitzes in  private  Hände  angezeigt  erscheinen  köimen.  Das  Haupt- 
gewicht für  die  Entscheidung  der  Frage  nach  der  Räthlielikeit 
eines  umfangreichen  Gmndbesitzes  namentlich  der  katholischen 
Kirche  liegt  übrigens  keineswegs  hier,  es  ist  vielmehr  diese  Ent- 
scheidung zu  treffen  im  Hinblick  einmal  auf  den  internationalen 
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Charakter  dieser  Kirche  und  zum  anderen  auf  die  „Agglomerations- 
tendenz*', wolcho  dem  Grossgrundbesitz  der  Kirche  vor  allem  inne- 
wohnt. Jener  bringt  es  mit  sich,  dass  bei  dem  kirchlichen  Grund- 
bositz  der  Absentiismus  (S.  401  ff.)  in  der  schärfsten  Weise  zur 
Geltung  kommt  und  zwar  nicht  bloss  nur  desshalb,  weil  derselbe 
von  weither  verwaltet  i/rird,  sondern  auch  desshalb,  weil  seine  Er- 
trägnisse, soweit  es  sich  nicht  um  örtliches  Stiftungs vermögen 
liandelt  (Ziffer  4)  zu  einem  mehr  oder  minder  grossen  Betrag  aus 
dem  Lande  ihrer  Herkunft  Uber  die  ganze  Erde  abströmen.  Die 
Aufsaugungskraft  des  kirchlichen  Grossgrundbesitzes  aber  flberragt 
die  des  sonstigen  Grossgrundbesitzes  desshalb  so  bedeutend,  weil 
neben  den  reichen  Mitteln  der  Kirche,  die  fortgesetzt  Anlage  im 
Grund  und  Boden  suchen,  Frömmigkeit  tmd  Aberglaube  zu  dessen 
kostenloser  Häufung  immer  von  Neuem  beitragen.  Von  dem  Biesen* 
besitz  der  Kirche  im  Mittelalter  kann  man  sich  nicht  leicht  eine 
zu  grosse  Vorstellung  machen;  und  die  zeitweise  aufgetretene  Be- 
sorgniss,  es  möchte  mit  der  Zeit  der  ganze  Grund  und  Boden  von 
der  Kirche  „verschlungen*'  werden,  war  keineswegs  eine  übertriebene. 
Wenn  aus  solchen  Erwägungen  schon  Mhe  mit  Einziehimg  von 
Kirchengütern,  auch  durch  fromme  Herrscher,  begonnen  und  wenn 
in  diesom  JalirlnuHl»Tt.  meist  allerdings  aus  Gründen  allgemein 
politischer  Nittui,  luilu'zu  überall  diese  „Säcularisationcn''  zum  Ab- 
schluss  gebracht  worden  sind,  so  dass  heutzutage  von  einem  kirch- 
lichen Grossgruud-  oder  gar  Latitundienbesitz  nur  noch  vereinzelt 
gesprochen  werden  kann,  so  liegt  hier  ein  Process  vor,  den  man 
vom  ( lesichtspunkt  der  allcromeinen  Oultur  im  Allgemeinen  ebenso 
für  richtig  erachten  üulss,  als  es  vom  Standpunkt  des  Rechts  aus 
verwerflich  war,  wenn,  wie  in  stürmischen  Zeiten  wiederholt  ge- 
sclielien.  der  Kirclie  für  die  entzogenen  (luter  ein  entsprechender 
GcgenwertU  nicht  gegeben  oder  staatlicberseit.s  nieht  einmal  (iafOr 
gesorgt  wurde,  dass  die  Bedürfnisse  der  Kirelie  (persönliehe  und 
sachliche)  nun  in  anderer  Weise  (durch  Uebernahme  derselben  auf 
die  öffentlichen  Fonds)  ihre  angemessene  Deckung  fanden. 

Wtiuu  schon  frülizeitig  (vom  10.  Jalurhuudert)  „MiuifiteriaÜUit,  V^ogtei«  üraf- 
achaft  und  Henogthom,  die  kSniglicli«  Gewalt  selbst  den  kirchlichen  Besitzstand 

angriff,  so  ist  dies  keineswc^'-s  durchaus  als  AfTisscrniifr  tmitaltM-  (irwalt  oder 
niederer  Gewinnsucht  zn  Tii  urtheileu;  das  politische  und  das  wirth^chaftUche  Leben 
fühlte  sich  wirklich  eingt-engt  dnrch  das  Uebergewicht  des  kirchlichen  Besitzes, 
dessen  LeistnngsfUIügkeit  für  die  nationalen  Interessen  in  keinem  Verhältniss  mehr 
zu  seiner  Grösse  stand*^.  K,  liiaTiiii-Storneija'.)  Nachmals  besonders  umfangreiche 
Säcularisationcn  in  lleutschluiid  -Mit  iieformatiouszeit,  wobei  aber  das  römische 
Kirchengat  meist  der  neuen  Kirchengiemeinschaft  belassen  wurde;  dagegen  in 
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Schweden  (1021)  xa  Gongten  ih&is  der  Kruue,  theils  de»  Adels.  Die  neu/.eit« 
liehen  Säculfuisationen  eingeleitet  durch  diejenigen  in  Prankreich  (1790):  in 
Beutsclilan  d  durch  dpn  Reichsdepiitatioiis-Hauptschlnss  von  1803  das  meiste 
Klostergut  zu  Gunsten  des  Staats  eingezogen,  im  Ganzen  mit  einem  Einkommen 
von  21  Millionen  Gulden;  in  Spanien  1837  nnd  in  Portugal  ISU  und 

18iJ5,  in  Italien  seit  1855,  wo  bis  Ende  1877  dem  Donaaimii  ein  Werth  von 
839'/4  Mill.  und  ein  Jahresprtrag'  von  fant  31  ^fill.  xugewaclisen  sein  soll.  —  Ob 
im  Uebiigeu  die  Einziehmij^  von  Kirchengut  dauernd  der  VolksgcmcMUschaft  zum 
Vorteil  gerei«  lit.  häiif^t  von  der  Verwendung  ab,  die  ihm  in  der  Hand  der  neueit 
Besitzer  zu  Theil  wird  nnd  welcher  Art  diese  letzteren  sind.  Der  Vortheil  wäre 
alao  ein  problematischer,  wenn  etwa  der  Staat  des  Kirchenguts  sich  wieder  eat- 
ivssert^  ohne  Sorge  dafür  zu  tragen,  dass  es  nicht  lediglich  zur  Hänfang  des  vorhan- 
denen privaten  Grossgrundbesitzes  dient  oder  wenn  es  in  die  Hände  von  städtischen 
Kapitalisten  oder  Geldhäuseru  gelaugt,  wie  vielfach  in  Spanien  und  Frankreich 
der  Fall  gewesen  zn  sein  scheint  (Roscher,  in  im  Anm.  m  %  106),  ebenso  in 
Italien,  wo  seit  1867  Sfmits-  und  Kirchenpniter  im  "Werth  von  900  Mill.  Lire  ver- 
kauft worden  sind,  aber  keineswegs  überall  vou  den  Bauern  behauptet  zu  werden 
vermochten;  daher  die  italienische  AgrarenqvCte  die  Meinung  vertritt,  die  Erbpacht 
würde  wohl  dem  Verkauf  vorzuziehen  gewesen  sein  (Eheberg,  a.  a.  O.,  S.  91). 
Der  Werth  des  in  den  80er  Jahren  in  Italien  noch  im  Besitz  der  Kirche  befindlichen 
Grundvermögens  wird  auf  300  Mill.  Lire,  der  Staats  grundbesitz  auf  nuid  800  Mill.  Lire 
geschätst.  —  In  Irland  wurde  1869  das  gesammte  Grundvermögen  der  Staat«' 
kirche  eingezogen  im  Werth  von  5  Mill.  Pfd.  Sterl.  und  zum  Verkauf  den  Pächtern 
ausgeboteu,  wovon  rund  6000  (vorwiegend  in  Ulster)  Gebrauch  gemacht  haben.  (Nach 
V.  Ompteda.)  -  „Viel  Gutes",  meint  v.  Mohl,  „kann  schon  dadurch  gestiftet 
werden,  wenn  der  Staat  auf  eine  zweekmiissi^^e  Verpachtung  des  Grundeig-entliums 
der  todten  Hand  hinwirkt.  Nur  in  dem  Fall  sciieiut  ohne  Unrecht  und  ohne  Mach- 
tiieU  auch  an  nütsliche  moralische  (jmiatiscike)  Personen  ein  Ansinnen  (auf  Abgabe 
eines  Theils  ihres  Eigenthums)  g-estellt  werden  zu  können,  wenn  olfenbar  ihr  Orund- 
eigenthnm  über  das  für  sie  nothweudige  Mnass  hinausgegangen  ist,  es  somit  ohne 
VerletBoi^  ihrer  Sicherheit  aof  einen  geringeren  ümfang  snrückgeführt  werden 
kann".  Aber  „nicht  Minderung  des  Vern>()«jens  {an  sich)  wird  in  solchem 
Fall  beabsichtigt,  sondern  nur  eine  solche  Anlegung  desselben,  bei  welcher  die 
grosse  Mehrzahl  der  Bürger  bestehen  kann",  (v.  Mohl,  a.  a.  O.,  §  117.) 

4.  Ein  den  Grundbesitz  dorKirc  he  gänzlich  ausschliess<Mides 
staatliches  Verbot,  wie  es  unterschiedlich  erlassen  Tnirde,  kann 
voikswirtlischaftlich  als  eine  Noth wendigkeit  jedenfalls  nicht  an- 
gesehen werden;  vielmehr  ist  ein  zur  Befriedigimg  örtlicher  Zweckd 
dienender  mässiger  Grundbesitz  der  Kirchengemeinschaften  sowie 
der  Stiftungen  für  milde  Zwecke,  schon  unter  dem  Gesichts- 
pimkt  der  Schonung  der  Steuerkraft  der  Bevölkenmg,  als  ganz 
wohlthätig  zu  erachten,  üm  der  Gefahr  abermaliger  Besitzhftufiuig 
der  todten  Hand  zu  begegnen,  empfehlen  sich  allerdings  gesetz- 
liche Vorschriften  des  Inhalts,  dass  jeder  Erwerb  von  Grund  und 
Beden  durch  die  Kirche  oder  Stiftungen  der  staatlichen  Genehmigung 
bedarf  und  noch  besser  wflrde  es  sein,  wenn  jede  Yermebrung  des 
Besitzes  der  todten  Hand  innerhalb  eines  räumlich  umschriebenen 
Bezirks  (z.  B.  eines  Gemeindebezirks)  über  einen  gewissen  Betrag 
hinaus  flberiiaupt  für  unzulässig  erklärt  würde:  ein  Grundsatz, 
der  übrigens  gleicherweise  dann  auch  gegenüber  dem  übrigen 
Gnindbesitz  der  todten  Hand,  insbesondere  auch  dem  fideicomis- 
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sarisch  prebimdenen  gegenüber,  zur  Anwendung  kommen  müsste. 
Solche  Vorsohriffpn  —  <?og.  Am ortisationsgesetzc  — ,  deren 
Zweck  also  ist,  der  Häufung  des  Vermögensbesitaies  innerhalb 
der  Kirche  und,  darflber  hinaus,  bei  juristischen  Personen  überhaupt 
Scbranken  zu  setzen,  sind  schon  sehr  frühzeitig  erlassen  worden 
(die  ersten  Anfänge  gehen  bis  in  die  Zeit  der  fränkischen  Könige 
.  Burftek),  .sei  es,  dass  man  sich  darauf  beschränkte,  der  Formlosig- 
keit der  testamenta  ad  piam  causam  entgegenzutreten,-  sei  es,  dass 
man  sich  für  jede  an  die  Kirche  ^lOster)  gemachte  Yeräusserung 
den  obrigkeitUchen  Consens  vorbehielt,  dabei  wohl  auch  zur  wirk* 
samen  Durchführung  der  gesetzlichen  Absichten  den  Bechtssatz 
der  Erbunfähigkeit  der  Mönche  als  Erwerbsorgan  der  Eldster  ent- 
wickelte. Dabei  war  die  Einsicht  von  der  Schädlichkeit  einei; 
aUzugrossen  Häutiing  des  Besitzes  in  den  kirchlichen  Gemein- 
schaften und  ElOstem  so  allgemein,  dass  man  selbst  in  geistlichen 
Teiiitorien  zur  Erlassung  solcher  Amortisationsgesetze  schritt  (so 
in  Würzburg  und  Mainz).  Die  neuere  Gesetzgebung  hat  aber  im 
Allgemeinen  einen  Unterschied  zwischen  kirchlichem  Besitz  und 
dem  Besitz  anderer  juristischer  Personen  in  Ansehung  der  Regelung 
des  Vermögensenverbs  nicht  uiflir  «-emacht,  d.  Ii.  den  Begriif  der 
todteu  Hand  auf  den  Besitz  der  juristischen  PtTsonon  überhaui.i 
ausgedeluit  und  für  die  ütwa  noch  beibehaltenen  Schranken  im 
Vcrinöfrensorwerb  gleichmässige  Grundsätze  aufgestellt,  die  aller- 
diiiirs  von  Land  zu  Land  eine  grosse  Mannichfaltigkeit  der  Ge- 
staltimg  im  Einzelnen  aufweisen 

Statistisch Anirabpn.  1.  Der  Bpsitz  pinzelner  Klöster  in  älterer  Zeit 
au  Unifaug  oft  Laudherrschafteu  mittlerer  Grösse  mchts  nach,  meist  über  weite 
Entfenmn^ren  gich  erafa«ckend;  wie  s.  B.  die  Güter  der  Alrtei  Prfim,  ^1»  viele 
Hunderte  von  I^örfer  zersplittert,  von  der  Neckarmündung;  bis  sm  dem  liollätidischen 
Klieindelta  und  von  den  Qnellen  der  Lahn  bis  Augers  und  ICoueu  reichten" 
(Lamprecbt,  in  Pteuss.  Jahrb.  M);  nnd  das  Bisthnn  Ang'ibtiTg  im  Aiilui^  des 
9.  Jahrhunderts  1427  (iiiter,  das  Kli  f  i  Henedik tbeuren  1070  deren  6700, 
St.  (t allen  zur  Karolingerzeit  deren  4lJ(X)  besass,  ^Die  Freig:ebigkeit  der  Könige 
ward  zur  iiiicrsrhüpf liehen  Quelle  der  Bereicherung"  .  .  .  und  die  -Urlnindenbücber 
der  Klöster  sind  noch  jetzt  beredte  Zeugen  dafür,  wie  jede  gute  That,  jeder 
fromme  Gedanke  in  irgend  einer  Form  der  Güterschenknng  snm  Aasdmck  kam". 

^)  Eine  übersichtliche  Darstellung  des  deutschen  Redifs  triebt  Ch.  Maurer 
in  Art.  .Amortisationsgesetzc"  in  v.  Stengel' s  Wörterb.  de«  deutschen  Verwaltungs> 
rechts.  Die  daselbst  vertretene  Ansicht,  daas  die  Amortisationigesetze  heulxntage 
ihre  Berechtigung  verloren  haben,  weil  „der  Zeitgeist  ungeniessener  Verroögens- 
steigerung  der  todten  Hand  s(  lioii  selbst  genügend  steuert",  kann  aus  den  im  Text 
entwickelten  Gründen  lutht  bcigcpliichtet  werden,  wie  anderseits  der  daselbst  mit- 
getheilte  Vorschlag  von  v.  Bar,  den  Gesammterwerb  religinsn  Anstalten  von  vorn- 
herein in  unverrückbarrr  Weise  »u  bp^r^nzen  und  jedes  Plus  für  den  i^taat  in  An- 
bruch zu  nehmen,  wie  jede  schematische  Ordnung,  den  concreten  Verhältnissen 
EU  wenig  Rtt^sicht  trigt,  um  empfohlra  werdm  an  können. 
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. . .  rtYon  dem  Stift  Trier  wissen  wir,  dass  dasselbe  durch  Sclieukung  Karr^  d.  Hr. 
8C6  ein  aiTondirtes  GeUet  yon  10  Quadratineilen  erMelt.  Yon  dem  Heichthiuu  der 
Abtei  iSt.  Max  im  in  aber  giebt  die  Nachricht  Zeugniss,  dass  vou  ihr  Kaiser 
Heinrich  II.  uu  68  Orten  6656  Mansen  empfing,  um  sie  als  Lohen  -/.n  ver- 

geben; iuimt-rhiu  über  verblieben  dem  .Stifte  noch  Güter  an  Ol  Orten, 
ttngwfiihr  die  Hälfte  des  nngehenren,  btsondcrs  im  9.  und  10.  .lahrluitidert  er- 
worbenen rJuts'*  'V.  luama-Stcrneg).  -  I  fber  den  Latifundienlii-sitz  der  Kirche 
iu  älterer  uud  »euerer  Zeic  nähere  Angaben  auch  bei  Koscher  unter  §  105:  iu 
Gallien  besass  sie  vor  Karl  Martell  ein  Diittel  alle»  Gnmdeigenthuiiis,  eb«nso  in 
Deuschland  vnr  (Um- Keformation;  in  England  nach  der  norm.inuisrlipn  Krobcninir 
vun  60 215  Hitterlehen  28015  und  zu  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  die  Uällte  des 
gansen  Landes;  noch  im  18.  Jahrhundert  in  Neapel  nnd  Sicilien  ein  Drittel  des 
Landes,  in  Spanien  pit  ein  Fünfttd;  in  Frankreich  wurden  kurz  vnr  der 
Kevolutiou  die  kirchlicheu  Gruudeinküufte  dieses  Landes  auf  läO  Mill.  Livree,  die 
der  ganzen  Welt  auf  2000  Mütioneu  geschabt. 

3.  Kenere  statistische  Angaben  für  Dentschland.  a)  In  Preussen 
war  nach  Meitzen  1865  der  Gesamratbesitz  der  Kirchen  und  Pfarreien  nur  1  622474 
Morgen,  der  Universitäten  uud  höhereu  Lehranstalten  123,508,  der  anderen  Schulen 
183148,  der  milden  Stiftungen  419664  mit  eineiu  Keinertrag  von  11  Mill.  Mark. 
Der  gesammtc,  in  fester  Hand  betindliche  Grundbesitz  ider  Krone,  de.s  Staats,  der 
Gemeinden,  Corporationen  und  Stiftungen,  der  J..ehengüter,  des  ridt  iromuiissbL'>itz»'si 
=  22,53%  des  land-  uud  forstwirthschaftlicheu  Areals.  —  b)  In  iiayern  wird,  bei 
einer  gesammteu  land  wir  thschaft liehen  Fläche  von  4579512  ha,  im  Jahre 
1863  der  liegrn.scliaftliche  Besitz  vo-n  Stiftuii<r<'n,  Gemeinden  uud  Corporationen  zu 
191081  ha,  derjenige  der  Distiicts-  und  Kreisverbäude  sowie  des  i>Uiats  auf 
22953  ha  angegeben;  von  2374075  ha  Wald  waren  im  Besitz  der  ersteren  Gruppe 
394282  ha,  im  Besitz,  der  zweiten  7r)82()l  ha.  c  in  Sachs;cn  nmfasst.-n  1HH2  die 
fiacalischen  Güter  mit  177136  ha  ^darunter  171892  ha  Wald)  etwa  12"/«  der  ge- 
sammten  land-  und  forstwirthschaftlichen  Fläche;  von  dem  nichtfiscaliaclien  Besitz 
entfallen  (nach  einer  Ermittelung  von  1877)  auf  die  Gemeindegüter  1,24"  ,,;  auf 
Kirchen,  Schulen,  Pfarren,  Stiftungen  2,15  Vo?  auf  Vereine  oder  sonstige  Corpora- 
tionen 0,84  "i'o,  so  dass  also  der  Besitz  der  todten  Hand  ein  vergleichsweise  sehr 
unbedeutender  ist.  (v.  Langsdorff,  Die  Laudwirthschaft  in  Sachsen,  1888^ 
S.  61  fT.  d  Badi  )'  Kine  st^br  sorgtiiltige  Statistik  des  Besitzes  der  ^todten 
Hand"  ist  iu  diesem  i.aiid  im  Jahre  1892  verölfcntlicht  worden  (Beiträge  zm- 
Statistik  der  inneren  Verwaltung,  Heft  Nr.  XL  VI).  Von  einer  Gesammtculturtiäche 
im  Umfan?  von  1  4247-29  (wovon  landwirthschaftliche  Fläche  877321,  Wald- 
fläche 547  4U8  ha)  sind 


ha 

In«o 

im  freien  Verkehr  ...... 

.   .   .  839147 

•)8,9 

ausserhalb  des  freien  Verkehrs.  . 

.   .   .  Ö8ÖÖ82 

41,1 

im  IJesit/.  vou 

7,5 

.  .  .  331  öh;» 

23,3 

.   .   .  2518i> 

1.8 

6,7 

sonst^^n'  (jvris^liei')  Personal  . 

.  .  .  21409 

1.5 

Von  der  Waldfliirlic  allein  i'54740H  ha)  siud  im  freien  Vorkehr  137  .Vm» 
(25,1 7oi  meist  bäuerlicher  Waldbesitz),  ausserhalb  des  ireieu  Verkehrs  4U9  aöif> 
(74,9  7u)  und  zwar  entfidlen  auf  Staat  16,4*/«;  die  Gemeinden  444"/«;  Kirche  ctv. 
1,5  7o;  Grund-  nnd  Standesherren  10,2*/«;  sonstigen  Besitz  2,4%  des  gesammt^n 
Waldgeländes. 

Am  bedeutungsvollsten  sind  diejenigeu  Ziffern,   welche  ausschliesslich  die 

land wirthsehaft liehen  Culturgelände  zum  Gegenstand  haben.  Vou  der  gv 
sammten  landwirthschaitlichea  Fläche  in  Baden  mit  877321  ha  befanden  sich 

ha  Iu  "  o 

im  freien  Verkehr   701 597  80 

ausserhalb  des  freien  Verkehrs    .   .   175724  20 
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und  swar  im  Besitz 


2,4 

104 

,  I7()i;i 

der  «THiud-  imd  Staiidesherreu  .... 

.  40154 

4,H 

von  soiietiigeii  (j^ui^M^^^)  Personen  . 

8803 

1,0 

Von  eiuer  ir^nd  nennenswertben  Ansdehnimg  ist  daher  auch  in  diesem  Land 

der  Besitz  der  todtPii  Hand  (im  w  pitoieii  Siuu)  nicht,  wenn  sehon  derselbe  fsemtLr- 

kungsweise  in  ungünstiger  Weisn  sich  liiinft. 

3.  Soustige  Staaten,    a)  In  Büliiucu  (iu  12  Kreiä^u)  nurdou  ermittelt 
(Zählungen  «leit  1861):  Gemeinde',  Kirchen-,  8chnl-  und  Stiftungsgrimde  614000; 

gelrnndeiier  Füiniliciibi-sitz  ')()7(X)0  :  Allodialln-sit/;  '1792000  ha;  zusammen 
4973UÜ0  ha.  b)  Iu  Ungarn  soll  allein  das  im  Besitz  geistlicher  Würden- 
träger befindliche  Land  1  MÜHon  Joch  —  rund  670000  ha  umfassen,  c)  In 
Frankreich  entfallen  nach  der  statistique  agricole  von  1882  auf  die  öffenliohen 
Anstalten  jeder  Art  einsdilicsslieh  des  kirchlichen  und  Stiftung^stitsitzes  nur 
381598  ha  (0,72  des  gfsaiuiiitcii  landAvirthschaftlichen  und  Forataiualiii,  auf  den 
Staat  weiter  1,91  auf  Depart« mciits  und  Gemeinden  8,76  */o»  so  dass  für  den 
Privatbesitz  mehr  als  88%  iibri;:  l>ki!)eii.  iJi  r  "Wrrtli  <\c^  gesammten  Innnoliiliar- 
besitzes  der  todteu  iland  in  Frankreich  wurde  187Ü  /.u  712  Mill.  Frcs.  ermittelt, 
d)  In  Italien  wurde  das  Omndhesitzvermögen  der  Kirche  in  den  80er  Jahren  auf 
300  Millionen  Tire  geschätst  und  iu  England  und  Wales  auf  1300000  Acres 
(rund  520000  Im). 


§  73.  Die  kleinen  Grflter. 

Nach  den  vorausgegangenen  Erörterungen  wohnt  zwar  an  sich 
den  Grossgütern  eine  wirthschafts-techniscbe  Ueberlegenheit  über 
die  mittleren  und  kleineren  Güter  inne,  es  kommt  dieselbe  aber 
keineswegs  überall  zur  Geltung  und  es  kann  daher  auch  unter 
dem  Gesichtspunkt  des  landwirthsehaftliehen^ProduetionsinteTesses 
das  Vorwalten  des  mittleren  und  kleineren,  d.  h.  des  bäuerlichen 
Besitzes  nicht  als  ein  Nachtheil  angesehen  werden,  während  aus 
politischen  und  socialen  Erwägungen  dieses  Torwalten  geradezu 
hegflnstigt  zu  werden  yerdient  (S.  395  ff.).  Nachtheilig  wird  eine 
Grundbesitzvertbeilung  erst  dann,  wenn  die  landwirthschafUichen 
Anwesen  in  ihrer  Mehrzahl  so  klein  sind,  dass  im  Durchschnitt 
der  Jahre  der  Lebensunterhalt  des  Wirthschafters  und  seiner 
Pamilie  gerade  noch  dürftig  gefristet  zu  werden  vermag  (Zwerg- 
wirthe,  Z wergwirthschaften),  zumal  wenn  beim  Pehlen 
jeglichen  grösseren  Besitzes  oder  entwickelter  industrieller  Tluitig- 
keit  zugleich  die  Gelegenheit  mangelt,  das  etwaige  Huushalts- 
dt'ücit  mit  laud\viith»chaftlichen  oder  gewerblichen  Tagelohnarbeiteii 
zu  ergänzen').  Wo  der  Bes>it/.vertiieihuig  eines  Landes  oder  eiuer 


*)  An  welchem  Punkt  die  Grenze  für  die  L'uiurlialtstiHciie  begiimt,  iassr  sich 
iMii  der  Verschiedenartigkeit  der  Froductionshedingungen  allgemein  nicht  sagen  nnd 
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Landesge<4('ii<l  (lipt>er  Charakter  des  Vorwaltons  der  Zwergwirtli- 
schafteii  aulgeprägt  ist,  spricht  inaii  von  Besitzzersplitt  er  iing, 
auch  Atomisirung  des  Grundbesitzes,  und  es  bildet  diese  also 
das  Gegenstück  zu  jener  anderen,  oben  besprochenen  Art  der  Be- 
sitzvertheilimg,  in  der  der  Grund  imd  Boden  in  wenigen  Händen 
sich  zusammengehäuft  hat 

Zur  Würdigung  dieser  kleinsten  landwiithschafUichen  Be- 
triebe ist  das  Folgende  zu  bemerken: 

1.  Die  Nachtheile,  welche  dein  Z wergwirtlischafteii- 
thum  anhaften,  sind  so  augenfällige,  dass  es  an  dieser  Stelle  nur 
weniger  Andeutungen  bedarf.  In  einem  Gewerbe,  in  dem.  wie  in 
der  Landwirthschaft  der  Fall,  die  Ertragnisse  nicht  Idoss  von 
Marktco njuncturen  (wie  beim  Handwerk  und  (h*r  Industrie),  sondern 
in  so  hohem  Grade  von  unbereciienbaren  und  uiibeeintiussbaren 
Factoren  der  Wittenmg  abhängen,  also  mehr  oder  minder  grosse 
Schwankungen  von  Jahr  zu  Jahr  die  Eegcl  bilden,  muss  offenbar 
die  Lage  des  Wirths  eine  um  so  unsichere  sein,  je  weniger  sein 
Anwesen  in  mittleren  und  guten  Jahrgängen  üeberschüsse  über 
den  nöthigsten  Bedarf  liefert,  welche  als  Sparpfennig  für  un- 
gunstigere Jahrgänge  angesammelt  werden  können.  Die  Erüabnuig 
zeigt  denn  auch,  dass  die  hierher  zählenden  Wirthe,  indem  sie,  wie 
man  sagt,  „von  der  Hand  in  den  Mund  leben'*,  selbst  kleineren 

die  Statistik  allein  bietet  desshalb  einen  Aufschluss  darüber  nicht,  ttb  in 
einzelnen  (r»»ppenden  die  Hesit7A'prthpiltiii«r  noch  eine  befriediirende  oder  doch  loid- 
liehe  ist  oder  in  das  Ge|^utheil  umzuschhigen  droht  (§  68).  Eine  noch  heot« 
Mbr  leBenswerthe  Arbeit  ist  der  Anfeats  von  Rav  ^üeber  das  Minimum  eines 
Bauernguts"  (in  Kau's  Archiv  der  politischen  Oeconomie,  Nene  Folge,  9  Band. 
Seite  14öff.),  wo  u.  A.  sehr  richtig  zwischen  dem  Arbeitsmiuimum  (Arbeits- 
fläclie)  mid  dem  ünterhalttminim  nm  (Unterhaltsflaclie)  imtersebieden  wird;  die 
zweite  Grenzgrösse  ist  die  kleinere  ;  sie  kommt  nur  bei  Kuhgütem,  Reb-  oder 
Gartenland  vor,  weil  auf  Gespanngütem  die  Arbeitsgrenze  um  so  viel  grösser  ist, 
dass  hier  mehr  als  der  nöthige  Unterhalt  erzielt  wird.  „Bis  zu  der  Arbeitsgrenie 
hin  darf  man  unter  gewissen  Bedingungen  bei  der  Verkleisemng  äer  Guter  eine 
Erhr»hu!ip:  des  Reinertrags  vom  Morpren  nnnehmen;  erst  über  jene  hinaus  kommt 
die  Arbeit  lioch  und  bleibt  ein  geringerer  Ueberschuss"  .  .  .  Jedenfalls  »«llteu 
„Besitzungen  unter  der  einen  oder  anderen  Orenxe,  da  sie  durch  die  Cielegenheit 
zu  Hnrm  N'phonprwerb  orfranjit  werden  müsson.  um  zur  riitcrliif^e  i'iiif>  Haushalts 
zu  dienen,  nur  in  einer  von  der  Menge  solcher  Gelegenheilen  bedingten 
Anvahl  ▼orhanden  seiend  —  Yon  den  Schrifkellem  der  Alten  snid  Columella 
und  Palladius  Freunde  des  kleinen  Grundbesitzer,  ersterrr  dirort  unter  llinwoisuM«: 
auf  das  Aristotelische  ßtXQOv  aQiGXOv  und  anf  die  alte  römische  Bauernregel,  »der 
Acker  müsse  immer  selii^icher  sein  als  der  Bauer"  („imbecilUorem  agnmi  quam 
Hgricolam  esse  debere),  letzterer  indirect,  indem  er  es  Rir  eine  Bediufjung  blühender 
Landwirthschai't  ansieht,  dass  der  Grundbesitzer  die  Bewirthschaftung  seines  Guts 
selbst  leitet  und  beaufächtigt  «siehe  Uildebrandt,  in  Jahrb.  f.  Nationalökonomie, 
Jahrg.  1668). 
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Unfällen  gegenüber  sofort  auf  die  Inanspruchnabme  des  Credits 
angewiesen  sich  sehen  und,  weil  sie  entweder  genttgende  Sicher- 
heit nicht  zu  bieten  vermögen  oder  das  Aufsuchen  solider  Credit- 
anstalten  scheuen,  unsoliden  Creldverleihem  und  damit  der  Be- 
wnchenmg  und  wachsender  Yenchuldung  nur  zu  leicht  yerfallen, 
worin  nun  aber  wiederum  das  Haupthindemiss  liegt,  die  gerade 
auch  für  diese  Art  von  Betrieben  besonders  wichtige  Ilm-  und 
Fortbildung  der  Wirthschaftsweise  im  Sinn  einträglicherer  Aus- 
nutzung des  Bodens  herbeizuführen.  Lebendes  und  todtes  In- 
yentar  ist  oft  auf  das  bescheidenste  Haass  eingeschrftnkt,  desshalb 
die  Bestellung  der  Felder  (wegen  ungenügender  SpannTiehhaltung 
und  schlechter  Werkzeuge)  vielfach  eine  mangelhafte  imd  die  Er- 
trägnisse stehen  aus  diesen  Grflnden  und  wegen  der  in  der  Bogel 
ungenügenden  Düngung  hinter  den  grösseren  bäuerlichen  Anwesen 
meist  sehr  zurück,  obwohl  man  gerade  innerhalb  der  kleinen  und 
kleinsten  Anwesen  auf  die  ertragreichste  Wirthschaftsweise  am 
dringliclistcn  hintiowieseu  wäre.  Man  sollte  meinen,  dass  der 
herbe  Kampi  mit  den  DaseinHluMÜiigungen,  der  diesen  Wirthen 
tagtäglich  aufgenöthigt  ist,  einen  Ansporn  zur  besonderen  Reg- 
samkeit und  Empfänglichkeit  für  belehrende  Einwirkungen  abgeben 
müsste;  die  Erfahrung  zeigt  indess,  dass  oft  das  Gegentheil  der 
Fall  und  dass  die  Notli  in  Verbindung  mit  dem  geringen  Maass 
von  Bildung  gorado  in  diesen  treisLMi  oftmals  eine  stumpfsinnige 
Gleichgültigkeit  erzeugt,  welche  der  landwii-tli^cliaftlichen  Ver- 
waltung ihr  pflegliches  Wirken  ganz  ausserordentlich  erschwert 
und  wirkliche  P^rfolge  nur  bei  unablässiger,  unverdrossener  Be- 
mühung unter  gleichzeitiger  Aufwendung  verhältnissmässig  grosser 
Geldmittel  (in  Form  von  Aufmunteruugsprämien,  Beihilfen  zu  nütz- 
lichen Unternehmungen  etc.)  erhoffen  lässt. 

2.  Alle  diese  den  kleinsten  Wirthschaften  anhaftenden  Nach- 
theile summiren  sich,  wenn  der  vorherrschende  Bestandtheil  der 
Production  in  besonderem  Grade  starken  Schwankungen  des  Er- 
trags oder  der  Preise  ausgesetzt  ist,  wofür  die  Lage  der  Klein- 
wirthe  in  den  Weinbaubezirk  en  das  beredteste  Beispiel  liefert. 
Denn  hier  vor  Allem  entbehrt  die  Wirthschafb  in  Folge  der  ein- 
seitigen Bichtung  der  Froduction  des  wichtigsten  Factors  für  die 
Erhaltung  selbst  bescheidenster  Daseinsbedingungen,  nftmlich  der 
Terhällnissmässigen  Stetigkeit^  und  wiederholtes  Fehlschlagen  der 
Weinherbste,  mit  dem  nun  einmal  mit  einer  gewissen  periodischen 
Begelm&ssigkeit  zu  rechnen  ist,  hat  alsbald  schwere  Kothstände 
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im  Uetolc-o.  Und  doch  ist  serade  in  den  Kebgegenden  die  Besitz- 
zersplitterung ganz  allgemein  am  meisten  fortgeschritten,  weil 
unter  dem  Eindruck  einzelner  reicher  Herbste  die  kleinen  Leute 
über  die  Erträglichkeit  dos  Eebbaus  in  einer  schweren  Täuschung 
befangen  sind  und  weil  desshalb  selbst  einem  denkbar  mässigon 
Besitz  die  Bedeutung  einer  anr^kömmlichen  Existenzgrundlage  bei- 
gelegt Avird,  die  ihm  in  Wahrheit  nicht  zukommt  Erträglicher 
för  die  kleinen  Wirthe  ist  die  Lage  da,  wo  eine  gewisse  Viel- 
seitigkeit der  Culturen  besteht,  also  nicht  alles  gewissermaassen 
auf  eine  Karte  (wie  in  den  ausgesprochenen  Bebgemeinden,  deren 
Wirüischaftslage  einem  Lotteriespiel  mit  schlechten  Gewinnchancen 
ähnelt)  gesetzt  zu  werden  braucht;  und  sehr  abgeschwächt  sind  die 
aus  der  Kleinheit  des  Besitzes  entspringenden  Gefahren  in  industrie- 
reichen Gegenden,  in  denen  den  Angehörigen  (Söhnen,  Töchtern) 
der  kleinbäuerlichen  Familie  eine  regelmässig  fliessende  Quelle  des 
NebeuTerdienstes  erschlossen  ist,  ja  es  kann  in  solchen  Fällen  der 
Kleinwirth  sich  unter  Umständen  einer  recht  befriedigenden  Lage 
erfreuen,  wie  dies  wiederum  durch  die  mehrfach  erwähnten  süd- 
deutschen   Erhebungen*^  bestätigt  worden  ist^). 

3.  Ein  massenhaftes  Vorkommen  Yon  solchen  Klein- 
wirthen,  welche  jahraus  jahrein  mit  ünanziellen  Sorgen  belastet 
sind  und  durch  jedes  üns:efähr  in  erhöhte  Schuldeulast  öfestürzt 
werden,  an  deren  Abtragung  nur  unter  besonders  günstiüen  ^'e^« 
hältnissen  a-edaejjt  werden  kann,  ist  um  so  ernster  zu  nehmen, 
weil  bei  solcher  Sachlage  der  bäuerlichen  Bevölkerung  gerade  jene 
Eigenschaften  abgelien.  die  das  Landvolk  im  TJebrip:en  zu  einem 
so  wei-thvollen  Bestandtlieil  der  Yolkseemeinschaft  machen.  Nuth 
und  darbende  Lebenshaltung  in  Verbindung  mit  einer  vielfach  vor- 
kommenden stumpfsinnigen  Holfnungslosigkeit,  der  Enge  der  Ver- 
hältnisse sich  zu  entziehen,  erzeugen  das  Gefühl  der  UnzuMeden- 
heit,  und  das  Unvermögen,  die  wahren  Gründe  für  die  imerquick- 
liche  Lage  zu  erkennen,  d.  h.  letztere  aus  dem  von  Anfang  aV>  für 
die  Führung  eines  selbstständigen  Haushalts  ungenügenden  Ver- 
mögensbesitz zu  erklären,  fuhrt  zu  ungemessenen  Ansprüchen  an 
die  staatliche  Gemeinschaft  und  im  Fall  ihrer  Kichtbefriedigung 
zu  Erbitterung  und  einer  den  Grundlagen  der  staatlichen  Ordnung 
feindlichen  Gedankenrichtimg,  in  welcher  der  Samen  der  politischen 
Missveignfigtheit  und  der  socialen  Umsturzgelüste  nur  zu  leicht 

')  Bad.  landwirthschaftliche  Erheb  an  gen,  1883,  IT,  S.  4ö. 
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zum  Keimen  kommt.  Wenn  am  Ausgang  dieses  Jaiirhunderts  die 
socialdemokratische  Bewegung  von  den  Städten  auf  das  flache 
Land  überzusetzen  mit  besonderer  Geflissentliclikeit  sich  anschickt, 
so  wissen  die  Leiter  dieser  Bewegung  sehr  wohl,  dass  sie  einen 
empfänglichen  Boden  nur  bei  diesen  kleinsten  Wirthen  vorfinden, 
in  deren  Kreisen  desshalb  in  erster  Eeihe  der  unterwühlende  und 
zersetzende  Stoff  ihrer  Lehren  zu  verbrr iton  vorsncht  wird.  Und 
es  darf  schon  aus  diesen  Gründen  als  eine  der  Hauptaufgaben  der 
Agrarpolitik  eines  jeden  Landes  bezeichnet  werden,  dass,  wo  der 
Process  weitgehender  Besitzzersplitterung  schon  im  Gange  ist,  ihm 
entgegenzuwirken  oder  dass  er  doch  in  seinen  nachtheiligen  Folgen 
so  viel  als  mOglich  abzuschwächen  und  dass  da,  wo  die  Besitz- 
verhältnisse noch  befriedigende  sind,  die  Erhaltung  dieses  Zustandes 
kräftigst  anzustreben  sei^). 

4.  Man  ninss  sieh  übrigens  wohl  hüten,  aus  der  Kleinheit 
der  Besitz  Verhältnisse  an  sich  zu  einer  abfälligen  Beur- 
theilung  der  Lage  des  Landvolks  zu  gelangen,  ehe  die  gegebenen 
Wirthschaftsbedingungen  auf  das  Genaueste  erforscht  sind  und  ehe 
man  diese  Verhältnisse  gewissemiaassen  bis  in  jede  Einzelgemeinde 
hinein  verfolgt  hat:  denn  es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  doch 
nur  dann  die  Lage  der  Kleinwirthe  eine  unerwünschte  und  der 
Verbesserung  schwer  fällige  ist,  wenn  innerhalb  eines  räumlich 
umschriebeiHMi  Bezirks  (z.  B.  einer  Gemarkimg)  alle  oder  die  über- 
wiegende Mehrzahl  der  Landleute  dieser  Klasse  angehören,  weil  eben 
nur  in  diesem  Fall  die  Möglichkeit,  die  durch  den  kleinen  Grundbesitz 
nicht  hinreichend  in  Anspruch  genommene  Arbeitskraft  durch  Tage- 
lohnarbeit in  grösseren  landwirthschaftlichen  Anwesen  weiter  auszu- 


'  )  Mit  Recht  macht  v,  Miaskowski,  »Das  Erbrecht  etc."  (S.  5;1)  auch  darauf 
aufine rk'^a III,  rlnss  wo  die  Zerstückelung''  des  (Inuidlxsitzes  sehr  wn't  vorfjeschritten 
ist,  die  NitMlt  il;i>>ini<rsui()o;Iichkeit  wt  p  u  der  lA'ichtigkeit  des  Gruudstiicksenverbs 
imgewühulielt  bf^iniHtigt  ersdieint  und  desshalb  gerode  da  die  BeTölkenmg'  am 
fliesten  die  TtiKifiiz  hat,  „iilier  dcii  Nahruiigsspielraum  >nn;nrr>  >ich  zu  vernieliren", 
zumal  jene  ängstliche  Hücksicjht  auf  die  Lage  der  Nachkommeiisehal't,  welche  die 
besser  Gestellten  sa  nehmen  pfle^n,  fehle,  je  geringer  und  parcellirter  der  Grandbesits 
ist,  weil  es  schliesslich  nidif  viel  Bedeutung  hat,  ^ob  das  kleine  Vermögen  dnnh 
eiaeu  kleinen  oder  grüssem  Divisor  getheilt  nird^.  Die  proletarische  Volks  Ver- 
mehrung in  Irland  giebt  hierfür  sprechende  Belege,  an  welchen  es  übrigens  unter 
ähnlichen  Vi  i1iältiii-is(»n  auch  iui(lrr\\  iirts  nirht  fehlt.  Drastische  Schilderung  des 
irischen  Zwergwirthschattenthums  durch  Fr.  List,  der  darauf  verweist, 
wie  die  Mehrzahl  dieser  kleinen  Wirthe  ihr  Leben  damit  zubriugt,  Kartoffeln  zu 
bauen  und  su  essen  und  im  Ilebrigen  «nen  grCMgen  Theil  der  Zeit  miissig  geht, 
„weil  Jedennann  mehr  Zeit  hat,  als  er  zur  Besorgung  seiner  kümmerlichen  AVirth- 
schaft  zu  verwenden  braucht"  und  „gegen  deren  Kxistenz  die  eines  wuhlgehaltenen 
jSkl&ven  «ose  fürstliche**  (I)  sei. 
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nutzen,  mehr  oder  weniger  fehlt    Eine  für  ein  bestimmtes  Gebiet 
von  der  Statistik  nachgewiesene  sehr  grosse  Anzahl  Betriebe  klein- 
sten Umfangs  beweist  daher  an  und  für  sich  noch  nichts  fQr  das 
Vorhandensein  einer  gedrflckten  Lage  derselben,  sondern  sie  be- 
rechtigt zu  solchen  Schlussfolgerungen  erst  dann,  wenn  die  orts- 
weise  Häufung  beim  gleichzeitigen  Fehlen  des  mittleren  oder 
grossem  Besitzes  daigethan  ist;  und  wenn  zugleich  Einblick  dar- 
über gewährt  wird,  ob,  selbst  beim  Vorliegen  letzterer  Voraus- 
setzung, nicht  eine  Möglichkeit  lohnender  Verwerthung  der  über- 
schüssigen Arbeitskräfte   ausserhalb    des  landwirfehschaftlichen 
Berufs  besteht.  Man  darf  in  dieser  Beziehung  nicht  unterschätzen, 
dass  da,  we  z.  B.  in  Deutschland  die  Landbevölkerung  am  dich- 
testen sich  drfingt  und  die  BesitzTertheilung  am  weitesten  geht, 
d.  h.  im  Süden  und  Westen,  auch  ein  besonders  reiches  städtisches 
und  gewerbliches  Leben  blüht  und  wo  desshalb  ständige  Oelegen- 
heit  zu  Nebenyerdienst  in  einem  in  Staaten  oder  Staatstheilen  mit 
anderer  Gruppirung  der  Bevölkerung  unbekannten  tJm&ng  zu  Oe- 
böte  steht  In  der  älteren  tmd  in  der  neueren  Literatur  ist  auf 
dieses  wachsende  Ineinandergreifen  der  städtischen  und  der  länd- 
lichen Erwerbskreise  nicht  immer  genügende  Bücksicht  gezogen 
worden  und  es  sind  in  Folge  davon  Vorstellungen  über  die  Besitz- 
zerstückelung einzelner  Ländergebicte  grossgezogen  worden,  die 
den  thatsäc blichen  Verhältnissen  der  Wohlstandslage  des  flachen 
Landes  keineswegs  ents])rechen.    Das  oft  gehörte  Wort  von  dem 
„Zworgwirthschafts Winkel"  Deutschlands,  worunter  man 
die  südwestdeutschen  Staaten  und  auch  die  Rheinprovinz  mitein- 
begreift,  hat  desshalb  nur  eine  selir  relative  Berechtigung.  Denn 
wenn  auch  nicht  zu  läuguen  ist.  dass  hier  in  einer  An/.ain  Ge- 
meinden mit  rein  landwirthschaftlichem  Charakter  die  Bejiitzver- 
theilung  als  eine  denkbar  ungünstige  bezeichnet  werden  muss.  weil 
die    ansässige   Bevölkerung    ansstlilit'sslich    aus    kloinen  und 
kleinsten  Wirthen  besteht,  der  wirthschattliclie  Kückhalt  des  grös- 
seren Besitzes  also  fohlt,  so  trifFt  dies  doch  für  eine  se!ir  irros^t^ 
Anzahl  Gemeinden  keineswegs  zu,  in  denen  vielmehr  eine  ununter- 
brochene Stufenleiter  des  Besitzes  von  den  kleinsten  bis  zu  den 
grösseren  Besitzesgruppen  nachweisbar  ist.   Eine  solche  Misehun^r 
der  Betriebsgruppon  wird  doch  nur  derjenige  fttr  eine  unglückliche 
halten,  dessen  Ideal  die  thunlich  gleichmässige  Auftheilung  des 
Landes  in  laudwirthschattliche  Anwesen^  mittlerer  Grösse  wäre, 
welche  den  besitzenden  Wirthen  eine  unter  regelmässigen  Ver- 
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hfiltnissen  sorgenfreie  Existenz  zu  gew&hren  yermOgen  und  neben 
'welchen  dann  nur  noch  das  Hausgesinde  und  eigenthumslose  Tage- 
löhner als  Elemente  des  Landvolks  erscheinen.  Eine  von  social- 
politischen  Erwäguiigcji  getragene  Auffassung  wird  aber  gerne 
mdglichst  yielen  Gliedern  der  Volksgemeinschaft  ein  wenn  auch 
kleines  Stfiekchen  Boden  gOnnen,  auf  dem  in  einer  gewissen  Selbst- 
ständigkeit eine  freie  Erwerbsbethfttigung  Platz  zu  greifen  vermag ; 
und  auch  die  rein  wirthschaftliche  Betraclitungsweiso  wird  diesen 
Zustand  niclit  für  einen  bekiagensworthen  halten,  wenn  die  Er- 
fahrung zeigen  sollte,  dass  der  allü:enipine  Volkbwohlstand  unter 
solcher,  iu  denkbar  grosser  Manuichfaltiukeit  im  Einzelnen  in  die 
Erscheinung  tretenden  Mischung  des  l^udens  unter  die  ansässige 
Bevölkerunu  keine  Noth  zu  leiden  brauciit.  Endlich  aber  liemnit 
in  Betracht,  dass  eine  Besit'/\  ertheilung,  die  nach  dem  alliro- 
memeu  Stand  der  Bodentechnik  iu  einer  gegebenen  Zeit  als  eine 
schädliche  sich  darstellt,  diesen  Charakter  verlieren  kann,  wenn 
im  Lauf  der  Zeit,  bei  dem  Vorrücken  zu  besseren  Tulturweisen  mit 
dem  Gefolge  höherer  Erträulichkeit  des  Bodens,  derselbe  geome- 
trische Umfang  des  Einzelanwosens  eine  wesentlich  andere  wirth- 
schaftlicbc  Bedeutung  gewinnt;  und  wie  langsam  nun  auch  aus 
den  oft  angegebenen  Gründen  die  Verfeinerung  der  Bodencultur 
gerade  innerhalb  der  kleinen  Besitzesgruppen  sich  vollziehen  mag, 
so  bleiben  sie  doch  niemals  von  dem  ,3&uch  der  neueren  Zeit" 
gänzlich  unberührt.  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  kann  daher 
im  Laufe  der  Zeit  die  Besitz vertheiUum  eine  Bewegung  nach  der 
Bichtung  der  unteren  Gruppen  sehr  wohl  erfahren ,  ohne  dass  die 
Gesammtlage  der  Wirthe  eine  Verschlechterung  zu  erfahren  braucht; 
letzteres  wird  vielmehr  regelmässig  nur  da  der  Fall  sein,  wo  nach  den 
besonderen  Boden-  und  Klimaverhältnissen  der  höheren  Erträglich- 
machung  der  Grundstftcke  verhältnissmässig  enge  Grenzen  gezogen 
sind,  ünd  nur  in  Ansehung  der  Gegenden  der  letzteren  Art  wird 
daher  die  Staatsfärsorge  durch  directes  Eingreifen,  ndthigenfalls 
im  Wege  des  Zwangs,  einer  Verkleinerung  der  bestehenden  An- 
wesen entgegenzutreten  haben,  während  sie  sich  im  Uebrigen  darauf 
beschränken  kann,  Vorkehrungen  zu  treffen,  welche  mittelbar 
einer  Verschleehterung  der  Besitzvertheilung  im  Sinn  der  Auf- 
theilung  aller  Anwesen  zu  solchen  kleinen  und  kleinsten  Umfange 
zu  hindern  geeignet  sind,  wobei  auf  die  Ausführungen  ujiter  Ab- 
schnitt III.  t;  75  tr.  zu  verweisen  ist. 

.  BmelldllbargGi ,  A  ,  Agrarpolttlk.  I.  27 
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Anm.  1.  Mit  den  vorstehenden  Betrachtungen  wird  also  einer  schrankenlosen 
Bodenmobiiisirong  keineswegs  das  Wort  gered&t,  wie  dies  die  Vertreter  einer  liberal- 
individualistischen Auffiissungsweise  thun,  aber  ebensowenigr  einer  Bindtiog  des 
Grnndeigenthums,  wo  die  Verhältnisse  eine  solche  nicht  v(  rlaiiß^oii :  aus  dem  Ab- 
schnitt III,  wo  diese  Gegensätze  näher  zu  erörtern  sind,  geht  dies  in  aller  Deut- 
lichkeit hervor.  An  dieser  Stelle  handelte  es  sich  vor  Allem  darum,  die  AusgangSr 
punkte  für  die  "Würdigung  der  thatsächlichcn  Besitsverbältdisse  zu  gewinnen,  die 
vielfach  <  iiif  unzutreffende  Beurtheilmir'  fifpfnndpn  haben,  nanu'ntlidi  whh  den 
deutficheu  budon  und  Westen  anlangt,  wahrend  f^cradc  die  m'uei»teu  Agrarenqueten 
das  Yorhandmisein  einer  im  Grossen  und  Ganzen  noch  immer  günstigen  Besita» 
vrrflit  ilung  —  trotz  der  weitfrehenden  Zerstiickolnng"  des  Grundeitrenthums  iu  Hundert- 
tausende von  Einzelfamilien  —  ausdrucklich  bestätigt  haben  und  eine  ungünstige 
BesitsTertheihing  weaenilieli  nnrfttr  «imelne  rauhere  Gegenden,  namentlich  in  Ge- 
birgslagen, femer  in  Rebgegenden  gelten  lassen  wollen. 

2.  In  seinen  „Stadion  über  süddeutsche  Land\virth<>chaft",  1852,  sagl  Rau 
(S.  92 ff.)  ganz  zutreffend.  „Wir  können  dreist  beliaupteii,  da.ss  die  Zersplitterung 
(in  der  Pfals)  keine  erheblichen  Nachtheile  gebracht  hat,  .  .  .  sie  führte  nicht  zur 
Verarmung,  sondern  ans  der  Annuth  heraus  zu  allgemcini  ni  Wohlstand.  Wie  hätte 
sonst  das  ilutterlaud  Bayern  von  1816 — 1828  haar  über  20  Millionen  Gulden  aus 
der  Pfalz  ziehen  kSnnen?  Wie  könnte  anders  diese  Provinz  fiber  10**/«  de*'  6e- 
sammt.staatseinnahmen  fiir  Bayern  liefern,  w.ährend  ihr  Flächeninhalt  nur  7  %  «If''' 
Königreichs  beträgt?  Die  Zersplitterung  minderte  auch  nicht  die  Productiooskraß 
des  Bodens,  sondern  steigerte  dieselbe  seit  60  Jahren  um  dass  Doppelte  und  noch 
darüber.  Die  geset/lielie  Festlegung  eines  Minimums  wäre  niclif  allein  wegen  Ver- 
letzung des  Bechtsgefülils  des  Volkes  uuthunlich,  sondern  auch  überliüssig,  indem 
die  Macht  der  Verhältnisse  das  Zweckmässige  schon  von  seihst  verfügt",  was  dann 
ähnlich  wie  im  Text  des  Näheren  dargethan  wird:  wobei  aber  wohl  zu  beachten 
ist,  dass  gerade  die  b«nerliche  Bevölkening-  der  Pfalz  dnreh  Ijesondere  Intelligenz 
und  Rührigkeit  sich  au.s/.eichnet.  Vi^^l.  auch  die  schöne  Speeialstudie  Kau 's  über  die 
Landwirthschaft  der  Heidelberger  Gegend  in  der  Fes t sein ilt  für  die  XXL  Ver- 
sammlung Deutscher  Land-  und  Forstwertlie,  1860,  S.  2^3  ff .  Ganz  richti^rt'  Be- 
merkungen in  Bezug  auf  diesen  Gegenstand  auch  bei  Wa Icker,  a,  a.  0.  (S.  421  ff.), 
obwohl  die  mögUehen  Gehren  einer  zu  weit  gehenden  Atomisinmg  des  Bodens 
doch  etwas  unterschätzt  sind;  wenn  derselbe  femer  meint,  djiss  „die  Zwergwirth- 
schalt  ^im  schlechten  äiou)  .  .  .  einzelner  Theile  der  £heinprovins,  Frankreichs  und 
Belgiens  (auch)  durch  das  ultramontane  .  .  .  Verfinsterungssystem"  zu  erklären  ist, 
so  übersieht  er,  dass  in  den  protesfantisehen  Tlu'ilen  von  Würftemher^'  und  Baden 
Auswüchse  zu  weitgehender  Aultheiluug  sich  ebenso  wie  in  den  katholischen 
Gegenden  bemerkbar  machen.  —  Wenn  Fr.  List  (in  dem  Au&atz:  Ackerverfassung, 
Zwergwirthschaft  etc.,  S.  14  ff.)  bemerkt,  dass  „es  grosse  Dorfschaften  giebt,  in 
Avelchen  kein  I'Üug  mehr  geht,  andere,  wo,  weil  die  Parcellen  nicht  mehr  zu  ver- 
kleinern sind ,  den  Töchtern  einzelne  Fruchtbäume  zum  Heirathsgut  gegeben 
werden,  ja  sogar  sidelie,  wo  die  gesammte  Einwolinerschaft  nur  in  der  Aus- 
wandentn«^  mit  Kind  und  Gesinde  ihre  Rettnnfr  zu  finden  ;;lanbt''.  so  stehen  nur 
höchst  vereinzelte  Vorkommnisse  in  Frage,  die  freilich  den  unkundigen  Leser  &u 
ganz  irrigML  Schlnssfolgerungm  verleiten  mnssten. 

3.  So  dürften  auch  die  allerdings  betrübenden  Erscheinungen,  welche  im  Ge- 
folge der  Agrarkrisis  der  50er  Jahre  gerade  im  deutschen  Südwesten  auftraten, 
keineswegs  ausreichen,  das  pessimistische  ürtheil,  welches  unter  dem  Eindruck  der 
damaligen  Besitzkatastrophen  verschiedentlich  gefallt  wurde  (so  von  Helferich, 
a.  a.  0.),  auch  heute  noch  für  zntreffend  zu  erklän  n.  Allerdings  erreichte  damal? 
die  Anzahl  der  Ganten  eine  ungewöhnliche  Höhe  und  die  Liegenschaftspreise  fielen 
auf  einen  denkbar  niedrigen  Stand  (Zahl  der  Ganten  in  W^ürttemberg:  186CVS1: 
4220;  1861/52  :  4893;  1852/53  :  5635);  man  muss  aber  wohl  heacJiten.  dass  damals 
eine  Anzahl  ungünstiger  Factoreu  zeitlich  zusammentrafen,  indem  eine  ununter- 
brochene Reihe  von  aUgemeinen  FehQahren  (1860/53)  noch  Ton  dem  Auftreten  der 
verheerenden  Kartoffelkrankheit  begleitet  war.  wodurch  die  kleine  Bevnlkernn^'  d.  a 
nothwendigsteu  Nahrungsmittels  beraubt  und  im  umlauglichsteu  Maa«se  zur  Ein- 
gehung von  Consumtimsschnlden  zu  der  Torhandenen  sonstigen  Yerachaldnug  ge- 


Digitized  by  Google 


Abschn.  n.  1 7a  Die  Ueinen  Gfiter. 


419 


dränfrt  wurde.  Srilchen  Xothlajrt'ii  gr^jetiübt^r  kann,  zumal  im  Zustand  unfretiü^endcr 
Creditorgauisation,  wie  er  damals  noch  obwaltete,  auch  der  grössere  liesitz  unter- 
Keg«it  und  die  Katastrophen,  welclie  wiederholt  tlber  den  ostprenssischen  Gross* 
besitz  hereingebrochen  sind,  sollten  doch  eine  Mahnung  sein,  die  Ursache  solcher 
Vorgänge  niclit  ausschliesslich  iu  den  Besitzverhältnissen  -m  suchen,  von  der  Frafre 
ganz  abgesehen,  ob  die  oben  aiij^egebene  Zahl  von  Ganten  im  Vergleich  zu  der 
Gesammtzahl  der  landwirths eh aft liehen  Betriebe  in  Württembei^  (über  300000) 
wirklic  h  einen  so  trostlosen  Ilückschhjss  auf  die  Gesammtlage  der  land\\  irthschaft- 
lichen  lievölkcrang  rechtfertigte.    Daher  demi  auch  neuere  Schrittsteller  gerade 
dleWnrttemb ergischen  Agrarverhältnisse  vom  Standpunkt  der  Besitzvertheilnng 
uns  sehr  viel  günstifi^t'r  htnirtheilen  und  nur  local  ein  schädliclii's  TJeberwiegen  der 
iüeinvvirthschaften  anerkennen,  wie  itümelin  in  dem  Werk:  «Bas  Königreich 
Württemberg*^,  1863,  S.  426 IF.,  der  die  Yergleidumi^  mit  «irisöhen^  Zustiiaden  weit 
abweist,  und  namentlich  Kuli  '-rcLir  diu  Vorthrilung  des  landwirthschaftlichea 
benützteu  Grundbesitzes  in  Württemberg  nacli  der  Aufnahme  vom  10.  Jan.  1073*^ 
in  den  Württemb.  Jahrbüchern,  1881,  I.  Band,  1.  Hälfte),  der  die  grössere  Berits- 
z(  rstückelung  in  der  westlichen  Hälfte  des  Landes  als  Ergebniss  der  natürlichen 
und  ^virthschaftlichen  Verhältnisse  betrachtet,  „die  auf  eine  Bewirthschaftung  des 
Grund  iind  Bodens  in  kleinen  Parzellen  hindrängen"  und  der  zu  dem  Schluss  gelangt, 
dass  „im  Gau/Aii"  die  bestehenden  Verhältnisse  des  Grundbesitzes  „bei  der  seit 
langer  Zeit  vorliiindcncu  volNraiuIigrn  Freiheit  dos  Yt^rkelirs'  in  Gnind  und  Boden, 
bei  der  Abwesenheit  aller  Latituudifu  oder  übergrosstjr  liehitzuugeu,  bei  der  Selten- 
heit der  Pachtwirthschaften  uud  dem  entscliiedenen  Vorherrechea  des  freien  und 
durch  den  Eigenthümor  selbst  bowirthschafteten  Ei;;tntluiniH  .  .  .  j^rosse  wirth- 
schaftliche  Vortheile  bieten*^,  aber  auch  „eine  Grundlage  staatsbürgerlicher 
IVeiheit  und  Oleiebhelt*  sind«  Daea  die  fSortgesetste  AnftbeOnng  des  Landes  mit  der 
Zunahme  der  Volkszahl   schliesslich   eine  (Jrenze  finden  nuiss,   wird  selbstredend 
auch  von  diesem  Schriftsteller  nicht  verkannt,  der  im  Uebrigon  das  uatürliche 
Gegengewicht  gegen  ebne  UeberrflUcerung  der  Landgemdnden  in  eöner  gut  geregel- 
ten Auswanderung  iu  staatliche  (Ackerbau-)  Colonien  erblickt.  -    Ein  ähnliches 
Urtheil  über  die  Besitzvertheilung  in  Baden  ist  niedergelegt  in  den  landwirth- 
schaftlichen  Erhebungen  von  1883,  IV.  Bd.,  S.  22,  für  Hessen  in  der  bmdwirth- 
schaftlichen  Enquete  von  1884/86,  1.  Bd.,  8.  28,  für  Elsass-Lnt bringen  in  den 
„UntersnchunLTn  th-r  Lafre  und  EedüHiii'-sf'  der  Landwirthschaft",  1884,  S.  8. 

4.  l;'ür  Frankreich  nehmen  viele  baclikeuner  au,  doss  trotz  der  weitgehenden 
Besitarertheilung,  die  immer  noch  im  Wacbam  b^priffen  ist  (Reitaenstein,  Die 

Landwirthschaft  und  ihre  Lage  in  Frankreich,  Bd.  XXVll  der  Schriften  dos  Vereins 
fiir  Socialpolitik  und  Grolmann  in  Thiel's  landwirthschaftlichen  Jahrbüchern, 
ISQl,  S.  138  ff.)  kein  schädliches  Uebermaass  des  Kleinbesitzes  zu  verzeichnen  oder 
die  Lage  eine  ungünstigere  sei,  als  in  Ländern  mit  vorherrschendem  grösserem 
Besitz,  wobei  allerdings  in  Betnirbt  zu  ziehen  ist,  dass  das  in  Frankreicli  auch  in 
den  Laudorteu  herrschende  „Z  w  ei  k i u  d er  s» te  m"  ein  starkes,  wenn  auch,  nach 
der  moralischen  Seite  hin  betrachtet,  keineswegs  einwandfreies  Gegengewicht  gegen 
die  Folgen  des  Kleingütlerthums  bildet.  Aneli  J;l<rpr  glaubt  nach  Hinweis  auf 
die  zunehmende  Intensität  des  Anbaus,  die  starke  Productionssteigerung,  die 
wachsende  Stenerkraft  des  fituisftaiflchett  Landvolkes  scbHessen  sn  dürfen,  dass 
die  Mobilisiriin;,'  und  die  unter  der  ITerrsehaff  derselben  fortschreitende  Auftheilung 
des  Grundbesitzes  dem  Laude  überwiegend  genützt  habe  (a.  a.  ü.,  Iii.  Abthlg., 
8.  118);  nach  einer  amtlichen  Angabe  m&  im  Jahre  1700  nnd  1788  der  Ertn^  vom 
ha  m  !>^an/:  Frankreich  ai.  ("12  Liter,  unter  der  Herrschaft  der  Ereitheilbark»  it  aber 
im  Jahre  1839  zwischen  130U  und  1400  Liter  gewesen;  der  gesammte  Gruudwerth 
Prankreichs  habe  1821  39,5;  1851  83,5  Milliarden  Francs  betragen  mid  ist,  wie 
schon  erwähnt,  für  1888  auf  85,  «insehliegslich  des  ForstlaadeB  auf  91  JGlliiirdeai 
ermittelt  worden. 

5.  Eine  weitgehende  Auftheiluiig  des  Grund  und  Bodens  iu  Belgien  hat 
iadh  als  schädlich  doch  nnr  wegen  des  gleichzeitigen  üeberwiegens  des  ParceUen- 

pachtwcsens  erwiesen,  uud  die  agrarischen  Leiden  des  italienischen  und  irischen 
Bauernstandes  werden  ebenfalls  vorwiegend  damit  zusummenhäugen,  dass  hier  theila 
loseste  Zeitpachtverhaltnisse,  theils  nicht  durchweg  günstig  normiite  Theilbauvescr 
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hältuiss«'  vorherrschen;  weshalb  eine  Heranziebuiij:^  irischer  oder  italienischer  Zu- 
stände zom  Vergleich  mit  deueu  der  mitteleuropäischen  Staaten  und  namentlich  denen 
DentwshlandB  nmnläsdg  eneh^t.  —  In  Irland  hat  ddi  flbrieenB  aUrnftUich  In 

der  Kleinhiiit  dt  r  V!  sitzverhältnisse  eine  Heilunp:  im  ■Wepr  der  Answandernnj::  voll- 
»ogen;  man  zählte  1841:  8 176 124,  1861:  6Ö5238Ö,  1861:  5798967, 1886:  488743Ö 
Eänwohaer.  I>eimentäprech«iid  Tollxoj^  sich  die  Tergrössernng  der  EinzelanweBen ; 
wälirend  1841  Grundstücke  /Avischen  1  und  '>  Ar]t'sH]043ß  gezählt  wurden,  waren 
08  deren  1851  nur  noch  88083,  1887  :  56006  ^Minderung  um  84  7»);  Grundstücke 
«wischen  5—15  Acres  gab  es  1841:  252799,  1851:  191584,  1887:  143027  {Ver- 
minderung 38,1  7u),  wogegen  die  Gumdstücke  von  15  und  mehr  Ä.cxn  zunehiueu 
(nach  J.  Conrad.  \rt  Agrarkrisis  im  Hdwb.  d.  Sr  W  Kii«e  fjanz  ziiiretreiide 
Würdigung  des  kieiiibiiuerlicben  Besitzes  in  winlisi  hüiiiu  iu  i  ilnisii  ht  auch  bei 
Jäger,  a.  a.  0^  HL  Abtlig.,  S.  121,  dem  überhaupt  im  Gegensatz  zu  anderen 
Schtülstelleni  eztrem-agrariBoher  Bicbtung  die  Qebnndenlieit  des  Bodens  widerstrebt 


§  74.  Das  Idoal  dor  la nd wirthschaftlichen  Bositzver- 
theiluug.   Die  ätatistik  des  Grundbesitzes. 

1.  Auch  für  die  landwirthscliaftliche  Besitz vertheiluiig  uilt.  dass 
jedes  Extrem  sich  iiachthoilig  erweisen  muss,  ein  \'orlieiTschen  des 
Grosögrundbesitzes  ebenso  wie  ein  Uebermaass  der  landwii-thschnft- 
licben  Betriebe  kleinster  Art.  Als  Ideal  der  Besitzverth»  iluiicr 
würde  also  jener  Zustand  zu  erachten  sein,  wo  Besitzcbgrössen 
der  mannichfaltiirsten  Abstnfunc"  vertreten  sind  und  zwar  so.  dar,» 
die  Anwesen,  welche  eine  auskömmliche  wirthsciiaftliehe  Lel>eiis- 
baltung  und  dementsprechend  eine  feste  sociale  »Stelhinr^  orniörr- 
lichon,  also  die  1  a  n  d  w  i  r  t  h  s  e  h  a  ftl  i  c  h  o  n  Anwesen  mittlere  r 
Grosse  in  allen  Landgemeinden  in  nielit  zu  kleiner  Zahl  vor- 
kommen, in  keiner  uanzlich  fohlen.  Auch  wenn  bei  starker  Auf- 
theilung  des  Grund  imd  Bodens  die  geschilderton  Ersclieinunofen 
des  Zwergwirthschaftenthums  nicht  gerade  sonderlirli  l»emerkbar 
werden  sollten,  die  Kleinwirthe  al^'o  im  Durchschnitt  der  Jalire 
wohl  zu  bestehen  vermöcliten,  so  müsste  dennoch  der  Mangel  vod 
Anwesen  mitlilerer  Grösse  in  einer  ganzen  Reihe  nicht  unwichtiger 
Beziehungen  als  nachthoilig  sich  geltend  machen.  Wie  der  Gross- 
grundbesitz recht  eigentlich  die  Wiege  der  landwirthschafUicheD 
Betrit-1)sfortschritte  ist,  so  wird  der  grössere  und  mittlere  bäuer- 
liche Besitz  recht  eigentUch  der  Yermittler  dieser  FortscMtfce  aueh 
zu  den  kleinsten  Anwesen  hin,  während  ohne  dieses  vermittelnde 
Glied,  bei  der  sllzugrossen  Yerscbiedenheit  der  Verhältnisse  zwi- 
sehen  .dem  grössten  und  kleinsten  Besitz,  auch  wegen  der  soeialen 
Eluft^  die  zwischen  beiden  besteht,  das  von  ersterem  gegebene 
nützliche  Beispiel  erfahrungsgemäss  nur  selten  und  nur  sehr  lang- 
sam wirkt.  Von  dem  Kleinbauern,  der  Ton  früh  Morgens  bis  spät 
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Abends  während  eines  grossen  Theils  des  Jahres  angestrengt  thätig 
ist,  kann  man  biliigerweise  nicht  beanspruchen,  dass  er  einen  leb- 
haften thätigtMi  Antlieil  an  dem  landwirthschafklichen  Vereinsleben 
nehme  oder  durch  Lesen  landwirthschaftlicher  Fachschriften  sieh' 
fortbilde;  vielmehr  mfissen  mUndliche  Einwirkung  und  das  augen- 
fällige Beispiel,  aber  nieht  des  vomehmen  Gutsbesitzers  oder  Gross- 
pächters, sondern  des  eigenen  Tenn5glichen  Standesgenossen  die 
Wege  bahnen,  auf  denen  das  Nützliche,  Beste  und  Vollkom- 
mene erobernd  bis  in  die  kleinsten  Besitzungen  vordringt  Pie 
Inhaber  der  grosseren  und  mittleren  bäuerlichen  Betriehe  sind 
daher  yermOge  ihrer  besseren  allgemeinen  Bildung  die  eigentUchen 
Stützen  des  landwirtfaschaftlichen  Vereinslehens  in  den  Landorten 
und  die  landwirthschafUiche  Verwaltung  und  ihre  Organe  würden 
ohne  das  TerständnissroUere  Entgegenkommen  der  Mittel-  und 
Grossbauem  mit  ihren  Bestrebungen  nur  äusserst  langsam  in 
Landorten  Boden  zu  gewinnen  yermögen.  Auch  eine  erfolgreiche 
Entfaltung  des  bäuerlichen  Genossenschaftswesens,  dessen  Bedeu- 
tung für  die  sittliche  und  wirthschaftliche  Hebung  des  Landvolks 
nicht  hooli  i^enug  veranselilagt  werden  kann,  würde  in  (jemeinden 
mit  ausschliesslich  kleinlichen  Besitzverhältnisseii  nicht  zu  erwarten 
sein,  weil  die  Leitung  der  Genossenschaften  viel  Opfer  an  Zeit 
und  Arbeit  erheischt,  aber  auch  Anforderungen  an  die  wirthschaft- 
liche  Einsicht  stellt,  denen  wiederum  der  Keuel  nach  nur  die  In- 
haber mittlerer  Betriehe  sich  gewachsen  zeigen  werdeu.  Je  mehr 
endlicli  das  Gemeindeleben  im  Sinn  grösserer  Autonomie  der  Ge- 
meindeverwaltung sieb  fortentwickelt,  um  so  mehr  tritt  der  Werth 
eines  bäuerlichen  Mittel-  und  Grosshesitzes  hervor,  dessen  Ver- 
treter hinreichend  gebildet  sind,  um  den  auf  diesem  Ge))iet  er- 
wachsenden Aufgaben  voll  gerecht  zu  werden  und  wiederum  in 
einer  ökonomischen  Lage  sich  befinden,  die  ihnen  gestattet,  den 
ehrenamtlichen  Pflichten  der  Selbstverwaltungsthätigkeit  ohne  Schä- 
digung der  eigenen  Interessen  sich  zu  imterziehen. 

2.  Das  Bild  einer  guten  Besitzvertheilung  würde  übrigens  unTOll* 
kommen  gezeichnet  sein,  wenn  es  nur  selbstständige  landwirth- 
schaftliche  Betriebe,  wenn  schon  yerschiedensten  Umfangs,  auf- 
weise und  die  kleinsten  Landstellen  vermissen  lassen  würde; 
wenn  m.  a.  W.  die  zur  Bewältigung  der  auf  den  grosseren  Anwesen 
vorkommenden  Verrichtungen,  neben  dem  Hausgesinde,  erforder- 
lichen Arbeiter  yOllig  landlos  wären.  Ein  solcher  Zustand  der 
EigenthumsTcrtheilung  würde  dauernd  nicht  nur  den  Interessen: 
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der  arbeitsbedürftigen  grösseren  Besitzer  selber  entgegen  sein,  son- 
dern auch  die  socialen  Gegensätze,  welche  das  städtische  Leben 
leider  in  so  betrübender  Weise  verbitiem,  auch  auf  das  flache 
Xand  übertragen  (§  70  Ziffer  4).  Den  auf  Arbeit  in  fremden  Dienst 
annrewiesenen  ärmeren  Elementen  auf  dem  Land  sollte  daher  die 
Möglichkeit  des  örundbesitzerwerbs,  mit  welchem  ein  gewisser 
Bückhfllt  in  arbeitsloser  Zeit  und  die  Holfnung  auf  weiteres  Vor« 
würtflkommen  gewfthrt  und  das  Selbstgefühl  und  die  Selbstachtung 
auch  dieser  Ereise  gestärkt  und  gefestigt  irird,  nicht  vorenthalten 
bleiben.  Ein  durch  die  Statistik  nachgewiesener  Auseinander&ll 
#ines  m&ssigen  Theils  des  Grund  und  Bodens  selbst  in  winzigste 
Parcellenbesitze  ist  daher,  weit  entfernt,  zu  beunruhigenden  Sehluss- 
folgenmgen  zu  berechtigen,  im  GegentheÜ  ein  Symptom,  welches 
die  Annahme  begründet,  dass  für  rein  proletarische  Existenzen  auf 
dem  flachen  Land  kein  Baimi  ist  und  dass  auch  die  Aermsten  den 
Drang  fühlen  und  geltend  machen,  in  die  Classe  der  Besitzenden 
einzurücken  und  den  mühsam  erworbenen  kleinen  Besitz  festzu- 
halten. Und  Angesichts  der  grossen  Zahl  kleinster  Landstellen  in 
Frankreich  (und  in  anderen  Ländern)  und  starker  Besiizzersplittenmg 
daselbst  darf  man  daher  nicht  sagen:  Frankreich  ist  bedeckt  mit 
Zwergwirtliselialten,  sondern:  eine  grosse  Menge  Tagelöhner  hat 
das  Glück,  einen  Immobiüurnothpi'cuuig  zu  besitzen^). 

Di«  Statistik  der  landvirthschaftlichen  Besitzvertheilang. 

Es  ist  ein  Hauf^el  der  seitherigen  dentschen  nnd  ansserdentsclien  Statistik, 

dass  sie  meist  nur  über  die  (irös-sciivfrliiiltnisso  der  laiidwirthschaftlichen  Betriebe, 
nicht  aber  zuglöch  über  die  Eigeutlia ms  Verhältnisse  Aufschloss  ertheilt;  sie 

fenügt  daher  flberall  da  nicht,  wo  dne  sociale  Betrachtunpweise  f^erade  darüber 
nfklärUD^  zu  erhalten  wünscht,  in  welchem  Umfang  und  in  welchem  Verhältniss 
die  Bevölkerung'  eigcnthümlicheu  Äutheil  am  Grund  und  Boden  hat  und  ob 
nud  in  welchem  Maasse  etwa  eine  sehr  weitgehende  Eigenthumshäufung  zu  Gunsten 
Eimelner  stattfindet.  Dieser  Maugel  der  Statistik  ist  in  den  unteren  stuicu  we- 
niger von  Bedeutung,  weil  daselbst  Kly^t  iithnrns-  und  Ht  ♦rit  bsfläche  ziemlich  zu- 
sanxmenfallen  und  der  eigeuthümliohe  BesiU  mehrerer  laiid\Mrthäc}iaftlicher  Anwesen 
zu  den  Ansnahmen  zählt,  wohl  aber  in  den  oberen  Stufeu,  weil  beim  Orossgmnd' 
b<'sitz  sohl-  häüti?  die  gesanunte  Eigenthnmsflächo  rffrclmiissiir  in  t'in(>  mehr  oder 
minder  grosse  Anzahl  Wirthschahsflächen  (eigeubewirthschattete  oder  verpachtete 
nBetriehe**)  zn  zer&llen  pflegt.  Nnr  011(01111»  durch  Yerfrleichiuig:  mit  dem  Vor- 
kommen  der  Pachtbotriebe  lässt  sich  ein  ITrtlioil  über  die  Eisrenthumsvcrhältnisse 
iuu  Grund  und  itoden  bei  dieser  Sachlage  gewinnen.  Im  Juuzelnen  ist  zu  be- 
merken: 

1.  Deutschland.    Nach  der  Berufsstatistik  von  1882  wurden  5276. land» 
wirthsehaftliche  Betriebe  gezählt,  welche  31868972  ha  Land  bewirthschaftetea 


Su  Roscher,  Aum.  13  zu  §  143.    Vgl.  liiezu  auch  die  Ausfülirungen  in 
Kap.  V,  §  97:  Ennöglicbime  des  Gmndbesilzerwerbs  durch  Landarbeiter 
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{ausserdem  4951 97ö  ha  HobslaDd),  so  dass  im  Durchschnitt  auf  einen  Betrieb  eine 
landwirChscIuiftliclie  PlSclie  von  6  ha  (eine  Öeaammtfläche  von  7,6  ha)  entfilllt. 

Trennt  miui  im  Sinn  tlnr  frülitTcn  Ix-^rrifTliclit  u  Unterschiede  die  Betriebe  in  solche 
unter  2  ha,  von  2  ha,  bis  100  ha  und  über  100  ha,  and  lässt  man  das  Holzlaud 
ausser  Betracht,  so  erhftlt  man  fSr  diese  3  Grappen  folgende  Zahlen:  Es  entfallen 
auf  die  nntt  iHte  Gruppe  (unter  2  ha)  3061831  Betriebe  (58  7©  der  Gesammtzahl) 
mit  l82r)!)8S  lia  (5,7  "  o  der  Gesammtfläche) ;  auf  die  mittb'rr»  Onippc  (2  lia  bis 
lOO  lia)  21ÖU522  Betriebe  (41,5  7«  aller)  mit  22256771  ha  (6Ü,U  7«  d«'.s  gesauimtea 
landwirthschaftlichen  Areals^,  aiit  die  olnre  Gruppe  (über  100  ha)  24991  Betriebe 
(0,5  7o)  mit  778(5263  ha  (24,4  7o)    Nahezu  die  Hälfte  aller  Betriebe  entfallen  also 
aut  den  bäuerlichen  Besitz,  welcher  an  der  landwirthschaftlichen  Fläche  mit  last 
drei  Viertel  beiheiüjrt  ersclieint,  in  Wirklichkeit  aber  noch  stärker  vertreten  ist,  da 
einestheils  aiu-h  iintpr  den  Betrieben  über  1(X)  ha  eine  An/abl  noch  ansp-psprochenen 
liknerlichen  Charakter  au  sich  tragen  (nameutlich  iu  dem  nördlicheu  Deutschland) 
-und  andemtheils  in  den  frnclitharaten  Oe^nden,  namentlich  in  solchen  mit  Special» 
culturen  (Wfin,  Tabak,  Hnpfeu,  Obst)  avicb  von  den  Betrieben  nnfer  2  ha  manche 
noch  eine  scibststäudige  bäuerliche  Existenz  ermöglichen.   Nur  ein  kleiner  Theil 
der  Ge^ammtflftclie  des  Bodenareals  ist  in  kleinste  Farcellenbesitsse  (unter  2  ha) 
«ersplittert  (rund  V.iut«'!);  und  darf  jenes  breite  Vorwiegen  des  bäuerlichen  Besitzes 
als  Merkmal  einer  durchschnittlich  pinstig«n  Besitzvertheilung  auge8eh<'n  werden, 
so  wird  mau  es  als  eineu  erheblichen  socialen  Vortheil  erachten,  dass  rund  '6  Mil- 
lionen Meiisthen.  welche  grossentheils  Landarbeiter,  sum  kleinen  Theil  Fabrik- 
arbeiter, Handwerker  sind,  übri}>rens  in  der  Gruppe  ?:wis(heu  1  und  2  Iia  in  statt- 
licher Anzalil  (rund  250000)  nocl»  eine  selb.ststiuidige  Kxistenz  auf  ihrem  Besitzthum 
fShren,  an  den  Sepiungfen  des  (inindbesitzes  und  zwar,  wie  aus  den  Angaben  der 
1882»^-  Besijzstatistik  über  das  \  orkouimen  der  Pacht  erhellt,  überwieprend  als 
£igenthümer  Theil  nehmen  (das  Pachtland  belauft  sich  im  Durchüchuitt  aller 
Betriebe  nnter  S  ha  auf  29,7  7ot  steigt  aber  in  einselnen  Theilen  Dentschlands 
allerdin^  auf  507o;  ^'^'l.     170).  —  Scheidet  man  die  Grnppe  von  2  -5  ha,  weil  jedeu- 
£all&  zu  einem  Theil  noch  unselbstständige,  zu  einem  andern  Theil  noch  bäuerliche 
Zwergbetriebe  enthaltend,  mit  einer  Zahl  von  981407  — 18,6  7o  <illof  Betriebe  nnd 
einer  Fläche  voi.  ,319G2()'^  —  10  7o  der  Gesanimtwirthschat'tstbicbe  aus,  so  bleiben 
als  mittlere  und  grössere  bäuerliche  Betriebe  (vou  5 — 20  ha  und  von  20 — 100  ha) 
immer  noch  1208115  (22,9  7o)  mit  19066568  ha,  d.  h.  einer  Wirthschaflsfläche, 
welche  59,9  7o  der  landwirthschaftlichen  (Jesammtbodeufläche  gleichkommt.  In 
den  einzelnen  dentsc  ben  Staaten  ist  dieser  wichtigste  Thei!  der  bäuerlichen  Betriebe 
allerdings  niciit  gkichmässig  vertreten;  es  bilden  nkmiich  diese  beideu  Gruppen 
(ö— 100  ha): 


in  Froeenten 

iu  Proeentea 

aller 

der  GosamTnt\sirth« 

Hauptbetriebe. 

schattsüäche. 

in  Preussen 

21,7 

55,7 

„  Bayern 

37,1 

80,4 

^  Sachsen 

38,9 

70.1 

^  Württemberg 

20,1 

64,1 

n  Baden 

17,0 

55,8 

„  Hessen 

19,9 

62,0 

Mecklenburg-Schwerin 

12,7 

aB,7 

„  Meckleuburg-Strelitz 

10,2 

34,0 

f,  Oldenburg 

23,2 

78,1 

„  Sa  cbson -Weimar 

29,8 

70,3 

„  Braunschweig 

15,8 

65,6 

„  ElsaSB-Lothringen 

15.1 

56,2 

Deutsches  Kelch 

22,9 

59,9. 

In  der  nachstehenden  Tabelle  sind  die  Proceutzahlen  für  die  einzelnen  Besitz- 
gmppen  für  die  wichtigereu  Staateu  und  Staat^gebietstheile  des  Deutscheu  iteichs 
ftberticbiliclL  «isunmengestellt. 
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Die  landwirthscliaftliche  Besitzvertheilung  im 

Deutschen  Boich. 
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s 
t— t 

OBtpmuuien  

53,9 

2,1 

13,9 

3,5 

16,7 

! 

14,0 

13,8 

43,8 

1,7 

38,6 

Westpreussen     .   ,   .  . 

60,6 

2,5 

11,6 

3,1 

;15,9 

14,0 

10,1 

33,3 

1,8 

47,1 

63,0 

3,9 

12,8 

4,1 

Ii  5,4 

19,4 

8,2 

35,3 

0,8 

36,3 

65,3 

2,8 

12,6 

3,5 

!  15,2 

13,5 

7,2 

22,8 

1,7 

57,4 

Posen  i 

o6,8 

2,4 

12,2 

3,3 

;22,1 

19,1 

7,2 

19,9 

55,3 

Schlesien  ' 

' .')!  ,6 

4,9 

1,1.2 

11,0 

19,5 

26,9 

4,9 

22,7 

OJ5 

34,9 

6,1 

,  13,0 

7,1 

14,1 

24,0 

5,8 

3ö,8 

|Ü,4 

27,0 

8cbIflswig>-Hol8tai]i .  .  . 

55,8 

2,0 

;  12,0 

3,8 

lo,9 

16,4 

lo,6 

61,4 

0,7 

16,4 

Hannover  

o9,4 

118,4 

11,0 

15,4 

30,3 

6,7 

44,5 

;ö,16 

6,9 

Westphalen   .   ^   .   •  . 

69,9 

10,4 

|14,7 

13.0 

11,5 

34,2 

3,8 

nn  -4 

37,1 

0,12 

4,8 

HeBBCo-NaiiBau  ,  .   .  . 

68,7 

10,9 

22,4 

20,7 

|16,5 

42,8 

2,3 

18,9 1 

0,13 

6,7 

Khoinland 

12,8 

17,3 

20,7 

;i3,o 

43,1 

1,6 

20,71 

0,05 

2,7 

Hohenzollern .   .   .   ,  . 

,a9,7 

b,9 

33,4 

23,2 

23,8 

48.2 

,-^,0 

19,1 1 

0,11 

2,6 

61,4 

4,9 

16,2 

7,7 

15,6 

22,9 

6,1 

32,81 

0,72 

31,7 

38,5 

4,6 

24,3 

12,7 

!3().ö 

48,1 

6,6 

32,3 

0,11 

2,3 

Sachsen   

60,2 

6,1 

15,5 

9,7 

IlS.H 

89,6 

5,1 

'30.5! 

0,4 

14,1 

Württemberg  

53,6 

11,0 

26,3 

22,9 

■17,6 

43,6 

2,5 

,20,5 

0,05 

2,0 

54,4 

13,7 

28,6 

28,7 

!15,7 

42,3 

1,3 

13,5 

0.04 

1,8 

57,7 

11,6 

22,3 

21,5 

18,6 

49,7 

1,3 

12,3 

0,12 

4,9 

Mecklenburg-Schwerin 

78,8 

4,0 

\  7,1 

2  4 

i  6,1 

6,4 

6,6 

27,3 

1,4 

59,9 

fiaeliBen-lVeuDar .   .   .  . 

49,9 

6,1 

19,9 

11,6 

25,4 

45,3 

4,4 

25,0 

0,4 

12,0 

MeclflpTiburg^8tr«litB  .  . 

83,9 

3,4 

4,8 

1,6 

i  4,5 

5,3 

5,7 

28,7 

1,1 

Oldenburg.   ^   *   «  ,  . 
Brannschweiii^    ...  * 

53,8 

,  5,3 

22,9 

13,2 

1 16,0 

28,3 

1  ' 

49,8 

0,12 

3,4 

63,8 

I  8.6 

!io,i 

7,9 

11,6 

29,0 

4,2 

36,6 

0,32 

17.» 

Elsass-T,ofl»rinp:eii   .    .  . 

60,9 

13,3 

23,8 

23,2 

13.4 

■  1,7 

20,7 

0,21 

7.3 

Deutgchea  Beich  .  . 

58,0 

5,7 

jl8.6 

10,0 

17,6 

1  ö,3 
1 

31,1 

|0,Ö1 

24,4 

1 

Im  Allgemeinen  läset  sich  sagen,  dass  das  Deutsche  Ecich  etwa  in  der  Linie 
der  Elbe  dcrartifj  zweij^etheilt  ist,  daas  westlich  davon  die  kleineren,  östlich  die  grösseren 
Betriebe  vorwiej^eu.  Der  Grossbesitz  ist  in  den  östlichen  preussischen  Provinzen, 
wo  er  bis  zu  57®/©  der  gesammten  landwirtlisthattliclu-ii  Fläche  einnimmt  (INimmem), 
sowie  in  Mecklenburg  (56  luid  59%  der  Fläche),  der  grössere  biiiu  rlirhe 
Besitz  (20 — 100  ha)  namentlich  iu  Oldenburg,  Braunschweig,  in  Preubseu  be&ondere 
in  den  Provinzen  Schleswig- &>lstein,  Uannoyer,  Ost-  und  Westpreussen,  sowie 
iu  Brandenburg,  der  kleine  und  mittlere  bäuerliche  Besitz  '2  20  ha^  vor- 
wiegend in  Bayern,  Sachsen,  Württemberg,  Baden,  Hessen,  Klsass-Lotlmugeu,  der 
kleinste  Besits  (bis  2  ha)  am  stSikiten  in  den  vier  letztgenannten  Staaten  rer- 
treten;  grössore  bänorlichf^  flütt-r  (20-  100  ba)  finden  sich  übri^rons  in  erheblicher 
Anzahl  auch  noch  in  Bayern  und  Sachsen  tbis  zu  30"/«  der  Fläche;,  während  diese 
Beiitzgruppe  in  Boden  und  Hessoi  nur  noeh  12—13%  der  Hiebe  cinninmit  Die 
kleinen  und  klelnaten  Betriebe  finden  sieb  (wie  die  der  Yerarbeitiittg  der  Dentaehen 
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liandwirtfaschaftlicheu  jU«tnebs«tftÜ8tik  beigegebeueu  kartographischeu  Darstelluugea 
erkemieit  kunen)  namenäicli  im  Gebiete  des  Rheins  tmd  seiner  Nebenllilsse,  insbe- 

sondero  der  Mosel,  des  Neckars  und  Mains,  d.  h.  in  den  Gegenden  deg  Wein-  und 
Handelsf^wächsbaues  sowie  entwickelter  ludustriethätitrkeit,  sodann  aber  auch  in 
sehr  vielen  Gebirpsprejrendt  ii  im  südlichen  Schwarzwald,  iu  den  Vu^aseu,  im  Wester- 
wald, Taunus,  württemb.  i;iuheu  Alp,  Allgäu,  Erzgebirge  etc.).  Die  Extreme  der 
Besitzvertbeihni«:  abt  r  bilden  einerseits  der  Nordosten  Dentschlimds  mit  dem  Hervor- 
treten des  übergrossen  ^Latifuudieu-jiieKitzes  und  anderseits  der  iSüdwesten  mit  dem- 
jenigen der  bttuerlichen  Kleinwirth«chaften. 

(iro8g(Latifundieu-)Besit/.  insbesondere.  W^ie  obenerwähnt  entfallen 
auf  die  Grossbetriebe  (über  100  hai  24iH)l  mit  einer  Gesammtfläcbe  von  1027H263ha 
tmd  einer  landwirtbschal'tlicben  Fläche  von  7  786263  ha,  auf  dicjiuiigeu  unter 
100  ha  5251 363  mit  einer  6esammttiii(  he  von  29899740  ha  und  einer  landwirth- 
schaftlichen  Fläche  von  24062709  ha,  d.  h.  es  nehmen  die  gTÖss<?ren  Betriebe 
etwa  2o7o  der  landwirthschaftlicheu  Fläche  ein.  Von  jenen  auf  die  Betriebe  über 
100  ha  entfallenden  7 786 263  ha  landwirthsehaftlicher  Fläche  kommen  ab«r  auf  die 
sieben  ("»st  Ii  eben  p r »' n  ^ <  i  s c h e ii  rrnvinzeu  allein  0120059  ha  mit  17H96 
Betrieben  und  es  nimmt  liier  der  grössere  Grundbesitz  (über  lUU  ha)  42"'/o  land- 
ivirthschaftlicben  Fläche  in  Anspruch,  ^genfiber  24,67»  in  Deutschland,  14,1*'«  in 
Sachsen,  7,3  in  Elsas  !  '  t!  rin;,'.  !!.  2,3"  ,,  in  Ibiyeni,  2'%  in  Württemberg,  1,8%  in 
Baden;  er  wird  nur  übertroffen  in  den  beiden  Mecklenburg,  wo  auf  die  grösseren 
Gfiter  (über  100  ha)  rand  6tf/o  der  landwihichafllichen  FlKche  entfallen;  von  der 
Gesammtzahl  der  grösseren  Betriebe  in  Deutschland  (über  100  ha)  entfallen  auf 
jene  Provinzen  allein  71,6'7o.  Von  besonderer  Interesse  im  Hinblick  auf  die  Aus- 
führungen in  §  71  ist  aber  das  Vorkommen  des  ganz  grossen  (Latifundien-) 
Besitzes,  über  welches  die  sorgfältigen  Untersuchungen  von  J.  Conrad  in  den 
Jahrb.  f.  \.  A.  15.  XVI  S.  121  ff.)  dankenswerthen  Aufschluss  ertheilen.  Nimmt 
mau  mit  Cuurad  au,  dass  ein  eigentlicher  Latitüudienbesitz  erst  mit  einem  Besitz 
von  5000  ha  beginnt,  so  giebt  es  solche  Besitzer  in  jenen  Provinzen  ttberhaupt  158 
mit  ITöH  Hütern  nnd  mit  einer  Gesammtfläche  von  1768040  ha  'darunter  allerdings 
936388  ha  Wald)  und  132674^  M.  Gruudsteuerreinertrag;  unter  denselben  sind 
15  Sonveräne  und  Hitglit^er  BOUTeräner  Bänser  mit  374  7B3  ha  und  123  adelige 
Besitzer  mit  1223116  ha;  der  Rest  entiallt  auf  bür;:(ili  l  -  Besitzer  flO  mit 
82375  ha)  und  auf  iirwerbsgesellschaften  sowie  Communeu  und  Uuivcrsitäten.  Anf 
die  20  grössten  Besitzer  entfallen  678  Outer  mit  688056  ha  (darunter  367190  ha 
Wald);  bei  diesen  bewegt  sich  der  Gesammtbesitz  zwischen  13642  ha  und  70139  ha 
(letzterer  dem  Fürsten  von  Pless  gehörig).  Wenn  man  erwägt,  dass  im  Gross- 
herzogthum Baden  iu  eine  landwirthschaftlicheu  Fläche  von  836362  ha  rund 
232000  Betriebe  si(  !i  tlieilen,  während  im  östlichen  Deutschland  692250  ha  land« 
wirthsehaftliehe  Fläche  158  Personen  (physische  nnd  inristische  Personen)  gehören, 
80  wird  mau  wohl  mit  Kecht  von  einer  abnormtu  Bcaitzvcrtheilung  iu  dieseu 
Provinzen  sprechen  dürfen;  zumal  Angesichts  des  weiteren  Umstandes,  dass  der 
Preussische  Fiscus  in  denselben  ebenfalls  in  772  Pomänen-Vorwerken  mit 
^7625  ha  betheiligt  isk  —  Noch  grellere  Besitzverhältnisse  weisen  allerdings 
einzelne  Kronljiiider  0 esterreich' t  und  England  auf. 

2.  In  Oesterreich  fehlt  es  bis  jetzt,  abgesehen  von  Veröffentliehungen  für 
einzelne  Xronländer,  an  einer  guten  landwirthsehaftl.  Statistik  der  Pesitzverhältnisse. 
In  Böhmen  ist  die  auf  den  Grossgruudbesitz  (über  200  Joch,  l  .loch  =  57,5  ar> 
entfallende  Fläche  zu  2906289  Joch  (1672570  ha),  die  auf  den  Kleingrundbesita 
(unter  2(X)  Joch)  entfallende  zu  4988014  Joch  '2H70(;02ha)  ermittelt  worden,  so 
dass  also  jener  über  ein  Drittel  des  Landes  in  sich  begreift.  In  diesem  Kronland 
nm&ssen  allc^  die  beiden  farttüeh  Schwan enberg'schen  Herrschaften  Kru* 
man  und  Wettingau  36  Quadratmdlen  (rund  2<>)000  ha),  die  fürstlich  Thnrn- 
nnd  Taxis'sche  Eerrachaft  Chotieschau  19Vt  Quadratmeileu  (rund  IIOOUO  ha)« 
die  Kameralherrschaft  Pardubitz  12 Vs  Quadratmeilen  (67000  ha),  die  fürstlichen 
Fürsten  b  I  1  l  '  che  Doppelherschaft  ?  ii  rjjf  litz-K  ruschowitz  10 Ys  Quadrat- 
meilen (Ö60UU  ha^;  d.  h.  diese  vier  Herrschaften  nehmen  eine  Fläche  ein,  welche 
dem  dritten  Theil  des  landwirthschaftlicheu  und  forstwirthschaftlichen  Areals  des 
ganzen  Grosshensogthnms  Baden  gldch  kommt.    Für  Niederdsterreich  hat 
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Günther  im  Jahre  1875  81  Güter  über  2U00  Joch  (1  Joch  =  57^  ar)  enaittelt, 
darunter  21  über  7000  Joch  bin  52000  Joch;  den  ausgedehnteste  Onmdbwdta  hat 
das  gr&fliche  Hoy os'sche  Fideicominiss  mit  59256  Joch.  (Siehe  üestMT. Statistische 
Monatshefte,  I.  Jahrgang  1875,  S.  840  ff.  :  —  In  ganz  Oestprreirli  sind  IRRS  4116216 
Grundbesitzer  ermittelt  worden  und  e&  eutlieleu  im  Durchschnitt  aut  1  Grundbesitzer 
11,94  JToeh  vnd  40,07  Gulden  Banertrap. 

3.  Fntjarn.  Xuch  den  amtlicliori  Auftialinien,  welche  in  die  Jahre  1850/69 
fallen,  ergiebt  sich  iu  Ungarn  und  Siebenbürgen,  aiso  mit  Ausschluss  von 
Kroatien  und  Slavonien,  dne  Gesammtssahl  der  Gmndbeflitzungen  Yom,  2486265  mit 
einer  Gesammtfläche  von  46597889  Joch  (hiervon  43 477 476  ertragsfähig  und 
3120414  unbenutzbar);  dem  entspricht  eine  Burchschnittsgrösse  von  18,74  Joch. 
Die  Vertheilung  auf  die  einzelneu  Grosseukategorien  ergiebt  folgendes  Bild: 

BesitzgTuppen  Grundbositznngen 
nachdGröw  2^^,,  o/ 

bis  zu  5    1  444  4^K)  58,0^ 

5—15    643  091  25,87 

16—30    260(519  10,48 

30—50    77  280  3,11 

60—100    30886  1,22 

100   rm   20611  0,88 

öüü  -iUÜO   4502  0,18 

1000—10000   5195  0,21 

Aber  10000   231  0^ 

Inwieweit  lüer  Doppelzählungen  von  Bcdentong  lind,  lassen  die  amtlichen 
Aasweise  nicht  erkennen.    (Nach  Wirminghaus.) 

4.  In  Frankreich  wurden  i'nac'h  der  statistique  agricolp  von  1882)  im  Ganzen 
6672(X)7  Betriebe  mit  eiutr  Bewirthschartuuijsfläche  von  4^)5r»186l  ha  gezählt, 
davon  entfielen  auf  die  kleinsten  (unter  1  luv)  2167(U;7  38,2"  mit  1083833  ha 
(2Ä  der  Flächei;  auf  dieienifren  von  1—5  ha:  1865878  (32,97o''  ""t  r)597n34  ha 
(ll,37o);  auf  diejenigen  von  ö— 20  ha  1200505  (21,27o)  mit  12238935  ha  124,77«); 
auf  diejenigen  über  20  ha  4H7957  (7,77o)  mit  30641460  (45,0^/o).  Die  Betriebe 
über  20  ha  erfassen  7,7''/o  d(  r  ('  ammtzahl  und  61,87o  der  Gesammtfläche  (in 
Deutschland  ö,8  und  55,57«,),  diejenigen  unter  20  ha  92,3  und  38,27e  (üt  •'^«utsch« 
land  94,3  nnd  44,5),  diejenigen  unter  51)a  73,l7o  und  184^*/»  (in  DentacMaDd 
7n,r)7o  und  15,77o),  diejenigen  unter  1  ha  38,2  und  2.2"',,  'in  lientsehland  44,0 
und  2,47i»)t  die  durchschnittliche  Grösse  eines  laud^^-irthschaftlichen  Betriebs  ist 
8,74  ha  (fai  Bentschland  6,0  ha  und  etnachliessUch  des  Holzlandes  7,6  ha).  Im 
grossen  Durchschnitte  weisen  also  die  Besitzverhältnisse  der  beiden  Länder  erheb- 
liche Unterschiede  nicht  auf;  die  ganz  kleinen  Betriebe  sind  sogar  in  Deutschland 
noch  etwas  stärker  vertreten  als  in  dem  als  stark  zerstückelt  angenommene  Frauk- 
reif  h.  79,767©  der  Betriebe  werden  von  den  Besitzern  selbst  bewirthschaftet ; 
13,82°/o  sind  in  Zeitpacht;  0,42  in  Halbpacht  verg:ebon;  nach  der  Fläche  sind 
die  betr.  Procentzahlen  für  das  seibat  bewiithschaftete  Land  59,7°  „i  iär  Zeitpacht 
27,24"/o.  für  Halbpacht  12,99"/o,  während  in  Deutschland  auf  100  ha  Areal  nur 
12,97o  Pachtland  entfällt.  Im  Vergleich  mit  der  Statisük  von  18(^2  ist  .seitdem 
eine  Vermehrung  der  landuirthschaftlicheu  Betriebe  über  1  ha  eingetreten  und  zwar 
nm  278478,  trotx  dea  Abgangs  von  188000  Wirthschaften  fiber  1  ha  in  Folge  dee 
Verlustes  von  Elsass-Lothringen.  Und  zwar  ist  die  Vermehmnfr  am  -t  i  ksten  in 
den  mittleren  Gruppen  von  5  ha  au  aufwärts  bis  30  ha,  in  den  Gruppen  zwischen 
1 — 6  ha  und  80 — 40  ha  dagegen  nnbedentend  und  es  steht  dieser  Yermehrung  in 
der  Besitzgmppe  über  40  ha  eine  Venninderung  (um  7,847o)  gegenüber. 

5.  In  Bel;^ien  und  Holland  überwicj^t  ebenfalls  der  kleinere  und  mittlere 
bäuerliche  Besitz.   Im  erstereu  Laud  wurde  1880  gezählt  909399  Betriebe  auf 


*)  Die  Zalilenangaben  bei  J.  Conrad  in  dem  Art.  , Haueingut'",  S.  275  stiuuuen 
mit  denen  der  französischen  Statistik  nicht  übereio. 
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1983 570  ha  landwirthschaftlicher  Fläche;  daninter  unter  2  ha :  709566  (78,(f/„)  mit 
455ÜÜÜha  Fläche  (22W:  von  2— 5  ha  109871  (12,l7o)  mit  349800  ha  (17,7%); 
von  5— 20  ha  T4H7:i  8.27a'  luit  447800  ha  (22,67o);  von  20— 50  ha  12186  (l,37o) 
mit  363100  ha  (IH,  iV'  oK  über  50  ha  3403  (0,47„)  mit  3*wH7rt  '!>^.57o'-  die 
Besitzer  von  2—50  ha,  welche  28,27o  Aller  darstellen,  cntliillt  tlanach  ü8,0"/o  des 
landwirthscliaftlichen  Areals,  üeber  die  Eigenthumsvcrhältuisse  und  die  (QrdsMii« 
zahlen  des  Eirronthumsbesitzes  geben  dif  ZifFrra  der  Belgischt'u  Statistik  rhm-^n- 
wenig  tuuoittelharen  Aufschlius  wie  die  Deutsche  iaudwirtluchaitliche  Betriebsätatiätik, 
wobl  aber  über  die  Bewirthsehaftnngsfonneii.  Danadi  spielt  du  Pachtland  eine 
sehr  erheblirho  T*olh\  anf  1.2  Millionen  ha  sich  erstrt  i  !<  i  I  und  zwar  slaiilicli 
gleichmässig  in  den  Betrieben  der  verscbiedeueu  Grösse,  vgl.  S.  171. 

In  Holland  entfallen  von  einem  landwirthscbaftUclien  Areal  von  1991118  ha: 
149600ha  oder  4,57«  auf  di.-  Ti.  tii.be  unter  1  ha,  1849000  ha  auf  solche  über 
1  ha,  welche  letztere  in  163 7ÖÖ  Einzelbetriebe  zerfallen;  darunter  58,97o  Eigen- 
thümer  und  41,1 7o  Pächter,  von  denen  die  ersteren  1023600  ha  (55,37o^  die  letzteren 
825000  ha  (44,77«)  bewirthschaftcn.  Die  Zahl  der  Betriebe  von  1—5  lia  beziflTef* 
sich  auf  74139  f44.nL>"/o),  die  deripm«r<>n  von  5— 20ha  auf  (53013  (39,2%),  von 
20— 100  ha  auf  25690  (15,8*/oJ,  übei  lÜO  ha  auf  213  (0,2°;.,  (üe  Ausscheidung 
der  Grossenklasse  der  Betriebe  nach  Flächen  ist  aus  der  Statistik  nicht  zu  ent- 
jifhmen:  doch  kann  man  ans  At-n  anijeführten  Zalib-ii  iimm  rliin  sehliessen,  dass  thr 
bauerliche  Mittelbesitz  überwiegt  und  der  (irossgruudbesitz  eine  neuneuswerthe 
Bolle  nicht  spielt  Bezeichnend  ist  anch  hier  wie  &  Belg;iea  daa  itwlBe  Hervor- 
treten der  Paclit  in  den  unteren  Gruppen  (in  der  Gruppe  von  1 — 5  ha  Sind  40|6Vo 
Pächter,  in  derjenigen  von  5 — 20  ha:  3b,8"ig). 

6.  Italien').  Eine  Statistik  der  Besitsvertheilung,  welche  fiber  die  GrSssen- 
gruppi  n  und  ihren  Antheil  an  der  BodenHäche  Aufschluss  gäbe,  fehlt,  docli  hat 
die  italienische  Agrareuquete  vom  15.  März  1877  mannichfacheu  Aufschluss  ertheilU 
Ein  eigcutlicher  Latifnndienbesitz  scheint  danach  wesentlich  nur  in  Latinm, 
TJmbrien  nnd  den  Markeu  vorzukommen,  während  in  den  übrigen  Landestheilen 
der  mittlere  und  kleinere  üesitz  über\\  ien't:  im  allgemeiupu  finden  sich  die  kleinsten 
Güter  in  den  Bergen,  die  mittleren  in  dem  Hügelland,  die  grösseren  und  grössteu 
in  der  Ebene.  Eine  starke  Zerstückelung  des  BesitaCS  weisen  namentlich  die  süd- 
westlichen Provinzen,  femer  Li^'nrii  n  'wo  ein  Anwesen  von  10 — 15  ha  schon  al;^ 
gro&$es  üut  gilt  nud  Minimalgütclien  vou  1  ar  Land  und  weniger  sich  tindeu,  ja  der 
Besite  mancher  Wirthe  sich  anf  ein  halbes  Patzend  Olivenlännie  beschränkt),  die 
bergigen  Tlieilfn  von  Tnsrana.  endlich  die  Lnnihardri,  Venetirn  nnd  Sardinien  auf. 
Eine  Zunahme  der  Besitzzerstückelung  auch  in  den  letzten  Jahrzehuten  ist  für  das  ganze 
Laad  swar  nicht  statistisch  nachweisbar,  wird  aber  vermnthet;  in  Yenetien  allein 
betrug  die  Znnalnne  der  Zahl  der  I'iircnJhiinier  zwischen  1853  und  1882  mehr  als 
100000.  In  der  Lombardei  ^bietet  in  Folge  der  eingetretenen  Besitzzersplitterung 
der  cnitivirbare  Boden  besonders  der  Thftler  den  Anblick  einer  Mosaikarbelt'*.  — 
Grundeigenthümer  wurden  1871,  bei  einer  gesammti-n  laudwirthschaftlicben 
Bevölkerung  (einschliesslich  landwirthschaftlic  her  Tafreh »hm  r  von  8  738565  Köpfen. 
1,5  Millionen  (18 7o  Oesammtzahll  I'achter  0,ti  Miil.  17,4"/,»:,  Theilbaui^ru 
1,5  Millionen  il8,27o)  ermittelt;  d>r  Thoilbau  ist  besonders  stark  vertreten  in  den 
Provinzen  Kniilia.  Umbrien,  den  Marken,  Toscana.  wo  er  'K5.25;  41,76;  63,55  ;  52,117© 
der  in  der  Landwirthschaft  Thätigen  umfa&st,  wäiireud  diese  Zahlen  iu  deu  übrigen 
Frorinaen  awisohen  4  nnd  18"/o  sich  bewegen.  (TgL  anch  8.  S120 

7.  (rrossbritannien.  In  England  und  Wales  wordm  1873  9728.36 
OniTideiprenthümer  gezählt  mit  eim  m  (iesamnit-Boden-Areal  (einschliesslich  Wald, 
Weide  und  l'arkland)  von  33U13515  acres  (1  acre  =  0,40ha)  oder  13205000  ha 
und  99  Mill.  L.  Sterling  Grundrente;  und  zwar  JEägenthmer  von  1  aere  und  weniger: 
703289  (72,247ü)  mit  151172  acr«s  (0,467«); 

von  1 — 50  acres: 
194683  (20,0l7o)  mit  2228760  acres  (6,767«); 

von  50 — 500  acres: 
68156  (5,987J  mit  8618952  acres  (26,117«)  t 


*)  Nach  Bheberg,  Agrarische  Zastftnde  in  Italien,  I8B6. 
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von  50O-n(X)0  acres: 
9333  (0,%*'/,,)  mit  12646175  acres  (38,31  Vo); 
von  5000    KKKKX)  acres: 

873  (0,097o)  mit  9185415  arres  (27,82"/«); 

von  lOOüOÜ  acres  und  mehr: 
1  (0,(Xf/o)  mit  181617  aon»  (0,657e); 
sonstige : 

6Ö61  (0,677o)  mit  1424  acres  '.ü,CKJ"'„l 

In  Schottland  gab  es  1873  132131  Grundeigenthümer  mit  18946694  acres 
oder  7678678  ha  und  18,6  Hill.  L.  Sterlinf^  Gmndrcnte;  und  swar  Eigenthfimer 
von  1  acre  und  weniger: 
113005  (85,527„)  nüt  28177  acres  (0,1 57«); 

von  1. — öOO  ftcrös  • 
16680  {12,507o)  mit  749801  aoTOB  (3,967«); 

von  500— ÖOOO  acres: 
2004  (l,62»/o)  Mit  3261861  acres  a7,2l7o); 

von  5(XX)    1fX)000  lu-rcs: 
666  (0,427g)  mit  99743^4  acres  (52,647«); 

▼on  100000  acres  Jtaä.  mehr: 
24  (0,027o)  mit  4931884  acres  (26,937o)- 

In  Irland  bctnifr  die  Zahl  der  (irundoip^Piitliünier  68716  mit  20157 557  acres 
(8063022  ha)  Land  und  einem  Uruudrenteneinkommeu  von  13418358  L.  Sterling 
und  Kwar  waren  es 

von  1  acre  und  weniger: 
36144  (Ö2,607o)  mit  9065  acres  ^0,05); 

▼on  1 — 600  acres: 
26106  (37,997o)  mit  2205684  aeres  (12,06V«); 

von  500-  5000  acres: 
5717  (8,32"/o)  mit  8105539  acres  (40,2l7o); 

von  5000—100000  acres: 
741  (1,087-,)  mit  9215649  acres  (4ö,727a)5 

von  100000  acres  und  mehr: 
3  (0,00"/«)  mit  397079  acres  (1,97*/«). 

Danach  gehört  in  England  und  Wales  über  ein  Viertel  des  ganzen  Landes 

874  Personen  mit  einem  Gmndrenteneinkommen  von  12,3  Mill.  L.  Sterling,  iii  Schott* 
land  gar  nur  580  P(>rsonen  drei  Viertel  des  Grund  und  Bodens  (78", o)  mit  einem 
Gruudreuteueiukommeu  von  4  Mill.  L.  Sterling;  in  Irland  744  Tersoneu  last  die 
Hüfte  des  Landes  (47*/«)  mit  einem  Eink<»nmen  von  4,1  Hill.  L.  Sterling.  Oder: 
es  besitzen  iu  allen  drei  vorerwähnten  Theilen  Grossbritanniens  2194  Personen 
33,8  Millionen  acres  von  im  Ganzen  72,1  Millionen  acres,  d.  i.  fast  die  Hälfte 
des  ganaen  Landes,  und  28  Familien  immer  noch  6,6  Hill,  acres  oder  den  tI  er- 
sehnten Theil  des  Landes.  Der  Latifuudieubesi tz  in  Grosshiitaimit  n  und  die 
nngesunde  Häufung  des  Gnmdeigenthums  in  wenigen  JTamüien  tritt  in  diesen 
Zahlen  deutlich  hervor.  Ist  doch  dem  einen  Bnc  of  Biolimond  in  Schottland 
einBesÜB  von  rund  100000  ha  mit  <iuer  Million  M.  Seinertrag,  dem  Dnc  of  Argyle 
ein  solcher  mit  681(XJ  ha  und  9(X)(X)0  M.  Reinertrag,  dem  Herzof;  von  Richmond 
nnd  Gor  den  ein  solcher  von  16Ü00  ha  in  Sussex  und  von  120000  ha  in  Schotüaud 
zugehörig.  —  Und  nnr  in  England  und  Schottland  wird  dieser  Latifundienbesits 
in  Formen  von  anpreniessener  Grösse  umgetrieben  —  siehe  die  ZitlVrn  unten  — 
wälirend  iu  Irland  die  schädliche  Kleinparcellenpacht,  trotz  seiner  Einengung  nach 
Aar  1860er  Agrarkrisis,  immer  noch  vreite  Verbreitung  hat  (Gesammtzahl  der  lichter 
in  Irland  1870:  591619,  davon  mit  einer  Tachtfläehe  unter  30  acres:  432432  oder 
73,097o  AUer  Pächter  und  «nem  Pachtreal  von  5,1  Mill.  acres  oder  2ö,407«  und 
efaier  DnrchschnittspachtflSche  von  4,78  ha),  welche  Zahlen  dnrcb  die  neuerliche  Auf- 
nahme von  188(5  (ine  wostiitlirln'  Aend<'run}r  nicht  ViufiBduren  haben.  --  Es  i|t 
übrigens  darauf  aufmerksam  zu  macheu,  dass  die  iu  das  New  Domesdajr  Book 
eingetragene  Zahlen  der  1878er  ZiMung,  wie  sie  oben  angegeben  wurden,  daaahalb 
kein  gans  antreffendes  Bild  liefern,  weil  die  Eigenthfimer  graftchaftaweise  erhoben 
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.wurden  und  dfssliaU)  dieselbe  Person  in  dfr  Zählung  nicht  sdtt'ii  niphrfnrh  orsrlunnt; 
auch  ist  zu  berücksichtigen,  dass  in  den  unteren  Benitzgruppen  zuhlreiehe  IlauB-, 
Villen-,  Fabrikbesitzer  erscheinen.  Die  wirklichen  YerliftltiiiBM  der  rein  landwirth- 
schuftliehe  Besitzvertheilnng  sind  dcsshalb  noch  ungii  n  sti  f^er ,  als  die  Zahlen- 
ergebuisse  aadeuteiL   (Vgl.  Kasse,  Agrarische  Zustände  in  England,  S.  130  ff.) 

Die  landwirthBchaftlicheBetriebistatiBtik  ergiebt  für  1885  folgend« 

Zahleuej^ebnisse : 


Gruppe 
von  Vi  »ci* 

Z&ld  der 
iandw.  Betriebe 

Iandw.  Fläche 

bis  50 

35)2203 

ucres 

von  50—100 

64715 

4746520 

,  100-300 

79573 

130584UÖ 

r,  300-500 

13876 

5241168 

,  500-1000 

3147328 

iU)t'r  um 

im 

SS2bi5 

Im  Vergieicii  mit  den  Zahleu  der  18b0er  Erhebung  weiseu  die  unteren  drei 
'Gruppen  (bis  300  acres)  eine  Zunahme  auf;  wie  auch  die  Zahl  der  selbststÜDdlg 
.beWjrthBchaft«ten  Parcellen  (Allotnients),  wohl  als  Folge  der  fortschreitenden  Auf- 
theilung  der  Commons  (siehe  §  46  und  in  57  d)  wie  der  Wirksamkeit  der  gemein- 
nützigen LandHgagesellschaftcn  (siehe  unter  §  05  am  Schluss),  in  stündiger  Zu- 
nahme begriffen  ist  (1873:  243398;  1886:  367795;  1890:  465006). 

8.  Für  die  Schweiz  Hegen  besitzstatistische  Angaben  nur  Iii r  '  i  hif  Ciiufone 
•vor.  In  Bern  ( MittheUungen  des  Beniischen  stau  Bureaus,  1H90  Lieferung  Ii) 
wurden  1888:  74705  Grundbesitzer  mit  245219  ha  landwirthschaftlicher  Fliehe  er^ 
mittelt,  dav<m  entfielen  auf  die  Besitzgruppi-  l'ir^  1  ha:  44,6", o  'I" '  Itpsitzer  und 
4,8"/o  der  Fläclie:  von  1-  5lia:  3(1.0"  .,  bezw.  26,9", von  5— 20  ha:  17,7". „  und 
bezw.  49,4%;  über  20  ha:  1.7", u  uml  bezw.  18,9"  «;  das  Schwergewicht  liegt  also 
trotsE  starken  Henrortretens  der  kleinsten  Lsndstellen  in  dem  mittleren  Besitz.,  da 
auf  diPKP  Klasse  nahr'/n  (lic  Uiilftc  *rf?^Hniintcn  Arcnls  entfjillf.  —  Aplnilicli  im 
Canton  Zürich,  wo  auf  die  Besitzer  bis  1ha:  3,9' o  der  Uesamuittiäche  euttallen, 
auf  jene  von  1 — 6  ha:  41,3;  auf  jene  von  5— 20  ha:  51,1;  auf  jene  ttber  20  ha: 
.3,7**  „•  I^ag-pcrrn  sehr  wri r jjohcii fJ o  T^r>if/zpr?;pli(terungen  in  Aargau;  denn  hirr 
bildet  die  Betriebsdache  bei  den  Besitzern  bis  1  ha:  20,2^/o  der  Gesammüiäche ; 
Ton  1— 6  ha:  63,7*/o  und  bei  jenen  ttber  5  ha  »nr  16,l*/o"  Gleichwohl  wird  in 
dem  Bericlit  des  aargauischen  Cantonstatistikers  (Mittheilungen  ISSf),  Heft  ^)  lu-tont, 
dass  die  allzugrosse  Zerstückelung  des  Bodens  nur  da  als  uachtheilig  buiuudeu 
wurde,  wo  Gelegenheit  aum  Nebenrerdienst  fehle. 

9.  Russland.  Kaoh  der  in  den  Jahren  1877  80  veranstalteten  Enquftte 
wurde  eine  (iesammtfiiiche  von  417499993  Dessiitinen  (1000  1).  WM  ha)  er- 
mittelt, wobei  aber  betrefls  der  Erhcbuufr  der  tJrundeigenthumsverhältnisse  nur 
391103  966  Dessiitinen  in  nähere  Kncksiclit  gezogen  worden  sind.  Letztere  ver- 
theilen sich  dcnirt,  dass  entfallen:  auf  den  Staat  150409977  oder  38..)  ,..  ;i\it  die 
kaiserliche  Familie  7;k>H740  oder  1,9"  ,,  und  auf  die  Hauerngemeindeu  131372  4.57 
oder  äSjÖ^/o*  ^  dem  Best  im  Betrage  von  101  t^öii  792  D.  oder  26,0"  o  s"id 
^605845  im  Frivateigenüinin  Einaeku»*  und  vertheilen  sich  anf  folgende 


Gruppen  Besitzer  Flächengrösse 

Zahl  "  o  Dessätineu  7o 

Adüge                          114  716  23,8  79,9 

Eanfleute                      12630  2,6  10,7 

Stadtbüfger  5H(XX4  12.1  2,1 

Bauern                          273074  Ö6,7  6,4 


nicht  klagflirt    .   .   ..     22934  4,8  1,9 

ansammen    .   .   .   .   .  481 368      "  100,0  100,0 

Die  Burchschnitfsp-ös.-ic  riii«  r  Ticsit/.uiiu-  lu  trägt  deniuacli  lici  den  Adligen 
638,  deu  Kaufleuteu  775,  den  ätadtbürgeru  33  und  den  Bauern  18  Dessätiuen. 
(Nadi  Wirminghane,  Art.  „GnudbeBits"  im  Hdwb.  d.  SL  W.). 
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10.  N  0 r damerika.  Nach  dem  Geusas  tob.  1880  vnrden  in  der  nordamerikft« 

nischen  Union  gezählt: 


GrÖBie  der     ZaU  der     f^Le  'bl     ^  ^"^^     ^  AniheU 
Famen        Famen     ^^hsrhaft^t    "^^^  yeipachtet 


unter  S  acres 

4  352 

2  601 

876 

876 

3—10 

134  889 

85  456 

22904 

26  529 

10  20 

254  748 

122  410 

41522 

90816 

2Ü-Ö0 

781  474 

4(K)486 

97  399 

223589 

50-100 

iOH2ino 

804  522 

69663 

188  725 

100-500 

lö959aS 

1  41(i  618 

84  645 

194  720 

500—1000 

75  972 

66  447 

3965 

5569 

aber  1000 

28  Ö78 

25  765 

1393 

1420 

4006907 

2984300 

3S2357 

708  8S4 

Die  ungfcsunden  Besitzverliiiltnissf  in  der  T^nion,  das  immer  stärkere  Tleber- 
wuchem  des  Latifundieusystem»,  die  Zunalune  der  Zeitpachtungen  mit  ihren  oft 
harten  Pachtvertragsbesdmninngen  haben  sich  wie  Folge  lind  Ursiwbe  ans  der  wenig 
prliir  Idichen  Landpolitik  der  Vcreiniirtf n  Staaten-Regierung'  entwickelt,  die  das 
Laudüpeculajitenthum  und  den  Landwucher  lörmlich  gross  zog  und  in  der  die 
Landsehenlnmgen  und  LntdTersclileudeningen  an  die  grossen  Eisenbahngesell* 
m1i  itt  n  den  dunkelsten  Flecken  bilden.  Die  zur  Unterstützung  von  Eiscubahu- 
bauten  bis  1871  endgültig  erfolgten  Landschenknngen  werden  zu  187  MilL  Acres  an< 
gegeben,  eine  Fläche,  weldie  die  des  Dentschen  Beiches  beinahe  um  die  Hälfte 
übertrifft.  In  Califomien,  im  Süden  und  in  den  Weststaaten  sind  Farmen  von 
20 — 60000  Acres  keine  Seltenheit  und  eine  einzige  Viehzüchtcrfanu  soll  im  crsteren 
Land  (nach  Flürscheiiu)  1  Million  Acres  besitzen  und  die  iiältte  von  (  alitornien  huU 
GOO  Individuen  gehören.  ,,Die  Geschichte  der  amerikanischi  n  Laiidgesetzgebnng  — 
sagt  Sering  —  zeigt  schlagend  die  Missstände,  welche  die  freie  Conen rrenz 
im  Erwerb  von  Land  in  den  Coloni algebieten  zur  Folge  hatte.''  Selbst  der  Erlass 
der  Heimstättegesetsgebnng  konnte  den  weiten  Agglomerationsprocess  nicht  bindern. 
Tu  Iowa,  Missoui,  Eansas  nnd  Nebraska  haben  1870—80  nngesommen  die 
Farmen  von 

ÖO— 100  Acres  um  78  Vo, 
100-600  «  ,  431  Vo. 
500-1000  ,  ,  776  7o, 
über  1000   ,      «  835  7,, 

in  Mirlü^'an,  Wisronsien,  Minnesota  und  Dakota  ebenso  um  82*/o>  591  */•»  638 */• 
und  930 7o'  —  257©  aller  Farmen  waren  1880  verpachtet,  und  in  einzolnpn 
Staaten  erhebt  sich  die  Zahl  der  Pachtgüter  nicht  unerheblich  über  diese  Duroh- 
schnittsxifrer,  namentlich  in  den  Südstaaten  (bis  44  7o  Mississippi).  Vgl.  hierzu 
Serinjr,  Die  Landpolitik  der  Vereinigten  Staaten  in  Nordamerika,  in  Sclimuller's 
Jahrb.,  1884,  S.  43ü  II'.  —  Üemerkeuswerth  sind  auch  die  Latifundienbeüitzuugent 
welche  seit  dem  Ausbruch  der  agrarischen  Krisis  in  Grossbritannien  englische 
Grundherren  in  Amerika  zusammengehäuft  haben.  Nach  Flürscheim  (dessen 
Angaben  allerdings  au  Zuverlässigkeit  vielfach  zu  wünschen  übrig  lassen)  soll 
die  FUidM,  welehe  jefart  «ihm  htitisidie  Vnterthanen  in  Kordamerika  besiteea,  anf 
11  Millionen  Morgen  anaascMagen  sein. 
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Abschnitt  III. 
Thellbarkeitsbesehränkuugeii  und  Erbreckt. 

§  75.  Für  und  Wider  die  Mobilisiruiig. 

Vorbemerkaiiff. 

Die  Frage  y^Für'*  und  ^Wider"  die  MubiU^iruag  fällt  zuui  Tkeil  wenigstens 
mit  jener  naeh  der  vorwiegenden  Nützliclikeit  grosser  und  kleiner  Landgnter  zu- 
sammen, daher  denn  auch  die  Betraclitunj,--!'!!  darüber  als  dif  ^Tundlt'jrt'ndou  voraus- 
geechickt  Avorden  sind.  Ganz  aUgemeiu  läsfit  sich  sagen,  dass  je  nach  der  Beant- 
wortung jener  principiellen  Frage  anck  die  Schiifteteller  entweder  dem  System  der 
Gebundenheit  oder  dem  der  Freitheilbarkeit  (der  Mobilisirung)  zuneigen.  Uebrigens 
ist,  wie  S'oclig'  in  cinor  Arbtnt,  die  anch  heute  noch  zu  den  lesenswerthosten 
gehört  („Ueber  dio  Geiitlilosseuheit  den  Uruudbttsitiseö.  Mit  besonderer  liückaifht 
auf  Hannover",  in  d<>r  Tüb.  Zeitschr.  f.  d.  St.  W.,  Jahrg.  1854)  betont  (S.  539), 
die  Frage:  „ob  überall,  zu  allen  Zeiten  und  unter  allen  Verhältnissen 
die  Geschlossenheit  oder  die  freie  Tbeilbarkeit  vorzuziehen  sei,  eine  solche,  die 
eigentlich  gar  nicht  gestellt  werden  sollte.  Die  Bedeutsamkeit  der  mitwirken' 
den  Nebennmstände  ist  es,  welche  die  Bezugnahme  auf  ein  bestimmtes 
Land  verlangt.  Die  ganze  voikswirthschaftliche  Lage  des  Landes,  nicht  blos 
die  landwirthschaftlichen,  sondern  anch  die  industriellen  und  Handelsverhftltnisse, 
die  Staats-  und  Rechtsvorfassnnfr,  der  Rildnn-rsstand,  die  Sitten  und  der  (Miarakfcr 
des  Volks  werden  für  die  Entscheidung  der  Frage  in  Anschlag  gebracht  werden 
müssen*.  In  der  Tfaat  ist  die  Frage  der  Gebundenheit  oder  der  Freitheilbarkeit 
keine  grundsätzliche,  sondern  nur  von  Fall  zu  Fall  zu  lösende;  und  auch 
eine  Betrachtungsweise,  welche  etwa  ganz  allgemein  für  die  niederen  Culturstufen 
durchweg  Gebundenheit,  für  die  höheren  ebenso  durchweg  Freitheilbarkeit  forderte, 
lässt  den  springenden  Punkt  vennissen.  Zwar  liegt  in  dem  allgemeinen  Zustand 
der  Volkscultur  ein  Moment  von  nicht  zu  unterschützender  Tragweite,  aber  doch 
nur  eins;  das  andere  ist  durch  die  thatsachliche  Bewirthschaftungsmöglichkeit  ge- 
geben, insofern  es  nämlich  von  weseutlidister  Bedeutung  ist,  ob  nach  den  Bodeii- 
iind  Klimaverhältnissen  dem  Fort  sehreiten  zu  intensiveren  Anbanweisen,  als  un- 
erlässiicher  Vorbedingung  einer  Verkleinerung  der  landwirthschaft* 
liehen  Betriebseinheiten  Sbtdemisse  in  den  "Weg  gelegt  sind  oder  aber  ob  dies 
nicht  der  Fall;  denn  %vo  ersteres  zutrifft,  kann  selbst  auf  den  hr»chsten  Cultur- 
stufen Gebundenheit  ein  Gebot  wirthscbaftlicher  Nothwendigkeit  bleiben. 
IMese  Abhängigkeit  der  Streitfrage  von  dem  SSnflnss  der  natOrUchen  Wirthseliafts- 
factoren  ist  meist  in  der  Literatur  viel  zu  wenig  beachtet  worden  und  je  schroffer 
eben  desshalb  die  Anschauungen  in  der  einen  oder  anderen  Bichtung  fonnulirt 
wurden,  um  so  weniger  war  eine  Verständigung  unter  den  streitenden  Parteien 
möglich.  Auch  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  das  Urtheil  der  Schriftsteller  wie  der 
praktischen  Volkswirthe  und  Staatsmänner  sehr  vielfach  dnreh  Eindrüeke,  welche 
die  Verhältnisse  des  eigenen  Landes  oder  selbst  der  niilieren  Umgebung  liinter- 
liesaen,  beeinflusst  worden  ist  und  daas  Xanche  derselben  hierbei  der  Versuchung, 
ein  aus  localen  Beobachtungen  geschöpftes  Urtheil  zur  Höhe  einer  allgemeinen 
gültigen  Wahrheit  zu  erheben,  nicht  immer  sich  2U  entziehen  verstanden  haben, 
wie  dies  namentlich  anch  von  Fr.  List  zutrifit. 

In  der  heutigen  Zeit  hat  die  Controverse  viel  von  ihrer  Schärfe,  aber  auch 

von  ihrer  praktischen  Bedeutung  verloren,  weil  ein»-  Wiederberaufführnng  der  alten 
strengsten  Formen  der  Gebundenheit  (gesetzUehe  Uutheilbarkeit  in  Verbindung 
mdt  dire<^  Yeitusserungs-  und  Terschmdongsheschrinkungen)  mit  genereller 
Ergreifung  aller  landwirthschaftlichen  Anwesen  im  Ernste  von  Niemandem  discutirt 
wird  und  jene  mildeste  Ftmn  der  (lebnndeuheit,  welche  in  den  modernen  Anerben- 
rechirigesetzeu  zu  Ausdruck  kommt,  auch  von  den  grundsätzlichen  Freunden  einer 
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Freiheit  im  Bodeimikcln  s<'lir  wohl  pitgcheissen  werdeu  kaun.  ■ —  Als  Freunde 
und  Vertreter  der  Mobilibiruug,  d.  h.  der  durch  gesetzliche  Ge-  und  Vorbote 
grundsätzlich  und  mit  genereller  Wirkung  für  den  gesummten  Liegenschafta- 
besitz  nicht  behinderteu  Hpwpj^'ung  im  Liegenschaftsverkehr,  t heilweise  aller- 
dings mit  maunichfachen  Einschränkungen  und  Vorbehalten,  sind  zu 
nennen  nnd  awar  von  Aelteren  mibm  den  Agronomen  Thaer,  SeÜwvn  und  Koppe 
die  Volkswirthe  T.ntz,  Philippi,  Graf  Sodeii,  l^iilnu,  Süssmilch;  von  den  Neueren; 
Jäger,  Lette,  Marchet,  Meitzeu,  von  AUaskowski,  Meuger,  von  Mohl,  Keicheu- 
sperger,  Riedel,  Roseher,  Schaff le,  SdimoUer,  See%,  Walcker;  ein  Theil  dieser,  nnd 
zwar  sLÜist  der  radical-freihäudlerischc  Walcker  tritt  aber  warm  und  überzeugt  tür 
eine  die  uugetheilte  Erhaltung  der  Landgüter  im  Erbweg  sichernde  oder  doch  ihr 
Yorsehnb  leistende  Erhrechtsgcsetzgebuug  ein.  Als  Getaner:  Arndt,  Knaus, 
Ad.  Müller,  Freiherr  v.  Stein,  v.  Vincke;  ferner  v.  Bemhardi,  Hanssen,  v.  Hermann, 
Hcllerich,  Kn.s('<r;irten,  Fr.  List,  Reuning,  Riehl,  unter  den  Xcia-reu  uamcntlieh 
L.  von  Stein,  wie  überhaupt  die  meisten  österreichischen  Laudwirthc.  Arndt 
erwartete  von  der  Freitheilharkeit  „ein  Volk  von  Iktth  rn  und  Streiunern".  Fn  ihrrr 
y.  Stein  befürchtete,  dass  sich  „der  Bauemstand  iu  Tagelöhner,  Gesindel,  der  Adel 
aus  einem  selbststäudigen  Güteradel  iu  einen  Dienst-  und  Hofadel  auflöst^.  Wo- 
gegen a.  B.  Bülau  für  Mol^sirungsfirelheit  schon  desshalb  eintritt,  weil  kleinere 
Güter  grössere  Roh-  und  Rrinnrträg'c  abwerfen,  und  znp-lrich  „rin  wirhtigcH  Mittel 
gegen  die  iur  Uebervölkeruug  gehaltene  Nahruugslosigkeit  sind";  auch  weil 
nTon  grosseren  Bedrängnissen  kleine  Landwirthe  weniger  schmeralich  betroffen 
werden,  weil  sie  sich  den  \\echselnden  Zeitumständen  anschmiegen  können  uud 
sowolil  geneigt  als  ialiig  sind,  einen  Ausfall  durch  doppelten  Fleiss  uud  doppelte 
Sparsamkeit  zu  decken**.  (Bülan,  Haadbneh  der  Staatewirthsehaftslehre,  1835, 
S.  244.)  Eine  liute  Uebersicht  der  Literatur  bei  Roscher  in  den  Anmerkungen  zu 
§  53,  101  und  139  und  bei  Ran  II  zu  76.  —  Die  älteren  französischen  Schrift- 
Steller  sind  meist  ebenso  Anhänger  des  kleinen  Grundeigenthuuis  und  damit  der 
Mobilisirongsfreiheit  wie  die  englischen  den  Gro.ssbesitz  und  die  (iebundenheii 
bevor/ngen.  -  -  Die  niieliterne,  immer  den  Blick  auf  das  Ganze  richtende  kühl  ab- 
wägende Untersucluuig.smethode,  welche  liau  eigen  war,  hat  diesen  Schriitöielkr 
Tor  irrigen  Si  lilussfolgeningen  in  viel  höherem  Glrade  als  viele  seiner  Vorgänger 
und  Nachfolger  In  hütet,  wfini  schon  die  von  ihm  empfohlene  unbedingte  Mobili- 
siruu^&eiheit  mit  Recht  Widerspruch  herausfordert.  Rau  tritt  für  Aufhebung  der 
Gebundenheit  namentlich  ans  folgenden  Grfinden  ein:  weil  viele  Bauerngüter  ftr 
das  beschränkte  ^faass  von  Kapital,  L^nsicht  etc.  der  Eigenthümer  zu  gross  sind, 
daher  maugelliafter  bewirthachaftet  werden,  als  wenn  üie  verkleinert  würden;  weil 
die  Abfindung  der  Miterben  den  Anerben  in  Schulden  bringt  und  einer  etwaigen 
weitgehenden  He^'-ünstii:un;r  des  Anerben  das  Keelitsjii-fidil  der  Revölkerung  wider- 
strebt; weil  die  Gebundenheit  die  Ansiedelung  neuer  Familien,  den  Erwerb  von 
Land  durch  Borfhandwerker,  Tagelöhner  erschwert;  weil  endlich  der  Zweck  der 
Gebundenheit  durch  Verpachtung  eines  Guts  in  Parcellen  leicht  \ereitelt  werden 
kann,  ein  Verbot  solcher  Stückpachtungen  aber  all/n  lästig  sein  würde  (s.  Kau,  a.  a.,  §  73  . 
Als  günstige  Folgen  der  „Freiheit  der  GUterthtiluugen"  erwähnt  er:  fleissigeren  Anbaa 
des  Landes,  Erhölning  der  Bodenrente  imd  deren  Vertheilung  unter  Mehrere,  Zu» 
warh<?  von  hodenliesitzeiiden  niir^erii,  „die  dem  Vaterland  und  der  rechtlichen 
Ordnung  anhänglich  sind  "  (^ebenda  §  Ib).  Wenn  Kau  mit  diesen  Sätzen  im  Allgemeinen 
Recht  liat,  so  wurden  doch  auf  der  einen  Seite  von  ihm  die  aus  einer  weitgehenden 
Theilung  möglicher^vei^^  entstehenden  \,ir!ifheile  uud  Gefahren  nntersrliatzt  und 
andererseits  von  der  wiithschaftUcheu  Einsicht,  welche  von  selber  solcher  sehäd- 
liehen  Theilnng  widerstrebe  (ebenda  §  79.  Ziffer  a  ff.  nnd  §  81,  c)  entsprechend  dem 
vrdkswirtlisehaftliehen  Optimismus  der  älteren  Rchnh' .  /.n  viel  er\v;irtet.  -  •  Im  Zu- 
üamnieniiang  mit  dieser  Auftassoug  steht  die  ablehnende  Haltung  Rau's  iuäbesondere 
auch  gegenüber  Fideicommissen  und  Erbgfitern  (ebenda  §  81,  Ziffer  3  u.  §  8.3»  — 
Die  (iedaukenrichtung.  von  der  die  Btnveguug  nach  Herstellung  der  Freiheit  im  Boden- 
verkehr getragen  war,  kann  nicht  prägnanter  zum  Ausdruck  kommen,  als  dies  iti 
§  1  de»  der  Feder  A.  Thaer's  ent.sprungt'uen  Vrouss.  Edikts  vom  14.  Sept.  1811 
zur  Beförderung  der  Landescultur  geschehen  ist.  ,.I)iese  unbeschränkte  Dispositioa 
(Uber  das  Gruudeigenthum)  —  heisst  es  daselbst  —  hat  vielfachen  nnd  grosseu 
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Nutzen,  äie  ist  das  sicherste  und  beste  Mittel,  die  ünmdbesitaer  vor  Verschul- 
duii^eu  m  bewahren,  ihnen  ein  danerndea  und  lebendiges  Interesse  für  Yerbesserung 
ihrer  (rüter  zu  ;,'('l)t  n,  und  die  Cultur  uller  Griindstücko  zu  befördern.  —  Ersteres 
geschieht  dadurch,  da^H  bei  Erbtheüongen  oder  soust  entstehenden  ausserordeut- 
Uchen  Geldbedürirdäsen  des  Annehmers  oder  Besitzers  eines  Hofes  so  viele  einzelne 
Gnmdstüeke  verkauft  werden  können,  dass  derselbe  schuldenfrei  bleibt  oder  et 
%vird.  —  Das  Interesse  «^ii'bt  (\h\  für  Eltern  so  wiinscheuswerth«'  iiml  wohltbätif^e 
Freiheit,  ihr  Grundeigtutlnini  uiiK  i  ihre  Kinder  nach  Willkür  zu  vertfieileu  und 
die  Gewissheit,  dass  diesfii  rinc  jede  Verbcsscnmiif  zu  Gute  kommt.  —  IM«  Oultnr 
endljcb  wird  eben  hierdurch  umi  /.ii^'^K'i(  Ii  dadurch  versichert,  s  dir  Cnind- 
stücke,  welche  iu  der  Haud  eines  unvermögenden  Besitzers  eiue  Verachlt  cliteruug 
erlitten  hätten,  bei  dem  Yerkaiafe  in  biMnittelte  ^ide  gerathen,  die  sie  im  Stande 
erhalten.  Ohne  diesen  «'inzclncn  Vrrkanf  wird  der  I5fsitzor  sclir  oft  fifftr  ver- 
schuldet uud  der  Acker  entkräftet.  -  Durch  die  Veräusseruug  wird  er  schulden- 
und  soi^renfrei  und  erhalt  Mittel,  das  ihm  yerbldbende  Land  i^t  zu  cultiviren.  Es 
bleibt  also  allts  Land  bei  diesem  bew»';j:li(  lieu  Besitzstaudo  iu  gTiter  Cultur,  und 
deren  einmal  erreichter  l:'ankt  kann  durch  Industrie  und  Anstrengung  wohl  noch 
höher  gebracht  werden,  ohne  ftnuere  störende  Einflüsse  aber  ist  ein  Zurücksinken 
nicht  leicht  zu  besorgen.  Aus  der  Vereinzelung  entspringt  noch  ein  anderer  sehr 
beachtenswertlier  Vortheil,  der  Tuserm  lande.sväterliclien  Uenzen  besinjidcrs  »n- 
genehm  ist.  Sie  giebt  nümlich  den  sogenannten  kleinen  Lenfrn .  dt  u  Kathaern, 
Gärtnern,  Büdnern,  Häuslern  und  Tageldhnem  Gelegenheit,  eüi  i;i^:t  iithum  zu  er- 
werben, und  solrlus  uath  und  mich  zu  vermehren.  Die  Aussicht  hierauf  wird 
diese  zahlreidie  und  niitziii  iie  Klasse  Unserer  Uuterthaucn  tleissig,  ordentlich  uud 
•parsain  machen,  weil  sie  nur  dadurch  die  Mittel  zum  Landankauf  erhalten  können. 

Vit'li'  \M>n  ihnen  werden  sich  emiiorarbeitcn  und  dahin  gelangen,  sicli  durch  an- 
sehuiiclien  Landbesitz  uud  Industrie  auszuzeichnen.  Der  Staat  erhalt  also  eiue 
neue  schfttabare  Klasse  fleissiger  Cligenthämer  und  durch  das  Streben,  solches  sn 
werden,  ^rt  wiunf  der  Ackerbau  imdir  Hände  und  diiidi  die  vorhandenen  in  Folge 
der  freiwilligen  grössereu  Anstrengung  melir  Arbeit  als  bisher."  In  üebereinstimmung 
damit  sagte  A.  Thaer  1806  („Annalen  des  Ackerbans**):  „Eine  völlige  Freiheit, 
kleine  Güter  zusannnenzuziehen  oder  mit  einem  grösseren  zu  vereinigen  und  wieder 
grosse  Güter  in  Parcellen  von  beliebiger  Grösse  zu  zerschlagen  und  zu  wählen, 
was  Jedem  nach  seiner  individuellen  Lage  am  vort heilhaftesten  erscheint,  wii-d 
(auch)  tÜr  die  Production  uud  die  »Ilgemeine  Wohlfahrt  am  vortheilhaftesteu  sein. 
Desshalb  muss  die  völlige  Freiheit  des  Kis'fiit Ii tnu s  nnch  iu  diesem 
8tück  von  jeder  Kegierung  veruunftmässig  als  Gesetz  augt-mmimen  werden'',  Sätze, 
die  freilich  heutzutage  in  dieser  .\llgemeinheit  schwerlich  von  irgend  einer 
,.Kegientn>r'"  werden  zugestanden  werden.  Auf  die  Stelluu^'  der  riiizelii,  ii  Schrift- 
Steiler  zu  den  hier  mitspielenden  Fragen  näher  einzugehen,  wird  sich  im  Verlauf 
der  Darstellung  Gelegenheit  bieten.  (Vgl.  insbesondere  auch  die  Literaturfiber^ 
sifliffn  zu  den  78,  Hl.  80. 1  Dor-h  darf  vielleicht  hier  tum  Ii  an  die  Woi  te  erinnert 
werden,  welche  Göthe  in  Willielm  Aleisters  Lehijahre  {H.  Buch,  2.  Kap.  i  dem  Grund- 
herrn Lothario  in  den  Mnnd  legt: . . .  ^wenn  uns  nnr  der  Staat  gegen  eine  billige 
regelmässige  Abgabe  das  Lehenshocuspocus  erlassen  und  uns  mit  unseren  (»üteni 
nach  Belieben  zu  schalten  erlauben  wollte,  dass  wir  sie  nicht  in  so  grossen 
Massen  zusammenhalten  müssten,  dass  wir  sie  unter  unsere  Kinder 
gleicher  vertheileu  könnten ,  um  alle  in  eine  lebhafte  freie  Thätigkeit  zu  ver* 
setzen  .  .  .  Der  Staat  würde  nuhr.  vielleicht  bessere  Bürger  haben 
und  nicht  so  oft  um  Köpfe  und  I lande  v<  l  iegen  sein".  -  l'cber  eiue  bcmerkenswi  tthe 
amtliche  Enquete  der  Wärt tenibergischen  Regierung  betreffs  der  Wirkung 
der  l?odeiinnd)ilisining  in  diesem  Land  und  des  in  den  ersten  Decennien  offenbar 
besonders  stark  betriebenen  Gewerbes  der  „Gutermetzgerei"  siehe  Fallati  in  der 
Tfibinger  Zeitschrift,  Jahrgang  1845,  8.  319 ff.:  das  praktische  Ei^bniss  der  En- 
quete gipfelt  in  einer  iintemi  2-.  Dez.  1841  erlassenen  Verfügung  der  Ministerien 
des  Innern  und  der  Justiz  über  die  Missbräuche  bei  der  Veräusserung  von  Grund- 
Stücken  und  insbesondere  bei  der  Zertrennung  grösserer  Banemgttter,  wilhrend  das 
Princip  der  Freitheilbarkeit  an  sich  aufrecht  erhalten  wurde.  In  den  Vorschlägen 
der  Verwaltun^THbchürdeu  spielte  die  gesetzliche  Festsetzung  eines  Besitz-  bezw. 
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ParceUeuminimtuiiä  und  der  verwaltungsrechtlichen  Bekämpfung  des  „Güterhandels'* 
cJae  besonders  grosee  Bolle. 

In  den  meisten  Landern  Europas  hat  seit  Ausgang  des  vorigen 
Jahrhunderts  der  Gruud  und  Boden  die  ehemalige  reclitliche  Ge- 
bundenheit eingobüsst,  d.  h.  es  sind  die  Theilbarkeitsbeschränkungen 
der  älteren  Zeit,  beruhend  theils  auf  Erwägungen  grundherrlich- 
fiscalischer,  theüs  allgemein  staatlicher  Natur,  grossentheils  be- 
seitigt worden  und  dem  Verkehre  in  Grundstücken  sowohl  unter 
Lebenden  wie  auf  den  Todesfall  Schranken  im  Allgemeinen  nicht 
mehr  auferlegt.  Allerdings  gilt  dies  wesentäch  nur  für  den  bäuer- 
lichen Gnmdbesitz,  während  der  Grossgnindbesitz ,  namentlich 
soweit  er  im  Besitz  adeliger  Familien  sich  befindet,  die  ehemaligen 
Formen  der  Ctebundenheit  in  Fonn  yon  lideicommissen  und  Bechts- 
Instituten  verwandter  Art  zum  TheÜ  noch  beibehalten  hat  Eine 
zutreiFende  Würdigung  der  Frage,  ob  dieser  Uebergang  zur  Frei- 
heit im  Bodenyerkehr,  wie  er  yon  der  physiokratischen  Schule  zu- 
erst wissensehafülich  yertreten,  späterhin  von  Anhängern  der  yer- 
schiedensten  politischen  und  wirthschaitspolilischen  Bichtungen 
theils  aus  Gründen  des  Productionsinteresses,  theils  aus  solchen 
socialer  oder  politischer  Natur  befärwortet,  von  anderen  Schrift- 
steilem und  Politikern  aber  ebenso  heftig  bekämpft  wurde,  mehr 
Kachtbeile  oder  Yortheile  gebracht  hat,  würde  eine  eingehende 
Kenntniss  nicht  bloss  der  thatsächlichen  Besitzyerhälinisse  in 
einem  gegebenen  Zeitraum,  sondern  auch  der  Bewegung  in  der 
Besitzvertheilung  innerhalb  gegebener  Zeiträume  und  eine  ver- 
gleichende Inbetrachtziehung  der  Wohlstandsverhältnisse  von  Land 
zu  Land  und  von  Zeit  /u  Zeit  zur  Voraussetzung  haben;  eine  solche 
Kenntniss  bietet  aber  leider  die  Statistik,  welche  erst  am  Ausgang 
des  19.  Jalnlumderts  diesen  Vorgängen  eingehendere  Aufmerk- 
samkeit zugewendet  hat,  nur  in  ungenügendem  Maasse  und  das 
Urtheil  entbehrt-  daher  einisrennaassen  der  sieliert'u  Unterlasfo. 
Immerhin  lassen  sieh  auf  Grund  des  vorhandenen  Zaiilenmaterials 
und  der  Kenniiiiss,  die  amtliche  und  uichtiinitliehe  Ver«>ffent- 
liclmngen  über  die  Luge  des  Grundbesitzes  m  den  europäischen 
Staaten  vermittelt  haben,  folgende  SStze  aufstellen: 

1.  Es  gieht  Gegenden  und  ganze  Länder,  in  denen  sohou  im 
Mittehilter  eine  reditliclie  Gebundenheit  entweder  nicht  mehr  be- 
stand oder,  soweit  dies  der  Fall,  doch  nur  massig  gehandhabt 
wurde;  dies  trifft  für  einen  grossen  Theil  von  Frankreich  und 
Italien  und  was  Deutschland  anlangt,  für  die  Landstriche  mit  vor- 
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wiegender  Besiedelung  durch  die  fränkischen  und  thüringischen 
Stämme  zu.   Wenn  es  richtig  wäre,  dass,  wie  Freiherr  v.  Stein 
einmal  sagte,  die  Mobilisirung  mit  der  Zeit  dazu  führen  müsse, 
den  Bauemstand  „in  Gesindel  und  Tagelöhner'*  aufzulösen,  so 
müsste  in  jenen  Gegenden  das  Grundeigenthum  längst  in  kleinste 
Bmehtheile  „pulverisirt**  worden  sein.    Nun  lassen  die  Zahlen- 
ei^ebnisse  der  Statistik  in  Verbindung  mit  sonstigen  Wahmeh* 
mnngen  allerdings  erkennen,  dass  gegendenweise  der  Zerstücke- 
lungspro cess  in  den  Ländern  der  Fieililieilbarkeit  aasserordentlich 
fortgeschritten  ist,  aber  ebenso,  dass  diese  Erscheinung  keineswegs 
überall  sich  geltend  macht,  dass  vielmehr  neben  den  kleinen  und 
kleinsten  Betrieben  mittlere  und  grössere  Betriebe  in  stattlicher 
Anzahl  sich  erhalten  haben;  auch  steht  die  allgemeine  Wohlstands- 
lage dieser  Länder  der  Freitheilbarkeit  (Frankreich  und  die  Bhein- 
ebene  und  einzelne  angrenzende  Ländergebiete)    1  rjenigen  in 
anderen  Staatswesen,  in  denen  wegen  der  bis  in  die  neuere  Zeit 
rechtlich  oder  thatsächlich  erhalten  gebliebenen  Gebundenheit  der 
grosse  bäuerliche  Besitz  vorherrschend  vertreten  ist,  in  der  Regel 
keineswegs  nach.    Hieraus  ahcr  ist  zweierlei  zu  entnehmen,  ein- 
mal dass  da,  wo  im  Grundsatz  Freitheilbarkeit  der  laiidwirthschaft- 
lichen  Anwesen  hesteht,   Gegentendenzen  sich  wirksam  zeigen, 
welche  dem  Zerhröckeluuasprocess  hiuderlich  in  den  Weg  sich 
stellen;  zum  audom,  dass  auch  bei  weitgehender  Zerstückelung 
die  Interessen  der  Bodenproduction  uud  die  W  ulillalirt  der  länd- 
liclien  Bevölkerung  nicht  notliwendig  kümmern   müssen.  Wenn 
z.  B.  in  Baden  aucli  heute  noch  auf  die  Besitzer  zwischen  5  und 
100  ha  55  Vo?         diejenigen  zwischen  2  und  100  ha  über  80% 
des  gesammten  landwiiihschaftlichen  Areals  entfällt  und  ähnliche 
Bcsitzvertheihinysveriiältnisse  in  der  Pfalz  und  den  Klieinlanden. 
sowie  in  Frankreich,  einzelnen  Cantonen  der  Schweiz  ))esteht^n, 
(vgl.  §  74),  d.  h.  in  Gebieten,  in  denen  grossentheils  Tlieilliarkeits- 
beschränkungen  irgend  welcher  Art  seit  Jahrhunderten  niclit  mehr 
in  Geltung  sind  (wohl  aber  seit  Einführung  des  Code  Napoleon 
ein  rechtlicher  FarcelUrungs zwang  in  allen  ErbtheilungsfäUen), 
so  erklärt  sich  diese  an  sich  auffallende  Erscheinung  doch  sehr 
leicht,  wenn  man  mit  den  das  Empfindungsiebon  der  bäuerlichen 
Bevölkerung   beherrschenden   psychologischen  Factoren  rechnet. 
Denn  was  den  Bauern  vor  Allem  auszeichnet  und  nicht  bloss  den 
deutschen  Bauern,  ist  eben  das,  dass  er  nicht  bloss  mit  besonderer 
Zähigkeit  an  der  ererbten  oder  erworbenen  Scholle  festhält«  son- 
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dem  (lass  er  vor  Allem  auch  seinen  Ehriroiz  darem  setzt,  den  durch 
die  jedesinaliue  Erbtheilung  verkleinerten  Besitz  dureh  Zukauf  all- 
mählich wieih^r  zu  vergrössem.  So  steht  zwar  fest,  dass  der  Grund 
und  Boden  in  diesen  Ländern  in  einer  gewissen  ständigen  Be- 
wegung begrilfen  ist,  aber  ebenso,  dass  in  dem  Maasse,  als  mittlere 
und  grössere  Anwesen  im  Erbgang  ausemandert'allen,  kleine  und 
kleinste  Wirthschaften  allgemach  zu  solchen  mittlerer  Grösse 
wieder  emporwachsen.  Ereilich  zeitigt  dieses  Drängen  nach  Grund- 
besitz manche  ungesunde  Erscheinungen,  unter  denen  die  Höhe 
der  Gnmdstückspreise,  als  Folge  der  ungehemmten  Land-Nachfrage, 
und  die  Möglichkeit  weitgehender  Verschuldung  in  vorderster  Linie 
steht;  aber  dieselbe  Lage,  welche  den  Zukauf  von  Grundstöcken  zu 
dem  ererbten  Besitz  als  besonders  begehrenswerth  erscheinen  lässt, 
nOtfaigt  auch  wieder  zu  denkbar  stärkster  Entfaltung  der  wiith- 
schaftlichen  Tugenden  desFleisses,  der  Sparsamkeit,  derKüchtem- 
heit,  welche  Tugenden  gerade  die  Landwurthe  der  Gegenden  der 
Freitheilbarkeit  in  besonderem  Grade  auszeichnen  und  gleichzeitig 
zu  jener  intensiysten  Bodenbestellung  geführt  haben,  welche  eben- 
falls diesen  Gegenden  im  Gegensatz  zu  den  bäuerlichen  Betriebs- 
weisen in  anderen  Gebietstheilen  eigenthflmllch  ist  —  Im  Uebrigen 
bedarf  es  keiner  Betonung,  dass  das  System  der  Freitheilbarkeit 
nicht  nothwendigerweise  mit  dem  Zwang  zur  Theilung  in  £rb- 
fftUen  verknüpft  zu  sein  braucht  (regime  du  partd<(e  force  im 
Code  Napoleon);  und  dass  auch  innerhalb  dieses  SysWns  sebr 
wohl  Bechtseinriehtungen  denkbar  und  ausführbar  sind,  weiche  die 
im  gegebenen  Fall,  namentlich  hinsichtlich  der  Beliandlung  der 
zur  Erbmasse  gehörigen  Gebäude  iiachtheiligen  Seiten  der  Tei- 
lung abzuschwächen  geeignet  sind.  (Vgl.  unten  §  86.) 

An  merk.   a.  ücber  die  Gründe,  welche  den  Schöpfer  des  Code  Napoleon 
veranlasst  haben,  einen  Fareellirunf^szwang  in  Erbfällen  zn  verorden,  sieh^ 

die  Anm.  1  auf  S.  408.  (Ipfrcniil)«  r  dnu  bekannti  ii  Wort:  ,le  torritoire  Irancais 
sembl«  tomber  eu  poussiere''  hebt  Koscher  hervor,  dass  „gerade  Frankreich 
als  Beweis  dienen  kann,  wie  bei  yaller  nnd  stark  benntcter  Freiheit  des  Itodeu- 
verkehrs  doch  \N  ;nii  (  ad  mehr  als  zweier  Menschenalter  der  Gebrauch  den  Missbrauch 
zu  überwiegen  vermag".  Und  „auch  ia  Treusseu  scheint  .  .  .  während  des  nun- 
mehr über  60jährigen  Bestehens  der  Mobilisirungsfreiheit  keine  ungüustige  Knt- 
wickhing  hervorzuhMichten".  (Roscher,  a.  a.  0.,  §  143.)  —  Sehr  Übertreibeade  IJe- 
merkungen  betreffs  der  Folgni  der  Mobili3iruTi^,'sfiTilitit  bei  üanscn  Hie  drei 
Bevülkerungsstufen,  1889,  8.321)  ff.);  die  von  ilim  als  l'oige  der  Mubilisiruug 
prognosticirti'  ..\'emichtung  des  Bauernstandes"  (der  ersten  Be^dlkemngSSttlfi»)  und 
damit  auch  ..das  Ilmuitersinken  des  geistigen  Niveaus"  der  zweiten  T^evölk.'ruugs- 
stufe  (des  ^tadtisohen  Mittelstandes),  die  aus  dem  erstereu  aich  beständig  neu 
recrutirt,  miinste  ja  in  den  Lündem  der  Freitheilbarkeit  längst  eingetreten  sein 
Kanu  dies  Hansen  Tom  deutschen  Südwesten,  der  Schweif  ete.  ernBÜi^  bebaupterw 
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b)  Den  socialen  Gesichtspunkt  in  der  Beurtheilung  der  Frage  der  Freiheit 
im  Bodenverkehr  hat  Fürst  Bismarck  scharf  betont,  indem  er  in  einem  Erliuw 
an  das  Preussische  Staatsministeiium  vom  Februar  1882  ausführte: 

,Die  Thatsache,  das»  das  Eiprenthum  an  Grund  und  Boden  die  Besitzer  fester 
als  jedes  andere  Band  mit  dem  Staate  und  seinem  Bestfimlf  A  rrkiiäpft.  hat  für  alle 
Klassen  der  Bet heil  1^,-1(11  ^Uichmässij^e  Geltung;  der  Ki^rtiitliüiuei  des  kleinütea 
Hauses  ist  durch  dieselben  Interessen  mit  der  Staatsordmui*:  verbunden,  trie  der 
Besitzer  iinsfredchiiter  Landgüter.  Der  Staat  hat  desshalb  alle  Veranlassung,  die 
Vermehrung  der  Gruudbeaitiser  zu  befurderu.  £r  bteigert  dadurch  den  Wohist&ud 
der  Bevdl]»rmi|r,  indem  er  eine  sorgfftlligere  und  desshelb  ergiebigere  Bearbeitung 
des  Bodens  herbeiführt,  weil  jeder  Arbeiter  im  eigeneu  Besitz  und  Interessp  onisifrer 
und  erfolgreicher  arbeitet,  als  fUr  Lohn  auf  fremdem  Besitz.  £r  vergrösüert  zu- 
glelcb  die  Zahl  derjenigen,  in  welchen  das  Bemustoein  des  nntrennbaren  Znsamnten* 
hanges  mit  ihm  und  seinen  Schicksalen  am  KlKiidigsten  ist.  Dt  r  licsitz  einer 
kleinen  Parcelle  bietet,  auch  wenn  sie  allein  den  Eigeuthümer  nicht  zu  ernähren 
vermag,  ihm  doch  immer  eine  Geleg«>nheit  nur  VerwerÜinttg  unbeschäftigter  Stunden 
und  einen  Thdl  dessen,  was  er  nuthwendig  zu  seiner  Subsistenz  braucht,  und  die 
Sicherheit  eigener  inrlcinidharer  Wohrniiifr  giebt  seiner  ganzen  Thätigkeit  einen  festen 
Rückhalt.  Deshalb  halti  ic  h  die  Bcsoij^niiss  für  grundlos,  dass  die  BefÖrdi  riiu','  der 
Gmndstflckstheflmigen  zur  Yennt-hnmg  des  Proletariats  beitragen  könne.  Der  Be< 
sitzer  eines  noch  so  kleinen  (inmdt  i^'-onrhnms  ist  immer  besser  und  uiialihängiger 
gestellt,  als  der  besitzlose  Proletarier,  der  mit  Wohnung  und  Unterhalt  lediglich 
anf  den  Ertrag  sdner  Handarbeit  angewiesen  ist.  Dasselbe  Interesse  aber,  welches 
der  Staat  daran  liat ,  die  Zahl  rlor  (inindhcsitzcr  zu  vermehren,  mnss  ihn  dasu 
führen,  für  die  dauernde  Erhaltuug  derselben  in  ihrem  Eigeuthum  zu  sorgen**. 

c)  O^pen  die  Annahme  ungehemmten  Fortsehrritens  der  Bodenserstttckelnng 
Avendr  I  sich  Kau  mit  dorn  Hinweis  (Aniii.  (5  zn  *j  79),  dass  die  Annahme,  es 
würden  Güter  von  6ü  Morgen  in  der  zweiten  Uaud  (bei  4  Geschwistern)  durchschnitt- 
lich anf  10,  in  der  dritten  anf  SVq  Morgen  Berstfickelt  sein,  unstatthaft  erscheine; 
^denkt  man  sich  1000  Familien  mit  Gütern  von  40  Morgen  und  nimmt  man  an, 
dass  jene  in  gleichem  Schritt  mit  der  Volksvermehrung  um  jährlich  zunehmen, 
so  würde  die  ZaJil  der  Kamilifii  in  15  Jahren  erst  auf  1160,  in  33  auf  1388,  iu 
66  auf  1928,  in  Hundert  Jaiiren  anf  2704  anwachsen  und  wofern  das  Land  gerade 
im  Refiitz  dieser  Familien  bliebe,  der  mitih'r»'  Tmfatig  eines  Guts  in  denselben  Zeit- 
räumen aul  34,4;  28,8;  20,7;  14,4  Morgen  »luktu."  —  Dabei  ist  übrigens  von  Kau 
nodi  unbeachtet  geblieben,  dass  erfahrun^'sgemiiss  dir  lU-vcdkerung  in  den  Land- 
orten viel  langsamer  wächst  als  im  Durchschnitt  des  Landes,  nicht  mir  wegen  der 
grösseren  Kindersterblichkeit^  sondern  auch  weil  regelmässig  ein  Theil  der  jüngere 
Generation  ausserhalb  Orts  vendebt  (Ttfchtor  in  Folge  Terheirathung,  Söhne  wegen 
Erpn-cifiin<r  eines  anderen  Berufs  etc.  etc.X  In  zahlreichen  Fällen  kommt  es  daher 
überhaupt  nicht  zur  naturalen  Theilung  trotz  der  rechtlichen  Möglichkeit,  weil  eben 
mehr  als  ^n  mt  Uebemabme  tauglicher  oder  bereiter  Erbe  nicht  vorhanden  ist. 

2.  Eine  im  Gefolge  der  MobiliBiningsfreiheit  eintretende  weit- 
l    gehende  Zerstückelung  des  Grundbesitzes  ist  da  am  wenigsten 
Ii     als  schädlich  zu  erachten,  kann  sogar  mit  der  Wohlstandslage  des 
l     flachen  Landes  nachhaltig  verträglich  sein,  wo  die  Bodenyerhält- 
I-     nisse  besonders  günstige  sindunddasKlima  ein  mildes  ist, 
wo  also  auf  derselben  Flächeneinheit  höhere  Eoherträgnisse  als  in 
i      Gegenden  mit  minder  günstigen  Verhältnissen  dieser  Art  gewonnen 
werden  können  imd  wo  aus  eben  diesen  Gründen  hochwerthige 
Culturen  (Handelspflanzen)  sich  betreiben  lassen.  Auch  da  femer 
braucht  eine  weitgehende  Zerstückelung  keineswegs  die  Erscheinungen 
des  Zweigwirthschaftenthiims  aufzuweisen,  wo  wegen  der  Nähe 
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grosser  ^'erkelirs-  und  Oonsumtionsceiitren  mehr  gartenaiiig  zu 
betreibende  Specialcalturen  (Gemüse Obstbau)  besonders  lobnend 
erscheinen  oder  wo  wegen  der  reichen  industriellen  Entwicklung  die 
flberschflssigen  Arbeitskräfte  der  bäuerlichen  Familie  jederzeit  Ge- 
legenheit KU  Kebenverdienst  zu  finden  ?ennOgen,  Die  badischen 
landwirthschaMchen  Erhebungen  von  1883  haben,  wo  solche  Ver- 
hältnisse Yorliegen,  fttr  eine  Anzahl  typischer  Gemeinden  eine 
ausnehmend  günstige  Wohlstandslage  ^tz  des  Yorwiegens  des 
kleinen  und  kleinsten  Besitzes  feststellen  kdnnen,  die  in  auf- 
fallendem Gegensatz  zu  jener  stand,  welche  Gemeinden  mit 
geschlossenem  Besitz,  d.  h.  mit  vorwiegend  günstigen  Besitz- 
Verhältnissen  aufwiesen').  Mit  diesen  thatsächlichen  Bewirth- 
schaftungsmöglichkeiten  steht  im  Zusammenhang  die  grosse  Bela- 
tivität  des  Begriffs  mittlerer  und  kleinerer  Bauerngüter.  In  den 
Gegenden  der  oben  erwähnten  Art  reicht  schon  der  Besitz  von 
2  ba  bin,  dem  Anwesen  den  Charakter  einer  selbstständigen  Wirtli- 
schaft  zu  ireben,  und  ein  Besitz  von  j  iia  und  darüber  reiht  deren 
liiliciber  sclion  in  die  BHasse  der  mittleren,  vermöglicberen  Be- 
sitzer ein,  während  in  Landstrichen  mit  nnmier  günstigen  Vor- 
l)edingungen  der  Production  Anwesen  der  letztbezeicbneten  Grösse 
noch  als  Tagelöbnergflter  gelten  müssen  und  in  rauheren  Bezirken 
mit  unergiebigen  Bodenv  orhältnissen  oft  ein  Besitz  von  selbst 
10  ha  nicht  hinreicht,  dem  Wirth  eine  auskömmliche  Existenz  zu 
ermöglichen-).  Auch  wenn  man  sich  von  populationistisclien  Kr- 
wägiingen,  wif»  sie  den  Schriftstellern  des  vorigen  Jahrhunderts 
nahe  lagen,  heute  nicht  mehr  leiten  zu  lassen  braucht,  wird  man 
es  immerhin  als  einen  grossen  volkswirtbschaftliehen  und  socialen 
Gewinn  eiacliten  mtlssen,  dass  da,  wo  die  natürlichen  Productions- 
factoren  oder  die  Gestaltung  der  Erwerbsverhältnisse  im  Allgemeinen 
die  Ansässigmachung  einer  grösseren  Anzahl  Familien  auf  dem 
flachen  Lande  mit  durchschnittlich  kleineren  Besitzeinheiten  ohne 
Schaden  f^r  diese  selbst  und  die  Gesellschaft  gestattet,  die  Ge- 


Bad.  landw.  KrlK-bnn^on ,  lY.  Bd.,  S.  46»  in  VerbinilaiiCf  mit  d«r  Du^ 
Btellong  anter  Kap.  IX,  8.  81  daselbst. 

•)  Die  bad.  landw.  Erhebnngpii  (IV.  Bd.,  S.  66)  lasseu  den  Besitz  der  Grois- 
und  Mittelbauern  in  dun  getiiidebauenden  Bezirken  bei  7 — '10  ha»  in  den 
Handelsgewächs-  und  lieborteu  bei  4  5  l  a,  in  den  Oderwald-  und  Schwanrwald- 
orten  dagegen  erst  bei  20— 3ü  ha;  dt-u  Iv lein b esitz  in  den  getreidebaueudeu 
Gegenden  bei  4- -7  ha,  in  den  Handelsgewächs-  und  Rebgegenden  bei  2  —  4  ha, 
beginnen  und  weisen  für  Waldgegenden  selbst  bei  einem  besitz  von  10  und  mein- ha 
die  Unzulänglichkeit  der  Gutsgrösse  für  die  Unterhaltsbeätreituug  der  Familie  nach 
(Anlftjjfe  VI,  Ziifer  29a,  Seite  160  ebenda). 
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legenheit  hierzu  in  ausgedehntem  MaaBse  gegeben  werde.  Denn 
wenn  man  auch  nicht  gerade  der  Ansicht  huldigt,  dass  schon  der 
Grundsatz  der  Gleichheit  Aller  vor  dem  Gesetz  dazu  führt,  jedem 
Staatsangehörigen  die  rechtliche  Möglichkeit  zum  Grunderwerb 
durch  unbeschrftnkte  Mobilisirungsfreiheit  des  Verkehrs  in  Grund 
und  Boden  einzurftumen,  so  wird  man  es  doch  aus  den  oft  er- 
w&hnten  Gründen  politisch  und  social  fOr  einen  Yortheil  erachten 
müssen,  wenn  mit  der  zunehmenden  Auftheilung  des  Grund  und 
Bodens  das  eigentlich  sesshafte  Element  des  Volkslebens,  das  zu* 
gleich  seiner  Natur  nach  radicalen  Strömungen  abgeneigt  ist,  eine 
Stärkung  erführt,  und  zwar  um  so  mehr  für  einen  Vortheil,  in  je 
höherem  Grade  ein  ungesundes,  d.  h.  proletarisches  Wachsthum 
der  Städte  sich  bemerkbar  macht  und  die  eigentliuiiilichfü  l^]rwcrbs- 
V(  ihaltniöse  des  städtischen  Lebens  die  socialen  Gegensätze  ihrer 
Bmvohner  verschärfen.  Aber  auch  im  Hinblick  auf  das  Gedeihen  der 
industriellen  Güwerbü  ist  tlor  Zustand  einer  gleichmässigeren  Boden- 
verthoihing  ebenfalls  vortheilliafter  als  die  Häui'iuiLC  des  Grund- 
besitzes in  den  Händen  Weniger,  weil  mit  einer  zahlreichen  Klasse 
von  unabhängigen  kleinen  und  mittleren  Grundbesitzern  renfelmSssig 
eine  starke  Nachfrage  nach  gewerblichen  Erzongnissen  Hand  in 
Hand  geht,  der  es  im  anderen  Fall,  wenn  die  grosse  Masse  des 
Landvolks  aus  l>esitzlosen  Tagelöhnern  besteht,  Lrebriclit.  Das 
Latifundienwesen  im  ostlichen  Deutschland  nnd  <ler  Mangel  an 
Gewerbfleiss  ebenda  dürften  sicherlich  in  einem  inneren  Zusammen- 
hang stehen.  In  England  hat  allerdings  durch  ein  ungewöhnliches 
Zusammentreffen  günstiger  Umstände  eine  blühende  Industrie  trotz 
der  ungünstigen  Besitzverhältnisse  auf  dem  flachen  Lande  sich 
entwickelt;  aber  nicht  im  Besitz  eines  kaufkräftigen  Hinterlandes, 
wie  es  sich  aus  dem  Vorhandensein  einer  dichten  Landbevölkenmg 
ergiebt,  und  desshalb  zum  grossen  Theil  auf  den  Export  ange« 
wiesen,  entbehrt  die  Industrie  in  dem  Inselreiche  mehr  als  ander- 
würts  der  Stetigkeit  und  Begelmftssigkeit  der  Entwicklung  und 
befindet  sich  in  einem  Zustand  weitgehendster  Abhängigkeit  von 
der  Handelspolitik  fremder  Staaten  und  der  allgemeinen  politischen 
Lage  überhaupt,  der  schwerlich  als  ein  wünschenswerther  erachtet 
werden  kann^* 


')  Schon  V.  Hohl  meint  (a.  a.  0.,  §  113);  ^Mfiaien  nicht  alle  Mittel,  selbst 

zuweilen  die  schlechtesten,  angewemlft  werden,  um  dfii  Absatz,  niiicli  Aussen)  zu 
erhalten,  womöglich  xu  erweitern?  Bringt  nicht  schon  jetzt  irgend  eine  Stockung 
in  einen  entfernten  Welttheil  unmittelbar  eine  schmerzbafle  und  vielleicht  gefilhrliche 
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3.  Immerhin  ist  wohl  zu  beachten,  dass  aueh  unter  den  denkbar 
gflnstigsten  VerhältnisBen  der  Natur  es  eine  Crrenze  der  Tbeilung 
giebt,  jenseits  deren  der  Grundbesitz  die  Unterlage  einer  selbst^ 
ständigen  Erwerbsexistenz  nicht  mehr  bietet.  Mnss  nun  sehen 
eine  sehr  weitgehende  Verkleinerung  der  Grundstdcksparcellen  aus 
landwlrthschaftlich- technischen  Blicksichten  als  nachtheilig,  wenn 
auch  nicht  gerade  als  unerträglich  angesehen  werden  (vgl.  S.  310  ff.), 
80  wäre  doch  eine  unablässig  fortschreitende  Auftheilung  der 
Besitzeinheiten  selber  offenbar  undenkbar,  und  wenn  sie  gleichwohl 
einträte,  mit  der  Froletarisirung  de^  Landvolkes  und  der  Verar- 
mung der  betreffenden  Gegenden  gleichbedeutend.  Eine  solche 
ununterbrochen  fortschreitende  Auftheilung  könnte  ohne  den  grössten 
Schaden  für  die  Besitzer  nur  da  Platz  greifen,  wo  der  Erwerb  aus 
dem  Orimd  und  Boden  die  Nebensache,  dt^r  Krwerb  aus  anderen 
Besciiailiguiigen,  insbesondere  in  der  Industrie,  die  Hauptsache 
ist;  in  diesen  Fällen  hätten  aber  die  betreffenden  Stelleninhaber 
die  Eigenschaften  des  Landvolks  überhaupt  abgestreift  und  nuin 
hätte  es  im  Wesentlichen  mit  grundbesitzenden  Fal)rikarbeitern, 
Kleiuluindwerkem  etc.  zu  thnii.  Wo  aber  überhaupt  eine  solclie 
Doppelbeschäftigauic;  ausgesciilossen  ist,  müsste  jener  Process  un- 
aufhaltsam zur  wachsenden  Herahdrückung  des  Standard  of  life, 
zu  immer  2:rösserer  Einengung  der  Lebensansprüche  führen  und 
bei  jedem  Zwischenfall  äusserste  Noth,  Elend  und  Hunger  im  (be- 
folge haben.  Die  Gegner  der  Mobilisirungsfreiheit  können  sich 
mit  Recht  darauf  bemfen.  «hiss  die  Vorführung  eines  solchen  Bildes 
der  endlichen  Entwicklung  nicht  bloss  im  Bereich  der  theoretischen 
Möglichkeit  liegt,  wie  die  Verhältnisse  in  einzelnen  Provinzen 
Italiens  aufweisen,  in  denen  Tausende  von  Menschen,  deren  Erb- 
theil  ein  kleinster  Fetzen  Land  und  allenfalls  einige  Olivenbäume 
bilden,  ein  menschenwürdiges  Dasein  zu  führen  nicht  mehr  Ter- 
mögen.  Ist  also  mit  solchen  möglichen  Folgen  der  Mobilisirungs- 
freiheit  zu  rechnen,  so  ergiebt  sich  daraus  doch  nur,  dass  sie,  wie 
alle  Freiheiten,  eine  zweischneidige  Waffe  ist  und  von  der  Bevöl- 
kerung nur  dann  ohne  Nachtheil  ertragen  werden  kann,  wenn  der 
allgemeine  Zustand  der  Bildung  auf  dem  flachen  Land  jene  Tu* 
genden  der  wirthschaftlichen  Vorsicht,  der  Bedachtnahme  auf  die 


Krise  liervor?  Ist  nicht  m  färehten,  dass  htS.  weit  fttugr^delmten  und  lang«  danentden 

Störungen  des  Hundeis,  bei  einem  für  Krifrland  unglückljcli(ni  S^cckrit -r  ....  «!a« 
furchtbarste  Elend  unter  der  gewerblichen  Bevölkerung  entstehen,  das  stolze  Gebäude 
ins  Wanken  komiaen  kann?*^ 
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Zukunft,  der  Yorsorge  auch  für  die  kommenden  Generationen  zur 
Beife  bringt,  welche  lehren,  von  der  Freiheit  einen  maassYollen 
Gebrauch  zu  machen.  FUr  einen  grossen  Theil  der  italienischen 
Bewohner  des  flachen  Landes  war  desshalb  die  unbeschränkte  Zu- 
lassung der  Freitheilbarkeit  sicherlich  ebenso  ein  geföhrliches 
Geschenk,  als  unbedenklich  für  die  Überwiegende  Mehrzahl  der 
Landbevölkerung  der  Bheinthalebene  oder  Frankreichs,  die,  wie 
die  Statistik  lehrt,  ungeachtet  der  Freiheit  haushälterisch  mit 
dem  Grund  und  Boden  umzugehen  und  —  sei  es  durch  Maass- 
halten  in  vorzeitigen  Eheschliessungen,  sei  es  durch  eine  nüchterne 
Heirathspolitik ,  welche  das  gemeinsame  Einbringen  von  Grund- 
besitz in  die  Ehe  anstrebt,  sei  es  durch  rechtzeitige  Abstossung 
der  überschüssigen  Bevölkcrun<r  in  andere  Berufsarton  —  eine 
wenn  auch  vielleicht  nicht  durchweg-  befriedigende,  sd  docli  leid- 
lich gute  ßesitzvertheilung  bis  auf  den  heutigen  Tag  zu  behaupten 
wusste 


§  76.  Fortsetzung;  bedingte  Riithlichkeit  der  Gebun- 
denheit; abschliessende  Betrachtungen. 

4.  Je  ungünstiger  die  äusseren  Productionsbedingungen 
sich  erweisen,  je  entlegener  die  Stätten  der  kmdwirthschaftlichen 
Production  von  den  grossen  Industrie-  und  Verkehrscentren  sich 
befinden,  je  mehr  es  danach  an  der  Möglichkeit  fehlt,  für  die  Karg- 
heit der  Natur  und  die  etwaige  T  iizulänglichkeit  des  Besitzes  in 
anderweiten  Beschäftigungen  Krsatz  zu  finden,  um  so  rascher  wird 
bei  Zulassung  der  Freitheilbark  fit  die  Grenze  der  üntrrhalts- 
möglichkeit  erreicht,  um  so  bedenklicher  also  jene  Zulassung  selber 
sein.  Pies  tritit  also  in  besonderem  Grade  für  sehr  nördlich  ge- 
legeue  Gebietstheile  (Skandinavien,  grosse  Thoilc  von  üussland  etc.), 


So  räumt  aiKli  ITclferlc  h,  der  im  Uebrigen  ein  warmer  und  überzeugter 
Vertreter  der  (Jebiindenheit  ist,  doch  ein,  dasä  „solche  Völker  und  tsjämuie,  welche 
voll  {nd^viduellen  SelbstgeAhk  sind,  die  das  L«b«ii  mit  Energie  atuntp^en  pflegen 
tiud  fromm  und  treu  au  alten  Sitten  hnltcn.  von  der  Freiheit  in  der  Verfügung  über 
Grund  und  Boden  im  Ganzen  keinen  verderblichen  Gebrauch  machen,  wenn  nur 
die  Freiheii  tdrklich  eine  Tollkommene  ist,  nicht  nur  in  der  Freiheit  wn  theilen  und 
zu  verkleineni  besteht,  sondern  an(  h  die  ^^esetzlielie  Mü-rlic  likeit  zu  erhalten  in  sich 
begreift"  (a.  a.  0-,  Jahrg.  1853  S.  203).  Die  Hauptsache  nach  üellehch  ist,  und 
darin  muss  man  ihm  sicher  beipflichten,  dass  in  den  Gebieten  der  Fr^theUbarkelt 
das  Landvolk  ein  gewisses,  nicht  7.u  niedrig  gegriffenes  Maass  von  Lebensgenuss 
zu  behaupten  TVilleus  ist,  also  , lieher  auf  einen  Hausstand  verzichtet,  als  einen 
solchen  zu  begründen,  dtr  ökouomiseh  iiiclü  gerechtfertigt  wäre"  (,S.  210). 
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und  besonders  für  die  (jebirgsgegeiiden  zu  und,  wenn  irgendwo, 
sind  denn  gerade  hier  die  Gefahren  der  Froitlitilbarkeit  am 
Mhesten  und  augenfälligsten  zu  Tage  getreten,  wobei  an  die  Ver- 
hältnisse auf  dem  Yogelsberg,  dem  BhGngebirge,  dem  Westerwald, 
dem  Taunus  und  in  anderen  rauhen  Gegenden  erinnert  sein  mag, 
Oegenden,  in  denen  die  Bevölkerung,  wie  Biehl  einmal  in  drasti- 
flcher  Weise  geschildert  hat,  im  Sommer  dtirftig  vom  Ertrag  ihrer 
Arbeit  lebt,  im  Winter  aber  zum  erheblichen  Theü  auf  Bettel 
angewiesen  ist,  „sich  und  der  staatlichen  Gesellschaft  eine  Last". 
Man  kann  auf  die  Erscheinung  der  mangelnden  Unterhaltsmöglich- 
keit für  die  Bewohner  ländlicher  Gemeinden  in  Folge  ungenü* 
genden  eigenen  Grundbesitzes  sehr  wohl  den  Begriff  der  üeber- 
völk-erung  anwenden,  wobei  man  nch  an  der  Thatsache  n^cht 
Stessen  darf,  dass  die  Symptome  der  ÜeberrOlkerung  gemeinhin 
gerade  in  den  Gebirgsgegenden,  d.  h.  in  jenen  Landestheilen  her- 
vortreten, welche  vergleichsweise  die  dünnste  Menschenzahl  auf- 
weisen. Und  doch  sind  es  unbestreitbar  die  südlichen  Abhänije 
des  Schwurzwaldes,  ein  Theil  der  Alpen  und  die  erwähnten  mittel- 
deutschen Gebirge,  in  welchen  in  den  einzelnen  Ortschaften  die 
Menschen,  trotz  der  im  Ganzen  schwachen  Bevölkerung,  zu  gedrängt 
sitzen  und  zu  einem  grossen  Theil  ein  denkbar  kümmerlit  lies 
Basoin  friston.  weil  eben  hier  dio  Xatur  mit  ihren  Gaben  kargt 
und  eine  DasoinsniöoHrhkeit  soll  >L  bescheidener  Art  nur  bei  ver- 
hältnissmässig  grossem  Land!)ehitz  gewahrt.  Jede  Vermehrung 
der  Familicnzahl  auf  Kosten  der  vorhandoinMi  Besitzeinheiten  ver- 
schiebt desshalb  in  solchen  Gegenden  die  Bedingungen  des  Kr- 
werbs  sofort  iu  nachtheiliger  Weise  und  jede  Zulassung  der  Ab- 
trennung von  Gutsbestandtheiien  zum  Zweck  der  Ansässigmachung 
neuer  Wirthschaltsexistenzen  wird  um  so  bedenklicher,  als  die  Be- 
theiligten bei  der  immerhin  verhältnissmässigen  Grösse  der  übrig 
bleibenden  Guttheile  sich  zunächst  leicht  über  die  Wirkungen 
solcher  Theilungen  Täuschungen  hingeben.  Es  kommt  iiinzu,  dass 
in  Gebirgsgegenden  neben  Acker-  und  Wiesland  gerade  auch 
Wald  und  Weide  einen  wesentlichen  Bestandtheil  der  Anwesen 
bilden,  die  besondere  Art  der  Nutzung  von  Ländereien  der  letzt- 
bezeichneten Beschaffenheit  aber  einer  Aufliheilung  in  Parcellen 
gänzlich  widerstrebt  imd  wo  letztere  dennoch  stattfindet,  wegen 
der  ünmCglichkeit  fernerer  ordnungsmässiger  Bewirthsehaftung  un- 
aufhaltsam zur  Devastirung  führt  (§  49,  Ziffer  1),  In  viel  höherem 
Grade  als  in  den  fruchtbaren  Tiefebenen  und  dem  Hügellande  ist 
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daher  fflrdieGrebirgsgegendenaufdie  Stabilität  der  BerMkerung 
als  Vorbedingung  der  Woblstandserhaltung  Werth  zu  legen  und  darauf 
zu  achten,  dass  einer  Vermehrung  der  ansässigen  Wirthe  innerhalb 
der  einzelnen  Gemarkungen  durch  jederzeitige  Abstossung  eines 
Theiles  der  nachwachsenden  Generation  entgegengewirkt  werde. 
Bas  wirksamste  Mittel  hierzu  liegt  aber  in  der  rechtlichen  Ge- 
bundenheit der  Anwesen,  welche  deren  Vertheilung  unter  die 
Mit^rben  oder  deren  Verkleinerung  im  Wege  des  Verkaufs  hindert 
oder  doch  erschwert  und  desshalb  einen  mittelbaren  Auswan* 
derungs  zwang  gegenflber  den  nicht  zur  Gutsnachfolge  berufenen 
Geschwistern  in  sich  schliessi  Denn  der  stflndige  Abzug  eines 
Theiles  der  Bewohner  solcher  Gegenden  zu  dem  Zweck,  sich  an- 
deren Erwerbsgelegenheiten  ausserhalb  der  Hoimathgemeinde  zu- 
zuwenden, muss  als  eine  der  wesentliclioii  Bedingungen  der  Wohl- 
falirtserhaltung  dieser  Gemeinwesen  bezeichnet  werden  und  es  hat 
denn  auch  in  Landestheilen  mit  Produetionsl)edin<^ungen  der  er- 
wähnten Art  der  Uebergang  vou  der  (ie])undenheit  zur  Mobili- 
siiung  überall  als  ein  verhängnissvoller  Feliler  sich  erwiesen,  der 
Art.  dass  da.  wo  die  FreihtMt  des  Boden  Verkehrs  schon  längere 
Zeit  wahrt,  tlieils  unertreuliehe,  theils  gänzlich  unhaltbare  Zu- 
stände sicli  herausgebildet  haben.  Hausin  il  u st ri  eile  Beschäf- 
ti  üMin 'j- vermag  zwar  unter  Umständen  die  Schäden  des  Kleingütler- 
tluinis  im  Gebirge  und  Wald  abzuschwächen;  aber  die  Erfahrung 
zeigt,  dass  die  Bedingungen  liir  eine  günstige  Entwicklung  solcher 
bäuerlicher  Hausindustrieen  nur  selten  gegeben  sind;  dass  selbst 
da,  wo  sie  seit  Altersher  sich  eingebürgert  haben,  wie  etwa  die 
üluren-  oder  Strohflechtindustrie  des  Schwarzwaldes  oder  die  Spiel- 
waarenindustrie  des  Thüringerwaldes  etc.,  die  Schwierigkeit  der 
Absatzverhältnisse  und  die  waclisende  Abhängigkeit  von  den  Con* 
junctiu-en  des  Weltmarktes  die  Lage  dieser  bäuerlichen  Haus- 
industrie sehr  oft  zu  einer  äusserst  prekären  gestaltet;  und  dass 
die  neue  Ginführung  von  dergleichen  Beschäftigungen  fast  regel- 
mässig scheitert  Ja,  man  darf  Angesichts  der  jflngsten  Erhe- 
bungen tiber  die  Verhältnisse  der  in  diesen  bäuerlichen  Haus- 
industrieen Beschäftigten  sehr  wohl  den  Zweifel  äussern,  ob  ihre 
Einfahrung  überall  nachhaltig  der  Bevölkerung  zum  Vortheil  ge- 
reichte, oder  ob  nicht  gerade  sie  zur  Folge  gehabt  hat,  die  Zu- 
stände einer  thatsächlichen  Uebervölkerung  mit  den  aus  ihr  her- 
vorgehenden Leiden  zu  chronischen  zu  gestalten.  Denn  die  Aus- 
sicht auf  einen,  wenn  schon  denkbar  kärglichen  Verdienst  hat 
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doch  meist  in  der  BeyOlkenmg  dieser  Gebiigsorte  eine  ungesunde 
Schollenkleberei  grossgezogen,  in  deren  Gefolge,  mit  der  Zunahme 
der  Henschenzahl,  die  Yerdienstaussichten  immer  spärlicher  wurden, 
und  die  tfaatsächlich  erzielten  Löhne  immer  mehr  den  Charakter 
von  HungerlGhnen  annahmen;  während  in  dem  Maasse,  als  die  Be- 
yMkemng  in  Armuth  und  Elend  yersank,  sie  die  erforderliche 
Spannkraft  einbüsste,  die  ftberkommenen  Erwerbsquellen  der  Hei* 
math  aufzugeben  und,  ausserhalb  dieser,  anderen  Berufsarten  sich 
zuzuwenden.  Die  Lage  der  WeberbeT/llkemng  in  den  Schlesischen 
Waldbezirken  ist  in  dieser  Hinsicht  typisch  und  zeigt,  dass  es 
gefährlich  ist,  in  abgelegenen  Districten  die  Nachtheile  einer  iin- 
giin^^tigen  Besitzvei-theiluug  durch  das  Palliativmittel  einer  von 
den  Conjuncturen  des  Weltmarkts  abhängigen,  auf  die  Erzeugung 
minderweiihiger  Producte  gerichteten  hausindustriellen  Beschäfti- 
gung heilen  zu  wollen.  Das  'wirkliche  Heilmittel  kann  vielmehr 
wesentlich  nur  in  der  Entlastung  des  Bodens  von  einer  überschüs- 
sigen Bevölkeniuo-  2:efunden  werden,  welche  Eutlastuug  sich  durch 
regelmässigen  Ahzug  eines  Theiles  der  nachwachsenden  Generation 
zu  bewerkstelligen  hat.  Die  Verpflanzung  eines  Theiles  der  Be- 
wohner übervölkerter  Gehirgsorte  in  andere  Gegenden  begegnet 
freilich  erfahrungsgemäss  dem  grössten  AViderstand  der  Bethei- 
ligten; man  wird  auch  nicht  erwarten  dürl'en,  dass  eine  Jahrhun- 
derte hindurch  geübte  Versündigung  des  Menschen  gegen  die 
naturgesetzlich  begründete  Thatsache,  dass  eine  bestimmte  Fläche 
Land,  landwirthschaftlich  genutzt,  immer  nur  eine  bestimmte  Menge 
Menschen  zu  beschäftigen  und  zu  ernähren  vermag,  nicht  von 
heute  auf  morgen  gut  gemacht  werden  kann.  Solche  üebel  zu 
heilen,  wird  freilieh  nur  gelingen,  wenn  man  sich  dazu  entschliessen 
kann,  von  den  empfindsamen  Eegungen  einer  in  solchen  Fällen 
tlbel  angebrachten  Gefühlspolitik  sich  losmachend,  die  Entlastung 
des  übervölkerten  Bodens  ndthigenfalls  im  Wege  der  zwangs- 
weisen Entfernung  von  der  heimathlichen  Scholle  herbeizufohren 
und,  sobald  auf  diesem  Wege  die  Besitzverhältnisse  im  Laufe 
der  Zeit  sich  wieder  günstiger  gestaltet  haben,  durch  Schliessung 
der  Anwesen  den  abermaligen  Bflckfall  in  Besitzzersplittening  zu 
hindern 

*)  Walckor  scliiesst,  wio  nicht  igelten,  sehr  über  das  Ziel  hiuaus,  weiiu  er 
meint  (a.  a.  0.,  S.  101):  Eine  absolute  Gebnndenheit  bäuerlicher  Güter  wirA 
heutzuta,^  nur  noch  von  vereinzelten  Beactionäreii  (I)  empfohlen  und  steht  in 
grellem  Widerspruch  mit  den  T^cdiirftiissen  der  rationeUen  Laudwirthschaft,  sie 

läuft  auf  eine  Trägheitsassecuvanz  liinaus." 
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Aamerkungon.   Schou  Vogel  iuauU|  For8tpoli26ig£86tzgebiuig  in  Baden^ 
1871,  bat  darauf  anfinerkHam  gemacht,  dais  bei  der  Hofrerfoffirang  des  Scb war«  w alds 

die  überschüssi^'i'  ländliche  Bt-völkcrung'  sich  entweder  der  Hausiiidusfrie  zuwendet 
oder  den  Schwarzwald  dauernd  oder  zeitweise  Terlasst,  um  sich  anden\'ärts  eine 
Lebensstellung  zu  sichern;  dass  aber,  wenn  erst  einmnl  die  Theilung  in  Flnss 
komme,  kein  Schwarzwälder  mehr  aus  den  Bergen  hinausgehen  werde  und  wo 
jetrf  '^r  ittliche  JiaiU'niliölV  iiuiiittcn  hoher  AVälder  und  üppiger  "Wiesen  stehen,  dann 
vuii  KaitofFelfehit-ru  umgebene  ivieingüiler  /ai  sehen  sein  würdt-n,  dereu  Inhaber 
sich  hinsichtlich  ihrer  Lebensstellniigf  weder  mit  den  jet/.i<:ru  Hofbanem  noch  auch 
nüt  deren  (fesinde  messen  könnten.  —  TTiiiwtis  auf  den  Zusammenhang  zwischen 
Uutheilbarkeit  bezw.  Gebundenheit  überhaupt  und  Auswanderuugspolitik  iu 
des  Verfassers  Ansfflbnmgen  im  deutseben  Landwirtbscbaftsratb  1884,  Yerband- 
lungeri,  S.  216  ff.;  ähnliche  FUfrachtimg^  ^\if"  nhrn  anrh  hei  v.  l.angsdorff  in 
bäuerliche  Zuütände,  U.  Bd.,  S.  '62Ü.  Bei  stark  entwickelter  lüduatrie-  und  tiewerbc- 
thätigkeit  eines  Landes  volbdebt  sich  der  Abstossungsproeess  wohl  in  der  mindest 
schmerzhaften  Weise ;  es  wäre  eine  dankbare  Aufgabe  der  Statistik,  einmal  nachzu- 
weisen, in  welcher  Weise  gerade  in  Staaten  mit  (lebundenheit  des  Ik'sitzes  sich  der 
Stand  der  Kleinmeister,  Kaufleute  etc.  vom  flachen  Laude  her  tliatsäcldich  rekrutirt. 
Scbwarzwälder  (d.  h.  Bewohner  einer  Landesgegend  mit  gesetzlicher  Untheill)arkeit 
der  Bauernhöfe)  findet  man  bekanntlich  der  iranzeii  Wi  h .  zum  Tln  il  als  Vor- 
stände ungesehenster  iudustrit  lkr  und  llandt  Lsijäustr ;  nicht  Wenige  kelirt  n  iui  Alter 
in  die  Heimath  inrUck  und  werden  dann  vermöge  ihrer  sodaleu  unaliiiängigen 
La^;  zu  einem  sein  nützlichen  Ferment  des  Gremeindelebens.  —  Vgl.  auch  das 
Gotheiu'sche  (.itat  auf  S.  377. 

b)  Ans  einer  Gegenflberst^Hung  der  Zahl  der  Grnndsittcksparoellen  und  der 
Grundbesitz*  :^ir  '.  !i  im  .laliri'  1H57  gegenüber  jener  in  1879  folgert  Vorkanf  (Das 
bäuerl.  Aneriienrecht  in  Uesterreich,  iu  Brauo's  Archiv,  II.  Bd.,  8.  311  ff.),  daää 
seit  1857  die  ParcelUmng  in  Galizien,  der  Bukowina  und  Dabnatien  ,.in  enormem 
Umfang  gestit'irin  ist**,  wälneiid  tlit'  Alinalnuf  d.r  I'arcezellenzalil  in  aadi  reu 
Provinzen  (Nieder-  und  Obcröüterreich,  Salzburg,  Kraiu,  Schleenen)  auf  eine  steigende 
Anfeangung  des  kleinen  durch  den  grosgen  Besits  deute,  mit  welchem  Process 
(Zersjdittrriing  einer-,  Aufsaugung  anderseits)  auch  die  Verschuldung  grosse 
Fortschritte  aufweise.  Nähere  Zahlen  hierüber  in  Kap.  M.)  Man  kann  sich 
in  der  That  des  Eindrucks  kaum  erwehren,  dass  die  Aufhebung  des  Bestiftungs- 
zwangs  und  des  älteren  Anerbenrechts  durch  das  Reiclisgesetz  vom  27.  Juni  1868 
und  die  Unterstelluiifr  der  Landgüter  in  erbrechtliclier  Ilinsicht  unter  das  Allge- 
meine Landrecht  von  1811  (unbeschränkte  Zulassung  der  Xaturaltheilung;  Hecht 
jedes  Miterben,  seinen  Antheil  in  beweglicher  und  unbeweglicher  Habe  su  fordern) 
fiir  weite  Theile  der  Oesterreich.  Monarchie,  mindestens  für  die  Gebirgsprf'rTfMideu 
mit  extensiveren  Wirthäcbaftüweiiieu  ^Viehzucht,  Weide-  und  Waldwirthschaft  beim 
Zurücktreten  von  Fmchtbau),  eine  wenig  glückliche  Maassreget  war,  wie  denn  die 
Regierung  bei  Einbriiii^-uuj.'  dis  Aiurl)ciirc(litSL;'cs((/t'>  vom  1.  April  1SH!>  ss-lher 
einräumen  musste,  daäs  das  Priucip  der  gleichen  Erbtheilung  zur  schliuuuäteu 
Form  der  Gtiterzertrümmerung  und  zur  Bildung  von  Zwergwirtbscbaften  führe,  die 
weder  zur  Ernährung  noch  zur  vollständigen  Beschäftigung  einer  Eamilii*  ausreichen 
und  dadurch  proletarische  Zustände  der  Besitzer  herbeiführen  müssten.  Daher 
denn  auch  dieses  (Jesetz  die  Wit^dereinführung  von  Beschränkungen  derTheil- 
barkeit  der  Landesgesetzgebung  für  landwirthschaftliche  Anwesen  mittlerer 
Grösse  fnisttdlt  (Art.  Iß)  und  ebenso  (um  dor  «M-falir  dtr  Aufsaugung  hnidwirth- 
schaftlichtr  Anwesen  durch  grossen  Besitz  zu  bti^^tj^utu,'  laude sgese i z Ii tiie 
Bestimmungen  zulässt,  wonach  derartige  Anwesen  von  l'ersonen,  in  deren  Eigentbum 
solche  HfiiV  oder  grössere  In n  d  \\  i  r  t  hscha ft  üc  h c  1! c s i  t  z nngen  bereits  stehen, 
gar  nicht  oder  nur  unter  bestimmten  Vorausseticuugeu  oder  Beschränkungen  erworben 
werden  sollen.  Ton  dieser  gesetdicben  Befhigniss  seheint  aber  bis  jetzt  in  keinem 
iiet  KronUiiider  eine  Anwendnug  gemacht  worden  zu  sein. 


5.  In  einer  Mittelstellung  zwischen  den  in  Hinsicht  auf 
natttrliche  Erzeugungshedingungen  und  sonstige  Erwerbsaussichten 
besonders  günstig  (Ziffer  2)  und  den  in  diesen  Beziehungen  be- 
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sonders  ungünstig  gestellten  Laiidstriclien  (Ziffer  4)  hctindeii  sirh 
jene,  in  Mitteleuropa  einen  besonders  breiten  Kaum  einneliniendiTi 
Gegenden,  in  denen  der  Schwerpunkt  des  landwirthschattlichen 
Betriebs  jetzt  und  für  eine  absehbare  Zukunft  nicht  in  besonders 
qualificirteu  Producten  (HandelspÜanzen,  Wein,  Gemfise,  Obst), 
sondern  nach  Lage,  Boden,  Klima  in  der  Erzeugung  von  Getreide- 
Mehten,  Kartoffeln,  Futter  liegt;  wo  demgemäss  die  Wirthschafben, 
um  eine  auskömmUohe  Ezistenzunterlage  zu  gewährleisten,  zwar 
nicht  so  umfangreich  wie  in  den  Wald-  und  Gebirgsorten  zu  sein 
brauchen,  aber  4och  um  Vieles  umfangreicher  als  die  Anwesen  in 
den  Gegenden  der  erstgenannten  Art  Offenbar  ist  die  Möglichkeit, 
dass  auch  hier  mit  fortschreitender  Auftheilung  die  in  dieser  Weise 
genutzten  und  nutzbaren  Anwesen  zu  klein  werden  und  zu  Zwerg- 
wiithschaften  herabsinken,  in  höherem  Maasse  gegeben,  als  in  den 
Fällen  unter  Ziffer  2;  und  zwar  um  so  mehr  auch  hier  wieder, 
auf  einem  je  tieferen  Niveau  der  allgemeinen  Bildung  die  Land- 
boTdlkerung  noch  steht,  vermöge  deren  sie  die  Folgen  fortschreiten- 
der Theilung  weder  sich  klar  vergegenwärtigt  noch  durch  inten^ 
sivere  Wirthschafteweise  zu  beseitigen  vermag;  je  weiter  ab  diese 
Gegenden  von  den  grossen  Verkehrs-  und  Consumtionscentreti  ent- 
fernt sich  befinden,  je  weniger  also  die  Möglichkeit  vorhanden 
ist,  einen  Theil  der  überschüssigen  Arbeitskräfte  in  anderweiter 
Beschäftigung  nutzbringend  zu  verwerthen;  je  mehr  endlich  mit 
dem  Zerbröckelungsprocess  die  Anwesen  innerhalb  eines  gegebenen 
Umkreises  (einer  (ipniarkung)  alle  gleielimässig-  verkleinert  wurden 
sind,  so  (lass  lur  die  Kleinwirthe  und  ihre  Angehörigen  selbst  zu 
landwirthsehaftlichen  Hilfs-  und  Nebenarbeiten  in  grösseren  Be- 
trieben eine  Gelegenheit  sich  nicht  mehr  bietet. 

Während  nun  die  durch  die  alte  Grun(ilierrlichkeit6verfassim<r 
und  diQ'ch  besondere  Kegieriiiigsdecrete  seit  dem  Aiisgansr  desMitt.  l- 
altcrs  für  die  hierher  geiiöngcn  L {indergebiete  rechtlich  vrordiiet«' 
GebundtMilieit  mit  wenigen  Ansiialimcn  seitAnfang  dieses  .Tain  !uind»Ttö 
schrittweise  beseitigt  worden  ist  und  mit  der  Losung  des  bäuer- 
lichen Lehensverbandes  seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  die  letzten 
Fesseln  jener  Gebundenheit  abgestreift  worden  sind,  muss  es  immer- 
hin bemerkenswerth  erscheinen,  dass  weithin  die  Landbevölkenmg 
von  der  ihr  auch  in  diesen  Gegenden  rechtlich  gebotenen  Mögliehkeit 
der  Auftheilung  des  Grundbesitzes,  vor  Allem  also  in  Erbfällen, 
einen  Gebrauch  niclit  machte,  vielmehr  an  der  ehemals  verordneten 
Lntheilbarkeit,  im  Widerspruch  mit  dem  gebundenen  Reclite.  /f  he 
iesthielt;  dass  also  statt  des  herrschenden,  die  naturale  Theilung 
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der  Liegenschaftshahe  frostattondeii  (ja,  wie  in  den  Ländern  des 
französischen  Höchts,  geradezu  vorsclireibenden)  Rechts  die  unge- 
theilte  Vererbung  gewohnheitsrechtlich  sich  erhielt.  Man 
darf  aus  dieser  Thatsache  wohl  mit  Kecht  folgern,  dass  di  c  L  a  ndbevölke- 
ning  da,  wo  sie  also  vprf&hrt,  nicht  etwa  nur  pietätsvoll  einer  alten 
Sitte  lind  Rechtsgewölmung  nachlebt,  sondern  von  wohlüberlegten 
wirthschaftlichen  Anschaiinnfren  sich  leiten  lässt,  vermöge  deren 
sie  unter  den  gegebenen  Wirthschaftsmöirlidikoiten  ein  Zusammen- 
halten des  überkommenen  Besitzes  für  eine  Xothwendigkeit  er-  , 
sichtet,  wenn  nachhaltig  der  Wohlstand  der  Einzelnen  und  damit 
der  ganzen  Gemeinde  erhalten  bleiben  soll.  Und  man  kann  weiter 
folgern,  dass  wenn  die  Gresetzgebung,  „einem  Gleichheitsideal 
nachjagend**  das  Erbrecht  in  Mobilien  und  Immobilien  nach 
gleichen  Grundsätzen  ordnete,  diese  Schematisirung  mindestens 
den  Anschauungen  derjenigen  BeTölkerungskreise,  auf  welche  das 
neue  Becht  berechnet  war,  nur  sehr  unvollständig  Rechnung  trug. 

Die  Frage,  ob  fftr  diese  Gegenden  die  Bückkehr  zu  den  alten 
strengen  Formen  der  Gebundenheit  (Güterschlu8s,Untheil- 
barkeit)  angebracht  erscheint,  wird  gleichwohl  im  Allgemeinen 
ebenso  zu  verneinen  sein,  wie  sie  für  die  unwirthlichen  Bezirke  des 
Gebirgslandes  oder  der  klimatisch  ungünstigsten  Gegenden  zu 
bejahen  ist:  denn  der  Beweis  ist  nicht  erbracht,  dass  im  Grossen 
und  Ganzen  die  Bevölkerung  jener  Gegenden  die  Freiheit  der 
Mobilisirung  missbiaucht  hätte  und  dass  in  Folge  dieses  Miäsbrauchs 
ähnliche  Nothständo,  wie  .sie  in  Waldbezirken  eingetreten  sind, 
zu  bemerken  wären.  Man  muss  dabei  beachten,  dass  wenn  im 
Gebirge  jede  ProduetKnissteiLierunLj;  in  denkliar  enge,  durch  die 
Natur  selber  aut'erlente  Schranken  'gewiesen  ist,  für  das  Flachland 
und  die  Bezirke  des  Hügellandes  diese  Schranken  sehr  viel  weiter 
gezogen  sind  und  nichts  der  Annahme  ent^eoensteht,  dass  mit 
der  wachsenden  Erkenntniss  der  Hedinunngen  der  Plianzenerzeuaung 
nnd  der  Verbreitung  dieser  Krkenntniss  und  der  darauf  sich 
gründenden  vervollkommneten  Teclmik,  auch  in  diesen  Geutniden 
die  Anwesen  mit  der  Zeit  sehr  wohl  geometrisch  kleiner  werden 
und  doch  ihren  Wirtheu  das  gleiche  Maass  der  Lebenshaltung  er- 
möglichen können,  das  ihren  Vorgängern  auf  dem  gi'össeren  Besitz 
verstattet  war.  Im  Uebrigen  trifft  gar  nicht  selten  auch  bei  Bauern- 
gütern dasselbe  wie  beim  Grossgrnnd besitz  zu,  dass  solche  nämlich 
gegenüber  der  Kapitalkraft  ihrer  Besitzer  zu  gross  sind,  um  richtig 
umgetrieben  zu  werden;  in  diesem  Fall  würde  aber  gewiss  die 
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Abstossung-  eines  Tlieils  des  Gutsarealj^  ^Iricher weise  im  volks- 
wirtlischattlichen,  wie  im  privatwirthsciialtiiclien  Interesse  gelepfen 
sein,  in  diosoin,  weil  auf  dem  zwar  verkleinerten,  aber  energ-ischer 
ausgenutzten  Besitz  die  Gutsrento  absolut  gegen  früher  steigt,  in 
jenem  aus  eben  diesem  Grunde  und  weil  es  als  ein  Verlust  für 
das  Nationaleinkommen  zu  erachten  ist,  dass  Güter  hinter  dem 
allgemeinen  Zustand  der  Bodencultur  zurückbleiben,  obwohl  die 
Ursachen  hiervon,  weil  lediglich  mit  der  Person  des  Wirthschafters  . 
zusammenhängend,  nicht  als  unüberwindliche  sich  darstellen.  Eine 
aufinerksame  Beobachtung  von  Einzelvorgängen  lehrt,  dass  nicht 
immer  die  Besitzer  des  grösseren  Areals  am  meisten  prosperiren 
und  dass  eine  rechtzeitig  vorgenommene  Einengung  des  Besitzes, 
namentlich  in  Fällen,  wo  eine  erhebliche  Terschtüdung  vorlag  und 
diese  durch  Verkauf  eines  Theils  des  Guts  getilgt  zu  werden  ver- 
mochte, einen  sonst  drohenden  Yermdgensverfell  abgewendet  hat 
Die  rechtliche  Gebundenheit  der  Anwesen,  welche  die  historisch 
tiberlieferten  BesitsesgrOssen  unabänderbar  zu  erhalten  bezweckt, 
kann  daher  aus  vorstehenden  Gründen  eine  lästige  Fessel  werden, 
die  man  wieder  anzulegen  oder  dauernd  beizubehalten  wenigstens 
da  Abstand  nehmen  sollte,  wo  ein  ganz  zwingendes  Bedflrfniss, 
wie  etwa  in  den  Gegenden  extensivster  Bodencultur,  hierzu  nicht 
vorliegt.   Wogegen  allerdings  für  die  hier  in  Fr^e  kommenden 
Gegenden  die  Ausgestaltung  eines  die  ungetheilte  Yererbung  der 
Anwesen  sichernden  Sondererbrechts  besondere  Bedeutung  ge- 
winnt (§  81  ff.). 

Obige  Gesichtiäpunkte  werden  von  ü.  Haussen  in  dem  mehrfach  citirten  Werk 
nicht  genügend  beachtet,  wenn  er  (a.  a.  0.,  S.  339)  grundsätzlich  die  „Gebundenheit 
des  Besitzes  und  die  obligatorische  Vererbung  auf  Einen  Nachfolger^  fordert.  — 
„Fragt  man  bei  Erbtheilungen,  ob  es  räthlich  ist,  ein  grosses,  aber  tief  ver« 
srhnlfli'tes  Landfiit  /.u  iibcniclimen,  «der  ein  kleines,  aber  sclnildenfreies :  so  lii-^ 
aut  1i()1h  irr  rulsui stufe  ganz  regelmässig  die  zweite  Eubihiidung  im  Interesse  der 
Land\^  irtlisi  liatt.  Es  wird  alsdann  viel  eher  iiiö;jrlic]i  sein,  bedeutende  lM(  linratit)ns- 
kapitalt»  in  den  Landban  /,u  loclvf-n:  xxnä  der  dritt^j  Factor  jeder  landwirthschaft- 
lichen  Produetion,  die  Arbeitskraft,  muss  darch  Zerschlagung  sehr  grosser  Güt» 
lind  deren  Folge,  Popalationssimalinie,  bald  von  selbst  wachsen  (Bosch er,  a.  a.  0^ 
^  97 1.  Kau  Itcrichtet  von  einem  niässig-pn  (fnt  bei  Heidelberg,  das  unter  3  Söhne 
vertlieilt  worden  und  wo  der  eine  i5ohn  auf  seinem  Drittel  mehr  erntete  als  der 
Vater  ehemals  atif  dem  G^anxen.  —  So  sagt  auch  v.  Inama-Sternegg,  a.  a.  O. 
(S.  39Ö  u.  398'  :  „Nit'lit  die  S ( ab ilisirung  einer  ;,'e\visseii  Crf^sse  der  Bauerngüter, 
die  nur  uuter  der  Voraussetzung  eines  bestimmten,  genau  und  gleichitinnig  fest- 
gehaltenen Betriebes  richtig  war  oder  richtig  bemessen  werden  kann,  ist  im  lu- 
terosso  der  Landwirthschaft  und  der  nationalen  Produetion  überli  uipt  .  .  ,  Dit 
gesetzliche  Bestimmung  des  oinfm  Anerben  ist  also  allerdings  der  Natur  des 
Grundbesitzes  ganz  allgemein  ent.siuechend,  weil  hie  nur  dit-  Befreiung  vom  Zwautf 
widriger  Umstände  und  nur  die  Anerkennung  bedeutet,  dass  die  bisher  als  rational! 
beAindeue  wirthschafüiche  Eiuheit  des  Guts  ans  dem  Anlass  des  Erbgangs  nicht 
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zfirisseu  werden  soll;  eine  geMtzIi  die  Restimmiinp:  über  Oütor-  oder  Stücksehl  iis  s 
dagegen  wäre  nicht  eatsprechend,  weil  bedeuten  würde,  dAss  die  tiesetzgebung 
oder  Yerwaltang  besser  wisse,  ^e  der  Lmdwirth  selbst,  wie  gross  sein  Ont  sein 
nülsse,  um  der  Volkswirtliscliaft  die  Ix'sten  Dienste  zu  It  lsteii.  und  weil  sie  die 
einmal  gefuudene  Grösse  auch  unter  verminderten  Verhältnissen  aoürecht  erhalten 
woUte  (8.  396  v.  398).  —  AebnUch  Marcbet  (In:  1848—1888.  Ein  Rfickhlick 
auf  die  Kntwickeltug  der  Oesterr.  Agrarverwaltnug,  1889):  „Die  nnlaiigbare  Mög- 
lichkeit, die  sog,  Freitheilbarkeit  zu  missbraucheu ,  kann  nicht  zur  Verwerfung  des 
I'rincips  führen,  sondern  nur  Anlass  bieten,  gegen  etwaigen  Missbraut h  geeignete 
Vt>rbeugung8mittel  anzuwenden.  Die  Freitheilbarkeit  ist  die  unerlässlicbe  Vor- 
bediagung  für  viele  Bodenmeliorationen,  die  Beseitigung  des  factischen  Fliirzwanf«'. 
die  naturgemässe  Voraussetzung  für  die  Gestaltung  des  Grunderbrechts  und  vor 
Allem  für  die  Commassation  (S.  90  ff.);  wobei  übrigens  Harcbet  die  socialökono* 
mische  I5edeutun>r  eines  A  nerhonr  pchts  im  (irundsatz  voll  anerkennt  (S.  87  ff.), 
dagegen  die  bedingte  iüithlichkeit  der  üntheilbarkeit  gerade  für  die  Gebirgsländer 
Oesterreiebs  offenbar  m  wenig  würdigt.  —  8cbiffle  meint:  ^ünter  den  beatigen 
Verhältnissen  intensiver  "Wirtlisehaft  kann  die  lu'irhste  Productivität  nieht  mehr  von 
der  Erbsuntheilbarkeit  erwartet  werden.  Das  gleichwohl  fortbestehende  Bedurf- 
niss  von  Prodnctionskörpem,  welche  einerseits  Tom  Todesfiill  ebuselner  Personen 
nicht  bertilirt  werden,  andrerseits  gegen  die  Aufsaugung  durch  das  Grosskapital 
Stand  halten  können,  ist  auf  andere  freiere  und  biegsamere  Weise  sicher  zu  stpllen** 
(vgl.  Das  gesellschaftÜcho  System  der  menschlichen  Wirthschaft,  1873,  II.  Bd., 
S.  346).  Schaff  le  tritt  im  Auschluss  an.  diese  Betrachtung  ftir  eine  allgemeine  ge* 
setzliche  Statuimng  einer  Ausstattungspflicht  der  Eltern  gegenüber  den  Kindern 
ein,  die  die  rechtliche  Bindung  des  Familienvermögens  in  Form  von  Mjyoraten  etc. 
entbehrlich  mache  und  doch  eine  gerechtere  Ausstattung  aller  Familienmitglieder 
herstelle,  wie  sie  durch  dc^n  guten  Willen  des  Majoratsherm.  Anerben  etr.  nicht 
verbürgt  seL  Freilich  „die  blosse  Auflösung  der  Majorate  und  ähnlicher  Institutionen 
ohne  positiven  Ersatz  dnreh  zei^femässe  bessere  war  eine  bloss  zerstörende,  die 
Masse  der  Beviilkentn^-  nirht  frirdernde  That  .  .  .  Die  Freiheit  ohne  den  Halt 
sichernder  legaler  Inatitutionen  wird  für  die  Masse  der  Trägen,  Armen  und  Ver- 
wahrlosten die  Qnelle  von  Sklaverei  und  Ausbeatvng  duda  die  Starlten'*  (ebenda 
8.  520),  wobei  an  die  später  zu  erörternden  Torschlilge  Schäffle*8  im  Oebiet  des 
Creditwesens  zu  erinnern  ist. 

Auch  Gierke  (a.  a.  0.,  S.  41.0  ff.)  erachtet  die  Rückkehr  zur  alten  Form  der 
Gebundenheit  als  zwingendes,  allgemein  gültiges  Bechtsinstitut  für  uuth un- 
lieb, da  .,das  Princ  ip  der  Freiheit  dm  Privateigouthums  am  Omnd  nnd  Boden  so 
tief  in  das  nu>derne  liechtsbewnsstsein  eingesenkt  ist.  dass  es  nur  angetastet  werden 
darf,  wo  jedes  andere  Mittel  socialer  Erhaltung  sich  als  unzureichend  erweist  .  .  . 
■Das  deutsche  Civilgeaetsbnch  wird  daher  von  jeder  Rückkehr  zu  einer  gesetzlichen 
Gebundenheit  absehen  müssen";  wogegen  freilich  Gierke  ebensowohl  -wnrm  für  die 
Erhaltung  der  adeligen  Fideicommisse  wie  entschieden  für  die  Ausgestaltung  ähn- 
licher Bechtsinstitute  (Br  die  bäverlicbe  Bevölkerung,  wenn  auch  nicht  mit  Atteln 
des  sta^itlichen  Zwangs,  eintritt  fvfrl.  78  \i.  80).  —  Im  üebrigen  wird  mit  Recht 
darauf  aufmerksam  gemacht  (Roscher,  §  147  a.  a.  0.),  dass  alle  Gebuudenheit 
dodi  höchstens  die  Entstehung  von  Zwerge igenthilmern  verbfiten  kann,  aber 
keineswegs  von  Zwergpächtern.  Diese  „aber  sind  noch  >'iel  schlimmere  Prole- 
tarier, viel  heimathloser,  viel  eher  durch  einen  Unfall  ins  Elend  gestürzt,  \iel  al>- 
hänp^'er  von  den  Reichen.  Auch  tendirt  jede  Menschenklasse,  sich  um  so  stärker 
zu  vermehren,  je  wenijrer  nach  ihren  Staatsbegriffen  zur  Ansässigmachung  einer 
Familie  frehört .  .  .  Den  Zwergpächteni  steht  in  dieser  Hinsicht  eigentlich  gar  keine 
Schranke  im  Weg  .  .  .  Ebenso  —  was  helfen  hUo  Verbote  der  llealtheiluug,  wenn 
es  dem  Eigenthümer  freisteht,  durch  Yerpfäncluui.''  seines  Omndstöcks  eine  fast 
beliebige  Werthstheilung  zwischen  Gläubiger  und  S(  luildnor  vorzunehmen'*?  Während 
doch  wiederum  nAlles,  waa  die  Vorpiauduug  von  Grundstücken  erschwert,  entweder 
die  Bealfh^ung  oder  den  Uebergang  durch  Verkauf  in  andere  Hibide  befördern** 
muss;  „ausser  wo  nmu  das  ganze  alte  System  der  (Jebundenheit,  namentlich  auch  mit 
seiner  aristokratischen  Familieuvertäh&ung,  beibehält'*.  —  Ein  unbedingter  Anhänger 
der  strengen  Gebundenbeit  ist  dagegen  Fr.  List,  dem  «die  UntheilbaTkeit  der 
Bme]i«Bberf  «r,  iL,  Agrarpiilttlk.  L  29 
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BaiK'iiijrüter  nicht  allein  ein  Gniiidpfeiler  des  Bürfrfriliiinis  und  der  KainiliiMiehnn- 
hai'tigkeit,  soudern  aucU  eine  fruchtbare  Alliirte  der  Gewerbe,  des  Handels,  der 
Schifffahrt,  der  Nationalnntenielimimgen,  der  Künste  und  WiBsenschaflen*  ist 
ffi.  a.  0..  S.  76).  l>ip  .lOlpichheitginacherei  der  neueren  Erbpesotzgebungen  sei 
nichts  als  eine  übel  angebrachte  Bechtsempfindelei,  die  der  gesunde  Menschenverstand 
des  Volks  filMrall  von  Bich  grewiesen  ha^,  wo  er  nicht  dnreli  Einflnss  der  Gesetze 
und  der  Bevrirninn(lun<rsl)ehr)i  (lcn  vcifiilscht  worden  sei"  ^'a.  a.  0.,  S.  74\  —  In  iilmlichen 
Uebertreibungen  wie  List  bewegt  sich  aueli  Niebuhr,  wenn  er  sagt  (das  Citat  ist 
einem  Aufsatz  von  Kawelin  in  der  Tfibiug<üi  Z^tschi^  Jahrg.  1864,  39,  ent- 
nommen): ,,Mit  ganz  untadelhaften  Absichten  und  wirklich  in  der  Meinung,  dem 
T^snier  wohl  ZU  thun,  richtet  Ttian  den  p-anzen  EaueniKtand  zu  Gninde  durch  die 
ihm  gegebene  Berechtigung  zu  verkaulen,  zu  /.ertituckelu  und  zu  verpfänden  .  .  . 
Die  Leute  thun  es  nieht  ans  Bösem;  aber  alle  dentscho  Staaten,  die  nicht  gans 
stationär  sind,  gehen,  nach  dem  Ausdru(k  eines  ausgezeichneten  Mannes,  mit  ihrer 
Gesetzgebung  dahiu^  unsere  Nation  dahin  zu  bringen,  wo  die  Italiener  sind:  in 
den  Städten  Pfnacher  nnd  Krämer,  anf  dem  Lande  zeitpaelitend«s  oder 
tngelöhTierndes  Ln  m  p  e  n  gesi  n  d  e  1 "  ■".'^  Sätze,  die  G.  Hanssen  fPic  drei 
Bevülkerungsstuten,  lüSd)  seinen  Lesern  neuerdin^  (a.  a.  0.,  S.  2tK)J  in  die  Kriuuening 
znrflckmik. 

6.  Leitet  daher  eine  nüchterne  Betrachtung  auch  unter  hier  be- 
sprochenen Verhältnissen  zu  einer  Sprengun^r  der  VerfassunG:  des 
Grundbesitzes  mit  dem  Charakter  der  Gebuiuleiiheit  der  alten  Zeit, 
so  ist  es  eine  hiervon  sehr  verschiedene  Frage,  ob  denn  der  Staat 
Veranlassung  habe,  durch  die  Art  und  Richtung  seiner  Gesetz- 
gebung den  Auttheilungsprocess  geradezu  zu  begüustiixen  odpr  ob 
nicht  viehuehr  Anlass  gegeben  sei.  gerade  dasjenige  l{eeIitsLi»'biet, 
das  auf  die  Besitz vertheihnig  den  stärksten  Einflns«  nusübt,  d.  h. 
das  Erl) rp eilt,  so  ZU  gestalten,  dass  es  den  Auftlieilungstendenzeii 
nicht  sowohl  entgegenkommt  als  vielmehr  aut  eine  thunliche  Zii- 
sainmenhaltung  des  Grundbesitzes  bei  im  nebrigen  freier  Boden- 
bewegung abhebt;  dass  also  die  strenge  Gebundenheit  der  älteren 
Zeit  in  eine  mildere  Form  übergeführt  werde,  die  die  Dispo- 
sitionsbefugniss  der  jeweiligen  Besitzer  nicht  geradezu  ausschlieast-» 
aber  durch  entsprechende  Gestaltung  des  Intestaterbrechts 
sie  auf  eine  Kichtung  lenkt,  welche  die  den  gegebenen  Wirth- 
schaftsverhältnissen  und  dem  allgemeinen  Standpunkt  der  Cultiu' 
passende  ist. 

Die  vorstehenden  Betrachtungen  führen  also  im  Wesentlichen 
auch  für  das  vorwürfige  Gebiet  zu  dem  mehrfach  betonten  Satze, 
dass  die  Agrarpolitik  eines  Landes  nicht  auf  doctrinäre  Erwägungen 
und  Schlagworte  sich  aufbauen  und  danach  in  uniformer  Welse 
das  Wirthschafksleben  der  LandboTÖlkerung  zu  regeln  sich  unter- 
fangen darf,  sondern  dass  im  Einklang  mit  der  Verschiedenartig- 
keit  ihrer  Existenzbedingungen  eine  vorsichtige  Individualisining 
des  Wirthschaftsrechts  gerade  auch  hier  unumgänglich  geboten  ist: 
dass  es  im  vorliegenden  Fall  also  durchaus  verkehrt  wäre,  die 
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Frage:  ob  Gebundenheit,  ob  Mobilisimng?  mit  einem  glatten  „Ja^^ 
oder  „Nein"  zu  beantworten;  und  dass  es  nicht  grundsätzlicher 
OpportimiBmiis,  sondern  Ausfluss  einer  mit  den  thatsächlichen  Ver- 
hältnissen recbnendea ,  nach  praktischen  Zielpunkten  strebenden 
Au^sung  ist,  wenn  diese  Frage  nur  bedingt,  d.  h*  nur  fttr 
bestimmte  Gegenden,  mit  Bflcksieht  auf  gegebene  Wirtbschafts- 
und allgemeine  Gulturverhältnisse  bejaht  oder  verneint  wird;  dass 
eben  desshalb  die  rechtliche  Ordnung  auf  diesem  Gebiet  am  besten 
provinziell,  angepasst  den  individuell  herrorgetretenen  Bedtbrfiiissen, 
erfolgt,  während  jede  noch  so  wohlgemeinte  uniforme  Begelung 
der  Gefahr  unterliegt,  theils  hinter  dem  wirklichen  Bedllrfiiiss 
zurflckgeblieben,  theils  über  dasselbe  hinausgeeilt  zn  sein. 

Den  nachfolgeiideu  Ausfüliruiiijt'n  envächst  demnach  die  Auf- 
gabe, für  die  praktische  Aiisi;estaltuiig  des  für  die  Bpsitzvcrtlieilung 
maassgebenden  Kechts  in  Anlt^linuiif;-  an  dio  vnrstchcjid  gewonnenen 
Ergehnir<se  die  Norm  zu  linden;  und  es  wird  sich  dabei  wesentlich 
um  die  Erörtening  der  Frage  handein,  welche  besondere  Gestalt 
eine  etwa  noch  für  nöthig  erachtete  Gebundenheit  des  Gnmd- 
besitzes  unter  den  neuzeitlichen  Verhältnissen  anzunehmen  habe, 
um  dennoch  eine  lebensvolle  Fortentwicklung  zu  ermöglichen  bezw. 
eine  unter  allen  Umständen  missliche  Erstarrung  dos  Wirthschafts- 
lebens  femzulialten.  Dabei  werden  also  insbesondere  die  ver- 
schiedenen Rechtsformen  einer  Beschränkung  derTheilbar- 
keit  des  Grundbesitzes  und  die  damit  im  engsten  Zusammen- 
hang stehende  Ausgestaltung  des  Erbrechts  in  Landgüter  zu 
erörtern  und,  was  letzteres  anlangt,  insbesondere  zu  untersuchen 
sein,  welche  Besonderheiten  zu  beachten  sind,  um  ein  solches  von 
den  allgemeinen  Erbrechtsnormen  abweichendes  Erbrecht  mit  dem 
specifischen  Wesen  des  Landwirthschaftsbetriebs  in  Einklang  zu 
bringen,  ohne  dabei  mit  den  berechtigten  Interessen  Dritter  allzu- 
sehr in  Widerspruch  zu  gerathen. 


§  77.  Gesetzliche  Untheilbarkeit  und  Zwangs- 

Anerbenrecht. 

1.  Eine  kraft  Gesetzes  wirjcsame,  also  die  landwurthschaftlichen 
Anwesen  eines  Landes  oder  eines  enger  umschriebenen  Gebiets 
ohne  Weiteres  erfassende  Untheilbarkeit  hat  sich  nur  noch 
sehr  vereinzelt  als  Ueberbleibsel  der  ältesten  Form  der  Gebunden- 
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'  heit  erhalten  und  kann  nach  den  vorangegangenen  Erörterungou 
als  ein  Bedürfiiiss  nur  für  die  unter  besonders  ungünstigen  äusseren 
Verhältnissen  wirthschaftenden  Gegenden,  insbesondere  also  für 
solche  mit  Gebirgsklima,  erachtet  werden.  Güter,  die  gemäss  dem 
für  sie  geltenden  Sonderrecht  kraft  Gesetzes,  ohne  dass  es  daher 
einer  besonderpn  Willensäussening  des  Besitzers  (wie  bei  den  später 
zu  nennenden  Stammgütem,  Fideicommissen ,  Erbgütern)  bedarf, 
tmtheilbar  sind,  werden  als  geschlossene  Güter  bez eichnet ;  mit 
Unrecht  hat  man  sie  zuweilen  bäuerliche  lideicommisse  genannt, 
da  ihnen  das  Hauptmerkmal  des  fideicommissarisch  gebundenen 
Besitzes,  die  TJnTeräusserlichkeit,  abgeht.   Bas  Wesen  dieser  Ge- 
schlossenheit besteht  also  darin,  dass  die  von  ihr  ergriffenen  Güter 
zwar  genau  wie  die,  beschränkenden  Vorschriften  überhaupt  nicht 
unterliegenden  Anwesen  im  freien  Verkehr  sich  befinden,  also 
jederzeit  verkauft,  vertauscht,  auch  beliebig  mit  Schulden  belastet 
werden  kOnnen,  aber  in  dem  einmal  rechtlich  bestimmten  Umfang 
erhalten  bleiben  müssen,  derart,  dass  einer  Theilung,  sei  es  im 
Weg  des  freihändigen  Verkaufs  oder  des  Erbgangs,  nicht  oder 
doch  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen,  über  deren  Vor- 
handensein die  Staatsbehörde  erkennt,  zulässig  ist  und  gleichwohl 
vorgenommene  Zertli eilungen  rechtlich  unwirksam  bleiben. 

2.  Die  rortduuer  der  Gesclilossonheit  von  Gütern  in  dem 
sprochenen  Sinn  ist  zwar  mannigfachen  Einwendungen  ausgesetzt 
gewesen,  die  aber  nach  den  vorausgeschickten  Betrachtungen  als 
maassgebend  nicht  angesehen  werden  können.  Denn  während  die- 
selben an  die  Tkatsache  anknüpften,  dass  manche  dieser  Anwesen 
mangelhaft  bewirthschaftet  würden,  weil  die  Güter  zu  gross  seien 
oder  weil  es  dem  Besitzer  an  out<.in  Willen  oder  auch  an  den 
nöthigen  Mitteln  fehle;  oder  wenn  an  die  sociale  Kluft  erinnert 
wird,  die  zwischen  den  einzelnen  Grossbauern  und  den  liesitzlosen 
TagelOlmern  Ijcstehe;  oder  wenn  den  Gemeinden  mit  aesclilossenem 
Besitz  ein  Zurückstehen  in  der  Beachtung  moralischer  Grundsätze 
zur  Last  gelegt  und  zur  Bekräftigimg  hierfür  auf  das  stärkere 
Vorkommen  unehelicher  Geburten  in  solchen  Gemeinden  verwiesen 
wird,  so  werden  hier  einestheils  Einzelbeobachtungen  in  unzu- 
lässiger Weise  zu  allgemeinen  Schlussfolgerungen  verwerthet  und 
andemtheils  zuständliche  Erscheinungen  mit  dem  System  der  Ge- 
schlossenheit in  Verbindung  gebracht,  die  auch  ausserlialb  dee 
Geltungsgebiets  dieses  Systems  wahrzunehmen  sind.  Diejenigen 
Einwendungen,  welche  es  beklagen,  dass  gegenflber  dem  zur  Guta- 
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nachfolge  bestimmten  Kind  äie  anderen  Geschwister  in  einer  den 
FamüienMeden  störenden  Weise  zurückgesetzt  werden  und  diese 
Zuxflcksetzung  um  so  herber  empfinden,  je  gfinstlger  die  Bedin* 
gongen  der  Qutsübergabe  sich  im  Einzelfall  gestalten ,  hingen 
nicht  sowohl  mit  dem  System  der  Geschlossenheit  an  sieh  als  mit 
der  demselben  eigenthllmUchen  Individualsuceession  (Anerben- 
recht) zusammen,  stehen  und  fallen  also  mit  der  Frage  der  Bäth- 
lichkeit  eines  solchen  Erhrechtssystems  überhaupt  (§  81  ff.)  Aber 
selbst  wenn  die  von  einzelnen  Schriftstellern  gezeichneten  uner* 
freulichen  Zustände  den  Bezirken  des  geschlossenen  Besitzes  in 
höherem  Maasse  von  Hause  aus  eigen  sein  sollten,  als  anderen  Ge- 
bieten, so  würde  die  Aufhebung  der  Geschlossenheit  doch  jeden-  ' 
falls  das  unrichtige  Mittel  sein,  hierin  Wandel  zu  schaffen,  weil 
der  Zerfall  der  Bauernhöfe  in  kleine  Anwesen  in  diesen  Gegenden 
mit  Gebirgsklima  nothwendig  zum  Pauperismus  und  damit  zu  noch 
viel  unerquicklicheren  Zuständen  als  den  gfMügtcn  hinleiten  müssto. 
Dagegen  gewinnen  jene  Einwendungen  allerdings  eine  erhöhte  Be- 
deutung, wenn  es  an  zwingenden  Gründen  für  die  Beibehaltung 
der  Geschlossenheit  überhaupt  fehlt,  wenn  also  dieses  Institut 
ausserhall)  solcher  Geirenden,  in  denen  es  eine  natürliche  Begrün- 
dung hat,  sich  findet,  was  indessen  nur  ganz  ausnahmsweise  noch 
der  Fall  ist. 

Im  üpbrigen  i^^t  darauf  hinzuweisen,  dass  es  auch  in  den 
Gegenden  der  geschlossenen  Oflter  an  einer  Mannichfaltigkeit  der 
Grössenahstufungen  der  Einzelauwesen  in  der  Kegel  nicht  gebricht, 
dass  ferner  nirgends  der  gesammte  Grund  und  Boden  einer  Ge- 
markung geschlossen  zu  sein  pflegt,  eine  Anzahl  Anwesen  vielmehr 
als  „walzende"  der  freien  Veräusserung  undTheilung  unterliegen  und 
mithin  die  Gelegenheit  zum  Bodenerwerb  für  Kleingewerbetreibende, 
Tagelöhner  etc.  selten  gänzlich  verschlossen  ist,  wo  «lies  alter  der 
Fall  sein  sollte,  ein  Hindemiss  nirgends  besteht,  Abhilfe  in  dieser 
Beziehung  zu  schaffen. 

3.  Eine  yerständige  Ordnung  wird  selbstrodend  darauf  Bedacht 
nehmen,  dass  die  Geschlossenheit  des  Grundbesitzes  nicht  zu  einer 
starren  TJnbeweglichkeit  der  einmal  gegebenen  Besitzverhältnisse 
ausarte  und,  um  dies  zuyerhüten,  unter  Umständen  die  Los tren* 
nung  einzelner  Paicellen,  ja  selbst  eine  Auf th eilung  eines  Guts 
in  mehrere  Güter  nicht  schlechthin  verbieten.  Damit  aber  die, 
richtiger  Weise  in  die  Hand  der  Yerwaltungsbehördeu  zu  legende 
Entscheidung  Aber  die  Zulässigkeit  solcher  Abtrennungen  und 
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Theilungen  von  den  wechselnden  Tagesströmungen  unabhängig 
bleibe  und  damit  nicht  durch  zu  gro9Be  Willfährigkeit  die  Ab- 
sichten des  geltenden  Bechl»  vereitelt  werden,  müssen  die  Voraus- 
setzungen einer  Dispensation  mindestens  in  allgemeinen  Umrissen 
durch  Gesetz  oder  YoUzugSTorschrift  geregelt  sein,  etwa  in  dem 
Sinn,  dass  auch  nach  erfolgter  Theilung  auf  jedem  der  Theil- 
anwesen  eine  ausk((mmliche  Existenz  gewährleistet  sei,  und  dass, 
im  Fall  der  Abtrennung  einzelner  Paroellen,  diese  ohne  Schaden 
för  das  Bestgut  sich  vollziehen  kann  und  gleichzeitig  triftige 
Grfinde  des  öffentlichen  Interesses  fQr  eine  solche  Abtrennung 
geltend  gemacht  werden  können* 

4.  Die  Geschlossenheit  eines  Guts  hat  die  Uebergabe  desselben 
im  Erbgang  an  ein  Eind  —  den  Anerben  —  ipso  jure  zur  Folge, 
daher  man  von  einem  Zwangsanerbenrecht  der  geschlossenen 
Güter  spricht,  dessen  Ausgestaltung  im  Einzelnen  übrigens  den 
für  ein  Anerbenrecht  überhaupt  maassgebenden  Grundsätzen  unver- 
ändert folgen  kann.  (Siehe  §  83  ff.) 

Thatsächliches  Yorkommeu.   Eine  im  Sinn  obiger  Darstellong  gestaltet« 

<2-eset/!i(  lip  TTiitlieill)arkeit  von  land\A'irthsr1iaftlichem  Anweseii  mit  Zwangsanerben- 
recht  besteht  zur  Zeit  nur  noch  sehr  vereinzelt. 

1.  Am  schärfsten  ist  dieses  Sonderrecht  ans^hildet  im  GnMwherzoprthtim  Baden 

durch  diis  Kdict  v.  23.  "Mär/  IROR.  das.  während  im  T'^ebri^en  für  die  Eilitlieilunjr  die 
Jäechtsuormeu  des  als  Laudrecht  recipirten  CodeKapoleon  gelten,  für  das  Gebiet 
des  Schwarwalds  überall  da,  wo  ,,vßrmö^  eines  GesetEes  oder  eines  rechtsgeniig^- 
lichen  Herkommeus,  das  dem  Edict  vorausgegaug^i  ii  ist ,  ein  Hof  stets  uuzertrcnnt 
Ton  einem  Inhaber  auf  den  anderen  übergegangen"^  ist  und  „so  auch  jetzo  (1808> 
frirklich  unzertrennt  besessen*  wird,  diese  Hofgäter  als  „geschlossen",  d.  h.  als 
imtheilbar  erklärt  und  deren  Zertheilung  nur  unter  besonderen  Voraussetzungen 
gestattet,  welche  die  Vernrdntmo'  votii  4,  "Vov.  1837  näher  geregelt  hat.  Ueber  die 
Berechtigung  dieses  bis  in  das  15.  .jalii iuuultnt  zurückzuverfolgenden  Kechtsinstitut« 
(v-rl.  darüber  Gothcin,  Wirthsc hafts^tschichte  etc.,  I.  Bd.,  S.  298C)  hat  sich  seit 
den  Vierziger  JalinMi  »'ine  Jalirzehnte  liiiulurcli  lebhaft  geführte  Controversen-Litomtur 
entwickelt,  aus  der  von  älteren  Schritten  namentlich  Vogelmann,  Ueber  die  ge- 
schlossenen Ho^tnr  dea  badischen  Sehwarzwaldes  (AieMv  der  poHt  Oekonomie, 
Bd.  IV,  S.  1  ff-X  welcher  für,  und  Schupp,  Das  Hnffriitenvmn  im  Ämtsbezirk 
Wolüach,  1871,  welcher  gegen  die  Forterhaltong  der  gesetzlichen  Untbeilbarkeit 
sich  anssprieht,  zu  erwähnen  sind;  weitere  Literaturnachweise  bei  v.  Miaskowski, 
a.  a.  0.,  n,  S.  156  und  3G7.  "Rau  hat  sich  i'S  81c'i  für  die  alluüihlichc  Efsoitigung 
der  Geboudenlieit  gaux  allgemein  aasgesprochen,  wobei  aber  die  Gefahren  einer 
tTeheriheilmig  des  Qnmdbesitaes  in  imwirthlichen  Oegenden  unterschätzt  und  die 
Beweggründe,  welche  bei  der  bäuerlichen  Bevölkerung  für  ein  Zusammenhalten  des 
Grnndbcsitzf's  aus  frpif^n  Stücken  «np-phlich  sieb  Geltung  vcrsrhatfeu  werden  und 
sollen,  öiark  dber.si  liätzt  werden  ia.  a.  Ü.,  §  71*  ll.i.  Es  ist  sehr  bezeichnend,  dass  die 
Hofgutsbesitzer  selber  jederzeit  gegen  die  Auf hebung des  Edicts  von  1808  sich 
gewehrt  hal)en.  wofür  die  im  Jahre  1848  der  Beichsversammlun<r  in  Frankfurt  a.  M. 
unterbreiteten  Oi)  Petitionen  der  betheiligten  Schwarzwaldbezirke  und  einige  Flug- 
schriften, die  hofb&uerliehen  Kreisen  selber  entstammten,  beredtes  Zen^iiss  ab» 
legen.  Es  ist  weiter  he/eiclvnend  für  die  verflaeliende  und  von  Schlagwörtern 
der  englischen  Freihandelsschule  und  doctrinareu  Axiomen  beherrschte  Kichtuug 
der  Nationalökonomie  fmlbst  noch  d«r  Sechziger  und  Siehenaiger  Jahre,  dam 
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EmmiQ^haus  (Faiicher's  Vio]:t«ljalu:sschritt,  1870,  Bd.  3)  schreiben  konnte:  .Es 
ist  durch  nichts  geboten,  dass  man  das  Privatrecht  des  Uraudeig^euthums  als  eine 
ganz  andere  Art  von  Kigenthum  betrachte,  als  das  Eigenthnm  von  beweglichen 
Sachen.  Eine  solche  Unterscheidung  ist  ein  liinprst  überwimdoner.  ein  völli«»  un- 
hi&toriscber  (!)  Standpunkt  .  .  .  Solche  Gesetze,  wiv  das  Kdict  von  ]8()M.  autrecht- 
Euerbalten,  Menge  nichts  Anderes  als  . .  .  in  die  Hände  arbeiten  dem  CtiniminunniUi.'^ 
Drm  {refrf^'iiiber  stellten  die  Badischen  landAvirthschaftlichen  Erhebungen 
von  18öa  CBd.  IV,  S.  24)  die  Aufrechterhalt  uug  der  Uutheilbarkeit  für  den  «chwarz- 
wald  als  ein  dauerndes  Bedürfoiss  fest  und  die  Gesetz prebungsfactoren  haben 
diese  Anschaminjr  mittlerweile  durch  das  Gesetz  vom  23.  Mai  1888,  welches  zur 
Verminderung  der  Abbrückelung  des  Instituts  für  die  amtliche  Festütellang  der 
Hofgutsqualitat  Vorsorge  trüft  und  die  Uniheilbarkeit  der  als  geschlossen  an- 
erkannten Güter  dauenifl  voifiigt,  völlig  sich  zu  t'i;?en  gemacht.  (Vgl.  A.  Buchen - 
berger,  Verwaltuugsrecht  der  Landwirtbschaft  in  Baden,  1888,  S.  606  und  620 ff. 
und  Ergänzungsband,  1891,  S.  106 ff.;  ferner  meinen  Aufsatz  in  „Bäuerliche  Zu- 
stände^, III.  S.  301  ff.,  und  H.  Schul /e.  lUrirlit  über  das  bäuerliche  Erbrecht  in 
l'adeii  an  die  1.  Kammer  der  Landstande,  l.andta«;  1883/84.)  Mittlerweile  ist  die 
Zahl  der  gesetzlich  untheilbaren  Hofgüter  des  badischen  Schwancwalds  auf  (irund 
des  durch  das  Gesetz  vom  23.  Mai  1888  angeordneten  Feststellungsverfahrens  auf 
4942  in  166  Gemeinden  amtlich  festtr-ostidlt  norden. 

2.  Königreich  .Sat  hseu:  Gesetz  vom  30.  November  1843,  das  iu  bewegter 
Zeit  einmal  als  „das  schäumendste  Koss  am  Triu»phwa|fett  der  Beaction'*  bezeichlaet 
wurde  und  das  die  Untheilbarkrit  der  zur  Zeit  seiner  Erlassnng  als  geschlo.ssen 
behandelteu  lüttergüter  und  iändlicheu  (Baueru-)  Auweseu  iu  der  Weise  sauctionirt, 
dass  von  solchen  Gtttem  nur  ein  Drittel,  nach  Stenerdnheiten  berechnet,  ab- 
getrennt werden  darf,  darüber  liinauH  wiittn/  Abtnunuiiirfn  aber  nur  unter  ;ranz 
bestimmten  Voraassetxongen  (bei  Weinbergsland,  &\im  Zweck  der  Anlage  von  Gärt- 
nereien, zttr  Errichtvng  von  Wohnhiusem  und  gewerblichen  EtabBssements  etc.) 
zulässig  sind.  Die  abgetrennten  Grundstücke  gelten  fernerhin  als  walzende  und 
diesen  treten  diejenigen  zur  Zeit  der  Erlassung  des  Gesetzes  nicht  geschlo^^sen 
wesenen  (irundstücke,  als  dem  freien  Verkehr  iu  jeder  Weise  zugänglich,  hin/,u; 
doch  sollen  auch  heute  noch  70—75  "/o  des  gesammten  Grundei^'t  nthunis  re(  htlidl 
gebuuden  sein  (v.  Längs dorff  in  ^Bäuerliche  Zustände'^  II,  S.  207,  und  v.  Mias- 
liowski,  II,  S.  240).  Die  durch  starkes  Uebenviegen  des  mittleren  und  grösseren 
bänerlichen  Besitzes  sich  auszeichnende  Besitzvertheilun|r  in  diesem  Lande  (die 
Betriebe  zwischen  10  und  100  ha  nehmen  C^'^J^  "/„  der  p^esanimfen  landw.  Fläche 
ein  luid  bilden  46,1  "/o  Gesammtzuhl ,  die  Betriebe  zwischen  10  und  20  ha  je 
rund  30  7o  der  Tläche  und  Gesammtaahl,  die  «wischen  20  und  60  ha:  14,6  und 
26,9  Vo)  liiing't  mit  dieser  conservativi'n  nesii/.^ebnn<r  nffi-nbar  znsaminen;  ob  iudess 
die  Gebundeuheit  des  Besitzes  auch  für  die  fruchtbareu  Theile  dieses  Landes 
ein  wirthschaftliches  Bedürfiiiss  ist,  muss  aus  den  im  Text  angegebenen  Gründen 
(S.  437  u.  447  ff.)  bezweifelt  und  darf  behauptet  werden,  dass  die  Prosperität  der 
Sächsischen  Landwirthschaft  iu  diesen  Bezirken  auch  dann  noch  keiueu  Eintrag 
erleiden  würde,  wenn  die  Güter  zwischen  20  und  100  ha  durch  Auftheilung  einer 
grösseren  Anzahl  bäuerlicher  Familien,  als  bisher  der  Fall  war,  zugän^ich  gemacht 
wtirdeu;  auch  ist  klar,  dass  die  schenia tische  Festlegung  der  Abtrennungsmög- 
lichkeit (auf  ein  Drittel)  bei  Anwesen  mittlerer  Grösse  leicht  zur  Schaffung  unge- 
nügender Bauemstellen  führen  kami,  während  z.  B.  im  g^benen  Fall  eine  hälftige 
Trennung  beiden  Thcilrn  ■^•  rccht  werden  würde. 

3.  Sachsen- Alteuburg:  Gesetx  vom  9.  April  I8ö9,  welches  unter  Cou- 
servirung  älterer  bis  in  das  16.  Jahrhundert  surfickdatirender  Rechtsnormen  die  Zer* 
sehlaL'"un,i,'-  von  ^^est  hbissenen  flütern  von  5  Acker  an  f3.2  ha":  oder  die  Abtrennung 
einzelner  Tarcelleu  der  liegel  nach  nur  mit  Miuisterialgeuuluuiguug  zuläsat.  — 
Wdter  weisen  die  strenge  Form  der  Gebundenheit  auf: 

4.  Benss  jüngere  Linie:  Gesetas  vom 30.  April  1S66; 

5.  Schwarsburg-Sondershausen:  Gesetz  vom  16.  JuE  1857; 

6.  Sacb  seu-Weiniar ;  Yerordnuniren  vom  l  t.  Xnvbr.  18f>0  und  1.  \ovbr. 
1865;  für  letzteres  Land  ist  übrigens  durch  das  Gesetz  über  die  Zusammenlegung 
der  Gnuidstttcke  vom  6.  Kai  1869  bestimmt  worden,  dan  die  Gebundenheit  d^ 
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bäuerlichen  Besitzungen  überall  da  in  Wegiall  konunt,  wo  künitiglüu  eine  Zvt> 
sammenleguQg'  stattfindet,  sofern  ideht  der  E^nthümer  des  gebundenen  Guts  deren 

Erhaltung  wünscht.  —  In  einer  Keilie  anderer  Staiiten  nnd  StaatSgebietStheileu 
(Hannover,  Oldenburg,  Brauuscbweig)  ist  in  neuerer  Zeit  die  alte  Ge- 
Inmdenlieit  (QescMossenheit)  beseitigt  worden  und  nnr  die  Vererbung  nadi  An- 
erbenrecht  in  einer  tLbrigens  sehr  verschiedenartigen  Ausgestaltung  bestehen, 
geblieben  (Gesetz  für  HaiiTiovcr  vom  28.  Mai  1873,  §  8  und  Höfpgpst'tze  vom 
2.  Juni  1874  uud  21.  Februar  1880;  Oldenburg,  Gesetz  vum  21.  April  1873; 
Brauuscbweig,  Gesetz  vom  28.  März  1874);  siehe  auch  die  Angaben  auf  8.  506. 

In  Oesterreich  ist  (vgl.  d.  Anm.  b  anf  S.  445)  in  den  Jahren  1865  bis 
1869  in  allen  Provinzen  mit  Ausnahme  von  Tirol  der  „Bestiftungszwang"  auf- 
gehoben und  damit  das  Frincdp  der  Freitheilbarkeit  proclamirt  worden,  zugleich 
unter  Beseitipnmp'  des  b;iufM*lichen  .Snndererhreclits  ( Anerhenreelit),  dessen  Wieder- 
einführung indess  inzwischen  erfolgt  ist  ^§  8ö  am  Schlussj;  es  hat  iudess  Untheil- 
barkeit  in  ehiselnen  ProTinzen  (Kraan,  Küstengebiete,  Dahnatien,  ehnsehne  Theile 
von  Käriithen)  schon  früher  nielit  bestanden,  in  anderen  'Galizien.  Tliike»\vina'  wurden 
die  Theilbarkeitsverbote  wenig  streng  gehandhabt.  (YgL  Marchet,  a.  a.  0.,  ä.  2U  ff.) 
Die  Aufhebung  der  beschränkenden  Vorschriften  der  älteren  Zdt  über  Theilbarkeit 
und  damit  auch  der  Vorschriften  über  ein  Sondererbrecht  in  Bauerngrüter  durch 
das  Reichsgesetz  vom  27.  Juni  1868  scheint  indessen  da,  wo  bis  dahin  die  uuge- 
theilte  Uebergabc  des  Guts  an  einen  Erben  Kechtens  war  oder  gewohnheitsmässig 
genbt  wurde,  eine  Aenderung  trotz  der  veränderten  Gesetzgebung  in  irgend  nemiens- 
werthem  Umfanc:  nielif  herbeigeführt  zu  haben,  (Vgl.  Zuckerkand!  i«  Courad's 
Jahrbücher,  N.  F.,  Bd.  19,  S.  406  ff.)  Dass  gleichwohl  die  Aufhebung  des  „  Bestiftung»^ 
swanga"  für  die  Gebirgsgegenden  Oesterreichs  eine  voreilige  Haassregel  gewesen  sein 
dürfte,  ist  schon  oben  angedeutet  worden  (S.  445). 


§  78.  Das  Familienfideicommiss. 

Vorbemerkung. 

Das  Urtheil  über  die  Berechtigung  der  Fideicommissgilter  i.st  zwar  noch 
kein  gänzlich  feststehendes,  doch  neigt  sich  die  Mehrzahl  der  Scliriftstrller,  auch 
solcher  streng  conservativer  Gesinniuig,  mehr  einer  allmählichen  Beseiiii^unj^  diese* 
Instituts,  denn  seiner  Forterhaltung  zu.  Bau  findet  sich  über  den  Gegenstand 
8;T'  mit  wcnijT«'"  Worten  und  zwar  im  Geist  der  diesen  Abschnitt  des  Buches 
belierrschenden  Auscliauimg,  welche  der  Gebundenheit  grundsatzlic  ii  widerstrebt, 
in  einer  für  das  Institut  ungünstigen  Weise  ab  (^die  Erfahrung  zeigt,  dass  dit^ 
adeligen  Geschlechter  durch  fideicommissarische  Majorate  niclit  sieborer  erlmlten 
werden  als  ohne  sie"),  während  Koscher,  allerdings  sehr  verclausulirt ,  „eine 
mässige  Zahl  von  juristisch  wohl  eingBichtetea  Funilienfideicomnusseni  giit  ver- 
tboilf  im  Lande  und  Bef^it/.cm  p:ehöri<r  von  solchem  Reichthnni.  dass  sio  anrh  ohne 
Auleilieu  mit  der  gehöngen  Intensität  bauen  und  ihre  jungem  iünder  schon  aus 
ihren  iänkttniten  reichlich  versorgen  kennen",  auch  auf  den  höchsten  Cnlturstufen 
für  T<eiri  nnwirtbsrbaftliches  Verhältidss  erkb'irt:  doeb  sei  „auch  von  den  bestein- 
gerichteten Fidoicommissen  (zu  denen  er  die  engUt>chett  Eutails  zu  zählen  scheint) 
dringend  zu  wünschen,  dass  weder  Utre  Gesammtheit  urnnflssig  gross  werde,  noch 
der  Umfang  der  einzelnen  die  für  den  guten  Wirth  vollkonunen  übersehbare  Grenze 
übersteige"  (a.  a.  0.,  §  100  und  §  91,  sowie  §  95).  -  v.  Mohl  tritt,  ohne  die  Vorzüge 
eines  fideic(mimissnrisch  gebundenen  Gro.sshesitzes  für  die  Stetigkeit  des  Staatslebeus, 
namenilieh  in  Staaten  mit  positiv-freiheitlielu  n  Kinriebtnugeii  zu  verkennen,  doch 
für  eine  in  schonender  Weise  zu  erfolgende  allmähliche  n-^u^l^sung'*  auch  dieser 
Art  von  Gebuudeuheit  ein  (a.  a.  0.,  II.  Bd.,  119). 

£ine  sehr  sorgfältige  Analyse  des  Instituts  in  volkswirthschaftlicher  und 
socialpolitischer  Hinsicht  bei  v.  Minskowski  (a.  a.  <^..  IT,  S.  5  ff.),  wobei  in  d»*r 
diesem  Gelehrten  eigeuthümlichen  Weise  das  ganze,  in  der  Literatur  aufgehäulte 
„Für**  und  „Wider"  gewissenhaft  beleuchtet  wird,  um  mit  dnem  bedingten  Ter- 
dict  über  das  Institut,  wenigstens  in  seiner  jetdgen  denfseh •  rechtlichen  Gestalt, 
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7,n  enden;  er  regi  u,  A.  iVw  Kiiisci/.uu^r  t  inor  Art  besonderen  FideiconimissTx'liördü 
an,  welche  über  die  NeiierricliUiug  von  i'ideii  uumüsiseu  wie  über  deren  Vemusse- 
rung,  Yerpaebtung*,  Verschnldnii^  zu  befinden  und  „etwa  alle  50  Jahre  über  den 
Fortbestand  des  Instituts  selber  zu  entscheiden  liiitte"*  i8.  88).  Jetzt  ist  der  Fidei- 
cununitiabesitzer  „ allein  von  den  Folgen  de«  tireien  ^  erkt^hrs  und  des  allgemeiueu 
Erbrechts  ezimirt  und  diese  aiuseroideiitliclie  Stellung  gewährt  ihm  ein  üeber^ 
gewiflit  über  seine  (lenossen,  (bis  auf  die  Dauer  notlnveii(iiir  zur  Expansion  seines 
Grundbesitzes  auf  Kosten  des  Besitzeü  seiner  Nachbarn  tiihreu  mm»,  denn  tldei- 
oominiBsarisch  gebundener  und  firaieigener  Grundbesitz  gleichen  .  .  .  dem  eisernen 
und  irdenen  Topf,  von  denen  der  letztere  bei  einem  Zusauimenstoss  mit  dem  ersteren 
nothwendig  in  iScherben  zerschlapren  werden  muss".  Es  verstärkt  also  des  Fidei- 
eommiss  „die  auf  die  Zerschlagung  sowolil  wie  auf  die  Absorbtion  des  bäuerlichen 
Gmndbesitses  gerichtete  Tendenz".  Daher  mindestens  gleiches  R(>cht  für  bdde 
Arten  von  (inmdbesits,  wenn  der  bäuerliche  fiesits  nicht  zu  Schaden  kommen  soll 
(a.  u.  (),,  S.  IKI). 

Als  literarische  Gegner  des  Instituts  wftren  an/aifHhren :  Lette,  L.  v.  Stein, 

l;.  (Mi'  i-t.  rJeffkeii,  Sclimoller,  r'r.nrad,  Settecrast.  Wabkcr,  in  r»-p\vissetn  Sinn  anch 
bchatlit  j  von  altereu  neben  Kau  und  v.  Mohl  noch  Ä.  Thaer  und  Grat  äoden; 
▼on  Politilcem  Rdchensperger;  als  Verth  eidiger  Freiherr  y.  Stein,  J.  F.  Stahl, 
V.  Gerbei ,  Gierko  ''virb  auch  dessen  neuesten  Artikel  :  ..Fideieuniiniss"  im  TTdub. 
d.  St.  W.)  und  wie  oben  erwähnt  auch  Üoscher,  letzterer  allerdings  nur  unter 
sehr  starken  Yorbebalten.  Fttr  Gierke  ist  das  F.  ein  Bechtsf^bilde,  „das  in  voller 
Lebenskraft  blüht"  und  das  einen  „so  gesunden  gennunischen  Kechtsgedanken  ver- 
körpert, .  .  .  dass  es  den  Kampf  mit  seinen  zahlreichen  Gegnern  ungescheut  auf- 
nehmen kann",  wobei  aber  die  gegen  dasselbe,  nicht  bloss  von  politisch-radicaler, 
sondern  auch  von  conservativer  Seite  geltend  gemachten  Einwendungen  doch  etwas 
leichthin  abgethan  werden  und  namentlich  xi<']  zn  weni<r  beariitel  wird,  dass  eine 
„staatserhalteude  bodenständige  (iruudaristokratie  * ,  wenn  sie  nur  überhaupt  einen 
gesunden  Sem  birgt,  des  Schutzes  des  Fid^commisses  weder  zur  Entwicklung 
stantstreuer,  vornehm -conservativti-  (!e>iininng,  noch  zur  Erhaltung  des  Familicn- 
besitzes  bedarf,  wie  doch  England  genügtnid  beweist. 

Die Nothwendigkeit  einer  reformatorischen  Um-  und  Fortbildung  des 
Fid^Oommiss Wesens  erkennt  freilich  auch  (üerke  an;  es  soll  nach  sehier  Ansicht 
zum  Familien  ei  gent  hnm  umgestaltet  werden.  .,>^tatt  des  rein  stiftnngsmässigen 
Princips,  welches  die  Todteu  zu  Herreu  über  dii-  belH  mligeu  macht,  bedarf  es  einer 
Combination  stiftungsmä.ssiger  und  genossenselialtlicher  Ideen,  wodurch  bei  aller 
Pietät  gep  n  den  Willen  des  Verstorbenen  doeli  der  bdiendigen  (»egenwnrt  die  Herr- 
schaft über  sich  selbst  gesichert  bleibt.  Wird  die  Familie  genosseuschattlich  or- 
ganisirt  and  als  eine  durch  ihre  jeweiligen  Organe  dargestellte  Gesaramtperson  snr 
vollen  nnd  freien  Eigenthümerin  des  Kideieommisses  erholten .  ^o  ist  im  C-rnnde 
die  Widmung  eines  Guts  zu  solchem  Familleueigeiithum  nur  anfechtbar,  wenn  es 
überhaupt  kein  genossenschaftliches  Gesammteigentbum  mehr  geben  soll.  Ein  der* 
artiges  Gut  bleibt  veräusserlich  und  verpfiindbar,  verschuldbar  und  theilbar,  es 
kann  einem  von  seiner  R<>gel  abweichenden  Erbgange  unterworfen  und  beliebig  in 
Allodialverinü;;en  zurückverwandelt  werden:  nur  ist  zu  allen  Vertu^un;:en  statt 
eines  Individuums  lediglich  die  körperschaftlich  geeinte  Familie  als  s^dche  be- 
rufen'^. Hand  in  Hand  mit  dieser  Hrdining  imim  dann  freilich  auch  eine  Aus- 
Stattung  der  öli'entiichen  Gewalt  mit  deiijeuigeu  .Maelitlietn^nii^sen  gehen,  „welche 
zum  Schutz  des  Gemeinwohls  gegen  die  Interessen  einzi  lner  Familien  filr  nneut- 
behrlicb  trelialten  werden"*  -  -  also  jedenfalls  staatliches  Geneinniirunfrsrrcht,  wohl 
auch  Alöghchkeit  der  Erschwerung  der  Anhäufung  allzugrossen  Fideicommissbesitzes 
in  einer  Hand  durch  Festsetaung  einer  oberen  Grenze. 

Conrad  ist  auf  Grund  zahlreicher  Studi*  n  iiber  das  preussische  Fideicommis- 
Avesen:  so  in  der  „Festfrabe  für  Hanssen^.  IHHiJ;  im  Art.  „Fideicommisse" 
im  Hdw.  d.  St.-\V.  us  gewulat,  uebenbei  lit  nieikt.  kein  sehr  erbauliches  Bild,  Aveun 
in  letEtmm,  im  llebrigen  so  vortrefflielu  ii  \\  eik  dieselbe  Materie  von  zwei,  auf 
einem  grundsätzlirb  vcrsebiedenen  iMiden  stehen«bn  Gelehrten  behandelt  wird) 
der  Erhaltung  des  Fideicommissweseus  aiigeneigt  und  kann  insbesondere  der  Ansicht 
Gierke' s  nicht  beipflichten,  dass  die  gegenwftrfige  Schroflfheit  des  Instituts  und 
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die  von  ihm  zu  befürchtenden  Nachtheile  eine  wespTitliclie  Abmindprtiiifr  erfahren 
könnten  sclion  durch  die  Einführun«:  des  landesherrliclien  L'oust  nsi  s  für  Jt'dcn  Einzel- 
£b11;  er  ist  vielmehr  im  Sinn  der  Darstcllung^  im  Text  für  eine  Äimälurung  an  das 
System  der  englisclicn  F.ntails  mit  der  BcstimmTm;;:.  dass  jodcs  Fideicomniiss  mit 
dem  Tod  des  zweiten  Erben  erlischt,  wenn  dieser  nicht  vorlier  eine  Erueuerun^p 
herlMiji^fQlirt  hat,  temer  führ  «dne  MaxiiiiaU^reiize  Bach  oben  (5000  ha)  nad  für  eine 
hohe  Gebnhrrnbplrgiiii»j:  der  Stift-tnifj-ig'Psiiohi'  "v-  -  Zu  den  heftig'Stou  "Ri-kämpffru 
des  Instituts,  aber  nicht  durchweg  aus  sachlichen  Grüudeu,  zahlt  W aIcker  {ygL 
dessen  leidenschaftliche  Expectorationen  a.  a.  0.,  8.  02  ff.)  —  Bonerkenswertii  ist 
der  AViindi-l  der  Gesetzg'ebung  auf  dem  in  Erde  stellenden  (Jebii-t,  indem  ein- 
mal unter  der  Einwirkung  der  tiesetzgebung  der  französischen  Bevolutiou  und  des 
den  Fideicommissen  ungünstigen  franK&sischen  Civilgesetzbnchs  nnd  dann  wieder 
unter  der  Einwirkung  der  in  Frankfurt  im  Jahr  1848  von  der  Nationalversammlung 
erfolgten  Beschlüsse  über  die  (Jrundrechte,  in  einer  grossen  Anzahl  dentseher  Staaten 
das  Fidcicummissrecht  btijciügt,  später  aber  wieder  zug'elassen  wurde.  Auch  die 
Hardenberg'sche  Gesetzgebung  war  den  1  ideicommissen  nur  bedingt  gewogen  (das 
Preussische  Edict  vom  !).  Octcdier  18<)7  Hess  die  Aufhebung  der  Lehen,  Faiuilit  n- 
stiftungen  und  Familien tideicommisse  durch  Familieubeschlüsse  zu)  und  die  l'reuss. 
Verfassung  von  1848  hob  sogar  die  Familimfideieotnniisse  gttnzlich  auf,  ein  Rechts» 
zustand,  der  freilidi  nur  kurz  danorte,  indm  das  Oeselz  vom  6.  Jani  18d2  den 
älteren  Kechtszustaud  wieder  herstellte. 

Wesen  des  Fideicommisses.  Während  der  hohe  Adel 

Rohon  seit  dem  14.  Jahrhundert  durch  Familienverträge  und 
II  iii^iresetzo  die  im  altdeutschen  Kecht  nur  im  Keime  vor- 
]iaiidcncn  Ansätze  eines  Stammi^utssvstems  in  einer  Hausver- 
fassung  ausprägte,  welche  auf  dem  unbedingten  Vorzug  des  Manns- 
stamms, der  IJnTerSusserlichkeit  des  gesaiiHuten  Faniilienbesitzes 
und  der  IJntheilltarkeit  desselben  Itenilite  uinl  endlich  in  den 
PrimogtMiiturordnuiiaeii  ihren  A])schlus!s  fand  und  daihirch  eiiifr 
Zersplitterung  seiner  (jütor  entgegenzuwirken  sieh  hestrelde,  suehte 
der  niedere  Adel,  denselben  Zweck:  den  Besitz  der  Familie  und 
dadurch  das  Ansehen  derseli)en  und  ihren  (Uanz  aufrechtzuerbnlt^'u. 
durch  eigenthfimlich  gestaltete,  die  Vort'üguiigsgevN'alt  dos  jeweiligen 
Bef^itzers  im  Interesse  der  kommenden  Generationen  beschränkende 
Privatdispositionen  zu  erreichen.  Solclie  Güter,  welche  gemäss 
der  Willenserklärung  des  Eigenthümers  (des  Stifters)  unter  Be- 
achtung der  für  solche  Acte  geltenden  Kechtsnormen  unverändert 
lieh  auf  dessen  Geschlechtsnachfolger  bis  zum  Ausgang  des  Ge- 
sclilechts  und  Namens  oder  bis  zu  einem  vom  Stifter  festgesetzten 
Zeitpunkt  tiberzugehen  haben,  von  iliren  Besitzern  nur  unter  ge- 
wissen erschwerten  Voraussetzungen  veräussert  und  schuldbelastet 
werden  können  und  fQr  deren  Vererbung  eine  bestimmte  Art  der 
Individualsuccession  Torgeschrieben  ist,  heissenFideicommiss- 
güter  (in  Hannover  „immerwährende  Majorate",  in  Baden  „Stamm- 
gflter**).  Die  Ausbildung  dieses  Bechtsinstitnts  scheint  in  Spanien 
erfolgt  zu  sein,  hat  sich  von  da  nach  Oesterreich  und  den  an* 
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deren  centinentalen  Staaten  Terbreitet  und  mit  Ausnahme  Ton  Frank- 
reich, dessen  btligerliches  Gesetzbuch  Substitutioneu  jeder  Art 
verbot  und  wo  ein  späteres  Gesetz  Tom  7.  Mai  1849  die  aus  der 
Zeit  des  ersten  Kaiserreichs  stammende  Majoratsgesetzgebimg  auf- 
gehoben hat,  bis  auf  den  heutigen  Tag  in  einer  grossen  Anzahl 
Lftnder  behauptet. 

Auf  die  rechtliche  G  e  staltung  des  Fideicommissrechts,  welche 
länderweise  bemerkenswerthe  Verschiedenheiten  aufweist,  ist  an  dieser 
Stelle  nicht  näher  einzugehen ;  es  mag  an  dem  fthr  die  nachstehen-» 
den  Betrachtungen  besonders  wichtigen  Hinweis  genügen,  dass  nach 
gemeinem  Recht  das  Fideicommiss  unyeräusserlich  und  unver- 
schuldbar  ist.  dass  aber  durch  die  particulare  Gesetzgebung  dieser 
Grundsatz  vieüach  diirelibrochen  und  ebensowolil  Veräusseningen 
wie  ein  Eingehen  von  Schulden  zu  Lasten  des  Fideicommissgut^'s 
im  Fall  der  Zustimmung,  sei  es  der  sämmtlichen  Anwärter  oder 
einer  Vertretung  der  Familie,  zugelassen  worden  ist:  dass  der 
Kegel  nach  für  solche  Fideicommiss -Schulden  nur  die  Einkünfte 
des  Fideicommissguts.  nicht  aber  dieses  selbs^t,  haften,  das  Fidei- 
commissgut  also  nicht  der  Subhastation,  sondern  nur  der  Sequestration 
(Zwangsverwaltung)  unterliegt,  wobei  aber  particularrechtlich  für 
bestimmte  Arten  von  Schulden  auch  die  Haftung  des  Fi<leicommiss- 
guts  selber  vorgesehen  ist:  endlicli  dass  für  die  sonstigen  Schulden 
(Allodialschulden)  der  iS'achfoloer  in  das  Fideicommiss  nicht  ein- 
zutreten braucht.  Auch  ist  hervorzuheben,  dass  die  Errichtung 
von  Fideicommissen  gewöhnlich  von  dem  Vorhandensein  eines 
Werth-  oder  Ertrags minimums  abhängig  gemacht  wird  und  dass 
vereinzelt  auch  eine  Oliergrenze  des  Werths  bestimmt  ist;  ferner  diese 
Errichtung  zu  ihrer  Gültigkeit  meist  der  staatlichen  Genehmigung 
(durch  eine  Staatsbehörde,  durch  den  Landesherrn  oder  durch  ein 
besonderes  Gesetz)  bedarf  und  für  diese  Genehmigungsertheilung 
eine  in  der  Bogel  hohe  Gebfibr  (Taxe)  zum  Ansatz  gelangt. 

Bei  der  Würdigung  dieses  Instituts  ist  auf  folgende 
Gesichtspunkte  hinzuweisen: 

1.  Weil  das  Wesentliche  des  Fideicommissguts  auf  der  grund- 
sätzlichen Unveräusserlichkeit  desselben  beruht,  so  ist  es  auf 
gleiche  Linie  mit  dem  LiegenschafbsYennOgen  derjenigen  juristischen 
Personen  (des  Staats,  der,  Gemeinde,  der  Kirchengemeinschaften, 
der  milden  Stiftungen  etc.)  zu  setzen,  das  ebenfalls,  seiner 
Zweckbestimmung  nach,  dauernd  dem  Verkehr  entzogen  sein  soll, 
es  fällt  danach  mit  diesem  unter  den  Begiiff  der  „todten 
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Hand";  und  für  seine  Beurtheiliing  vom  allgemein  volkswirth- 
schaftlichen  Standpunkte  aus  sind  daher  diejenigen  Gesiciitspunkte 
mit  maassgebend,  unter  denen  der  Besitz  der  todten  Hand  überhaupt 
zu  beleuchten  ist  (§  72),  mit  der  Besonderheit  indess,  dass  während 
der  als  unTeräusserlich  geltende  Besitz  jener  Gemeinschaften  Öffent- 
lichen Zwecken  dient,  d.  h.  einem  mehr  oder  minder  weitgezogenen 
Kreis  yon  Staatsangehörigen  zu  Gute  kommt,  das  Fideiconimiss- 
gut  den  besonderen  Zwecken  eines  engeren  FamiUenTerbandes  zu 
dienen  bestimmt  isi  Die  staatliche  Genehmigung  einer  Fidei- 
commissstiftung  stellt  sich  demnach  als  ein  PriTÜegium  dar,  darauf 
berechnet,  in  einzelnen  Familien  den  zu  einer  gegebenen  Zeit  er- 
worbenen Besitz,  sichergestellt  yor  den  Wechselfällen  des  Lebens 
und  unabhängig  von  der  Willkfir  der  jeweiligen  Besitzinhaber,  die 
mehr  nur  Nutzniesser  als  wirkliche  Eigenthümer  sind,  unter  dem 
weitgehenden  Schutz  eines  Sonderrechts  dauernd  zu  erhalten.  Man 
kann  mit  Recht  solcher  privilegirten  Sonderstellung  entgegenhalten, 
dass  sie  mit  den  den  modernen  Staat  durchdringenden  Grundsätzen 
der  Gleiclilioit  Aller  vor  dem  Gesetz  nicht  wohl  im  Einklang  sich 
befindet  und  dass  es  einoii  Widerspnu  h  ui  sich  selbst  bedeutet,  wenn 
diejenigen,  die  vermöge  des  grösseren  Besitzes  an  sich  auch  die 
wivthschaftUch  Krättigeren  sind,  eineb  weitgehenden  Schutzes  gegen 
wirthschaftlic-lio  Verirnmgeu  sieh  erfreuen  dürfen,  den  tlio  <4p<pt/- 
gehung  den  wirtliscliat'tlich  Schwächeren  vorsagt;  wenn  also  di»'>.» 
letzteren  für  die  Folucn  ihres  Thuns  die  Verantwortlichkeit 
tragen  müssoii  und  für  sie  auch  gegciiüi)er  ihren  Nachkommen  idn- 
zustchcn  haben,  während  hei  Jenen  seihst  die  schwersten  Ver- 
sündigungen auf  wii-thscliaftlichem  Gohiei  ohne  dauernden  Nach- 
theil für  sie  selbst  oder  doch  ihre  Geschlechtsnachfolger  bleiben: 
und  dass  desshalb  sehr  durchschlagende  Gründe  für  die  Aufrecht- 
erhaltung  des  Instituts  („der  Schutzzölle  für  Schwächlinge",  wie 
v.  Gneist  meint)  geltend  gemacht  werden  müssen,  wenn  es  auch 
heute  nocli  als  erhaltungswürdig  sich  darstellen  soU. 

2.  Man  sollte  sicli  übrigens  hüten,  von  einer  volkswirthschaft- 
lichen  Schädlichkeit  der  Fideicommissgüter  schlechthin  zu  sprechen; 
denn  offenbar  würde  eine  solche  doch  erst  dann  mit  Fug  behauptet 
werden  können,  wenn  ein  erheblicher  Theil  des  Landes  und  nament- 
lich der  landwirthsehaftlich  nutzbaren  Grundstflcke  durch  fidei- 
commissarische  Bindung  dauernd  dem  Verkehr  entzogen  wäre,  weil 
hier  zu  den  socialwirthschafUischen  Kachtheilen  des  Überwiegen- 
den Grossbesitzes  überhaupt  (§  70  ff.)  der  weitere  kommt,  dass 
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gegenüber  der  einmal  bestehenrlon  ungflnstigen  BesitzTerfassung, 
wegen  der  auf  unabsolibare  Zeit  hinaus  erfolgten  starren  Fest- 
legung der  einzelnen  Besitzgrössen,  eine  Aendening  zum  Besseren 
im  Wege  des  freien  Gtlteraustausches  versagt  oder  doch  auf  das 
Aeusserste  erschwert  ist.  Immerhin  besteht  die  nicht  unbegründete 
Besorgniss,  dass  von  der  rechtlichen  Möglichkeit  der  Errichtung 
von  Pideicommissgfitem  unter  Umständen  in  sehr  weitgehendem 
Haasse  Gebrauch  gemacht  werden  kann  und  dass  selbst  der 
Vorbehalt  einer  staatiichen  Genehmigung  keinen  hinreichenden 
Schutz  gegen  eine  übermässige  Festlegung  des  Grossbesitzes  in 
fideicommissarischer  Form  bietet,  da  die  Erfahrung  lehrt,  dass  wo 
einmal  der  Grossgrundbesitz  in  übermächtiger  Weise  sich  ent- 
wickelt und  vermöge  seiner  Machtstellung  einen  weitgehenden 
Einfluss  sich  zu  verschaffen  gewusst  hat,  er  seine  auf  dauernde 
Sicherung  des  Besitzes  abzielenden  Schritte  in  der  Regel  mit  Er- 
folg unternehmen  und  für  die  fideieommissarische  Bindiiiis*  seiner 
Güter  selten  erlioblichen  Schwieriijkeiten  begegnen  wird  (v!j:1.  Oester- 
reich). Liegt  aber  die  Get';tln  unserer  Zeit,  wie  Conrad  richtig 
betont,  nicht  sowohl  in  einer  znnelmieude  Zersplittenmg  der  Ver- 
mögen, sondern  in  einer  zu  groi^sen  Concentration  derselben,  so 
besteht  eben  das  „Bedenkliche  der  statutarischen  Erbbeschränkung 
und  ünvoräusserlichkeit  des  Grundbesitzes  in  der  durch  sie  be- 
güu.stigten  Latifundienbildung";  und  vom  ( iesiclitspunkt  der  an 
eine  liarnionischo  Besitzvertlieilung  zu  stellenden  Forderunueu 
ist  daher  ein  Sonderreclit .  das  diese  Harmonie  zu  stören  jj^e- 
eignet  ist  und  deren  AViederherstellung,  wegen  der  auf  ungemessene 
Zeiten  sich  erstreckenden  Kechtswirkuugen  der  Kinzelstiftung,  auf 
das  Stärkste  behindert,  sicherlich  nichts  weniger  als  einwandfrei. 

3.  Von  den  Befürwortern  des  Instituts  pflegt  der  Thatsache 
Bedeutung  beigelegt  zu  werden,  dass  in  jedem  Staat  neben  den 
kleineren  und  mittleren  Besitzungen  ein  Stand  wirthsc haftlich  und 
social  unabhängiger  Grossgrundbesitzer  vorhanden  sei,  die.  von 
ächt  aristokratischem  Geist  beseelt,  im  Staatsleben  das  Frincip 
der  Stetigkeit  vertreten,  eine  staatserhaltende  Gesinnung  von  Ge- 
schlecht zu  Geschlecht  traditionell  fortvererben  und  nach  ihrer 
Bildung  und  wirthschaftlichen  Lage  in  besonderem  Maasse  zu 
Trägem  der  Selbstverwaltung  sich  eignen  (vgl.  S.  404).  „HOchst 
werthvoU  fOr  die  Festigkeit  und  Nachhaltigkeit  der  Öffentlichen 
Zustände,  namentlich  in  Staaten  mit  positiv- freiheitlichen  Ein- 
richtungen ...  ist  eine  reiche  und  stolze  Aristokratie,  welche  in 


Digitized  by  Google 


462  Kftp<  IV.  BesitzveriheSliiiig,  Erbrecht  und  LandpoUtik« 


den  obersten  Ki*eisen  des  Staatslobons  ilne  Unabhängigkeit  durch 
Zurückweisung  von  Ungesetzlichkeit  und  Unrecht,  durch  offenen 
Tadel  von  Fehlern,  durch  grössere  Weltanschauung  verwerthen 
kann*'  (v.  Mohl),  Gleichwohl  bleibt  der  Zweifel  bestehen,  ob 
für  die  Erhaltung  einer  von  vornehmen  Gesinnimgen  erfüllten 
Urundaristokratie  die  starre  Bindung  des  Besitzes  in  der  Eona  des 
Fideicommisses  die  unerlässliche  Voraussetzung  sei,  da  es  an  einer 
solchen  Aristokratie  in  Ländern,  denen  dieses  Bechtsinstitut  fremd 
ist,  keineswegs  fehlt  und  auch  in  Staatswesen  mit  Fideicommiss- 
recht  zahlreiche  alteingesessene,  begüterte  Familien  sich  finden, 
welche,  ohne  von  dem  Fideieommissiecht  je  Gebrauch  gemacht  zu 
haben,  an  Staatstreue,  Yornehmheit  und  Unabhängigkeit  der  Ge- 
sinnungsweise den  Fideicommissinhabem  in  keiner  Weise  nach- 
stehen. „Die  künstliche  Erhaltung  bestimmter  Familien  gieht 
keine  Garantie,  dass  sie  dem  Staat  und  der  Gesellschaft  hervor- 
ragende Dienste  leisten  werden  und  unter  den  grossen  Männern, 
welche  bei  der  IfeuauMehtung  des  Deutschen  Beichs  hervor- 
ragenden Antheil  genommen  haben,  ist  auch  nicht  Einer,  dessen 
Familie  an  in  Fideicommiss  gebundenem  Gnmdbesitz  eine  wesent- 
liche Stütze  besass.  Erst  äus  den  Dotationen  ist  ihnen  eine  solche 
Basis  für  die  Zukunft  erwachsen.''  Die  Stütze  der  Monarchie  aber 
ist  in  Deutschland  nicht  in  der  Aristokratie  allein,  „vielmehr  in 
der  Lianzen  gebildeten  Klasse  zu  tindeir-  (Conrad). 

4.  In  pri  vatvv  irthschaftlicher  Beziel[ung  wird  ohne  Wider- 
spruchbehauptet werden  können,  dass  die  grundsätzliche  Uuveräusser- 
lichkeit  und  Unverschuldbarkeit  des  Fitieiconimissguts  sehr  leicht  zu 
einem  zweischneidio:en  Schwert  wird,  insofern  dadurch  auch  w<dil- 
herechtigten  Dispositionen  des  Inhabers  die  lästigsten  Schr.tiil"n 
gezogen  sind,  die  im  gegebenen  Fall  um  so  schwerer  enipl"iiJi(i*Mi 
werden  können,  je  dringlicher  die  GeHammtlage  zu  Ka|titalaut- 
wendnngen.  sei  en  im  Interesse  des  Gutes  selbst  (Vornahme  voii 
Ht'liurationen,  Aut'tühnmg  von  i^aulichkciten  etc.),  sei  es  im  Intoresse 
der  Familie  (Ausstattungen  etc.)  nöthigi.  Zu  je  höluT»'u  Anforde- 
rungen an  die  Lebenshaltung  die  bevorrechtete  Stellung  nöthigt, 
um  so  gebieterischer  macht  sich  auch  für  den,  nicht  etwa  mit 
sonstigem  erheblichem  Xapitalvermögen  (Allodial vermögen)  aua- 
gestatteten Grossgrundbesitz  die  Xothwendigkeit  geltend,  in  der 
Bewirtsdiaftung  der  Güter  mit  den  Fortschritten  der  Zeit  gleichen 
Schritt  zu  halten,  und  um  so  störender  wird  die  Fessel,  mit  welcher 
die  fideicommissarischen  Verpflichtungen  den  Besitzer  auf  Schritt  und 
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Tritt  beengen,  um  so  eher  kann  es  eintreten,  dass  eben  jene  dem 
zeitweiligen  Inhaber  auferlegten  Schranken,  welche  den  Schutz  und 
die  Sicherung  des  Eigenthums  bezweckten,  in  ihrer  Wirkung  in 
das  Gegentheil  umsehlagen.  Aus  guten  Gründen  hat  daher  die 
Gesetzgebung  in  einzelnen  Staaten  (z.  B.  in  Preussen)  den 
Grundsatz  der  Unveräusserlichkeit  und  Unversehuldbarkeit  durch- 
brochen, indem  die  Formalitäten  der  Zustimmung  der  Fideicommiss- 
anw&rter  vereinfacht  und  durch  Zulassung  der  Subhastation  des  Guts 
für  bestimmte  Arten  Yon  Fideicommissscbulden  die  Oreditfähigkeit 
erhöht  wurde ;  und  man  darf  annehmen,  dass  die  Beschreitung  dieses 
Wegs  lediglich  der  Ausgangspunkt  einer  Reform  des  alten  Instituts 
im  Sinne  der  immer  weiteren  Annäherung  an  die  Gnmdsätze  des 
allgemeinen  Wirthschaftsrechts  wird  Es  ist  in  der  That  schwer 
einzusehen,  aus  welchen  Gründen  auch  heute  noch  ein  weitgehendes 
Bevormundungssysteni  auf  wirthschaftlichem  Gebiet  gerade  für 
diejenigen  Kreise  nötbig  sein  sollte,  deren  Angehörige  vermöge 
ihrer  Bildung  desst'Dx'n  doch  weit  elier  als  andere  BevölkeruiinH:- 
schichten  pntnitlu'ii  können.  Der  einzige  sticlihaltige  CJrund  dafür 
liegt  in  der  unbedingten  Siehpruni?  <los  Besitzes  innerhalb  der 
Familie;  aber  es  wäre  docli  seliledit  um  die  Urundaristokratie  Pines 
Landes  bestellt,  wenn  es  iln*  nicht  gelänge,  aucli  ohne  ein  sie 
begünstigendes  Sondenecht  den  ererbten  Besitz  ihren  Nachkommen 
ungeraindert  zu  erhalten:  und  es  lässt  sich  jedenfalls  dieses  Ziel 
durch  eine  entsprecliende  Erbrechtsgesetzgelinng.  welche  d(Mi  Aus- 
einandertall  des  Faniilienguts  verbfitet.  in  allen  jenen  Fällen  (d)cn- 
falls  erreieluMi.  in  denen  überhaupt  die  Familie  nnd  ihre  jeweili«;*m 
Häupter  die  zur  Behauptung  eines  Grundbesitzes  erforderiicbo 
wirthschaftliche  Unabhängigkeit  sich  zu  wahren  verstehen;  ohne 
letztere  gleicht  aber  die  Fideicommisseigenschaft  eines  Guts  einer 

'j  80  lui'iut  auch  Schäffle,  Die  lucorporaüoa  des  üypothekarcrediüi  (S.  110): 
„Die  danerad  fideiconmissarische  Bindung  des  Besitzes  sichert  weder  den  besten 

Wirth,  noch  wehrt  sie  der  Verschulduiifr  des  Fiddconunisserltci!  für  uuwirthschaftliche 
Zwecke V  «iire  es  doch  soust  schwer  zu  verstehen,  wie  jetzt  selbst  die  englische  (ie- 
setznfebiiiijf  luitte  dazu  kommen  kiiunen.  in  der  Setth'd  Land  Act  von  den  üde:- 

commissarischen  IJodcnnutzniesser  zur  V'^-ränsserung  für  Meliorationszwecke  und  für 
Erwerbung  von  Mobiliarwerth  unltedinfTt  zu  bet'iifren.*'  Auf  die  nachtheilig^eu 
Einwirkungen  ausgedehnter  Fideuonunissconiplexe  in  Bezug  auf  die  Anbahnung 
fp-üsserer  Intensität  des  Betriebs  macht  namentlieh  tauth  WaUker  (a.  a.  O., 
S.  71/72»  aufiiKTk^niTi :  habf  (luli  rür>t  S 1  hwarzenberg  1879  auf  dem  österr. 
Agrartag  selber  erklärt,  ^er  und  jeder  böliuuathe  Laudwirtk  seien  wegen  uwuigfludeu 
Betriebskapitals  irczwungen  gewesen,  von  der  intensiven  svr  extensiven  'Wirthscbaft 
überzugeben^  t  iii  Argunient  gegen  die  lnstitutii>n.  w»  Iches  freilich  ui«  br  itooli 
von  dem  Ladif uudienbesitz  uberttaupt  als  vou  dem  üdeiwuuui^isarii^ch  gebun- 
denen, der  mit  ersterem  nicbt  znsanunenzafollen  brancbt,  gilt. 
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Cleissenden  Schnait?  ohne  Inhalt.  Das  schöne  Wort  „Envirh  es, 
um  es  zu  besitzen",  ist  an  alle  Stände  ohn(^  T'nterschied  gerichtet, 
die  in  ihm  liegende  Mahnung  sollte  aber  für  die  Höhergestellteu 
und  Vornehmen  des  Volks  vor  allem  Kichtschnur  und  Losung  sein. 

5.  Eine  unbefängene  Würdigung  wird  daher  einerseits  die 
aus  der  fideicommissarischen  Bindung  des  Eigenthums  im  Interesse 
einzelner  Familien  möglicherweise  erwachsenden  Gefahren  für  die 
allgemeine  landwirthschaftliche  Besitzertheilung  nicht  läugnen 
und  anderseits  die  Vortheile  dieser  Bindung  für  die  bevorrechteien 
Familien  im  Hinblick  auf  die  mit  ihr  Hand  in  Hand  gehenden 
weitigehenden  Yerschr&nkungen  der  wirthschaftlichen  YerfGigangs* 
gewalt  der  jeweiligen  Besitzer  nur  in  sehr  bedingtem  Haasse 
zugestehen  können ;  eine  von  socialen  Gesichtspunkten  getragene 
Betrachtungsweise  wird  aber  unter  allen  Umständen  daran  Anstoss 
nehmen  müssen,  dass,  wie  schon  Adam  Smith  beklagt  hat  (mit 
dem  in  dieser  Beziehung  auch  die  Vertreter  einer  auf  entgegen- 
gesetztem Standpunkt  stehenden  Yolkswirthschaftlichen  Aufifossung 
wohl  einstunmen  kOnnen),  das  Grundeigenthum  der  lebenden 
Generation  zu  einem  mehr  oder  weniger  erheblichen  Theü  durch 
das  Gutdünken  von  Personen  soll  beschränkt  und  geordnet  werden 
können,  welche  vielleicht  bereits  vor  Hunderten  von  Jahren  ge- 
storben sind,  während  doch  jede  Generation  ein  gleiches  Becht  an 
die  Erde  habe.  Vollends  in  einer  von  socialen  Klassengegonsätzeu 
erregten  Zeit  sollte  die  Frage  mindestens  der  Um-  und  Fortbildung 
eines  Instituts,  welches  diese  Gegensatze  zu  steigern  geeignet  ist 
\uid  das  vor  Allem  Jenen  Waffen  in  die  Hand  liefert,  für  welche 
ein  mit  besonderen  Vorrechten  umkleidetes  privates  Grundeigenthum 
ein  Hauptargument  für  dessen  völlige  Beseitigung  abgiebt,  nicht 
ohne  Weiteres  von  der  Hand  crewiesen  werden. 

(>.  Als  ü  eh  e rga  n  g  s  s t  u  f  e  zu  einer  freieren  GruiHt<'iL:i  nthuni:*- 
vertassung  könnte  die  Annahm«*  des  Systems  'Icr  euiilischen 
Entails  in  Frage  kommen,  bei  denen  eine  Bindung  mir  auf  eine 
beschränkte  Za!il  von  Henerationen  7iilässio:  ist,  d.  Ii.  ;ilso  nur  für 
solche  Zeiten  und  Personen  in  Wirksamkeit  gesetzt  wird,  die  (wie 
V.  Miaskowski  bemerkt)  der  Erblasser  noch  übersehen  kann,  nicht 
aber  auch  für  Zeiten,  deren  social wirthschaftliche  Bedürfnisse  und 
für  Personen,  deren  Beschaffenheit  dem  Erblasser  gänzlich  unbe- 
kannt sind.  Für  die  Handhabung  des  bestehenden  Fidei- 
commissrechts  aber  ist  die  Fordenmg  aufzustellen,  dass  die  Ge- 
nehmigung zur  Errichtung  neuer  Fideicommisse  mit  äusserster 


Digitized  by  Google 


Abschn.  HE.  §  78.  Du  Ftmilieiifiddcoiiimifls. 


465 


Yorsicht  erfolge;  dasa  fOr  übeigrosse  Landbesitzimgen,  welche  etwa 
gar  den  Charakter  von  Latifimdien  an  sich  tragen,  diese  Ge- 
nehmigung grimdB&tKlich  versagt  und  dieselbe  gninds&tzliche  Ter- 
sagung  gegenüber  einer  Cumulirujig  von  Fideiconmiissgütem  in 
derselben  Familie  Platz  greife.  Und  zwar  ist  eine  solche  strenge 
Praxis  vor  Allem  da  angezeigt,  wo  überhaupt  der  Pideicommiss- 
besitz  bereits  einen  starken  Procentsatz  des  landwirthschaftli«  Ii«  n 
Geländes  einnimmt  und  in  Folge  hiervon  der  Stand  der  kleineren 
und  Diittleren  Be^jitzer  ohnedies  bedroht,  insbesondere  die  Geiuhr 
eines  Aufgesaugtwerdeiis  durcli  den  Grossbesitz  nahegerückt  er- 
scheint; wenn  schon  selbstredend  eine  solche  Versagungspraxis  für 
sich  allein  den  Aiitsaugungsprocess  nicht  zu  hindern  vermag,  in 
welcher  Be/.ieliung  vielmehr  noch  andere  Vorkehnigen  nöthig  fallen, 
wie  sie  in  §  72,  Zifi'er  4  Erwähnung  gefunden  haben.  Selir  er- 
wäfrenswertli  erscheint  auch  die  Zulassung  der  Autiieljun^  des 
Instituts  durch  Mehrheitsbeschluss  der  majorennen  männlichen 
Familienmitirlieder.  insbesoiuler»^  im  Hinblick  auf  die  in  (iani^ 
gesetzte  „inner  e  ( '  o  1  o  n  i  s  a  t  i  o  n  **  (i^  91  ff.),  deren  rasche  Fort- 
führung an  der  tideiconunissarischen  Festlegung  und  Bindung  des 
Besitzes  ein  wesentliches  Hinderniss  finden  muss. 

7.  Die  Bedenken  gegen  den  fideicommissarisch  gebundenen 
Besitz  in  volkswirthschaftlicher  Beziehung  treten  zurück,  ja  ver- 
wandeln sich  in  Vorzüge,  wenn  und  soweit  derselbe  forstliches 
Gelände  umfasst.  da  Kücksichten  der  forstlichen  Technik  die 
Erhaltung  des  Waldes  im  Allgemeinen  in  grossen  Betriebsflächen 
erheischen,  diese  Erhaltung  aber  bei  Fideicommissgfltem  in  be- 
sonderem Haasse  gewährleistet  ist^  ein  Gesichtspunkt,  der  Ton  den 
grundsätzlichen  Gegnern  des  Fideicommisswesens  meist  nicht  hin- 
reichend gewürdigt  wird. 

1.  Statistisclie  An-rabin.  In  Preiissen  entfallen  nach  Meitzeu  (vor 
IHOB)  in  den  acht  alten  l'rdviuztu  aut  die  Lehen-  und  Fideicoiumisderüter  6,4ö7o  des 
ertragsfähigen  Bodens  und  zwar  in  Pommern  löif  /o^  .Schlesien  11,  o<  Brandenburg 
8.4"  0-  S;u  lis.  ii  7.S"',„  W»»stphalt  n  R.S*'/^,  Treussen,  Posen  und  Kheinland  dagegen 
nur  1,7;  1,6;  l,ö°o.  —  Für  die  sieben  östlichen  preussi.schen  Provinzen  hat  neuer- 
dings J.  Conrad  sehr  lorgfftltiffie  fldeiconuniss- statistische  Studien  veröffentlicht  (siehe 
die  S.  457  untcti  anf:rf!ihrtf  T.itt'ratur),  wonach  in  dieson  ]'rn%iti/fn  dif  T.ehcn-  und 
Fidäcommissgüter  ü,2Vio  ^^i*  ertra^sfakigea  Fläche  (nämlich  1408860  haj  und  der 
g«gaminte  Besitz  in  fiwter  Hand  (Krön«,  Staat,  Gemeinde,  Kirche  eto.)  2i<l^U  j^nw 
Fläclif  i  niimlich  ruiuT  5  "Milliniicii  ha  t  einnehmen.  Die  Zahl  tlcr  Ficlpicommissbesitzor 
beträgt  548  (darunter  20  bürgerliche)  mit  einem  Gesammtbesitz  von  1,4  Miil.  ha  und 
einem  Grundstenerreinertrag  von  14.1  Mill.  M.,  darnnter  allerdings  626078  ha 
Wald.  3,18"/o  der  Fiiloic(»iiiii)i>;sf  t-iitfallrn  auf  Ecsitzniiiren  von  v  i  i  als  200  ha, 
1 4.27„  auf  solcho  von  2()0  ö<  K) ;  2( ).8*t"  □ :  X)  -1000 ;  2«,50"/o :  KU)  -AM) :  21 ,46"  o - 
2000—5000-,  Ö,02",o:  ÖÜOÜ— 10000;  ü,417o:  auf  solche  über  10000  lia;  t'mt  927©  der 
Biiek«a1»»Tg«r,      Agraipoiitik  L  80 
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ficl(i(  (»minissari8ch  festgelegten  Fläche  ist  in  Besitze  inj) l  'xen  von  über  1000  ha  con- 
centrirt.  Keineswegs  aber  ist  der  gesammte  Qr ossgruudbesitjfi dieser  TroTinzen  fidei- 
commissailscli  festgelegt  ;  b«i  164  Besttsem  mit  mehr  als  6000  lia  (im  Gänsen  1761 
Einzelgüter  mit  1637963  ha)  ist  nur  etwa  die  Hälfte  Fideicouiiniss :  woraus,  da  es 
sich  hier  fast  durchweg  um  alte  Geschlechter  handelt,  Conrad  mit  Kecht  folgert, 
dass  auch  ohne  die  fideicommissarische  Bindvnip  ein  umfassender 
Grundbesitz  in  derselben  Hand  sich  conserviren  lässt.  Der  Zeit 
der  Entstehung  nach  fallen  'iT-OT^'n  aller  Fideicommissbesitzungen  dieser  iVoviir/en 
in  das  vorige  Jahrhundert,  IH.lB'  o  in  die  Zeit  von  1800—1850;  34.18"  o  iu  tlie 
Zeit  von  1850—1880  ;  24.t;8"/(,  i  l3ö  von  547  insgesammt)  in  die  Zeit  188()  1888; 
d.  h.  es  sind  allein  in  den  Achtziger  Jahren  283  Güter  mit  einer  FUielie  vfm 
181 000  ha  an  135  Kamilieu  von  Neuem  „uutheilbar,  unverselmldhar,  uuverüusserlich 
gebunden  worden",  wobei  allerdings  zu  beachten  ist,  dass  es  sieh  zum  erhebliehen 
Theil  wohl  um  die  T'mwandlung  ehemnliTin  Leheubesit/.es  in  Fideicommissg'nt  ire- 
handelt  hat.  Aus  den  Zahlenergebnisseu  lolgert  Conrad,  dass  die  thatsächUcbe 
Besitzconcentrimnf  in  diesen  Provinzen  „hauptsächlich  dnrch  die  gebundene  Erth 
fol^'e  lierljeijrefiihrt  ist,  dass  diese  Bindung  für  die  Znknnft  einen  nnrh  schiirtVreQ 
Charakter  angenommen  hat  und  am  umfassendsten  bei  dem  Latitundienbesitz  wirkt". 

2.  In  Bayern  bestanden  1890:  100  Familienfideicommis.se  mit  eiuciu  Grund- 
besits  von  85282  ha,  gleich  l°/o  des  gesammten  vorhandenen  (Grundbesitzes  ^e 
Landv  ir  lr  haft  in  üayrni,  1890,  S.  643)}  für  andere  deutsche  Staaten  fehlt  es  an 

genaueren  An;;aben  aus  neuerer  Zeit. 

3.  Iu  Oesterreich  gab  es  1882  292  Real-  und  ausserdem  196  reine  Pecuniar- 
fideicommisse;  der  Kapitalbetrag  des  fideicom missartig  gebundenen  Pecnuiar- 
vennögens  belief  sich  auf  rund  53  Mill.  fluiden,  der  Werth  der  Realfideirommi'ise 
soll  mindestens  das  Zehnfache  dieser  Suuimc  betragen;  das  auf  letztere  euttallende 
Gesammtareal  beziffert  sich  anf  1140192  ha,  darunter  allerdings  meist  sehr  starker 
Waldbe>!itz,  der  x.  B.  in  Böhmen  Ms  62°/o,  in  Oberösterreich  bis  847o,  in  Krain  gar 
bis  austeigt.  Im  Durchschnitt  der  ganzen  Monarchie  sind  6,45*'/4i  des  ertrag)»- 
iähigen,  4,087o  des  gesammten  Bodens  fideieommissarisch  gebunden,  mit  allerdings 
starken  Schwankungen  in  den  einzelnen  Krouländern,  z.  B.  iu  fJalizion  nur  0,3^'  ,. 
in  Böhmen  dagegen  11,10%  Gesammtfläche.  (Oesterr.  statistische  Monat^clirül, 
Jahrgang  9,  Heft  10.) 

4.  Tgl.  zu.  den  vorstehenden  Angaben  auch  die  Nachweise  8.  42dff. 


§  79.   Die  Eutailä  iu  England. 

1.  Die  englischen  Familienfideicommisse  (Erbgüter,  eniails 
and  Settlements),  welche  Helferich  eine  „wahrhaft  bewundenmgs* 
werihe  Institution"  genannt  hat,  während  ein  anderer  Schriftsteller 
(v.  Ompteda)  sie  fttr  ein  schweres  wirthschaftliches  und  sociales 
TJebel  erachtet  >),  unterscheiden  sich  von  der  deutschen  Einrichtung 


Helferioh,  a.  a.  0.,  Jahrg.  1864,  S.  128  ff.;  Ompteda  in  den  Prenss. 
Jahrb.,  Bd.  46,  S.  401  ff.  und  449  ff.  Von  Helferich  wird  u.  A.  auf  den  Zusammen- 
hang zwischen  Entails  und  den  zahlreichen  Lebensversicherungsverträgeu  aufmerk- 
sam gemacht  und  der  grosse  Vortheil  der  Institution  gerade  auch  darin  erblickt, 
dass  ^die  Familien  die  Richtung  erhalten  zur  grössten  Ord»uu|r,  Besonnenheit  und 
SparsMiTikeit"  .  .  .  „Das  Interesse  der  Familie  sei  im  System  des  englischen  Fidei- 
commisses  mit  dem  des  einzelneu  Gliedes  derselben,  das  Interesse  der  Gesammitieit 
mit  dem  der  einzelnen  Familie,  das  der  Freiheit  und  Bewegliclikeit  (!)  des  Gnind- 
eigenthums  mit  di  r  ronsrrvntiven  Ordnung  und  Stabilität  in  vollkommenster  AVeise 
iu  Einklang  gebracht."  Man  muss  beachten,  dass  diese  Worte  im  Anfang  der 
50er  Jahre  geschrieben  wurden;  im  Lichte  der  heutigen  Bewegui^  nach  eüwr 
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wesentlich  durcli  (iie  zeitliche  Beschränkung  ihrer  Bechtswirksam« 
keit;  das  Erbgut  darf  nämlich  nur  einer  hezw.  mehreren  leben- 
den Personen  und  darüber  hinaus  noch  einer  unnfeborenen 
vermacht  werden  und  es  kann  der  bei  Errichtung  des  Erbguts  ein- 
gesetzte,  noch  ungeborene  Erbe  mit  Vollendung  des  Yolljfthrigkeits- 
alters  (21  Jahre)  für  sieh  allein,  wenn  er  nämlich  bereits  im  Besitz 
sich  befindet,  andernfalls  der  Yoig&nger  mit  seiner  Zustimmung  das 
Erbgut  von  der  fideicommissarischen  Gebundenheit  befreien.  Hiervon 
wird  aber  in  der  Bogel  kein  Gebrauch  gemacht,  sondern  die  Stiftung 
(settlement)  von  Generation  zu  Generation  regelmässig  emeuert; 
es  geschieht  in  der  Weise,  dass  der  Vater  des  stiftungsmässigen 
Erben  nach  dessen  erreichter  Grossjährigkeit  mit  letzterem  sich 
darfiber  verständigt,  die  Stiftung  aufzuheben  (to  bar  the  entail 
vested  in  the  son)  und  das  Gut  in  ein  freieigenes  zu  verwandeln 
(aus  einem  fee  tail  in  ein  fee  simple),  worauf  aber  sofort  eine 
neue  Stiftung  gemacht  wird,  durch  welche  nunmehr  der  Vater  als 
neuer  Stifter  erscheint  und  das  gleiche  Kecht,  welches  er  bisher 
hatte,  nämlich  den  Genuss  des  Guts  aui  Lobonsdauor  (teiiaiicy  lor 
life)  behält,  während  der  Sohn  die  Aiiwartscliaft  auf  das  unbe- 
schränkte Eigenthum  am  Gut  verliert  und  statt  dessen  neben  einer 
sofort  fälligen  J.ihresrente  die  Anwartschaft  auf  ein  Nutzniessungs- 
recht  erhält  und  dessen  noch  ungeborener  Sohn  im  Voraus  als 
künftiger  Eigeiithünier  (touant  in  tail)  bestimmt  wird.  (So  nach 
Helferich.)  Aehnlicli  wie  bei  dem  d*Mitschen  Fideicommiss  haben 
die  nächsten  Anverw  andten  (Wittwe  und  jüngere  Kinder)  Ansprüche 
auf  eine  dem  Werth  des  Guts  entsprechende  Apanapfirung.  Ist 
schon  danach  die  VinculiernnLi-  des  englichen  Grossgnmdbesitzes 
durch  das  Entail  entfernt  keine  so  feste  und  dauenide,  wie  die  in 
Deutschland  zu  Recht  bestehende  Fonn  des  Fideicoramisses,  so 
hat  die  neuere  englische  Gesetzgebung  diese  Gebundenheit  noch 
ganz  erheblich  gelockert.  Nach  dem  Gesetz  vom  10.  August  1882 
45  und  46  Vict  ch.  38  (Settled  Land  Act)  darf  nämlich  der  jedes* 


v(»lll  jiiiiniL'ren  Gnmdeigenfluuiisvertheiluug  iu  England,  nnd  Schottland  erscheinen 
die  Kiiiiüls  selbst  consen-ativeu  englischen  rolitikeni  als  eine  die  raschere  Dnrrh- 
fülirung  der  Bodenreform  wesentlich  erschwertnulc  Institution,  wie  £>clir  sich  letztcrü 
auch  von  den  festläudischeu  Fideicommi8>fii  (lurch  ihre  grössere  Beweglichkeit 
Torthcilhaft  luiferscheidet.  In  Grossbritannieu  soll  und  zwar  in  Irland  etwa  5/6tel, 
in  England  2^  3tel,  in  Schottland  die  Hälfte  des  Bodens  mit  Eutails  belegt  sein.  Mit 
Beeht  mftehtRoselier  daraof  anfinericBam,  dass  wenn  anter  den  englischen  6mnd> 
eigeuthümeru  von  mehr  als  lOOTHT)  Acres  zwti  Drittel  ihre  Besitzungen  iu  11  Graf- 
schaften zerstreut  liegen  habeu,  bei  ihnen  selbst  die  Vortheile  der  Selbgtresidenz 
wegfallen. 
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malige  Besitzer  und  Niitznio^scr  auf  Lobonszoit  (der  tenant  for 
life)  das  Erbgut  ganz  oder  tlieilweiso  verkaufen  oder  vertauschen, 
gemeinschaftliche  Grundstücke  theilen,  Pachtcontracte  über  die 
Dauer  seines  Lebens  hinaus  abschliessen  (mindestens  auf  21  Jahre); 
die  Veräusserungserlöse,  welche  den  Stiftimgspflegem  einzuhändigen 
sind,  dürfen  mit  deren  Zustimmung  ziu*  Anlage  von  sicheren  Werth- 
papieren, zum  Ankauf  anderen  Grundeigenthums,  insbesondere 
auch  zu  Meliorationen  Verwendung  finden;  auch  Schuldaufnahmen 
zu  letzteren  Zwecken  sind  gestattet;  m.  a.  W.  die  Substanz  des 
StiftungsvermOgens  kann  jederzeit  verändert  werden  und  nur  der 
Werth  derselben  muss  der  Familie  gesichert  bleiben.  Der  oft 
betonten  flblen  sittlichen  Einwirkung  der  Entails  auf  den  einen 
bevorzugten  Erben  (den  ältesten  Sohn)  sucht  man  neuerdings 
dadurch  vorzubeugen,  dass  durch  die  Stiftangsurkunde  dem  jedes- 
maligen Besitzer  und  Kutzniesser  die  Beftigniss  ertheilt  wird, 
unter  seinen  Sühnen  den  ihm  zur  Gutsnachfolge  am  geeignetesten 
erscheinenden  auszuwählen. 

2.  Trotz  dieser  ungleich  freieren  Verfassung  des  englischen  Fidei- 
commissguts  im  Vergleich  zu  den  continentalen  Einrichtungen 
macht  sich  mehr  und  mehr  eine  Bewegung  nicht  bloss  nach  völliger 
Beseitigung  der  Entails  geltend,  sondern  auch  nach  Aenderung 
des  englischen  Intestaterbrechts  überhaupt,  gemäss  welchem  der 
älteste  Sohn  das  ganze  unbewegliche  Vermögen  mit  Ausschluss  der 
Geschwister  erbt,  während  nur  das  bewegliche  Vermögen  nach  Abzug 
eines  Drittels  für  dieW  ittwe  unter  alle  Erben  s^leichaetheilt  wird. 
Da  indess  in  England  die  Sitte  der  testanuMitarischeu  Verfügung  über 
den  Karhlass  ganz  allgemein  verbreitet  und  die  VerfüL-'ungsgewalt 
des  Erblassers  durch  ein  Pflichttheilsrecht  nicht  beschränkt  ist, 
so  darf  man  wohl  zweifeln,  ob  durch  eine  Keform  des  Intestaterb- 
rechts für  sich  allein  eine  wesentliche  Aenderung  gegen  jetzt  in 
absehbarer  Zeit  sich  bemerkbar  machen  würde  Dies  wäre  wohl 
nur  durch  eine  Erbrechtsreform  zu  erreichen,  die  nach  dem  Vor- 
bild der  französischen  Gesetzgebung  neben  einer  wesentlichen 
Einschränkung  der  Testirfreiheit  auf  einen  förmlichen  Parcellirimgs- 
zwang  in  Intestaterbfällen  abhöbe,  also  in  der  Art,  dass  jedem 
Erben  das  Becht  zugestanden  wflrde,  seinen  Antheil  an  der  fah- 
renden und  liegenden  Habe  im  Stflck  zu  verlangen  und  dass  in 
allen  Fällen  gerichtlicher  Theilung  (also  wenn  z.  B.  Mindeijährige 

Nasse,  a,  a.  0.,  S.  201  ff. 
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vorhanden  sind)  jedem  Erbberechtigten  gleichTiel  vom  beweglichen 
und  unbeweglichen  YennOgen  zugeschrieben  werden  mnss  —  Tor- 
Bchriften,  die  offenbar  schon  nach  kurzer  Zeit  auf  den  von  dem 
schützenden  Mantel  des  Fideicommissrechts  nicht  mehr  umgebenen 
Ghrossgrundbesitz  nicht  anders  als  zertrflmmemd  wirken  müssten, 
wie  bald  nach  Einführung  des  neuen  fhmzOsischen  CiTilrechts 
dessen  SchOpfer  (Napoleon)  selber  mit  rücksichtsloser  Offenheit 
eingestanden  hat^).  Eine  solche  revolutionäre  Umgestaltung  des 
englischen  Erbrechts  mit  gleichzeitigem  Verbot  der  Entails  würde 
aber  doch  verständigerweise  nur  dann  ins  Auge  zu  fassen  sein, 
wemi  es  nicht  gelänge,  das  Ziel:  neben  dem  Grundbesitz  einen 
Stand  mittlerer  und  kleinerer  Landwirthe  neu  zu  sc  halfen,  auf 
anderem  Wege  ebenfalls  zu  erreichen,  nämlich  auf  demjenigen  der 
inneren  Colonisatioa  89  flf.).  Dabei  kann,  wo,  wie  in 
England,  die  einseitige  Gnmdeigenthumsvertheilung  bereits  zu  den 
schwersten  socialen  Missständeu  hingeleitot  hat  und  den  inneren 
Frieden  zu  untergraben  droht,  sehr  wolil  die  Fragte  nalieiieL^en,  ob 
nicht  selbst  ein  zwangsweisem  Vorleben  in  hölieren  socialpolitiseheu 
Rücksichten  seine  Kechtfertigung  fände,  etwa  in  der  Art,  dass 
Theile  des  Grossgrundbesitzes  gegen  angemessene  Entschädigung 
von  Staatswegen  enteignet  und  die  so  erworbenen  Onrndflächen  in 
entsprechenden  Besitzgrössen  zur  Besiedelung  durch  bäuerliche 
Wirthe  ausgeboten  werden,  ein  Ziel,  das  einzelne  Laudreformer  in 
England  in  der  That  anstreben.  (Vgl.  unten  g  93.) 

.\  II  tn  e  rkung.  Aus  Vorstehendem  erlu  llt  w-iederum,  wie  bedenklich  es  auf 
agrarpolitischem  Gebiet  wäre,  die  aus  gewissen  tbateächliclieu  Yerbältjusseu  ab- 
geldtetmi  SchlasBfolgvnraBgeii  TemHfpemeiiieni  oder  leteteren  gar  eine  pniktisdie 

Nnt'/.anwrndmig"  für  andere  Staatswesen  g-obrn  woIIpd.  In  1> p n  t  s r  h  1  and ,  wo, 
mit  Ausnahme  einzelner  tiebiet^theile  im  Nordosten,  sowie  iu  den  beiden  Meckleu- 
"bvarg,  der  FiddconiinisBTMBitE  wegen  seines  verbSltnissmässig  unbedentMiden  Vor* 

kommen*^  volkswirtlist  Imffliclu'  Nachtheile  im  Allgemeinen  nicht  gezeitigt  hat  und 
wo  selbst  in  jenen  Gegenden  doch  nur  der  kleinere  Theil  des  Gesammtareais 
fideicommissarigch  gebunden  ist,  würde  nach  Ansieht  selbst  liberalster  Volkswirthe 
eine  völlige  Beseitigong  des  Instituts  mindestens  keine  zwingende  Nothwen- 

digkoi«  "^t  in.  wenn  schon  das  Bediirfniss  fiir  dessen  ForterTialtuiig  nicht  anerkannt 
werden  kann  und  zahlreiche  Giilude  dafür  sprechen,  die  Familienfideicommiäbe 


^)  In  dem  Brief  v.  3.  Juni  1806  an  seinen  Bruder  Josef,  König  von  Neapel, 
dem  er  als  Mittel  gegen  einen  widerspenstigen  Grossbesits  empfahl;  ^Etablisses  le 
cx>de  civil  k  Naples.  Tont  ce  qni  ne  vons  sera  pas  attache  va  se  d^truire  en  peu 
d'aiinees  et  ce  que  vous  vondres  conserver  se  consolidrra.  VoilA  Ic  prand  avantago 
du  Code  civil.  II  consulide  votro  puissanee  puisque  par  lui  tout  ceq^uin'est 
pas  fideioommis  tombe  et  qu'il  ne  rest«  plus  do  grandes  maisons  que  celles 
qne  Tons  krigez  en  fiefs.  C^est  oe  qjoi  m'a  fait  pr6cher  un  code  civil  ei  m'a  port6 
i  r^tablire." 
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etwa  im  Sinn  der  englischen  Eutails  eiuer  TTmbildung  r.w  uiiterzielieii ;  währ'^'vl  in 
Orossbritannicu  selbst  conservative  fcjtimmen  die  Bindung  des  üruudeigomhums 
aacli  in  der  abgeschwächten  Form  der  Entails  für  ein  sodalwirthschafUidies  ITebel 
erklären,  weil  eben  hier  die  Eesitzvertlieihmf?  im  Ganzen  ohnehin  eine  ungleich 
ungünstigere  ist  ah  aut  dorn  Continent.  Und  wenn  die  Ungesundheit  der 
BeRita^erhftltnisae  in  dem  bieelbereieli  eine  auf  vdllige  Yerstaatlichnn^  des 
(Jrund  und  Bodens  "■erichtefe  Bewesjung:  ins  Leben  gerufen  hat,  die  in  jener  mehr  al« 
sonstwo  einen  üruchtbaren  und  nicht  ganz  unberechtigten  Nährboden  findet,  so  fehlt 
es  einer  solchen  Bewegung  gerade  wieder  auf  dem  Continent  im  Hinblick  auf  die  hier 
herrschende  durchschnittlich  günstige  Besitzvertlieilung  an  jeder  Existenzberechti- 
gung, und  der  Versuch,  durch  eine  gekünstelte  Construction  willkührlichcr  An- 
nahmen und  Unterstellungen,  auf  welchen  z.  B.  die  deutsche  Landliga -Bewegung 
und  die  Schriften  ihrer  Vertreter  (wie  FlIirBCheim's)  beruhen,  die  Unterlage  fsär 
ein  Wirken  im  Sinn  solcher  Bestrebungen  zu  p:^vvinnen,  inüsste  an  der  völlijrfn 
Vcrständnisslosigkeit  der  Bewohner  des  flacheu  Laudert  für  die  Berechtigung  suliiher 
Ziele,  selbst  innerhalb  der  nur  in  leidlichen  Besitzverhftltnissen  betindlicheu  Bruch- 
theile,  durchaus  scheitern  (vffl.  S.  229  ff.).  I>ie  Ablehnung,  welcher  agrarische  Be- 
strebungen mit  berechtigtem  Kern  nicht  selten  auch  in  den,  dem  landwirthschaft- 
liciien  Gewerbe  an  sädi  wohlwollenden  Kreisen  begegnen,  ist  sehr  hänflff  lediglich 
die  Folfre  des  Auftretens  jener  Art  von  „Reformern'',  die  kritiklos  fremdliindisehe 
Einrichtungen  ohne  Weiteres  für  die  heimischen  Verhältnisse  zu  fmctihcireu  sich 
anscidcicett,  ohne  Rücksiebt  daranf,  ob  die  thalsachfieben  Yerhftltnisse  nnd  die 
wirthschaftlicheu  Lebe]ishcdin;:uii^;'cii  der  Landwii-thsehaff  in  dem  Ursprungsland 
des  Instituts  irgend  welche  Aehnlichkeit  oder  Verwandtschaft  mit  den  heimisclien 
Verhältnissen  haben.  Gegen  den  IGssbranch,  der  gerade  in  nenemr  Zdt  auf  agrar- 
politischem  Gebiet  vielfach  in  Gestalt  solcher  Fructificirungsbestrebungen  getrieben 
worden  ist,  für  die  selbst  afrrarrerlitliche  Einrichtunp-en  fernster  Zonen  mit  ver- 
gleichweise niedriger  8tute  der  Culturentwicklunfr  (Indien,  Ruuiünien  etc.)  her- 
halten müssen  (in  wilclicr  Beziehung  namentlich  R.  Meyer  das  denkbar  Mögliche 
geleistet  hnt\  kann  im  Interef^se  der  guten  Sache  der  Agrarpolitik  nicht  scharf 
genug  Verwahrung  eingelegt  werden. 

§  80.  Das  bäuerliche  Fideicommiss  oder  Erbgut 

1.  Die  in  mehreren  deutschen  Staaten  in  der  Mitte  dieses  Jahr- 
hunderts unternommenen  Versuche,  eine  dem  FamilitMifideicommiss 
ähnliche  Bechtsingtitution  auch  der  bäuerlichen  Bevölkerung  zu- 
gänglich zu  machen,  bieten  zwar,  da  diese  Versuche  gänzlich  ge- 
scheitert sind,  Kimächst  nur  ein  theoretisclies  Interesse;  aber  sie 
jind  einer  nähereu  Würdigung  werth,  weil  sie  einen  lehrreichen 
Fingerzeig  abgeben  dafür,  dass  an  sich  wohlgemeinte  Massnahmen 
der  Agrarpolitik  scheitern  müssen,  wenn  sie  ohne  die  genügende 
Bücksichinahme  auf  die  Volksseele,  d.  h.  auf  die  in  den  bethei- 
ligten Ejeisen  herrschenden  Anschauungen  und  Empfindungen  unter- 
nommen werden.  Es  stehen  hier  das  bayrische  Oesetz  vom  22.  Febr. 
1855  und  das  hessische  Oesetz  Tom  11.  September  1858  über  die 
landwirthschafUichen  Erbgüter  in  Frage,  von  denen  das  erstere  bis 
jetzt  überhaupt  nicht,  das  letztere  nur  in  ganz  wenigen  Fällen  zur 
praktischen  Anwendung  gelangt  ist^). 

^)  Ein  in  den  J;'ün£ziger  Jahren  auf  ähnlicher  Grundlage  wie  in  Hessen  und 
Bayern  in  Baden  ausgearbeiteter  Gesetzentwurf,  dar  Ton  dem  damaligen  Begierung»> 
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2.  Der  Grunderodiink«',  aus  dem  diese  Gesetze  hervorgeganören 
sind:  der  Parcclliruiig  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  entgegenzu- 
wirken und  den  bäuerlichen  Besitz  thunlich  in  der  Familie  zu  er- 
halten —  ^var  sicher  ein  ebenso  richtiger,  als  das  Mittel  zur  Ver- 
wirkliclnuig  des  Ziels  als  ein  verfehltes  sich  darstellt,  weil  es 
L'dialich  an  die  gute  Einsicht  dor  bethtdligteu  Kreise  appcllirte, 
deren  freinr  EiitschlirssuiiLr  die  Benützung  dor  neuen  gesetzlichen 
Kinriclituug  überlassen  Idieb.  Nun  setzt  aber  jede  lideicommis- 
sarisehe  lUiulung  des  l^igenthums  mit  dem  ({etblge  von  Theilungs-, 
Veräusserungs-  luid  Verschuidungsverboten  nicht  bloss  einen  hoch- 
entwickelten Familiensinn,  der  nicht  nur  an  die  Gegenwart,  son- 
dern auch  an  die  Zukunft  denkt,  sondern  auch  eine  starke  Dosis 
Selbstverleugnung  in  Bezug  auf  die  eigenen  persönlichen  Inter- 
essen voraus,  Eigenschaften,  die  nicht  eben  Oberall  die  stärkste  Seite 
im  Empfindungsleben  unserer  bäuerlichen  Bevölkerung  sind.  Wer 
immer  mit  dieser  eingehender  verkebil  hat,  weiss  vielmehr,  dass 
ein  ausgeprägter  Egoismus  und  ein  stark  ausgeprägter  ^im 
für  wirthschaftlicbe  Ungebundenheit^  vor  Allem  auch  eine  selbst- 
herrliche Unabhängigkeit  gegenllber  den  nächsten  Angehörigen 
in  Angelegenheiten  des  Hauses  und  der  Oekonomie,  wesentliche 
Merkmale  des  bäuerlichen  Charakters  sind;  und  dass  desshalb  von 
vorneherein  jedes,  von  im  Uebrigen  noch  so  treffenden  Gedanken 
beherrschte  Gesetzgebungswerk  ein  in  der  Luft  schwebendes  Ge- 
bilde bleiben  muss,  welches  darauf  rechnet,  dass  der  Bauer  frei- 
willig sich  Einrichtungen  unterwürfe ,  die  das  gerade  Gegen- 
theil  solcher  Charaktereigenschaften  zur  unerlässlichen  Voraus- 
setzung haben.  Rechnet  man  noch  mit  der  SchwerföUigkeit  der 
bäuerlichen  Bevölkerung  und  ihrer  Scheu  vor  schriftlichen  Ab- 
machungen jeder  Art,  zumal  aber  vor  Befassuug  mit  Kechtsinstru- 

rafh  und  Bachmaliiren  Staatsminister  Dr.  Turban  iu  «linem  im  Hagnsiii  für  tuidische 

KeclitspfleiTP  unrl  Verwaltung,  Bd.  II,  S,  804  ff'.,  Mannliciui  1856,  verölT(Mitli(li«*n 
Aufsatz  eiuer  schsurfen  Kritik  unterzogen  wurde,  gelaugte  gar  uicht  au  die  Vuik«- 
Tertrattm^;  ein  ähnliches  Schicksal  ward  einer  im  Kurflirstenthtun  Hessen  aus- 
gearbeiteten Ixo^-ifruniisvorlage  zu  Theil,  indcni  diese  nur  di«-  Zustiiiiniuiiu'  der 
X.  Kaouner,  uicht  aber  auch  diejenige  der  IL  erhielt,  —  lu  Jiajeru  wurden  bis 
1890  anf  Chnud  des  erwähnten  Gesetros  3  Erbgüter  mit  einer  Fläche  von  4729  ha 
errichtet;  bäuerliche  Güter  scheinen  dies  nicht  zu  sein.  —  Als  eine  Art  bäuer- 
liche Jramilienfideicuminisüe  kann  mau  auch  die  südslavischen  H  a u  s  c  o  in  m  u  n  i  o  n e  n 
ansehen  —  Zadrufra-Jicuossenschaften  — ;  denn  die  Hausgeuossenscbaft  bildet  eine 
juristlHchc  Person,  du  I in mobilien  sind  ein  uutheilbares  Mgenthiun  dtrselben,  über 
welches  kein  Mitglied  der  Genossfn>(liatt  durch  Scheukung  oder  Testament  ver- 
fugen kauQ,  da  jed«*s  nur  Xiessbrauchsiecht  hat.  (Vgl.  8.  22ö  ff.)  —  Wegen  tidei- 
«omndssälmlicher,  auf  dem  Boden  der  Erbpacht  «rwachsaier  Institut«  iu  Hecklen- 
bürg  siehe  S.  209. 
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meiiten,  so  ist  es  ein  staiinenswerthes  Ereigniss  nicht,  wenn  es  zu 
bäucrUclion  Fideicommissstiftungen  bis  jetzt  nahezu  nirgends  kam, 
wie  übrigens  genaue  Kenner  der  ländlichen  Revölkernng  (v.  Her- 
mann) mit  richtigem  Blick  vorausget>eben  haben*);  und  es  gehört 
keine  grosse  Prophetengabe  dazu,  ein  gleiches  Schicksal  allen  ähn- 
lich gearteten  Rechtsinstituten,  insbesondere  auch  dem  mit  weit- 
gehenden Creditverschränkungen  verknüpften  Institut  der  unan- 
greifbaren Heimstätte,  —  siehe  die  Anmerkung  am  Schluss  — 
^zukündigen.  • 

3.  Die  Ausgestaltung  des  positiven  bäuerlichen  Fideicommiss^ 
rechts  ist  zwar  im  Allgemeinen  in  Anlehnung  an  das  eigentliche 
Eideicommissrecht  erfolgt,  indess  mit  solchen  Abänderungen  im 
Einzelnen,  die  durch  die  specifische  Zweckbestimmung  des  Ge- 
setzes, den  bäuerlichen  Kreisen  zu  dienen,  sich  geboten  erwiesen. 
Danach  geht  selbstredend  die  Üntergrenze  Air  die  Zulassung  eines 
Outs  zum  Erbgutsrecht  auf  das  Haass  von  BauemhdfBn  mittlerer 
Grösse  herab  (in  Bayern  Werfchminimum  4800  oder  rund  8000  M., 
in  Hessen  dagegen  15000  Gulden  =  rund  26000  M.);  auch  sind 
die  Formalitäten,  die  bei  einer  Veräusserung  oder  Schuldbelastung 
des  Erbguts  zu  beachten  sind,  wenn  anders  die  betreffenden 
Rechtsgeschäfte  rechtswirksam  sein  sollen,  einfachere  und  die 
Yoraussetzungen,  unter  denen  bei  solchen  Acten  der  Besitzer  sieh 
die  Zustimmung  der  Familienangehörigen  (der  Anwärter  oder  An- 
erben) oder  der  zuständigen  Staatsbehörrl  e  versichern  muss,  Lre- 
statten  dem  Besitzer  eine  etwas  freiere  Bewegung,  als  nach  dem 
sonstigen Fideicommisrecht  der  Fall  ist:  das  bayrische  Gesetz  erm?^g- 
licht  sogar  bis  zu  einem  gewissen  Betrag  die  unterpfändliche  Scluild- 
belastung  des  Guts,  gleichviel  zu  welchem  Zweck,  oluie  Zustimmung 
der  Anwärter  (Art.  6),  räumt  aber  zugleich  die  Zwangsexecution 
des  Erbguts  auch  wegen  anderer,  nicht  auf  dasselbe  eingetragener 
Schulden  ein«  Dass  Indi?idualsuccession  verordnet  ist,  wobei 
übrigens  der  Besitzer  seinen  Nachfolger  stets  nur  aus  der  Reihe 
der  zunächst  zur  Erbfolge  berufenen  Personen  wählen  darf  — 
Notherbonrecht  —  ist  die  nöthige  Folgerung  aus  der  auf  unge- 
theilte  Erhaltung  des  Erbguts  gerichteten  Absicht  des  Gesetzes. 

Inwieweit  Einengungen  der  Yerschuldungsfreiheit 
im  Kreis  der  ländlichen  BcTOlkerung  wflnschenswerth  und  praktisch 


*)  Vgl.  Helferick,  a.  a.  0.,  Jahrg.  1854,  S.  187.  Gegen  bftnerUche  Kdei- 
commisse  auch  J&ger,  a.  a.  0.,  S.  399, 
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dnrchflhrbar  sind,  ist  an  oincr  späteren  Stelle  (Kaj)itel  VI)  zu  er- 
örtern; es  darf  uImt  jetzt  schon  betont  werdeji,  dass  gerade  tiiese 
Beschränkunoen  im  Gebiet  des  Crodits  in  Verl)induiig-  mit  den 
Veräusserunixs -  und  Tlieilunfisbescliräiilvutigen  jedenfalls  ganz  vor- 
zugsweise den  Stein  des  Anstosses  für  den  überhaupt  in  Betraclit 
kommenden  Theil  des  Bauernstandes  gebildet  haben.  „Der  bäuer- 
liche Grundbesitzer",  meint  ein  bekannter  Parlamentarier  und 
warmer  Vertreter  bäuerlicher  Interessen  (v.  Schorlemer-Alst),  „be- 
trachtet sich  als  den  wirklichen  Besitzer  und  Heim  der  Scholle, 
über  welche  er,  bei  dem  festen  Willen,  diese  nngetheilt  zu  er- 
halten und  zu  vererben,  doch  äusserlich  freie  Dispositionsbefugniss 
behalten  will/*  Und  v.  Miaskowski  sagt  ganz  zutreffend:  Be- 
sonders abstossend  mflssen  fOr  den  Bauer  diejenigen  Yorschiiften 
sein,  welche  die  ausnahmsweise  zugelassene  Yeräusserung,  Zer- 
theüung  und  Verschuldung  der  Erbgttter  an  die  Einwilligung  der 
Erbgutsanwirter  knüpfen.  Denn  durch  diese  seiner  Bispositions- 
freiheit  auferlegte  Fessel  geräth  der  Bauer  in  Abhängigkeit  Yon 
seinen  Sondern  und  erleidet  seine  für  das  bäuerliche  Leben  so 
wichtige  Autorität  leicht  eine  Einbusse.  Der  Bauer  wird  aber  nach 
dem  geltenden  Recht  nicht  nur  von  den  Anwärtern,  sondern  auch 
von  dem  Gerieht  abhängig  gemacht . . .  und  diese  Abhängigkeit 
ist  . . .  noch  grösser  als  seine  frflhere  Abhängigkeit  vom  Guts- 
herrn/* Auch  kann  man  demselben  Schriftsteller  darin  beipflichten, 
wenn  er  die  Hauptursache  des  Misserfolgs  dieser  bäuerlichen 
Gesetzgebung  in  dem  Umstände  erblickt,  dass  sie  die  Geltung  des 
singulären  Erbrechts  mit  einer  weitgehenden  Beschränkung  der 
Theilbarkeit,  Veräusserlichkeit  und  Verschuldbarkeit  der  betreffen- 
den Güter  verknüpft  und  die  Wirksamkeit  aller  dieser  Bestimmungen 
al^u  auch  dos  siuguläreu  Erbrechts,  von  einem  diesbezüglichen 
speciellen  VVillensact  fler  Besitzer  abhängig  geniaeht  liaben:  denn 
„weil  der  Baner  der  Beschränkung  der  l)ispo:3itiunstreiheit  über 
das  Gut  widerstrebt,  macht  er  aucii  keinen  Gebrauch  von  dem 
untrennbar  mit  diesen  Beschränkungen  verknüpften  Jüecht,  sein 
Gut  nach  Anerbenrecht  zu  vororbon 

4.  Im  Sinn  der  frülieren  Betrachtungen  ist  zwar  die  gesetz- 
liche Untheilbarkeit  von  landwirthschaftlichen  Anwesen  nicht 
gnmdsätzlich  zu  verwerfen,  alter  ein  unbedingtes  Bedürfniss  für  eine 
solche  Bechtseinrichtung  doch  nur  unter  ganz  besonderen  Yoraus- 

Y.  Hiaskowski,  a.  a.  0.,  U,  S.  117  und  120.   AdinUdi  Helferieb, 
a.  a.  0.,  S.  187.  YgL  auch  die  literttrisdiea  MackwfdBe  «i  §  76  unter  S.  448  C 
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Setzungen  anzuerkennen:  und  os  ist  jedenfalls  oinc  sehr  ver- 
schiedeno  Sache,  die  Untlieilliarkeit,  ila  wo  sie  rechtlich  besteht, 
bis  auf  Weiteres  als  einen  Bestaudtheil  des  ijeltenden  Rechts  zu 
conserviren  oder  aber  sie  nachträglich  in  Gegenden  wieder  in 
Geltung  zu  setzen,  in  denen  diese  Art  der  Gebundenheit  seit 
langer  Zeit  zu  bestehen  aufgehört  hat.  Man  kann  im  Einzelfall 
sehr  wohl  die  Frage  aufwerfen,  ob  die  Aufhebung  der  gesetzlichen 
Untbeilbarkeit  für  Landstriche  mit  besonders  unwirthlicliem  Oha* 
rakter  eine  wohlüberlegte  Maassnahme  war;  aber  es  ist  fraglos, 
dass  der  Versuch,  das  Institut  auf  dem  Wege  freiwilliger 
S tif tun gfl  acte  innerhalb  bäuerlicher  Kreise  zum  Leben  zurück- 
zurufen, TdUig  aussichtslos  ist;  es  sei  denn,  dass  es  sich  um  die 
Neuschaffung  yon  Bauernstellen  im  Wege  der  inneren 
Colonisation  handelt,  wo  es  ffiglich  gelingen  kann,  den  An- 
fliedelungslustigen  unter  den  sonstigen  Bedingungen  der  Ansetzung 
auch  die  der  Untbeilbarkeit  des  betreffenden  Anwesens  sowie 
sonstiger  Beschränkungen,  z.  B.  im  Gebiet  des  Creditwesens,  auf- 
zuerlegen (siehe  den  folgenden  Abschnitt  unter  §  91  ff.).  Vom 
Standpunkt  der  praktischen  Agrarpolitik  aus,  welche  mit  den  thair 
sächlichen  Verhältnissen  des  Lebens  rechnet,  kann  daher  allen 
Vorschlägen' gegenüber,  die  bei  einer  Wiedereinfährung  der  alten 
Gebundenheit,  zumal  in  der  schroffsten  Form  von  Theilbarkeits- 
und  Verschuldungsbeschränkungen,  auf  das  freiwillige  Ent- 
gegenkommen der  betheiligten  landwirthschaftliclien  Kreise  rec  hnen, 
die  HaltuiiL;"  lediglich  eine  a])lehnende  sein  und  diese  Haltung 
am  allerwenigsten  eine  Aenderung  durch  den  oft  Itetoiiten  Hinweis 
erfahren,  dass  es  vor  Allem  darauf  ankomme,  ein  an  sich  gesundes 
Princip  in  der  modernen  (xesetzgebung  wieder  anerkannt  zu  sehen, 
gleichviel  ob  es  in  absehbarer  Zeit  zur  praktischen  Anwendung 
sich  durchringe:  denn  nichts  ist  mehr  geeignet,  das  Vertrauen 
des  Landvolks  in  die  Gesetzgebung^arbeit  zn  erschüttern.  al<  das 
Bestehen  von  solchen  Gesetzen,  weiche,  weil  im  Widerspnich 
mit  den  herrscheudeu  Ueberzeuguiigeu  erlassen,  ein  todter  Buch- 
stabe bleiben. 

Aiunerkung".  a)  Unter  don  neueren  literärischen  V(T>uchen,  einer  Art  fidei« 
coinmi'<s;iri><li«'r  (irlimidmluif  tiis  liiiucrlichen  Uruudeig'enthuins  durch  freiwillifrv 
Eiklüruu^j;  des  (iruudei^eutUiuners  \^ieder  eiuzaführeu,  iüt,  neben,  der  später  zu  he- 
Bprechend«!!  Heimitlttefra; e,  d«r  mcht  die  üntheUbarkeitsevkl&nuip,  aond^m 
die  7U  s(  1n.inkun<;r  der  Yorschuldungsfreiheit  und  der  Sehutz  vor  Kxeciition.  Ti  im 
A'urdergrund  steht  (siehe  Kap.  VI),  uameutUch  die  „Denkschrift  über  die  Erbfol^ 
in  landw.  Güter  und  das  Erbgüterrecht"  von  E.  Peyrer^  R.  t.  UelmstAtt. 
Wien  1884,  m  erwähnen,  fiber  das  der  Verfasser  an  anderer  Stelle  (A.  Bachen« 
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berppr,  Die  HHnif;tiittefrafre,  Berlin  1891^  referirt  hat;  es  ist  si'lir  l)fz*^i(l)TiPnd, 
dass  dio  Uesterreiohische  Kegieruug  wohl  jenen  Theil  der  PojTer  sehen  Vorschläge, 
welche  anf  Schaffnng  eines  kntft  Qesetees  wirksamen  Intestst-Anerbenrechts 
abzic'ltfii.  Tiiilii  r  vorfol^to  ((losftz  vdiii  1.  April  1889),  dag^epen  die  anf  Schaffung 
eines  Erbgüterrechts  gerichteten,  welche,  wie  die  Motive  zu  dietteni  Gesetz  bemerken, 
^bei  den  amüicben  Erbebtutgen  keineswegs  Zvstimninng  gefanden  haben*,  nicht 
wtittT  \Hrri»l<^'-t  ]i;»t.  Dasscllie  .Schicksal  theilteri  <Hf  von  Lorenz  v.  Stein  in  dem 
Gutachten:  „Baaeragut  und  Hufenrecht",  btattgart  1882  niedergelegten,  derselben 
Kegierung  unterbreiteten  Vorschläge,  deren  Schwerpunkt  flbrigons  neben  dem 
geforderten  gesetzlichen  Anerbenrecht  mit  Untheilbarkeit  auf  einer  Zwangscredit- 
orp-anisation  der  unter  dem  Hufenrecht  Ptihoiulon  f;niiulbi'5;it/fT  beruht  und  welche 
noch  insoteru  Interesse  bieten,  als  Stein  in  dorn  (iifiihl,  auf  freiwilligem  Weg 
%viii(Ieii  nur  wenige  Landwirthe  von  dem  „Hnferecht"  Gebrauch  machen  wollen,  die 
allmähliche  Ueberfühnmg  einer  frriissereti  Anxnhl  Pauemstellen  unter  das  neue 
Eui'eurecht  dadurch  zu  erreichen  sich  bemiiht,  dass  jedes,  zur  Zwangsvollstreckung 
gelaogende  Anwesen  ipio  jure  dem  „Hnfinreeht'*  verftilU;  «ine  Ordnung,  die  also, 
um  in  absehbarer  Znt  zum  Ziel  zw  führen,  eine  weit^'^obenflc  rtilcbenstahigkeit  der 
derzeitigen  laudmrthschattlicheu  Anwesens- üesitzer  zur  Voraussetzung  liätte,  deren 
Vorhandensein  glücklicherweise  nirgends  nachweisbar  ist;  beträgt  doch  z.  B.  die 
Zahl  (k-r  im  .J;ilir  188!)  in  l^aden  zur  Zwangsvollsirfikim^''  pi;iiiL''(en  bindwirth- 
scliatilicheu  Anwesen  von  mehr  aU  3  ha  nur  mit  714  ha  Fläche  0,12"/« 
der  gesanunten  in  Betracht  kommenden  Fläche  und  sind  es  hier  wie  anderwärts 
vorw  ii  <*«nd  die  Inhaber  kleinster  Stellen  (unter  1  ha),  auf  welche  der  grösste 
Procentsatz  der  ZwangsvoUstreckunfrcii  entfällt  (  in  Itaden  188J):  45,8  "  o  aller). 
Wäre  aber  der  Bauernstand  erst  einuial  so  „verlumpt'",  dass  die  Mehrzahl  seiner 
Angehörigen  in  rerhältnissmässig  absehbarer  Zeit  der  Zwantr^vollstreckung  ver- 
fieb»n,  so  würde  schwer  einzusehen  sein,  wie  bei  Milclier  Saclilaire  die  rein  äns«;fr- 
liche  Ordnung  des  IJesitz-,  Erb-  und  Schuhirechts,  welche  die  Menschen  doch  niclit 
ohne  Weiteres  wirthschaftlich  und  moralisch  unuragestatten  Termag,  Abhilfe  bringen 
konnte.  — 

b)  £s  soll  im  Uebrigou  gar  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,   dass  mit 
einem  zwangsweise  eingeführten  Erbgntrecht  mit  der  Zeit  die  bänerliche  fie- 

VÖlkernii^'  sieh  vielleicht  ebenso  befreiuitlen  würde,  wie  dies  mit  den  im  17.  nnd 
18.  Jalirhundert  zwangsweise  verordneten  Uutheilbarkeits-  und  Auerbenrechts -Vor- 
schriften der  Fall  gewesen  ist,  die,  nach  ihrer  Aufhebung  in  diesem  Jahrhundert, 
gelbst  in  den  tJegenden  der  fränkischen  Besiedelung  gewohnheitsrechtlich  \als 
freiwillig  geübtes  Anerbenrecht)  hin  heute  sich  erhalten  haben  (so  vereiiiiselt  im 
fiünkischeu  Haulande);  aber  es  ist  etwas  (imndverschiedenes,  ein  Zwangiierbgüter* 
recht  im  Zeitalter  des  aufgeklärten  Despotismus  und  des  endämonistischen  roliad- 
staates  von  oben  her  zu  di  cn  tiren,  oder  aber  seine  Einführung  im  Svst»^tii  con- 
stitutionelier  Verfassung  zu  erstreben,  d.  h.  unter  ilitwirkunjr  der  Volksvertietung, 
die,  wenn  nicht  Alles  täuscht,  in  den  w^enigsten  Staaten  in  ali>eliharer  Zeit  geneigt 
sich  zeigen  dürfte,  zu  solchen  „Xeiirrnii'ren'*  die  „rettende'*  Hand  zu  bieten.  Der 
Beweis  der  strikten  Xothwendigkeit  der  liuckbildnng  des  Agrarrechts  im 
iSnne  obiger  Vorschlage  wäre  Überhaupt  noch  m  liefern  und  es  ist  j^lenfalls 
beachtenswerth,  was  Schäffle  (Incorporatioii  des  llyjjnthekarcredifs,  188ii)  ausführt: 
n£s  handelt  sich  darum,  das  bestehende  iiecht  über  Verpfändung,  Veräusserung 
und  Vererbung  in  einer  Weise  fortzubilden,  welche  allen  Grimdbesitz,  vor 
Allem  den  kleinen,  auch  für  besondere  Entwicklungskriseu  widerstandsfäbiirer 
macht.  Wir  sagen  aber  wohlbedacht:  fortbilden!  Die  (allgemeine)  Wiedereintiihruug 
untheilbarer  oder  nur  unter  obrigkeitlicher  (Jenehmigun}jr  theilbarer  Erb-  und 
Familien^üter  .  .  .,  d.  h.  Rückbildungen  zu  abgelebtem  Agrarrecht  wäre 
80  schädlich,  als  sie  frlncklicher  Weiv,.  n"Tn;wri;,  u  sind"*  (S.  2).  Tnd  weiter:  ..Ich 
bin  überzeugt,  dass  man  ohne  allen  liuekluii  ui  abgelebte  Formen  und  ohne  Kiu- 
scliränkungeu  der  Veräussernngsfireiheit  bu  einer  Orduung  des  Agrarbesitz-,  Agrar^ 
credit-  iind  Agrarconcnrsrechts  «relanfren  kann,  welche  den  Bauernstand  zu  erhalten 
tmd  für  den  Wucher  unzugänglich  zu  macheu  geeignet  ist"*  (S.  5).  Und  ebenda; 
„In  dem  Oedanken  der  Eifffi*1lin*ffg  unbescifaränkter  Freiheit  zur  Bildung  von  bäuer- 
lichen FamiUenfideieommisseni  unter  dem  Namen  „Erbgut**  oder  ^.Hdmstätte'*,  erreicht 
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dor  Iiulividualismns  für  das  agrarpolitische  Gebiet  seinen  Culmiuatiouspuukt  

Auf  der  Kiitwiekluiiirsatuil',  die  wir  erreicht  liabeu,  es  iu  das  Heliebeu  des  Besitzers 
«iner  bestiimiuen  (ieneration  zu  stellen,  welcher  Besitzzusammenschluss  lür  die 
jranÄe  Zukuult  oder  auch  nur  für  eine  längere  Zeit  gelten  soll,  bleibt  unter  allen 
Umständen  nnznlässig.  Eine  gröbere  Unterordnung  des  Gesellschaftsinteresses  unter 
die  Souverftnität  der  Launen,  Beipfierden  und  Ansehamingen  vergänglicher  Individuen, 
extremerer  Liberalismus  liisst  sich  nicht  denken  .  .  .  Verhinderung  der  Erbübcr 
schulduug  und  der  Bodenzersplitterung  ist  nun  zwar  ein  bedeutendes  gesellschaft- 
liches Interesse,  sber  das  nntheilbare  Bauerngut  ist  ein  nngeeignetes 
Mittel  zum  Zweck.  Das  viel  bessere  Mittel  ist  die  niittelban^  iiiul  unmittelbare 
Verhinderung  der  Erbüberschuldung  sowie  der  Zersplitterung  durch  lucorporation, 
welche  ien(>8  gcseUscIiafUiche  Interesse  befriedigt,  f&r  welches  die  gesetslich  oder 
tesfaiiientarisch  verfugte  Untheilbarkeit  bäuerlicher  Familiengüter,  der  Bestiftungs- 
2wang  und  dergleichen  längst  völlig  untaugliche  und  gemeinschädliche  Mittel  ge- 
worden sind."  —  La  Kap.  Yl  wird  sich,  wie  erwähnt,  Gelegenheit  bieten,  auf  diesen 
Gegenstand,  insbesondere  auf  die  Frage  des  Heimst&ttereehtSf  nochmals  rangehend 
xurikckzttkonunen. 


§  81*  Das  Anerbenrecbt;  allgemeine  Würdigung 

desBolbeu. 

Vorbemerkung. 

Die  nachstehende  Darstellung  deckt  sich  im  Wesentlichen  mit  den  Ansichten, 
welche  der  Verfasser  s.  Z.  im  IV.  Band  der  Bodischeu  landwirthschaftlicheu  Er- 
hebungen, S.  19  ff.,  femer  in  dem  fiir  den  Verein  filr  Socialpolitik  auf  der  Ver- 
sammlun<r  ()( tober  1884  erstattt  teu  Referat;  im  Deut.schen  Landwirthschaftsrath 
Frühjahr  1884  (Archiv  d.  d.  Landwirthschaftsraths  von  1884,  S.  288  ff.),  ferner  in 
dem  Aulsatz  in  „Bäuerliche  Zustände"  (III.  Bd.,  S.  299  ff.)  und  in  der  .Schritt: 
jBeiträgi'  /.ur  landwirthschaftlicheu  Frage  der  Gegenwart",  1887,  Abschnitt  XI 
niedergelegt  hat:  er  hält  danach  ein  Anerbeiireeht  nur  für  bedinget  räthlioh  \mä 
sweckmässig,  ist  also  gegen  eine  principale  Urdntmg  des  Erbrechts  in  Laudgüter 
auf  der  Grundlage  des  Anerbenrecbts,  wie  sie  in  den  80er  Jahren  Terscbiedentlich 
gefordert  wurde.  —  Es  w  iirrl  ■  hn  T'eLnV'en  den  Rahmen  dieser  Arbeit  weit  über« 
schreiten,  wenn  auf  die  Einzulheiteu  im  nl'  ii^  und  Wider  das  Anerbenrecht*, 
wie  sie  in  der  gerade  über  diesen  Gi^genstand  massenhaft  angehäuften  literatnr 
zum  Ausdruck  gekommen  sind,  eingehender  eingegangen  werden  wollte:  es  kann 
auch  um  so  eher  darauf  verzichtet  werden,  als  eine  sehr  sorgfältige  Analyse  des 
älteren  und  des  neuzeitlichen  Anerbenrechts  dnrch  ▼.  Kiaskowslci  in  seiner  'grossen 
monographischen,  bereits  mehrfach  citirten  Arbeit  «Bas  Erbrecht  etc.",  1882, 
f^jrehen  worden  ist  (im  II.  Bd.,  S.  182  ff.),  an  welche  Darstelinnfr  die  Ansrtihmnjrcn 
im  Text  mehrfach  anknüpfen.  —  Bei  Kau  i^t,  entspreeheud  der  ihn  noch  be- 
herrsdienden  individualistischen  Richtnng  der  älteren  Doetrin,  eine  richtige  Würdigung 
der  Materie  noch  zu  vermissen,  wie  es  sieh  bei  ilun  im  Grossen  und  Ganzen  über- 
haupt nur  um  die  Gegensätze  vou  Untlieilbarkeit  und  Freitheilbarkeit  handelt,  die 
Möglichkeit  der  Herbeifährung  faetischer  Untheilbarkeit  dnreh  eine  bestimmte  Art 
des  bäuerlichen  Erbrechts  aber  gar  nicht  ins  Auge  gefasst  virfl  Hei  II  o  sc  Ii.  r 
dagegen,  der  au  sich  ein  grundsätzlicher  Freund  der  Mobilistruiig  isi,  tritt  eine 
sehr  Torartbeilsfreie  Wfirdigung  der  neuen  Anerbenrechtsgesetxe  zu  Tage,  in  denen, 
wie  er  sagt.,  in  jiraktisch  wdhlthätiger  Weise  „die  Grundsätze  individueller  Freiheit 
und  landwirthscbaftlichcr  Guts-  und  Familieuerhaltung"  verschmolzen  sind  und  in 
welcher  er  daher  den  „Anfong  eines  modernen  Landwirthschaftsrechts  erblickt,  das 
zwar  für  sich  allein  noch  nicht  hinreicht  zur  Wiederherstellung  eines  schon  ver- 
lumpten Baueruthums,  aber  ein  noch  gesundes,  nur  gefälirdetes  Bauemthum  als 
nothwendige  Unterlage  jeder  wahren  Freiheit  und  Ordnung  im  Volk  sehr  wohl 
scbüteen  kann**  (§  148  a);  nodi  n&hw  ausgeführt  in  dem  schftnen  Anfsats  im 


Digitized  by  Google 


Abscim.  m.  S  81.  Du  Anerbeaveclit;  ftUgemeine  Wfirdigiuig.  477 


Septemberheft  in  „Nord  und  Süd'',  Jahrgang  1882.  —  Für  eine  Reform  des  bäuer- 
lichen Erbreclits,  sei  es  in  der  Form  der  Höferolle  (Preuss.  System),  sei  es  als 
directes  Intestatau('i  l)i'nr('(:lit  (Oesterr.  System)  sind  von  Schriftstellern  uamentlieh 
Conrad,  Gierke,  Helferich,  v.  Inama-Stemegg,  Marcht't.  Rosehi'r,  Sehmoller,  L.  v.  Stein, 
Freih.  v.  Vogelsang,  von  bekannteren  Parlamentariern  bezw.  Staatsbeamten  Miquel, 
Nobbe,  V.  Hammerstein-Loxten,  Sombart,  v.  EriFa,  v.  Wedell-Halcbow,  Thiel  etc.  ein- 
g'ctrotcn.  Xä!i(M't'  litt-riirische  Verwpisnnq^en  in  den  Anmerkungen  -'hüi  Tt'xt;  vgL 
übrigens  ausser  der  allgemeinen  Literaturübersicht  zu  §  65  die  Yorbemeikuug  su  §  75. 
Am  dea  oben  erwäbnteii  Yerhandlnnfeii  im  Verein  tär  Sodaipolitik  und  im  Deutschen 
Lnndwirthschaftsrath  ist  auf  die  Itcforate  vou  v.  M  i  a  sk n  w  »  k  i.  Coin-ad.  Huchen- 
berger  und  auf  jene  des  Freiherm  CuttO'Keichertshauseu  sowie  v.  Wedell- 
Malcbow  hinssnweiaen;  bemerkenswertbe  Redner  in  den  Verhaadlnngien  des  er- 
wahnftMi  Vereins  1882  waren:  (Jeffken,  Sombart,  Miquel,  Thiel,  Schulze;  1884: 
Schulze,  V.  Hövel,  Thiel,  Miquel,  Sombart,  Meitzen  und  Nasse;  im  Deutschen  Land- 
wirthschalltarath  1886:  v.  Hammerstein-Loxteu ;  1884:  Adami,  Bürstenbinder,  Knauers, 
Nobbe,  Y.  Hammergteiik-Loxten,  t.  HfiveL 

Eino  eifrenartige  Stelluri^r  /u  der  Anerbenroclitsbewegung  nimmt  Sehn  ff le 
ein,  der  diese  zwar  nicht  giuuUch  verwirft,  aber  doch  ohne  eine  gleichzeitige 
Befonn  des  Credit-  und  VerschuldungsrechtH  fitr  unwirkBun,  ja  scbildlieh  erachtet. 
„Has  Anerbenrecht "  sagt  dieser  Schriftsteller  (die  Incnrporation  des  H>T)othekar- 
credits)  „als  ein  obligates  Intestaterbrecht  und  die  Ausschliessung  alles  PÄichttheils- 
redtto  iäieinen  Mittel  xxi  sein,  welche  mindestens  der  Vorwurf  trifft,  dass  sie  in 
wirksamer  Form  nicht  ganz  unschädlich  und  in  unschädlicher  Fonn  nicht  durch- 
greifend wirksam  sind."  (a.  a.  ().,  S.  2.  E-i  liat  ..einen  vollen  Sinn  nur.  wenn  das  Gut 
aus  keiner  Ursache  in  Ueberschuhiuuj^  {^eratlu  u  kann*"  .  .  .  aber  gt  iadc  die  jetzige 
Ueberschuldung  .,filhrt  aur  Parcellirung  im  Wege  der  Naturaltheilunj;.  Dem  ttber- 
schuldeten  Erblasser  war  Ansparunpr  nicht  mög^ruli;  Abfindung  der  Krl)eii.  nament- 
lich der  Töchter,  in  Ucld  ist  desshalb  nicht  ausführbar;  gerade  umgekehrt  bei 
AuMchliessung^  aller  nnwirthschafUichen  Verschnldunir:  YiAm  und  Kinder  können 
ixnd  wollen  dann  melir  sparen,  können  daher  besser  abfinden  und  sich  auseinander- 
setzen" . . .  „Eine  Hauptursache  der  Budenzersplittcrung  ist  die  proletarische  V'olks- 
Bunahme"  und  wfirde  Nichtfibergchuldbarkeit  (auch)  dieser  Quelle  des  üebels 
begegnen"  .  .  .  „Wenn  man  auf  Credit  ni(  ht  (irundbesitz  erwerben  kuim,  wird  man 
vorher  sparen,  später  und  vorsichtiger  heirathen"  (a.  a.  O.,  S.  47  ff.).  „Ueberschulduug 
und  Zersplitterunier  stellt  sich  nicht  bloss  als  Folge  der  Erbabilndnng  ein**,  sondern 
auch  „im  Wege  des  freihändigen  Verkehrs,  in  Folge  der  Ueberzahlungen  aus  Land- 
hunger der  kb'inrn  Leute,  in  Folge  leichtfertiger  Wirthschaft,  Misswachs,  Kl "inentar- 
und  Faiuilieuim^rlüek.  Umstrickung  durch  Wucher.  Diesen  Ursachen  ugranstheu 
Nothstandes  kann  das  .\  n erbeurecht  nicht  einmal  für  die  Bauerngüter  wehren.  £r8t 
als  z  wei te  Schranke  der  Vt  r^elinldnng'  und  der  Bodenzersplittening  und  als  beson- 
deres Mittel  der  Erhaltung  des  Orundbesitzes  bei  den  Bauemfamiliun  kann  neben 
der  Creditincorporation  auch  das  Aneibenrecht  sehr  Tortheilhaft  wirken*",  (a.  a.  O., 
S.  109.)  Und  endlieb:  .,Das  römische  Erlirecht  hcfrün.stigt  ohne  allen  Zweifel  die  rasche 
Bewegung  des  Grundbesitzes  ziun  tüchtigsten  Wirth  und  zur  werthvollsteu  Cuiturart, 
also  die  volkswirthschaftlich  vortheilhafteste  Bodenbenutzuug:  das  eben  hat  unsere 
Landwirthschaft  ire^zt  uiihi  r  iiln  rh'^r'  ni  r  Betriebsamkeit  di  r  Kidouialbauerii  initliig  .  .  . 
Das  gesellschaftliche  Interesse  verlaugt  heute  nicht  mehr  ununterbrechbareu  Ueber- 
gang  der  Gfiter  an  die  Kindes-  und  Kindeskinder  des  Hans  oder  des  Peter,  sondern 
an  die  tüchtigsten  .  .  .  Selbstbeuirtlischafter,  ohne  dass  diese  sich  überschuldeu 
können.  Nicht  erbliche  Banemfamilien ,  sondern  betriebsame  unaberschuldbare 
Bauern  müssen  gesichert  werden."    (S.  104.) 

Die  von  dem  Yerfosser  dieses  Handbuchs  vertretene  Ansicht  nähert  sich  der 

Schäffle'schen  insoweit,  als  er  ein  Anerbenrecht,  selbst  liei  vorsiclitiirer  Ciestaltung 
der  GatstBxebestimmungeu  in  den  meist  kapitalarmeu  bäuerlichen  Kreisen  ohne  eine 
ausreiehende  Organisation  des  Credit-  und  Versicherangsvresens  ebenfalls  fOr  gefahr- 
voll erachtet. 

Eine  ganz  Hns-eitige  Beurtheiiung  lusst  A.  Menger  der  Anerbeurechtsfrage  zu 
Theil  werden;  ditsem  Schriftsteller,  welchem  alle  Fragen  auf  die  Gegensätze  vou 
Besitaenden  inid  Besitsloscn  sich  suspitam  und  für  den  das  Wort  von  List,  dass  es 
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neben  „Kapitänen  auch  Matrosen  und  Schiffsjungen"  geben  müsse,  eine  berechtigte 
Bedetttnng^  nicht  zn  hahea  scheint,  ist  eine  anf  den  Omndsats  der  ladiTidttalsncoesslon 

auftrt'l'iiiite  Erbrechtsordnung  (^zwanpsweiso  Erbvereiiii^'iiiii:"\  welche  die  Krlialnni;: 
des  Fauülienbesitzes  anstrebt,  grundsätzlich  ein  Gräuel ;  daher  denn  in  seinen  Augen 
nicht  bloss  das  Ffdeicmnuiiss-,  sondern  auch  das  viel  hamlosere  Anerbenreeht 
„aristokratische  Tendenzen**  verfolgt,  dazu  bestimmt,  dass  die  übrigen  Kinder 
.J*rol**t)irier  werden  oder  doch  wcnijrstcns  in  tiefere  Kreise  der  C!e.spllsehatt  hinab- 
sinken". Das  moderne  Anerbenreeht  ist  ilim  lediglich  „ein  llechtsiusiitut,  welches  den 
Familienogoismus  der  landlicheu  Bevölkenmg  und  ilne  Scheu  vor  der  Kniehtnn|f 
letztwilliger  Verfügungen  dazu  benutzt,  um  unter  Aufrechterhaltimg  der  Verkehrs- 
ixeiheit  in  Ansehung  der  Bauerngüter  die  wesentlichen  Wirkungen  des  Erbveruiuigungs- 
Bwanga  herbeizuführen  ....  Man  will  (anf  diesem  Wege)  in  jedem  Stande  einer 
Gruppe  von  begünstigten  Personen  ein  Gedeck  an  dem  grossen  Bankett  dt  r  Natur 
sicherstellen,  ohne  zu  bemerken,  dass  die  weit  überwiegende  Mehrzahl  an  der 
Thüre  des  Bankettsaales  verfebens  um  Einlass  pooht*^.  (A.  M engrer  in  Braiin*s  Archir, 
Bd.  III.  S.  öl.)  Welche  Verkennuiifr  des  wahren  Verlaufs  der  Erbabfinduii'ren  im 
Gebiete  des  Anerbenrechts  und  der  Aufgabeziele,  die  letzteres  sich  stellt;  aber  auch 
welche  Verkennnng  des  Wesens  und  der  Bedfirfkdsse  des  Landwirthschaftsbetriebs! 
Die  Verwirklichung  dessen,  was  Menger  zu  fordern  scheint,  würde,  im  Gebiete 
des  Landhaus  wenigstens,  lediglich  auf  eine  Proletarisirung  Aller  hinauslaufen, 
was  wohl  auch  für  die  Armen  und  Enterbten  von  heutzutage  gerade  keine  besonders 
erstrehenswerthe  Aendening  unserer  Cresellschsltsordnnng  in  sich  schlösse. 

Eine  wesentlich  andere  Beurtheilung  als  dem  vorstehend  ge- 
schilderten Erhgutsrecht  gebührt  jener  Gesetzgebung,  welche,  ohne 
mit  weitgehenden  Beschränkungen  der  YerfÜgungsfreiheit  fiber  die 
Substanz  des  Guts  verbunden  zu  sein,  die  ungetheilte  Ver- 
erbung der  Bauerngüter  an  einen  Erben  (den  Anerben) 
durch  ein  dementsprechend  gestaltetes  Intestat-Erbrecht 
herbeizuführen  trachtet.  Diese  Gesetzgebung,  die  dem  letzten 
Drittel  des  Jahrhunderts  angehört,  knflpffc  zwar  an  die  Altere  recht- 
liche Gebundenheit  der  Bauemgttter,  wie  sie  sich  auf  Gnind  des 
Hofirechts  im  Mittelalter  und  seit  dem  16.  Jahrhundert  auf  Grund 
TOn  Verordnungen  des  Landesherren  „im  Interesse  der  Erhaltung 
der  Prästationslahigkeit  des  liaueriistands''  entwickelt  hat,  an  ;  sie 
hat  aber  das  allere  Recht  in  einer  den  neuzeitlichen  Ansciiauunsren 
und  der  freieren  Wirthschaits Verfassung  fMits}>rechenden  Weise  um- 
gestaltet, so  dass  von  einer  Gebundenheit  der  unter  dieses  Kocht 
fallenden  Anwesen  nur  noch  sehr  hedinot  ^esproehen  werden  kann. 
Auch  kann  man  sagen,  dass  diese  Gesetzgebung  der  haucrlii  lit>n 
Bevölkerung  nirgends  ein  ihr  fremdartiges  Keeht  aufzunöthigen 
sieh  bestreht.  vielmehr,  an  bestehende  Sitten  und  Gewnhnheit^Mi 
anknüpfend,  ledialieli  den  Zweek  verfolgt,  einer  von  der  landwirth- 
schaftlichen  r»evtdkerung  (trotz  der  Sprengung  der  Fesseln  der 
alten  Grundbesitzverfassung  und  trotz  des  siegreichen  Vordringens 
der  gemeinrechtlichen  Erhtheilungsvorschriften)  mit  Zähigkeit  fest- 
gehaltenen Yererbungsweise  durch  eine  rechtliche  Normining  einen 
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festen  Rückhalt  zu  geben  und  jene  vor  dem  Schicksal  des  schliess- 
lichen  Verfalls  zu  bemerken.  Man  hat  zu  Gunsten  einer  solchen  Ge- 
setzgebung geltend  gemacht,  dass  wenn  auch  eine  Bückkehr  zu  der 
alten  Geschlossenheit  des  bäuerlichen  GniiKllx  sitzos  weder  noth* 
wendig,  noch  angäi^g  sei,  doch  auch  keine  Veranlassung  dafür 
vorliege,  den  Zertheilungsprocess  im  Grund  und  Boden  geradezu 
zu  begtlnstigen,  dass  vielmehr  weithin  im  Hinblick  auf  die  ge- 
gehenenBewirtbschaftungsmdglichkeiten  ein  Zusammenhalten  der  vor- 
handenen Besitzeinheiten  im  Erbgang  als  erstrehenswerth  erscheine ; 
und  dass  es  nicht  minder  aus  mancherlei  Gründen  vortheilhaft  sei, 
wenn  der  bäuerliche  Besitz,  statt  einem  raschen  Besitzwechsel  zu 
unterliegen,  in  der  Familie  sich  generationsweise  fortvererbe,  weil 
von  dem  hierdurch  in  dem  Bauemstand  erzeugten  Gefühl  der  Stetig- 
keit dessen  Anhänglichkeit  nicht  bloss  an  die  Örtliche  Scholle,  son- 
dern an  den  staatlichen  Verband  überhaupt  wesentlich  mit  bedingt 
sei  Auch  diejenigen,  welche  der  Gebundenheit  des  Gnindeigen- 
thums  grundsätzlich  *  sind,  werden  gerne  einräumen,  dass 

es  als  eine  rüioht  des  Staats  sich  darstelle,  eine  in  der  Rechts- 


Vgl.  liiezu  die  »cbüaen  Worte  von  Schmoller  (in  ThieT»  Jahrb.  1882» 
8.  622  ff.):  ^ Gesetze,  die  im  Widerspruch  mit  Sitte  und  Volksgefuhl  etwas  er- 

•/.wiiifren  wollten,  um  unverschuldete  Güter  zu  erhaltfn,  sind  ebenso  nndiiikliar,  :ils 
die  Verbreituug  von  InstitutiuueUi  wie  die  engliücheu  ijcttlemeutit,  iii  Deut^chlaud 
schwierig-  wären.  Fideicommisse  und  Settlements  sind  mechanische  Anord* 
nungcji.  dio  das  indi\'iduelle  Rechtsgefühl  verletzen.  .\u('h  hier  liegt  die  Stellung^ 
niclit  im  Kii(  kwiirtsirreilen,  sondern  in  kühnem  Fortschritt  zu  den  Institutionen  der 
Zukuult  .  .  .  Die  Familie  des  Mittelalters  mit  ihrem  clanhaften  Oeschlechtsgeiiilil 
existirt  nicht  mehr«  die  iDstitmc,  welche  sie  erhalten  wollen,  sind  ein  Anachronismus 
in  (Mii-t'rer  Zeit;  aber  es  wird  ewij,'  für  die  engere  Familie  der  Kiiidcr  und  (le- 
sciiwisier  ein  sittliches  Bedürüms  bleibeu,  dass  das  heilige  Feuer  auf  dem  Heerde 
des  Elternhauses  nicht  erlösche;  es  bleibt  im  wlrthschaftlichen  Interesse  der  gaassen 
Nation  von  Wichtigkeit ,  dass  niörrlichst  vi*  If  wirthscliaftlichr  Unternehmungen 
directe  Fortsetzungen  väterlicher  Geschäfte  seien,  damit  die  geschäftr 
liehen  Traditionen  nicht  abbrechen,  die  Verluste,  Fehlgriffe,  Einrichtmifs-  und  An> 
fan;:'sknsti'ii.  dir  kfillfni  ntutn  (Ifscliäffe  i-r^-part  wirdtn.  möglichst  eingeschränkt 
werden.  Also  vom  sittlichen  und  vom  nirtbschaftlicheu  Standpunkt  ist  es  heute 
wie  vor  hundert  und  wie  vor  tausend  Jahren  aufs  dringendste  erwünscht,  dass 
ein  Sohn  und  nicht  ein  Fremder  den  Bauernhof  und  das  herrschaft- 
liche Gut  übernf'lnno.  dasn;  in  dieser  Weise  die  Güter  in  der  Familie  bleiben. 
Aber  es  muss  gestlaheu  in  ludividualisir ender  AVeise,  auf  Grund  einer  den 
üebcrneluiuH(l(  n  l)e^'ünstigenden  Kechtshandlung,  sei  es  nun  eine  Gutsübergabe 
unter  Lebenden,  eiu  Testameut  oder  die  Eintragung  in  eine  Höferolle."  Wobei  — • 
wie  hier  eingeschaltet  seiu  möge  —  allcrdiugs  das  Verlangen  zu  stellen  ist,  dass 
ein  solches  Sondererhrecht  für  Bauerngüter  in  der  Beschränkung  der  Verfiigungs- 
frcihcit  des  Besitzers  nicht  wcitn-  l'i  Iic,  (IcvYascv'U.  nTordert,  m.  a.  W.,  da-s  (!as 
strenge  Auerbeurecht  der  ältereu  Zeit  mit  seinem  absoluten  Charakter  in  eiu  solches 
mit  subsidftnnn  Charakter  umgewandelt  werde,  welches  also  nur  da  Platz  greift, 
wo  der  Krblassfr  unter  Lobfuden  oder  auf  den  Todesfall  rtwns  Andtirs  nicht  ver- 
fügt hat  cXutestatauerbeurecht).  —  iiegea  jeden  generalisirendeu  Zwau^;  im  Gebiet 
des  bäufsrliehen  Erbrechts  hat  sidi  ^edexholt  audi  der  Pariamentaiier  I^reiherr 
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Überzeugung  der  Laii(lT)evölkerung  wurzelnde  Erbrecbtssitte,  auch 
wenn  sie  in  die  Schablone  des  goinpinen  Bechts  sich  nicht  fügt, 
nicht  schleehthin  preiszugeben,  sondern  seine  Gesetzgebung  jener 
auf  wirthscbafUicben  Erwägungen  beruhenden  Bechtsüberzeugung 
anzupassen. 

Xarh  V.  Miaskiiwski  war  ein  gesetzliches  Intestatanerhenrecht  im  .lahre 
1870  uocli  iu  Schleswig -Hoisteiu,  dea  bddeu  Mecklenburg,  Oldenburg,  Hamburg, 
Bremen,  Lübeck,  Haimover,  BraimBchweijr,  einer  Anzahl  thüringischer  Staateu, 
vereinzelt  auch  im  Süden,  noch  zu  Recht  bestehend;  im  T'ebrigen  aber  das  gomeine 
Erbrecht  oder  diesem  verwandte  Erbrechtsnonifen  in  Geltung,  gegen  welches  aber 
die  bäuerliclie  BeTdlkernng  Tielfiieh,  so  in  deifr  meißten  Prenssisclu  n  I  roviaMn, 
wenn  auch  nicht  ülx'rall  <rli'i(bniiissifr  stark,  fenier  in  einzolueii  Tlu'ilfn  vnc 
Bayern.  Württemberg  und  Baden  durch  (} utsuber^abeverträge  Kindskaute. 
Ausgtdings-,  Auszugs-,  Leibgedingsverträge),  seltener  V'IutcIi  teBtamentatische  Ver- 
lugungen  erfolgreich  reagirte;  ebtntO  in  einem  grosse»  Tb ril  Ton  Ocstprreich, 
trotz  der  flurcli  das  Rcichsgfsctz  vom  27.  November  1868  mi1l^ Ausnahme  von  Tynl 
erfolgten  .vaihtbuu^  des  „  15 estif tuugsis wangs  "  (d.  h.  der'Mdten  IheübMrkflii»- 
beschränkuDgen)  und  der  bis  dahin  geltenden  singulären  bänerU^^*'*  Erbfoig«  m 
(ronstea  der  Intestaterbfolge  des  AUgem.  BörgerL  Oesetsbnchs. 

Weceii  der  <2:rund  sätzlichen  Berec  liti  s: ungNßint's  An- 
erbenreclits  ist  auf  die  Betrachtungen  in  §  76,  Zitier  5  ({\  ^^^^•) 
zu  verweisen:  hier  kann  es  G^omlg'on.  einige  i^ei^en  eiueX^^^^^^' 
Ordniinc:  vorgebrachte  Bedenken  und  zum  anderen  die  Ftv^'^'" 
rung  einer  principalen  Ordnung-  des  Erbrecht« 
Landgüter  auf  der  Grundlage  des  Anerbenrechts  kritiscuV^" 
beleuchten,  wobei  Folgendes  zu  bemerken  ist: 

1.  Von  den  gegen  die  Godification  eines  bftueTlichen  £rf 
rechts  erhobenen  Einwendungen  sind*  diejenigen  jedenfalls  als  stiel 
haltig  nicht  zu  erachten,  welche  auf  die  Erwartung  sich  statzen, 
dass  die  Sitte  allein,  die  in  den  GutsHbergabevertrftgen 
zu  Tage  tritt,.  UberaU  da,  wo  eine  ungetheilte  Yererbung  aus 
wirthschaftlichen  Gründen  überhaupt  angemessen  ist,  hinreichend 
kräftig  gegen  ein  ihr  widerstrebendes  Recht  sich  erweisen  werde; 
deiui  dem  aufmerksamen  Beobaeliter  kann  nicht  entgehen,  daiis  in 
dem  Maasse.  als  der  individualistische  Zug  der  Zeit  auch  auf  dem 
ilaclien  Land  mehr  um  sich  greift  und  das  Familieugefühl  ein  ge- 
lockerteres  wird,  auch  jene  Sitte  im  Zurückweichen  begriffen  ist. 
^,In  dem  zäh  fortgesetzten  Kampf  zwischen  Landrecht  einer-  und 


von  Schorlemer-Alüt,  das  Haupt  der  Vr'estphälischen  Bauemvereine,  im  l'nus«. 
Landtag  ausgesprochent  ^Van  ist  wdt  entfbmt  davon,  den  Grundbesitz  der  Fidei> 

commis'sp  für  Bauernhöfe  auszusprechen .  im  (Ipgentheil  au  der  Spitze  aller  Anträge 
steht  der  Grundsatz  der  vollständig  freien  Disposition  des  Eigenthümers 
über  seinen  Besili.'*  (Vgl.  Jäger,  a.  a.  0.,  S.  2(fe). 
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Bauernrojcht  sowie  Bauemsitte  anderseits  wird  zuletzt  doefa  die 
letztere  unterliegen,  weil  jenes  dem  Sonderinteresse  und  dem  Eigeu- 
nutz  der  Kurflckgesetzten  Miterben  zu  Gute  kommt  und,  sobald 
diese  nur  emstlich  wollen,  auch  Geltung  erlangt"  (Bluntschli), 
Auch  darf  man  nicht  unbeachtet  lassen,  dass  die  Gutsülu  r- 
gabe Verträge  keineswegs  ein  sehr  geeignetes  Mittel  zum  Zweck 
sind  im  Hiiil)lick  auf  eine  Keihe  von  Uebelstanden,  die  denselben 
gemeinhin  anzuhaften  pflegen  und  von  denen  die  vorzeitige  Abgalie 
des  Guts,  die  Ausbediugung  hoher  und  weiron  der  langen  J)auer 
besonders  drüekender  Leibgedingslasten,  duss  uuleidige,  oft  häss- 
licho  Vorhriltniss.  welches  sich  allgemach  zwischen  dem  eni|tfangs- 
Immim  litigieu  Leibgedingsträger  und  dem  (Jutsübeniehmer  auszu- 
bil  it  n  pflegt,  die  l»t'!.;;niiiteslen  und  meistver)>reiteten  sind.  Es 
kommt  hinzu,  dass  jm  Sybtem  des  gemeinen  Erbrechts  durch  die 
Gutsübertrauungsverträge,  sobald  die  miterbberechtigten  Geschwister 
anfangen,  ilire  vollen  Erbportionen  zu  beanspruchen,  selbst  ein  be- 
scheidenes Maass  von  Begünstigung  des  Gutsübemehmers,  wie  es 
im  Interesse  des  Letzteren  noflnvendig  wäre ,  um  auf  dem  Gut 
sich  halten  zu  können,  nidit  mehr  Platz  greifen  kann:  dass  aber 
sobald  diese  Praxis,  dem  Gutsübenuihnier  den  vollen  laufenden 
Werth  des  Guts  (Kaufwerth)  in  Anrechnung  zu  bringen,  sich  ein- 
mal eingebürgert  hat,  eine  Anzahl  unhaltbarer  Existenzen  geschaften 
werden  und  die  von  der  ungetheilten  Vererbung  des  Guts  erhofften 
Yortheile  in  das  gerade  Gegentheil  umschlagen  mflssen. 

Bezeichnendes  Sprichwort  uiif  einer  Keulu  an  dtui  .Stadtthor  in  Jüterboj^k: 
„Wer  seinen  Kindern  giebt  das  Brod  und  l«idet  nachher  selber  Noth,  den  schlag' 
man  mit  der  Keule  totlt/  —  Schon  Hau  nennt  dio  Häufij^keit  ihr  I.c i L i^cil i njje 
eine  der  Uivacheu  des  gesunkenen  Wohlstands  im  bad.  Odenwald;  1847  zahlte  mau 
in  8  Orten  von  nnfef^r  890O  Emwohnem  und  638  Bürgern  122  Leibgedisf^  (Aom. 
dazu  §  77\  Kbi  iula  TTiiiWl  is.  wie  die  Last  des  Leibj^s'flinL's"  hiintig  unterschätzt 
wird;  da  die  mittlere  Lebensdauer  im  Alter  von  60  Jahren  ca.  18.6  Jahre  betrügt, 
so  w5re  der  ^ej^wärtige  Werth  einer  I.dbgedinj^'srente  bei  4"/o  das  10 Vs  fache, 
bei  3"/o  das  11  fache;  ein  Leibf;:edinj^  eines  60  jäliri},'en  Vaters  von  350  Fl.  ((>00  M.) 
also  =  3616  bis  3850  Fl.  16200  bis  6600  M.).  —  Eingehende  Verhandlungen  über  die 
mit  den  Gutsübergabeverträjiren  verknüpften  Uebelstände  im  dentscheu  Landwirth» 
SChiifterath  1887,  S.  229  ff.  (Keterenten:  Miaskowski  uud  v.  Getto -Beicherts- 
hanseo,  Redner:  Bürstenbinder,  K<'imfm»nu,  v.  Crailsheim  -  AnieroTipr.  v.  Hövel, 
Knftuer-Krübers,  Korn.  v.  Hamm>  T>t<  iu-Luxten,  Sciumiacht  r  Zai «.  lilia,  Nobbe.)  — 
Das  Yorkommen  u  n  i-  h  n  1  i  <■  h  Ii u her  0  utstu  \  »  n ,  ^damit  die  (ieschwister  auch 
noch  etwas'  erhalten'',  besonders  audi  lu  foiit  in  h.u\.  latuU\ .  Erlu'1)un^'-i»n,  II.  Bd., 
S.  25.  In  solchen  Fällen  wird  aber  „das  Anerbenrecht  voikswirthschaftlich  nock 
irratiendler  ab  die  Naturaltheilnng,  weil  die  Verschnldunir  mit  jeder  Erbtheilnng 
steigt,  bis  zu  der  Höhe,  wo  keiner  der  Erben  in  dn  L;ii:<  i^t  fl;is  Gut  übernehmen 
zu  können,  ohne  fUrcbten  zu  müssen,  in  nächster  Zeit  in  Vermögeuszerfall  za.  ge> 
rathen".  Aehnllclte  Auilastnngen  in  zaÜreichen  Bericliten  in  „Bftuerliclie  Zustünde". 
Und  V.  Miaskowski  sagt  (a.  a.  O.,  I.  Bd.,  S.  221):  Das  für  «Üt-  Erbschaftsaus- 
einnnder^ietzung  geltende  Recht  hat  zur  folge,  dass  „es  langsam,  aber  sicher  ent- 
Baebvnbergef,  A.,  Aj^arpolitilc.  L  31 
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weder  zur  Ueberlastung  des  GrandeigWlfhimis  mit  rückständigen  Erbantheilen  der 
Geschwister  und  schliesslich  zum  zwangsweisen  Verkauf  desselben  oder  zur  schäd^ 
liehen  Güterzerspiitterung  oder  endlich  zum  ruscheu  Besitzwechsel  des  durch  keinerlei 
Band  mit  der  FamiUe  ynrknüpfteit  Grundeigenthums  führt.  Alle  diese  Eventualitäten 
dienen  aber  in  let/.ter  Instati?:  entweder  dem  unwirth schaftlichen  Process  der  Zer- 
stückelung des  ürundeigenthums  in  leistuugsunfähige  Zwerg-  oder  CJewerbegüter 
oder  dem  Procees  der  Aufsangung  desselben  durcb  das  bewegliche  Kapital:  zwei 
Richtungen,  die  .  .  .  fi'ir  die  Veriindenmrr  der  im  Ganzen  noch  «resunden  Vertheilung 
des  ländlichen  Grundeigeutbums  in  der  Gegenwart  besonders  getahrlich  sind". 

2.  Gegenüber  der  Einwendung,  dass  ein  Sondererbrecht  in 
Landsrüter  erosren  den  (Tiuiidsatz  der  Einheitlichkeit  des 
Höchts  YorstoHse  und  dass  kein  Grnind  vorliege,  die  für  das  be- 
weülicho  Kapital  iroltenden  Erbrechtsnormen  nicht  auch  auf  die 
Vererbung  des  Grund  und  Bodens  anzuwenden,  ist  auf  den  tief- 
greifenden bleibenden  Unterschied  zwischen  beiden  Arten  von 
Kapital  hinzuweisen,  vor  Allem  darin  zu  Tage  tretend,  dass  der 
Grund  und  Boden  unübertragbar,  unvermehrbar.  unvertretbar  ist 
und  bis  ZU  einem  gewissen  Grade  auch  der  beliebigen  Theilbarkeit 
Schranken  setzt,  während  die  meisten  Mobilien  in  allen  diesen 
Dingen  sich  gerade  umgekehrt  verhalten^).  Schon  allein  die  nur 
beschränkte  Theilbarkeit  des  ersteren  sollte  genügen,  einem  Sonder- 
erbrecht für  landwirthschaftlich  (imd  forstwirthschaftlich)  ])onutzte 
Grundstöcke  neben  dem  allgemeinen  Erbrecht  die  Existenzberech- 
tigung zuzugestehen;  ein  Grundstack  ist  eben  keine  Waare,  die 
man  beliebig  in  Einzelbestandtheile  zerlegen  kann,  ohne  dass 
sie  an  innerem  Werth  einbftsst;  und  ein  landyrirtfaschaftliches  An- 
wesen, „welches  fOr  den  jeweilig  passenden  Intensitätsgrad  eben 
gerade  gross  genug  ist,  wtirde  durch  Zerstftcklung  ebenso  gewiss 
Yom  Gesammtwerth  der  Stücke  verlieren,  wie  Edelsteine,  Schiffe, 
Gemälde,  Pferde  etc.,  die  man  zerhackt'*  (Boscher).  Eine  Erb- 
rechtsordnung, die,  ohne  im  Uebrigen  den  wirthschafUichen  Er- 
wägungen der  Besitzer  Zwang  anzuthun,  mittelbar  einer  unver- 
ständigen Theilung  der  Grundbesitzungen  durch  ein  Sondererbrecht 
entgegenzuwirken  sieh  zum  Ziele  setzt,  ist  daher  mindestens 
ebenso  ein  berechtigtes  Glied  der  Rechtsordnung,  wie  jene  Special- 
gesetzgebung, welche,  wie  das  Handelsrecht,  für  den  Verkehr  der 
liaudeltreibendeu  unter  einander  von  den  gemeinrechtlichen  Vor- 
schriften abweichende  und  den  besonderen,  in  jenem  Verkehr  herr- 
schendea  liruuchen  Keclmuug  tragende  Normen  aufstellt.  Auch 
würde  es  ein  unbilliges  Verlangen  des  Staats  sein,  die  Gruud- 


^)  Vgl.  hiezu  auch  v.  Miaskowski,  a.  a.  0.,  Bd.  II,  S.  2^  ff. 
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besitzer  auf  die  Möglichkeit  zu  yerweisen,  einem  ihren  Zwecken 
und  Absichten  nicht  entsprechenden  Intestaterbrecht  durch  Testament 
oder  Vertrag  sich  zu  entziehen;  und  zwar  schon  desshalb,  weil 
doch  die  FftUe  nicht  selten  sein  werden,  dass  ein  Erblasser,  vom 
Tod  übereilt,  die  seinem  und  der  Familien  Willen  oder  die  der 
heiTschenden  Sitte  entsprechende  Erbfolge  gar  nicht  herbeizuführen 
vermochte. 


§  82.  Fortsetzung;  TJnthunlichkeit  der  Verall- 
gemeinerung des  Anerbenrechts;  dessen  nur  bedingte 

Berechtigung. 

1.  Der  neuerdings  häufig  erhobenen  Forderung  einer  princi- 
palen  Gestaltung  des  Erbrechts  in  landwirthschafUiche  Anwesen 
auf  der  Grundlage  des  Anerbenrechts  (eines  kraft  Gesetzes 
wirksamen  Intestatanerbenreehts)  mit  der  Maassgabe  also, 
dass  den  gemeinrechtlichen  Bestimmungen  über  Erbrecht  nur  mehr 
die  Bolle  eines  subsidiären  Rechts  eingeräumt  sein  würde,  ist  ent- 
gegenzuhalten, dass  alsdann  die  unter  §81  Zifl.  '2  erwähnte  Unbillig- 
keit den  Bewohnern  der  Gebiete  des  Systems  der  Freitheilbarki  it 
gegenüber  Platz  griffe,  hier  aber  noch  viel  lästiger  empfunden  werden 
müssto.  weil  in  diesen  Gebieten  der  kleine  Besitz  überwiegt  und  für 
die  iiihaher  solcher  Landstellen  die  Abfassung  von  letztwilligen  Ver- 
fügungen, mittelst  deren  sie  ihr  Anwesen  der  Yererlnuio  nach  An- 
erbenrecht entziehen  niüsst<Mi,  eine  ganz  ungewohnte  und  nach  dem 
Bildungszustand  dieser  Leute  sclnverlich  an^ewöhnbare  Ohlicgeuhcit 
bedeuten  würde.  Wenn  solche  Forderung  einer  prineipalen  Urdiuing 
des  Erbrechts  auf  der  Grundlaue  des  Intestat4iner])enrechts  l>euTündet 
sein  soll,  müsste  doch  auch  der  Beweis  in  zwiiiLieiulstt  r  Form  er- 
bracht sein,  dass  die  Zulassung  der  Freitheill)arkeit  im  Erbgang 
überall  überwiegende  Xachtheile  im  Gefolge  hat,  ein  Beweis,  der 
indess  bis  jetzt  als  gelungen  niclit  zu  erachten  ist  (§  73  und  75). 
Man  muss  vielmehr  mit  der  Thatsache  rechnen,  dass  das  System 
der  Freitheilbarkeit  mit  dem  Fortschrelten  der  Kunst  des  Ackerbaus 
eher  weiter  als  engere  Kreise  ziehen  wird,  weil  in  dem  Maasse, 
als  dies  der  Fall  ist,  die  Grösseneinheiten  der  Betriebe  sehr  wohl 
ohne  Schaden  für  die  Wirfche  sieh  verkleinern  können^). 

Für  ein  ^esotzliches  Intestatauerheiimht  mit  grenerellor  Wirkung:  für 
das  ganze  Staatsgebiet  in  Verbindung  mit  Tcstirtreüieit  und  Aulhebimg  aller  Pflicht- 
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2.  Die  Fordeümig  emerYerallgem  einer  ung  des  Anerbenrecbto 
Uber  die  GeMete  ungünstiger  oder  minder  günstiger  Bewiithschaf- 
tungsmöglichkeiten  hinaus  in  jene  höchste  Bodencultor  rechnet 
aher  auch  nicht  hinreichend  mit  der  mit  dem  Anerbenrecht  unlösbar 
Terknüpften  folgenschweren  Abfindungspflicht,  welche  dem 
Anerben  gegenüber  den  miterbberechtigten  Geschwistern  obliegt 
In  reichen,  mit  sonstigem  Eapitalbesitz  ausgestatteten  Familien 
mag  diese  Frage  eine  nennenswerthe  Bolle  nicht  spielen;  auch  da 
nicht,  wo,  wie  in  den  hOchstgesteUten  Klassen  des  Grundbesitzes, 
ein  starkes  Familiengefühl  die  egoistischen  Forderungen  der  nicht 
zur  Gutsnachfolgo  gelangenden  Geschwister  auf  volle  Abfindung 
zmücktiütun  lässt;  eine  sehr  erhebliche  Kolle  aber  gerade  inner- 
halb der  bäuerlichen  Bovölkemng ,  wo  im  grossen  Durchschnitt 
weder  jene,  noch  diese  Voraussetzung  zutrifft  und  wo  desshalb  die 
Pflicht  der  Abliudung  eine  unter  Umständen  schwer  lastende  Bürde 
für  den  Anerben  wird^).  Erfordert  mehr  und  mehr  ein  auf  Erfolg 
rechnender  landwirthschaftlicher  Betrieb  ein  ausreichendes  Betriebs- 
kapital, so  ist  eine  nicht  seltene  Erscheinung  in  den  Gebieten  des 
Anerbenrechts,  dass  die  ihm  unterstehenden  Anwesen  vielfach  sehr 
ungenügend  mit  solchem  ausgestattet  sind  und  eben  desslialb  nicht 


theilsberechügtuigtiu  oder  doch  so,  dass  die  Fflichttheiisberechtiigaugen  stehen  bleiben, 
«ber  der  Theol  d«r  Hinterlassenschaft,  nW  welchen  der  ErMaaser  nm  yerfBii^n  kann, 

ab  iut*' State  an  den  Ouiscrhi'u  kommen  soll  ist  srlinn  Helft' rieh  1854  fa.  ». 
0.,  S.  153  ff.)  eingetreten.  „Es  z>vingt  den  Vater,  nicht  weichlich  und  schlaff  die 
Dinge  gehen  zu  lassen,  sondern  macht  ihn  Terantwortlich  ftr  die  Zuknnfl;  seiner 
Familie,  steigert  das  Gefühl  für  seine  Autorität  und  seine  Pflicht"  (a.  a.  O.,  S.  161). 
Man  kann  die  „wahrhaft  hcihiidc  Kraft"  dieser  Gesetzgebung  im  Grundsatz  ein- 
räumen, ohne  dessbaUj  sicli  zur  bc diugungslosen  Anerkeantniss  der  Nothwendig- 
keit  einer  s<d(luii  AneibciutH^htsordnung  unter  allen  Yerhältuissen  zu  verstehen. 
—  Heute  sind  Ansichten  dirser  Art  sehr  verriii/rlt  gr^^worden.  Srlhst  (lit  rke 
meint  (a.  a.  0.,  8.  415  ff.),  auch  „bei  dem  Vorbehalt  bcliubiger  testamentariseher 
oder  TertragsmSssifjier  Abänderung  wird  die  gesetzliche  Erbfolge  in  Landgüter  nicht 
in  ganz  Dent  srlil  an  d  im  Siinir  ciiu'r  di  utsch-rcclitHchen  Sondercrliful^re  <r«'regelt 
werden  dUrfen.  Denn  es  gicbt  Gegenden,  in  welchen  unt«r  dem  Eiudusü  von 
Stammesneagungen  einer*  nnd  anaserer  Verhftltnisseii  andererseits  die  ühterwerfting 
des  (Iriuidbcsif/t's  unter  das  gemeine  und  gleiche  Erbrecht  so  eingrt'b  ht  ist  und  bishfr 
SO  wenig  als  uaclitheilig  empfunden  wird,  dass  die  Einführung  eines  eutgegeuge- 
seteten  Sechtsprincips  eine  nnnöthige  Vergewaltigung  des  Rechtshewnsst» 
seins  wäre".  Dabei  tritt  allerdings  Giorke  mit  Entschiedenheit  dafür  ein,  dass 
das  Institut  des  Anerbenrechts  auch  reichsrechtlich  (nicht  hioss  ljuidesrechtlich> 
in  dem  neuen  bürgerlichen  Gesetzbuch  auzuerkenueu  seL 

')  Wenn     Stein  sagt  (Drd  Fragen  des  GmndbesitEes,  S.  168):  ,I>er  Besitxer 

einer  Familien  =:clni1(1  wird  solche  in  srineni  ganzen  Leben  regelmässig::  iiirlit  ab- 
zahb  11  kiiiiiu  11  und  ;£vvar  um  so  weniger,  je  strenger  die  Antheile  nach  dem  strengen 
EapitalspviiM  ip  ,,<remacht'^  sind  ...  die  Sebald  oder  doch  eSn  wesentlicher  Theil 
derselben  bleibt  daher  auf  der  Hufe  und  ^vrird  den  Hesitzer  überleben so  ist  zwar 
hier  die  Farbe  etwas  stark  aotgetragen,  aber  die  Gefahr  der  Funilienerbschnld  doch 
richtig  betont. 
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mit  dem  durcli  die  Yerhältiiisse  bedingten  Intensitätsgrade  um- 
getrieben werden ;  und  dass  die  kärglu  ho  Etmte,  welche  ein  in  unzu- 
reichender Weisf  initTieh,  Maschinen,  Werkzeugen  etc.  ausgerüsteter 
Betrieb  liefert,  die  tLbemommene  Abfindungsschuld  mi  recht  zu 
einer  bedrohliehen  gestaltet  Wird  nnn  der  Mangel  an  Betriebs- 
kapital und  die  Fesselung  der  Betriebsenergie  durch  eine  erheb- 
liche Schuldenlast  da  weniger  fühlbar,  wo  die  natfirlichen  Ver- 
hältnisse zu  einer  mehr  extensiven  Wirthschaftsweise  nOthigen,  und 
Versetzt  anderseits  jener  Mangel  in  Gegenden  mit  intensiver  Boden- 
cultur  den  Wirthschafter  leicht  in  eine  unhaltbare  Lage,  so  führt 
eben  auch  diese  Betrachtung  wieder  zu  dem  Ergebniss,  dass  ein 
Anerbenrecht  eine  um  so  gefahrvollere  Bechtsinstitution  wird,  je 
vorgeschrittener  die  Bodentechnik  ist,  je  höher  desshalb  die  Er- 
trägnisse, aber  auch  die  Bodenpreise  sind,  eine  je  betrSchtlichere 
Hohe  desshalb  die  zu  zahlenden  Abfindungssummen  erreichen  und 
je  weniger  daher  ein  von  vorneherein  mit  Schulden  belasteter 
Wirth  den  uothwendigeu  IntoiisitatM^rad  der  Wirthschaft  eiiizulialtru 
und  die  übernommenen  Schuldvurpllichtuugoii  in  absehbarer  Zeit 
zu  tilgen  im  Stande  ist.  Aehnlicho  Erwägimgen,  welche  im  ge- 
gebenen Fall  die  Pachtung  eines  Guts  relativ  vortheilhafti^r  als 
den  Kauf  erscheinen  lastien  (S.  164),  künnen  und  werden  häuüg  tiir 
die  Auftheilung  eines  Guts  unter  mehrere  Erben  statt  für  dessen 
Erhaltuno  in  eine  Haud  >]  i  <  eben.  Unter  allen  Umständen  heischt 
das  Anerl)enrecht  von  den  Klttuii  ein  hohes  Maass  von  Ptlicht- 
Licluhl  \uul  Selbstvcrleui2:nung,  vermöge  dessen  sie  gewillt  sind, 
einen  i  heil  der  Jahreseinnahmen  als  lUicklage  für  eine  deieinstiL^e 
Abfindung  der  Geschwister  des  Anerben  —  etwa  in  Torrn  der 
Lebens-  oder  Ausstattungs Versicherung,  vgl.  Kap.  Vil  — 
einzusparen;  aber  selbst  die  Möglichkeit  dieser  jährlichen  Ein- 
sparung setzt  jedenfalls  auch  eine  gewisse  Gleichmässigkeit  und 
Stetigkeit  der  allgemeinen  Wirthschaftslage  voraus  (Wichtigkeit 
einer  maassvollen  Zollpolitik  für  die  Gebiete  des  Anerben- 
rechts), und  der  Erfolg  der  Einsparung  hängt  desshalb,  theilweise 
wenigstens,  von  Eactoren  ab,  die  ausserhalb  der  Machtsphäre  des 
Einzelnen  Hegen.  Aber  auch  wenn  die  allgemeinen  Voraussetzungen 
fOr  die  Möglichkeit  solcher  Einsparung  günstig  liegen,  bleibt  immer 
noch  die  Thatsache  bestehen,  dass  der  Zug  der  Zeit^  das  wachsende 
Oeftthl  der  Gleichberechtigung  Aller  vor  dem  Gesetz  die  Aus- 
einandersetzung des  Anerben  mit  seinen  Gl^schwistem  immer 
schwieriger  zu  gestalten  droht.    Und  wenn  nun  allerdingB  die 
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i>-enüi;'endo  Notlnvondiirkeit  eines  besonderen  Aucrbonrochts  c^enide 
dessbalb  auzuerkennen  ist,  weil  es  die  M5p:lichkeit  bietet,  hin- 
sichtlich der  Erbesauseinandersetzung  an  Stelle  der  Willkühr  feste, 
der  Billigkeit  entsprechende  Normen  zu  setzen,  die  den  Anerben 
gegen  die  egoistischen  Anwandlungen  der  Miterbberechtigten 
einigermaassen  schützen  sollen,  so  folgt  darauB  doch  noch  nicht 
auch  die  Nothwendigkeit  einer  Verallgemeinerung  des  Instituts; 
ist  insbesondere  nicht  zuzugeben,  dass  die  Abstossung  von  Guts- 
werthen  an  die  Geschwister  (in  der  Form  der  Geldabfiudung) 
durchweg  eine  bessere  Einrichtung  sein  sollte,  als  die  Abstossung 
TOn  naturalen  Gutsbestandtheilen;  oder  dass  eine  Erbrecht,  welches 
die  Anwesen  zwar  verUeinertf  aber  auch  die  Theilanwesen  nicht 
mit  Erbschaftsschulden  belastet,  unter  allen  Umst&nden  eine 
80  Tiel  nachtheiUgere  Einrichtung  sein  sollte,  als  ein  solches, 
welches  die  Flficheneinheit  nur  rein  SusserHch  unangetastet  lässt, 
in  T^klichkeit  aber  die  Wertheinheit  des  Guts  für  den  über- 
nehmenden Erben  um  ebensonel  gemindert  hat  Keine  auch  die 
schar&innigste  Gestaltung  der  Abfindungsnonnen  im  Gebiet  des 
Anerbenrechts  vermag  die  in  der  Natur  des  Bechtsinstituts  be- 
grflndete  folge  zu  beseitigen,  dass  die  ungetheilte  Erhaltung  eines 
Bauernguts  entweder  mit  HintansetKung  wohlberechtigter  Interessen 
der  Geschwister  oder  mit  mehr  oder  minder  schwerer  Gefährdung 
der  Interessen  des  GutsÜbemehmers  erkauft  werden  muss.  Und 
wenn  man  aus  dem  Hinweis  auf  den  lansren  Bestand  des  Anerben- 
rechts  in  älterer  Zeit  die  Möglichkeit  der  Wiederbeleb umj:  des 
Instituts  auch  in  der  Gegenwart  als  Regel  ableitet,  so  wird  doch 
wolil  nicht  genügend  mit  der  Tliatsache  gereclmei  dass  wir  lieut- 
zutage  nicht  mehr  jene  patriarchalischen  Verhältnisse  haben,  init»T 
denen  die  Geschwister  des  Anerben  sich  damit  zufrieden  gaben, 
in  der  bescheidenen  St^llunp:  von  Knechten  und  Müp-d^n  auf  deren 
Familiengnt  thatig  zu  sein  und  ein  AVeiteren  nicht  beaiis]»rnoht*Mi*); 
dass  heutzutüop  1s(m"iio  OoHetzgebunir  es  wii"d  unternehmen  wollen, 
im  Interesse  des  Auerhen  die  Erbantheile  der  Geschmster  auf  ein 
ganz  kümmerliches  Maass  herabzudnicken :  und  dass  wir  endlich 
jenem  Zustand  dor  Naturalwirthschalt  längst  entrückt  sind,  der 
nahezu  alle  Bedürlhisse  des  Wirths  aus  der  Gutswirthschaft  zu 


'  i  Wie  abor  st  lhst  in  früherer  Zeit  dir- flrsch^^ister  dorh  nimh  genit' ausserhalb 
des  üots  sich  verdingteu  und  dessbalb  die  Laudesgesetzgcbuug  deu  Wegzug  („die 
Answaademng*)  von  der  Zustimmimg  der  Behörde  abbäiigi;  mmchte,  siehe  Oothein, 
inrUiscIiAftflgescIdehte  des  Schwuswalde«,  1892,  Bd.  I,  S.  902. 
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decken  gestattete,  die  mässigsten  Ansprüche  an  die  Steuerkraft 
der  Grundbesitzer  gegenüber  Staat  und  Gemeinde  im  Vergleich 
zur  Gegenwart  stellte  und  oln  CreditbedfiifnisB,  mindestena  zu  Be- 
triebszwecken, nicht  oder  doch  nur  ausnahmsweise  hervortreten 
liess.  — 

Aus  den  vorstehenden  Sätzen  im  Zusammonli  ilt  mit  den  früher 
entwickelten  allgem6inenBetrachtungen(S.4^  ff.)  ist  daher  zu  folgern, 
dass  ein  Bedürfniss,  das  bäuerliche  Erbrecht  auf  der  principalen 
Ordnung  des  Anerbenrechts  aufzubauen,  nicht  anerkannt  werden 
kann,  ja  dass  schwerwiegende  privat volkswirthschaftliche  und 
socialpolitische  Momente  gegen  eine  solche  Ordnung  sprechen; 
dass  eine  Anerbenrechtsordnung  vielmehr  neben  dem  gemeinen 
Erbrecht  einhergehen,  beide  Bechtsordnungen  also  in  ihrem  Gel- 
tungsgebiet auf  bestimmte,  für  das  betreffende  Erbrecht  besonders 
sich  eignende  Gegenden  eingeschränkt  bleiben  sollen;  m.  a.  W. 
dass  der  oft  betonte  Grundsatz  der  Individualisirung  der  Gesetz- 
gebung auch  hier  zu  beachten,  und  jede  Schematisirung  im  Hinblick 
auf  die  unendliche  Mannichfaltip:keit  der  Daseinsbedingungen  der 
Bodenhewirthschaftuiig  zu  vermeiden  ist,  wenn  anders  die  Gesotz- 
gebung  vor  der  Gefahr  behütet  werden  soll,  ein  todter  liuchstabe 
zu  bleiben  oder  aber  in  unlösbare  "VViderspniche  mit  den  thatsäch- 
lichen  Verhältninsen  7.11  pferathen.    Auch  in  dieser  Beschränkung 
bleibt  das  natürliche  Aiiwt'ii(lunirstrel)i(>t  des  AncrVx'iirochts  (und  zwar 
am  besten  in  der  Form  des  uesetzlicheu  liitestatanerbenrechts,  nicht 
iu  derjonijion  des  Systems  der  HöferoUo  —  siehe  <lie  ff,  §§)  nocii  ein 
weit  ausi^edehntes.    Ihm  fallen  vor  Allem  die  Wald-  und  Gebirgs- 
gegenden 7.U  (auch  im  siidlielien  Europa),  in  denen  nicht  etwa 
gesetzliche  Untheilbarkeit  mit  Zwangsanerbeurecht  bereits  Rech- 
tens ist  oder  eingefülui  werden  sollte;  nicht  minder  die  Gegenden 
mit  ausgesprochener  Feldgras-  sowie  diejenigen  mit  ausgespro- 
chener EOmerwirthschaft,  in  denen  die  Wirthschaftsfläche  „schon 
einen  nennenswerthen  Umfang  haben  muss,  wenn  sie  den  Wirth 
soll  ernShren  und  beschäftigen  können";  wohin  also  neben  den 
Küstendistricten  ein  i^rosser  Theil  des  mittleren  und  nördlichen 
Deutschland,  der  skandinavischen  Länder,  des  nördlichen  imd  nord- 
westlichen Frankreich,  grosse  Theile  Oesterreichs  und  ein  gar  nicht 
kleines  Gebiet  selbst  von  Sftddeutschland  zählt,  soweit  nämlich 
daselbst  nicht  die  hochwerthigen  Culturen  (Handelsgewächse,  Wein, 
Obst  etc.)  überwiegen  bezw.  nach  Boden  und  Klima  daselbst  ihren 
natOrlichen  Standort  haben  (§  73  Ziff.  4,  §  75  Ziff.  2).  Wo  letztere 
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Voraussetzunof  /\itrift"t  oder  auch  da,  wo  eine  blülieiido  Indastrie  sich 
angesiedelt  hat  und  reichliche  Gelegenheit  zu  Verdienst  auch  kleinen 
Wirthen  und  deren  Angehörigen  zu  verschaffen  vermag  (wie  in  einem 
grossen  Theil  der  Kheinebene  und  der  einmündenden  Seitenthälcr, 
in  dem  mittleren  und  südlichen  Frankreich,  in  den  fruclitbciitii 
Gegenden  von  Spanion,  Italien  etc.)  kaini  dagegen  die  Freitheil- 
barkeit in  der  Folge  unbedenklich  beibehalten  werden  und  es 
erscheint  lediglich  Anstiuss  doetrinärer  Gleichheitsmacherei,  auch 
diesen  Ländergebieten  ein  Erbrocht  wieder  aufdrangen  zu  wollen, 
dessen  sie  sich  bereits  seit  Jahrhunderten  entschlageu  liabeu^). 

§  83.  Die  rechtliche  Gestaltung  des  neuzeitlichen 

Anerbeurechts. 

Im  Bahmen  der  dieser  Darstellung  gestellten  Aufgabe  kann 
es  sich  nur  darum  handeln,  einzelne  für  die  Ausgestaltung  des 

neuzeitlichen  Anerbenrechts  besonders  wichtige  Punkte  herauszu- 
heben und  kritisch  zu  beleuchten.  In  dieser  Beziehung  ist  zu 
bemerken : 

1.  Das  Anerbenrecht  kann  entweder  so  gestaltet  sein,  dass  es 
kraft  Gesetzes  überall  da  in  Kraft  tritt,  wo  der  Erblasser  unter 
Lebenden  oder  auf  den  Todesfall  nichts  Anderes  bestiramt  hat 
(directes  I  n testatanerbe nre c ht")  oder  dass  dessen  Auwen- 
dung von  einem  ausdrücklichen  Wiiiensact  des  Besitzers  abhänafis: 
bleibt  (indirectes  oder  facultatives  Anerbenrecht);  das 
letztere  System  (auch  System  der  Höferolle  genannt)  ist  in 
Prenssen,  das  erstere  iji  Braunschweig,  Schaumburg -Lippe  sowie 
in  Oesteneich  zur  Anwendung  gekommen.  Das  facultative  Auerben- 
recht vermeidet  jeden  Zwang  und  enthebt  desshalb  der  Nothwendig- 
keit,  die  dem  Anerbenrecht  za  unterwerfenden  Gegenden  und  die 

')  Uebereiiibtiuiiuend  damit  meint  auch  v.  Miaskowski  ^a.  a,  ü.,  ^.  SCÖ», 
dass  wo  in  dem  Kechtsbewusstseiii  der  Bevölkerung  di  r  Individualismus  und  da» 
Gleichheitsprincip  einmal  eine  bedeutende  Rolle  spielt,  die  Einführung  do<  An  rlif  n 
reclitä  als  Intestaterbrecht  weder  müglick  noch  auch  wüuscltenswerih  istj  nicht 
möglich,  weil  eine  soldie  Aenderung  nicht  den  Intentionen  der  Br1>lauer  entspi«' 
eben  würde;  ivicht  wiinsohonswertli,  weil,  wn  eine  weitgehende  .  .  .  Zerstiiekelun^ 
des  Besitzes  um  sich  gegriffen  hat,  ein  Anerbenrecht  kein  Mittel  der  Abhili'e  bietet, 
da  es  eine  krankhafte  Besiteyertheiliuig  nicht  su  oonseiriren,  sondern  abKOindem 
gilt.  V.  Miaskowski  will  dunaeh  nur  im  Norden  und  Ost  ii  \on  Pentstliland  das 
Auerbeurecbt  zur  gesetzlichen  Kegel  der  Intestaterbfolge  iiix  den  laud-  und  forst- 
ivirthsehaillichen  Gnmdbesits  gemacht  wissen,  für  den  übrigen  Theil  Ton  Dentscb* 
laiid  aber  (Süden,  Südwesten,  Theile  des  mittleren  Deutschlands)  den  Grundbesitzern 
nur  die  Freiheit  gewahrt  wissen,  ihren  Gnindbesitz  durch  einen  persönlichen  Act 
(Eintrag  in  die  Hüferolle)  dem  Anerbenrecht  zu  unterstellen.  (Ebenda 
S.  906  ff.)  —  Siehe  auch  die  dtirte  Aenasenrng  voa  6i«rke  anf  8.  449. 
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den  Gegenstand  desselben  bildenden  Güter  näher  zu  bozcic  hnen  und 
mag  da  empfehlensworth  sein,  wo  stark  untermischt  die  beiden 
Systeme  der  ladividualsuccession  und  der  Preitheilbarkeit  neben- 
einander vorkommen,  eine  räumliche  Abgrenzung  des  Geltungsgebiet» 
der  beiderseitigen  Arten  der  Intestaterbfolge  also  schwierifr  wSre; 
man  durf  aber  weil  seine  Anwendung  der  wirthschaftüchen  Einsieht 
der  Betheiligten  ausscUiesslieh  überlassen  ist,  und  weil  der  Eintrag 
in  die  Höferolle  nicht  bloss  nur  aus  Lässigkeit  oder  Einsichte- 
losigkeit  der  Besitzer  unterbleibt,  sondern  such  desshalb,  weil 
dieser  nicht  selten  mit  dem  Widerstand  der  nächsten  Angehörigen 
zu  kämpfen  hat  und  Unftieden  in  der  Familie  femgehalten  zu  sehen 
wünscht^  wohl  einige  Zweifel  hegen,  ob  die  Wahl  des  Systems  des 
facultativen  Anerbenrechts  eine  ganz  glückliche  war  und  ob  die 
auf  diese  Gesetzgebung  gesetzten  Erwartungen  auch  wirklich  in 
Erfüllung  gehen  werden.  Ber  Einführung  dieser  abgeschwächtesten 
Art  Ton  Anerbenrecht  in  den  Ländern  der  Freitheilbarkeit  sind 
zwar  grundsätzliche  Bedenken  nicht  entgegenzustellen,  man  wird 
sich  aber  kaum  verhehlen  dürfen,  dass  dieselbe  im  Wesentlichen 
„ein  Schlag  ins  Wasser"  würe,  und  es  ist  doch  mindestens  aus 
den  oft  angetulirtcu  (iründpii  zweifelhaft,  ob  es  Aufuabe  der  Staats- 
regierung sein  kann  und  darf,  lediglich  eines  schönen  rdncips  halber 
die  Gesetzgebungsmaschine  in  Thätigkeit  zu  setzen.  Eiaehtet 
man  die  uiiLrotheilte  Erhaltung  der  BaueriiLcüter  jils  ein  wirk- 
liches BedtUfniss,  so  sollte  man  sich  auch  nicht  scheuen,  das 
richtige  Mittel  zur  Erreichung  des  Ziels  zu  wählen,  d.  h.  die  In- 
testatanerbenfolge  als  von  Kechtswegen  wirksam,  sei  es  für  ein 
grösseres  oder  ein  kleineres  abgegrenztes  (leidet  vorzuschreiben. 
Wo  eine  solche  Äburenzung  besonders  schwierig  ist,  könnte  viel- 
leicht der  auch  auf  anderen  Gebieten  der  Landesculturgesetzgebimg 
gebräuchliche  Weg  eingeschlagen  werden,  die  Einfühnuif^'  des  In- 
testatanerbenrechts  von  einem  der  Genehmigung  der  Staatsbehörde 
unterliegenden  Mehrheitsbeschluss  der  Grundbesitzer  abhängig  zu 
machen,  wobei  aber  die  Aufhebung  eines  solchen  Beschlusses  an  be- 
sonders erschwerende  Bedingungen  zu  knüpfen  wäre ;  oder  aber  es 
könnte  neben  dem  System  des  auf  Güter  bestimmter  Grösse  be- 
schränkten directen  Intestatanerbenrechts  zugleich  das  System  der 
HöferoUe  für  die  anderen  landwirthschaftUchen  Anwesen  zur  Ein- 
führung gelangen^). 

^)  Für  gleichzeitige   Zulastiung  beider  Arten  des  Anerbeurechts  —  des 
SyBtOBiB  des  cUreotem  Litastatenerbenrechts  nnd  der  HdferOUe  —  dnd  t.  UlMkowiki 
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2.  0  b  j  0  c  t  e  d  e  s  A  n  e  r  b  e  n  r  e  c  h  t  s.  Im  System  der  Höferolle 
bedarl  es,  wie  erwähnt,  einer  näheren  frosetzlichen  Bestiiiimuni;  der 
dem  Aner])enrecht  unterworfenen  Anwesen  an  sich  nicht,  obwohl  uiaii 
vereinzelt  nach  uuteji  eine  (Frenze  2:ezogen,  also  äie^  Idpinsten  Güter 
ausg-eschloss^en  hat  (so  in  Westphaleu,  Brandenburg,  Schlesien.  Bre- 
men), andererseits  auch  die  gi'össten  Güter  (Kittergüter)  für  einti*a- 
gnngsfähig  erivlärt  hat.  im  System  des  directen  Intestatanerbenrechts 
ist  dagegen  eine  genaue  Bezeichnung  derjenigen  Güter,  auf  die  es 
Anwendung  finden  soll,  nicht  zu  umgehen,  da  doch  nur  der  Zu- 
sammenhalt der  selbstständigen  landwuihschaftlichen  Anwesen  ver- 
ständigerweise erzwungen  werden  kann,  nicht  auch  der  sonstigen, 
kleinen,  unselbstständigen  Grundstellen  (Tagelöhner-  und  Gewerbe- 
güter). Dem  Gesetzgeber  wird  damit  freilich  eine  besondere 
schwierige  Aufgabe  gestellt  und  es  wird  wegen  der  Verschieden- 
heit der  Boden-  und  KUmaverhältnisse,  die  die  GrOssenTerh&lt- 
nisse  der  Q^üter  beeinflussen,  dieser  Funkt  wiederum  nicht  einheit- 
lich, schematisch  fdr  ein  grosseres  Gebiet,  sondern  nur  proYinzieU 
oder  für  noch  kleinere  Gebietstheile  wirklich  zweckmässig  ge- 
ordnet werden  kOnnen  (in  Oesterreich  ist  diese  Kormirung  den 
einzelnen  Eronländem  überlassen). 

3.  Die  Erbfolgeordnung  ist  in  den  neueren  Anerbenrechts- 
gesetzen meist  so  gestaltet,  dass  der  Besitzer  in  der  AVahl  des 
Anerben  unter  den  zur  Gutsnachfolge  überhaupt  Berufenen  freie 
Wahl  hat  und  nur  für  den  Fall,  dass  eine  Bestimmung  des  Guts- 


(a.  a.  0.,  S.  471);  Gierke  in  Schmoller'a  Jahrb.,  Bd.  XH,  S.  416,  und  Marc  he« 
ebendA,  Bd.  XIII,  S.  1319.  Letzterer  dürfte  die  Vorzüge  der  „gewillkürten  Erb- 
folge"  vor  dem  Intestatauerbenrecht  doch  etwas  stark  überschätzen  wnd  zu  wenig 
mit  der  Schwerfälligkeit  des  Bauernstandes  neuen  Kechtsinstitutionen  gegenüber 
rechnt  11.  Gegen  das  System  der  HöferoUe  Miquel  mü'  der  YeTSammlung  d.  V.  f.  8., 
1882,  der  übrigens,  wie  hier  angeführt  sein  mag,  ein  Anerbenrecht  „das  Fundament 
aller  Maassuahmen  zur  Erhaltung  des  Mittelbesitses*^  nannte.  Bürsteabiuder  — 
Brannsehweig  —  im  dentscben  LandwlrkhMMbiraäi  1886  (AreltiT  8. 129)  hob  heiror, 
dass,  wenn  aneh  der  Vater  \iplleicht  den  Wur)S<h  liabe,  den  Hof  in  djp  IT>»f,'rf>lle 
eiutr^ran  zu  lassen,  die  Mutter  sehr  häufig  Widerstand  leisten  werde,  weil  dieM 
kdn  und  in  Irgend  einer  Welse  bevonsngt  seben  frill  nnd  dass  demhftlb  das  in 
Brannsehweig  adoptirte  System  des  gr.sotzlic  hon  Iiitcstataiierboarechtt  den 
Vorzug  vordiene.  —  Wwm  in  Hannover  alsbald  nach  Erlassung  des  Höferecht>  nh^r 
8ü"/o  aller  Güter  eingetragen  worden  sind,  so  mag  diee  wohl  darauf  zurückzutühr^n 
sein,  dass  bis  vor  Kun^  dort  noch  die  strenge  Geschlossenheit  der  älteren  Zeit 
)>"«t;iiif!  flio  Bevölkerung  sich  also  einpm  fremdartigen  Kecht  keineswegs  gegen- 
uuer  iuiaiid.  Dagegen  ist  selbst  in  Westp  lialen  nur  ein  sehr  massiger  Gebrauch 
▼on  dem  Eintragsrecht  gemacht  worden:  bis  1886  nur  700  Eintragungen,  und  «d«i 
muss  ein  Fiasko  des  Gesetzes  genannt  werden"  (Freih.  v.  Hövel  ebenda,  S.  1411. 
Bis  zum  Schluss  des  Jahres  1891  sind  in  ganz  Freussen  68 158  Landgüter  sor 
Hftferolle  eingetragen  wordni,  darunter  aUein  in  Hannover  65673;  die  Anweadmf 
.des  Geseties  in  d^  anderen  Frovinsen  ist  also  bis  jetit  eine  vendtwindende. 
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nachfolgers  nidit  orfolgt  ist,  die  im  Gesetz  fesl^gestellte  Successions- 
ordnung  Platz  greift;  wobei  diese  entweder  nur  auf  die  Desceii- 
denten  odor.  wohl  zweckmässiger,  weil  den  Erfolg  des  Gesetzes 
in  höherem  Maasse  sicher  stellend,  auch  auf  die  Ascendenten  und 
Geschwister  bezw.  deren  Nachkommen  ausgedehnt  sein  kann  imd 
vielfach  auch  dem  flberlebenden  Ehegatten  ein  Successionsrecht 
oder  doch  eine  Sitzgerechtigkeit  (Baden)  eingeräumt  ist  und  im 
Uebrigen  die  Erbberechtigten  weiblichen  Geschlechts  zwar  nicht 
gänzlich  ausgeschlossen  werden,  aber  doch  in  der  Bogel  den  in 
gleichem  Grade  yerwandten  Erben  männlichen  Geschlechts  nach- 
stehen; uneheliche  Kinder  aber  entweder  Oberhaupt  nicht  successions- 
berechtigt  sind  oder  doch  erst  nach  den  ehelichen  zur  Erbfolge 
berufen  sind.  Die  Frage,  ob  innerhalb  der  männlichen  bezw.  weih* 
liehen  Descendenten  des  gleichen  Grades  das  Majorat  oder  das 
Minorat  den  Vorzug  verdiene,  ist  immer  noch  sehr  bestritten  und  es 
weist  in  dieser  Hinsicht  das  geltende  Hecht  wenig  TJebereinstimmung 
auf.  Den  ältesten  Sohn  zum  Gutserhen  zu  bestimmen,  ist  an  sich 
wohl  das  Natürlicher«'  uml  der  Stelluii-,  lio  dieser  in  der  Familie 
einniiiiiiit.  »Mitsprechend,  es  führt  aber  das  Majorat  leicht  zu  vor- 
zeitigen Giitäübergabcii  mit  allen  den  die  Gutsübergabe  vortrüge 
begleitenden  Uebelständen  (liolic  und  langewährende  Leibgedings- 
lasten,  wachsende  Entfremdung  /wischen  Eltern  und  Kind  etc.). 
Bei  dein  Minorat  wird  dieses  vermieden  und  auch  die  Abfindung 
der  Gesclnvister  ordnet  sich  meist  einfacher  und  glatter,  ^^eil  hier 
die  Eltern  für  die  Ausbildung  und  Ver.sorguug  der  älteren  Ge- 
schwister zu  sorgen  besonderen  Anlass  haben  und  daher  diese 
gewülmlicli  in  mehr  oder  minder  gesicherten  Leltensstellungeii  zur 
Zeit  des  Gutsantritts  durch  den  Anerben  sich  schon  befinden ') ; 
als  ein  Nachtheil  des  Minorats  ist  es  aber  zu  erachten,  dass  über 
die  Person  des  Anerben  Ungewissheit  herrscht,  mit  der  Geburt 
eines  neuen  Sohnes  lei*  ht  Hoffnungen  und  Erv^artungen  der  voran- 
gehenden Kinder  zerstört  werden,  was  für  den  Familienfrieden 
misslich  ist  und  dass  nicht  selten  längere  Zeit  vormundschaftliche 
Verwaltung  des  Guts  n6thig  Wlt  (Interim swirthschaft),  in  allen 
jenen  Fällen  nämlich,  wo  der  Altersunterschied  zwischen  Eltern 
und  dem  jüngsten  Sohne  ein  sehr  grosser  ist,  was  nicht  immer 
zum  Yortheil  des  Gutes  ausschlagen  wird.  Im  Allgemeinen  ist  zu 
beachten,  dass  die  Bevölkerung,  wo  das  Minorat  eingebürgert  ist, 

^)  „Das  jimgste  Kind  erbt,  damit  die  älteren  aus  dem  Neste  sind,  wenn  der 
firbe  «iedeir  brtLten  will'*  (J.  Moser). 
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sehr  zähe  au  dieser  ßechtseiiirichtung  fest  hält,  und  die  Gesetz- 
gebung wird  daher,  da  keinem  der  beiderseitigen  Systeme  ent- 
schiedene Vorzüge  anliaften,  wohl  daran  thiin,  der  herrschendfii 
Sitte  Kechnung  zu  tragen  (in  Oldenburg  und  Westphalea  ist  nel)oii 
dem  Majorat  auch  das  Minorat  zugelassen,  in  den  anderen  Aner)>en- 
rechtsgejjotzen  gilt  das  Majorat;  in  Bayern  nach  dem  Edict  von  1808 
das  Minorat  hinsichtlich  der  Söhne,  das  Majorat  hinsichtlich  der 
Töchter  Rechtens) 

4.  Der  wichtigste,  aber  auch  schwierigste  Grund  in  der  Ge- 
staltung des  Anerbenrechts  bleibt  die  Festsetzung  desUeber- 
n  ah  ms  Werths  (der  Gutstaxe),  zu  dem  der  Anerbe  behuÜB 
der  Auseinandersetzung  mit  den  Miterben  die  Gutsnachfolge  anzu- 
treten hat,  weil  eben  Mer  die  zwei  sich  widerstreitenden  Interessen: 
einmal  des  Anerben  an  einer  massigen  Taxe,  lun  im  Besitz  des  Guts 
sich  behaupten  zu  können;  und  sodann  das  Interesse  der  Geschwister 
an  einer  möglichst  gerechten  Abfindung  hezw.  Femhaltung  unbilliger 
Verktoungen  schroff  sich  gegenttherstehen.  Je  mehr  das  Gleich- 
heitsgeföhl  erstarkt  und  die  egoistischen  Begungen  innerhalb  der 
häuerlichen  Kreise  gegenflber  dem  gemeinsamen  Familieninteresse 
die  Oberhand  gewinnen,  je  mehr  femer  das  Familienoberhaupt  schon 
durch  die  gemeinrechtlichen  Erbtheilungsvorschriften  Aber  den 
Pflichttheil  an  einer  BcTorzugung  das  Anerben  gehindert  ist«  um  so 
weniger  kann  im  System  der  freiwillig  geübten  Gutsttbertragungen 
von  einem  angemessenen  Ausgleich  zwischen  obigen  Intereasen  die 
Bede  sein,  um  so  nöthiger  erweist  sich  die  Begehmg  dieser  vermö- 
gensrechtliehen  Beziehungen  des  Anerben  zu  den  Geschwistern  durch 
eine  besondere  Gesetzgebmig,  d.  h.  durch  ein  Anerbenrecht,  wenn 
überhaupt  der  Vortheil  der  Individualsuccession  niclit  in  das  gerade 
Gegentheil  umschlagen  soll.  Mehr  als  auf  anderen  Gebit»teu  haben 
die  Rechtsgrundsätze  dos  gemeinen  (römischen)  Rechts  in  Bezug  auf 
die  Vererbung  der  Bauerngüter  nachtheilig  gewirkt,  nicht  bloss,  weil 
sie  ohne  Rücksicht  auf  die  Natur  des  land-  und  frostwirthschaftlieh 
benutzten  Grund  und  Bodens  und  seine  Belastungsfähi^keit  mit 

^)  An  der  Entstehimg  der  uralten  Sitte  des  Minorat»  bei  Yererbungr  vo« 

Bauenigrütern  mag  (vergl.  Mayor  in  den  Bad.  Blättern  für  Justiz  und  Venvahunf, 
1842,  II.  Bd.,  S.  571  fF.)  ausser  der  Absiebt,  nicbt  zti  allzTi  vorzciHfr^'n  (;uf>.i;h»>r- 
gaben  gedrängt  zu  werden,  auch  der  "Wunsch  grossen  Authtil  gtlmlit  haben,  nutt^r 
der  Herrschaft  der  gutsbäuerlichen  VerhSltoiise  die  £iitrichtun<:  di  r  bei  jeder  Banti' 
Veränderung  entfanf-ndt  n  Guts  abgaben  so  lange  als  möglich  hiiiau>izTT5rhic*  rn 
und  der  weitere:  dem  überlebenden  Ehegatten  Gelegenheit  zu  verschaflen,  sich  zum 
zweiten  Male  zu  verehelichen  nnd  noch  ger«vme  &it  mit  einem  swciten  Bbegnücs 
auf  dem  Gate  forthansen  zxl  kdunen. 
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Erbschulden  (Gleiehstellungsgeldem)  das  gleiche  Maass  der  Erb- 
ansprflehe  für  alle  dem  ErblaBser  gleich  nahe  stehenden  Erben  in 
strengster  Weise  zum  Ausdruck  brachten  (insbesondere  auch  durch 
weitgehende  Beschränkung  der  Testirfireiheit  durch  das  Fflicht- 
theilsrecht),  sondern  und  yor  Allem  auch  desshalb,  weil  nach  diesen 
Grundsätzen  der  Inunobiliamachlass,  wie  die  fahrende  Habe  auch, 
lediglich  nach  seinem  augenblicklichen  Yerkehrswerth  in  An^ 
rechnung  zu  bringen  ist,  also,  ohne  Bücksicht  auf  den  durch  die 
Art  der  üblichen  Bewlrtfaschafkung  sich  ergebenden  mittleren  Werth 
( Ertrags  Werth),  und  daher  die  zufälligen,  den  Werth  beein- 
flussenden Conjuncturen  des  Tags  für  die  Abschätzung  des 
Guts  zum  maassgebcndeii  Factor  erhoben  werden.  Weil  nun  in  dem 
Maasse,  als  die  Bevölkeruni:  wächst,  auch  der  VerkehLswerth  (Tausch- 
werth) des  Gruiid  und  lioilcns  ebenfalls  zu  steigen  pflegt,  selbst 
wenn  sein  innerer,  durch  die  Krträgni::be,  ilie  ihm  abgewonnen  werden 
können,  sich  bestimmender  Werth  ( Ertrags werth)  eine  Aenderung 
nicht  erleidet,  so  könnte  die  stricto  Anwendung  der  *jemeinrechtlichen 
Grundsätze  im  Laufe  der  Zeit  zu  immer  höherer  Belastung  des 
Anerben  führen  und  dessen  Lai^t»  mit  jedem  Erbgang  zu  einer 
zunehmend  imgünstigeren  gestalten;  wachsende  Verst  huldung  der 
nach  der  Individualsnceessinn  vererTienden  landwirthsrlmftlielien 
Anwesen  und  häutige  Zusammenbrüche  ihrer  Besitzer  »Mler  a1)er 
Verzicht  des  Anerben  auf  den  Antritt  des  Uuts  und  U ebergang 
des  letzteren  in  dritte  Hände  wären  die  unausbleiblichen  Folgen^). 

5.  Wie  daher  das  Fideicommissrecht  die  Erbansprüche  der  Ge- 
schwister des  Fideicommissnaclifolgers  auf  massige  Abfindungen 
(Apanagen)  einschränkt,  so  hat  auch  das  ältere  bäuerliche  Anerben- 
recht dem  Anerben  sehr  weitgebende  Vergünstigungen  gegen- 
über den  Geschwistern  eingeräumt  und  durchgehends  die  Gutsüber- 
nahme  zu  einer  ermässigten  Taxe  (kindlicher  Anschlag, 
V orth eil sr echt)  vorgesehen  oder  den  Geschwistern  überhaupt 
nur  Alimentations-  und  Ausstattungsansprüche  eingeräumt,  damit, 
wie  ältere  Oesterr.  Gesetze  sagen,  der  Uebemehmer  auf  dem  Gut 
„wohl  hausen  kdnne'S  Das  neuzeitliche  Anerbenrecht,  welches  mit 
dem  „Geist  der  Zeit"  rechnen  muss,  um  nicht  statt  eines  zu- 
friedenen Anerben  zahlreiche  missvergnügte  Elemente  zu  schaffen, 
wird  jene  dem  älteren  Recht  eigenthümliche  weiigehende  Bevor- 
zugung des  Anerben  fallen  zu  lassen  und  sich  darauf  zu  beschränken 
haben,  durch  maassvoUe  Erweiterung  der  Testirfreiheit  bezw.  maass- 

Vgl.  hiezu  die  gruudsätzlicheu  Auüt'üliruugcu  iu  §  Ö4. 
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volle  Ausgestaltung  (nicht  völlige  Aufhebung)  des  Fflichttheilsrechts 
(siehe  §  86  Ziff.  1),  sowie  durch  sorgf&ltig  erwogene  Yorschriften  Uber 
die  Abschätzung  des  Guts:  sei  es  nach  den  ad  hoc  ennittelten 
mittleren  Erträgnissen,  sei  es  nach  den  für  die  Zwecke  der  Steuererhe- 
bung festgestellten  Anschlägen,  mit  oder  ohne  die  Einräumung  eines 
besonderen  dem  Anerben  verbleibenden  „Voraus*^  (Fräcipuums) 
die  Lage  des  Anerben  zu  einer  erträglichen  zu  gestalten;  auch 
sollten  demselben  billige  AbzahluugsMsten  gewährt  oder  bestimmt 
werden,  dass  die  eingetragenen  Schuldanüieile  während  der  Minder- 
jährigkeit der  Geschwister  nicht  gekündigt  werden  dürfen  und 
solange  diese  Abfindungen  auf  dem  Gut  lasten,  auch  nicht  verzinst 
zu  werden  brauchen.  Eine  Abfindung  ausschliesslich  in  Beuten 
(Tilgungsrenten),  wie  sie  vereinzelt  befürwortet  worden  ist würde 
zwar  für  den  Anerben  die  günstigste  Lösung  sein,  ist  aber  bisher 
nirgends  adoptirt  worden  und  wolil  mit  Kocht,  da  den  Geschwistern 
mit  der  ReiitonabfiiidLUig  sehr  häutig  nicht  gedient  sein  wird  (wenn 
es  sich  um  die  Selbstständigmachung  in  irgend  einer  enverbenden 
Thätigkeit  bandelt)  und  da  der  dieser  Art  der  Abfindung  zu  Grunde 
liegende  Gedanke  ebenso  gut  dmrli  den  Anerben  selber  mittelst 
Aufnahme  eines  Anmntätendarleihens  oder  Abschluss  eiiies  Lt^Vtoü^- 
versicherungsveitrags,  um  daraus  die  Erbportionen  zu  bestreiten,  er- 
reicht werden  kann.  Tritt  mit  der  Erlassung  eines  Anerbeurecht? 
in  der  Ordnung  des  Ptiichtstheilsrechts  eine  gnindsützliche  Aeiidorunu: 
niclit  ein,  so  muss,  damit  eine  Vergünstigung  des  Anerben  in 
der  vorbezeielineten  Weise  Platz  greifen  kann,  bestinunt  werden, 
dass  die  Ptlichttheilsberechnung  für  die  miterbenden  Geschwister 
auf  Grundlage  der  nach  den  besonderen  Normea  der  Anerbenrechts- 
gesetzgebung zu  ermittelnden  Wertheinschätzung  des  Guts  und 
wo  ein  Fräcipuum  dem  Anerben  gewährt  ist,  nach  Abzug  des- 
selben, zu  erfolgen  habe ;  und  dass  wegen  Verletzung  des  Pflichts- 
theils  solche  Verfügungen  des  Erblassers  nicht  angefochten  werden 
dürfen,  durch  welche  die  Fälligkeit  der  Erbantheile  der  Miterben 
bis  zu  deren  Grossjährigkeit,  bei  bestehender  Alimentationspflicht 
des  Anerben  ihnen  gegenüber  während  dieser  Zeit,  hinausgescho- 
ben wird.' 

')  Wenn  Schuhmacher-Zarchlin  (Gninderbrecht  im  Licht  des  Renten« 
principe,  1871)  meint,  dass  sobald  das  Kapitalisationsprincip  der  Yerschuldung  att 

(lUusteu  dt?s  K e  u t  e  u priudps  aufjregt'ben  worde,  es  einfr  Bojriinstipiimr  des  AiierWn 
niclit  mehr  bedürfe,  so  sind  doch  wohl  einige  Fragc/iichen  j^estattrt  (v«rl.  aui-h 
V.  iiiiiskow  ski,  II,  S.  22G  fF.).  Für  Abfindung  in  Kapital  oder  lü  iite  uacll 
freier  Wahl  dos  Anerben  ist  Gierke,  a.  a.  O.,  8.  4i2o  ff.«  für  unbedingte  Abfin- 
dung iu  Keutc  Jägur,  a.  a.  0.,  2i>.  25b. 
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6.  Eine  gewisse  mftssige  Bevorzugung  des  Anerben,  selbst  wenn 
sie  dem  modernen  Oleichbeitsgefflhl  an  sich  nicht  gemäss  wäre, 
braucht  übrigens,  wie  t.  Kiaskowski  mit  Becht  betont,  nicht 
einmal  mit  den  wahren  Interessen  der  miterbberechtigten  Ge- 
schwister im  Widerspruch  zu  stehen;  denn  auch  die  letzteren 
müssen  es  als  einen  Vortheil  ansehen,  wenn  verhütet  wird,  dass  in 
Folge  zu  hoher  Einschfttzung  tmd  einer  dadurch  herbeigefahrten 
Nothlage  des  Anerben  das  Pamiliengut  nicht  behauptet  werden 
kann,  wobei  im  Fall  einer  Subhastation  des  Guts  ihre  Erbportionen 
möglicherweise  zum  Theil  verloren  gehen;  wie  denn  die  Mit- 
erben nur  bei  daiiorndt'r  Kiiialtujig  des  Familienbesitzes  in  Zeiten 
der  Noth  auf  dem  väterlichen  Gut  *  iik'  Zufluchtsstätte  finden 
können.  ,,Ks  erscheint  mithin  die  lievorzugung  des  Anerben  .... 
als  ein  Aecjuivalent  für  die  Pflichten,  die  mit  der  Uehernahme  eines 
Faniilienguts  verbunden  sind.  Pflichten,  dio  namentlich  den  noch 
nicht,  sowie  den  nicht  mehr  erwerbsfähigen  Geschwistern  gegen- 
über zu  Tage  treten''^). 

^)  V.  Miaskowski,  a.  a.  U.,  6.  2^i.  So  steht  auch  öthoii  üu  List  eine 
gesetzlich  zu  statuireiide  Jievorzuguiifj  dt's  Anerbeo  als  nöthig;e  Folgreruiiff  aus  der 
An*>rl)enrechts-CT<^st'tz;_'-t']iiing  fest,  der  liit-rzn  ia.  a.  ü.,  S.  74)  bemerkt,  nicht  jeder 
kuuue  Schiffükapitäu  sein,  man  müsse  auch  Matrosen  und  ^»chil'fsjuugeu 
haben.  —  Tjsrl.  auch  Schneider-Falber,  Anerbenrecht  und  Lebensvereichemng, 
„Xiclifs  ist  ;]roreclitt'r  als  frcradp  das  „.Vnruns"".  I>ip  Kiforer  gegen  dasselbe, 
meistens  „„städtische  Politiker gehen  eben  von  ihren  städtischen  Anschauungen 
ans.  In  der  Stadt  arbeiten  aber  in  der  That  die  Gnindsttldce  sozusagen  fiir  sich 
selbst;  der  Kigeuthümer  hat,  abgesehen  von  der  Mühe  der  Instandhaltung,  nur  den 
Miethgewinn  einzustreichen.  Anders  beim  Landbesitz:  erst  der  volle  Einsatz  der 
Kraft  und  Arbeit  des  Auerben  bringt  ihn  selbst  xum  Genüsse  seiues  Erbtheils; 
und  eben  dieses,  die  Arbeit  und  die  Fülle  öffentlicher  Pflichten,  die  der  Gutsüber^ 
nehmer  leisten  hat,  rechtfertigen  das  „„Voraus''",  w«i  seinen  Miterben  miter  allen 
Umständen  „_<'in  arbeitsloses  Einkommen  zutliesst  und  ihnen  ihre  ganxe  Arbeitskraft 
freibleibt .In,  selbst  dieses  mnss  ja  erst  aus  dem  (iute  durch  die  Arbeitskraft 
des  Uebernehmers  lieransjre/.ogen  werden.  FrtMlicli  tritVt  dies  nur  da  zu.  wti  der 
Anerbe  selber  wirthachaftet,  seinen  Grund  und  üoden  „„mit  dem  Kücken  besitzt" 
Aber  das  ist  glficklicherwdse  in  Deutschland  noch  yorwiegend  der  FaU.*^  —  Und 
M  ii  rc  h  e  (  in  Sdnnnller's  .TahrV»..  Bd.  XIH.  S.  ff.)  erblickt  wenigstens  in  (Jeirenden, 
in  denen  der  Uof  auch  als  „im  Hintergrund  stehende  ZnUncbtüstätte"  betrachtet  wird» 
in  dem  Toraus  des  Anertoi  „keine  Schwächung,  sondern  eine  Kräftigung  des  für 
den  Staat  hochwichtigen  Familiensinns". 

„Nur  dann**,  sagt  (iierke  (a.  a.  ()..  S.  411  ff.\  ..wenn  über  den  Kreis  der  ehe- 
lichen und  hjinsli(!hen  Gemeinschaft  hinaus  Jede  uigauische  Einheit  der  Familie  und 
jeder  liegriif  des  Familieuguts  aufgelöst,  das  Eigeuthum  aus  jedem  Zttsanunt  nliang 
von  Pflichten  und  Leistungen  für  ein  (ian/es  herausgerissen  .  .  .  ist,  wird  das 
gleiche  Erbrecht  von  Brüdern  und  Schwestern  als  ein  Gebot  der  Hechtsidee  er- 
scheinen. Denn  als  Individuen  sind  sie  durchaus  gleichwerthige  Mitbewerber  um 
das  zerfallende  Hansvemingen  .  .  .  Wo  aber  der  Gedankt  des  Familienguts  noch 
lebendig  ist,  der  Besitz  zugleich  als  ein  mit  der  Stellung  an  der  iSpitze  der  Familie 
verbundener  socialer  Beruf  erscheint  und  der  Einzelne  nur  als  Glied  einer  bleiben* 
den  Faniiliencinln-it  da  wird  nidit  das  L-'leiche.  sondern  das  ungleiche  Erb- 
recht von  der  Kcchtsidee  postulirt  werden.   Ueuu  hier  handelt  es  sich  nicht  um 
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7.  Jede  Yergflnstigung  des  Anerben,  welche  das 
Gesetz  einräumt,  kann  freiUch  dazu  missbraucht  werden,  das  um 
mässigen  Anschlag  erworbene  Anwesen  an  Dritte  mit  Yortheil  zu 
veräussem,  in  welchem  Fall  die  Geschwister  mit  Becht  sich  be- 
klagen mtlssten,  dass  ihnen  ganz  nutzlos  ein  Opfer  im  angeblichen 
Familieninteresse  angesonnen  worden  sei.  Man  könnte  dieser  Folge 
durch  eine  Bestimmung  vorbeugen,  inhaltlich  deren  der  UebererlOs 
aus  einem  innerhalb  bestimmter  Zeit  nach  der  Gutsflbernahme  er* 
folgten  Verkauf  nachtr&glich  in  die  Erbschaffesmasse  einzuschiessen 
ist;  es  ist  aber  nicht  zu  verkennen,  dass  der  Anerbe  durch  simu- 
lirte  Verträge  Ersatzansprüchen  erfolgreich  begegnen  und  dass  eine 
solche  Ordnung  überhaupt  die  Quelle  widerwärtiger  Bechtsstreite 
werden  kann.  Eher  durchführbar  und  erfolgversprechend  würde 
die  Vor:^clirilt  sein,  welche  den  ^fiterben  des  Outsiiachfolgers  für 
-<len  Fall  de?»  Verkaufs  dos  (liits  ein  Y  ork  a  u  r  u  c  ht  einräuiuL, 
wie  dies  in  Mecklenburg -Schwerin  durch  die  Verordnuner  vom 
24.  Juni  186Ü  betreffs  der  Bauergüter  des  Domaniums  bestininit  ist. 
Im  Allgemeinen  aber  ist  zu  sagen,  dass  da,  wo  tiberhauitt  ein 
Anerbenrecht  in  dem  lieAviisstsein  der  ländlieben  lievölkerun^■  noch 
feste  Wurzeln  hat  ujid  die  Angeliöriuen  derselben  nicht  zu  (lüter- 
öpoeulanteji  herabgesunken  sind,  Fiilb^  d(M-  vorbezeichnet^'u  Art 
docli  äusserst  selten  werden.  Jedenfalls  aber  können  aus  dem 
möglichen  Missbrauch,  der  an  die  «zedaehto  <:)*'sptzliche  Kegelung 
wie  an  jede  menschliche  ii^inrichtung  sich  knüpil,  grundsätzliche 


die  Concurrenz  ^1eicliwortln''r<'i"  TiKlix-idurn,  snudern  um  ditt  Ordnung  eines  aus  un- 
gleichartigen heätaudtlieilen  zusanunengetügteu  Ganzen  .  •  .  .  Auch  da,  wu  dm 
Bechtobewusstsein  der  Laodbeyölkenin^  in  diesem  Pnnkte  ins  Schwanken  g«ratiieB 

ist.  dürfto  der  hftitijxc  f Jcsotz'jrcbor  clii-r  vonuilasst  stiii,  auf  die  '^^'ii'dcrbefestigung 
des  Gedankens  der  Jb'amilieneiulieit  hun&uvvirken,  ü1&  dem  ulinehin  mächtig  vurdiingeii* 
den  Strom  individualistischer  Anschanttn^^weise  auch  hier  alle  Schiensen  zu  öffnen.' 
(Vgl.  auch  dessen  AustÜhrungen  S.  424  ff.  ebeudii.)  —  Anderer  Ansicht  dagcjrfii 
V,  luuma-äterucgg,  der  meint,  dass  „zu  einem  gemeiureclitlicheu  Grundsatz  sirh 
die  differente  Beliandluug  der  Erben  in  Bezxig  auf  den  Vermögens  w  e  rth  der 
»bsrliatt  in  uM>(  i<  r  Zeit  nicht  mehr  eignet.  Gerade  darin  unterscheidet  sich  Aa^ 
sociale  l'rincip  der  modernen  Ancrbenfolge  v<m  den  nnsocialen  der  früheren  Kpochf" 
(a.  a.  ().,  S.  398);  wobei  er  aber  docli  die  iu  ikr  vollen  Abiiudungsplücht  liegende 
Gefahr  für  den  Anerben  nnterschStastf  da  diese  (xefahr  durch  die  Ton  ihm  befärwortcte 
AbfindniiiT  mittelst  lienton  statt  in  Kai)ital  ktiiu'<?weg8  in  allen  Fällen 
(mau  denke  au  eine  grossere  Anzahl  Miterben)  beschworen  werden  könnte.  -—  S^hr 
-ahertriebene  Forderungen  dagegen  an  ünnsten  des  Anerben  unter  Preisgnbe  der 
c^fschwivti  iliclii'ii  Interessen  bei  Fresor.  l>ie  Krhalfuii^r  dts  T^autTiisland«-^  nuA  div 
Grundcigenthumsfratife,  I8ö4,  eine  Schrift,  die  auch,  was  das  Kapitel  des  Credit» 
anlangt,  in  denselben  Maasslosigkeiten  sich  ergeht,  die  fiberhanpt  anf  diesem  (vebieie 
einen  Tlieil  der  agrari)olitischen  Literatur  Oesterreichs  (vgl.  z.  B.  die  Schriften  und  Anl- 
sätsse  des  Kreihemi  v.  Vogel  sang)  saszeichnet  und  tou  denen  selbst  L.  v.  Öteia 
nicht  ganz  freizusprechen  ist. 
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Einwendungen  gegen  entere  nicht  abgeleitet  werden,  zumal  diese 
Missbräuche  im  System  des  freiwillig  geflbten  Gutsflbertraguiigs- 
vertrag3  ebenso  vorkommen  können  und  thatsächlich  vorgekom- 
men sind. 

Anm.  1.  Darauf,  dagg  j«de  weitg^ehende  BegfinstJ^n^  dei  Anerben  zum  Vor- 

kaufsrfrlit  der  Mitorben  Innlcitrt .  dii  srs  ab^r  mancherlei  ander«  l'ebelstände 
züitigt,  hat  auch  Paasche  (iu  Cuurad  s  Jalub.,  N.  F.,  Bd.  XIV,  S.  252  ff.)  betont. 

T.  Inama  Sternefri^  (a.  a.  0.)  tritt  fttr  tSn  Vorkaufsrecht  der  Mit- 
eilxn  sowie  (Irifiii-  (in,  (l;i>s  falls  nach  seinem  Vorschlag  die  Miterben  in  Renten 
Ofiljfuugsreuteuj  abgefunden  werden,  beim  Uebergaug  des  Guts  an  Dritte  der  Ver- 
kau&erlös  in  erster  Beilie  zur  kapitalistisclien  Abfindung  der  Rentenberechtigten  zu 
verwenden  ist.  Anderseits  befürwortet  dieser  Schriftsteller,  dass  die  Keutenansprüche 
der  Miterben  nur  an  Miterben  und  rtcn  n  Descende  nten  ver.iusscrt  oder  sonst 
übertragen  werden  dürfen,  wcjbei  dem  Aucibcn  zum  Zweck  der  C ouaolidirung  wieder 
ein  Vorkaufsrecht  einzuräumen  wäre  und  er  betrachtet  es  als  einen  besonderen 
Vorzug  difsps  Vitrsrlilapi,  dass  „bei  einer  solrhen  fainiliiiiliaffcn  (lestaltung  des 
aus  dem  Kamilienbande  entsprungenen  SchuldverhäUnisses  Forderung  und  Leiätuug 
im  Ganzen  viel  weniger  auf  die  strengen  Zwangsmittel  des  formalen  Rechts  gestellt 
sein  werden"  (a.  n.  (>.,  S.  405 1.  Bei  einer  Kapitalabfindung  der  Miterbeu  geht 
aber  letzterer  Yortheil  keiuetiwegs  verloren  und  das  Kecbtsverbältniss  xwisdieu 
Anerbe  nnd  Miterben  bleibt  ein  wesentlich  einfiieheres  und  durchsichtigeres,  und 
i  >  wird  auch  für  den  Atu  rl»  ii  kt  iii  di  ili  ki  iides,  sofern  er  sich  nur,  was  jederzeit 
möglich,  der  Kapitalabfiuduug  dm'ch  Aufnahme  eines  Annnitätendarlebens  oder 
Abschlnss  eines  Lebensrerslcherungsvertrags  entledigt. 

2.  Wenn  zur  Illustnruug  der  Willkührlicbkeit,  mit  der  bei  Abschätzungen 
im  Gebiet  des  Anerbenrechts  verfahren  wird,  Srhnpp,  Das  Hofgitterwesen  im  Amts- 
bezirk Wolfach  (Baden).  1870.  den  Kall  erwähnt,  dass  ein  in  den  3Uer  Jabrea  uui 
80000  rt.  übergebeuer  Ilni  ^piitn  um  60000  fl.  verkauft  worden  ist;  ein  anderer 
Hof  (Seebenhof  in  Gemarkung  Kippoldsau)  im  Jahre  18H0  um  30000  fl.  ange- 
schlagen und  4  Jahre  später  von  einer  Jlolzhändlergesellschaft  um  160000  fl,  er- 
worben worden  ist.  welche,  nachdem  sie  für  100000  fl.  Holz  herausgezogen  hatte, 
ihn  um  LtOCXK)  fl.  an  die  Standesheri'>ir!i;itt  Fürstenbcr;jf  xxicdcr  veräusserte 
(S.  46;  und  übnlichc  Fälle  auch  von  Majer,  „Ueber  die  Lutheilbarkeit  der  ge- 
schlossenen HofgUter**,  in  den  BiSttem  ffir  Justiz  und  Verwaltung  In  Baden,  1842, 
t  rwäliiit  wt  rdt  u:  ein  flnt  /ii  .')()(K)fl.  angeschlagen,  wurde  nachmals  zu  18Ö0(X)  fl.,  ein 
anderes  zu  4700  fl.  angeschlagen,  zu  2U  liib  fl.  verkauft,  so  beweisen  diese  Vorkumm- 
niwe  doch  nur,  wie  sorglos  in  früheren  Zeiten  die  Outsanschlige  aufg<>fitellt  wurden 
und  es  wird  der  Wiederholung  derartiger  Vorkommnisse  gerade  durch  eine,  die 
Abschätznngsgrundsätxe  festlegende  Gesetzgebung  wohl  am  wirksamsten  entgegen- 
geti*eten.  — 

3.  Die  rechtlichen  G  rundsitze  fiher  die  Ermittelung  der  Gutstaxe 

in  der  deutschen  Anerbenreciit.sjresetzprebung  weisen  eine  jrrnsHe  Mannirlifaltiirkeit 
auf:  in  Braun  schweig  und  Oldenburg  ist  die  .Vrt  der  Vornahme  der  Schätzuug 
den  aufisnstellenden  Taxatoren  (Schiedsminnem)  fiberiassen,  dagegen  in  draPreus- 
si  sehen  (Tcsetzen  das  Soliiitznnfrsverfnhrpn  im  (usptz  seihst  prrrctrolf.  Heispiols- 
weise  ist  für  Hannover  vorgeschrieben,  dass  der  Hof  nebst  Zubehör,  jedoch  aus- 
schliesslich des  Hofesinventars,  nach  dem  jtthrlichen  Beinertrag  abzuschfttzen  ist, 
den  er  durch  Bennt/.niii,'-  als  (Janzes  im  ir (  ;r  »•  n  u  ä  r tigen  Culturzustand  und  bei 
ordnungsmässiger  Bewirtluscbaftung  gewährt.  Die  vorhandenen  Gebäude  und 
Anlagen  ^d,  soweit  nur  Wohnung  und  Bewhrthschaflung  erforderlich,  nicht  be- 
sonders zu  schätzen.  Von  dem  ermittelten  jährlii  In  n  Ertrag  sind  alle  dauernd 
nnf  dem  Hof  nebst  Zubehör  ruhenden  Lasten  und  Abjraben  nach  ihrem  muthmass- 
licheu  jährlichen  Betrag  abzusetzen  und  der  so  ermittelte  Jahresertrag  mit  dem 
Zwanzigfacheu  zu  Kapital  zu  berechnen  und  lit/tereiu  der  nach  einem  durch* 
scbnittÜcheu  Verkaufswerth  zu  hererhneude  Worth  dfs  HolV.siuventnrs  hinzuzu- 
setzen. Von  dem  auf  diese  \Neise  ermittelten  Hofe.swenh  hat  der  Anerbe  nach 
Bnebenberger,  A.,  Agrarpolitik.  L  32 
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Abzug  eines  ihm  als  Voraus  verbleibenden  Drittels  zwei  Drittel  in  ditt 
Erbschaftsmasse  einzuschiesseii.  Schulden  sind  ziinüchst  auf  dag  sonst  vorhandene 
Yennögen  einzurechnen,  und  üDi'eru  ük  durch  letzteres  nicht  j^edeckt  wt-inU'u,  vuu  dem 
Anerben  sa  Qbernelimen  und  werden  in  diesem  Fall  bei  der  Krbtheihing  von  dem 
HdtV'j'.verth  abgesetzt.  Aehnlicho  Noniu'n  für  S  chl  e h  \v  i  -H oistein.  —  Einen 
anderen  Weg  hat  die  Preu&s.  Gesetzgebung  dagegen  in  Westphaleu  eingeschlagen, 
da  hier  an  Stelle  der  indiTiduellen  Werihsennittelung  die  Feststellung  der  Gntotaxe 
in  mehr  scheniatischrr  "Weise  crfoltrt,  indem  als  solche  der  zwaii  zigfache  Betrag 
des  beim  Gruudsteuercataster  angesetzten  Reinertrages  und  des  bei  Yeranlagung 
der  Oebindestener  eingeschätsten  Nntrangswertlies  m  gelten  hat  und  wobei  nur 
solche  Gebäude  zu  berücksichtigen  sind,  welclie  wtuhr  zur  ^Yohnung  des  Eigen- 
thümers.  seiner  Arbeiter  etc.  noch  zur  Bewirthschaftung  bestimmt  sind,  das  Guts- 
inveutarium  aber  bei  der  Schätzung  gänzlich  ausser  Betrach  t  bleibt. 
Ein  besonderes  Yoraus  ist  Angesichts  dieser  sehr  massigen  Taxe  selbstredend 
nicht  zugewiesen  (verhülltes  Voransl  Aelmlicli  in  der  Laiidtrüterordnun^r  für 
Brandenburg  ihier  iudeis  der  dreiissigtache  Jic trag  des  Gruudsteuerreinertrags 
maassgebend) ;  während  in  jener  für  Schlesien  auch  die  Gebäude  nicht  beeondeia 
veran.seWasrt  werden,  sondern  der  vierzi g fa ehe  Betrag  des  Grundsieuorreinertrags, 
in  Ermangelung  einer  auderweiteu  Yereinbarung,  den  Uebemahmepreis  bildet,  indess 
auf  Antrag  des  Anerben  oder  eines  Uiterben  der  Uebemahmepreis  durch  Ab- 
schätzung festzustellen  ist,  welrhe  naeh  den  jeweiligen  Absehätznirgsfrntndsätzen 
der  Schlesischen  Landschaft  durch  deren  Behörden  zu  erfolgen  hat.  —  In  der 
Laadgttterordnnng  fttr  den  Reg. «Bes.  Kassel  endlich  stellt  im  TTebernahmepreis, 
falls  eine  Yereinbarung  der  Betlu'ili{;''ten  nielit  erfolgt,  ein  Familii  arath  nach 
dem  Ertrags  Werth  dergestalt  fest,  ^dass  die  dauernde  Erhalttmg  des  Guts  den 
ansschlaggebenden  Gesichtspunkt  bildet  nnd  soweit  als  es  dies  Interesse  erfordert, 
der  Ontsübemehmer  vor  seinen  Miterbeu  i;  !)ev(irzugen  ist"  und  wobt-i  „das  Er- 
messen de<i  Familienraths  insoweit  beseliriinkt  ist,  als  der  Wertb  des  Lantigiits  nicht 
geringer  als  auf  das  Fiiutundzwauzigiache  uud  nicht  höher  als  da^i  Fünfund vierzig- 
fache  des  jährlichen  Grundsteuerreinertrags  bestimmt  werden  kann".  —  In  Olden- 
burg schwankt  das  Yoraus  in  den  einzelneu  Laudestheilen  zmschen  15  und  40  « 
des  vollen  schuldenfreien  Werths;  in  Baden  beträgt  es  nach  dem  Edict  vom 
23.  Ifttrz  1806  ein  Zehntel  des  Schätzungswerths  —  sog.  ^kindliche  Anschlag*, 
der  ab«  r  nach  dem  Landrecht  durch  Verordnuntr  der  Fitem  bis  auf  ein  Yiertel  unter 
dem  Verkaufswerth  bleiben  darf.  In  Schaumburg-Lippe  endlich  haben  die 
Geschwister  überhaupt  kein  Erbrecht)  sondern  nur  Ansprach  auf  Abfindung,  und  dieser 
sihwankt  je  nach  der  Zahl  der  vorbandenen  Einder  swischen  90  und  40  */»  yom. 
Hofeswerth.  — 

In  Oesterreich  (Gesetz  vom  1.  Apiil  1889)  ist  der  Werth  des  Holes  nach 
„billigem  Ermessen,  dass  der  Ueberuehmer  wohl  bestehen  kann'*,  au  bestimniett; 
erfolgt  die  Taxation  durch  das  Gericht,  sn  kann  dem  Anerben  ein  „Yoraus"  im 
iiöchstbetrag  von  einem  Drittel  des  gerichtlich  ermittelten  kostenfireien  Werth«» 
zugesprochen  werden,  f&t  die  Abföhmng  der  AbfindnngsbetrBge  an  dia-  Miterfaea 
ist  den  Anerben  eine  Frist  von  3  Jahren  einrreräumf.  Diese  aeeumulative 
Häufung  der  Begünstigung  des  Anerben  wird  mehrfach  als  zu  weitgehend  er- 
achtet. (Zuckerkandl,  a.  a.  0.,  8,  428  ff.) 

4.  Eine  Begünstigung  kann  dem  .\nerben  auch  dadnrch  noch  zu  Theil  werden, 

dass  für  die  an  die  Geschwister  zu  zahlenden  Krbantlieile  bezw.  Ablinduii<rssunimen 
Fristen  gewährt  werden,  ».  B.  derart,  dass  diese  erst  tallig  werden,  wenn  di« 
Miterben  grossjährig  geworden  sind,  wogegen  dem  Anerben  dann  diesen  gegenSber 
bis  zu  dem  1)ezci('hiii  tcn  Zeitpunkt  bezw.  bis  zur  A  ns/ahliiii;:  der  Krbtheile  eine 
Alimcutatious-  uud  Erziehungspflicht  obliegt  CUanuover,  Hraudenbun:. 
SctilesAiHg'Holstein ,  Kassel,  Schaumburg* Lippe)  oder  dass  die  ZalilungspHicht  aui 
sobin,/)'.  als  die  Abfindlinge  auf  dem  Hofe  bleiben  und  daselbst  gegen  standesgemAsse 
Alitjubeit  standesgemässen  Unterhalt  haben,  ruht  (  Westphaleu  und  ähulit  h  in  Hraun- 
schweig);  auch  ist  eine  Vorschrift  billig,  welche  bestimmt,  dass  der  An>pruili  auf 
Abfindung  erlischt,  wenn  der  Abzufindende  bis  zu  seinem  Tod  lien  rnterhalt  auf 
dem  Gut  gehabt  hat  und  nahe  Erben  (Ehegatten  oder  Jünder)  nicht  liinterUu«! 
(Westphaleu,  Kassel). 
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§  84.  Yerkehrswerths-  und  Ertragswerthspriucip  im 

Anerbenrechi 

£iiio  grosse  und  nachhaltige  Bedeutung  dfiifen  auch  die  rein 
facultativ  gestalteten  Anerbenrechtsgesetze  der  neueren  Zeit,  wie 
bescheiden  vielleicht  auch  fOr  lange  hinaus  ihr  Anwendungsgebiet 
in  Wirklichkeit  bleiben  mag,  jedenfalls  desshalb  in  Anspruch  nehmen, 
weil,  wie  oben  schon  angedeutet  bei  ihrer  Codification  leLrclm aasig 
mit  dem  gemein -(rümirfch-) rechtlichen  V  erk  e  hrs  wert  h  j>i  incip 
gebrochen  und  an  dessen  Stelle  der  Grundsatz  der  Abschätzung 
nach  dem  Ertragswerth  getreten  ist.  Den  Verkehrswerth  zur 
Grundlage  der  Bewerthung  des  Nachlasses  zu  maclien.  ist  zwar 
an  sich  eine  logische  rolgerung  des  Rechts  jedes  Miter])on.  falls 
eine  anderweit'^  (Lnitliche)  Uebereinkimll  nicht  zu  erzielen  ist,  zu 
verlangen,  dass  der  Naclilass  der  öffentlichen  MeistLrehotstelhmg 
unterstellt  werde;  mit  Kecht  ist  aber  darauf  verwiesen  worden, 
das^  L'orade  im  Gebiet  des  AnerlxMireciits  eine  Schätzung,  welche 
von  dem  mr»giichen  Verlauf  einer  Versteigerung  des  Anwesens 
ausgeht ,  mit  den  Absichten  dieses  Erbrechts  in  unmittelbaren 
Widerspruch  tritt,  die  eben  nicht  auf  den  Verkauf,  sondern 
gerade  auf  die  Erhaltung  des  Guts  in  der  Familie  gerichtet  sind, 
und  dass,  wenn  das  geltende  Becht  „die  Abfindung  erzwingt  und 
bemisst  unter  der  Yoraussetzun'^  eines  gar  nicht  stattfindenden 
Verkaufs  gegen  Baargeld  an  einen  Dritten,  sie  einen  künstlichen 
Zwang  ausübt",  der  in  dem  Wesen  des  Anerbenrechts  nicht  be- 
gründet liegt 

^)  8o  Miquel  in  dcu  Verhandlungen  des  V«r.  f.  äucialpolitik  am  U.  Octubei- 
1882,  Stenograph.  6er.  S.  34.  —  Typisches  Beispiel  dafür,  woliin  die  •.'owissenbafte 
Beobachtung  der  geltenden  Keclitsfrrundsiitz«'  durch  die  ileaintuu};:  führen  kann,  ist 
von  Freiherru  v.  Hammer  st  eiu-Loxteu  im  Deutschen  l.andwirthsehattsrath  1884 
(S.  279)  au8  Hannover  miti^cilu'ilt  witrden:  Kin  seit  Hunderten  von  Jahren  vom  Vater 
auf  Sohn  vererbter  alter  Familienbesitz  war  durch  Testament  des  letzten  Besitzers  dem 
ältesteu  Sohn  Iiiiiti  rlasspn .  den  Kimlrni  ;ihrr,  unter  d«'nen  Minorenne  sirh  he- 
landeu,  der  l'fiichttheil  vermadii  worden,  der  nach  dem  Krtragswertli  ermittelt 
war.  Der  Vormund  hielt  es  indess  für  seine  Pflicht,  den  nach  Krtragswertli  er- 
mittelten l'fliclirflicil  anzufechten,  mifl  heanspnirhtp  flen^elhm  vom  K:iufwerthe 
des  (iuts.  Der  letztere  wurde  darauf  in  einer  widersinuigeu  Mühe  durch  Schätzer 
festgestellt,  der  Haupterbe  fibemahm  aber  schliesslich  doch  die  Abfindung  nach 
dieser  WertlHrtnittlun^r,  um  nur  das  Besitztluiiu  LTt-'mäss  der  iraditionollfii  l'ainilicu- 
anschauung  der  Fiunüie  zu  erhalten,  aber  uüt  einer  ttnverhältnisi>miU.sig  hohen  Be- 
lastung ,  die  bei  etner  Wiederholung  die  Erhaltung  in  der  Familie  unmöglich  machen 
viirde;  und  doch  waren  und  sind  alle  Familienmitglieder  des  liechtsbewusstseius, 
_(lass  die  Veräusserung  aus  d<  r  F.nuilie  weder  den  eigenen  noch  den  Ansichten  der 
früheren  Familienmitglieder  euis]>rechcn  würde*'.       Aehnlicli  in  der  Denkschrift; 
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Zu  ganz  widerspruchsvollen  Ergebnissen  aber  muss  das  Ver- 
kebrswerthpiincip  in  seiner  Anwendung  auf  Landgüter  dann  führen, 
wenn  es  an  Erfahrungen  darüber,  was  solche  im  Yerkaufsfall  gelten 
würden,  gebricht  und  wenn  in  Ermangelung  solcher  Anhaltspunkte 
die  bei  Farcellenkäufen  erzielten  Durchschnittspreise  der  Bewer- 
thung  ganzer  Anwesen  zu  Grunde  gelegt  werden.  Denn  da  Gnind- 
stücksparcellen  wegen  der  stets  herrschenden  grossen  Nachfrage 
nach  solchen  jederzeit  hoch  im  Preise  stehen  und  bei  ihrer  Preis- 
bewerthung  durch  die  kauflustigen  Liebhaber  meist  noch  andere 
Bficksichten  sich  geltend  machen,  als  die  auf  Erzielung  einer  Beute 
gerichteten^),  so  gelangt  man  bei  Benutzung  solcher  Parcellen- 
käufe  fdr  die  Zwecke  der  Abschätzung  von  ganzen  landwirth- 
schafQichen  Anwesen  zu  Zahlenergebnissen,  welche  den  wirklieben 
Werth  (den  Ertragswerth)  leicht  um  ein  Vielfaches  übersteigen 


„Die  Landwirthschalt  im  Hegieruugsbeüirk  Oberbayern",  1885,  wo  es  heisst,  d&ns 
die  dnrchgingige  TJeberschätznng  der  Gntswci-the  durch  die  Betheiligten  selber 

die  ..Frage  drr  T>bernaluns\veise  im  Laufe  der  Zrit  7.1t  rinrr  froradrzn  hrftineuden 
gemacht  hat"  und  darauf  verwiesen  Aviid,  „Axie  die  Bevölkerung  sich  selbst  täuschte, 
üidem  mim  die  WerthschätKitngett  (früherer  günstijsrerer  Brwerbsseiten)  unter  lan^t 
vt'räiuUrtir  Siiehla},''e  küustlich  festzuhalten  suchte";  aT»  r  auch  rlnrnnt'.  d;iss  „diese 
irrthümliche  Ueberschätzung  such  Sötens  der  öifentUcheu  Behörden  keinerlei  recht- 
zeitige Correctnr  erfahr  .  .  indem  die  TormnndschafishehOrden  .  .  anS  der 
Schatzuiiff  .  .  .  nach  dem  lanfendea  Verkehrswertho  bestanden"*.  —  Freiherr 
V.  rptto- Re  ichertshausen  macht  mit  Kecht  darauf  aufmerksam,  dass  eine  Praxi?, 
^dic  (l<  II  Haiit'i iihof  zwar  ungetheilt  übergebe,  jedoch  mit  Lasten  überhüult',  die 
ihn  stliliessli(  h  i^cw  altsam  sprengen",  an  das  Goethe'sclie  Wort:  „Vernunft  wird 
Unsinn,  Woliltliat  Flage"  erinnert.  ;T)(nitscher  Landwirthsrhaftsrath,  1886,  04.' 
Für  V.  Cctto  liegt  sogar  der  Schwer  paukt  der  ganzen  Keform  in  der  Adoptiruug 
des  Krtragswerthaprincips;  „das  Anerbenrecht  sehUesst  die  Grundsätse  der 
(;it'iclil)ii({liti)jrnn<r  sämmtliclier  Notherbcii  ktiiRswrj^  aus,  ja  (••;  bedingt  nicht 
einmal  nothwendigerweise  (!)  eine  lleduction  der  Krbpurtiouen  aul  den  Pflicht theil, 
es  bedingt  nur  zugleich  mit  dem  nngetheilten  üebergang  des  Guts  anf  einen  Erben 
eine  andere  Werthscliätzim^' al>  die  nach  Maasspnbo  drs  Vorkplirswcvths,  indi  in  es 
keine  V^eräusserung  des  Guts,  sondern  lediglich  eine  Aeuderuug  in 
der  Person  des  Wirthschafters  beim  Erbgang  snpponirt**  (ebenda 
S.  100);  wo  anders  verfahren  wird,  .koinmt  das  onerosf  (reschält  der  Gutsüber- 
gabe einer  Gütertheilung  im  schliesslichen  Elfect  gleich",  und  ein  freiwilliger  Ver- 
kauf behufs  Theihnig  des  durch  ihn  zu  bestimmendeu  Gutswerths  würde  besst  r 
sein,  als  „ein  auf  dit'  Folgen  einer  irrationellen  Xachlas-n'^^ulirung  zurückzutuh- 
rciuliT  Zwangsverkauf.  -  Arhnlicli  S  c  h  ni  o  1 1  c  r  in  Thifl^  1  nidwirth>(haftliehen 
Jalubiicht'in,  1882,  S.  622  tt'.;  rcrucr  ^Miqiu'l  und  Conrad  aiit  (iiT  Vcisuuinalung  des 
Vereins  für  Socialpolitik,  Herbst  1882,  wo  cr^terer  einen  obligatorischen  8ats 
im  Ci^^lrecht  verlangt,  .der  eine  völli;.'o  Hesriiivnnix  des  dem  l^anenTJtand 
schädlichen  römischen  und  französischen  Hechts  herbeifuhrt  in  i^ezug  aui  die 
Berechnunff  der  Quoten  denenigen  Erbberechtigten,  die  das  Gut  nicht  fibemehoien'. 

Tn  d('7i  ( !i  frcndcTi  di's  .stark  parrcllirten  Eigenthnms  wird  .,dit'  Grenze  drr 
iCaufpreise  nicht  durch  den  capitalisirten  lieiuertrag  des  Bodens,  sondern  durch 
den  Kapitalwerth  des  Rohertrag  nach  Abzog  der  Abgaben,  des  An^ands  ffir  die 
Saat  und  höchsfi  n-'  noch  des  Th<  ils  der  ncsttdlunirskostcn,  der  durch  das  (»espatm 
verursacht  wird,  aber  nicht  nach  Abxugder  Arbeitskosten  b<>stinual~. 
(Helferieh,  a.  a.  0.,  Jahrgang  1853,  S.  193.) 
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und  bei  einer  Versteigerung  des  Guts  in  ungetheiltem  Zustand 
niemals  eireicht  werden  könnten,  sondern  eben  nur  zutreffend  f&r 
den  Fall  einer  Parcellirung  wären,  die  aber  vielleicht  im  gegebenen 
Fall  praktisch  gar  nicht  durchführbar  wäre  und  die  herbeizuführen 
den  Absichten  des  Gesetzes  wie  denen  des  Erblassers  geradezu 
widersprechen  würde.  Es  wird  also  auf  einer  rein  fingirten  Grund- 
lage ein  Werth  künstlich  construirt^  bei  dem  die  Geschwister  des 
Anerben  um  ebensoTiel  ungerecht  begünstigt  werden,  als  ersterer 
sich  benachtheiligt  sieht,  und  es  kann  daher  eine  solche  Freisfest- 
setzung im  Vollzug  des  Anerbenrechts  nicht  anders  denn  zu  einer 
übermässigen  Verschuldimg  des  Anerben  führen,  dem  ideelle  Werths- 
theile  gutgeschrichen  werden,  die  er  ehcn  nur  im  Fall  der  Zer- 
schlagung des  Guts,  aher  niemals  im  A\'<'üt'  der  Bewirthschaftung 
realisiren  kann.  Die  Notlilage,  in  wilchtT  viele  Hofhesitzer  in 
den  Gebieten  des  Anerbenrechts  thatsächlich  seit  Jahrzehnten  sich 
bctiuden,  ist,  wie  die  landwirthschaftlichen  Krlu  bungen  der  soer 
Jahrp  ühor/<nim  11(1  dargethan  haben,  »lurch  diese  irratiouolle 
Handhabung  den  gclttMidcii  Ixt'chts  über  die  Schätzung  von  Liegen- 
schaften vielfach  iH'ilx  i'jt'tuhrt  \vt»rden  luid  man  darf  sich  nicht 
darüber  wiuidern,  wenn  du.'  bei  er  i  c  h tli  r Ii  c n  Krlx'sansoinander- 
setzungen  auf  solchen  Grundlagtui  ergehenden  Abschätzungen 
auch  auf  die  Feststellung  der  Outstaxen  bei  Gutsübergabs- 
V ertrügen  sich  Geltung  verschafften.  Man  muss  dabei  auch  mit 
der  Thatsache  rechnen,  dass  die  Betheiligten,  ungewohnt,  kauf- 
männisch zu  rechnen,  nur  zu  leicht  vertrauensselig  das  Ergebniss 
selbst  verblüffendstor  Schätzungen  hinnehmen,  ja  oft  kurzsichtig 
genug  sind,  einem  holit  n  Gutsansclilag,  der  sie  plötzlich  reicher 
und  Tor  Allem  crediti'ähiger  erscheinen  lässt,  sich  willig  unter- 
zuordnen. Bichtigere,  von  der  Natur  des  Grund  und  Bodens  als 
einer  Bentenquelle  ausgehende  Abschätzungsgnmdsätze  eingeführt 
zu  haben,  die  nicht  bloss,  wie  das  gemeine  Recht,  nur  oder  Tor- 
wiegend  die  Erbansprüche  der  Miterben,  sondern  ebenso  sehr  die 
Person  des  Anerben  berücksichtigen  und  diesem  nichts  zumuthen, 
was  er  nach  Lage  der  Sache  nicht  leisten  kann,  ist  daher .  eine 
nicht  hoch  genug  zu  veranschlagende  Emmgenschaft,  welche  den 
neueren  Anerbenrechtsgesetzen  verdankt  wird,  die  die  rdmischen 
Bechtsgrundsätze.  gerade  auf  jenem  Gebiet  zurückgedrängt  haben, 
auf  dem  sie,  wegen  der  Unvereinbarkeit  des  Verkehrswerthsprincips 
mit  dem  Wesen  des  landwirthschaftlichen  Betriebs  und  dem  Zweck 
des  Auerbenrechts  überhaupt,  imzweifelhaft  besonders  schädlich 
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gewirkt  haben.  Dieser  Bruch  des  neuen  in  den  Anerbengesetzen 
zum  Ausdruck  gelangten  Agrarrechts  mit  der  alten  juristischen 
Tradition  ist  um  so  bedeuiungSToller,  weil  die  von  ihm  ausgehenden 
Bechtsanschauungen  mit  der  Zeit  auch  da,  wo  ein  eigentliches 
Anerbenrecht  nicht  besteht,  sich  G-eltung  yerschaffen  und  auch 
die  Grundsätze  ftber  die  Abschätzung  von  Li^enschaften  Ton 
Amtswegen  im  Sinne  jener  Normen  mehr  und  mehr  beeinflussen 
werden'). 

§  85.  Abschliessende  Betrachtungen;  geltendes 

Anerbenrecht 

1.  Wie  günstig  auch  immer  die  Gesetzgebung  zur  Ermöglichung 
einer  yerständigen  Durchfahrung  des  Anerbenrechts  die  Lage  des 
Anerben  gestalten  mag,  so  kann  sich  doch  dann,  wenn  eine  er- 
hebliche Anzahl  Miterben  vorhanden,  wenn  ausserdem,  wie  häufig, 
das  Gut  bereits  mit  älteren  Schulden  belaBtet  ist,  dessen  Lage 
immer  noch  zu  einer  recht  precären  gestalten;  auch  muss  man, 
wo  die  Feststellung  der  Gutstaxe  durch  Schätzung  erfolgt,  mit  der 
Möglichkeit  von  Irrungen  rechnen,  zumal  es  für  jeden  mit  diesen 
Dingen  Yertrauten  nur  zu  wohl  bekannt  ist,  mit  welchen  Schwierig- 
keiten eine  zuverlässige  Abschätzung  eines  Guts  nach  seinem  Kein- 
ertragswerth  zu  kämpfen  hat,  zumal  bei  bäuerlichen  Anwesen,  bei 
denen  selten  Aufzeichnungen  Aber  die  Gutserträgnisse  gemacht 
werden,  geschweige  denn  eine  eigentliche  landwirthschaftliche 
Buchführung  yorhanden  und  desshalb  dem  schätzungsweisen  Er- 
messen der  zur  Feststellung  der  Gutstaxe  berufenen  Organe  em 
sehr  weiter  Spielraum  gelassen  ist  Ob  in  diesem  Ermessen  immer 
ein  dem  Anerben  günstiger  oder  nicht  Tiebnehr,  namentlich  dann, 
wenn  Schulden  Torhanden  sind,  ungünstiger  Gebrauch  gemacht 
werden  wird,  damit  „für  die  Geschwister  eben  auch  noch  etwaä 


^  So  ist  neiitrdiiigs  auch  in  Baden  durch  die  Walsenrichterordnnng'  ym 
2.  November  1889,  welche  im  Gruudsatz  au  der  landreditlichen  Norm  der  Liegen- 
schaftsahschätzung nach  den  lanfrTidfn  Vfrkanfswprthen  festhält,  doch  tiir  dif 
Abschätzung  von  Hofgütern,  einerlei,  ub  hie  aui' (iruud  des  Edicts  von  1809  dem 
Zwangsanerbeurecht  unterworfen  sind  oder  „nach  Sitte  und  Herkommen  ungethdlt 
vererbt  werden",  die  Abschätzung  auf  Ornnd  einer  ReintM-tra^jsbori'chnunjt 
Torgaschriebeu  und  für  die  Art  dieser  Abschätzung  eine  besondere  Dienstweiann; 
erlassen  worden.  (Siehe  A.  Buchenberg^er,  Yerwaltnit^recht  der  Landwitth* 
seliaft  mid  Fischerei  in  Baden,  Ergäuzniifrsband  1891,  S.  112  ff.i  Eine  iihnliche 
Anleitung  zum  Gebrauch  für  Uaunover  und  Laueubiirg  vou  K.  Schneider  verfasät: 
«SchfttKiaie  nach  Eölwecht",  OanabrOck  1891. 
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ül)rii;-  liloibe",  ersclu'inl  frairlicb;  aber  selbst  oflfeiikuudiEre  Ueber- 
schätzunui'n  des  Guts  wird  nicht  selten  der  Anerbe,  vnr  die  AValil 
«jft'strllt,  (Ion  Giitsbesitz  aiizutroteii  oder  aut  sein  Anerbenrecht  zu 
verzichten ,  gegen  sich  gelten  lassen.  Man  muss  diesen  Punkt 
immerhin  im  Auge  behalten,  wenn  man  vermeiden  will»  zu  einer 
allzu  optimistischeil  Auffassung  des  Werths  der  Auerbengesetze  zu 
gelangen :  cranz  abgesehen  davon,  dass  auch  da,  wo  solche  erlassen 
sind,  Gutsübergabeverträge  nach  wie  vor  in  weitem  Umfang,  der 
seitherigen  Gewobnheit  entsprechend,  vorkommen  werden  und  die 
Rückwirkung  der  in  jenen  Gesetzen  für  den  Fall  der  Intestaterb- 
folge bestimmten  Uebergabsnoimen  auf  die  Ffllle  der  Outsübergabe 
zu  Lebzeiten  des  Erblassers  doch  nur  langsam  sich  vollziehen  und 
manchmal  gfinzlich  ausbleiben  wird. 

2.  Die  Feststellung  der  Gutstaxe  und  die  Ermittlung  des  „Voraus** 
des  Anerben  vrird  im  Uebrigen  da  am  leichtesten  vor  sich  gehen, 
wo  der  landwirthsehaftliche  Betrieb  in  einfacheren  Formen  sich 
vollzieht,  also  vorwiegend  auf  Getreidebau  und  Viehhaltung  sich 
stützt;  am  schwierigsten  da,  wo  durch  die  Mannichfaltigkeit  der 
Gulturen  und  die  Empfindlichkeit  einzelner  derselben  gegen  Wit- 
terungseinflüsse  sowie  durch  die  wechselnden  Preisconjuncturen 
einzelner  Erzeugnisse  Elemente  der  Unsicherheit  bei  der  Ertrags- 
berechnung in  weitgehendem  Maasse  sich  geltend  machen  (/..  B. 
in  Betreff  der  \V('iii)»roduction  und  der  Erzeugung  von  Haadels- 
gewäehsen  überhaupt).  Irrungen  über  die  durchschnittlichen  Er- 
tragsziffern eines  Guts  mit  sokli  ( "unplieii-ten  Wirthschaftsver- 
bältnissen  kiuiuen  iiImt  »«ine  sehr  verhüngniäsvolle  Tragweite  für 
den  Anerben  mit  >:ii'li  fülueii.  und  es  ist  daher  auch  aus  diesem 
Gesichtspunkt  die  FolLierunu"  vw  ziehen,  dass  wie  eine  Vererbung 
nach  Anerbenrecht  für  Gegenden  der  letzterwähnten  Art  kein  odf»r 
nur  ein  minderes  Bodürfniss  ist,  seiner  Verpflanzung  daldn  aucli  um 
desswillen  widerrathen  werden  muss,  weil  der  praktischen  Hand- 
habung gerade  der  wiclitigsten  und  folgenschwersten  Bestimmung 
desselben,  jener  über  die  Feststellung  der  Gutstaxe  nach  dem  Er- 
tragswerth, hier  die  allergrössten  Schwierigkeiten  entgegenstellen. 

3.  Die  Bedenken  gegen  ein  An  erben  rocht,  welche 
aus  der  dem  Anerben  obliegenden  Abfindungspflicht  erwaclisen, 
erscheinen  dann  etwas  abgeschwächt,  wenn  eine  Anerbenrechts- 
gesetzgebung von  einer  solchen  positiven  Gestaltung  des 
Greditrechts,  durch  welche  eine  Tilgung  der  Abfindungsschuld  in 
angemessener  Frist  gewährleistet  wird  und  von  einer  solchen 
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Gestaltung  des  Verschuldttngsrechts  begleitet  ist,  dureh 
das  der  schuldnerisclie  Anerbe  gegen  augenblickliclie  Yerlegen- 
lieiten  einen  gewissen  Schutz  vor  execiitivischem  Vorgehen  erhalt; 
wenn  weiter  mit  ihm  eine  solche  Gestaltung  des  landwirtlischaft- 
lichen  Versiche.rungswesens  Hand  in  Hand  geht,  die  den 
Wirt  Ii  vor  den  Folgen  unvorgesehener  schädigender  Ereignisse 
und  Zwisclientalle  behütet.  Solche  positiven  Ausgestaltungen 
werden  freilieli.  wenn  sie  innerhalb  einer  bäuerlichen  Bevölkeruuir, 
in  der  die  Tugenden  der  w  irthschaftlichen  Vorsicht  nmi  derFamilieu- 
fürsorge  noch  nicht  kräftig  entwickelt  sind,  jederzeit  wirksam  sein 
sollen,  zum  Theil  wenigstens  eines  gewissen  Zwangscliarakters 
nicht  entlx'hren  dürfen;  und  zur  Begründung  dieser  Art  der 
Ausgestaltung  des  Agrarrechts  auf  den  bezeichneten  Gebieten 
lässt  sich  immerhin  anführen,  dass,  wenn  man  durch  die  Erb- 
rechtsgesetzgebung  einen  Verschuldungszwang  begründet,  ohne 
gleichzeitig  Vorsorge  zu  treffen,  dass  diese  Zwangsschuld  in  ab- 
sehbarer Zeit  zur  Tilgung  gelangt,  man  sich  mit  dem  der  Ad- 
erbenrechtsinstitution  zu  Grunde  liegenden  Gedanken:  der  unge- 
theilten  Erhaltung  des  Guts  und  der  Bewahrung  desselben  in  der 
Familie  —  einigermaassen  in  Widerspruch  setzt  Erachtet  man 
es  für  unthunlich,  diese  Folgerungen  des  Anerbenrechtsgedankens 
zu  ziehen,  so  wird  man  auch  mit  der  Möglichkeit  rechnen  müssen, 
dass  die  erhoffte  Wirkung  dieser  besonderen  Erbrechtsgesetzgebung 
in  zahlreichen  Fällen  ausbleibt,  weil  das  Torschuldete  und  mit 
jedem  G-enerationswechsel,  bei  unterlassener  Schuldentilgung,  mit 
weiteren  Schulden  sich  belastende  Gut  entweder  der  Zerschlagmig 
verf&Ut  oder  der  Familie  als  solcher  Yerloren  geht.  Jedenfalls 
sollte  man  aufhören,  die  Yervrirkliehung  des  Anerbenrechtspiineips 
für  das  wichtigste  Fanacee  fiOr  die  Heünng  der  Schäden  auf  land- 
wirthschaftlichem  Gebiet  zu  erklären;  jene  Beurtheilung  wird  die 
richtigere  sein,  welche  in  dem  Anerbenrecht  für  gewisse  Cultiir- 
stufen  und  selbst  auf  hohen  Culturstufeii  für  gewisse  Wirthschafts- 
zonen  zwar  eine  wirthschaftlich  nothwendige,  aber  zugleich  risico- 
reiche  Einrichtung  er])lickt.  bei  deren  Anwendung  der  Nutzen  einer 
günstigen  Besitzvertheihuig  durch  vergleichsweise  liohe  Schulden- 
belastung  erkauft  werden  nuiss  und  deren  specihsehe  Gefahren  nur 
*hrnn  vermieden  werden  können,  wenn  sich  die  Einrichtung  ent- 
weder auf  eine  Zwangsorganisation  des  Credit-  und  \  ersiclienuiL^-- 
wesens  oder  aber  auf  ein  reich  entwickeltes  Maass  t<ui  wirthschaft- 
1  icher  Vorsicht,  Euthaitsamkeit  und  Familien  Vorsorge  stützt,  die 
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die  froiwillifro.  regelmässige  Seliuldabtragung  und  die  freiwillige 
Lebetir.-.  \  1  stattnngs-  und  Schiidensversicheriuig  als  erste  und 
oberste  Fumiiienpflicht  erscheinen  lässt').  Wenn  es  ferner  der 
Staat  als  solcher  ist,  der  aus  Grüii(l»Mi  der  allGfemeiiitMi  Vnlkswohl- 
ialirl  (lurcli  die  besondere  Ansgestultuiiir  des  });iii»"rlichiMi  Krlirt'chts 
die  Inliaber  landwirthsehaftliclitT  Anwesen  mit  Familienzwangs- 
schulden belastet,  deren  Tilgiuig  doch  nur  dann  sich  möglicli  er- 
weist, wenn  das  Wirthschaftsleben  von  Stockungen  tuid  Krisen 
beireit  bleibt,  so  wird  dieser  selbe  Staat  sich  der  Nothwendigkeit 
nicht  entziehen  dürfen,  soviel  an  ihm  liegt,  auf  die  Fernhaltung 
solcher,  den  regelmässigen  Gang  der  Wirthschaft  erschütternden  und 
das  Wirthschaftsgleichgewicht  störenden  Vorkommnisse  Bedacht  zu 
nehmen.  Daher  diejenigen  Staatswesen,  welche  die  BesitzTerfassung 
des  Grund  und  Bodens  durch  ein  wie  immer  gestaltetes  Anerben- 
recht zu  stützen  sich  gendtbigt  sehen,  in  besonderem  Maasse  eine 
zielbewnsste  positive  Landwirthschaftspolitik  zu  bandhaben  Yer* 
anlassung  haben;  und  nichts  widerspruchsvoller  wäre,  als  eine 
Politik,  die  zwar  eine  gegebene  Grundeigenthumsvertheilung  mit 
künstlichen  Mitteln  aufrecht  zu  erhalten  sich  bemühte,  aber  im 
Uebrigen  das  landwirthschafUiche  Gewerbe  nach  den  Grundsätzen 
des  laissez  faire  et  aller  behandeln,  also  jede  Verschiebung  der 
Wirthschafbs  ^  und  Yerkehrsverhältnisse  auch  dann  noch  ruhig  hin- 
nehmen wollte,  wenn  die  durch  sie  verursachten  Ertragsausfälle 
des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  jede  Amortisation  der  gesetz- 
lich geschaffenen  Zwangserbesschulden,  selbst  bei  höchster  Kräfte- 
eutfaltung  der  Einzelwirthe,  immöglich  machen  sollten*). 


*)  „Die  blosse  Aendeniiig  deg  Fannlien-  und  Erbrechts,  bemerkt  in  ähnliohpr 
Weise  Schäfflo,  halte  ic-li  für  eine  nach  der  N«4nr  der  Sache  unzureichende 
Maassreerel  .  .  .  Auf  di-u  riclitifren  (Jebraurli  (\e<  fran/en  Unterpfands -.  l'nustpt'ands- 
und  Darlchenartchts,  des  liiihts  der  Theiluii^'-,  (Ks  liuisehes.  der  l';u  ht.  der  Mietht; 
und  des  Kaufs,  auf  das  Jlecht  der  Zwaii^s\ nll^n i  rkunir  und  des  ( '.mt  lü  si  s.  auf  da» 
Kecht  der  Bndrnmelioratioii.  m\\'  dan  A uTJiijii.'.ti/.reelit,  <i;is  lamiliclii'  Kihtlu-ilungrs- 
geschäft  und  die  Vormundschaftstiihrung  muss  eine  Agrarpolitik,  welche  unter  deu 
nenseitUchea  Bedingungen  vollen  Erfolg  erreichen  will,  ihre  'Wirkung  erstreben. 
Für  sie  ist  dnhrr  das  Faniilicn-  und  Krbreelit  ein  viel  zn  srlimalrr  l^oden"  (Incor- 
poration  des  iiypothekarcredits,  8.  76).  Auch  Roscher  betont  eindringlich  die 
Nothwendigkeit  ptannftsBiger  Schuldentilgung,  .so  dass  man  das  Ideal  erreicht, 
von  Zeit  zu  Zrit.  etwa  mit  Abscliliiss  jedes  Menschenalters,  den  Boden  in  seine 
ursprüngliche  Schuldeufreilieit  zurückzuversetijen'*,  also  „eine  zeitgemässe  Wieder- 
herstellung do8  mosaischen  Jnbe^ahrs**  (§  147). 

*)  Daher  diejenigen  Schriftsteller,  wie  t.  Hiaskowski,  keineswegs  folgerichtig 

Tfflrfabren.  «flcliß  zwar  entsrhicden  für  eine  An('r1)(iu'('('htsu'''si'tzir('buug  eintreten, 
aber  ebeuso  eutschiedeuu  Gegner  jeden  Schutzes  der  heimischen  Laudwirüischah 
gegen  ttherwältigenden  Wettbewerb  von  Auss^,  also  a.  B.  gegen  Getreideaölle 
sind.  Anerbenrecht,  namentlich  wenn  es  kraft  Gesetiea  für  wirksam  erklirt  ist 
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Geltendes  Auerbenrecht.  Unter  den  neueren  Auerbeurechtsgcsetzen  mit 
«iner  dra  ToratelieiidMi  Anflftthmngttii  «ntapredieiiden,  im  Eisselneii  allerdinga  lehr 

verschiedenartig:  s-ostalteten  Ordnimg"  siiul  /.w  erwähnen: 

1.  Preussen:  a)  Gesetz,  hetr.  das  Uöt'erecht  in  der  Provinz  Hannaver  vom 
8.  Juni  1874  nebst  f^nsnuprsfiresetzen  yom  24.  Febr.  1880  und  20.  Febr.  1884: 
fj'  LaiultriittTordiU  Mi:-  fiir  Wcstphiilcii  etc.  vom  30.  April  1882;  c)  —  für  Branden- 
burg vom  10.  Juli  iti83;  d)  —  für  Schlesien  vom  24.  April  1884;  e)  —  fiir  Schleswig. 
Holstein  mit  Ausnahme  von  Lauenburg  vom  2.  April  1886;  f)  —  für  den  Kejj.  Ilex. 
Kassel  mit  Ausnahme  des  Kreises  Einteln  vom  1.  Juli  1887; 

2.  Oldenburg,  Gesetze  betr.  das  Erbrecht  yom  24.  Apnl  1873  nnd 
10.  Jauuiu*  1879; 

3.  Braunschweig,  Ges.  den  bäuerlichen  Grundbesitz  betr.  vom  28.  Häns  1874 
in  Verbindung  mit  den  älteren  Gesetzen  vom  20.  Mai  1858; 

4.  Schaumburg-Lippe,  Geseta  Uber  die  Rechtsverhältnisse  der  Baueiuhöfe 
vom  11.  April  1870-, 

5.  Brenion,  Gpsotz  über  die  Beditsverliältnisse  des  Gntndbesitxes  im  Land- 
gebiete vom  14.  Januar  187(). 

6.  Oesterreich,  Ges.  über  die  Einf&brmig besonderer  Erbtheilangsvoraclmften 
für  landw.  Besitzuntrcii  niittlt  rer  (Irösse  vom  1.  April  1889.  (Uebor  das  ältere  An- 
erbenrecht  in  Oesterreich  siehe  d.  Aufsatz  von  Marchet  in  SchmoUers  Jahrb., 
Bd.  Xm,  8.  1906 if.) 

Das  von  Verkauf  (in  Rraun's  Arcliiv,  Bd.  II,  S.  1^11  ff.'i  üLcr  die  öster- 
reichische neuerliche  Auerbenrechtsgesetzgebung  getallte  abfällige  Urtheil:  „sie  sei 
das  Prodact  der  Rathlosigkeit  und  werde  ebenso  proletarische  Zustände  herbei- 
fOliren  wie  die  Otset/.o  der  liberalen  Epoche",  kann  als  ein  objectives  kaum  an- 
gesehen werden;  der  Felilcr  der  Oesterr.  A prnrg'esetzgebung  lirfrt  in  der  überHlten 
Anfhebuuy;  dtr  gesetzlichen  L'utheilbarkeit  in  Gegenden,  die  dieser  Institution 
(wegen  der  Extensitllt  des  landw.  Betriebs)  nicht  wohl  eutrathen  kninu-n  (8.  44.Ö): 
kann  die  Keichsgesetzfrebung  aber  etwas  Anderes  thun,  als  den  Einzellandtafren  die 
WicdereinfUhruug  da,  wo  sie  angezeigt  ist,  wieder  freistellen;  bedeutet  nicht  die 
ErmöffHcliimg  der  iragetiieilten  Erhaltung  der  Anwesen  im  Erbgaag  gegenSber  den 
PnrrellininfrszwaTitr  des  Biirfrerl.  Gesetzbiielis.  wie  sie  da>  Anerbeurechtsgesotz  vi  n: 
1.  April  1889  geschaffen  hat,  immerhin  eiueu  weseutlichen  Fortscliritt;  und 
will  denn  Yerkanf  die  Erbesfiberscbnldung  anders  vermeiden,  als  durch  eine  wenn 
auch  1)i  srlit'idfne  Bevorzugung  desAiierbcn;  hefiirclitet  man  aber  von  letzterer  eine 
nProletarisiruag''  der  Miterben,  auf  welchem  Wege  soll  denn  die  Zwickmühle  der 
Anerbrasrechtslast  nnd  des  Princips  der  Oleichlieii  des  Erbrechts  aller  Geschwister 
überhaupt  gelöst  werden? 

Wegen  der  Auerbenrechtsgesetze  in  Verbindung  mit  gesetzlicher  Un* 
theilbarkeit  siehe  die  Angaben  zu  §  77  (S.  454  flF.). 

§  86.  Beformbestrebungen  innerhalb  des  Bechtssysteins 

der  Freitbeilbarkeit. 

Wie  im  Crebiete  der  neueren  Auerbenrechtsgesetzgebung  schiitt* 
weise  von  den  Formen  der  alten  Gebundenheit  hinweg  eine  An- 
näherung an  das  gemeine  Becht  sich  vollzog,  der  Art,  dass  das 
Anerbenrecht  keinen  absoluten  zwingenden  Charakter  mehr  an  sich 
trägt,  also  durch  Yertrftge  unter  Lebenden  und  durch  testamentarische 

und  ein  w (•ni^'-sti  ns  massiger  Zollschutz  fre^^'en  ülx  nnäehtiiren  ansländischeu  Wett- 
bewerb siud  daher  nothwendig  zusammengehörige  Dinge,  und  Diejenigen,  welch« 
das  Ersten)  wollen,  werden  folgerichtig  nicht  umbin  können,  die  reütive  Berccb> 
tigong  einer  landwirthschaftlichen  SchntazoUpotitik  ebenfalls  nsngestebML 
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Verfügungen  ubp:e!tndert  werden  kann;  dass  weiterhin  der  Anerbe 
nicht  mehr  alleiniger,  sondern  lediglich  ein  unter  mehreren  Erben 
beTorzugter  Erbe  ist;  dass  —  mit  wenigen  Ausnahmen  —  die 
Geschlossenheit  des  dem  Anerhenrecht  unterworfenen  Guts  beseitigt 
und  endlich  die  Wirksamkeit  des  Anerhenrechts  vielfach  von 
einem  selbstständigen  Willensact  des  Gutsbesitzers  abhängig  ge- 
macht geworden  ist  —  so  macht  sich  anderseits  eine  StrOmung 
geltend,  die  gemein-(land-)rechtlichen  Erbtheilungs- 
Yorschriftenin  ihrer  Anwendung  auf  landwirthschaftliche  Grund- 
stflcke  ihres  unter  Umständen  schädlichen  Einwirkens  auf  die 
Gestaltung  der  BesitzTerhältnisse  durch  eine  angemessene  Um- 
bildung zu  entkleiden,  wobei  namentlich  jene  Bestrebungen  in 
Betracht  zu  ziehen  sind,  die  auf  Erweiterung  der  Testir- 
freiheit  und  eine  damit  Hund  in  Hand  gehende  Abänderung 
des  rf  Ii  c  Ii  tt  h  «'  i  Isrc  t  h  i  oder  aber  auf  ordnende  Bestimmungen 
über  die  Taxation  dos  Nachlasses  abzielen.  In  dieser  Hin- 
sicht ist  zu  bemerken: 

1.  Die  Bestrehungen  auf  Erweiterung  der  Testirfrei- 
heit  fussen  auf  dem  <  Jedanken,  dass  jo  strenger  dasPtliclittheilsrecht 
gestaltet  ist,  um  so  schwieriger  die  r('l)er\v('isuiig  der  lieaenden  Habe 
an  ein  Kind  und  die  Zusannneiihaltung  de^  Familieiivt  iiiK'-t  iis  sieh 
erweist  und  dass  indem  es  zu  tortschreitender  Auflösung  des  Fanülien- 
besitzes  iiötliigt.  sich  mit  der  volkswirthschattlichen  Xatur  des  Grund 
und  Bodens  in  Widerspruch  setze.  Man  fordert  desshalb,  um  einem 
„unvernünftigen*'  Tlieihuigsprocess  Schranken  setzen  zu  können, 
entweder  nach  dem  Vorgang  des  in  England  geltenden  und  von 
da  nach  Amerika  verpflanzten  Kechts  völlige  Testirfreiheit  mit  dem 
Becht  des  Erblassers,  den  ganzen  Nachlass  an  ein  Kind  unter  Aus- 
schluss aller  übrigen  zu  vererben  oder  doch  eine  wesentliclie  Er- 
weiterung der  Testirfreiheit  der  Art,  dass  die  letztere  nur  durch 
die  Anspräche  der  Descendenten  und  Ascendenten  sowie  der  Frau 
auf  Alimentation  bezw.  auf  standesmässigen  Unterhalt  und  was  die 
Kinder  anlangt,  auf  Erziehung  und  Ausstattung  eingeschränkt  sein 
soll.  Dabei  rflhmt  man  dem  System  der  Testirfreiheit  nach,  dass 
es  das  Gefühl  der  Verantwortlichkeit  des  Pamilienoberhaupts,  zu 
Lebzeiten  fär  eine  angemessene  Versorgung  der  Kinder  zu  sorgen, 
steigere,  die  elterliche  Autorität  stärke  und  indem  es  einen  denkbar 
starken  Impuls  fOr  den  Erwerbstrieb  verleihe,  in  allen  Beziehungen 
die  Zukunft  der  Familie  auf  eine  gesicherte  Basis  stelle^).  Man 

So  schon  üelferich  in  dem  mehrüich  ciüiteu  Aufsatz  i.  d.  Ztschr.  f.  d. 
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kann  diese  Sätze  im  Allgemeinen  als  richtig  zugeben,  darf  aber 
doch  den  Zweifel  erbeben,  ob  eine  Wirkung,  welche  vielleicht  bei 
den  höher  gestellten  Schichten  des  Volks  als  Folge  der  Teatir- 
freiheit  sich  als  zutreffend  erweisen  vermag,  auch  bei  den  unteren 
in  dem  erwartetem  Umfang  eintreten  wird;  und  hiervon  abgesehen, 
ob  das  Ziel,  das  man  bei  Einführung  der  völligen  Testirfrei- 
heit  im  Auge  hat,  nämlich  eine  zveckmässigere  Begulirung  des 
Nachlasses  im  Sinne  der  thunlichen  Erhaltung  des  elterlichen  Liegen- 
schaftsbesitzes  in  ungetheiltem  Zustand,  durch  eine  darauf  abzielende 
Beform  des  geltenden  Bechts  Oberhaupt  sich  erreichen  lässt.  Wenn 
man  gegen  die  Abschaffung  oder  selbst  wesentliche  Einengung 
des  Fflichtheilsrechts  in  den  Ländern  des  gemeinen  Becbts  und 
verwandter  Bechtssysteme  nicht  ohne  Grund  geltend  machen  kann, 
dass  eine  solche  Aenderung  dem  eingewurzelten  Bechtsbewusstsein 
des  Volks  zuwiderlaufe,  welchem  eine  Enterbung  einzelner  Kinder 
fremdartig  und  unverständlich  sei  so  wird  die  Annahme  gestattet 
sein,  dabs  jedenfalls  am  allerwenigsten  die  bäuerliche  Bevölkerung, 


ges.  St.-W.,  1854,  S.  147  fF.  —  Xeuestens  ist  uaineutlich  FrUr.  v.  Hammer  st  ein - 
Losten  warm  für  „die  Kinfiihning  der  absoluten  Testirfreiheit  nach  d«n  Muster  des 
eng^üsch-amerikamschcn  Erbrechte  ohne  Pflichttheilsrechte",  aber  i  i  Gewäbrun|f 
von  Alimeuten  -an  bedürft);:;!'  Abkömmlinge,  Khej^att™,  Ascendeiitea"  eingetreten 
(Deutscher  Landwirthschatiürath,  1884,  S.  254  ff.);  ab  iutt^dtato  will  er  Vererbung 
anssehliesslich  nach  Anerbenrecht.  You  französisclien  Vertretern  der  Testirfreiheifc 
ist  iinmpTitlirli  rlrr  ronsoixative  Schriftsteller  Le  Play  („La  Refonne  sociale  en  Kraiire", 
1867;  zu  nennen,  der,  alinlich  anderen  conser\'ativen  Schriftstellern,  von  dem  herr- 
schenden Erb-  und  Fflichttheilsrecht  den  Niedergang  Fnmkreichs  befarchtet. 

DfiManch  der  Standpunkt  der  Mehrheit  cU  s  Deutschen  Juristentags  auf  seiner 
14.  Taliresversammlunjr  und  der  Motivp  -/nm  bürf^ciliclun  Gi  sclzbucli  fiir  d.ns  Deutsche 
Keicli,  Bd.  V,  S.  7  und  „Auch  die  Kiudor  Ledürieu  eiuts  Sr]uitzr.s  gi'gvn  ver- 

hetzte Väter,  pegeu  intriguirende  Stiefmütter  und  gegen  erbschleichende  Geschwister; 
der  Erziehung  in  «  iiu  r  beg'üterten  Familie  con-espondirt  das  Bcdürfhiss  irgfend 
welchen  Besitzes  zur  materiellen  Gewähr  staudesmässiger  Lebenshaltung.  Jenen 
ScbulB  der  Kinder  neben  der  Kraft  der  yät<erlichen  Äntoiit&t  in  Rechnnngr  zu  nehmeD, 
ist  eben  der  Sinn  des  Pflichtthoilsrechts.''  (Schaffle,  a.  a.  0..  S.  IlM.^  .Am 
Fflichttheilsrecht",  sagt  auch  Gierke,  ^darf  (im  Grundsatz)  nicht  gerüttelt  werden  I 
Ist  es  auch  der  Form  nach  rSmischer  Herkunft,  so  diente  es  doch  sachlich  der  Er- 
hnltun^''  dt'S  drufsclieii  llt'r]it.s;rt'(laiike]i>  .  .  .  Auch  das  deutsclie  ]I«'»lit  liattf  .  .  . 
immer  zugleich  für  diu  Einschränkung  der  Vergabuugsireiheit  durch  iinentzielibares 
Anwartschaftsrecht  der  nftchsten  gesetzlichen  Erben  {^resorgt  . . .  Wollte  man  heote 
diese  Schranken  der  Testirfreiheit  niederreissen,  so  würde  man  damit  dem  Gedanken 
des  Familienvermögens  eines  seiner  letzten  Bollwerke  gegen  die  andrängenden 
Wogen  des  Individualismus  berauben  >ind  eine  Fülle  von  Willkühr  und  Selbstsucht 
entfesseln.''  —  Wenn  Walcker  (a.  a.  O.,  S,  104)  für  ein  die  „freieste  Bewegung' 
gestaltendes  bäuerUches  »brecht  eintrirf  fTcstirfrciheit  des  Vater<5  innerhalb  iler 
durch  das  rflicbttheilsrecht  gezogenen  Schruuken;  im  Fall  der  Unterlassung  letzt- 
vdlliger  Verfügungen  Ordnung  des  Nachlasses  durch  Mehrheitsbeschlussf!)  der 
Erben;  Verkauf  de?  (!ii(s  inid  frlHrbniäs^ipri'  Theilnng  des  Krlöses  im  Fall  die  Krben 
sich  nicht  einigen  können  [trotz  zugelassener  Majorisirung?])  —  so  übersiebt  er 
dabei,  wie  eune  solche  „freie  Ordnung**  doch  keine  andere  Folge  als  die  haben 
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fallB  es  ftberhaiipt  zu  einer  solchen  Aendenmg  k&me,  von  dei  ihr 
dann  zustehenden  Testirfreiheit  den  erwarteten  Gebrauch  machen 
werde.  Mehr  als  iigend  einer  steht  der  Bauer  im  Bann  der  Ueher- 
lieferungen  und  Niemand,  der  diese  Charakterztige  kennt,  wird 
glauben,  dass  die  Einfflhrung  der  Testirfreiheit  auf  lange  hinaus 
irgend  eine  Aenderung  hinsichtlich  der  Yererbungsgnmdsätze  da, 
wo  seither  die  Geschwister  als  gleichberechtigt  galten,  herrorzu- 
Tufen  im  Stande  sei;  oder  dass  die  Handhabung  der  Testirfreiheit 
mit  dem  Ziel  der  gänzlichen  oder  thellweisen  Enterbung  der  Ge- 
schwister des  designirten  Gutsnachfolgers  innerhalb  eines  bauer- 
lichen Familienkreises  ebenso  glatt  wie  in  den  Familien  der  Gnind- 
und  Geldaristokratie  des  Tnipoiiiun  U  s  der  Testirfreiheit  verlaufen 
werde.  Alles  spriclit  vieliiielir  dafür.  dar*s  von  der  Testirfreiheit 
zu  dem  bezeichneten  Zweck,  wenn  überhaupt,  nur  ein  äusserst 
sparsamer  (  iebraueh  auf  dem  Uaclipn  Lande  würde  gpuiacht  werden, 
und  man  kann  daher  wrdil  sagen,  dass  wenn  irgendwo  das  Bedürf- 
niss  bpstpht,  die  A\  irkimgen  der  gemein-  oder  landrerhtliclien 
Vorschriften  in  Bezug  auf  die  Vererbung  des  liegenscliaftlichen 
Nachlasses  abzuschwächen,  die  Jieseitiginia*  oder  wesentliche  Ein- 
engunp:  de«?  Pflielittheilsrochts  uikI  die  Verweisung  der  bäuerlichen 
Bevölkerung  aut  Testamente  jedenfalls  ein  geeiunetes  Mittol  zu  dem 
Zweck  viel  weniger  sich  darstellt,  als  ein,  im  Sinne  der  früheren  Erör- 
terungen liberal  gestaltetes  Intestatanerbenrecht.  Wie  denn,  solange 
„der  Nachlass  nach  dem  geltenden  Kecht  ab  intestato  zu  gleichen 
Thcilen  unter  sämmtliche  in  gleichem  Grade  mit  dem  Erblasser  ver- 
wandte Descendenten  .  .  .  vererbt,  die  Errichtung  von  Testamenten, 
in  denen  einem  der  Erben  der  ganze  von  dem  Pflichttheilrecht  freie 
Theil  der  Erbschaft  zugewendet  wird,  immer  für  etwas  Abnormes 
gelten  wird**  (Miaskowski). 

2.  Eine  freundlichere  Stellung  als  zu  dem  Uebergang  zu  dem 
System  der  Testirfreiheit  unter  Beseitigiuig  des  PflichtUieilsrechts 
wird  dagegen  zu  jenen  Bestrebungen  einzunehmen  sein,  welche 
auch  im  Gebiete  des  gemeinen  Bechts  auf  eine  Aenderung  der 
Vorschriften  über  die  Schätzung  des  liegenschaftlichen 
Xachlassvermögens  abzielen ,  soweit  nämlich  nach  geltendem 
Kecht  für  diese  Schätzung  der  laufende  Verkehrswerth  entscheidend 


konnte,  entweder  in  jedem  Nachlassfall  Hader  und  Streit  in  die  Familie  zu  traj^en 
oder  doch  die  Uebemahine  des  Guts  durch  eins  der  Kinder  sehr  zu  erschweren; 
und  dass  die  doch  an  sich  unerwünschte  AbstosKunr.*  des  Familienbesitzes  als  die 
einfachste  Lösung  mit  der  Zeit  diu  Regel  bilden  mitsste. 
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ist  (§  84).  Eine  roforrairende  Gesetzgebung  in  dieser  Hinsicht  aueh 
innerhalb  des  Gebiets  des  gemeinen  Eechts  ist  nämlich  desshalb  von 
Bedeutung,  weil  eine  naturale  Theilung  der  Liegenschaften,  wie  es 
jenes  Kecht  als  Regel  im  Auge  hat,  keineswegs  immer  Platz  greift, 
z.  B.  wenn  nur  ein  männlicher  Erbe  vorhanden  ist  und  die  weib- 
liehen Geschwister  in  Folge  Wegzugs  oder  Verheirathung  an  einen 
dritten  Ort  auf  die  Einweisung  in  den  ihnen  zufallenden  Grund* 
stücksbesitz  Verzicht  zu  leisten  genSthigt  sind;  oder  wenn  zwar 
mehrere  Söhne  vorhanden,  aber  nur  einer  derselben  dem  landwirth- 
schaftlichen  Berufe  sich  gewidmet  hat;  selbst  die  auftichtigsten 
Freunde  des  Systems  der  Freitheilbarkeit  werden  einräumen  mllssen, 
dass  mindestens  in  solchen  Fällen  die  Uebemahme  des  elterlichen 
Besitzes  durch  ein  Sind  (an  Stelle  der  Versteigerung)  das  Natur- 
gemässe  ist  und  nicht  durch  die  Art  der  Erbschaftstaxe  erschwert 
odejr  unmöglich  gemacht  werden  sollte.  Wenn  ToUends  sich  die 
Erbtheüung,  z.  B.  weil  minderjährige  Einder  Torhanden  sind,  in 
gerichtlichem  Wege  vollzieht,  wird  es  schwer  verständlich  bleiben, 
dass  die  geltenden  Grundsätze  über  die  Beworthung  der  Liesren- 
schaften  die  Vormuii<lscliaftsbehörde  unter  Unistäiideii  in  die  Lasre 
versetzen,  den  elterlichen  Grundstücksbesitz  in  dritte  Hände  lediglich 
de<«shalb  zu  bringen,  weil  sie  die  Venintwortung  der  Belastuu2r 
eines  Kindes  mit  holieu  Krbablindungs- (Gleichätellungs-)geldt*ru 
zu  (liiiisten  der  Gescliwister  nicht  tragen  will.  Die  allgemeine 
Adoptirang  des  Ertragswertlis  statt  des  V'erkebrswerthsprincips  in 
allen  Fallen,  in  denen  die  Nitchlasstheilung  unter  Mitwirkung  der 
Gericlitsbehihde  abspielt,  würde  daher  geeignet  sein.  Theilunuen. 
wo  sie  an  «^ich  vernieidbar  sind,  wo  die  Nichttheilung  sogfar  nach 
Lage  der  Sache  als  das  Verständigere  erscheint,  zu  verhüten  und 
die  mit  der  Lebens* eisung  des  elterlichen  Guts  zu  übernehmende 
Abfindungslast  zu  einer  erträglicheren  zu  gestalten,  auch  wenn  im 
System  dieses  Rechts  von  einem  „Voraus"  an  den  Uebemehmer, 
wie  nach  dem  Anerbenrecht,  nicht  die  Bede  sein  sollte.  Die  gniud- 
sätzlicbe  Annahme  des  Ertragswerthsprincips  fiir  alle  unter 
Mitwirkung  der  Staatsbehörde  erfnlgeuden  Nachlassauseinander- 
setzungen darf  daher  als  einer  der  wichtigsten  Keformpunkte  gerade 
auch  bei  der  Ausgestaltung  des  gemeinen  Erbrechts  mitBecht 
bezeichnet  werden. 

3.  Gebäude-Anerbenrechi  Eine  der  wenig  erfreuliebsten 
Folgen  der  Erbtheüung  im  System  der  Katuraltheilung  tritt  darin 
zu  Tage,  dass  weil  in  der  Bogel  der  Fälle  die  zumKachlass  gehörigen 


Digitized  by  Google 


AbBdin.in.  §86.  BeformbettrebmigBii  im  Gebiet  der  Freitheilbarkeit.  511 


Wokn-  und  Wirthschaftsgebäude  you  einem  der  Miterben 
fibemommen  Verden  mtlssen,  Isadwirtlischaftliche  Betriebseinbeiten 
sieb  bilden,  in  denen  das  Gebäudekapital  zu  dem  Grund- 
kapital in  einem  richtigen  Verhältniss  nicht  mehr  steht.  Hier- 
durch wird  der  Betrieb  des  landwirthschaftUchen  Anwesens  (durch 
die  Oebäudeunterhaltungslast  und  durch  die  auf  den  Gebäuden 
etwa  ruhenden  besonderen  Abgaben  und  Versicheningsgebühren) 
in  unnöthiger  Weise  stark  vertheuert  und  das  Kränkeln  mancher 
Wirthschaftt'ii  im  System  der  Xaturaltlioilung  stellt  mit  dieser 
betriebsYortheuemden  Wirkung:  eines  zu  Ljrosscu  OcliruKickapitalö 
imzwcifelhalt  im  Zusammculiaug  Audi  btn  grundsätzlicher  Fest- 
haltung an  dem  System  der  naturalen  Liegenschaftstlieiluug  im 
lirbtalle  wirft  sicli  docli  die  Frnire  auf,  ob  nicht  der  zur  Uclu^rnahme 
der  Gebäude  «ich  verstehende  Miterbe  einer  ähnlirhcu  Vergünstigung 
wie  der  Anerbe  im  System  des  Anerbenrechts  (durch  billigen  An- 
schlag der  Gebäude)  sich  ertreucii  solle:  ja,  ob  nicht  zur  Verhin- 
derung der  keineswegs  selten  zu  beobachtenden  unzweckraässigen 
Bildung  von  Miteigenthumsrechten  an  den  im  Xachlass  befindlichen 
Gebäudecomplexen  geradezu  die  Schaffung  eines  Anerbenrechts 
betreffs  der  in  einem  landwirthscliaftlichen  Nachlass  befindlichen 
Gebäudeobjecte  (im  Sinne  des  tmgetheilten  üebergangs  der  Gebäude 
ab  intestato  an  ein  Kind  zu  mässigem  Anschlag)  zweckmässig,  ja 
nothwendig  erscheint*). 

4.  Beseitigung  des  rechtlicheuParcellirungsz  wangs. 
Im  Geltungsgebiet  des  gemeinen  Bechts  kann  in  den  zahlreichen 
Fällen  gerichtlicher  Erbauseinandersetzungen,  in  denen  also  über 

^)  Vgl.  die  bad.  laudw.  Brliobungeu,  iV.  Bd.,  S.  70  ff.,  und  den  CQuimüiduus- 
bericht  des  Frhrn.  E.  A.  v.  (löler  hebr.  dieBefrehing  laadw.  HiUs^rebttnde  T<m  der 

Besteuerung  (Heil.  No.  /niii  Protocoll  der  13.  Sitzung  der  I.  Kammer  der  bad. 
Liiiidstiinde  v.  26.  März  18ü2j.   Na4^h  letzterem  betmg  z.  B.  in  einer  Gemeinde  der 

Kheinebene : 

GröBse         Steiierkapital  des        Stenerkapital  der        Letsteres  in  Vo 
des  Betriebs:     Qnind  und  Bodens.         Hilfsgebäude.         zun  CnuHlsteuer- 
ha  M.  M.  kapital. 

2  12eO  1000  79,3 

4  ö  2200  Hi»..-) 

10  24  9<M>  42(K)  17.0 

Siehe  hiezu  auch  v.  See  Ihorst,  Die  Belastung  der  Grundrente  durch  das 
Gebftttdekapital  etc.,  1890  und  die  AnsfUhnui^n  in  Kap.  XII. 

*)  Eine  solche  Gesetzgebung  ist  für  Bad  tu  iseuerdiügs  in  Aussicht  genommen 
wnnlen.   da  _r«  ;.'elmiissig  gcriulr  in   Folge  der  Tlnüiiii;:   das  mit  Zubehör 

grosser  und  darum  au  lüch  wenhvoUer  sein  wird,  als  es  die  V  eriuiltjn.sse  des  Ueber- 
neluners  nothwendig  mftchen.  Die  Theilungsinteressenten  würden  daher  in  der 
Bi'l^t  l  /.vir  Vcrsti  igerung  des  elterlii  lii  ii  II;n;^i  >  drängt,  wenn  nicht  das  Gesetz 
J^'ürsorge  dafür  trifft,  dass  Einer  derselben  um  bilügeu  Anschlag  es  überuehmeu  kauu**. 
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die  Art  der  Yertheilung  des  Nachlassvermdgens  die  Entscheidung 
einer  Staatsbehörde  zufällt,  durch  Erlassung  geeigneter  Instructions- 
Vorschriften  sehr  wohl  unverständigen  Theilungen  entgegengewirkt 
werden,  wobei  allerdings  Voraussetzung  ist,  dass  den  zur  Mitwirkung 
berufenen  Beamtungen  es  an  dem  wünschenswerthen  volkswirth- 
schafblichen  Yerständniss  ftlr  die  Tragweite  ihrer  dessfallsigen 
Theilungshandlungen  nicht  fehle,  also  in  jedem  einzelnen  Fall 
neben  der  Würdigung  der  formalen  Rechtsfragen  auch  diejenige  des 
•wirthschaftlichen  Lebens  und  seiner  Bedürfnisse  sich  Geltung  ver- 
schaffe. Wenn  aber  dem  verständigen  Ermessen  der  Theilungs- 
behörde  durch  das  geltende  liechi  selber  unübersteigliche  Schranken 
gezoueu  sind,  wie  im  iraiizösischen  Civilrccht  in  radicaler  Ueber- 
treibung  des  Gleichheitsprincips  Sfeschehen.  so  sollte  freilicli  vor 
Allem  hier  die  bessernde  Hand  der  <  ieset7.gebuii2:  angelegt  werden. 
Wenn  nach  den  Bestimmungen  des  Code  Napoleon  in  allen  Fällen 
gerichtlicher  Theilunof  so  viele  gleiche  Loose  zu  machen  sind,  als 
theileiide  Kit[ite  oder  Stämme  vorhanden,  und  jedem  Lons.  womösr- 
lidi.  i^leiehviel  an  beweglichen  und  unbeweglichen  Gütern  /uue- 
schieden  werden  ?iiuss.  Liejrenscliaften  aber,  die  sieh  tusrlicli 
(commodenient)  nicht  theilen  lassen .  g-ericlitlich  zu  versteigern 
sind  (C.  c.  Art.  819  If.),  so  liegi  hier  eine  Ordnung  des  landwirth- 
schattliclien  Erbrechts  vor,  die  man  mit  Kecht  als  Parcellirungs- 
zwang  bezeichnet  hat  und  die  noth wendigerweise,  zumal  in  Ver- 
bindung mit  dem  strengen  Pfüchttheilsrecht,  fortschreitender  Zer- 
stückelung und  einer  im  gegebenen  Fall  geradezu  unverständigen 
Theilung  förmlich  die  Wege  ebnet;  die  freilich  gerade  im  Sinn 
der  Schöpfer  des  französischen  Civilgesetzbuchs  gelegen  war,  das 
die  alte  Gesellschaft  vernichten  sollte,  indem  es  ihren  Besitz 
„morcellirte'^  (vgL  die  Note  auf  S.  469).  Es  ist  gegen  solche  Ueber- 
trelbung  des  gesetzgeberischen  Gedankens,  gegen  welche  die  fran- 
zösische Landbevölkerung  mit  dem  sittlich  bedenklichen  Mittel  des 
Zweikindersystems  anzukämpfen  sich  gewohnt  hat,  eine  wohlbegrfln- 
dete  Beaction  gewesen,  wenn  in  den  anderen  Geltungsgebieten  des 
französischen  Bechts  mit  dem  Zwang  der  Loosebildung 
gebrochen  (Belgien,  Bheinprovinz,  Baden,  Elsass- Lothringen),  also 
Yorschriften  beseitigt  worden  sind,  „welche  zur  Gütervertheilimg 
zwingen  und  das  Streben  der  Bevölkerung,  den  Grundbesitz,  soweit 
möglich,  uugetheilt  in  der  Familie  zu  erhalten,  geradezu  vereiteln**: 
wenn  also  Sorge  dafür  getragen  wurde,  dass  die  Betheiligten  nicht 
rechüich  genöthigt  sind,  „den  liegeuschaftlicken  Nacblass  zu 
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zerstflekdln,  auch  wenn  sie  lebhaft  wünschen,  ihn  in  eine  Hand 
ubergehen  zu  sehen,  und  noch  so  si^hr  überzeugt  sind,  dass  die  Thei- 
lung  dem  Oesammtinteresse  der  Familie  sowohl  wie  dem  der  Ein- 
zelnen widerstreitet'*'). 

§  87.  Fortsetzung;  G üterschluss;  Besitzminimum; 

Parcellenminimum. 

Auch  nach  Sprengung  der  Geschlossenheit  des  Grundbesitzes 
sind  doch  vereinzelt  noch  Beste  der  alten  Theübarkeitsbeschrfto- 
kungen,  wenigstens  vereinzelt,  stehen  geblieben,  welche  den  Zweck 
verfolgen,  die  stärksten  Missbrftuche  der  Freigebung  des  Boden- 
verkehrs hintanzuhalten;  es  sind  dies  die  da  und  dort  noch 
vorkommenden  Bestimmungen  Uber  Parcellenminima  und 
gewisse  polizeiliche  Yorschriften  Uber  die  Zerschlagung  (Dis- 
membration)  von  landwirthschaftlichen  Anwesen  zu 
Speculationszweckon  (Güterzertrümmenmg ,  Gütennetzgerei). 

1.  In  älterer  Zeit  waren  Lamiesordnungen  nicht  selten,  die 
die  Theilung  der  lanihvirthschaftlichen  Aiiwesen  unter  ein  be- 
stimmtes Maass  untersagten  oder  doch  von  obrigkeitlicher  Ge- 
nehmigung abhängig  muchtou  (G  üterschluss,  Besitzmini- 
muin):  sie  entsprangen  denselben  Erwägungen  wie  die  GeschloHsen- 
heitsorklärungen  f^elljer.  nur  mit  dem  Unterscliifd .  dass  den 
Botheiligtcn  bis  zu  einer  gewissen,  nicht  übersciiroitbaren  Grenze 
herab  in  der  Thoilung  volle  Freiheit  gelassen  war,  wobei  zur 

Aus  den  Motiven  zur  Novelle  zum  bad.  Landreclit  v.  26.  April  1886,  welche 
ans  Anlass  der  lamhv.  Krliebun«?«»!!  von  1883  erlasspii  wnrclc;  slilu.  des  Vcrfassera 
Hdb.  des  bad.  Landwirtlischaftsrechts,  1887,  S.  611,  und  den  Üt'rieht  des  Friirn.  v. 
Neu  brenn  im  Landtafir  1888/84  über  diesen  Gegenstaad  (Beilage  ssum  Protoocdl  der 
63.  öffentl.  Sitzung,  S.  4  ff.'.  iVrnrr  v.  Miaskowski,  a.  a.  U,  S.  11)7,  216  und 
226  ff.,  wo  auch  der  Refurmbehtrebuugeu  in  Frankreicli  selbst  aus  Äulatu»  der 
Enquete  agricole  Ton  1867/70  Erwähnong  gethan  ist  —  Zur  ninstrirung  der  an 
da.s  fraTi/r>si-;cbe  Civilreeht  betreffs  seiner  Erbtheilunfrsvorsrliriffrn  sicli  kniiiitVnden 
Folgeu  sei  erwähnt,  dass  ein  badisches  Bezirksamt  (Stockau hj  aus  der  Zeit  vor 
der  Novelle  des  Jahres  1886  einberichtote,  wie  ein  ansehnliclies  Bauerngut  bei  Ab- 
leben des  Besitzers  von  der  Vorninndschaft  sbehnrde  an  einen  (Jüter- 
liändler  verkauft  und  von  diesem  der  parcelleuweisen  Versti-ij^rerung  ausgesetzt 
worden  sei;  dass  in  Folf^c  dessen  ein  namhafter  Theil  der  Fäowohner  schwer  nit 
Schulden  sich  belastet  habe  und  nunmehr  in  TÖlliger  Abhängigkeit  von  dm  HHadlem 
sich  befinde;  und  dass  also  die  Folge  dieser  von  dem  (hm  I/.  gewollten  Maass- 
nahme  die  gewesen  sei,  dass  ein  Bauerngut  zu  existireu  aulgehört  habe,  dass  die 
Wirthschaftslage  deijenigen,  die  die  eine  oder  andere  Parcelle  sieli  ersteii^erten, 
vielfneh  ^irh  verschlimmert,  irdfufalls  nicht  tioTiTionswertli  <\vh  verbessert  habe  und 
dass  die  Kinder  des  verstorbenen  Besitzers,  wenn  sie  vulljalirig  geworden  seien, 
miter  ümstibideD  adt  erbeblieben  Opfern  ein  anderes  landw.  Anwesen  sich  erwerben 
niüssoii.  Wie  %iele  derartige  Fälli-  mögen  friiher  im  fJeltmT<^^ir<'biet  des  französischen 
Kechts  in  BeatsckLand  vorgekoiumen  sein  und  in  Frankreich  noch  immer  vor- 
kommen! 

Bnehenbsrgar,  A.,  Agnupoliiik.  L  33 
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Fixirung  jener  Grenze  entweder  ein  bestimmtes  Fläclienmaass  oder 
ein  dem  entsprechender  Maassstab  (Zahl  des  Spannviehs,  Maass 
der  Aussaat,  Stonerertrag)  diente.  Man  kann  mit  Kecht  gegen 
eine  solche  sehematische  Ordnung  den  Einwand  erheben,  dass, 
indem  sie  der  Verschiedeuartigkeit  der  Verhältnisse  keine  Rechnung 
trug,  auch  dem  berechtigten  Grundstücksverkehr  lästige  Fesseln 
auferlegte,  und  man  wird  überhaupt  aus  den  früher  erörterten 
allgemeinen  Gründen  die  Fortdauer  soleher  Beschränkungen  doch 
nur  unter  sehr  bedingten  Voraussetzungen  fttr  angemessen  und 
nöthig  erachten  dMen;  wobei  übrigens  das  System  der  Geschlossen- 
heit  als  solcher  mit  der  Möglichkeit  des  Dispenses  im  Einzelfall 
vor  der  schematischen  Festlegung  eines  Besitzminimums  jedenfalls 
den  Vorzug  verdieni   (Vgl.  §  77.)*) 

2.  Eine  grössero  Berechtigung-  aucli  heute  noch  als  dioso  Besitz- 
minimas  haben  die  Vorscliriften ,  welclie  die  Verkleinerung  der 
einzelnen  Grundstfl  cksp  arc  eil  en  unter  ein  gewisses  Maass 
der  Regel  nach  untersagen  (P  a  rc  e  1 1  e  m  i  n  i  m  u  m ,  S  tü  c  k  s  c  h  1  u  s  s) ; 
sie  sind  nicht  sowohl  Rücksichten  einer  guten  Besitzvertheilung 
entsprungen,  da  sie  meist  so  mässig  gegriffen  sind,  um  auch  eine 
weitgehende  Besitzzersplitt enuig  nicht  zu  hindern,  als  Rücksichten 
der  Technik  der  Bewirthschaftung,  weil  es  bei  jedem  landwirth- 
schafüich  (und  forstwirthschaftlich)  benutzten  Gnmdstück  eine 
üntergrenze  giebt,  jenseits  deren  eine  rationelle  Bestellung  er- 
schwert oder  das  Land  doch  nur  noch  als  Gartenland  (zur  Spaten- 
cultur)  tauglich  erscheint.  Dieselben  Erwägungen  also,  welche  die 
Bereinigungsgesetze  gezeitigt  haben,  um  eine  zweckmässigere 
Arrondirung  des  Grundeigenthums  herbeizuführen,  sprechen  um- 
gekehrt dafür,  dass  nicht  im  Wege  der  Theilung  —  sei  es  im 
Erbweg  oder  un  freihändigen  Verkehr  —  ein  Grundstück  auf  eine 


•)  R  au  betont,  dass  „ftino  und  diosclbe  Unter^cnzc  hier  noch  zu  jjtoss  warv 
und  \*icle  nützlich«  Th«Mlmi«rpn  verhindern  Avürdr,  dort  sclion  weiter  griii<r«\  nU  <'< 
verständige  J-amhvirthe  liir  rath^am  liieUeu'* ;  denn  die  Verhältnisse  tünd  so  ungleich, 
dass  r,die  gesetzliche  Untergreuze  I*  i(  ]it  in  der  einen  (iegend  zwei-  oder  dreimal  so 
gross  bestimmt  werden  muss,  als  in  der  anderen"  (§  81  b\   Adnilirh  Il.  lf.  i  i(  h. 

a.  0.  1853,  S.  436  ff.,  der  namentlich  auch  die  Unmöglichkeit  eiuür  scharlVu 
Allgransnng  des  Standes  der  Laodwirthe  von  dem  der  Tagreldhner  betont,  „üeber 
haupt  trägt  der  ganze  (JrdnTike  den  (liarakter  eines  kliiiu  n  niul  zuai  n  in  polizti- 
licheu  Aushili'äuiittelü  an  sich".  Noch  schwieriger  würde  uatUrlich  die  Ausfiihnui^ 
des  Yorschla^  sein,  ffir  jedes  Einzelgrni  einen  nntlieilbaren  Sfanun  oder  K»ni, 
-Sohlfttelle"  test/.u^t  tz*  n.  wie  s.  Z.  v.  Viiil<i'  voig-esch lagen  hat.  Aehulieher  Vor- 
schlag übrigeus  auch  von  K.  Maurer  im  Art.  -Erbgut"  im  deutschen  Staatworter- 
bttch  gemaehtf  in  Yerbiitdung  mit  der  Znerkeniiuug  eines  Retractrechts  der 
nächsten  atigeborenen  Erben. 
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ganz  iinwirthscliaftliche  Grösse  herabgehracht  werde.  (Vgl.  §  53,  S. 
312.)  Zwar  wird  die  altere,  im  Bann  der  physiokratisch  Smith'schen 
Anschauungen  stehende  Lehre  auch  hier  betonen  wollen,  dass  das 
eigene  Interesse  der  Landwirthe  stark  genug  sein  müsse,  um  eine 
Tin  verständige  Zerstückelung  derParcellen  zu  hindern;  die  Erfahrung 
beweist  indessen,  dass  Kurzsichtigkeit  und  Unverstand  in  bäuer- 
lichen Kreisen  das  wahre  nachhaltige  Interesse  sehr  h&ufig  nicht 
erkennt,  und  ,Jene  Landfetzen  von  TischtuchgrOsse",  über  welche 
neuerliche  Erhebungen  zu  erz&hlen  wissen  (S.  311),  bilden  eine 
seltsame  Illustration  zu  dem  Optimismus  der  älteren  Doctrin, 
welche  von  jedem,  auf  eigene  Füsse  gestellten  Wirth  voraussetzte, 
dass  er  immer  und  Uberall  das  erforderliche  Maass  wirthschaftlicher 
Einsicht  und  Selbstverleugnung  besitze  und  bethätige.  Auch  wtbrde 
die  Landwirthschaftspolitik  eines  Landes  sicher  in  einen  gewissen 
Widerspruch  mit  sich  selbergerathen,  wenn- sie  einerseits  mit  grossem 
Aufwand  von  Mitteln  unter  ZuhOfenahme  des  staatlichen  Apparats 
Unternehmungen  ins  Leben  zu  rufen  trachtet,  die  die  landwirth- 
schaftliehen  Nachtheile  der  Bositzzerstückclung  beseitigen  sollen, 
anderseits  aber  keinerlei  Vorkehr  tiagegen  treffen  würde,  dass  nicht 
in  kürzester  Frist  durch  Vornahme  von  Theilungen  der  alte  Zu- 
stand wieder  auflebt.  Mindestens  sollte  man  da,  wo  die  klf^in- 
und  mittelbäuerliclie  Bevölkerung  vorliorrscht  und  wo  überhaupt 
die  Neigung  zur  Theilung  durch  Recht  und  Sitte  gef^^rdert,  wird, 
auf  jene,  wenn  schon  beschoidone  Schranke,  die  ein  rarc^dlenmi- 
ninium  unverständigem  Vorhaben  entgegensetzt,  niclit  verzichten; 
auch  um  desswillen  nicht,  w^'il  sie  in  den  neut  iiden  (ier  Frei- 
theilharkeit  für  die  mit  Naclilasstlieihinaen  lietraulen  l?»diörden 
eine  kidneswega  überflüssige  Kichtschnur  für  die  Bildung  der  Erh- 
loose  aliu'iebt. 

Die  Parcellenminimas  müssen  selbstredend,  wenn  sie 
ihrem  Zweck  entsprechen,  aber  auch  zu  weitgehende  Belästigungen 
des  Verkehrs  nicht  im  üefolge  haben  sollen,  den  \  erschiedenartigen 
Culturverhältnisson  angepasst,  daher  für  Wald  und  Weide,  für 
Acker  und  Wiesland  verschieden  gross  nonnirt  sein;  auch  ist  durch 
Einfühnuig  eines  V  r  valtungsdispensationsrechts  aussei^ewohnlichen 
Fällen,  die  eine  Theilung  unter  das  geordnete  Maass  rechtfertigen 
(z.  B.  bei  Abtretung  zu  öffentlichen  Zwecken  etc.),  Bechnung  zu  tragen. 

In  (licsrra  .Sinne  hat  ria<  badische  CfMtz  vom  H.  April  ISäl  die  Materie 
geordnet,  indem  es  die  Theilung  von  Wald,  Kenneid  und  Weiden  in  Stücke  unter 
10t  die  Theilung  von  AektxMA  nsd  Wiesen  in  Stücke  unter  ein  Viertel  Horgt^tk 
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(9  ar)  verbietet,  Tüeilujagett  von  Liegenschaften  entgegen  diesen  Bestinununeen  für 
niehtif^  und  rar  ebuselse  Gemarkungen  auf  Antrag  des  Gemdndmraths  die  Fest- 

setznnp:  höherer  Minimas  sowie  die  Einführung  solcher  für  Rebland  für  statthaft 
erklärt.  (Sielie  des  Verfassers  Handb.  des  bad.  Landwirthschaftsrechts,  S.  606  und 
628  flF.)  —  Aehnliche  Gesetze  in  Hessen  und  Weimar  v.  18.  August  1871  bezw. 
16.  Janiiar  t&J2  (dort  10  ar,  liier  30  ar),  wogegen  anderwärts,  z.  B.  in  Bayern, 
im  Aiis(-hlus9  an  die  Feldbereinigungsgesetzgebimg  nmxweckmässigen  Theihmgen 
durch  die  Besimmuug  entgegengetreten  wird,  dass  bei  Theilungen  die  Theilstücke 
die  bestehenden  Zufahrtswege  behalten  oder  neue  erhalten  müssen  ((resetz  vom 
29.  M.ii  1886,  Art.  43).  —  Dabei  mag  bemerkt  sein,  dass  Roscher  (a.  a.  ().,  §146) 
die  Scliwierigkeiteu  amtlicher  IHspensertheiluugeu  im  System  der  Güter-  oder  Stück- 
lieMflflse  nnd  ihnlicli  Walcker  (a.  a.  0.,  §  68,  ^er  3  ft.)  doch  sehr  überschfttsen; 
man  braucht  nicht  allweise  zu  sein,  nm  im  gfgphmpn  Fall  das  Richti<rt'  zu  treffen 
und  die  Bedürfnisse  des  praktischen  Lebens  mit  jenen  der  höheren  Staatsraison  im 
Einklang  zu  erhalten.  THe  Sehwierigkeiten  mindern  sich  übrigens  in  dem  Haasse 
und  die  Entsclitiduu<^eii  passen  sich  tleni  Fluss  des  Lebens  um  so  mehr  an,  je 
weniger  jene  von  dem  Ermessen  der  Bureaukratie  allein  abhängig  gemacht  werden, 
also  dem  Laienelemmte  der  Selbstverwaltung  ein  maassgebender  Kinduss  auch  in 
solchen  Fragen  eingeräumt  ist,  wie  dies  z.  B.  in  Baden  der  Fall,  wo  in  erster 
Instanz  über  Theilungsgesuche,  aneh  über  jptin  hinsichtlich  der  gesetzlich  uruheil- 
baren  Hofgüter  (§  77),  immer  der  Bozirkürath  hetmdet.  —  Unter  deu  Utsicht»- 
punkt  der  polizeilichen  Beschränkung  der  Parcellirunf^sireilieit  kann  auch  das 
Preuss.  Gesetz  vom  25.  Au^nist  1876  über  die  Vertheiluu^r  der  otTentlirlicn  Lasten 
bei  Grundstückstbeilimgeu  und  die  Gründung  neuer  Ansiedelungen  in  den  Provinzen 
Freassen,  Brandenburg,  Pommau,  Posen,  Schlesien,  Sachsen,  Westphalen,  und  die 
dazn  erf^angenen  Nachtragsgesetze  vom  4.  Juli  1887  'für  TTannovcr^  und  18.  .Tnni 
1888  i,txir  Schleswig-Holstein)  gebracht  werden,  weil  die  Abtrennung  von  Grund- 
BtQeksparoellen  behufs  Gründung  einer  nenen  Ansiedelunfi:  danach  unter  bestümnIeD 
Yoranssptzxmp^pn  einem  poBzeilichcn  r.cnelnni<rnn^sverfahren  unterworfen  ist.  (VgL 
den  Art.  „Ansiedelungsgesetzgebuug''  von  Rummel  im  Handb.  der  St.-W.) 


g  88.   Fortsetzung;  Dismembrationsvorbote;  Grund- 
erwerb durch  Ausländer. 

3.  Zu  den  botrübendston  Erscheiuimueii.  welche  die  FrciLTcltuiiii 
des  Verkehrs  iui  liegeiischartlichen  Eigeiiihiuu  niclit  selten  ge- 
zeitigt hat,  zählt  das  Treiben  der  im  Yolksmiind  als  „Güternn^tzirer* 
bezeichneten  Specuhmten.  die  den  Aufkauf  von  landwirthschaft- 
lichen  Anwesen  in  der  Absicht,  solche  zu  zerstüekeln  und  in  Par- 
celien  an  dritte  Personen  weiter  zu  veräussern,  iörmlich  gewerbs- 
mässig betreiben.  Obwohl  es  sich  bei  diesem  Treiben  lediglich  um 
die  Kinheimsung  des  aus  dem  Wiederverkauf  des  erworbenen  <^uts 
in  kleinen  Parcellen  zu  erzielenden  Gewinns  (Differenzgeschäft 
in  Grundstücken!)  handelt,  also  eine  Privatspeculation  gewöhn- 
lichster Art  vorliegt,  hat  es  docli  nicht  an  Stimmen  gefehlt,  welche 
nnclr  diese  Sorte  von  geschäftlicher  Thätigkeit  unter  den  höheren 
Gesichtspunkt  der  Volkswohlfahrt  mit  dem  Hinweis  zu  bringen 
versucht  haben,  dass  im  gegebenen  Fall  eine  solche  Parcellirung 
das  Mittel  sei,  die  Segnungen  des  Grundbesitzes  einer  grösseren 
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Anzahl  Menschen  theilhaftig  werden  zu  lassen.  Nun  kann  freilieh 
die  Zerschlagung  von  Grossgfitem  allerdings  unter  Umständen 
eine  sehr  nützliche  Maassnahme  sein,  und  in  dem  folgenden  Ab- 
schnitt wird  sich  Gelegenheit  bieten,  dies  näher  zu  beleuchten; 
aber  heilsam  wird  sie  sich  doch  nur  da  erweisen,  wo  durch  die 
Art  des  Vollzugs  dem  Landesculturinteresse  in  der  That  gedient 
wird  und  die  neuen  Erwerber  unter  Bedingungen  in  den  Genuss 
von  Grundbesitz  gelangen,  welche  ihnen  gestatten,  desselben  wirk- 
lich ftoh  zu  werden.  Bei  den  hier  in  Bede  stehenden  Goterhändeln 
ist  indess  der  Verlauf  regelmässig  ein  solcher,  dass  weder  die 
Einzelbetlieiligten  noch  die  Volkswirthschaft  im  Ganzm  au>  ihnen 
Vortheile  zu  ziehen  vermag;  denn  nicht  die  Herluililhruiig  einer 
bessern  Bcsitzvcrtheilung  wie  dort,  sondern  lodiulii  Ii  die  Erzielung 
eines  hohen  Gewinns  durch  hilligen  Erwerb  luui  Wiederverkauf 
zu  möglichst  hohem  Preis  ist  der  für  die  Zert^chlagung  maass- 
gebendo  Beweggrund:  nicht  das  Bedürfniss  des  Bodenverkehrs  au 
sich,  siuulern  die  Ausnutzung  der  Kothlagc  einzelner  Besitzer  und 
die  Öpeculation  auf  die  Kurzsiehtigkeit  und  Begehrliclikeit  kleinerer 
Leute  der  äussere  Anlass  des  Treibens  Indem  man  sieh  in  den 
Besitz  von  Fordeningen  gegen  Besitzer  verschuldeter  Höfe  setzt, 
ist  ein  Mittel  irefunden.  im  Wege  scliouungslosen  Betreil»ens  (h-r 
Schuld  den  Besitzer  lür  den  Verkauf  des  Anwesens  zu  niedrigem 
Preis  geneigt  zu  machen;  und  in  der  Zerlegung  des  erworbenen 
Guts  in  kleinste  Parcellen  bietet  sicli  ein  weiteres  Mittel,  die 
grosse  Masse  der  kleinen  Leute  als  kauflustige  Bieter  heranzu- 
ziehen. Dabei  wird  durch  die  plumpesten,  aber  gleichwohl  ihres 
Zweckes  bei  kleinen  Leuten  nie  verfehlenden  Veranstaltungen 
(Verabreichung  von  Speisen  und  Getränken  in  reichlicher  Menge 
vor  der  Versteigerung  etc.)  die  erforderliche  „Stimmung"  zum  Bieten 
zu  erzeugen  geumsst  und  durch  aufgestellte,  zum  Mitbieten  Ter- 
anlasste  Mittelspersonen  in  den  erhitzten  Köpfen  eine  Steigerungs- 
leidenschaft  erzeugt,  die  schliesslich  auch  yor  den  unTorständigsten 
Angeboten  nicht  zurflckschreckt  Und  da  Baarzahlung  selten  er- 
folgt, in  der  Regel  gar  nicht  gewünscht,  vielmehr  Abzahlung  in 

Generakecretär  v.  Causteiu  erwiümlc  im  deutscheu  Laud>>-irtlischatt»rath 
1884  (Verhradl.,  8. 267),  dftSf  in  der  PMvinz  Brandenbiirg  in  16  Krdsmt  818  grössere 

Wirtliscliiiffen  durcli  rarcelliniiifrcn  VPr'?rli\vini(ltMi  seinen  (in  der  ganzen  ProNill»  an- 
näherud  760),  uud  berocliuete  den  Uewinn  der  Parccllanten  anf  Aber  8  MiU.  M.; 
ia  den  PcMnmenchen  Amt  Fr«iaiwald  hat  die  Avssehlachtung  von  52  Hd^  den 
Paroellanten  l)t?i  einem  Gesamniterlös  der  Verkäufe  von  177iHMX)  M.  einen  Gewinn 
von  197 350  M,  prt  bracht  ilO*/«);  »iehe  Miaskowski,  Agrarpolitiscbe  Zeit-  und 
Streitlratjea  188Ü,  b.  61. 
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Theilraten  Tereinbarfc  zu  werden  pflegt,  so  sind  solche  Güter- 
Tersteigenmgen  meist  die  Ursaclie  zahlreicher  neuer  Schuld- 
TerbindHchkeiteu,  in  welche  ein  Theil  der  Bewohner  eines  Orts  zu 
dem  Gflterhändler  gerathen  und  die  diesem  nun  wiederum  eine 
willkommene  Handhabe  zu  unsauberen  Geschälten  jeder  Art  bieten 
und  die  Parcellenkäufer  in  immer  stärkere  pecuniflre  Abhängigkeit 
versinken  lassen.  Es  ist  eine  durch  zahlreiche  Einzelerhebungen 
zweifellos  gemachte  Thatsache,  dass  der  Wucher  auf  dem  flachen 
Lande  in  vielen  Fällen  an  solche  Güterversteigerungen  anknfipft 
und  dass  die  auf  diesem  Wege  erworbenen  ParceUen  den  Be- 
theiligten nicht  zum  Segen,  sondern  zum  Fluch  geworden  sind. 

Eine  von  richtigen  Erwägungen  geleitete  Landwirthschafte- 
Politik,  welche  es  als  ihre  vornehmste  Aufsraho  erachtet,  möglichen 
Schäden  des  Wirthschaftslehens  auf  dem  flachon  Lande  diiieh  vor- 
beugende Maassnahmen  entgegenzutreten,  wird  solchen  Vorkomm- 
nissen geg(  liuber  selbst  dann,  wenn  derartige  Rechtsgescliäfte  Ii 
durchweg  in  rechtlich  nicht  anfechtbarer  Form  unter  freier  Ent- 
schliessung  der  Betheiligten  abspielen,  ein  ruhiges  Zusehen  nicht 
beobachten  wollon,  vielmehr  thunlieh  dem  erwähnten  Treiben  ent- 
geofonzuwirken  sich  bemühen;  die  meist  sich  findende  gesetzliehe 
Yorselirift,  dass  Käufe  von  Grundstöcken  zu  ihrer  Giiltitrkeit  der 
schriftlichen  Abfassung  bedürt'en,  u-enüu:t.  wie  die  Krfahninir  der 
Länder  zeii^i,  wo  solche  Vorschriften  bestehen,  nicht,  um  dem  Un- 
wesen zu  steuern:  wirksamer  schon  wäre  ein  polizeiliches  Verbat 
der  Abhaltung  von  GüterversteiL;erunseu  in  Wirthshäusern,  wie 
solche  mehrfach  erlassen  sind;  am  wirksamsten  aber  würde  dem 
speculativen  Aufkauf  von  Anwesen  zum  Zweck  der  Zerschlagung 
durch  die  Vorschrift  ein  Eiegel  vorgeschoben,  dass  die  Zer- 
schlagung vor  Ablauf  einer  bestimmten  nicht  zu  kurz  bemessenen 
Zeit  nicht  erfolgen  darf,  weil  das  Hindemiss  rascher  Verwerthung 
des  Objects  imd  die  Nöthigung  der  Herbeiführung  einer  inter- 
imistischen Verwaltung  desselben  in  der  Begel  die  Gewinnaussichten 
merklich  beinträchiigt  Sehr  erwägungswerth  endlich  erscheint  die 
EüifQhrung  eines  Beuerechts,  gemäss  welchem  bei  Kauf-  und 
Tauschverträgen  Über  landwirthschafUich  benutzte  (xrundstflcke 
den  Vertragsschliessenden  Theüen  binnen  kurzer  Frist  vom  Ter- 
tragsabschlusse  ab  das  Recht  des  einseitigen  Bäcktritts  zusteht: 
indem  dadurch  die  Garantie  eines  nach  allen  Bichtungen  möglichst 
äberlegten  Abschlusses  und  ein  denkbar  starker  Schutz  vor  Ueber- 
eilnngen  und  Selbsttäuschungen  gegeben  wäre. 
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Ueber  deu  vorerst  g'escheitt'rten  "VVrsnrh ,  ein  snlclirs  'Rcurrrc  ht  in  Baden 
einzurühren,  siehe  des  Yeriassers:  „Beitrüge  znr  laudwirthschattiicheu  I^'rage  der 
Gegenwart",  1887,  S.  52  ff.  und  die  auf  dem  Landtagr  1883/84  hiesa  eratatteten 
Berichte  des  Abgrordueten  v.  Nctihronn  und  Rosshirt  und  des  Mitglirdps  der 
1.  Kammer  v.  Stösser.  —  Kiue  treffliche  Orduuug  der  Sache  in  Württemberg, 
wo  ein  Reverecht  scbon  durch  das  Landrecht  vom  Jahre  1610  vorgesehen  und 
jetzt  noch  in  Kruft  ist  und  ein  Specialf^fsr-tz  venu  23.  .Tiuii  1853  auf  die  r.t  sciti^rung 
der  hei  LiegeuschaitsveräusseruuKea  und  im  Besonderen  bei  Zerstückelung  von 
BanenigQleni  vorkommenden  lllsabrftnehe  abzielt:  schrÜUiche  Form  der  Yerträ^, 
Gebot  der  Yomahme  der  Güterversteigerung  in  Rathshäusem  in  Anwesenheit  obrig- 
keitlichor  PersoTM-n .  Verbot  der  Yorabreichung  von  Getränken  unmittelbar  vor  und 
während  der  \  i tstreichsverhaudluug^ ,  Verbot  des  Wiederverkuuts  von 
mehr  als  des  >  i  rtenTheil  erworbener  Urnndstfleke,  die  einen  Müss- 
gehalt  von  10  Mor^ren  und  darüber  haben,  vor  Ablauf  von  H  Juliren 
ohne  Genehmigung  der  Kreisregierung,  welche  iudess  dann  nicht  verweigert 
werden  soU,  „wenn  der  stflckwetse  Wiederverkauf  nach  der  Persönlichkeit  und  den 
'^'^'rll;iltnisseTl  des  EipTfiithiinifrs  niclit  :ils  tint-  Haiidtdsspeculation  sich  darstellt  oder 
wenn  es  nach  den  besonderen  Verhältnissen  der  Gemeinde  tda  vortheühaft  erscheint"'. 
Wihrend  das  Gesebs  in  den  Sechxif^r  nnd  Siebensiger  Jahren,  wie  es  scheint,  etwas 
lax  gehandliubt  wurde,  ist  st  it  dm  Adit/.i^'er  Jahren  nnf  ministeriellt'  Wi'isnnixt'n 
eine  schärf  ere  Yerwaltungspraxis  zu  bemerken,  die,  wie  der  Yer£iw8er  einer  amtlichen 
Uittheilung  entnimmt,  einen  sehr  beolsamen  EinlBnss  auf  das  Treiben  dar  Gfiter^ 
metzger  ausgeübt  hat.  —  In  Bayern,  wo  Ende  des  vorigen  und  zu  Anfang  dieses 
Jahrhunderts  die  Zertrümmerung  der  grösseren  Bauenigüter  als  eine  wesentlich« 
.Maassregel  der  Laudescultur  staatlich  sehr  begünstigt  wurde,  beobachtet*;  man 
schon  üt'hr  bald  den  ICssbrauch,  den  jüdischen  Uuterhindler  mit  dieser  Dismem- 
brationsfreiheit  im  grossen  Umfang  trieben  (v<rl-  Hjuismnnn.  Die  Crnindentlastung 
in  Bayern,  1892,  ti.  51  ff.,  S.  93  ff.,  S.  101  li.,  d.  120  H.),  was  im  Jahre  1817  zur 
EinfBhmng  eines  polizeilichen  Genehmigungsverfahrens  für  Ontslheilougen  und 
später  zu  dem  Gesetz  v.  28.  Mai  1S.')2  führte,  das  jede  gewerbsmässig  betriebene 
parcellenweise  Yeräuüserung  landwirtbschaftUcher  Gutscomplexe  und  selbst  jede 
gewerbsmässige  Yorschnbleistnnj^  dazu  mit  Gefängnlss  bis  zu  8  Monaten  nnd  Geld 
von  100 — 1(K)0  Fl.  bi'straft.  lAne  Vorschrift,  die  durch  das  Polizeistrafgesetzbuch 
von  1861  ireilich  wieder  beseitigt  worden  ist.  —  Zahlreiche  Belege  über  das  Treiben 
der  Giitersoblächter  in  verscUedenen  TheÜen  Deutschlands  bei  Hiaskowski, 
a.  a.  O.,  I.  Bd.,  S.  1H2  ff.;  ebenso  in  der  badi.schen  landwirthschaftlichen  Enquete 
von  1883,  IV.  Bd.,  S.  35  ff.  und  in  den  Berichten;  „Bäuerliche  Zustände^.  Drastische 
Schilderungen  ferner  bei  Jäger,  Die  Agrarfrage  der  Gegenwart,  1882,  S.  188  ff. 

4.  Endlich  kOtmen  unter  den  Ghesiehtspunkt  der  Verhütung 
einer  einseitigen,  schftdlichen  GrundeigenthumsTertheilung  auch 
diejenigen  GesetzesTorschriften  gebracht  werden,  welche  den  Erwerb 
Ton  Grund  und  Boden  durch  Ausländer  Beschränkungen  unter- 
werfen und  deren  Endzweck  insbesondere  darauf  gerichtet  ist,  die 
Häufung  Yon  Latifundienbesitz  im  Inland  in  der  Hand  von  Nicki- 
Staatsangehörigen  zu  hindern,  wie  solche  Yorschriften  in  Bussland 
erlassen,  neuerdings,  Angesichts  ungemessener  Landankäufe  eng- 
lischer Landlords  in  Kordamerika,  auch  in  diesem  Staatsgebiet 
in  Aussicht  genommen  worden  sind^).  Bei  der  Wflrdigimg  derartiger 
Maassnahmen  ist  zu  beachten,  dass  kaum  ein  anderer  Besitz,  als  der 

Jäger  giebt  (a.  a.  0,,  S.  351)  eine  ZiHaninunistollini'r  des  von  Ausländern 
.in  den  Vereinigten  8taaten  besessenen  Grund  und  Bodens,  aus  der  sich  ergiebt, 
dass  es  sieh  um  eine  Fläche  von  rund  20  MJIL  Ajow     lutd  8|4  IGIL  ba  haadelt; 
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im  Grund  und  Boden  angeleöfte,  dorn  Besitzer  woithin  wirthschütt- 
lichen,  socialen  und  politisclien  Kintluss  siclu'i-t  und  dass  daher  für 
kein  Land  es  gleichgültig  sein  kann,  solchen  Eintiuss  von  physischen 
(oder  juristischen)  Personen  ausgeübt  zu  wissen,  welche  —  weil 
ausserhalb  des  staatlichen  Verbands  befindlich  —  den  Interessen  des 
letzteren  fremd  gegenüber  stehen  und  bei  der  Bewirthschaftung 
ihres  Grundbesitzes  lediglich   von  ihren  privat^irthschaftlicben 
Interessen  rücksichtslos  sich  leiten  lassen;  und  bei  denen  die 
Nachtheile  des  Absentiismus  (§71)  in  potenzirter  Form  in  die  Er- 
scheinung treten.  Wird  kein  Culturstaat  so  kleinlich  sein,  den 
Ankauf  von  Grundstficken  durch  Ausländer  schlechthin  zu  unter- 
sagen, und  bildet  die  Niederlassungsmöglichkeit  von  Ausländem 
auf  eigenem  Grund  und  Boden  in  fremden  Staaten  einen  wesent- 
lichen Bestandtheil  des  neuzeitlichen  internationalen  Wirthschafks- 
und  Handelsrechts,  so  kann  es  doch  sehr  wohl  als  eine  nationale 
Pflicht  erscheinen,  Vorsorge  dagegen  zu  treffen,  dass  diese  Nieder- 
lasBungsmöglichkeit  nicht  zur  Schaffung  von  flbermässigen  Iiaiid- 
besitzungen  missbraucht  werde,  mittelst  deren  fremde  Staatselemente 
einen  weitgehenden  Einfluss  auf  die  Gestaltung  des  heimischen 
Wirthschaftelebens  sich  zu  verschaffen  vermochten.   Ist  der  Lati- 
fundienbesitz an  sich  bedenklich  und  dessen  allmähliche  Beseitigung 
Aufgabe  einer  von  socialen  Gesichtspunkton  getragenen  Landwirtli- 
schaftspolitik,  so  wird  der  im  Besitz  von  i'reniden  betindliihe 
Latifundienbesitz  eine  schlechthin  gemeinbcbädliche  Listitution  und 
ein  Staat  handelt  wohl  daran,  wenn  er  durch  seine  Gesetzgebung 
der  Entstehung  solcher  gefährlichen  Entwicklung  ein  für  allemal 
einen  Riegel  vorschiebt  und  da,  wo  solche  im  Laufe   der  Zeit 
dennoch  eingetreten,  gesetzliche  Vollmachten  behufs  deren  nach- 
träglicher Bi'seitigung  (iSöthigung  zum  Verkauf  der  Landereien 
in  bestimniter  Zeit,  allenfalls  Zwangsverkauf  auf  Bechnung  des 
Staats  selber)  sich  erwirbt.    „Der  nationale  Grund  und  Boden  den 
Angehörigen  der  Nation''  —  ist  eine  so  ohne  Weiteres  einleuchtende 
Forderung,  dass  nur  das  internationale  Geldkapital  und  die  mit 
ihm  verknüpften  Interessenkreise  an  der  Yervdrklichung  dieser 
Forderung  Austoss  nehmen  können. 

Nach  einem  ueuerlichen  im  Jahre  1801  aUBgearbeit^^teii  rnssi sehen  fJt'setx- 
eTitwinf        dir  Ansiedelunar  'tcr  Ausläudcr  ausserlialb  der  St!i(lt<rt'liu 'i^  s  i\%i, 
der   ISi'siiz   uud  die  Nnfzmi;:  von  Immobiliarvfrimig't'n  durch  Ausiaäult  r  umi- 

über  die  iu  obig^er  Richtung  sich  geltend  machenden  Bestrebungen  der  eintius»- 
fftieheu  National  Farmer's  Alhance  in  Nordamerika  siehe  Cheney  in  Bratm's  Archrr, 
1892,  8.  132  ff. 
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sätzlich  verboten  werden.  Nur  ausnahmsweise  soll  Ausländira  die  Erwerbung 
von  tirimd  uud  bodm  g«»tatt«t  i»dm,  dock  nur  unter  der  i^ediujpuig,  da&s  nie  in 
den  rassischen  ünteitbanenverbaad  eintreten.  AnsUlnder,  die  bereits  im  Reich 
Liuul  erworben  haben,  solb'ii  virpfiichtet  werden,  innerhalb  dreier  Jalire  rusr,is<lie 
LJuterthaueu  xu  werden  uud  genügende  Kenntnisse  in  der  russischen  iSpraehe  und 
den  rassischen  Onindgesetzen  an&nweisen;  anderafnlls  sollen  diese  AnsUnder  ^'e- 
uötbi^  werden ,  ihr  Ei^enthom  sm  veräussera  und  RnsslMid  zu  verlassen.  —  Einem 
ähnlichen  Gedankengang  entspringen  die  vereinzelt  erlassenen  Gesetze,  welche  den 
Verkauf  oder  die  Verpfandung  landwirthschaftlieher  Anwesen  an  Ortsfremde,  wenn 
schon  Inländer,  verbieten;  hierzu  zählt  das  rumänische  Ablösungsir<  ^etz  vom 
14.  26.  Augu.Ht  1Sfi'4.  vvt'Ulie>  die  fliciiuils  robofpflichtige  Hauenisrbaft  in  dt  ii  eifren- 
thümlichen  Uesiu  niutn  Theils  des  Herreulandes  einwies,  aber  (inluiltlich  dm-  Art.  7 
nnd  57)  den  mit  Land  Beliehenen  vnd  den  Käufern  von  Landloomn  für  30  Jahre, 
von  clrr  I^rlassung  de«  (iesetzes  bezw.  vom  vollzogenen  Kauf  an  gerechnri,  die  Be- 
fugniss  eutzielit,  ihr  Anwesen  durch  Hechtsgeschätte  unter  Lebenden  oder  auf  den 
Todesfall  ausser  an  die  Gemeinde  selbst  oder  an  einen  anderen  Dorf- 
be\V(»]iJier  zu  verunssem  oder  /u  verpfänden.  Auch  nach  A1d;iuf  der  30  Jahre 
behält  die  Gemeinde  das  Vurkaulsrecht.  BeschriüilLungett  der  Treitheilbarkeit  im 
Wege  des  Erbfiberganges  enthält  das  Geseta  nicht.  (Nach  Grunberg:.)  —  Das« 
man  ganz  allgemein  der  Gemeinde  ein  Vorkaufs-  und  Nachbarrecht  gegenüber  d«'m 
Zwangs-  wie  dem  freien  Verkaufe  in  Anlehnung  an  das  ältere  deutsche  .Stammes- 
recht wieder  einräume,  von  L.  v.  iStein  warm  befürwortet.  (Die  drei  Fragen  etc., 
S.  35.) 


Abschnitt  IV: 
Die  Landpolitik  und  die  innere  Coionisation« 

L  itera  tu  rüb  ersieht 

Den  besten  Einbliclc  in  die  in  nachstehendem  Abschnitt  behandelten  Bestre- 

btin^rt  n,  neu  ordnend  und  heeinfliis-i  iid  in  die  Vrrhältnisst-  der  ( Innidbesitzvcrthei- 
luug  einzugreifen  (durch  Kegelung  des  Auswanderungiswesens  und  durch  die  Maass- 
nalunen  der  inneren  Colonisation),  liefern  die  yerÖffentUchungeu  des  Vereins  für 
Socialpolitik ;  „Zur  innt  ren  Colonisation  in  I)euf>ehliuid".  Bd.  XXXII,  mit  den  Auf- 
sätzen von  iSchmuller,  Thiel,  Kimpler  uud  äombart^  weiteriiin  die  amtlichen 
Prenssischen  Denkschriften  und  die  GesetaseS'Materialien  tn  den  im  Toxi  erwähnten 
Gesetzen  der  Jahre  1886,  1890  und  1891.  Writerliiu  i-!  zu  verweisen  auf:  die 
Verhandlungen  des  I'reussischen  Landesökonomiecolb'giuuis  vom  Jahre  1871),  Bd. 
Vni,  Ergzbd.  II,  8.  1(>2  ff.  ( Kefereiiten :  v.  Wedeil  -  Malchow  und  Bokelmaun),  des 
Deutschen  Landwirthschaftsraths  von  1888  Heferat  vovi  l'n  ihcrrn  v.  Krffa- 
Wernburg)  über  die  Auswanderungsfrage ;  des  Vereins  tiir  S.u  iiil[Hditik  V(»m  Jahr 
1886  (Bd.  XXX  der  .Schrift,  d.  Ver.j;  auf  den  amtliclien  Bericht  über  l'reusscns 
laudw.  Verwaltung  1886^7,  S.  200  ff.  und  die  jeweils  dem  Preoss.  Landtag  vorgelegten 
Denkschriften  iiixr  die  A ust'ülining  des  Aiisirdelungs- (leset/.es  vom  26.  April  1886, 
welche  namentlich  über  die  bei  dum  Anliauf  von  Gütern,  deren  Zerlegung  in  kleine 
Anlesen,  die  bei  der  Ueberlassnng  von  Gütern  durch  die  eingfesetzte  staatliche 
ronnnissinn  beobachteten  'u  umU.itze  einen  selir  in-f rucfivru  Kinltlii  k  fr'  ^vähren. 
Femer  auf:  Paasche,  Erbpacht  und  Uent^ngüter  als  Mittel  zui  ächafl'uug  uud 
Erhaltung  eines  ländHcben  Mittel-  und  KleinbesitaeB  (in  Conrad*»  Jahrb.,  N.  F., 
14.  Bd.,  S.  209  ff.);  Rimpler,  Domänenpolitik  uud  (irundeigenthumsvertlioilung, 
1888;  Sering,  Arbeiterfnige  und  innere  ('olonisati(»n  in  den  ostlichen  Provinzen 
Preus,sens,  1892;  Derselbe,  Die  innere  Colonisation,  Beferat  f.  d.  deutschen  Land- 
wirthachaftsrath  1892  (Archiv,  S.  371  ff.)  —  Ueber  die  älteren  Colonisationen  geben 
Aufscliln^s:  Beheim  -  Schwarzbneh.  HohenzoUertr'^fbe  C'olonisntifuien ,  1874; 
Stadelmaun,  Preussens  Könige  in  ihrer  Thätigkeit  für  die  Laudescuitur,  3  Bde., 
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1878.  1Ö82,  1885:  woiterp  Literatnrang:ahpn  hei  Schmollor,  a.  a.  O.,  S.  43.  Ein 
westMitliches  Verdieust  um  die  Aufualiuic  der  inneren  Colonisation  in  Preusseu  ^aliiihrt 
dem  Rittergutsbesitzer  Sombart,  der  in  der  auf  eigenes  Eisico  nntefnonniu  nen 
Auftheilung  des  GHtfs  Stpe^ow  in  der  Prirgtiitz  seinen  Standesgenossen  iiber  die 
Gangbarkeit  de»  Wegs  und  die  Art  der  Ausführung  ein  gelungenes  Beispiel  vor 
Augen  getiihrt  hat;  (Sombart  in  Schriften  dea  YeteSaca  für  Socialpolitik,  XXXII, 
S.  183  ff.L  sowie  dem  jftzirr™  Prouss.  Fiimuzminister  Miquel,  der  schon  im  Jahre 
1874  im  Preuss.  Abgeordnetenhaus  und  wiederholt  in  den  Sitzungen  des  Landet»' 
dkonoodecollegituns,  des  Herrenhauses,  des  Vereins  för  Socialpolitik  die  Nothwendig>- 
keit  eines  Vorgehens  auf  dirscin  Oehii-t  ht-tont  und  iiamentlieh  von  Aiifaii}r  sehr 
energiseh  für  die  Möglichkeit  des  Erwerbs  gegen  Reute  st<itt  der  römiscb- 
rechtiichen  kapitalistischen  Verschnlduugsform  eingetreten  ist.  (Vgl.  Sehr.  d.  Ter.  f. 
SocialpoUtik,  Bd.  XXXH,  S.  4f>  ff.,  56  u.  82  ff.,  u.  Bd.  XXXIU,  S.  121  ff.)  Schon  1875 
bemerkte  derselbe  im  l'reus».  Abgeordnetenhaus:  „Die  Schaffung  eines  bäuerlichen 
Mittelstandes  sei  ao  w  ichtiir,  dass  wenn  ein  Minister  10  Millionen  Thlr.  verlangen 
würde,  um  geeignete  Domänen  in  bänerliche  Wirthschaften  zu  verwandeln  und  gegen 
Rente  oder  Erbpa cht,  welch  letztere  gar  nicht  so  trefiihrlich  sei,  Avie  man  häufig 
annehme,  auszuthuu,  er  sich  den  Dank  des  Landes  vtitlit  iien  niirde."  LTud  wiederum 
anlässlich  der  Berathung  des  jüngsten  Kentengutsgesi  tzcs  in  dt  r  Commissiou  des 
Abgeordnetrnhnnses  ht  /fichnft  es  Micpirl  als  einen  Fehler  für  die  Entwicklung 
unserer  ländlichen  Kigenthums-  und  Besitzverhältnisse,  dass  man  die  römisch-rechtliche 
Theorie  des  YerkehrOTrerths  ansschliessUch  und  unbedingt  an  die  Stelle  der  deutsch* 
rechtlif'licn  TluDri»'  des  Ertragswt  rths  j,'i  st  (zt  habe.  Die  Versuche,  in  Xcnvnrpommem 
mittelst  einfacher  Kapitalabzahluug  zu  colonisiren,  seien  misslungen,  die  Besorgnisse, 
welche  an  iäe  fecnltatiye  ünabUtsharkeit  der  Beute  gekniipft  wurden,  als  ttbertoieben 
zu  bezeichnen;  in  Hannover  existire  auch  ein  ähnliches  Kcchtsinstitut,  die  Erb- 
pacht; auch  sei  eine  unkündbare  Rente  für  den  verpflichteten  Theil  jedenfalls  an- 
genehmer  als  eine  jederzeit  kündbare  U^-pothek  (Nr.  365  der  Drucksachen  de« 
Preuss.  Landtags  1890/91,  S.  3—4).  —  IMe  Preuss.  Kt  prierung  lehnte  inhaltlich 
einer  Denkschrift  vom  '2.  Xovcmbor  1885  an  das  LandesökonomiecoUcprinm  iTbiel's 
Landw.  Jalirbucli  Hd.  XIV,  Krg-änzungsbd.  B,  S.  92  ff.)  die  Wiedereinfülirnn^j;'  des  sog. 
getbeilten  Eigenthums  oder  erblicher,  dinglicher  Nutzungsrechte  als  Zaristisch 
unausführbar  und  wirthschaftlidi  höchst  bedenklich'^  ab,  zugleich  ein  mit  dem 
Namen  „Rentengut''  belegtes  Kechtsverhältniss  in  Vorschlag  bringend,  welches 
dahin  definirt  wurdet  Besitiungen,  bei  deren  eigenthümlichem  Erwerb  der  Käufer 
die  Zahlung  ("incr  festen  .Tahresrente  vertragsmässig  übernimmt  und  wobei  diesem  inner- 
halb der  vom  Gesetz  gezogenen  Schranken  Einschränkungen  in  der  Verfügung 
über  das  Out  auferlegt,  auch  die  TTnablösbarkeit  der  Rente  und  der  dem  Renten' 
pflichti^ren  anferle-rten  Vcrfügungung.sbeschränkungen  bedungen  werden  kann.  Ar.v 
den  bezüglichen  Verhandlungen  ist  besonders  auf  das  Referat  vom  Freiherm 
T.  Hammerstein-Loxten  und  die  Ansffthrtmg  Ton  Dankelmann,  SchmoUer  und 
v.  Below-Saleske  zu  verweisen.  (»egenüber  dem  solche  Abmachungen  aus- 
schliessenden  Preuss.  Gesetz  vom  2.  März  1850  (§  91)  ^^'urde  betont,  dass  wenn 
grundsätzliche  vertragsmässige  Abmachungen  über  Yeräusserung  nur  so  weit  be- 
schränkt werden  sollen,  als  es  aus  Staats«  und  TOlkswirthschafUichen  Oründen  ge- 
boten erscheine,  offenbar  jenes  Gesetz  zu  weit  jrefrangen  sei.  —  Einen  frnten  Toui- 
nieiuar  zu  dieser  neuesten  Gesetzgehnii^r  bietet;  Mahraun,  Die  Preussischt-n  Keuten- 
gutsgesetze,  1892.  —  Bemerkenswerth  i>t,  dass  im  Entwurf  eines  bürgerlichen  Ge- 
set7.1)ne]ies  für  Deutsehlatid  in  §1051  die  Belastung  eines  Grundstückes  mit  nn 
ablösbaren  Reuten  gestattet  ist  mit  der  einschränkenden  Bestimmung  (§  70  des 
Entwnrfii  eines  Einführnngsgesetzes),  dass  die  landesgesetsUchen  Torschfiften,  welche 
die  Belastung  mit  Kenten  (Reallasten)  verbieten  oder  beschriinken,  in  Kraft  bleiben 
sollen.  —  Auf  die  grundsätzliche  Frage  der  Ikrechtigung  des  Gmndsalaes  der 
Kapitalrerschuldung  einer  der  Renten  Verschuldung  anderseits  ist  uSher  akht 
hier,  sondern  im  Kap.  VII,  Der  landw.  Credit,  einsugehen. 
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§  89.  Auswanderung  und  ColoniBation. 

Die  ■  TOiausgegangenen  Betrachtungen  haben  daigethan,  dasB 
die  jeweilige  landwirihschaftliche  Besitzvertheilung  eines  Landes 
das  Eigebniss  historischer  Entwicklung  ist,  bei  welcher  ehemalige 
Herrscbaftsyerhaltnisse  der  bevoirechteten  Klassen,  das  Eingreifen 
der  Staatsgewalt  und  die  besondere  Grestaltung  des  Erbrechts,  je 
nach  dem,  einen  für  die  Entwicklung  jener  BesitzTerhältnisse  gfin- 
stigen  oder  ungflnstigen  Einfluss  ausgeübt  haben;  das»  bei  der 
grossen  wirthschaitlichen,  socialen  und  politischen  Bedeutung  einer 
harmonischen  BesitzTertheilung  für  das  Yolksganze  der  Staat  sich 
der  Aufgabe  nicht  entziehen  darf,  einer  in  nachtheiliger  Bichtung 
sich  yollziehenden  Entwicklung  mit  den  Mitteln  der  Gesetzgebung 
eiitgegeiizutreten;  dass  aber  hierbei  die  vom  Staat  und  seiner  Ge- 
setzgebung ausgebende  Einwirkung  der  Regel  nacb  doeli  nur  eine 
mittislbare ,  auf  die  Verhütung  einer  Verscblimmening  bostebender 
Zustände  der  IJesitzverthcilimg  gerichtete  sein  kann,  und  dass, 
welcben  Wertb  man  iiislicsondere  ciiicin  Sondererlnecht  für 
Landgüter  aucb  beiuiesson  mag,  dieses  für  sieb  allein  jedenfalls 
ungesunde  Besitzverbältnisse  nicbt  zu  bessern,  insbesondere  weder 
das  üebel  einer  bedroblicben  Besitzzersplitterung  nocb 
dasjenige  eines  schädliclien  Ue b  e r  w  i e  lt o n  s  des  Gross- 
grundbesitzes  zu  iieilen  vermag.  Im  einzelnen  ist  zu  bemerken: 

1,  Von  diesen  beiden  Uebeln  lässt  sich  das  erste  überhaupt 
nur  schwer  durch  unmitt elitäres  Eingreifen  der  Staatsgewalt 
einer  Besserung  entgegenfüiiren ;  wie  es  denn  wohl  nur  zwei  Aus- 
wege giebt,  der  Noth  enger  Besitzverhältnisse  auf  dem  flachen  Lande 
zu  entrinnen:  Entlastung  des  übervölkerten  Bodens  durch  Wegzug 
eines  Theils  der  nachwachsenden  Generation  oder  der  Verpflanzung 
von  industrieller  Thätigkeit  in  solche  übervölkerte  Gegenden,  um 
das  bei  der  Bewirtbschaftung  der  Zwergswirthschaftsschollen  sich 
ergebende  Haushaltsdeficit  durch  Nebenverdienst  zu  ergänzen; 
daher  eine  (schon  von  Fr.  List  dringend  empfohlene)  wichtige 
Auswanderungs-  und  eine  in  grossem  Styl  arbeitende  Gewerbe- 
und  Handelspolitik  in  Staatswesen  mit  stark  wachsender  Be- 
YClkerungszahl  wichtige  Bestandtheile  der  allgemeinen  Staatspolitik 
auch  unter  dem  Gesichtspunkt  der  landwirthschaftlichen  Interessen 
sind,  worauf  indess  in  diesem  Zusammenhang  nicht  nfther  einzu- 
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gehen  ist*).  Tnimerhin  ist  es  wichtig  zu  hetonon,  dass.  sobald 
einmal  die  Bevdlkemng  in  den  Landorten  eine  Hdhe  erreicht  hat^ 
bei  der  gerade  noch  für  die  einseinen  Fainilien  der  vorhandene 
GemarkungabodenboBitz  zur  ErmOgliehung  der  Lebenshaltung  hin- 
reicht, der  regelmässige  Wegzug,  sei  es  in  die  Stftdte,  um  gewerb- 
lichem, sei  es  an  andere  Orte  des  flachen  Landes,  um  hier  agricolem 
Erwerbe  nachzugehen,  eine  wirthschaftliche  Nothwendigkeit  ist  und 
dass,  solange  für  die  betreffenden  Elemente  in  den  Ghrenzen  der 
engeren  Heimath  eine  lohnende  Kiederlassungsmöglichkeit  sich  nicht 
bietet,  selbst  die  Auswanderung  einen  für  das  Mutterland 
wohlthätigen  Enüastungsprocess  darstellt^  der  freilich  dann  schmerz- 
lich jederzeit  empfunden  werden  wird,  wenn  die  Auswandemden 
Hangels  einer  guten  Auswanderungs-  und  Golonialpolitik  durch 
Niederlassung  in  fremden  Staaten  dem  Vaterland  dauernd  verloren 
gehen,  oder  wenn  aus  ihnen  gar  mit  der  Zeit  für  die  alte  Hciinaili 
Concurrentt'ii  auf  wirthsehaftlichem  Gebiete  erwachsen.  AcktM  ba\i- 
und  Handels  Colon  Ion  zu  besitzen,  jene,  um  die  tlberselnissig»*n 
Elemente  des  Landvolks  in  einer  für  dfii  Staat  vortheilbafteu  Weise 
abzuleiten,  flippe,  um  ein  Wachsthum  der  Industrie  zu  ermöglichen, 
welches  IoHm  iireitsMid  immer  mehr  Menschen  loluieud  im  Lande 
selbst  zu  bcsckättigen  vermaijr,  ist  daher  auch  unter  dem  Gesichts- 
punkt himhvirtlischaftlicher  Interessen  ein  wichtiLres  Postulat  und 
um  so  wichtiirer,  je  zeugimorsfähii^er  die  Bevölkerung  ist  uud  je 
mehr  daher  zeit-  niul  Lrei;endeu\veise  mit  dem  Hinauswachse??  «Nt- 
selben  über  den  gegebenen  natürlichen  Nahrungsspielrauni  zu 
rechnen  ist.  Betritt  vollends  ein  Staat  den  Weg,  durch  die  be- 
sondere Art  der  Gestaltung  dos  Erbrechts  für  Landgüter  im  Sinn 
des  Anerbenrechts  einen  Au s w anderungsz Wang  für  die  nicht 
erbenden  Geschwister  kiiustlieh  zu  schaffen,  so  wird  er  um  so 
weniger  der  Pflicht  sich  entschlagen  dfirfen,  Jenen,  für  die  die 
heimische  Mutter  £rde  einen  Baum  nicht  mehr  bietet,  die  M()g- 


^)  Vgl.  hiezu  Bd.  U  der  Sehr.  d.  Ver.  f.  S. :  Auswanderung  uud  Auswau- 
deruug.spolitik  in  Deutschland,  1892,  mit  den  Aufsätzen  von  v.  Philippovich.  Kri»'^» 
Ft  \\  V.  r.  Tluhcr,  Lindifr.  Pohlo,  Baasch,  M.  Lindemanii.  T-eidij^.  Ks  }iat  verlort-n 
iu  (kr  l'eiiudu  1871  «>U  durch  Mehrauswanderung  da»»  Deutscht'  liiich  j a h  r  I  i r  h  : 
78814  i0,187o  der  mittleren  Bevölkerung),  Belgien  2iK)4  (0,06"/„).  Dänemark  4l^>0 
v0.22"  o^  CJrosshritannien  26325  (0,09"  „),  Irland  67000  (1,26"  o^.  Italien  3<i2:^2 
^0,137«/,  Oesterreich  6833  (0,057j,  ün|fani  23572  (ü.löo,''),  die  Schwei»  220» 
(0,06"/„),  Schweden  13880  (0,327oT,  Norwefren  6987  (0397o);  mit  An»nrfiin«  der 
sk:iTidinii\i8chen  Stallten  und  Irlands  ist  also  die  ?rof'("'ntziffer  des  durch  Auswaiidcniui' 
erlittcueu  Bevülkerungsveriustcs  im  Deutsdien  £eich  unter  den  curopäisclieu  Staatea 
die  stärkste. 
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lichkeit  einer  anderweiten  Existenzbeschafifimg  durch  eine  ziel- 
bewusste  Staatspolitik  in  den  gedachten  Bezit'liuii2ren  zu  erleichtern. 

2.  Günstiger  für  ein  unmittelbares  staatliches  Eingreifen  ist  der 
zweiterwühnte  Zustand  der  Besitzvertheilungf  der  sich  durch  das 
Extrem  des  Grossgrundbesitzes  beim  Zurflcktreten  oder 
völligen  Fehlen  des  mittleren  und  kleineren  Besitzes  kennzeichnet; 
denn  wo  Bodenmaterial  ist,  um  Menschen  darauf  anzusiedeln,  da 
wird  es  an  Ansiedelungslustigen  schwerlich  fehlen;  kaum  ist  etwas 
tiefer  Yom  Anfang  aller  menschlichen  Entwicklung  an  in  die 
Menschenseele  eingepflanzt  als  die  Sehnsucht  nach  einem  eigenen 
Stack  Erde,  als  der  Wunsch,  an  den  schöpferischen  Gaben  der 
Natur  durch  den  Besitz  eines  noch  so  kleinen  Bodentheils  in 
selbstthätiger  Weise  theilzunebmen.  Eine  Politik,  welche  darauf 
abhebt,  übergrosse  Landbesitzungen  zum  Zweck  der  Begrün- 
dung neuer  selbstständiger  Landstellen  zu  zerkleinern  mit  dem 
Ziel,  vielen  Tausenden  seither  landloser  Menschen  eine  fest- 
begründete liL'imstätte  zu  geben,  darf  daher  ohne  Weiteres  als 
<nne  für  das  Land  seerensvolle  bezt'ichnet  werden:  indem  sie  in 
ihrer  Endwirkuntr  die  Klassengegensätze  auf  dem  Hachen  Lande 
mildert,  kommt  ihr  eine  eminent  staatscrhaltende  Bedeutung  zu; 
mit  Kecht  ist  auch  gesagt  worden,  dass  man,  um  sein  Vaterlnnd  lieb 
zu  haben,  ein  Stück  desselben  besitzen  müsse  und  dass  man  ein 
besseres  Bollwerk  gefxen  die  Socialdemokratie  auf  dein  Hachen 
Lande  nicht  autrichten  könne,  als  indem  man  an  den  Segnungen 
des  Grundbesitzes  auch  die  kleinsten  Leute  thoilnehmen  lässt: 
aber  auch  darauf  ist  hinzuweisen,  dass  in  durch  Latiluudienbildungen 
schwach  bevölkerten  Gegenden  die  Voraussetzungen  einer  in- 
dustriellen Entwicklung  felilcn  und  dass  eine  auf  die  Vermelirung 
der  Landstellen  abzielende  Politik  daher  eine  productive  Politik 
im  besten  Sinn  des  Worts  ist,  indem  sie  damit  d<»n  Boden  för 
eine  Entfaltung  gewerblicher  Tlu'itigkeit  vorbereitet,  die  eben  nur 
da  gedeihen  kann,  wo  ein  natürliches  consumtionsfähiges  Hinter» 
land  vorhanden  ist^). 

Auf  den  Zusammenhaug',  in  wflrht'in  ilie  Krleiclitermijr  ''f"^  I'itrlenenverbs 
durch  kleine  Leute  mit  der  Auswaudt  runiri-  luul  damit  der  liiiuliit  lu  u  Ai  l)eitertra<?e 
BtAhi,  ist  schun  früher  (S.  897)  hiujjewieseii  wordrii ;  siehe  auch  §  94  ZilF.  4  und  <?  \)1 
unten.  —  Sombart  lit-toiitc  ii.  A.  in  den  \'t'rliaii(lluiiL:rn  dt  «  Vereins  für  ?^(iri;i!p{)litik 
(Bd.  XXXULI,  ü.  dass  der  Missstand  einer  inlandischen  Miuderproductiou  iu 

ljuidwirlhfldiiiftliehe&  Producten  in  Deatschlaad  (10 — 16*/«  des  Bedarfs)  bei  einer 
Zunahme  der  Bevölkcrnnf!;   auf  dem   flachoii  LaTulo,   mit  drr  riiif   iiiten<iv(-  Bi'-  ^ 
wirthschaftang  Hand  iu  Hand  guh«,  zum  Theil  weuigüteus  gehubeu  werdeu  küuute 
und  djiBS  schon  dieses  wirlhscliiftliche  Moment,  neben  den  politischen  und  socialen 


Digitized  by  Google 


526  Kap*  IV«  BeflitOTortheilimg,  Erbreebt  und  Laadpolitik. 

Die  Berechtigung  zu  ciiiom  unmittelbaren  Eini^ieifen  des 
Staats  in  die  bestehenden  landwirthschaftlichen  Besitzverhältnisse 
kann  für  diejenigen  nicht  zweifelhaft  soin,  die  in  dem  Staat  eine 
WohlfahrtsgemeiüBchaft  zur  bestmOglichon  Erreichung  der  mensch- 
lichen Lebenszwecke  sohen  und  danach  keine  Aufgabe  als  ausser- 
halb der  Sphäre  des  staatlichen  Einwirkens  fallend  erachten,  mit 
deren  Erfüllung  ein  ächter  Culturfortschritt  seiner  Verwirklichung 
entgegengefahrt  werden  kann.  Es  wäre  übel  bestellt  um  das  Ein- 
lenken in  die  Bahnen  ächten  gesellschaftlichen  Fortschritts,  der 
doch  in  der  wachsenden  Theilnahme  des  ganzen  Volkes  an  den 
Segnungen  der  Cultur  besteht,  wenn  das  historisch  Gewordene  An- 
spruch auf  unbedingten  Schutz  auch  dann  noch  erheben  konnte, 
wenn  sein  Fortbestand  ein  absolutes  Hindemiss  fär  diesen  gesell- 
scbaftlichen  Fortschritt  bedeutet;  und  am  allerwenigsten  darf 
solchen  Anspruch  das  Eigenthum  am  Qrund  und  Boden  gel- 
tend machen,  der  das  WerthyoUste  ist,  was  eine  Nation  ibr 
eigen  nennt,  mit  dessen  Bewirthschaftung  die  höchsten  Leben»* 
interessen  des  Volkes  verknüpft  sind  und  dessen  den  Interessen 
des  Volkes  zuwiderlaufende  Benutzungsweise  kein  Staat  zugeben 
darf,  för  den  der  Satz:  „salus  publica  suprema  lex  esto''  eine  mehr 
als  nur  phrasenhafte  Bedeutung  hat*). 

Diejenigen  staatlichen  Maassnahnien,  welche  zum  Zweck  haben, 
eine  günstigere  landwirthschaftliehe  iJesitzvertheilung  im  Wege  der 
Schiiüiiiiij.  neiKT  laiidwirthschaftlicher  Besitzeinheiten  herzustellt'ii. 
bezeichnet  mau       innere  C o Ionisation,  wobei  zur  Verwirk- 

Firagen  es  rKtblicli  ersclieiiteii  lass«,  der  ümeren  Colomsatioii  näber  sn  treten.  — 

Sering  (im  deutschen  Laudwirthschaffsiiitli  1B92,  S.  372)  weist  aiuli  darauf  hin, 
wie  vortheühaft  ei»  für  die  Grosigruiidbesitzer  seiu  müsse,  die  für  sie  oft  gunz 
wertldli>8en,  weil  meist  nur  extenäTSt  genfttston  Anssenscbläge  abzustosseu  und 
dadurch  die  Mittel  niclit  nur  zur  Mindt'tuug  der  Schiddeiilast,  sondern  auch  xn 
intensiverem  Betrieb  des  verkleinerten  Areals  zu  gewinnen.  ^Ooneentratinn  der  vor- 
handenen Arbeits-  und  Kapitalkrat't  muss  die  Losung  einer  zu  grDb.n'rcr  lulcasivitat 
fortschreitende  Landwirthschaft  sein".  Auvh  ih-v  j^treng  conservative  M.  A.  Niendorf 
ist  schon  1871  („Die  Rittci  •ziiti  r  der  östlichen  Trovinzen**)  für  Zerschlatrinn,'  Art- 
selben  und  Auftheilung  in  kleinere  Wirthsckaftseiubeiteu  als  einzigem  Mittel,  der 
zunehmenden  Verarmung  dieser  Gegenden  zu  steuern,  «ngetreteo.  £rat  mit  dieser 
Auftheilung  werde  di*'  l^'V(>ikening  wachsen  und  erst  damit  auch  die  Yorbedinpuig 
für  eine  sich  entwickelnde  Industrie  gegeben  sein. 

^)  wie  schon  der  alte  3.  Möser  das  Redit  des  staatlicheii  Eingreifens  in  die 
Büdenbesitzvertheilung  in  die  Worte:  „Die  Erde  ist  des  Staat  s*"  ;rekleidet  h  i' 
Vgl.  auch  V.  Miaskowski,  a.  a.  O.,  Bd.  II,  S.  2501f.,  und  A.  Waguer,  Grund- 
egung,  §374  ff.  —  Die  Wandlung  in  den  Anschauungen  der  maassgebonden  Krti» 
lüber  diese  Dinge  wird  durc  h  di(  sehr  skeptische  Stellungnalime,  die  im  Jahre  li?T8 
der  Geb.  Ob.-Keg.-Üatii  Marcard  zu  der  Frage  der  staatlichen  Förderung  der 
inneren Colonisation  einnahm  (in  dessen  Aufsatz :  „Der Mangel  an  läudUcheu  Arbeitern', 
in  Thiers  laadw.  Jahrh.  1874,  8.  236  ff.  und  S.  243),  gut  illnstrirt. 
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lichung  des  Ziels  ein  zweifacher  Weg  eingeschlagen  werden  kann. 
Entweder  nämlich  nehmen  die  bezfigUchen  Einrichtungen  den 
Charakter  von  Zwangsmaaasn ahmen  an,  indem  sich  die  innere 
Oolonisation  im  Wege  der  Enteignung  des  GroBsgrundbeaitzes  zum 
Zweck  der  Begründung  neuer  Ansiedelungen  ToUzieht;  oder  aber 
sie  können  derart  beschaffen  sein,  dass  die  Gesetzgebung  lediglich 
die  Möglichkeit  zur  Begrflndung  solcher  Ansiedelungen  erOfEnet 
und  letztere  durch  zweckdienliche  Bechtsyorschrifton  und  Veranstal- 
tungen fördert  Der  erste  Weg  wird  nur  da  zu  beschreiten  sein, 
wo  der  Zustand  der  landwirthschaftlichen  Besltzyertheilung  von 
schweren  Missstftnden  fflr  das  Wirthschaftsleben  und  in  deren  Ge- 
folge Ton  Gefahren  fBr  das  öffentliche  Wohl  begleitet  ist,  wie 
etwa  in  dem  grossbritannischen  Inselreich  oder  in  Italien^);  der 
zweite  Weg  erscheint  ausreichend,  wo  die  Besitzvertheilung  zwar 
an  sich  einer  Besserung  bedürftig  erscheint,  aber  doch  ihre  Fort- 
dauer nicht  ohne  Weiteres  als  unerträglich  für  das  Staatswohl  be- 
zeichnet werden  kann  und  daher  für  eiü  zwangsweises  Vorgehen 
die  Vorbedingungen  noch  fehlen;  und  nun  mag  diesen  Weg  um 
so  eher  betreten,  je  mehr  unter  der  eigenthümlichen  einseitigen 
Art  der  Besitzv^rtlifiluiiü"  <ii('  Ht'sitzeuden  selber  leiden  und  also 
erwartt't  werden  darf.  (ia>^  sie  genie  von  der  l^IöLilieliki'it  der 
eigenen  Inititiativ**  auf  diesem  Gebiete  Oobrauch  machen.  Am 
einfachsten  und  wirksamsten  zugleicli  al)er  wird,  sofern  auf  ein 
zwangsweises  Vinufhcu  Verzicht  zu  l<Msten  ist,  diese  innere  Oolo- 
nisation sich  volizieheu,  wenn  sie  der  Staat  als  solcher  in  die  Haud 

^)  Ucb&r  diu  Culunüaüou  iii  Italieu  durch  Zersciilaguug  der  eiugezogenou 
ffirchen^ter  vg'l.  oben  die  Aamerkiins  cn  §  72  ,  8.  406.  —  Walcker  nennt  die 

WiederhersU'llnng'  d^';  itnliriiischcn  liiuionisrnmlrv  ';nis  di  r  jcf /iirt'ii  Klasse  vou 
Zeitpäclitem  und  Tlieiibuueru)  eine  blosse  Frage  der  Zeit  und  plaidirt  u.  a.  für  eine 
Art  Ab1ö8unf!:Rg!«Het3;g(>bui)<r,  ein  Gedanice,  mit  dem  man  sich  wohl  befreunden  kann 
Aii:r«  >;irlit>  di  r  durch  die  jetzige  Besitzvertheiluiitr  iri  sf'haffeneu  >Ii>s>t:iiide,  die  durch 
dio  neueste  italienische  Agrarenqu^te  grell  beleuchtet  worden  hiiid.  Vgl.  die  Aus- 
fii1ining«n  in  §  38:  Theilban.  Ueber  die  Landpolitik  in  Grossbritannien 
siehe  unter  §  95.  -  Alle  diese  neueren  Hestn  lmiiucii  in  den  Gegenden  des  Latifundien- 
besitzes haben  unverkennbar  manche  Aehulichkeit  mit  jenen  im  alten  Knm,  welche 
die  freilich  sehr  viel  radicaleren  Licini scheu  imd  üracc bischen  Gesetze  ge- 
Bditigt  haben;  j<  iic  mitt  rsa<rten  bekanntlidi,  das«  jemand  nielir  als  .ö(K)  Morgen  vom 
Gemeiulaiid  lu  ^itzr  oder  mehr  als  1(X)  Stück  grosses  und  5(J)  Stück  kleines  Vieh 
auf  die  ötVeutliciie  Weide  treibe;  der  Ueberschuss  des  den  grösseren  llesitzern  diin- 
nach  abzuuehmenden  Landes  sollte  den  kleineren  z.ugetbeilt  werden.  Die  späteren 
römischen  Schnt'sfellcr,  Varro,  Tlinius.  (.'olnm*'lla,  wissen  die  heilsame  ^^i^k^,llLr 
der  FüufhundertmorgengesetJie  nicht  genug  zu  rühmen,  die  leider  in  Folge  der  von 
der  Patriciersehaft  ausgehenden  Hemmungen  des  Reformwerks  nur  su  rasch  ansser 

Anwciidnng  kamen,  wir  diMin  niiih  dio  ;i(rr;irisilit'ii  (If^ft/o  oder  (icst'tzosvor^chliip^e 
der  i'olgeuden  Jahrhunderte  ^der  beiden  Graccheu,  dcü  Vulkütribuus  l^.  8erviliuü 
Rolltts,  von  JuUiu  C^iar)  ohne  naehhaltige  Wiikmig  blieben. 
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nixQint,  sei  es,  dass  er  zur  Neubegründung  von  Landstellen  etwaigen 
eigenen  Besitz  (Domänen)  verwendet,  sei  es,  dass  er  durch  Erwerb 
von  Gütern  im  freihändigen  Verkehr  sich  das  Bodenmaterial  für 
die  Colonisationsarbeit  erst  beschafft,  minder  leicht,  wenn  er  sich 
.darauf  beschränkt,  die  freihändige  Abtrennung  von  Landstellen 
Ton  grösseren  Gtltem  durch  die  Gesetzgebung  zu  fördern.  In 
Prenssen  hat  man  seit  den  Achtziger  Jahren  diese  verschiedenerlei 
Möglichkeiten  der  inneren  Colonisation  gleichzeitig  ins  Werk  ge- 
setzt und  die  damit  inaugurirte  Politik  bildet  eine  werthTolle 
Ergänzung  der  neuerlichen  Gesetzgebung  eben  dieses  Staats  auf 
dem  bäuerlichen  Erbrechtsgebiet;  mit  ihr  wird  zugleich  ein  Fehler, 
den  die  Freussische  Ablösungsgesetzgebung  s.  Z.  in  der 
doppelten  Bichtung  begangen  hat,  indem  sie  die  Wohltbat  der 
Ablösung  an  Landabtretungen  knüpfte  und  einen  nicht  unerheb- 
lichen Theil  der  Bauernschaft  von  dem  Befreiungswerk  überhaupt 
ausschloss  (S.  123),  gut  zu  machen  yersucht;  erscheint  sie  aus 
diesem  Grund  socialpolitisch  bedeutsam,  so  wird  sie  zugleich  wirth- 
schaffclich  Tortheilhaft  wirken,  wenn  mit  der  angestrebten  Schaffung 
von  Bauern  -  und  von  Tagelöhnerstellen  der  Bevölkerung  der  ost- 
lichen Provinzen  ein  werthvolles  Glied  sich  einführt,  mit  dessen 
Mangel  eine  Keihe  im  erfreu  Ii  eher,  in  dem  chroiiisehen  Arbeiter- 
mangel  zu  Tao-e  tretender  Zustände  seither  zusamuieiihängen ; 
nicht  am  wenigsten  bedeutsam  aber  ist  sie  auch  aus  dem  Oruud.'. 
weil  sie  erstmals  wieder  ein  Verschuldun<2:spriucip  in  die  (jesetz- 
gebung  eingeführt  hat  (System  der  Kenteuschuld),  über  d»'s<cii 
vorzugsweise  Berechtiüuupr  im  Gebiet  des  Bodenrerkehrs  zwar  »eil 
langer  Zeit  in  der  Thonric  ein  ernsthafter  Streit  nicht  mehr  be- 
stand, ohne  dass  mdesseu  diese  Forderung  der  Theorie  bis  dahin 
zu  Sätzen  des  geltenden  Hechts  sieh  verdichtet  hätte.  Auch  wenn 
die  Wirkung  der  Gesetzgebung  nur  eine  langsame  sein  sollte, 
so  wäre  doch  selxui  mit  der  durch  sie  erfolgten  Wiedereinführung 
des  H  enteng uts  in  das  moderne  AgTarrecht  ein  so  wesentlicher 
Fortschritt  vollzogen,  dass  sie  schon  um  desswillen  den  Anspruch 
erhebeu  dari',  einen  wichtigen  Markstein  in  .der  Geschichte  der 
deutschen  Agrarpolitik  zu  bilden^). 

§  90.  Rückblicke  auf  ältere  Colonisationen. 
Unter  Colonisationen  im  eigentlichen  Sinn  des  Worts  versteht 
man  die  erstmalige  Occupatien  eines  Landes,  der  die  Yertheilunjr 
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des  Bodens  unter  die  Occupanten,  die  Rodung  und  Urbarmachung 
bisher  wirthschaftlich  nicht  genutzter  Ländereien,  die  Gründung 
dauernder  Siedelungen,  die  Organisation  der  Gemeindeverfassung 
und  weiterer  communaler  oder  staatlicher  Verbände  zu  folgen  pflegt; 
ein  lUld  solcher  Colonisationen  bietet  in  unserem  Jahrhundert  die 
Besiedelung  der  transoceanischen  Lftndeigebiete ;  ein  eben  solches 
jene  ältesten  Oolonisationen,  welche  in  Deutschland  vom  5.  Jahr- 
hundert an  einsetzen  und  ihren  HOhenpunkt  im  12.  bis  16.  Jahr- 
hundert erreichen.  „Vom  Ober-  und  Niederrhein  setste  diese  Be- 
wegung sich  fort  nach  Osten  über  die  Elbe;  hier  wird  unter  der 
Leitung  der  Ascanier  und  des  Deutschen  Ordens,  der  slavischen 
Fflrstengeschleehter  und  der  hanseatischen  Eaufleute  ein  neues 
zweites  Deutschland  gegrdndet.  Die  Städtegrilndungen  und  Er- 
weiterungen gehören  dieser  Bewegung  ebenso  an  wie  die  Tausende 
und  Abertausende  Yon  Hof-  und  Dor^grOndungen.  Der  grossere, 
besonders  der  sfidwestdeutsche  Theil  Deutschlands  hat  damals  die 
Gestaltung  und  Besiedelung  erhalten,  die  ihn  bis  auf  den  heutigen 
Tag  üharakterisiren.  Zum  Stilbtand  kommt  diese  Thütigkeit  im 
14.  und  15.  Jahrhundert.  Von  1450 — 1650  hört  so  ziemlich  jede 
Cöloniriation  in  deutschen  Landen  auf."  (SchmoUer.) 

Die  innere  Coloüisation  im  modernen  Sinn  des  Worts 
zielt  niclit  aul  die  Ergreifung  herrenlosen  Landes,  auf  die  Nutzbar- 
machung desselben  zu  laudwirthsehaftlichen  Zwecken  ab;  bei  ihr 
steht  die  Schaflfung  neuer  selbstständlLrer  Bauernstellen  auf  bereits 
besiedeltem  und  in  Bebauung  genommenem  Laude,  d.  h.  die  Herbei- 
führung einer  anderweiten  r>esitzvertboilung  obenan,  mit  welcher 
wohl  auch  eine  im  Verhaltniss  ziu*  seitherigen  Art  der  Bebauung 
und  Benützung  vollkommenere  liewirthseUaftungsweise  erstrebt 
werden  kann,  ohne  dass  indessen  hierauf  das  geradezu  entsclieidende 
Gewicht  gelegt  ist;  nicht  sowohl  das  Productionsinteresse  ist  es, 
welches  zur  inneren  Colonisation  in  unserer  Zeit  Anlass  giebt,  oder 
doch  nicht  vorwiegend  jenes,  sondern  das  sncialpolitische  Interesse, 
das  an  einer  besseren  Eigenthumsvertheilung  liinsichtlich  des  Grund 
und  Bodens  besteht  und  sieh  (ieltung  zu  schaffen  versucht.  Hierin 
liegt  auch  der  entscheidende  Uegensatz"  zu  jener  Colonisation, 
welche  nach  den  Verwüstungen  des  30 jährigen  Krieges  allüberall 
in  Deutschland  die  damaligen  Staatsleiter  ins  Werk  zu  setzen  sich 
bemühten;  damals  galt  es,  Tausende  von  entvölkerten  Dörfern  neu 
mit  Menschen  zu  besetzen,  das  wüst  gewordene  Land  wieder  unter 
den  Pflug  zu  nehmen,  an  die  Cultur  der  frühem  Zeit  einfach 
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wieder  anzuknüpfen;  damals  spielten,  wie  namentlich  in  Preussen, 
populationistische  Erwägungen  eine  wesentliche  üolle;  während 
der  Gedanke,  mit  dieser  Colonisation  zugleich  einer  ungOnstigen 
Besitzvertheüung,  insbesondere  der  Latifandieuliildung  entgegen- 
zuwirken, zwar  nicht  fehlt,  aber  doch  gegenüber  den  andern  Ge- 
sichtspunkten zurfiektritt;  daher  gerade  in  Preussen  so  grosser 
Werth  von  den  Tagen  des  grossen  Kurfibrsten  an  auf  die  Ein- 
wanderungen gelegt  wird  und  vorwiegend  den  Ausländem  Colo- 
nistenbenefizien  zi^ewendet  werden,  weil  eben  nur  der  Zuzug  von 
Aussen  den  gewünschten  BoTdlkernngszuwachs  bringt  Das  Boden- 
material  aber  für  diese  Oolonisaiion  des  vorigen  Jahrhunderts 
lieferten  neben  den  Wilsten  Hufen,  den  königlichen  Vorwerken 
und  angekauften  Bittergütem  auch  die  durch  grossartige  Melio- 
rationen neu  gewonnenen  Gulturflächen  in  den  Niederungsgebieten 
der  niederdeutschen  StrOme,  wie  namentlich  im  Oder-,  Warthe- 
und  Weichselgebiet  (vgl.  S.  343). 

Anmerkung.  Yg\.  liierzn  Sclmi  o  Her,  a.  a.  O. ,  R.  6fF.  ^Monsohen"*  — 
schreibt,  nach  Schmollcr,  Friedrich  Wilhelm  1.  au  den  alten  Desüauer  als  Trost 
für  die  grossen,  sich  sclüecht  Temusdulun  Summen,  welche  das  Ketabliasement 
OstpreusHeus  gekostet,  „halte  vor  den  ;.ai)sstL'u  Reiehthiun".  .\m  Ausjiran^r  dfs 
17.  Jahrhunderts  sasseu  auf  der  Uuadratnieile  in  Ustpreusseu  ÖOO,  in  der  Neu- 
mark 606^  in  Pommern  420,  in  der  Kurmark  656  Menschen,  gegen  2017  in  Sachsen, 
2272  in  Württemberg:,  2400  iu  Frankreich;  die  OrsanimtlnN (ilkcruug  Preussens 
damals  1,5  Millionen  Menschen.  Schmoller  schätzt  die  Zahl  der  Einwanderer 
in  Frenssen  bis  1740  auf  IGOOOO:  die  Zahl  der  von  da  ab  bis  1786  unter 
Frieflricti  dem  Grossen  ..edirtsiniissi«;  ;mf  Grund  dvr  Colnnistcnbeiiefizieu  etablirtvn 
Culunistcn'  uut  3OÜÜ0O}  die  Zahl  der  neu  gegründeten  Colouisteudurfer  auf 
900  Dörfer;  ridie  Menge  der  kleineren  Colonütenetablissemeofii  nnd  Abbaut«» 
geht  in  die  Tausende";  mindestens  ein  Fünftel  bis  ein  Sechstel  {fller  llHH 
Lebenden  bildeten  die  Colonisten  und  Colonistenabkümmlinge.  Zwischen  1700 
und  1800  stieg  die  Bevölkerung  Preussens  pro  Quadratmeile  von  636  auf  1930, 
d.  h.  um  fa.st  das  Dreifache;  obwohl  das  ärmste  Land,  hatte  es  doch  ververhilt- 
ins'sitiii'^sig  den  stärksten  Zuwaclis:  ^und  ein  grosser  Tlieil,  etwa  ein  Drittel  der- 
selben, benihte  aut'  der  Thatsache,  dass  es  das  ein/.ip'  europiiiselif  Land  mit  grosser 
Einwanderung  und  staatlich  gelenkter  innerer  Colonisation  war"  *a.  a.  O., 
S.  I4i.  Im  flaii/eii  ninnrit  Selimoller  an,  dass  durch  die  Colonisation  im  17.  und 
Ib.  Jalirhuudert  cJO — 4,0000  spanntahige  Bauerngüter  und  100 — 120000  Kleinstelleu 
entstanden  und  diese«  etwa  2Ve — 3  ICill.  lfor|2;en  überwiesen  worden  seien:  d.  b. 
„die  ganze  Grundeigeuthumsvertheilunjr  der  preiiKsisclicn  östlirhi  n  Vrn^^rzen  i^t  !':s 
auf  den  heutigen  Tag  auf  das  stärkste  durch  die  Colonisation  becindusst.  t)lme 
dieselbe  wäre  der  mittlere  und  kleinere  Besitz  viel  schwücher,  hätten  wir  an  Stelle 
einer  jrroshcn  Anzahl  Icleintr  Tü-reiifliilmer  blosse  Ta^^-'elöhner.  Die  durch  das 
natürliche  Schwergewicht  der  feudaleu  Klasseniutercssen  vor  sich  gehende  und  nie 
gans  gehemmte  Latifündienbüdung  mit  besitzlosen  Tag^elöfanem  ist  wenigstens  theil- 
weiso  corrigirt  und  eingeschränkt  worden  durch  die  C'oloniswition''.  Die  Opter  dt-ji 
l'reussischen  Staates  ttir  diese  Arbeit  waren  keine  geringen;  allein  das  ,.Retnb1issemeni" 
Ostpreusscus  scdl  ü  Mill.  Thaler  gekostet  haben;  aber  „die  baareu  Aiusj^^abeu  pflegten 
sich  schon  im  vorigen  Jahrhundert  reichlich  zu  verzinsen,  theilweise  bis  zu  10  nnd 
llVo.  Was  Striat  nnd  Volkswirthschaft  an  Culturtordernng  und  socialer  Besserun;^ 
der  (iestiUschattbScIjichtung  gewonnen,  entzieht  sich  jeder  zahlenmässigeu  SchäLzung". 
—  Was  von  Seiten  des  privaten  Grossgrundbesitaes  selber  in  Besof  auf 


Digitized  by  Google 


Abidm.  IV.  §  91.  Die  neiueilliche  Durchführung  der  inneren  CoUniigalioo.  531 

Schaffung  neuer  Bauenistellen  geschehen  ist,  scheint,  trotz  der  von  Friedrich  dem 
Grossen  in  dieser  Beziehung  wiederholt  gegebenen  Aiui^giingen  und  in  Aussicht  ge- 
stellten staatlichen  lieiliilfen  für  diesen  Zweck  (nach  der  Declaration  von  1773  eine 
Bonifieatirui  von  lf)()Thlr.  für  jede  neu  gegründete  Stell p\  in  mässi<rfnT  firt'iizeii  sich 
bewegt  zu  haben ;  der  Charakter  der  Colouiüation  war  also  ein  vorwiegend  staatlicher. 

Die  Vergebung  des  Landes  an  die  Colomsien  erfolgte  theüs 
in  der  Form  der  Zeit-,  theils  und  vorwiegend  in  der  Form  der 
Erbpacht  Den  mit  Erbrecht  auHp^ostatteten  Colonisten  wurden  für 
eine  Anzahl  Generationen  Vcrschuldungs  -  und  Veräusserunga- 
beschrSnkuns^en  auferleirt  und  die  Colonistenhufon  dem  Anorben- 
recliL  uiiienvorfen;  BescluaukunLrtMi,  welclio  erst  mit  der  Bet'reiungs- 
gesetzgebung  im  Aufuiig  des  Jahrhunderts  gefallen  sind.  Das 
Dorfsystem  scheint  vor  dem  Hofsystem  regelmässig  bevorzugt,  ein 
Fehler  aber  daua  und  wann  inloleni  gemacht  wordpn  zu  soin.  als 
vielfacli  die  Colonistenstellen  von  Anfang  ab  zu  klein  zuL^ehchnitten 
wart'ii  und  daher  mancherorts  nachmals  zu  keinem  rechten  rio- 
deiluMi  gelangen  konnten.  Dio  in  der  Gegenwart  von  Neuem, 
allerdings  aus  anderen  ErwÜLinngeii  in  AiigriÜ'  gejinmmene  innere 
Colonisation  bietet  in  ihrer  Ausgestaltung,  so  namentlich  in  der 
Wiederaufnahme  zwar  nicht  des  Erbpaeht-.  aber  doch  eines  diesem 
verwandten  Instituts,  manche  Anknüptimgspunkte  an  die  Coloni- 
sationsarbeit  des  vorigen  Jahrhunderts;  sodann  aber  auch  in  dem 
deutach*Dationalen  Zug,  den  gerade  die  erste  der  neueren  Gesetz- 
gebungsarbeiten  mit  jener  gemein  hat;  denn  auch  Friedrich  der 
Grosse  hatte  vor  Allem  auf  deutsche  Einwanderer  in  den  polnischen 
Provinzen  abgehoben^). 


§  91.  Die  neuzeitliche  Durchführung  der  inneren 
Colonisation;  das  Bentengut 

Das  Gelingen  der  auf  die  Ansiedelung  von  Bauern  an  Stelle 
vorhandener  Grossgüter  sich  richtenden  Bestrebungen  ist  mit  der 
Thatsache  der  Schaffung  solcher  Bauemstellen  selbst  noch  keines- 
wegs sichergestellt  und  die  Geschichte  lehrt,  dass  manche  in  besten 
Absichten  unternommenen  Bestrebungen  dieser  Art  schliesslich  das 
erwartete  Ergebniss  keineswegs  aufwiesen,  weil  nach  kürzerer  oder 


■)  SchmoHcr,  a.  a.  O.,  8.22  u.  Jiß  unten:  „Die  Attention  ist  aut  Wälzer, 
Schlesier  ete.  zu  rirlitrn  ....  sehlerhterdings  aber  sind  Ix*  im'  Stnckiioleu  anzu- 
nehmeu";  die  „poluisclie  Wirthsehatt  müss«  aufhören'^,  das  Vi»lk  „iu  einen  anderen 
Scblender'^  gebracht  werden. 
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l&ngerer  Zeit  die  neu  geschaffenen  landwirthschaftlichen  Anwesen 
dem  Siechthum  verfielen.  Die  Gründe  solcher  Erscheinungen  lagen 
theils  darin,  dass  bei  der  ersten  Einrichtung  der  Anwesen  den  Be- 
dürfnissen der  angesetzten  Wirthe  nicht  hinreichend  Eocliniinir  ge- 
tragen (weil  insbesondere  das  überwiesene  Land  zu  klein  oder  zu 
unergiebig  war),  theils  darin,  dass  die  Wirthe  von  vorneherein 
durch  den  Erwerb  des  Anwesens  sieb  eine  finanzielle  Last  auf- 
erlegen mussten,  der  sie  nicht  gewachsen  sich  zeigten,  theils  darin, 
tos  die.  nach  ihrer  GMisse  gerade  für  eine  Bauernfamilie  aus- 
reichenden Anwesen  alsbald  durch  Kauf,  Erbtheilung  etc.  zerkleinert 
wurden  und  auf  den  Theilstflcken  ein  Landproletariat  sich  fest- 
setzte, im  Vergleich  mit  welchem  ein  beaiiasloses  TagelGhnerthum 
auf  Grossgfitem  noch  als  das  mindere  Uebel  erscheinen  durfte^). 
Es  ist  daher  ndthig,  die  Ansässigmachung  neuer  Wirthe,  wenn 
anders  Enttäuschungen  Termieden  und  die  geldlichen  Aufwendungen 
für  den  Zweck  nicht  nutzlos  Yorausgabt  werden  wCllen,  unter  Be- 
dingungen zu  erml^glichen  und  ins  Werk  zu  setzen,  welche  den 
dauernden  Bestand  der  NeuschOpfung  nach  menschlicher  Voraus- 
sicht zu  ermöglichen  geeignet  sind,  wobei  namentlich  Folgeudes 
in  Betracht  zu  ziehen  ist: 

1.  Wenn  auch  die  Ausweisung  der  neu  zu  schaffenden  Bauern- 
stellcii  Iii  der  Form  d^r  Zeitpacht  an  sieh  nicht  <j:rimd»ätzUcli  zu 
beanstanden  sein  wird,  so  fördert  doch  den  socialpulitischeu  AVrrth 
der  Maassregel  eine  Art  der  Ueberweisung,  welche  den  angeset/ti'u 
Wirthen  die  Aussicht  dauernden  Verbleibs  auf  der  Stelle  erollnet, 
zweifelsohne  in  höherem  Maasse  und  es  verdient  daher  die  Ueb er- 
tragung zu  Eieenthum  den  Vorzuo,  wobei  aber  letzteren  falls 
den  angesetzten  Wirthen  angemessene  Zahlungsfristen  für  den  Kauf- 
schilling zu  ge^vaiiren  sind.  Die  Errichtung  der  Gntsl)auliclikeiteo, 
sei  es  durch  die  colonisirende  Stelle  oder  den  Cohuiisten.  erfolgt 
zweckmässig  ebenfalls  unter  Einräumung  von  Abtragungsterniinen 
für  die  dafür  aufgewendeten  Summen,  wobei  jedenfalls  aus  den 
frülier  erwähnten  Gründen  (S.  511)  auf  einfaclie  und  Itillige  Bau- 
lichiveiten  abzuheben  ist.  Sehr  förderlich  für  den  Wirth  wird  die 
Möglichkeit  sein,  wenn  er  den  Kauf  in  Form  langsam  sich  tilgender 
Zeitrenten  oder  wenn  er  ihn  gegen  Uebernahme  einer  Kentenschuld 
(Kauf  gegen  Beute)  vollziehen  kann,  und  es  darf  daher  als  eine 

^)  Eine  Aiuahl  Belege  liierfiu'  bei  lU in p  1er,  lieber  innere  Coloni.sation  vic.  in 
PreuSBen,  in  ScbiifteiL  des  Yereins  für  SocialpoUtik,  Bd.  XXXII;  vgL  iusbfsoudere 
S.  ms.,  S.177. 
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1>esonder8  wertbroUe  Weiterbildtui^  des  modernen  Agrarrechts  in 

Preiissen  bezeichnet  werden,  gerade  auch  diese  Art  des  Gmnd- 
erwerbs,  welche,  wie  die  späteren  Darleijuniren  zeigen  werden,  der 
Natur  dos  (IruiKlbcsitzes  besonders  entspricht,  bei  der  inneren 
Colouisation  vornehmlich  in's  Aii.tre  gefasst  und  ihre  Verwirklichung 
durch  die  Indienststellung  staatlicher  Creditinstitute  ( R  enten - 
banken)  begünstigt  zuhaben.  (S.  539  Ii'.)  Winl  dabei  neben  der 
Zahlung  von  Ueldrenton  auch  die  Tilgung  der  Schuld  mittelst  Ent- 
richtung in  natura  (in  Körnern')  onnöglicht,  so  wird  gerade  dem 
kleinen  Wirth  eine  weitere  wesentliche  Erleichterung  zu  Theii,  weil 
er  von  den  zufälligen  Marktconjuncturini.  mit  denen  er  am  wenigsten 
zu  rechnen  weiss,  unabhängiucr  wird  ^). 

2.  V  e r  ä  u  s  s e r  u ng s  1)  e  s  e  h  r  ä  n k  u n  g  e  n.  Hei  jedem  Coloni- 
sationsversuch  wird  als  erster  und  wichtigster  Punkt  die  Sorge  für 
die  Xachhaltigkeit  der  Schöpfung  sein,  die  niur  dann 
gewährleistet  ist,  wenn  die  aus  dem  Grossgnmdbesitz  herauszu- 
schneidenden Einzelanweson  nach  Grösse,  durchschnittlicher  Boden- 
beschaffenheit, Lage  zu  Verkehrswegen  etc.  so  beschaffen  sind,  dass 
unter  durchschnittlichen  Verhältnissen  die  angesetzten  Wirthe  zu 
bestehen  vermögen;  reglementarische  Vorschriften  hierüber  geben 
zu  wollen,  würde  jedenfalls  verfehlt  sein,  weil  eben  hier  eine  die 
localen  Verhältnisse  berflcksichtigende  Individualisining  des  Voll- 
zugs TOT  allem  geboten  ist  Aber  auch  bei  Voraussetzung  einer 
glücklichen  Losung  dieser  ersten  Aufgabe  bleibt  immer  noch  die 
Sorge  bestehen,  dass  das  Out  nicht  behauptet  werden  kann  und  in 
den  Besitz  dritter,  vielleicht  ungeeignetster  Persönlichkeiten  (Ottter- 
speculanten)  gelangt,  oder  dass  augenblickliche  Bedrängniss  des 
Besitzers  zu  einem,  das  Anwesen  unwirthschafUich  verkleinernden 
Stttckverkauf  nöthigt  oder  dass  eine  solche  unwirthschaftliche  Ver- 
theilung  desselben  im  Erbgang  stattfindet  und  dadurch  Theilgflter 
entstehen,  die  die  Bedingungen  des  Gedeihens  nicht  mehr  erfüllen. 
Es  ist  augenscheinlich,  dass  die  Möglichkeit  solcher  Vorkommnisse 
sehr  geeignet  ist.  von  Colonisationsversuchen  zurückzuschrecken,  und 
namentlich  der  private  Grossgnmdbesitz  wird  im  Hinl)liek  auf  die 
ihm  unter  Umständen  im  Yerlulg  solcher  Vorgänue  entstehende  >.'ach- 
barschaft  eines  kleinen,  mit  der  Zeit  verarmenden  Proletariats  dop- 
pelte Zurückhaltung  mit  Recht  bethätig(!n.  Es  ist  daher  erwünscht, 

VHederholt  wurde  die  Schaffang  Yon  Renten  ^ntern  auch  wichtig  für  die 

Arbeiter  der  Grossindustrie  betont,  so  namentlirh  wieder  von  Mi quel  und  besonders 
durcli  T.  Bodelschwingh  (Verhandl.  des  V.  f.      Bd.  XXXUI,  8.  168).  — 
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daBS  der  colonisiienden  Stelle  ein  gewisser  Einfluss  behufs  Fem- 
haltung  solcher  Yorkommnisse  bewahrt  bleibe  und  durch  Auferlegung 
von  Terpflichtungen  dem  anzusiedelnden  Wirth  gegenüber  zum  Aus- 
druck gelange,  welche  dieAbveräusserung  von  Theilen  des  Guts 
oder  die  Zertheilung  desselben  von  der  Genehmigung  des  An- 
siedpliidoii  abhänuiu  machen,  diesem  auch  im  Fall  eines  Verkaufs 
im  Gauzon  om  \  oikaulsrecht  einzuräumen.  Es  hat,  um  solchen 
etwaigen  Absprachen  oinou  dauernden  Bestand  zu  geben,  die 
neueste  Preussisehe  Oosetzgebuii^'  für  stattliaft  erklärt,  die  Ab- 
lös barkeit  der  füi"  die  Ueberlassung  des  Guts  zu  zahlend»»n 
Kente  ganz  oder  theilweiae  von  der  Zustimmimg  beider  Tlieilo  ab- 
hängig zu  machen,  also  auf  unbestimmte  Zeit  thatsächlicb  auszu- 
schliessen  (S.  539  ff.).  Man  darf  die  bezeichnete  Lösung  der  Sarbf 
als  eine  recht  glückliche  bezeichnen  und  es  fällt  in  das  Gebiet  der 
mit  Worten  spielenden  Uebertreibungen ,  wenn  solchen  auf  dem 
Rentengut  lastenden  Beschränkungen  der  Verfügungsfreiheit  in 
Bezug  auf  Theilv(näus3Prnngen  oder  wenn  der  Belastung  dosOuts  mit 
einer  ewigen  Kente  entgegengehalten  wird,  dass  damit  eine  frühere 
Form  der  Giitsnnterthänigkeit  wieder  auf  lebe ;  denn  die  Verpflichtung 
zur  Zahlung  eines  festen  Zinses  enthält  nichts,  was  die  persönliche 
Unabhängigkeit  oder  die  Freiheit  der  wirthschaftlichen  Bewegung 
beeinträchtigt;  und  auch  die  Unterordnung  der  eigenen  Ent- 
schliessung  unter  diejenige  eines  Dritten  betreffs  der  etwaigen  Vor- 
nahme einer  Tbeilung  oder  der  Abtrennung  einzelner  Parcellen 
verliert  —  abgesehen  von  der  rein  facultativen  Normirung  dieser  Be- 
stimmung, die  die  Ordnung  im  Einzelnen  dem  freien  Vertrs^ermessen 
der  Paciscenten  überlässt  —  jedenfalls  dann  ihre  Schärfe,  wenn 
gegebenenfalls  die  fehlende  Genehmigung  des  Kentenbereclitigten 
zu  einem  das  Gut  betreffenden  Bechtsact  durch  die  Staatsbehörde 
(„durch  richterliche  Entscheidung  der  AuseinandersetzungsbehOrde*') 
ergänzt  werden  kann;  oder  wenn  gar  die  gesetzliche  Möglichkeit 
gegeben  ist,  dass  der  Staat  als  solcher,  indem  er  die  Bentenfor* 
derung  auf  sich  nimmt,  in  jene  dem  ehemals  Bentenberechtigten 
eingeräumten  Befugnisse  eintritt  und  sie  ausschliesslich  handhabt 
Unter  allen  Umständen  wird  auch  hier  im  Uebrigen  das  Wort  gelten, 
dass  das  Bessere  der  Feind  des  Guten  ist  und  dass  es  ein  schlecht 
berathener  Doctrinaxismus  wäre,  auf  die  ^twirkung  des  privaten 
Grossgrundbesitzes  bei  der  Colonisationsarbeit  eher  zu  verzichten, 
als  wirthschaftlich  unbedenkliche,  wenn  auch  vielleicht  nicht  in  die 
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herkdmmliche  Schablone  passende  neue  Bechtsfonnen,  deren  Zu- 
lassung die  Yorbedingung  jener  Mitwirkung  ist,  dem  geltenden 
Becht  einzufügen'). 

§  92.  Fortsetzung:  Mitwirkung  den  Staats;  geltendes 

Kecht  iu  Preussen. 

Welche  Förderung  übrigens  auch  immer  die  rechtliche 
Ordnung  des  Oolonisationswesens  der  NeuschaiFung  von  Bauern* 
stellen  angedeihen  lassen  möge,  so  wird  man  doch  mit  der  Thatsache 
rechnen  mtlssen,  dass  innerhalb  des  Grossgrundbesitzes  weitbin  ein 
selbst  nur  versuchsweises  Voigehen  nur  langsam  sich  Bahn  brechen 
wird,  weil  —  von  etwa  bestehenden  Yorurtheilen  und  Bedenklich- 
keiten aller  Art  abgesehen,  die  Ton  der  Inangriftiiahme  der  Arbeit 
abhalten  mögen  —  schon  die  technischen  Schwierigkeiten  der  Durch- 
führung für  Viele  abschreckend  wirkoii  werden.  Sollen  die  Früchte 
der  gesL'tzgeberischcii  Aussaat  nicht  zu  lang:saiii  nütVii.  so  wird 
auch  der  Staat  selber  im  Verwaltungsweg  die  Coloiüsations- 
thätigkeit  in  die  Hand  nehmen  müssen,  wie  dies  für  die  polnischen 
Provinzen  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  26.  April  1886  bereits  so 
erfolgreich  angebalmt  ist;  und  siclier  würde  die  Wirkimg  der  preu- 
ssischen  l{enleiimit;?gesetzi'  von  isoo  und  1891  an  Extensität  der 
Ausdehnung  und  Intensität  der  Wirkung  namlialt  gewinnen,  wenn 


»Das  Hentengut^,  sagt  Sckmoller,  „i&t  scUou  desshalb  uötlüg,  weil,  wenu 
die  Colonien  gedeihen  sollen,  der  yerk&nfer,  vor  Allem  der  Staat,  ein  hia  swei 

Genf-rafioiieii  liiiKliiicli  ciiiiii  fcstiii  Einfluss  in  den  neu  ro  1  o  ii  i  s  ir  f  en 
Dörfern  behalten  mass.  Wo  im  Grossen  derartige  Verkäufe  ohne  solchen 
EinflnsB  stattfanden,  hat  die  Trigheit  der  Menschen,  das  Hingen  an  der  be- 
stehenden Sitte  es  schwierig  gemacht^  gegenüber  eingelebten  Verhältnissen  neue 
Wirthschaftszustände  herbeiznfiilir(»n;  festgewurzelte  Zustäude  werden  nirgends  über- 
wunden durch  ganz  kleine,  mehr  oder  weniger  ungebildete  oder  unkundige  Leute, 
die  allein  auf  sich  gestellt  wirthschaften  sollen;  diese  gehen  zu  ürunde,  wenn  de 
nicht  eine  leitende  oder  erziehende  Hand  über  sich  haben."  iITinweiK  auf  Italien!^  — 
Paasche  dagegen  (in  Conrad  s  Jahrb.,  N.  F.,  Jahrg.  1887.  Bd.  14,  8.  2l«Hr.  triebt 
mancherlei  Bedenken  gegen  die  nene  Bechtsmstttntion  Kaum:  ..In  den  }l;iiulen 
von  Privatleuten,  denen  naturgemäss  die  eigenen  materiellen  Torflieile  iilur  den 
Interessen  der  Gesanuutheit  gtehen  werden,  sind  derartige  Einrichtungen:  Auferlegung 
ewiger  Bcnton  mit  Theilbark^tsbeschrinkimgen  etc.  gewiss  eine  gofiwrliche  Waffs**  — 
Bedenken,  die  indess  durch  das  neueste  Rentengnifs^'oset/  vnnl81>1.  duieh  welches 
die  Kcutenbanken  au  die  Stelle  des  das  Kentengut  begründenden  Privatgruud- 
I>e8itse8  treten  kOnnen  und  der  Rratengutsinhaber  sendt  Ton  jeder  wirthsehaftlichen 
Al)hän<j:i;.'-keit  ge^^enüber  dem  letzteren  sich  ledig  weiss,  wesentlich  abgeschwächt 
worden  sein  dürtten.  Beachtenswerth  scheint  die  von  Paasche  geforderte  gesetz- 
liche Cantel  gegen  eine  etwa  vertragsmässig  stipulirte  Befugniss  des  Rentenberech- 
tigten zu  jederze i ti ire r  Wiedereinziehuiig  des  Guts,  obwohl  schwerlieh  wird 
an^rennrnmcn  werden  küiinen.  dass  beim  Bestehen  solcher  Vertragsclausein  Jemand 
zum  Erwerb  eiues  Keuteiiguts  sich  eutschliessen  sollte. 
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nach  dem  Yorgang  jenes  Gesetzes  auch  für  die  übrigen  östlichen 
Provinzen  entsprechend  grosse  staatliche  Betriebsfonds  flflssig 
gemacht  werden  kannten,  um  private  Grossgflter  an&ukaufen  und 
für  die  Zwecke  der  Ansiedelung  bäuerlicher  Wirthe  heizuiiehten. 
Ein  dauerndes  Opfer  aus  allgemeinen  Staatsmitteln  braucht  mit 
dieser  Art  des  Vorgehens  nicht  nothwendig  verknüpft  zu  sein;  aber 
selbst,  wenn  ohne  ein  solches  eine  Ansiedelung  im  grossen  Styl 
sich  undurchftlhrbar  erwiese,  so  wäre  das  auf  diesem  Wege  erfolgte 
moderne  „Betablissement^*  jener ' Gegenden«  bestehend  in  der  Yer- 
besserung  der  Grundeigenthumsvertheilung,  der  Schaffung  zahl* 
reicher  kleiner  Wirthschafts-  und  Gonsumtionscentren,  der  Sesshaft- 
machung  einer  jetzt  grossentheils  in  Fluss  gerathenen  Land- 
bevOlkerung  und  der  damit  verknüpften  günstigen  Bückwirkung 
auf  die  landwirthschaftliche  und  industrielle  Entwicklung  jener 
Ländergebiete  keineswegs  zu  theuer  erkauft  Ein  intervenirendes 
Eingreifen  der  Begienmg,  welches  ermöglichte,  Güter  oder  Guts- 
theile  im  Concursfall  und  freihändigen  Verkehr  zu  kaufen,  böte 
für  ein  planmässiges  Vorgehen  auf  diesem  so  ausserordentlich 
sclnvierigen  Gebiet  jedenfalls  mehr  Aussichten  des  Gelingens,  als 
die  doch  immer  nur  nickweise  erfolgende  private  Colünisiiungü- 
thütigkeit;  auch  würde  sie  der  wirksamste  Weg  sein,  auf  dem  die 
Ausbreitung  der  „Noth"  der  östlichen  Provinzeii  durch  Spoculaiitni 
sich  verhüten  liesse.  Sind,  wie  melniach  bekannt,  die  jetzigen  un- 
gesunden und  auf  die  Dauer  unhaltltaren  Zustände  in  jenen  Gpgpnden 
ein  Product  einer  Ifin^eu  vielverselilunccenfn  EntwickluuL,^  und  »lun  h 
die  Laxheit  der  Gesetzgel)ung  älterer  Zeit  in  Bezug  auf  BaiuTu- 
schutz  sowie  durch  die  begangenen  Fehler  in  der  Durchführung 
der  AblübUDgsgesetzgehung  jedenfalls  mit  veranlasst,  rächen  si.  Ii 
jetzt  die  Folgen  früherer  Fehler  in  zunehnieuder  Entvölkerung,  in 
der  wachsenden  Schwierigkeit  der  ordniuigsniässigen  Rowirth- 
schaftung  der  (irossL;üter  und  in  einer  immer  bedrohlicher  w  erden- 
den Lage  eines  grossen  Theils  der  Inhaber  der  letzteren,  so  über- 
schreitet der  Staat  gewiss  nicht  die  seiner  Thätigkeit  gezogenen 
Schranken,  wenn  er  aueli  seinerseits  das  Mögliche  zur  „Sanirung** 
solcher  Zustände  thut  und  über  die  blosse  rechtliche  Ordnung  der 
Colonisirungsarbeit  hinaus  selber  werkthätig  in  grossem  Styl  die 
Neuschaffung  von  kleineren  und  mittleren  Besitzungen  selbst  mit 
Aufwendung  staatlicher  Geldmittel  in  die  Hand  nimmt  und  plan- 
mässig  fortführt*). 

')  „Mttss  Sil  gegebener  Zeit,  mn  grosse  sociale  G^lslirmi  und  wirlliscbaiUldM 
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4.  Ffir  die  DurchführuEg  der  Organisation  im  Ein- 
zelnen ergeben  sich  eine  Beihe  nicht  ohne  Weiteres  leicht  zu 
regelnder  Punkte  nnd  es  muss  daher  der  YoUzugsbehörde  ein  ge- 
wisser weiter  Spielraum  gegeben  werden.  Aus  den  frflher  erwähnten 
Granden  wird  dem  Dorfsystem  vor  dem  Hofsystem  der  Vorzug  ein- 
zurftumen  (S.  303  ff.),  auch  darauf  zu  achten  sein,  die  Ansiedler 
thunlich  nicht  confessionell  gemischt  anzusetzen.  Wichtig  ist  es, 
auf  eine  Mischung  grösserer,  mittlerer  und  kleiner  landw.  Anwesen 
abzuheben,  d.  h.  neben  einem  leistungsiäbigeu  Bauemstand  auch 

Schiid»  !!  abzinvonden,  dnc  andcrweito  Vrrtlirilun^'  dos  Grund  und  Tt.idciis  (■intn  tcii, 
dann  ist  die  Yermittelong  des  Staatü  die  boäU;,  gelindeste  und  am  ersten  Krlnlg 
▼ersprechende,  weil  der  Staat  nur  hier  allein  mit  ihrfolg  handeln  kann."  iMiquel 
in  dt'ii  V.  rliaii.n.  d.  V.  f.  Sn.  ialp..  Bd.  XXXIII,  8.122.) 

iSchmolIer  (in  den  Verhandl.  des  Vereinn  für  Sncialpolitik ,  Bd.  XXXIII, 
8.  92  ff.)  meint,  es  würde  genügen,  in  den  6  östÜcJjen  Trovinzen  als  Ziel  die  Redu- 
cimiig  des  grosseren  Besitzes  auf  etwa  4(V*/«  der  Fläche  ins  Auge  zu  fassen,  li.  Ii. 
etwa  1 — 1'  .,  Mill.  ha  in  Mittel-  und  Kleinbesitz  überzufühnni.  tint!  elwa  (>()  -8(»<HM» 
neue  spannÜiiiige  Bauern  und  2<X)  -3(X)(1()()  Häusler  mit  1  Morgen  Land  /.u 
schalTen;  auch  dann  würde  immer  noch  eine  grosse  Anzahl  btsitzhiser  Tagelöhner 
übrig  bleiben.  Ah*  r  st-lbst  in  dieser  Einsehränkunir  >•  i  schon  das  \Vit  liti;,'st.^  ^rethan, 
in  die  flut«»nde  Mas.s«  <ier  Besitzlosen  ein  fester  Halt  eingefügt,  dieser  liesellsehafts- 
klasse  die  Anssichtslosigkeit  geiioninieu,  ein  Mittelglied  zwischen  Reiehthnm  nnd 
Armiith  hergestidlt,  für  das  (Jesellsehaftsleben  auf  dem  Lande,  für  das  ganze  (le- 
jueindelebcu  eine  ganz  andere  sociale  Stufenleiter  hergestellt,  als  ^ie  jetzt  vorhanden 
seL  Wenn  in  der  Indnstrie  atif  2,2  Hill.  Arbeitgeber  4  HilL  Arbeiter,  in  der  Land* 
wiitlischaft  auf  fast  dieselbe  Znlil  Arbeitgeber  dajregen  B  Mill.  .\rbeiter  und  wenn 
im  deutscheu  Osten  1 '/s — 2  Mill.  Arbeiter  auf  etwa  20-  30000  grosse  Besitzer  konunou, 
BO  8ei«n  dies  nnhaltbare,  nngesunde  Knstfinde  nnd  mit  dem  wachsenden  Selbst- 
bewusstsein  dieser  Tagelöhnennasse  werden  diese  nothwendigerweise  entweder  der 
Auswanderung  oder  der  Socialdemukratie  verfallen.  Und  richtig  wird  von  SchmuUer 
der  Charakter  der  inneren  Colonisation  danach  dahin  charakterisirt :  als  ein  denio> 
kr  atischer  Fortschritt  und  dodi  ein«  dorch  nnd  dnrch  conservutive  .Maassregel, 
dit'  nirlit ,  wie  der  Socialismns,  ganz  neue  Krwprbsformen  constniiri'.  smidom  fi-st 
liud  einfach  an  die  Formen  des  wirthsehiifilirheu  Lebens,  wie  sie  seit  Jahrtaus**nden 
best^en,  anknüpft;  die  alles  Berechtigte,  was  iMSteht,  sorgfältig  erhalten  will  und 
nur  .soweit  es  nöthig  ist.  eine  maassvolle  Correedir  in  der  besfeliejidt  n  Vi  i  flit  ilnng 
des  ürundeigeuthums  eintreten  lässt. —  Neuerdings  ist  auch  vom  budisehen  Landtag 
die  Moglichkiai  der  Beeinflnssnnfr  der  GmndeigeothnnisTertheilung  dnrch  Maass- 
II ahmen  der  Domänen  verwal  t  tui  <r  erfirtert  worden,  wobei  einerseits  die  Ab- 
stossung  des  domäueuärarischen  i'areellarbe&itzes,  sei  es  an  (iemeinden,  sei  es  an 
Einxelne,  tuidrerseits  die  freihindige  Erwerbung  von  Privatbesitz  (nanientUeh  bei 
Zwangsveräusserungen\  -um  ^ir  ib  in  (liifi  rliaudel  zu  entziehen'*,  und  dessen  Wieder- 
veräusserung  ,  behufs  Bildung  örtlich  zu  wünschender  Besitzgrössen in  Betracht 
gezogen  wnrde.  ^Es  wäre  eine  schöne  Aufgabe,  fnr  die  staatliche  Verwaltung  so 
grosser  Vermögenskräfte  als  Regulator  der  Besitz vert heilang  aufzutreten  .  .  . 
Durch  die  über  das  ganze  Land  verbreiteten  (.)rgane  der  Domänendirection  in  Ver- 
bindung mit  derjenigen  der  politischen  Verwaltung  vermöchte  ersten'  wohl  leicht 
Kenatniss  sn  erhalten,  wo  sie  durch  Kauf  und  Verkauf  und  Pachterei  culturlordemd 
wirkt'M  könnte  ....  Der  staaflii  In  n  Verwaltung  des  Domänengnnidstürk»?vcrinö'rf'ns 
gebührt  die  Führerrolle  in  allen  Fragen  der  Bewirthschaftiing  nnd  der  socialen 
Aufgaben  des  gros.sen  (Jrundbesitzes"  (Bericht  des  Freiherrn  J.  F.  v.  Bodmann- 
Lorett«  an  die  T.  Kammer  der  badisehen  Landstände  zur  Jli  rathtintr  des  Atitratrs  dps 
Freih.  v.  Uornstein  u.  ü.,  Verkauf  der  Dumäneuparcellen  betr.,  Beilage  Sr.  543 
s.  Prot,  der  14.  Sitanng  t.  2.  Aprü  1892). 
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einen  sesshafLen  Arbeiterstand  heranzuziehen.  Die  Austheilung  von 
kleineren  Anwesen  wird  namentlich  da  unbedenklich  sein,  wo  durch 
die  N&he  grosserer  Güter,  staatlicher  oder  sonstiger  Forsten,  indu- 
strieller Anlagen  etc.  auf  Gelegenheit  zu  Nebenverdienst  mit  einer 
gewissen  Begelmässigkeit  zu  rechnen  ist  Besonders  wichtig  ist, 
namentlich  in  Hinsicht  auf  die  spätere  communale  Belastung,  dass 
die  neuen  Colonistengemeinden  mit  entsprechenden  Landdotationen, 
insbesondere  fSr  die  Bestreitung  der  Kirchen-  tmd  Schullasten  aus- 
gestattet werden.  Als  eine  wesentliehe  Erleichterung  der  unter 
allen  Umständen  schwierigen  Uebergangszeit  ist  die  (in  dw  Preuss. 
Gesetzgebung  vorgesehene)  Einräumung  von  Freijahren  zu  erachten, 
in  denen  also  die  Enuieliiuiig  der  Reute  ruht.  Auch  in  der  Ein- 
richtung der  Wirthscliaft  kauii  den  Colonisten  ohne  erhebliches 
Opfer  manche  Erleichtemug  eingeräumt  werden,  wohin  namentlich 
die  Vermittlung  des  Bezugs  von  JJaumaterialien,  Aushilfeleistung 
mit  Gespanmulieiten  im  ersten  Betriebfcijahr,  Ueberweisung  vonWirth- 
schaftsvorratli  zur  Deckung  des  nächsten  Bechirts  bis  zur  Erziolung 
der  ersten  Ernte  etc.  zu  rechnen  sind.  Erleichterungen,  wie  sie  in 
den  Ansiedelungsbezirkt'H  der  Provinzen  Posen  und  VVestpreusst'u 
thatsächlich  gewährt  werden,  während  für  ein  ähnliches  \'«»rgehen 
in  den  auf  Grund  der  Rentengutsgesetze  sich  vollziehenden  Ansie- 
delungen es  zur  Zeit  luu  li  an  der  erforderlichen  Bewilligung  von 
entsprechenden  Staatskrediteu  gebricht*). 

5.  Zu  einer  besonderen  Betrachtung  giebt  die  Frage  der 
inneren  Golonisation  im  Hinblick  auf  die  grossen  Moorflächen 
Deutschlands,  welche  einen  Flächenraum  Ton  300 — 400  Quadrat- 
meilen  einnehmen,  Anlass;  mit  Recht  ist  auf  den  Widerspruch 
hingewiesen  worden,  welcher  darin  liegt,  alljährlich  eine  Menge 
Menschen  fibers  Meer  zu  schicken  und  gleichwohl  umfangreiche 


*)  Vgl.  hie/.u  die  fQr  die  Ansiedlungscommission  für  Westoreasaen  und  Pomm 

erlassenen,  in  Prcusscns  1nTid\\irthschaftlieher  V^envaltunp:  1(S84,87,  S.  2f)7  fT.  mit 
getlieilu^u  Normeu.  inhaltlich  der  dem  Preusä.  Landtag  im  Februar  vor- 
gelegen nDmik^hrift"  über  die  AnsfBhrang  des  Gesetses  Tom  S6.  April  1886  sind 
in  (Ten  Jahren  1886  1890  im  nanztii  an  „Stellen"  ausgelegft  worden:  964  mit 
einem  Plächengehalt  von  17796  ha  und  eiuem  Herth  voii  ll|ä  Mill.  Mark,  wovon 
bis  Ende  1890  begeben  vfftren:  712  im  Flftchengehnlt  von  mnd  13980  hn  nnd  im 
"Werth  von  8,1  Mill.  Mark.  Ueber  die  Handhabung  des  AnsitMlcluii^rswerks  durch 
die  Au!Üedeiuugscommis8ion  in  Posen  hat  sich  eine  im  Juni  1892  in  dii x  l*ni\inx 
gesendete  badische  Oommission,  der  auch  der  Verfasser  angehorte,  in  eim  ui  m  der 
No.  Hl  des  bad.  landw.  Wochenblattes  veröffentlichten  eingehenden  Bericht  au>g»»- 
sprochen  und  ihr  Urtheil  dahin  zusammenirt  fii-ist,  ..<]>*■«  dif  dr^nisatinn  des  An*;i.  dt^ 
lungsgeschiit'ts  wahrhaft  muHtergiliig  ausgt-liildet  ist  und  ebensowohl  von  practi»>cüem 
wie  von  socialem  Verständniss  der  Leiter  beredtes  Zengnis«  i^legt*. 
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Ländereien  im  Inland  zu  besitzen,  die  noch  der  Erschliessung 
durch  eine  rationelle  und  dann  viele  Tausende  menschlicher  Hftnde 
in  Thätigkeit  setzende  Bodencultur  und  zwar  lediglich  desshalb 
harren,  weil  die  Indolenz  eines  erheblichen  Theils  der  jetzigen 
Besitzer  dieser  Moorlftndereien  an  der  alten  Baub-  und  Brand* 
wirthschaft  festhalt,  obgleich  die  wissenschaftlichen  und  technischen 
Errungenschaften  der  Gogonwart  eine  ganz  ausserordentlich  loh- 
nende Meliorirung  dieser  Moore  ermöglichen.  Nach  einem  bei* 
gischen  Gesetz  Tom  Jahr  1847  (loi  de  d^Mchement)  kann  Jeder 
den  Besitzer  eines  uncultivirten  Grundstfickes  auffordern,  zu  cul- 
tiviren  oder  ihm  das  betroflfendo  Griindstück  gegen  Entschadimm^ 
zu  überlassen:  und  die  bei  den  Verhandlunir(*n  über  die  Iiiihtp 
Colonisation  gegebene  Anregung,  zur  Fernliaitung  fincs  (ultur- 
schädlichen  Missbrauchs  des  Eigenthunis,  einen  iiliiilidien  Weg 
auch  für  Deutschland  zu  beschreilien,  verdient  volle  Beachtung*). 

Anin<*rkung.  (ieltonrlos  Hrclit  ii>  Pitus'-iu.  Diu  Znm  ( ktn  der  inneren 
Colouiiaatiun  in  Preussen  dieueu  das  G.  v.  2ü.  April  ItitMi,  betr.  die  üeturdcriui);  deutsdier 
Annedelnng  in  den  Protzen  Westprengsen  und  Poien  nnd  die  Oes.  t.  27.  Juni  1890  nnd 
T.Juli  1891,  über  die  Renteugüter.  Wenu  jenes  einen  vorwiegenden  politischen  Charakter 
hat,  indem  es  dazu  b<>fttimnit  ist,  das  deutsche  Kleniont  in  den  erwähuteu  beiden  Pro- 
^-inzeu  durch  Ansiedelung  deutscher  Hauern  und  Arbeiter  zu  stärken,  so  sitid  die  beiden 
letzteren  vorwiegend  wirthschaftlichen  und  socialen  Krwägungen  dt  r  im  Text  bezeich- 
neten Art  entsprungen.  Anrh  darin  imtersclieidet  sich  das  erste  von  den  tit  iden  anderen 
Gesetzen,  dass  jenes  die  (  ulonisatiousarbeit  ausschliesslich  in  die  llaad  der  Staats- 
l>ehörde  legt,  welcher  zur  Durchföbnmg'  des  rntemehmens  (znni  Ankauf  von  Gütern, 
zur  Prstnitung  der  K(isti  ii  dt  r  rrstm;i1i;^Tn  Kinrichtnn<r  und  Uegelunjr  dt>r  (Jcineinde-, 
Kirchen-  und  Schulverhäitnisse,  zur  Ciewahruug  von  Freyahren,  zur  VerwiLliguug  von 
Darleihen  und  Ueberweisnng  Ton  Wirthschaftovorrilthen  etc.)  em  Fond  Ton  lOOMUL  M. 
zur  V('rni|j;'nn;r  jrf-'telU  ist;  währi  iid  inhaltlich  der  Ictzlt  it  ii  Gesetze  die  Absicht  verfolgt 
wird,  grade  auch  den  Gro&igriuidbesitz  selber  (uebcu  dem  Staat  al»  Domäucuhesitzer) 
tat  thätSgen  Vitarbeit  an  der  Ansiedelung  von  Banem-  nnd  Tagelöhnerstellen  heran- 
Kuziehen.  —  Das  Oesetz  vom  27.  ^lai  1H!K)  beschränkt  sich  darauf,  das  durch  das 
Ansiedeluiigsgeseta  vom  26.  April  1886  ueubegrüudete  Institut  der  „  i!  e  n  t  o  n  g  ii  t  e  r  , 
bei  denen  die  AblAsbarkeit  der  Kente  (Geld-  oder  in  Geld  unter  Zugrujulelegung 
bestimmter  Marktpreise  zu  entrichtende  Körnerronte)  von  der  Znstinuaung  beider 
Theile  abhängig  genmcht  werden  kann,  lür  den  ganzen  Bereich  der  Mouarchie  für 
zulässig  zu  erklären.  Die  Feststi  llim^'^  des  Ablüsnugsbetrags  und  der  Kündigungs- 
frist bleibt  der  vertragsmässigen  Hestimtnunt;  uin  i  lassen,  doch  darf  von  dem  Kenten- 
berechtigten,  wenn  auf  seineu  Anirai:  dif  \ liltisim^'-  crfnlLrt,  ein  höherer  AbliV^unsrH- 
betrag  als  der  2öfache  Betrag  der  Heute  ui*  la  gt  lmdi  rt  wei-deu.  Das  Keuteugut 
mxLHS  frei  von  den  Hypothek-  und  Grundschnldeu  des  Grundstficks,  von  dem  es 
abgetrennt  wird,  bprrriindet  \\i  r(lt  ii.  Der  Erwerber  des  Kentenguts  kann  vcrtrags- 
juässig  in  der  Vertugun|^  dahin  beschruukt  werden,  dass  die  Zulässigkeit  einer  Zer- 
theilung  des  Grundstücu  oder  die  Abveräussung  von  Theilen  desselben  von  der 
Zustimmung  dos  K(nit(riben?chtigten  abhängi*r  stiu  soll  ( Beschräuknr!<ri  n  ilbi  r  die 
Verschuldungsfrciheit  sieht  das  Gesetz  nicht  vor);  es  kann  iudess  die  ven^agte 
Einwilligung  dorch  richterliche  Entscheidung  der  Auseinandersetsungsbehörde  ergänzt 


Thiel  in  den  Verhandl.  des  Vereins  für  Socialpolitik,  Bd.  XXXIIl,  S.  120  fr. 
Vgl.  auch  die  Ausführuugen  unter  §  59:  Die  Moorcultur  und  W.  Götz,  fmgestaltung 
steriler  BodeuÜächen  in  Deutschlaud  (i.  d.  Ztschr.  d.  landw.  Ver.  iu  Bauern,  1892). 
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werden,  wenn  die  Zertlieilnnj!;'  oder  Abvcrünssermi'»'  im  «retneinsrhaftlichon  Intere?««» 
winscheubweith  erscheint;  iu  difst  iu  Fall  kann  (lium  di  r  Kcnttiiben-i  htij^le  die  AblKsiin;,' 
der  ganzen  Rente  zum  26£ftchen  Betrag'»'  toidcni.  —  Seine  werthvolk'  Erganziinjr  fand 
dieses  Gesetz  durch  jenes  vom  7.  Juli  li>Ul,  indem  dieses  zur  Vermittlung  dfr  Ab- 
lösung des  ablösbaren  i'heiles  der  Renten  bei  solchen  Gütern  die  Dienste  der  alten 
Bentenbanken  zur  Yerfügimg  stellt,  der  Art,  dass  der  Rentenberechtigte  für  seine 
\' Sprüche  m  Kfiitenbriofeii  ab^ifcfiuidt  n  und  der  Rentenfa^if^besitzer  nur  mehr  noch 
ilie  Kentenbank  ab  Gläubigeriu  sich  gegenüber  hat  und  die  Ablösung  der  Kente^ 
soweit  sie  nach  dem  bestehenden  Ver^iifsverhältniss  überhaupt  stetthim  ist,  dvrch 
Zahlung  einer  jährlichen  ^llfiifriiliaiikreiite"  mit  ViVo  Amortisation  bewirkt.  Ks 
kann  sogar  unter  gewissen,  die  Kenteubank  sicbemden  Vorbehalten  auf  Autrag 
des  Rentenberechtigten  die  Üebemahme  des  nnr  mit  Znstinminng  beider  Theile  bIk 
lösbaren  Theils  der  Eente  auf  die  RcntcnLank  erfolf^en,  wobei  dann  der  Staat  al* 
solcher  in  alle  dem  Reutenberecbtigteu  und  dem  Rentengutsvertrag  zusteheudeu 
Rechte  eintritt,  übrigens  dabei  die  Umwandlung  dieser  Rente  in  eine  Rentenbank* 
reute,  d.  h.  die  amortisationsweise  Tilgung-  jederzeit  verlangen  kann.  Zur  Sichermg 
flf'S  Zwecks  des  ganzen  Vorgehens  hat  unter  Wit  dt  rholiin«,'-  ähnlicher  Bestimmungen 
der  biiidiu  Gesetze  vom  26.  April  1886  und  21.  Juni  IHIH)  das  neueste  Gesetz  vom 
7.  Juli  1891  verordnet,  dass  S()lan<^t>  eine  Kentenhanknntc  auf  dem  Rentengut 
haftet,  die  Aufhebinif^  der  wirthsclialiliclien  Sell>st;indi;:ki it  und  die  Zertlieilim<r  des 
Kentenguts,  sowie  die  Abveniusseruug  von  Thtileu  deiaelbeu  rechtswirksaiu  nur 
mit  Genehmigung  der  Staatsbehörde  (der  Generalcommission)  erfolgen  kann.  Kiuen 
wesentlidien  Vorschub  der  ColonisirUii^'  leistet  das  l<'tztü  Gesetz  auch  dadurch,  ilass 
den  Kentengutsbesitj^ern  zur  erstmaligen  Einrichtung  des  Keuteuguts  lAutführaug 
der  nothwendigen  Wohn-  und  Wirthschaftsgebftude)  nnkfindhare,  in  Tilgung:$rentea 
heimzuzahlende  Pariehen  gegeben  und  als.  sofern  die  Inanspni("hnahme  der  I'enten- 
bank  zur  Ablösung  der  Keute  und  die  Gewährung  soluber  Darleben  zugleich  mii 
der  Begründung  des  Rentenguts  erfolgt,  dem  Besitser  ein  sog.  Freijahr  ein- 
geräumt werden,  d.  h.  die  Zahlun^r  der  l\entenbankrentc  tür  das  ersto  Jahr  unter- 
bleiben kaun.  —  Zar  Üolonisirttug  der  Begründung  von  Kentengüteru ,  welche  von 
hypothekarisch  belasteten  Gütern  abgetrennt  werden  sollen,  kann  die  Be- 
gründung- durch  Vermittelung  der  Geueralconnnission  erfolgen.  Das  Verfaliren  «^'e- 
schiebt  al.sdanu  in  den  Formen  eines  Auseiuandersetzuugsverfahrens .  au  dass  ohne 
alle  Schwierigkeit  die  Lostrcimmig  der  Hentengüter  von  dem  Stauiuigut,  die  Be* 
freinng  von  der  hypothekarisrhen  IfuR  lür  die  Schulden  des  Stammguts,  die  Sicher- 
stellung der  Gläubiger  derselben  durch  das  '^t'iir  Heute  des  abgetrennten  Ifenteu- 
guts  zu  gewährende)  Renteubrietkapital  und  die  Einweisung  des  Rentenverplüclitetcn 
hl  das  Eigenthum  des  neu  geschaffenen,  von  allen  rrivatverbindlichkeiten  hefireitcn 
und  an  erster  Stelle  nur  mit  der  l'entenbankrente  ])( lasteten  Reuteuguts  erf»d;r«  n 
kann.  Iiier  liegt,  wie  zutreffeud  bemerkt  wurde,  einer  der  Schwerpuukte  des  (ie- 
setxes,  weil  ohne  diese  rechtliche  Construction  es  h^  mit  Schulden  belastetem  Grand- 
besitz  kaum  mö;>lieli  sein  würde,  TJenteniriifer  zn  cnnstidiiren  tnid  für  dio  Alilr>s;nig 
der  Keute  die  Kcnteubauk  iu  Anä])ruch  zu  nehmen,  weil  eben  dann  die  Bediuguug 
der  vorherigen  Befreiung  von  allen  privatrechllichen  I<asten  nicht  an  erfüllen  wire**. 

§  93.   lauere  C ol o ni  s ati o n  in  Irland  und  Gross- 

brit  iin  nien  -). 

1.  Irland.  Die  seit  Jührzclmton  in  dem  vereiniuten  K'UiiL''- 
reich,  dem  classisclion  Lan<l  »los  LatiluiHiienbesitzeB .  «"ins<'t7.»Mi(lt*n 
Bestrobnngeii,  einen  Stand  kleinerer  und  mittlerer  Grundbesitzer 

V)  Vgl.  Deutsche  landwirth.  Presse  von  1891,  No.  80,  S.  290. 

*)  Vgl.  hierzu  v.  Stein,  Die  drei  Fragen  des  Grundbesitzes,  1881,  S.  112  ff. : 
E,  Wiss,  Pas  Landgesetz  für  Irland  vom  Jahre  1881,  Leipzig  1883,  den  schr  n 
früher  (S.  157)  citirteu  Aufsatz  von  Herkuer  in  den  Jahrb.  f.  N.  u.  St.,  N.  21. 
A*  Heitsen,  Die  irische  Landfrage  und  die  Stein •Hardenherg'sche  Gesetagehnns 
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neu  zu  schaffen,  sind  den  in  don  vorausgegangenen  Betrachtungen 
erwähnten  verwandt.  Unter  dem  Druck  einer  seit  Jahrzehnten  mit 
steigender  Erbitterung  und  Oowaltthat  geführten  Bewegung  er- 
lassen, hat  die  irische  Landgesetzgehung  nach  mannichfachen 
unzAireichenden  Anläufen  seit  Anfang  der  Achtziger  Jahre  in  denkhar 
Tadicaler  Weise  regelnd  in  die  Verhältnisse  der  Grossgnmdbesitzer 
und  der  PächterbeTdlkenmg  eingegriffen,  durch  die  Landbill  Tom 
22.  August  1881  (44  und  45  Vict.  Ch.  49)  eine  Festsetzung  des 
Pachtzinses  durch  richterliche  Entscheidung  ermöglicht,  dem 
Pächter  ein  festes  Pachtrecht  fflr  15  Jahre  zugesichert  und  den 
jederzeitigen  Verkauf  des  Pachtrechts  an  einen  Dritten  zugelassen 
(die  ErffiUung  der  bekannten  3  f :  fair  rent,  fixitj  of  tenure  und 
firee  sale),  aber  auch  fflr  den  Eigenthumsflhergang  der  Pachi;grund- 
stflcke  an  den  seitherigen  Pächter  unter  erleichternden  Bedingungen 
(Gewährung  Ton  Vorschüssen  zur  Bezahlung  der  Eaufschillinge 
aus  der  Staatkasse)  Vorsorge  getroffen,  wobei  wegen  der  Einzel- 
heiten auf  §  36  ZiiFer  2  zu  verweisen  ist.  Und  in  noch  that- 
kräftigerer  Weise  als  die  1881er  Bill  sind  die  (unter  der  Premier- 
schaft Salisbury's)  ein^^ibrachte  Purchase  of  Land  act  von  1885 
(sog.  xVslibounie-Bill,  48  und  49  Vict.  Ch.  73)  und  eine  Bill  von 
1891  (Balfour  Bill)  beniülit.  den  Iriedlichen  Auskaiif  <it>8  irischen 
Grossgrundbesitzes  durcli  die  Zeitpächter  herbeizuführen. 

Dem  Käufer  ^er  Pachtung  kaiiu  nacli  der  Bill  von  1885  die  ganse  Summe  vom 

Staat  vorgeschossen  werden  {von  der  allerdings  ^/^  als  Di  ckung  bis  zur  Ahtrafrtmg 
der  anderen  '/e  deponirt  bleibt),  und  es  sind  der  Laudrouiuiission  zu  diesem  Zweck 
5  Mill.  I't'd.  und  nachdem  diese  erschöpft  waren,  später  ein  weiterer  Credit  in  gleicher 
Hohe  en'iffnft  wurden;  Ins  Aiiirn«t  lHHt>  waren  19500  Kigenthuraserwerhungen 
juittelst  der  1885er  Bill  bewerkstelligt  uud  im  Laufe  des  Jahres  im^l  der  gmte 
Credit  von  10  Mill.  Pfd.  anfgebraucht  —  In  einer  nenertichen  LMdrerkatifsacte 
(Balfn  n  r- 1?  i  1 1  von  18*U  )  wird  die  wtMi.rc  aiisrhnliche  Erl»  i.  hti  i  uii;r  eingeräumt, 
dass  die  l'achter  die  vou  der  Kej^erung  vorschusswcise  auigelegteu  Kaufüehillinge 
mittelst  Zahlung  4"  ;.i^r  Zeitrenten  in  49  Jahren  tilgen  kttnnen;  die  Gmndbesitzer 
sellii  r  %verden  für  ihre  Ansprüche  mit  2'  ^"  „igen  Staatssehuldverschreibungen  ab- 
gefunden, so  daüä  der  li«gieruug  also  l'/^/o  zur  Amortisation  sowie  xur  Bestreitung 
der  Verwaltnngskosten  verbleihen ;  gegen  etwaige  Verloste  ist  ein  Kcservefond  anzu- 
sammeln, dessen  Mittel  eine  verstärkte  Amortisatiouszahlung  der  Pächter  innerhalb 
der  erstt  n  5  Jahre,  die  Zuriiekbehultung  V(m  V5  des  an  die  Urundherren  y.n  znhlen- 
dbu  Kaatpreises  und  gewisse  Finanzgetlille  zu  leisten  haben.  Für  du-  l>m(  litiilirung 
dieses  Theils  der  Agrarreform  werden  33  Mill.  Pfd.  gefordert.  Xebeiili«  r  ermöglicht 
das  (Tesetz  auch  eine  Fürsorge  für  dif  übervölkerten  Thrile  lrlaiHi>.  iiHii  in  man 
die  Entlastung  des  Bodens  uud  die  lülduug  grösserer  Wirthschattseiniieiten  durch 
Staatliche  Foiäerung  der  Answaudernng  der  Zwmgpttchter  sowie  durch  Ueberf&hrung 


(in  SchmoUer's  Jahrb.  1881,  S.  694  ff.);  Meitzen  tritt  in  dies«  m  Aufsatz  für  eine 
'/Wangs weise  Eigenthumsregulirung,  d.  h.  für  eine  nach  Analogie  der  Preussischeu 
Kegulirungsgesetze  erfolgende  Umwandlung  der  Zeitpächter  iu  Eigenthümer,  unter 
Belassniig  eines  Theils  des  Landes  im  Besits  der  Aristokratie,  ein. 
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derselben  üi  andere  Erwtrbszweige  (Gewerbe  etc.)  herbeizulühren  trachtet,  udt 
welchen  Ibassuahmen  dann  freOieh  Sberhaupt  eine  thatkräftigere  ^gewerbliche 
Staatsfursorgc  in  der  noch  immer  vorwiep-eud  als  Agriculturstaat  sich  darstellenden 
Insel  Uaud  in  Uaud  gehen  müsste.  Wenn  übrigeug  gerade  neuerdings  der  Eigenthums- 
umwandlnn^process  ina  Stocken  ferallien  nnd  spedell  von  der  1891er  Bill  bis 
jetzt  nur  ein  solir  uiierhoVilicber  Gebrauch  fromacht  worden  ist,  S(i  wirken  hier 
wohl  ähnliche  Motive  mit,  welche  bei  der  continentalen  Ablüsangsgesetssgebiutg 
das  Abldsnngrswerk  häufig:  so  sehr  verzögerten,  die  Hoffnung  nUmlich  der  bäuer* 
liehen  Bevfilkcrung,  in  der  Zukunft  noch  günstigere  Be(lin';un<;t  ii  zugesichert  zu 
erhalten  und  die  Abneigung  gegen  Uehemahme  von  auf  einen  laugen  Zeitraum  sich 
erstreckenden  Geldverpflichtungen. 

Der  Schwerpunkt  der  iieuestpn  irischen  Landgosctze  ist  (lah.  r 
gegenüber  deiijenigen  von  1Ö70  und  1881  wesentlicli  vor^^chubeu 
worden,  indem  nun  nicht  meiir  sowohl  die  0 rd  nu  ng  d  e  s  V  a  e  Ii  t  - 
rechts  im  Sinne  des  Schutzes  vor  willkürlichen  Austroibimiien 
und  vor  ungemessenen  Pachtüberforderungen  im  Vordergrund  steht, 
als  vielmehr  die  allmähliche  Umwandlung  der  bäuerlichen 
Zeitpächter  in  Eigenthümer,  wesshalb  man  hier  wohl  eben- 
falls von  Maassnahmen  der  inneren  Colonisation  in  dem  oben- 
erwähnten Sinne  sprechen  darf.  DieT'nbill,  die  dem  irischen  Landvolk 
durch  eine  Jahrlumderte  währende  Landpolitik  widerfuhr,  wird  auf 
diesem  Wege  ihre  Sühne  erfahren;  obwohl  man  Zweifel  darüber  hegen 
darf,  ob  von  einer  nach  der  moralischen  Seite  grossentheils  noch  tief 
stehenden  Bevölkerung  erwartet  werden  darf,dass  sie  von  dem  vollen, 
imbeschränkten  Eigenthumsrecht  den  wahren  Gebrauch  zu  machen 
bald  verstehen  lerne.  Und  unter  diesem  Gesichtspunkt  wftrde  die 
principielle  Begründung  von  Erbpachtverhältoissen,  welche  das 
Gesetz  vom  Jahre  1881  ührigens  bereits  vorgesehen  hat,  und  die 
bei  dieser  Bechtsinstitution  vorhandene  Möglichkeit  der  Verhütung 
unwirthschaftlicherTheüungen  und  hypothekarischer  Ueberschuldung 
der  Güter  oder  die  Herübemahme  einer  dem  preussischen  Renten- 
gut  nachgebildeten  Institution,  mindestens  als  Uebergangsmaass- 
regel,  für  die  irischen  Bauern  vielleicht  dienlicher  sich  erwiesen 
haben  als  die  alsbaldige  Emporhebung  in  die  Stellung  eines  mit 
dem  vollen  Pflichtenmaass  wirthschaftlicher  Selbstverantwortlichkeit 
belasteten  Landeigenthümers.  Mit  vollem  Recht  aber  nennt  Wiss 
die  Gladstone'schen  Acte  von  1881  ein  weltgeschichtlich  bedeu- 
tungsvolles Document,  bestimmt,  „die  mächtigste  Bodenaristokratie 
des  englichen  Weltreichs  Schritt  für  Schritt  aufzuheben  und  in  die 
Reihen  des  freien,  gleichberechtigten  Bürgerthums  zu  versetzen**. 

Anmerkung.  Ein  bekannter  euglLichcr  äclu-iftateller  über  iriacbe  VerhiUtim<«<*, 
Mr.  Bence  Jones,  uiiheüt  üher  die  IrlSnder,  dasa  sie  noch  in  der  Kindheit  sich 

l)ctamleii,  und  erachtet  (losshalb  ebenfalls  die  alsbaldige  Uniwandlung  der  seitherigen 
Tenauts  in  volle  Eigenthümer  für  unzweckmässig.    ,l>ie  Idee  i«t  grosBortig  nnd 
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schön,  aber  alle  Gewalt  der  Erde  kuiia  iiii:lit  LiUid  verbessern  oliue  Kapital,  d.  U. 
ohne  lutelligeuz,  Arbeitskräfti^  Werkzeuge.    Ueber  diese  drei  Agentieu  verfugen  in 
Irland  nur  die  Gutsherren  .  .  .       ^.Mftcheu  wir  die  Pächter  morf^en  zu  Eip^enthtimem, 
so  ist  ihr  Land  in  wenigen  Jahren  tief  verh^'pothecirt  und  konuut  uut«r  den 
Hammer  .  .        „Die  jetzt  beliebte  Bmtfimg  anf  die  Stein-Hardeubcrg'sche 
Gesetzgehini;?  passt  nicht.    Denn  xniscre  Tenaiits  waren  bishrr  keine  beschränkten 
Eigeuthümcr.    Wollte  mau  siü  nun,  ohne  diese  Lehrzeit,  sofort  zu.  unbesuhränkten 
machen,  so  würde  ihnen  die  nothwendige  Vorbereitiinir  fe'blen  nnd  man  würde  nur 
den   a^Tarisflicii  ranpcrismus  verewigen.     IHc   (iowidnihoiten ,   Kiiri  iiscliafton  und 
Cbardkterschwächen  eines  ganzen  Volkes  werden  durch  die  äussere  gesetzliche  Um- 
wandliingf  seiner  Znatande  nicht  verwandelt.'*  —  Bedenken,  ob  die  alalMldige  Er- 
hebung der  Pächter  zu  Eigenthümem  in  Irland  dieselben  günstigen  Wirknngea 
zeitigen  werde,  wie  etwa  auf  dem  Continfnt,  auch  bei  Meitzen  a.  a.  O.  „Der 
englische  Gesetzgeber  steht  vor  der  unliiiij^bur  bedenklichen  Aul'gabe,  durch  seine 
Maassregeln  einem,  wie  es  scheint,  nur  allzugrossen  Theil  der  irischen  Landbevölkerung^ 
die  Schule  des  Mittelalters  und  der  Neuzeit  ersetzen  zu  müssen,  die  denselben 
durch  unglückliche  ('ombinationen  der   Herrschaft  und  dos  Vulkscliarakters  für 
wesentliche  Bichtungen  einer  wii-thschaftUehen  und  huniMiu  u  CJnltor  versagt  war."  — 
W()<;fgen  nun  allerdings  die  mit  Erhebungen  über  dir  Wirkungen  dpr  1885er  liill 
betraute  königliche  Commission  die  Ansicht  vertritt,  dass  das  8ystem  des  getheilteu 
Sä^fenthnma  ächt  diejenigen  Segnungen  an  verschalFen  vermöge,  die  rieh  mit  d<»n 
vollon  Eigenthum  am  (Iniud  und  Boden  verknüpften;  und  dass  die  von  Haus  aus 
ehrlichen,  arbeitsamen  uud  der  üeimath  inuig  ergebenen  Iren,  erst  einmal  zu  Eigen- 
ihfimera  geworden,  gnte  ttnd  sociale  Unterthanen  zn  werden  versprechen.  (Siehe 
Hfikiicr,  a.  a.  O.,  .s'.  492.)    So  ist  auch  ein  mit  dem  Verfasser  in  Verkehr  stehendes, 
auch  literarisch  thutigt^s  Mitglied  des  Kefonn-Clubs,  H.  W.  Wolff,  neuerdings  warm 
und  übensengungstreu,  allerdings  mit  besonderer  Besiehnn^  anf  England ,  fUr  die 
Schaffung  bäuerlicher  Eigen thümer  eingetreten  ttnd  hat  diese  seine  Ansicht,  unter 
Zugrundelegung  der  continentalen  Erfahrungen,  in  einem  Aufsatz:   „A  Tractical 
Justification  of  l'easant  Properties"  (The  Contemporary  Review,  ISUl  j  niedergelegt. 
Die  sociale,  politische  and  wirthschaftlichu  Bedeutung  eines  selbstst^indigen,  auf 
eigenem  Grund  und   Boden  sitzeudt  n  t'nupnTitandr^;  wird  am  Schluss  dieses  Auf- 
satzes sehr  trt'üeud  wie  folgt  gektuij/.c'iLhu<-t :   .,  Krom  the  reports  to  which  I  refer 
the   benefits   resnlting   from  small  propertirs  niay  be  summed  up  thns:  Larger 
productiou  ;  inttdligent  cultivafidu ;  a  sulisfam  ial  appreciatiou  of  laud  ;  an  iudustrious 
peasautry,  comparatively  tluiving,  certaiuly  raisiug  itself  continually  in  the  social 
and  matetial  scale,  averse  to  political  agitation;  a  steadier  aad  Iwger  snpply  of 
labour  :  larfre  families;  a  material  iucrpasp  of  hnmo  trad'v  a  si^usihlr«  drawiug  together 
of  classesj   and   a  positively  astouishlng  power  of  sclf-support  in  times  o£ 
depression  ....   To  tay  mind  —  and  evidently  to  that  of  manj  of  the  German 
inquirers  - —  an  even  greater  benefit  of  the  systcm  is,  tliat  it  niakrs  flu'  suiall  owin  rs 
in  the  füll  aenso  citiztms  <d'  their  couutry,  giviug  them  au  indcpcudaut  standiug, 
and  a  senae  of  that  independance,  and  securing  to  them  the  inestimable  advantage 
of  a  permanent  hume,  really  their  own,  which  the  couutry  where  „Home'^  is  more 

glorifiod  in  song,  still  lianly  lucords  tti  llirin  Certainly,  when  I  look  at 

the  Position  of  theüc  dcijpiscd  pcii.saut  proprit  tors  abroad,  l  feel  a  whish  rising  in 
my  breast  that  some  good  fairy  nnght  help  onr  own  poor  H(>d<;<'s  to  their  liitle 
fref  liold  rottage  and  freehold  ])lot.  Once  t!n  y  had  it,  I  have  liftle  tloiilit  thnt  flu  v 
woxild  learn  to  thrive  like  their  cousins  on  tiie  liluJie  and  ou  the  Neckar."  Aiii^h 
andere  englische  Schriftst«  Her  ergehen  sich  seit  Jahren  in  Schildemngen  des  Fleisses, 
der  Sparsanikrit.  .■riVfulii  ln  u  svirfliscliafiliflipu  und  socialen  Zustandes  der  kleinen 
Baueru  in  Deutsclüand,  Eraukreich  etc.,  wobei  allerdings  auch  manche  Uebertreibuugen 
nnterlanfen  mögen. 

2.  Die  „Laiiill)t'\voirn!ii^*'  in  Ii  n  l:"  1  ;i ii  d  und  Sc  liottland ') 
ist  in  ihren  Zielpunkten  insoweit  lestätehendf  daää  die  Ungesund- 

Vgl.  hierzu  auch  den  Anfsats  von  FreihciTn  v.  Ompteda,  Landgesetzo 
und  Landwirthschafl  in  Grossbritannien,  in  Frensa.  Jahrbüchern,  1880,  S.  401  ff. 
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heit  der  Latifundienverhältnisse  in  waclisendem  Maasse  anerkannt 
und  die  Schaffung  eines  bäuerlichen  Mittelstandes  als  ein  wirtli- 
schaftliches  und  sociales  Bedürfniss  erachtet  wird.    Die  auf  A' er- 
staatlich ung  des  Grund  und  Bodens  durch  friedlichen  Aufkauf 
oder  durch  Zwangsversteigerung  der  englischen  und  schottischen 
Landlords  abzielende  Bewegung  ist  dagegen   noch  zu  neu  und 
hat  auch  in  dem  Umfang  ihres  Auftretens  noch  zu  wenig  Hod*Mi 
gefasst,  als  dass  ihr  mehr  als  eine  bloss  symptomatische  Bedeutung 
beigelegt  werden  könnte  (vgl.  S.  240  ff.).  Aber  auch  darüber,  ob  es  sich 
mehr  empfiehlt,  die  Landankäufe  zur  Schaffimg  bäuerlicher  E ige n- 
thümer  zu  verwenden  oder  aber,  unter  Vorbehalt  des  Eigenthmns, 
das  Land  im  Zeit-  oder  Erb  pa  cht  verhält  nias  zu  vergeben, 
waren  bis  in  die  neueste  Zeit  die  Meinungen  noch  sehr  getheilt 
und  es  ist  auch  wohl  begreiflich,  dass  man  in  einem  Land,  in 
welchem  man  seit  langer  Zeit  in  dem  Pachtverhältniss  die  vor- 
nehmste Bechtsform  der  Bewirthschaftung  des  Grund  und  Bodens 
KU  sehen  gewohnt  war,  nur  schwer  mit  dem  Gedanken  einer  grund* 
sätzlichen  Aufgabe  dieses  Systems  sich  zu  befreunden  vermag; 
wobei  die  wenig  erfreulichen  Erscheinungen,  welche  die  englische 
Landpolitik  in  Indien  zeitigte,  dessen  Kleinbauern  nach  ihrer  Um- 
wandlung aus  Gemeindelandnutzberechtigten  zu  Eigenthflmem  sehr 
bald  der  Verschuldung  und  Bewucherung  verfielen,  für  diese 
Stellungnahme  wohl  vielfach  mitbestimmend  ist.  Das  Wichtigste 
bleibt,  dass  dieUnhaltbarkeit  der  englisch-schottischen  Grundbesitz- 
Verhältnisse  in  breiteren  Schichten  der  Bevölkerung  empfunden 
und  eine  Landreformbewegung  im  Gange  ist,  die  muthmaasslich 
in  absehbarer  Zeit  die  englische  Begierung  zu  einer  reformirenden 
Gesetzgebung  in  Bezug  auf  Bodenverkehr  auch  in  diesem  Theile 
Grossbritanniens  nöthigen  wird,  sei  es,  dass  durch  Einschränkung 
der  Settlements  und  entails  (§  79)  und  durch  'Herbeiführung  er- 
leichteter  Formen  und  Herabminderung  der  Kosten  ffir  die  Grund- 
eigenthumsübertragungen  die  Starrheit  der  jetzigen  Grundbesitz- 
Verfassung  einem  freieren  Bodenverkehr  zu  weichen  hat,  sei  es,  das» 
durch  Bereitstellung  grosser  Staatsmittel,  wie  in  Irland,  der  frei- 
händige Ankauf  von  kleineren  und  mittleren  landwirthsehalilichen 
Anwesen  thunlichste  Förderung  findet,  sei  es,  dass  man  das  Doden- 
material    lilr  letztere  geradezu   im  Wege  der  Enteignung  den 
Latiiiuidienbesitzungen  entnimmt  und  etwa  das  Enteignungsreoht 
den  Gemeinden  oder  Grafschaftsbehörden  einräumt,  die  daiui  da? 
erworbene  Land  zu  Eigenthum,  lebenslänglicher  Nutzung  oder  zu 
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Zeitpacht  an  die  Dorfeingesessenen  abzugeben  hätten,  in  welch' 
letzteren  Richtungen  die  neuerlichen  Keformprojecte  sich  vornehm- 
lich bewegen^).  Was  Marx  am  Schhisse  seiner  „Kritik  des 
Kapitals"  zu  prophezeien  unternahm:  „Die  Expropriateurs  werden 
expropiiirt'S  wird  vielleicht  in  nicht  zu  ferner  Zeit  seine  Erfüllung 
finden»  nachdem  selbst  die  conservatiTen  englischen  Staatsleiter  die 
Schaffung  eines  Bauernstandes  aus  d«in  Latifundienmaterial  der 
dortigen  Grundaristokratie  dem  Begierungsprogramm  eingeflQgt 
haben.  Und  diejenigen  mögen  Tielleicht  nicht  ganz  Unrecht  haben, 
die  meinen,  die  Entwicklung  der  englisch -irischen  Landgesetz- 
gebung mit  ihrer  wesentlichen  Einschränkung  der  politischen  und 
socialen  Macht  der  Aristokratie  des  Inselreichs  „bedeute  eine 
Umgestaltung,  deren  weltgeschichtliche  Tragweite  auch  in  den 
meisten  Staaten  des  Continents  sich  alsbald  fühlbar  machen  wird'^ 
(Herkner.) 

Anmerkung,  a)  Als  hauptsächliohst«  Widersacher  einer  Kefonn  der  eng- 
lihclu'U  Liiudg^osetze  bezeiolinet  Professor  lUakyu  iu  Edinburgh  iu  einem  1879  er- 
schienenen Aufsatz  die  grosf^en  Landeigi-nthümer  selber,  sodann  das  Interesse  der 
Sachwalter,  <'ii(lli(li  die  'nii(li;,'ültiu'"kt'it  der  grossen  Massf  der  stiidti'^rhf'n  Be- 
völkerung au  der  Ilt  loriii ,  vinv  Aasit  iit ,  die  theilweise  wohl  auch  heute  noch  zu- 
treffm  wird,  n^'»^  aber",  sagt  er,  „können  wir  auf  die  Länge  tuk  die  Daner  eines 
Systems  t^laiibtn) .  welches  die  be<!tfii  Arbt  iti  r  und  die  brauchbarsten  Soldaten  zur 
Auswanderung  dräugt.  Hüten  wir  uns,  dass  nicht  «iu  %ukUiü'tiger  Plimus  über 
England  den  trattrigen  Aasmf  wiederhole:  Latifimdia  perdidere  Italiam.** 

b)  Als  ein  besonderfs  HindiTiiiss  ciinT  bisscnn  l^ödriiiirrtMithiiiiisv^Ttlifiliin^' 
darf  auch  dtm  geltend«  Privatrecht  über  den  liegenschaftlichen  Verkehr 
bezdclinet  werden,  da  die  Uebertragung  von  Kigenthuui,  die  Bestellung  von  Unter- 
pfandsrechten,  wegen  des  Fehlens  von  (irundbücherii  und  TIv  pothekenregistern  nach 
continentalem  System,  und  bei  der  schwer  übersehbaruu  Meuge  vuu  Kiuzelgesetzen 
jedesmal  mit  ausserordentlichen  Kosten  und  Zeitverlusten  verknüpft  ist.  Die  eng- 
lischen Laadgesetze ,  sagte  schon  Oliver  Crom  well,  sind  ein  verworrener,  goi- 
vorlasseuer  Mischmasch  (,r,a  tortnous  nnd  tni'^ntlly  iiunble**).  T'nd  der  erste  Secretär 
des  Handelsamts,  Mr.  Farrer,  mtiui«'  iui  lliiiblick  auf  die  schwertalligen  Kechts- 
formcn  im  Grundstücksverkehr  (der  sog.  ( 'onveyances) :  r,\\vr  das  jetzige  dnmd- 
eigentliuiusrcclit  ein  Kepertitorium  jeder  dt  iikliart  n  A I)--iirdidär  lieseitigte  und 
ein  einlaches  klares  KechtiJsysUjm  au  die  Sielle  »ui/.t<  ,  dt  r  würde  eine  Masse  von 
Oesetaesknnde  auf  den  Kehrichdiaufen  fegen,  die  jet/.t  eine  Qaal  und  Schande  für 
den  menschlichen  Verstand  und  oiue  Quelle  von  Hindernissen  und  V.  rlegenheiten 
für  unser  Lebeu  ist."  Vgl.  hierzu  den  Aul'üatz  vuu  Ompteda  s,  a.  a.  U.,  uud  die 
da>a«lbst  gegebene  humorvolle  Darstellung  über  die  Hcbicksale  eines  Landkaufs  in 
England        a.  ()..  S.  470flr.    und  ftnicr  Nusx'.  :i.  a.  O..  S.  188  ff. 

c)  Mittlerweile  ist  (Februar  18Ü2)  in  Uebertragung  der  irischeu  Laudpulitik 
«uf  England  —  eine  Bill  ^mr  Erldchterung  des  Erwerbs  von  bfttterlichen  Klein* 


')  So  fordert  z,  B.  der  englische  Schrift-steller  H.  M.  Hyndmann  (The  text 
bock  of  deniocrncyt  England  for  all.  1881 1  als  Findziel  zwar  die  Verstaatlichung 
nicht  bloss  von  (imud  und  Boden,  sondern  auch  des  productiven  Kapitals  (Wallace 
iu  der  Schrift:  Land  Nutionalisation,  its  Necessity  and  its  aims,  1882  nur  die  erstere), 
Hyndmann  begnügt  sich  alx'r  /.uniichst  mit  der  AufheVuin;^  di  r  Vrimogeniturordnung 
(der  Kntails)  uud  mit  der  Krleichterung  des  Verkehrs  mit  iiiegensc hatten  im  Sinne 
der  im  Text  gegebenen  Andeutungen  ds  Torlftufiges  Ziel  der  Landrefoimbewegung. 
Bnekeabsri^vr  A-,  Agrarpolitik.  L  35 
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stellen**  im  Parlament  eingebracht  worden,  als  deren  Zweck  der  Ackerbamninister 
die  Mehmng  der  Zahl  der  ländlichen  Grundeigenihttmer  und  die  Einschränkung 
des  massenhaften  Zuzuges  der  Bcvölkentiig  des  flachen  Landes  in  die  Stadto  be- 
zeichnet hat.  Als  Klciüstelle  gilt  ein  zum  Ackerbau  geei«nietes  .Stück  Land 
im  Maassgehau  von  1 — ÖO  Acres  und  im  rachtwertii  unter  50  Pl'd.  .Sterling 
Die  die  Landankäufe  vermittelnden  Stellen  sind  die  Gralschafterftthe  (Country 
Councils);  Zwangsenteignuugcn  zu  dem  gedachten  Zwecke  vorzunehmen,  soll  mir 
ausnahmsweise  ihnen  gestattet  sein.  Die  Bedingungen  der  Ueberlassungen  —  und 
das  ist  ndt  das  Bemerkenswertheste  —  ähneln  denen  der  prenssiscben  Benten- 
gutsgC'setze:  Der  Käufer  hat  ein  Vicrlel  des  Kaufpreises  haar  zu  entrichten, 
zwei  Viertel  iu  dÜjähhgen  tilgenden  Zeitrenten,  während  ein  Viert«!  als  ewige 
Rente  Btehen  1>ld1>en  kann.  An  Arbeiter,  welche  die  erste  Kaufrente  nicht  zu 
erlegen  Teruiöchten,  kann  der  Grafschaftsriith  Güter  bis  zu  10  Acres  auch  in  Paehl 
geben.  Die  uöthigen  ]liüttel  haben  sich  die  (ira&chaftsräthe  durch  Anleiheu  zu  be- 
schaffen, doch  duf  die  durch  Zinsen  aufzuhringende  Sunnne  die  localen  Stenern 
nicht  über  einen  gewisseu  Betrag  hinaus  erhöhen.  Der  oft  geäussert«  Wunsch,  es 
möchten  wenigstens  die  den  Bodenverkehr  so  sehr  erschwerenden  hohen  Stempel- 
(Licgenschaftsum8atz)gebü hren  ermässigt  werden,  scheint  auch  bei  dieser  Vorlagt: 
eine  Berücksichtigung  nicht  gefunden  zu  haben.  — 

d)  Nicht  ohue  l^erlentung  ist  auch  jener  Theil  der  enj^'lischen  Landgesetzgebnng, 
welcher  bezweckt,  dem  iandwirthschaftlichcn  A  rbeiter  diii  Mugüchkeit  der  Erwerbung 
eines  Landlouses  zti  landwirthBchaftlicl  m  In  trieb  zu  eröffnen.  Zu  den  älteren  6e> 
setzen,  welche  die  Abgabe  von  solchen  Aüotments  ans  Gemeinde-  oder  Stiftungs- 
besitz au  Arbeiter  regeln,  ist  das  neue  vom  16.  Sept.  Ib87,  50  u.  öl  Yict.  Ch.  48 
(AUotDientB  act  1887)  getreten,  welches  den  locaden  Samitttshehdrden  die  Befngniss 
zum  Ankauf  vou  T-and  zur  Ueherlassung  an  Arbeiter  einräumt,  und  zwar  unter 
Umständen  auch  das  Hecht  zum  Zwangskauf,  wobei  allerdings  die  auf  Antrag  von 
der  localra  Behörde  erlassene  desafallsige  Verfügung  der  BcHrtStigung  durch  eine 
Parlaments-Bill  bedarf.  Die  Abgabe  der  höch.stens  1  Acre  0,40  ha)  betragenden 
ALiotmeuts  au  die  Arbeiter  erfolgt  pachtweise  gegen  eine  massige  Jahresrente, 
wobei  Kllndigung  mit  monatHcher  Frist  sulässig  ist,  falls  der  Pächter  den  contract- 
liehmi  Verptlichtuugen  nicht  nachkommt. 

e)  Die  Darstellung  wäre  übrigens  unvollständig,  wenn  sie  nicht  auch  der  ver- 
schiedenen Gesellschaften  Erwähnung  thäte,  welche  die  Aufgabe  verfolgen, 
grössere  Gntscomplexe  aufzukaufen,  sie  zu  parcelUren  und  an  Kanflostige  weiter 
zu  veräussern,  so  die  IHHl  f^ehildete  NaticMial  Land  Corporation  of  Ircland 
mit  einem  Kapital  vou  4  Mill.  l'td.  Sterl.  uud  die  zu  älteren  dieser  Art  tür  England 
1881  hiuzugetreteue  National  Liberal  Land  Companjr  (siehe  Waleker 
a.  a.  0.,  &  66  u.  57). 
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Kapitel  V: 

Die  Arbeit  im  landwirth^ehaftliehen  Betrieb  und  die 

Ciiesiiidepolltik« 


Literaturübersicht. 

Bei  Kau  wird  dif  Ar1)piferfra^fe  in  §  ^2i^  c  nur  kurz  i'n'utt'rt  und  vorwiegend 
unter  dem  lieute  niclit  mehr  zutreffenden  Üesichtäpimkt  eines  etwa  her\'ortretendea 
TTebOTBngeboto  tob  ländlichen  ArbmtenL  Koscher  behandelt  den  Gegenstand  im 
Anschluss  an  Kap.  9:  „Bäuerliche  Lasten"  (I)  eben&Ils  nur  !  u  i.  p.  Der  Verfasser 
hat  bei  der  Bearbeitung  dieses  Abschnitts  ausser  diesen  beiden  Schriftstellern 
nameutlich  zu  Eathe  gezogen:  v.  d.  Goltz,  Die  ländliche  Arbeitertrage  und  ihre 
liÖBDBg,  1872;  Derselbe:  in  Schönber^'s  Politischer  Oekonomie,  U,  §  23  ff.; 
Derselbe:  Die  soeialo  Bcdcutun-/  des  flpsindewesPTis.  1873;  Dprsi-llte:  Die  Lafre 
der  bäuerlichen  Arbeiter  im  Deulöchcu  lieich,  1875.  W.  ilumm,  Das  Wesen  und 
die  Ziele  der  Landwirthschaft,  1872,  S.  297  ff.  G.  Knapp,  Die  Landarbeiter  in 
Knechtschaft  und  Freiheit,  1891.  K.  Kaerg»'r.  Die  ,  Sachsengiingerei in  Thiefs 
landw.  Jahrbüchern^  1890,  8.  239  ff.  von  Leugerke,  Die  ländliche  Arbeitertrage, 
1849.  Helteen,  Der  Boden  etc.  des  Prenas.  Staats,  II.  Bd.,  8.  87  ff.; 

III.  Bd.,  S.  4J^n  ff.  Marcard,  TJeher  den  Mangel  an  ländl.  Arhoifeni,  in  Thiel's 
landw.  Jahrb.,  1874,  8.  207  ff.  F.  Meyn,  Landw.  Probleme  und  Fundamentalsätse, 

1878,  8.  84  ff.  Nobbe,  Zur  ländlichen  Arbeiterfrage,  Vortrag  auf  dem  IL  evangetisdi- 
socialen  run;,^n  ss  in  Berlin.  1801.    .Seftegast,  Die  Landwirthschaft  und  ihr  Betrieb, 

1879,  III.  Bd.  Schmoll  er,  Die  ländlichen  Arbeiterverhältuisse  mit  besonderer 
Bucksicht  auf  die  norddentsich«!  Terhältnissü,  in  der  Tttbinger  Staatsw.  Zeitschrift 
von  1866,  S.  171  ff.  8 e ring,  Arbeiterfrage  und  Colouisatiou  in  dm  östlichen 
Provinzen  Proussens,  1892.  Ferner:  Birnbaum,  Das  Genos«<'nschnlt.>princip  in 
Auweuduiig  und  Anwendbarkeit  in  der  J>iuuhvirthsch.ift.  Böhnn  rt.  Die  Gewinn- 
betheiliglingf,  1878.  H.  Schuhmacher,  Ueber  J.  H.  v.  Thünen  Gesetz  vom 
nattirgemässeu  Arbeitslohn  und  die  Bedeutung  dieses  (Gesetzes  für  die  Wirklichkeit, 
1869.  Wirminghaus,  Art.  Gewinnbetheiliguug  iiu  Handwb.  d.  8t.  W.  Endlich: 
Archiv  des  Deutschen  liandwirthschaftsratlis  Jahrgang  187.3,  8.  227  ff. ; 
1874.  8.  272  ff.;  1875,  8.  IH^ff.;  187(;.  ^.  331  ff.;  1878,  8.  1  ff.;  1879,  8.  1  ff.; 

1880,  8.  441  ff.;  1891,  8.  411  ff.;  Schrillen  des  Vereins  für  Socialpolitik 
Bd.  Tn,  1884;  „Ueber  die  Bestrafttnfir  des  Arbeitercontractbrachs",  und  Bd.  YI:  „üeber 
Betheiligung  der  Arbeiter  am  rnff'rTiehmertr>"*vinn",  von  K.  v.  PI  euer  u.  a.  — 
Preussens  landw.  Verwaltung,  Amtliche  Berichte  für  187Ö  ff.;  Die  Landwirthschaft 
in  Bajern,  amtliche  Denkschrift,  1890,  S.  63  ff.  Weitere  Literatnrangaben  im  Text. 
—  In  dem  der  Kürze  W(  ijr<  n  gewählten  Ausdruck  «Gesindepolitik''  in  der  Kapiti  liilier- 
schrift  ist  unter  dem  Wort  „Gesinde"  die  Uesammtheit  der  ländlichen  Arbeiter 
verstanden.  —  Bei  Yerweisungeu  auf  t.  d.  Goltz  ist,  wenn  nichts  anderes  bemerkt 
ist,  immer  die  ersterwähnte  der  obigen  Schriften  gemeint. 
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Abschnitt  L 
Die  ländliche  Arbeiterfrage  früher  und  jetzt, 

g  94.  Unfreie  und  freie  Arbeiter.  EinflusB  der  Arbeits- 
yerfassung  auf  den  landwirthschaftlichen  Betrieb. 

1.  Unter  den  Froductionsfactoren  des  landwirthBchafblichen 
Gewerbes  kommt  der  menschlichen  Arbeit,  je  mehr  ein  Fort- 
schreiten Ton  den  einfacheren  zu  den  kunstvolleren  Betriebssystemen 
stattfindet,  eine  wachsende  Bedeutung  zu  und  das  Gedeihen  der 
Landwirthschaft  auf  höheren  Culturstufen  hängt  desshalb  zu  einem 
guten  Theil  von  der  Art  und  Weise  ab,  wie  das  in  ihr  auftretende 
Arbeitsbedürfhiss  nach  der  quantltatiTon  und  qualitatiTen  Seite 
befriedigt  zu  werden  vermag.  Kach  Settegast  erfordert  ein  Neu- 
morgen Land  (0,25  ha)  bei  der  KOmer-  und  I'eldgraswirthschalt 
12 — 20;  bei  der  Fmchtwechselwirthschafb  30—50;  bei  der  Industrie- 
wirthschaft  60 — 130  Handarbeitstage ;  die  wachsende  Intensität  des 
Betriebs  bedingt  daher,  auch  bei  umfangreicherer  Verwendung  von 
Maschinenarbeit,  einen  steigenden  Bedarf  nach  menschlicher  Arbeits- 
kraft und  ebenso  wachsen,  je  höhere  Anforderungen  der  Markt  an 
die  Boschiifl^Milii'it  der  landwirthschaftlichen  Erzeugnisse  stellt,  diu 
Ansprüche  an  dii?  (Qualität  dor  Arbeitsleistung.  Ein  Fortschreiten 
des  landwirthsclii tili  heu  Betriebs,  ja  auch  nur  die  Behauptung 
einer  einmal  gewouiionoii  Intensitäts stufe  ist  daher  ohne  ein  aus- 
reichendes Maass  qualifi  cirt er  Arbeitskräfte  nicht  denkbar. 

2.  Im  Alterthum  und  durch  das  ganze  Mittelalter  hindurch 
bis  in  die  neuere  Zeit  beruht  der  landwirthschaftliclie  <Trossl)etrieU 
auf  dem  Arbeits  zwang  der  der  Herrschaft  der  Vornehmen  unter- 
worfenen Bewohner  des  flachen  Landes:  Sklaveroi,  Leibeieonsehiift 
und  das  Fröhnerthum  der  bciiollenpflichtigen  Bauernschaft  sind  die 
gesellschaftlichen  Einrichtunpren ,  auf  die  jener  Grossbetrieb  sich 
stützt:  die  für  denselben  geleistete  Arbeit  —  in  Spann-,  üand* 
arbeitsfrohuden  und  Gesindediensten  bestehend  —  ist  im  Wesent- 
lichen eine  kostenlose,  da  die  arbeitspflichtige  Bevr.lkMmng  ihren 
Unterhalt  auf  den  angew  iesenen  Landstellen  findet  und  die  naturalen 
Verabreichungen  der  Gutsherrschaft  an  das  Zwangsgesinde  sowie 
jene,  welche  etwa  durch  die  Versorgungspflicht  gegenüber  den  alt 
imd  gebrechlich  gewordenen  Angehörigen  der  der  GutsheirschafI 
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unterworfenen  Landbevölkerung  sich  eigeben,  im  Vergleich  zu  dem 
wirthsehafOiohen  Werüi  der  erzwungenen  Arbeitsleistungen  in  der 
Begel  nicht  sehr  ins  Gewicht  fallen.  Je  umfangreicher  aber  die 
der  heirschenden  £lasse  zugehörigen  Lflndereien  sind,  um  so  mehr 
muss  sich  das  Bestreben  geltend  machen,  jene  Arbeitsyerfassung 
durch  immer  stärkere  Heranziehung  der  un&eien  Bewohner  zu  Arbeits- 
leistungen auf  dem  Herrenhof  schärfer  auszugestalten  und  umgekehrt, 
je  eher  dies  nach  der  geltenden  Beehtsordnung  gelingt,  um  so 
mehr  wird  die  Politik  der  herrschenden  Familien  auf  eine  wachsende 
Vergrösseruiig  des  Herrenlandes ,  mit  der  das  Ansehen  und  der 
Glanz  dieser  Familien  Hand  in  Hand  geht,  gerichtet  sein.  So 
bedingen  sich  unfreie  Arbeitsverfassung,  zunohraende  Vergr^ssoriing 
des  HcrnMilainlfB  durch  Legung  von  liauernstellen  inid  wachst'iider 
Druck  der  organisirten  Zwaiig>;:irl)('it  gegenseitig  und  die  Yer- 
vollkominiuuig  des  landwirthschattlichcn  Betriebs,  welche  eine 
grössere  Summe  menschlicher  Arbeit  erfordert,  ist  die  unmittelbare 
V<^ranla8sung  m  weiterer  Hiiufiing  der  den  ünfroion  nblieL! enden 
FrohnpHiclit.  Di»'  Erschwcnum-  der  Ab/.ugsfreilit^it  diurli  suengsto 
Ausbildung  dor  St  li(dl('ii])tli(dit  sichert  dem  (irundherrn  auch  bei 
rigorost'ttM'  Ausnutzung  seiner  Hcrrschartsgowalt  drn  Verbleib  dor 
pflifhtig(Mi  Leute,  auch  wenn  nicht  au  sich  schon  die  niangelbaftcu 
Oommunicationsmittel  der  alteren  Ztut,  die  durch  die  Zunftver- 
fassung der  Städte  bedingte  Schwierigkeit  der  Uebersiedelung  in 
diese  und  der  Ergreifung  eines  städtischen  Handbewerbs  die  Land- 
bevölkerung an  die  Stätten  der  Geburt  gefesselt  hätte.  (YgL 
g  16  if.  und  g24)>). 

Piese  unfrei 0  Arbeitsverfassung  der  grundherrlichen  Zeit  hängt 
also  mit  der  Ausbildung  des  laudwirthschafUichen  rrrossbetriebs 
aufs  Engste  zusammen,  ähnlich  wie  die  grossen  Plantagenwirth- 
schaften  der  transoceanischen  Länder  mit  ihrem  starken  Arbeits- 
bedarf zur  Einf&hrung  der  Sklavenarbeit  Veranlassung  gaben;  sie 
findet  sich  daher  am  stärksten  ausgeprägt,  wo,  wie  im  Norden  und 
Nordosten  von  Deutschland,  mehr  und  mehr  die  Grundhezrschaften 
Betriebsgrundherrschaften  wurden,  d.  h.  die  ihnen  gehörigen 
Lftndereien  in  Selbstverwaltung  nahmen;  sie  tritt  zurack,  wo  die- 
selben als  Bentengrundherrschaften  im  Wesentlichen  auf  die  Ein- 
hebung von  naturalen  GeföUen  der  grundherrlichen  Banemschaften 

Um  so  mehr  hatt«i  freilich  bei  solch»  r  T-ajit'  die  grösseren  B  a ucr  ii Ii  Ö  f e 
mit  der  Arbeitenioth  zu  kämpfen,  worüber  für  die  Zeit  im  letzten  Drittel  des  vorigen 
Jahrhuuderts  Hausmauu,  Die  Grondentlagtung  in  Bayern,  1892  iS.  fiO/öl)  benditet. 


Digitized  by  Google 


550        ^P*  Axhtit  im  landw.  Betrieb  imd  die  Gesindepolitik. 

sich  beschränkten  und  nur  einen  kleinen  Theü  des  grundherrlichen 
Gebiets  selbst  bewirthschafteten,  me  im  mittleren  und  südlichen 
Deutschland  und  in  einem  grossen  Theile  von  Frankreich;  sie  t6t- 
schinndet  am  firuhesten,  wo  die  rechtliche  Entwicklung  dazu  führtt 
dass  die  grandherrlichen  Geschlechter  ein  selbst  erbliches  Nutzungs- 
recht der  eingesessenen  Bauernschaft  nicht  mehr  anzuerkennen 
brauchen,  das  Kutzungsrecht  vielmehr  zu  einem  reinen  FachtYerhält- 
niss  wird  und  der  Grundherr  nunmehr  als  wirklicher  GutseigenthAmer 
lediglich  einem  Stand  von  Pächtern  sich  «i^egentlber  befindet,  so  dass 
die  gegenseitigen  Beziehungen  rein  vertragsmässige,  in  der  Abführung 
von  PachtscfailHngen  sich  äussernde  werden;  wie  dies  z.  B.  der  Ent- 
wicklungsgang in  England  war,  wo  desshalb  auch  eine  eigenÜiche 
AblOsungsgesetzgebung  wie  auf  dem  Oontinent«  wenn  man  von  der 
Ablösung  der  Zehnten  und  ähnlicher  auf  den  copyholders  ruhenden 
Lasten  absieht,  nicht  Platz  zu  greifen  brauchte  (§  29,  S.  151  ff.) 

3.  Welche  Erwäguiigtii  zu  der  Beseitigung  der  unfreien  Arbeits- 
verfassung geführt  haben,  ist  au  Wilderer  Stelle  erörtert  worden 
19,  Ziff.  1,  §  24);  hier  kann  es  genügen,  kurz  darauf  zu  verweisfii. 
dass  die  grosse  umwälzende  Gesetzgebung,  die  das  Verhältniss  des 
Gutsherrn  zu  seinen  Arbeitern  in  ein  freiesVertragsverhält- 
niss  umgestaltet  hat,  neben  politischen  und  socialen  Erwägungen 
auch  auf  solchen  des  voikswirthschaftlichen  Productionsinteresses 
beruhte,  weil  eben  die  erzwungenen  Dienste  der  frohnpflichtigen 
Bauernschaften  immer  weniger  den  Anforderungen  qualiticirt<*r 
Arbeit  genügten*).  Die  Arbeitskraft  der  ländlichen  BcTölkenrng 
war  mit  der  Dnrcliführunc;  des;  Befreiungswerks  fiir  dio  Productions- 
zwecke  Dritter  nunmehr  nur  im  Wege  der  Vereinbarung  und  gegen 

*)  Vgl.  hiorwegen  auch  Knapp,  a.  a.  0.,  S.  59  ff. 

*)  Wie  sehr  die  Zwangsfrohnpfiicht  an  einer  extensiven  'V^oihscliaftswaM  mH 

dem  ficfolf^  vorhSltnissmiissig  gerinfr^'r  rroductiouscrträfrnisse  nJithifTtr .  rr?irh; 
mau  gut  aus  dem  Wirthschattsbetrieb  der  Abtei  Prüm,  des  Karoliogischen  Familiea* 
klostera  in  der  Eifel  am  Ende  des  9.  Jahrhunderts,  hinsichtlich  dessen  Lamprecht 
in  dm  l'rf'iisg.  Jahrbüchern  f5ß  S.  183)  initllioilf,  dass  _in  ihm  jährlich,  soweit  •  iiu» 
Coutrole  aus  den  DetaUangaben  noch  möglich  ist,  die  Mast  von  etwa  6700  Schweinen 
sowie  die  Anssaat  yon  6300  Scheffeln  Getreide  vorgesehen  war;  1600  hörige  Hnfm 
gehörten  zu  ihm,  von  welchen  jährlich  125000  Frohntage  auf  die  Aecker  di  r  Ahr»n 
geleistet  wurden,  und  allein  die  Kinnalune  an  Zinseiem  betrug  jährlich  209ÜÜ  Stiu  k. 
Es  sind  Zahlen,  wie  man  sie  heute  aufstellen  würde,  um  etwa  eine  kleine  Stadt 
verproviantireu.  Und  der  Erfolg  im  9.  Jahrhiindert  ?  Die  Emähnuig  von  im  Ganae« 
etwa  180  Mönchen,  von  denen  100  zugleich  Priester  waren,  und  dit>  Ilrwahnine 
und  iiebauptuug  eiuti  Bildung,  welche,  nach  den  erhalteneu  schriitütellerisohen 
Elaboraten  der  guten  Mönche  des  9.  Jahrhunderts  zu  urthcilen,  eine  auch  för  di«>^ 
Zeit  nicht  gerade  überschwäii^'lidie  war.  fileidiwohl  kann  kein  Zweifel  si  in.  d;iss 
die  Prümer  Zustände  ganz  gewöhnliche,  die  Verwendung  der  abteiücheu  Mittel  eine 
normale  und  gewissenhafte  war". 
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entsprechende  Yergtltung  erhältlich;  wie  die  Industrie  und  das 
Handwerk,  so  war  nunmehr  auch  der  Gutsherr  zur  BeMedigung 
seines  landwirthschaftlicben  Arbeitsbedürfnisses  auf  den  von  keinen 
einseitigen  Herrschaftsverhältnissen  beeinflussten  Arbeitsmarkt  an- 
gewiesen; die  Auslöhnung  der  im  freien  Wettbewerb  sich  anbieten- 
den und  einzustellenden  ländlichen  Arbeitskräfte  bildete  also  Yon 
jetzt  ab  einen  wesentlichen  Bestandtheil  der  Kosten  des  landwirth- 
schaftliehen  Betriebs  und  die  Rentabilität  des  letzteren  hing  dem- 
zufolge zu  einem  namhaften  Theü  auch  Yon  dem  Aufwand  för  die 
in  Dienst  genommenen  freien  Arbeiter  und  dem  Yerliältniss  ab,  in 
welchem  der  thatsächliche  Arbeitseffect  zu  dem  bestrittenen  Arbeits- 
aufwand sich  im  gegebenen  Fall  stellte.  Ein  Mangel  an  Arbeits- 
kräften im  Vergleich  zu  der  Gidsse  des  zu  bewirthschaftenden 
Areals  oder  eine  Steigerung  der  Lohnansprflehe  der  eingestellten 
freien  Arbeiter  bei  gleicher  Arbeitsleistung  oder  gar  ein  zeitliches 
Zusammenfallen  höherer  Lohnsätze  mit  sinkenden  Verkaufspreisen 
der  landwirthschaftlichen  Markterzeugnisse  waren  Thatbestände, 
mit  denen  mit  Einführung  einer  freien  Arbeits  Verfassung 
auf  dem  flachen  Lande  der  selbstwirthschaftenUe  ehemaligL'  (.Grund- 
herr nunmehr  ernsthatt  zu  rechnen  hatte.  Und  je  grösser  die 
selbstbewirthschafteten  LüiKitToien  waren .  um  so  stärker  erwies 
sich  die  Einwirkung  des  Factors  Arbeit  auf  die  Gesammtuestaltung 
der  Betriobsergebnisse,  um  so  empHndlieher  machte  sich  jede 
Störung  auf  dem  ländlichen  ArlieiiMn  irkt  geltend,  sofern  sie  — 
in  der  einen  oder  anderen  der  oben  erwfiluiten  Kicbtuiigen  — 
betriebshemmende  oder  kostcnvertheuernde  iOigeu  nach  sich  zog. 
Je  beweglieher  ferner  die  Bevölkerung  des  tiaehen  Landes,  gerade 
auch  in  Ansehung  jenes  Theils  derselben  wur(b',  der,  mangels 
entsprechenden  eigenen  Besitzes,  auf  die  Arbeit  in  fremden  Dienst 
angewiesen  ist,  d.  h.  je  mehr  die  einer  beliebigen  Verwerthuug 
der  eigenen  Arbeitskraft  entgegenstehenden  Schranken  des  alten 
Polizeistaats  fielen  und  die  modernen  socialen  Freiheitsrechte 
(Freizügigkeit,  grundsätzliche  Freiheit  der  Niederlassung  an  jedem 
Ort  etc.)  in  Verbindung  mit  der  Vermehrung  und  Verbilligung  der 
Commimicationsmittel  dem  Abstrom  der  Bevölkerung  von  dem  flachen 
Lande  nach  den  städtischen  Mittelpunkten  gesteigerter  Srwerbs- 
thätigkeit  Vorschub  leisteten,  in  einer  um  so  schwierigeren  Lage 
konnte  und  musste  unter  Umständen  der  Grossgnmdbesitz  gerathen, 
dessen  Händen  die  alte  patriarchalische  Gewalt  entglitten  war  und 
der  nunmehr  mit  der  Möglichkeit  rechnen  musste,  die  Sicherung 
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seines  Arbeitsbedarls  in  Wettbewerb  mit  städtischen  LöJmen,  d.  h. 
mit  vergleichsweise  hohen  Opfern  herbeizuführen. 

Von  diesen  Eückwirkungen  einer  freien  Arbeitsverfassung  im 
Gebiete  des  laEdwirthschaftiichen  Gewerbes  blieben  selbstredend 
auch  die  mittleren  und  kleineren  Betriebe  nicht  unberührt;  ohne 
dass  indessen  bei  ihnen  der  Arbeitsfactor  dieselbe  empfindliche  RoUe 
wie  bei  grossen  Gütern  spielt,  da  sie  nicht  wie  diese  durchweg 
fremder  Arbeitskräfte  zur  Bewältigung  der  landwirthschaftliehen 
Veiriehtungen  bedürfen,  da  viehnebr  bei  ihnen  zum  mehr  oder 
minder  grossen  Tbeil  die  vorkommenden  Geschäfte  durch  den 
Wirth  und  seine  Angehdrigen  selber  bewältigt  zu  werden  ver- 
mdgen.  Es  hängt  hiermit  zusammen,  dass  die  unzweifelhafte 
TJeberlegenheit,  welche  den  grossen  Gütern  in  der  Bogel  —  ab- 
gesehen von  der  besseren  fachlichen  Durchbildung  ihrer  Inhaber  — 
gegenüber  den  mittleren  und  kleineren  Gütern  schon  vermöge  der 
stärkeren  Kapitalkraft  zukommt  (§  69  iff.)  durch  die  ungünstigere 
Stellung  jener  ziun  Arbeitsmarkt  mitunter  beeinträchtigt  wird;  und 
dass,  wenn  die  Beschaffung  tüchtiger  fremder  Arbeitskräfte  gegen  er- 
schwingliche Löhne  zeitweise  auf  besondere  Schwierigkeiten  stösst 
—  wie  in  den  Zeiten  grossen  industriellen  Aufschwungs  —  die 
kleineren  Betriebe,  selbst  bei  mangelhafteren  Betriebsweisen,  doch 
möglicherweise  besser  wie  jene  prosperiren.  Ja,  wo  die  Schwiericr- 
keiten  der  ArbeitsbeschafiTimg  chronische  zu  werden  drohen  und 
selbst  die  umfassende  Zuhilfenahme  der  Meiischeiikruft  ersparendeu 
Maschinenarbeit  das  Arbeiterdeficit  nicht  zu  heseitigen  vermas:, 
köimeu  sich  die  grobsen  Güter  wohl  gar  vor  die  Alternative  ge- 
stellt sehen,  entweder  eine  au  sich  unzeitgemässo  Rückkehr  zu 
extensiven  Wirthschaftsweisen  zu  voUzielien  (»der  aber  oine  Auf- 
theilung  der  grossen  Betriebsein lieiten  in  eine  An/ahl  klt  iner- r 
vorzunehnKMi,  wenn  anders  der  Besitz  ohne  Bedroliung  der  \  rr- 
mögensiage  der  Besitzer  soll  behauptet  werden  können,  für  welrh»» 
Vorgänge  es  an  Beis]>ieh'n  aus  neuerer  Zeit  wtdil  in  keinem  Lande  fehlt. 

4.  Vorsehaueitde  Betrachtungen  der  vorerwälmten  Art  miisston 
schon  )tei  Inannriftnahme  def^  bfiuerliehen  Befreiungswerks  mit 
einer  gewissen  Stärke  in  den  Gegenden  des  vorherrschenden  Gross- 
grundbesitzes, also,  was  Deutschland  anlangt,  in  den  nördlichen 
und  östlichen  Provinzen  sich  geltend  machen,  und  es  ist  unzweifel- 
haft, dass  die  unserem  modernen  socialen  Bewusstsein  befremdliche 
Bichtung,  welche  die  Preussische  Abl5sungsgesetzgebung  seit  dem 
Jahre  1S16  einschlug,  ganz  Torwiegeud  Bücksichten  der  nachhaltigen 
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Versorgung  der  in  diesen  Provinzen  vorhandenen  Grossg^ter  mit 
Arbeitskräften  entsprungen  ist.  (Siehe  S.  123  ff.)  Ton  der  An- 
Bchauung  geleitet,  dass  im  Gebiete  des  freien  bäuerlichen  Besitzes 
Arbeitskräfte  für  den  landvirthschafUichen  Grossbetrieb  nicht  mehr 
genügend  zur  Verfügung  ständen,  und  in  der  Meinung,  dass  zu 
solcher  Arbeit  nur  landlose  Elemente  sich  drängen,  schloss  man 
die  nicht  spannfähigen,  d.  h.  die  kleinen  bäuerlichen  Stellen  Ton 
der  „Begulirung**  aus,  gestattete  deren  Einziehung  zu  Gunsten 
des  Herrenlandes  und  die  Umwandlung  ihrer  ehemaligen,  aller- 
dings meist  mit  schlechtem  Besitzrecht  ausgestatteten  bäuerlichen 
Inhaber  in  eigenthumslose,  auf  dem  Gutshof  angesetzte,  mit  ge- 
wissen Naturaldeputaien  ausgestattete  Gutstage Uhner,  die, 
wenn  sie  femeriiin  leben  wollten,  ihre  Arbeitskraft  nach  wie  Tor 
den  Gutsherren  zur  Verfügung  stellen  mussten.  Der  verhängniss- 
volle Irrthum  dieser  für  den  Augenblick  die  befürchtete  Arbeitsnoth 
beseitigenden  Gesetzgebungspolitik,  die  aus  Inhabern  kleinbäuer- 
liche Stellen  „frohnbelastete  Xutzniesser*  des  Gutshofs  gemacht 
und  eine  im  Wesentlichen  „proletarische  Arbeitsverfassung"  ge- 
schalleii  hat*),  lag  in  der  Annalinie  einer  Constanz  dieser  ander- 
weiten künstlichen  Besitxverhältiiisse,  die  indes»  mit  dem  Eintritt 
der  iilienerw iiimten  nuHlrrnen  Kechts-  und  V'erk»'hrsLiestaltuiig  mehr 
und  mehr  Eiubusse  erlitt;  lag  in  der  Unterschülzuug  des  mit  der 
Zeit  erwachenden  socialen  Bewusstseins  auch  dieses  Thi'ils  der 
Landbevölkerung,  bei  der  das  Gefühl,  dauernd  in  ahluumiLier 
Stellung  sich  zu  befinden,  sehwerer  wog  als  das  Hewusstsein  einer 
leidlich  gesicherten  materiellen  Lage;  lag  endlich  in  der  Isiclit- 
voraussicht  des  im  letzten  Drittel  des  Jahrhunderts  in  wachsen- 
dem Maasse  sich  abspielenden  Vorgangs,  dass  diese  zu  Gutstage- 
löhnern s.  Z.  herabgedrückten  Kleinbauern  die  Beziehungen  zur 
Heimath  lösen  und  alljährlich  ein  Haupbcoutingent  der  Auswande- 
rung stellen  würden,  um  anderwärts  eine,  wenn  noch  so  besclieidene 
und  selbst  ärmliche,  aber  selbstständige  Lebenshaltung  zu  begründen. 
Die  im  Anfang  des  Jahrhunderts  im  Norden  und  Nordosten  von 
Deutschland  im  einseitigen  Interesse  der  grossen  Gutsherrschaften 
erfolgte  Lösung  der  Arbeiterfrage  hat  daher  dauernd  befriedigende 
Verhflltoisse  nicht  zu  begrflnden  yermocht,  wie  bereits  Mher  an- 
gedeutet wurde  (S.  124 ;  S.  395  ff.)  und  es  gehOrt  zu  den  wichtigsten 
Aufgaben  der  modernen  Agrarpolitik,  in  diesen  Gebieten  eine 

Vgl.  auch  V.  d.  Goltz,  Die  läadl.  Arbeiterlrage,  S.  6  ff. 
*)  Knapp,  a.  m.  0.,  8.  BOH. 
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LQsung  der  ländlichen  Arbeiterfrage  herbeizAiführeii,  bei  welcher 
den  grosBen  Gütern  die  Deckung  des  Arheitsbedarfs  in  einer 
befriedigenderen  Weise  als  seither  ermdglichst  erscheint 

Aber  auch  ausserhalb  des  Gebiets  des  Grossgrundbesitzes 
liabcü  sicli  die  lüiidliclion  ArbeiterYerliältnisse  seit  der  Mitte  des 
Jahrhunderts  vielfach  ungüiisti^n^r  [gestaltet,  insofern  seit  dieser  Zeit 
ein  starkes  Ab«tiömea  der  kleinen  Leute  in  die  Städte  zu  beobachten 
ist,  die  Industrie  mehr  und  mehr  ihre  Betriebsstätten  auf  das  flache 
Land  hinausverlegt  und  daher  selbst  in  dichtbevölkerten  Gegenden 
die  Landwirthe  Mühe  haben,  tüchtiges  Gesinde  und  Tagelöhn*'r 
auch  bei  Bewilligung  höherer  Löhne  sich  zu  siclioni.  In  der  Land- 
wirthschaft,  bei  deren  Betrieb  luigeli euere  Werthe  in  wenigen  Tagen 
verloren  gehen  können,  wenn  die  rechtzeitige  Vornahme  der  Ar- 
beiten, wie  namentlich  zur  Erntezeit,  Mangels  der  erforderlichen 
Arbeitskräfte,  auf  Schwierigkeiten  stöast,  muss  aber  die  Unsicher- 
heit der  Deckung  des  Arbeitsbedarfs  fast  noch  folgenschwerer  sich 
aeltend  machen  als  in  der  Industrie,  die  eher  in  der  Lage  ist,  den 
Productionsprocess  den  verfügbaren  Arbeitskräften  anzupassen. 
Jedenfalls  worden  die  vorstehenden  Bemerkungen  genügen,  die 
wachsende  ländliche  Bedeutung  des  Froductionsfactors  „Arbeit"  im 
landwirthschaftliclien  Betrieb  zu  kennzeichnen  und  es  darf  nicht 
befremden,  dass  bei  der  Erörterung  agrarpolitischer  Fragen  am 
Ausgang  dieses  Jahrhunderts  die  Lösung  der  ländlichen 
Arbeiterfrage  mehr  und  mehr  in  den  Vordergrund  gerfickt 
erscheint. 


§  95.  Die  ländliche  Arbeiter>frage  der  Gegenwart 

1.  Die  Ursachen  der  Erscheinung,  dass  ungeachtet  der  seit 
Decennien  zu  beobachtenden  Steigerung  der  Löhne  auf  dem  flachen 
Lande*)  so  sehr  ein  Mangel  an  zuverlässigen,  tüchtigen 
Arbeitskräften  sich  geltend  macht,  sind  fast  überall  die  gleichen: 
es  ist  die  körperlich  minder  anstrengende  Beschäftigung  in  den 
Fabriken  oder  im  städtischen  Gesindedienst,  die  ungebundenere 
Lebensweise  daselbst  und  der  Beiz,  den  das  städtische  Leben 
und  seine  der  Unterhaltung  dienenden  Anstalten  ausüben,  was 
immer  von  Neuem  allj&hrlich  Tausende  Ton  jungen  Leuten  beiderlei 


')  Tgl.  darflber  die  AuBfÜhrmtgen  nnter  §  96. 
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(jesehlechts  der  Arbeit  in  der  Landwiribschaft  entfremdet^).  Im 
Zusammenhang  damit  steht  der  leidige  häufige  Wechsel  im  Gesinde- 
und  Halbgesindedienst,  zumal  beim  Mangel  an  zum  Gesindedienst 
tauglichen  Personen  der  Wiedereintritt  in  ein  anderes  Dienst- 
yerhftltniss  regelmässig  unschwer  sich  bewerkstelligen  lässt.  Ganz 
allgemein  ist  die  Elage  von  Seiten  der  ländlichen  Arbeitgeber, 
dass  das  das  Gesinde  erfüllende  Bewusstsein  einer  gewissen  Tnent^ 
behrlichkeit  die  Lohnansprüche  ins  üngemessene  zu  steigern  und 
eine  wachsende  Unbotmässigkeit  und  Widerspenstigkeit  zu  zeitigen 
drohe,  welche  gleichwohl  die  Dienstheiischaften  meist  ruhig  hin- 
nehmen mtssten,  da  ein  strenges  B^gunent  sofort  mit  Ktlndigung 
des  Dienstes  beantwortet  werden  wflrde.  Sehen  sich  im  Hinblick 
auf  solche  Verhältnisse  viele  Landwirthe  genöthigt.  die  Zahl  des 
zu  haltenden  Gesindes  auf  das  Nothwendigste  einzuschränken  und 
sich  mit  der  Einstolliiii<r  unständiirer  Tagelöhner  zu  behelfen.  so 
v^ird  gerade  auch  dioson  gegeiiübt-r  von  SeittMi  der  Arl)('it;:;('lier  über 
eine  steigende  rnzuvorlässigkeit  in  der  Einhaltung  der  übernom- 
menen ArbeilsvciitüiclitunLit'ii,  über  die  Praxis  willkürlicher  Entfer- 
nung aus  dem  Arbeitsverhältniss  und  der  Anknüptimg  anderweiter 
Dienstbeziehungen  laute  Klage  geführt.  Dabri  belinden  sich  die 
Arl)Hitg<'bt'r  gerade  den  iinständigt'n  Arbeitskräften  gegenüber 
schon  (b'sshalb  in  einer  Ix^sonders  schwierigen  Lage,  weil  der 
Arboitsbedarf  in  den  einzelnen  Zeiten  de«?  Jahres  wechselt,  nämlich 
im  Winter  meist  ebenso  auf  ein  Minimum  zusammenschrumpft, 
als  er  zur  Erntezeit  ungewöhnlich  sieh  steigert,  wenn  anders  die 
Emtearbciton  ohne  grossen  Schaden  in  richtiger  Keihenfolge  und 
unter  bester  Ausnutzung  der  Witterungsverhältnisse  sollen  vor- 
genommen werden  können. 

In  die  unvortheilhafteste  Lage  sehen  mehr  und  mehr  die 
Landwirthe  in  jenen  Gegenden  sich  versetzt,  in  denen  die  Tage- 
löhner aus  den  besitzlosen  Elementen  H  r  Landbevölkerung 
rekrutirt  werden  mflssen,  weil  diese  nichts  hindert,  ihre  Arbeits- 
kraft an  von  ihrem  zufälligen  Wohnort  beliebig  weit  gelegenen 
Arbeitsstätten  zu  Markte  zu  tragen;  während  wo  die  Tagelöhner 
grundangesessen  sind,  d.  h.  ein  eigenes  Haus  nebst  etwas  Land 
besitzen,  der  beliebigen  OrtsToränderung  Schranken  gesetzt  sind 

*)  In  der  frauzös.  Agrarenquete  vou  1879  80  wurde  das  Abätrömen  der 
ländlichen  Elemente  in  die  Stödte  anch  mit  der  privili  f^ärten  SteUnng  der  Industrie 
durch  Schntzzölle,  welche  die  Gewährung  höherer  J^ühue  ermögliehe,  und  mit  der 
ausserordentlichen  Ausdehnung  der  grossen  öttentlichen  Arbeiten  im  Gebiete  des 
Terkelunweseiu  in  Zuaammenäui;  gebnclit. 
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und  ohnedies  die  Erfahrung  lehrt,  dass  die  kleinen  Leute  in  dieser 
Lakge  lieber  in  der  Nähe  ihres  Wohnorts  als  entfernt  yon  dem- 
selben der  Gelegenheit  zum  NebeuTerdienst  naehgeben.  Diese 
Thatsaehe  giebt  denn  auch  einen  bedeutsamen  Fingerzeig  för  die 
Bestrebungen  zur  Besserung  der  ländlichen  Arbeiteiyerhältnisse; 
noch  wirkungsvoller  aber  predigt  in  derselben  Bichtung  das  üeber- 
greifen  der  socialdemokratischen  Bewegung  auf  das  flache  Land^ 
welche  den  denkbarsten  Nährboden  fiberall  da  finden  wird,  wo  der 
Arbeiter  der  festen  Beziehungen,  wie  sie  der  Besitz  eines  eigenen 
bescheidenen  Heims  gewährt,  entbehrt  und  wo  er  eben  dessbalb 
für  das  Gift  der  socialdemokratischen  Lehren,  welche  Hass  und  Neid 
gegen  die  Besitzenden  predigen,  besonders  empfänglich  erscheint. 

Aum.  a)  Die  Jahresberichte  der  laiid>^irtlisc]ialilidien  Ceutral vereine  Di  ut.ioh- 
liinds  und  Oesterreichs  der  letzten  10  Jahre  sind  in  wachsendem  Maasse  mit  Klagen  üb«» 
di»'  /.uiiehmende  Arbeiternoth  auf  dem  flaclun  T.aiulc  <r<lullt.  BeispielswHs»-  lit  is^r 
es  in  dem  von  Gen.-Sec.  v.  Mendel  verfassten  Jahresber.  für  die  Pr.  Frov.  .Sachsen 
für  1891 :  y,Am  drttckendsteu  macht  sich  der  Ufangel  an  tüchtif^en  Arbeitskrähen  unter 
den  Dien!?tbnten  geltend.  Weibliche  Personen,  welche  Kraft  und  F-ust  haben, 
auf  dem  Lande  Arbeit  zu  nehmen,  sind  in  dem  grÖSHten  Theil  der  Provinz  über- 
haiipt  nieht  m  find^*^  (S.  7).  Und  an  einer  anderen  Stelle  (S.  9)  wird  ans  dem 
Yorcin'sbr-zirk  QiU'is  folpmdes  Stinniinnc^iTiilrt  tiiitjri'tlicill :  ..\rbfitseiiistt'llnii<r<'n  sind 
fortwährend  vorgekommen,  Coutractbriiche,  hauptsächlich  der  jüngeren  Arbeiter,  Bind 
an  der  Tagesordnung.  Wenig  und  bequeme  Arbdt  bei  hohem  Lohn  und  knner 
Arbeitszeit  wird  verlangt.  Fügt  sich  dann  der  Arbeitgeher  nicht,  so  erhält  er 
Niemanden  und  macht  seine  Arbeit  allein.  Sittlichkeit  und  Moral  ist  längst  ent- 
schwunden. Eine  Herrschaft,  welche  noch  auf  Ordnung  und  zum  Beispiel  auf 
Kirchenbesuch  hält,  bekommt  fiberhanpt  keine  Leute.  Unter  diesen  l'mständeu  ziehen 
es  \iele  Landwirtlie  vor,  zu  verkantVn  oder  zn  verpachten."  Dass  lici  snlrhen 
Auslassungen  doch  auch  nicht  selten  in  uiij^crechter  Weise  generalisirt  durfte 
ebenso  feststehen,  wie  nicht  zu  bezweifeln  ist,  das.s  die  Arbeitgeber  von  sich  uns 
Manches  dazu  lH>ifnirr<'ti  können.  <\vv  vicllicklatctrii  Arlicitcrcalaniitiit  die  gefiibrlichsten 
Spitzen  abzubrccheu ,  wobei  auf  die  späteren  Durkgungeu  zu  verweisen  ist.  Wie 
denn  auch  Schmoller  meint  (im  Preuss.  LandesökonomiecoUegium  von  189U 
Thiel's  landw.  Jahrb.,  XX.  Bd.,  Ergzprsbd.  TIT.  2fH',  man  dürft'  nicht  übersehen, 
,da£ä  hinter  dem  Uuaugeuehmen,  was  dem  Gutsbesitzer  und  Unternelimer  heute  am 
Arbeiter  berührt,  doch  anch  .  .  .  berechtigte  Ziele  und  fortschreitende  heilsame 
Tendcnzfii  stehen.  Da-;  Sfrcboii  der  unteren  Klassen  nneli  trr<"'sscrer  Sfdbst>tündiffk»-it. 
nach  tuabhängigkeit,  nach  eigenem  Besitz,  nach  grösserer  Anerkennung,  nach  etwa& 
grösserem  Lebensgenuss,  alle  diese  Bestrebungen  sind  zweifellos  berechtigt,  heilsam 
und  selbst  der  Allgemeinheit  nützlieh ,  obwohl  sie  zunächst  dem  landwirthschaft- 
liehen  Unternehmer  nur  die  unangenehme  Aussenseite  der  Widersetzlichkeit,  der 
schwierigen  Behandelbarkeit  zeigen,  unter  der  er  zu  leiden  hat;  wir  dürfen  nitiit 
vergessen,  dass  ihr  Begehren  nicht  so  falsch  ist,  me  es  demjenigen  erscheint,  der 
im  Moment  unter  dem  Wegziehen,  der  Lidinfordening  und  auch  tinter  "Rrntalität  und 
Conti actbruch  leidet".    Aelmlich  Serinjj  im  dentscheu  Laudwirthschaftsrath  1SH"J. 

1)'  A  liw  aiid  ornnf»  vom  flachen  T.and  in  die  Städte.  Zwischen  1^71  und 
188Ö  liut  zwar  die  lievoikerung  der  luindorie  (  weniger  als  2UUU  Einwohner;  im  Gauiiea 
nicht  abgenommen,  es  ist  aber  das  Wachsthum  der  Stadtberölkening  (aber  SOOO  Eia^ 
wohneri  ein  sehr  viel  stärkeres  in  diesem  Zeitraum  frewesen  nnd  es  haben  s<>gar 
zwischen  1881  und  1886  die  Landorte  absolut  an  Bevölkerungssakl  ab- 
genommen.  Es  betrog  nämlich: 
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die  Stadt- 

dip Land- 

bevölkerung' 

In 

bfc'volkeruug' 

1.  Döc^mber  1871 

.   .   14  790  798 

32,1 

26219  352 

67,9 

,         1875  , 

.  .  16657172 

39,0 

26070188 

61,0 

,      im)  . 

.   .    18  720  58(J 

41,4 

26  513  531 

58,6 

^     ,         1885  . 

.   .   Ji0478  777 

43,7 

26  376  927 

56,3 

1871 

1876 

1880 

1886 

4,8 

6,2 

7,2 

9,5 

7,7 

8,2 

8.9 

8,9 
12,9 

11,2 

12,0 

12,7 

ILM 

12,6 

12.7 

12.4 

ü;j,9 

61,0 

5ö,6 

56,3 

Slcluiilft  man  <li('  Wohnorte  in  Orossstädte  (mit  mehr  als  1000(X)  Eiuw.),  in 
MittoUtädte  (von  20  100  000  Einw.),  JUeinstadte  (von  5—20000)  »Landstädte \von 
2000  —5000)  and  loustige  Orte  (unter  2000),  80  er|(iebt  sich  seit  1871  folgendes 
Bild.   £b  lebten  unter  je  100  £inwohnecn  des  Dentschen  Beichs: 

in  (irossstädten 

y,  Mittelstädten    .  . 

„  XUinstädt^'n    .  . 

„  Landstädti'u    .  . 

„  iiudert5u  Urteu  .  . 

Das  aus  difsrr  T'tlx  rsiclif  n sichtliche  ü h o rni ;i  s .=.1  iTo  Anwarhfieii  der 
(iruiiäBtädte  iüt  vieitach  nur  zu  g»ringert?u  Theil  auf  den  üeburtsüberschuss, 
vom  grosseren  Tbeil  Tielmehr  auf  die  Zn  wände rnng  Tom  flacben  Lande  her  snrflck- 
Ätiftihron .  \\  W  (l«-nn  in  Berlin  lur  1K80  S5  von  der  Bevnlkerun^'-s/unalinu'  i'auf 
1000  Eiuwohuer  31,04)  auf  den  tieburtsüberschutiii  nur  10,01*7»»  deu  Uewiuu 
dnreh  Wandernnr  aber  21 ,047«  «^ntAUt.  Seit  1880/86  haben  wä  dem  Wege 
des  Bevölkerungsauhtausches  innerhalb  Dentschlands  d.  b.  dnieh  Znnig  oder 
Abwanderang  gewonnen  bezw.  verloren: 

Gewinn  '  Verlust 
in  7«  titr  >a  */o  der 

Bevölkerung  BevMkenmg 

Stadt  Berlin    ....  47,75         Waldeck   23,84 

Hamburg   36,10  M.h  kb-nburg-Strelitz .    .    .  18.04 

Bremen   28,02  M«'cklenbttrg-8chweriu  .    .  8,88 

Lübeck   17,17  Ostprenssen ......  8,05 

Elsa.-is- Tjuhringen    .   .  (».sr.         Pommm   7,78 

Braunschweig  ....  5,00         Putten   6,92 

Sachsen   4,40  Provinx  Sachsen  ....  6,91 

Schlesien   6j54 

etc.  etr. 

Eine  mit  starken  Verlust»'n  verbundene  Abwandtnin-^'-  w.msimi  tlanach  vor 
Allem  —  neben  den  beiden  Mecklenburg  —  die  öjit liehen  pie ussischeu 
Provinaen  anf,  obwohl  diese  zu  den  dfinnbeirölkertsten  Gegenden  Deutschlands 
zählen,  wobei  wegen  di.x  r  (niinde  der  Erscheinung  auf  da-;  früh«  i  (!rsa;rt'' 
(Ü.  124;  8.  39Ö  ff.  8.  536;  zu  verweisen  ist.  Für  die  Periode  1885/89  ergiebt  sich 
folgendes  Bild: 


V*  rlii  st  dnrrli 
Wanarrnng  188.1  90 


Zahl  der  In  7«  des 

Köpfe  Gebarten- 
Überschusses 

Ostpi  i  ussi  u     ...««,,    182  "(Ki'i  1(X).6 

Bcidr  M.Mkkuburg  2910f)  89.0 

Pommern                                    91  490  85,6 

Westpreassen                              99144  79.5 

Pos.>n                                     119  621  76,8 

Schlesien                                       127  209  63,1 

Gruppe  I                                   599159  76,7 
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Verlust  durch 
Wandenmp  1885/90 

Zahl  der        In  7o  des 
Köpfe  Geburten- 
fiberschuflses 

Sohliswi^'- H(tlstein     \  AfVUt  14  7 

Hauiiover- Oldenburg  »»' 

Braanschweig   21 357  12,4 

Provinz  Sachsen  27121  15,2 

Hesseu-Naaaau   8188  12.2 

IBtteldeutBche  Kkinslaaten  ■   .     22  94!:»  ^ 

Gruppe  n  83671  13,6 

Grosshcrzoifthiini  Hessen  ...  i:'--4  20,2 

Rechtsrh.  Bayern   41  H44  22,6 

Bad-   17  52Ö  23,(5 

Elsjiss- Lothringen   13195  25,2 

Bayrische  Pfal«   12948  2H,H 

Württemberg   56  868  57,9 

Hoheny.ollem   2  837  128,9 

Gruppe  m   154  444  30,7 

8a.  bzw.  Durchschnitt  von  Gruppe 

I,Uu.IU    837274  43,8 

Gewinn  durch 
WandenuMr  1885/90 


Zalil  der        In  dos 
Köpfe  Geburteu- 
ftberschnsses 

BerHn   18642»  287,4 

I{ran«Uiiburg   59125  dSjl 

UauseütädU;   86523  211^ 

Köni^ich  Sachsen   78260  32^ 

Khcinpruvinz   45898  143 

\V(";tphaleu   37  243  W 

Gruppe  IV  492  478  48,8 

Zu  der  vorstehenden,  von  Prodssor  Soriri fr -^^f^rlin  dorn  Dentsrhrn  T.arid- 
wirthschattttrath  1892  als  Anhang  zu  seiuem  Keferat  über  -Innere  Cu Ionisation'* 
fiber^benen  Uebersicht  (ArchiT  Ton  1892,  S.  397/98)  führte  derselbe  ans: 
„840  OOC)  ^I  m  1(11  sind  (in  den  5  Jahren  1885/90)  aus  dem  AgriculturRebiet  ab- 
güwaadert,  500  ÜOO  hat  das  Industriegebiet  aulgeuommen,  der  Best  von  340000  Küpfea 
ist  ins  Ausland  ge<;angen  .  .  .  Wir  sehen  in  eine  VöUcerwandenmg  hinein,  welrhe 
an  Umfang  der  b»'\ve«rteii  Mai^se  die  vor  iVe  Jahrtausende  weitaus  in  den  Scliattfii 
stellt!  Jede  der  drei,  Mensch«>n  produrirnuleii  Gnippen  hat  ungt»fähr  (Iii»  gleiche 
Vulkszahl,  nämlich  10  — 12  Mill.  EiuHukutr,  abi  i  zu  ilt  m  grossen  WauUei-zug»;  hat 
die  Mtte  nur  einige  80000  Köpfe,  der  Süden  150  000  gestellt,  der  Osten  hin- 
»rcfren  nicM  weniger  als  600000  .  .  .  AValinnd  in  Folgro  der  übermiissii^en 
ZuwHuderuu<^  in  Berlin,  in  Hamburg  und  diu  ludustriegegendeu  diu  furchtbarste 
Geissei  der  Industrie -Arbeiterschaft,  die  Arbeitslosigkeit,  ein  wahrhaft  binmel« 
schrei.  Ildes  Elend  verbreitet,  leidet  die  östliche  Land  wirf  lischaft  tinter  zunehmendt-r 
Blutleere  .  .  und  daii  in  einer  Zeit,  wo  die  Eutwicklimg  der  Technik  und  die  Cun- 
cumnus  der  getreideexportirenden  Länder  den  entsdilosseasten  Uebergang  sn 
intensiverer  Culttu  driii^^riid  crluisclit  .  .  .  Da.s.s  alnT  kein  andcns  wirk^nmi's 
Mittel  gegen  die  Entvölkerung  vorhanden  iüt,  als  eine  umfassende  Vermehrung  de» 
Standes  der  Grundeigenthttmer  durch  innere  Colonisation,  ergiebt  sieh  ans  einer 
Utttersuchnng  der  Ursachen  des  MissbehageuSf  wdches  gegttsw&rtig  Hnnderttanseede 
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zur  Abwanderung  drängt  .  .  .  Ich  sehe  den  letzten  Grund  für  die  östliche  Ab- 
wanderung in  den  physischen  und  ethischen  Momenten ,  welche  die  specielle 
Frage  der  Gegenwart  überhaupt  geschaffen  hat.  E»  geht  ein  Zug  nach  erhöhter 
Unabhängigkeit  und  Selbstständigkeit  durch  die  Massen,  ein  Drang  nach  höherer 
socialer  Stellung  und  Achtung  der  Persünliclikeit  .  .  .  Jeufm  Drang  .  .  .  vermag 
die  Arbeit<'rschaft  im  Osten  nicht  Genfige  sn  leisten  und  da«  ist  es,  was  gerade 
auch  (Vn-  besten  und  energischsten  von  danncn  treibt  und  fleii  Lunddistricten  die 
lürüppel,  die  Greise,  die  Indoleuteu  zurücklässt.  Dm  Uebel,  welches  den  Osteu 
entTdlkert)  int  der  braite  Abatand,  welcher  den  Arbeiter  vom  Banernstand  trennt . . . 
diese  Kltift  gilt  es,  durch  eino  planvoll«'  r.»loni!,;itioii  zu  überbrücken."  'Sering, 
a.  a.  0.,  ä.  373  ff.).  —  Achulicbc  Krscheiuungeu  auch  in  anderen  Staatswesen:  In 
Frankreich  betmg  die  Bevölkernng  der  st&dtiseben  Orfschaften  1872: 
112:M890.  187G:  11  971  450,  1881:  13096  541:  der  ländlich«  ii  Orte  in  (lensilben 
Jahren  24  8t>ÖOJ2,  24  934  334,  34Ö7Öö(X).  Die  Statistique  agricole  de  la  France 
en  1882  (Nancy  1887)  ermittelte:  Tagelöhner  1480687,  Dienstboten  1954  251, 
wobei  gegenüber  1862  dort  eine  Abnahme  von  523067,  hier  eine  solche  von 
141526  sich  ergab;  dabei  ist  aber  zu  beachten,  dass  wegen  de«  Verlustes  von 
Elsass- Lothringen  die  Abnahme  in  Wiikliclikeit  eine  kleinere  ist. 

2.  Wenn  die  vorbesprochenen  Verhältnisse  des  ländlichen 
Arbeitsmarkts  die  Folge  haben  sollten,  die  grössere  Unabhängig- 
keit der  ländlichen  Arbeitgeber  von  letzterem  sicli  durch  ©ine 
Ueberleitung  des  Betriebs  zu  extensiveren  Wirthschaftsformon  zu 
siclipni,  80  wäre  dies  in  einer  Zeit,  in  der  die  Zunahme  der  Be- 
völkerung und  das  Bedfirfniss  der  Behauptung  der  Unabhängigkeit 
im  Bezug  der  Nahmngsmittel  vom  Ausland  zu  höherer  Intensität 
des  Betriebs  alle  Veranlassung  giebt,  doppelt  zu  beklagen;  bevor 
zu  jenem  Mittel  der  Abhilfe  geschritten  wird,  wäre  daher  zu  unter- 
suchen, ob  denn  nicht  durch  eine  zweckmässigere  Organisation 
der  landwirthschafUichen  Arbeiten  und  durch  die  umfangreichere 
Verwendung  Menschenkraft  ersparender  Maschinen  ohne  Beein- 
trächtigung der  Intensität  des  Betriebs  eine  Minderung  des  Ge- 
sindes und  der  sonstigen  Hilfskräfte  durchfährbar  sich  erweist^). 
Solange  femer  in  einzelnen  Gegenden  ein  verhältnissmässig  starker 
Arbeitsbedarf  die  Folge  lediglich  davon  ist,  dass  der  Besitz  in  zahl- 
lose ,Tarcellen  sich  zerstückelt,  entbehren  Klagen  über  den  Arbeits- 
mangel  auf  dem  Lande  der  relativen  Berechtigung  und  ein  Appell 
an  die  Staatsgewalt  zur  Abhilfe  auf  diesem  Gebiet  wird  mit  Fug  zu- 
nächst durch  Verweisung  auf  die  Möglichkeit  der  Selbsthilfe  in 
Form  der  Herbeiführung  eines  geordneten  Zustande«  der  Feldgemar- 
kung durch  das  Mittel  der  Feldbereinigungen  und  Zusammenlegungen 
iK'aiitwortei  werden  müssen.  In  »'iiiem  grossen  Theil  des  Südens 
und  Westens  von  Deutschland,  ebenso  in  einer  Keihe  der  Kron- 


Vgl.  hierzu  Suttegast,  a.  a.  0.,  S.  IM  Ü.,  und  Krämer,  u.  a.  0.,  S.  299  fl'. 
und  312  ff. 
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länder  Oesterreichs,  d.  h.  in  Gegenden,  in  denen  der  bäuorliche 
Besitz  überwiegt,  enthalten  aus  diesem  Grund  die  Beschwerden 
über  die  quantitativ©  üiizuläEglichkeit  der  Arbeitskräfte  einen 
Innern  Widerspmch,  weil  hier  ein  über  das  nöthige  Maass  ge- 
steigerter Arbeitsbedarf,  der  in  keinem  YerMLtniss  zu  der  Grösse 
der  jeweiligen  Betriebsfläche  steht,  ohne  zwingende  Noth  fest- 
gehalten wird  und  weil  die  Ursache  der  Arbeitsnoth  weniger  in 
dem  thatsächlichen  Mangel  an  Arbeitskräften  als  in  dem  Festhalten 
an  einer  irrationellen  Besitzverfassung  liegt,  die  eine  unwirth- 
schaftUche  Verzettelung  der  Arbeitskräfte  im  Gefolge  hat  und  mit 
der  Herbeiführung  einer  besseren  Flanlage  der  Grundstücke  und 
eines  rationellen  Wegnetzes  zu  einem  erheblichen  Theil  sofort 
schwinden  wlirde.  Es  ist  in  dieser  Hinsicht  auf  die  früheren  Be- 
trachtangen in  diesem  Betreff  zu  verweisen  (S.  311  ff.),  die  durch 
die  wachsenden  Schwierigkeiten,  denen  die  Festhaltung  guter  Ar- 
beitskräfte auf  dem  flachen  Lande  aus  den  obenerwähnten  Gründen 
in  der  Gegenwart  nun  einmal  begegnet,  eine  weitere  Verstärkung 
erfahren. 

3.  Es  wäre  übrigens  im  Hinblick  auf  das  oben  (unter  Ziffer  1) 
Bemerkte  sehr  irrig,  wenn  man  für  die  unleidigen  Verhältnisse 
des  ländlichen  Arbeitsmarktes  allein  die  Betriebsuntemehmer  ver- 
antwortlich machen  und  desshalb  jedes  ordnende  Eingreifen  des 
Staats  auf  diesem  Gebiet  grundsätzlich  ablehnen  wollte;  schon 
der  Umstand,  dass  das  landwirthschaftliche  Gewerbe  in  seinem 
Gedeihen  so  wesentlich  von  der  Art  der  Boliicditrung  des  Arbeits- 
bedürfniiäsos  abhängt,  wird  den  Staat  veranlasson,  nicht  in  die 
liolle  eint'S  theilnahmslosen  Zuschauers  der  Vorgänge  auf  dem 
Gebiet  des  Arbeitsmarkts  sich  drängen  zu  lassen.  Dodi  sind,  wie 
die  nachfolgenden  Betrachtungen  zeigen  werden,  dem  ordneudiMi 
Eingreifen  der  Gesetzgebung,  wenn  auch  Manches  zur 
Besserung  der  Vorhältnisse  auf  gesetzlieliem  Wege  geschehen  kann 
(vLzl.  die  §§  97  ff.)  doch  gerade  auf  diesem  Gebiet  verhaltniss- 
mässiu  eniifo  Grenzen  gezogen,  da  eine  ßesehränkung  der  alldem, 
socialen  i'reilieitsrechte  der  ländlichen  Arbeiterbevölkeruni^  selbst- 
redend ausireschlossen  erscheint,  und  jede  gesetzliche  Ordnung, 
die  die  ländlichen  Arbeiter  im  Verhältniss  zu  den  im  Gewerbe  be- 
schäftigten in  Nachtheil  versetzte,  das  Abströmen  von  dem  Hachen 
Lande  lediglich  fördern  musste^).     Der  Schwerpunkt  der 

Rodbertu8>Jagetxow  {Zur  ErkUbnmg  und  Abhilfe  der  hentigen  Credit- 
noth  ÜM  Grundbesitzes,  1869,  II.  Sd.,  S.  179)  meinte  freilich,  nur  die  Bestimninng 
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LGBung  der  Iftndlieben  Arbeiterfrage  liegt  daher  in  der 
HerbeifÜlhnmg  solcher  Bezlebimgen  zwischen  den  Arbeitgehem  und 
den  Arbeitern,  welche  den  Verbleib  in  dem  landwirthschaftlichen 
Gewerbe  den  letzteren  erwtbischt  erscheinen  lassen:  in  der  wirth- 
schaftlichen  und  sittlichen  Hebung  auch  dieses  Theils  der  Be- 
Yölkerung;  in  der  allmfthlichen  Anbahnung  einer  gewissen  Inter- 
essengemeinschaft zwischen  beiden  Parteien,  die  der  häufigen 
Lösung  der  eingegangenen  Yerbragsbeziehungen  Ton  selbst  wider- 
strebt; in  dem  ffinwirken  auf  Schaffung  von  Wohlfahrtseinrich- 
tungen auf  dem  flachen  Lande,  an  denen  es  im  Gegensatz  zu  <leu 
Stätten  entwickelter  Industrie  vielfach  noch  sehr  irehricht:  währoud 
iliu^ch  dio  Mittel  der  Polizei  (Gcsindepolizei)  /war  die  gröbsten 
Auswüchse  möglicherweise  sich  beseitigen  lassen,  niemals  aber  ein 
Stamm  zuverlässiger  Arbeiter  sich  schaffen  lässt;  wie  ebenso  auch 
der  wachsenden  Beweglichkeit  der  ländlichen  Arbeiterschaft  niclit 
wohl  auf  polizeilichem  Wege  (rechtlicho  Unterbindung  der  Frei- 
7iigigkeit).  sondern  naclilialtig  und  uiit  Aussicht  aul  dauernden 
iirfolg  nur  durch  eine  richtige  Landpolitik  entgegengewirkt  werden 
kann,  die  auf  tüc  nlanniässige  UmwandlunL'"  <les  ländlichen  Arbeiter- 
standes in  kl«  : III'  (irun<lbesit7er  abheltt  (Siehe  unten  die  §§  1)7  tf). 
Dieser  ( ledankeiigang  hat  wohl  aucli  Koscher  vorgeschwebt,  wenn 
dieser,  allerdings  etwas  übertreibend  meint,  dass  wenn  die 
jLandwirthschaft  so  häutig  über  chronischen  Arbeitermangel  klagt, 
sie  dadurch  fast  immer  ein  partielles  Zurückgebliebensein  verrathe, 
sei  es,  dass  die  Bildung  der  Arbeiter  hinter  der  Volksbildung  im 
Allgemeinen  zurückgeblieben  sei,  sei  es,  dass  ihr  Lohn  (oder  ihre 
sonstigen  Existensbedingungen)  zu  tief  im  Vergleich  mit  dem 


des  PreuM.  OmetaMfl  2.  März  1850,  §§  91  ff.,  dass  keiii  Dienst  mehr  auf  deu 
Grundbesitz  geleg-t  werden  dürfe,  habe  die  ArbeitBcalauiitüt  des  preu^ä.  Nordostons 
verschuldet,  und  sei  „das  grösst«'  TTindrniiss  zur  Anlegung  neiirr  ( 'ullinstätten", 
und  dass,  ,wenn  es  den  Grundeigiiitliümfin  gestattet  wäre,  Ei^euthumsstilleii  mit 
der  Iieistnngsveq>fliclitung  zu  einer  Anzahl  von  Dieusttan^n  ansetzen  und  sich  <la 
durch  in  den  wichtigeren  ArlM  its/cifm  die  ArbHt  sichern  zu  dürfen,  sirli  das  Land 
bald  mit  solchen  Kigenthuuih&tt  Ut  u  bedecken  und  damit  der  Arbeitslosigkeit  wie 
der  Auswanderungslust  der  Arbeiter  ein  Ende  gemacht  werden  würde*'.  Abgeeehen 
von  der  Mögliclikeit,  ob  der  (irundsntz  clor  lSr>f)i^r  (rcst^tzirebung  je  \vi('<lor  ver- 
lassen werden  küunte  —  iüt  es  unter  den  heutigen  Verhiiltnitfseu  wahrsciteinlich, 
dass  nnter  dem  Geding  eines  auf  anbestimmte  Zeit  auferl<^;ften  Dienstswangs  länd- 
lirhc  Elemente  in  trn'issi'nT  Zalil  von  der  (•r\viiii>*']it(  n  Qnalitäf  al>  Kaiiflicbliaher 
auftreten  würden?  Dass  aber  bei  im  Uebrigeu  richtiger  rechtlicher  Austfestaltung 
der  Gesetzgebung  über  innere  Colonisation  anch  ohne  Se  Möglichkeit  der  Auflegung 
von  Diensten  für  die  Anbietuug  neuer  (.\ilturstiittcn  kein  Mangel  ist,  beweist  der 
thatsächliche  Krfolg  der  neuen  Preuss.  Rentengntsgesetze,  wie  er  in  den  1892er 
Verliandluugen  des  deutschen  Landwirthschaftsraths  kunstatirt  wurde. 
Biie1i»a1>«vf«r,      Aeraipolitik  I.  36 
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Btädtiachen  und  gewerblichen  stehen,  Bei  es,  dass  man  bu  wenig 
gethan  habe,  um  landwirthschafüliche  Maschinen  zu  Hilfe  zu 
nehmen^). 

§  96.  Die  ländlichen  Arbeitertypen;  Lohnsätze. 

1.  Mau  unterscheidet  bei  den  ländlichen  Arbeitern  das  Ge- 
sind e  nnd  die  Tag-elöbn  er:  und  verstellt  unter  Gesinde  jene  land- 
"vviiilisehaltiiclien  Hili'ökräfte,  die  „auf  längere  Zeit  —  cnnvöluilieh 
aul  ein  Jahr  —  vertragsmässiir  in  Pflicht  gent  iniucn  \^t'rden  und 
ausser  einem  festen  Lohn  und  verschiedenen  Eniolumenten  entweder 
freie  Beköstigung  oder  ein  diese  ersetzendes  Natnraldeputat  er- 
halten" (Settegast).    Dabei  ist  liezeichnend  für  das  Gesinde  im 
Gegensatz  zu  den  Tagelöhnern,   dass   dessen  Verpflichtung  zur 
Arbeit  sich  nicht  auf  bestimmte  Arbeitsstunden  :un  Tage  erstreckt, 
sondern  dass  es  jeder  Zeit  zur  Verfügung  des  Diensthemi  stehen 
muss,  falls  die  Natur  der  übernommenen  Obliegenheit  dies  erfor- 
dert.  Das  Gesinde  wird  daher  vorzugsweise  zu  solchen  Verrich- 
tungen verwendet,  die  sich  an  bestimmte  Tagesstunden  nicht 
binden  lassen  und  bei  denen  es  zweckmässig  erscheint,  dass  sie 
fortdauernd  von  denselben  Leuten  ausgeführt  werden,   wie  dit»s 
namentlich  bei  allen  Arbeiten  zutrifft,  die  sich  auf  die  Pflege  der 
Thiere  und  auf  den  inneren  Haushalt  beziehen^).  Die  Tagelöhner 
sind  entweder  freie  Arbeiter  oder  contractlich  gebundene 
und  heissen  letzterenfalls  Gutstagelöhner,  Dienstleute,  Instieute; 
jene,  die  freien  Arbeiter,  erhalten  fdr  jeden  geleisteten  Arbeitstag 
den  verabredeten  Lohn,  gehen  also  dauernde  Arbeitsverpflichtungen 
nicht  ein;  sie  sind  entweder  ohne  jeden  eigenen  liegenschafUichen 
Besitz  (Einlieger),  oder  im  Besitz  von  Haus  und  etwas  Land 
(gmndbesitzende  Tagelöhner,  auch  Häusler,  Bfidner  oder  Eigen- 
käthner  genannt).    Die  contractlich  gebundenen  Gutstagelöhner 
(InsÜeiite)  stehen  in  der  Mitte  zwischen  dem  eigentlichen  Gesinde 
und  den  freien  Arbeitern,  daher  man  sie  auch  als  „Halbgesinde** 
oder  „Feldgesinde**  (SchmoUer)  bezeichnet  hat    Sie  bilden  das 
vorwiegende  Arbeitsmateriel  im  Norden  und  Nordosten  von  Deutsch- 
land und  sind  grossentheils  aus  den  Inhabern  der  s.  Z.  nicht  ftlr 
regulirungsfähig  erklärten  Bauerustellen  hervorgegangen  (S.  123  ; 

Roscher,  a.  a.  O.,  §  125a. 
*)  V.  d.(f  olz,  in  Scli5iib6ig*8  Hdb.,  %  2ß  S. 
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neben  einem  festen  G  eldlohn  erhalten  dieselben  gewisse  Naturalbesflge, 
insbesondere  Wohnung,  Brennmaieiial,  Futter  für  ein  oder  mehrere 
Thiere,  etwas  Kartoffel-  und  Gemüseland  etc.,  wogegen  sie  sich 
verpflichten  müssen,  nicht  bloss  selber  täglich  zu  den  Arbeiten 
auf  dem  Gutshof  sich  einzufinden,  sondern  auch  noch  einen  zweiten 
Arbeiter  (Scharwerker  oder  Hofgftnger)  zu  stellen  und  auf  Yer* 
langen  die  Ehefirau  als  dritte  Arbeitskraft  mitzubringen.  Da  die 
Naturalbezüge  dem  Werthe  nach  den  Geldlohn  meist  übersteigen, 
so  ist  die  Lage  der  Gutstagelöhner  somit  im  Wesentlichen  davon 
bedingt,  in  welcher  Beschaffenheit  jene  zur  Yerabreichung  gelangen 

Eine  besondere  Art  der  contracÜlch  gebundenen  Arbeiter  bilden 
die  Wanderarbeiter,  welche  zugewiesen  Jahreszeiten,  in  denen 
die  landw.  Arbeiten  am  meisten  sich  drängen,  ausserhalb  ihrer 
heimathlichen  Districte  da,  wo  die  Gele.ijenheit  zum  Erwerb  für 
sie  güustiger  ist,  sich  auf  Zeit  verdiiiLrt'ii ,  um  nach  Beendigung 
der  betreffenden  Arbeiten  wieder  nach  Hause  zurückzukehren. 
(Siehe  §  100,  Ziffer  2  unten.) 

Zalil  (ItT  l.'hidlichcn  Arheiter  in  Deutschland.  Im  Pentsohon  Reich 
wurden  bei  der  Berufszähluiig  von  1082  ermittelt  (unter  einer  Ge&auuutbevülkerung 
Yon  46222118):  Dienende  in  der  Londmrthschaft  (eüuchliesslicliForBtwirtlischanl 
Thierzucht,  Jagd  und  Fischerei),  und  zwar  (iehi Ifen  und  Arbeiter  6881  819,  da- 
gegen in  der  Industrie  nur  40B6243,  im  Handel  nnd  Tcrkehr  nur  727  262;  wobei 
unter  den  in  der  Landwirthschaft  thiiti^Mi  (rehilfen  allerdings  andh  die  mit- 
arbeitenden Familienangehörigen  mitgezählt  sind.  Im  Einzelneu  entfallen  von  den  in 
der  I.ntirlnirthsehaft  {ohr^c  Furstwirthscluift,  Jagd  und  Fischerei)  überhaupt  gesähiten 
Erwerbsthatigen  (806By6ti: 

a)  auf  die  selbststSndig  Landwirthschaft  und  zugleich  landwirth» 
schaftliclie  Tagelöhnerei  Betreibeude   ...      866  493 

b)  auf  Tagelühner  ohne  selbstständigen  Landwirthschaftabetrieb  .    ,    3  373  774 

c)  In  der  I.iandwirth8chaft  des  Familienoberhauptes  thätige  Familien- 
angehörige  ..........I  934  615 

d)  Knechte,  Mägde  und  Bonatige  Gehilfen  1  om 

%us>.  5  763  970 

e)  femer  auf  das  höhere  Yerwaltungs-  und  AufsicliibtR  isonal    .   .  47465 
Hii  rzu  die  Selbst.siindigen  (ohne  Verbindung  mit  landwirthschaft- 

lieber  Tagelöhnerei)   _  2  JhJ  fxU 

8063  966 

Die  Abtheilung  b)  ist  besonders  stark  in  Preussen  vertreten  (wegwi  des  hier 

in  einzelnen  rroviiizen  vorwierrenden  Grossgruudbesitzes  und  der  SrliwÜMicrktit  des 
]3odenerwerbs  duruh  die  kleinen  Leute;  und  in  diesem  Staat  namentlich  wieder  in 


')  Ein«'  den  Gutstagelülineru  ahnliihc  Stellung  nehm*  u  uai  h  Koschor  die  Hiudä 
im  sfidlichen  Schottland  und  nördlichen  Kngland  du.  Ausserdem  untei  M  lu  i<let  man 
in  S(  li(tttl;uid :  fann-srrvmits .  Ttv'\<t  nnf  6  Monnto  trcmictlu  t :  shepherds,  die  ausser 
Kost  und  Geldlohn  noch  einen  Ajitheii  an  der  Heerde  haben;  eigentliche  Tagelöhner; 
ctotbets  und  cotters,  jene  mit  etwas  Feld,  das  ihnen  etwa  die  Hälfte  des  Nahrungs- 
bedarfs  liefert  und  wnlüi  ^-i.  lim  listi  ii>  2^)  IMVI,  St.  Pacht  zahlen,  diese  entweder 
ohne  Land  oder  nur  mit  einjähriger  Afterpacht  (^siehe  Koscher,  a.  a.  O.,  Amn.  11 
xa  %  125a). 

36* 
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Ost-  und  Westpreussen,  Pommern,  Posen,  Schlesien;  ebenso  in  Mecklenburg;  von  den 
besitzlosen  landwlrthschaftlichen  Tagelöhnern  (1 373  774)  entfaUen  auf  Preussen 
allein  1042244,  auf  die  übrigen  dentschen  Staaten  also  nur  etwas  mehr  ala 
300000;  im  Einzelnen  wurden  soiche  besitzlose  Tagelöhner  ermittelt:  in  Ostprenssen 
154021,  in  Westpreusseii  103  691;  in  Pommern  83186;  Posen  139  043;  Schlesien 
828  254.  In  Preussen  kamen  auf  1  042  244  besitzlose  Tagelöhner  615  042  Tagelöhner 
mit  selbst  ständigem  T>iiiidvvirtlistliiiftsl)j'trieb,  in  den  ühiippen  dentst'hen  Staaten  da- 
gegen auf  die  erstere  Gruppe  331  ö30,  auf  die  zweite  Gruppe  2öl  451.  lüdesseu  ist 
aneh  ansBerhalb  Preusseiw  das  Terhältnisai  der  hedtBenden  in  den  beritslosen  Tage- 
löbnem  ein  sehr  Yerschiedenea: 


mit  Besitz 

ohne  Besitz 

Pfalz  

,    .    .  12ÖÖÖ 

13  746 

,  .  .  52409 

129006 

.    ,  11797 

40  i3(>3 

,   .   .  28571 

25463 

...  16050 

23944 

,   .   .  15627 

18  440 

Beide  Mecklenburg   .  . 

.   .  43435 

9  216 

.   .  9888 

2  995 

ElMtes-Lothringen    .  , 

.  .  .  80111 

30681 

(Statistik  dee  Deutechen  Beicht.  Neue  Folge,  Bd.  2,  1884,  8.  80/81.) 

2.  Die  E  i n  k  0  m m  en s  V  erli  a  Itiiiss e  der  läiidlichon  Ar))»Mtt>r 
sind  wiederholt  Gegenstand  sorgfältiger  Untersucbuni^en  g«'weseu, 
denen  zu  entnehmen  ist,  dass  wie  sehr  auch  die  ersteren  in  den 
einzelnen  Staaten  und  Staatsgpliietstheilen  wechseln,  doch  seit 
Anfang,  insbesondere  aber  seit  der  Mitte  dieses  Jahrhunderts  eine 
namhafte  Verbesserung  derselben  sich  feststellen  lässt,  die  gegenden- 
weise  50 — 100%  <3^i"  früheren  Lohnsätze  beträgt,  wie  denn  Schi uoUer 
gelegentlich  meint  dass  der  leibeigene  Bauer  des  18.  Jahr- 
hunderts im  Ganzen  in  unendlich  achlimmerer  Lage  sich  befand, 
als  heute  selbst  der  letzte  ländliche  Arbeiter. 

Anmerkung,  a)  Fi  üIhm  »'  LoIum'  i m  Ver l- 1  «  i  r h  zu  den  jetzig'eu.  JJis 
Aiitaiig  der  40er  Jahre  wartn.  wi«-  li  Hausseu  s.  Z.  nachgelesen  hat  (Archiv 
d.  pol.  OekoiiOinit\  N.  F.  II,  1S44,  S.  145  tV.)  die  ländlichen  Arbcitt  rlöline  im  Grossen 
und  Ganzen  stagnirend.  im  Jahr  1843  z.  B.  für  Sachsen:  für  einen  Jungen  15  Thlr.. 
für  einen  Grossknecht  30 — 40  Thlr.,  für  eine  junge  M.igd  12  Thlr.,  für  eine  firuss- 
magd  20 — 30ThUr.  Jahreslolin;  während  das  gewöhnlicbe  Tagelohn  im  Sommer 
6  Ngr.  (60  Pf.),  in  der  übrigen  Zeit  5  Njrr.  (50  Pf.),  in  der  Enifrzcit  7'/,  — lONVr. 
(75 — 100  Pf.)  betrug.  —  Wie  Üchmoller  a,  a.  0.  (S.  231)  augiebt,  stimmen  diese 
Sätee  mit  denen  des  vorige»  Jahrhunderts  äemlieh  fiberem,  mit  Ansnidinie  in 
G  esi  II  (1  fl  öli  11  (■ .  die  damals  noch  zicinlicli  iiit'dcr  staudi'n  i'S  10  Thlr.  für  eiuf 
Magd  oder  einen  Kutscher);  während  nun  gerade  in  den  50er  und  00er  Jahren  eine 
wesentliche  AttfwSrtsbewegung  festzustellen  sei,  im  Zusammenhang  mit  dem  un- 
^r*'li teuren  Aufscliwung  der  Industrie,  dem  zunehmenden  Export,  dem  Bau  der  Kis»'ii- 
balmeu  etc.;  eine  Bewegung,  welche  bis  in  die  neuere  Zeit  angehalten  hat.  .*^n  hat 
z.  B.  1861  in  Pommern  der  Lohn  eines  Pferdeknechtes  nebst  einem  Woll-  und  Leineu- 
deputat  schon  40-  50  Thlr.  betragen;  der  Tagelohn  15 — 20  Sgr.  nebst  Kost,  in  def 
Ernte  bis  l  Thlr.  Aebnlicbc  Sätze  (25  Ngr.  bi^  1  Tlilr.'  um  j»>Tit>  Zeit  atieh  in  der 
Provinz   Preussen.     t>o    vei  anschlagt    auch   v.   Hflldurl-liunuiersrode  diesr 

a.  a.  0.,  S.  223;  vgL  auch  Meitses,  a.  a.  0.,  II.  Bd.,  8.  117  ft. 


Digitized  by  Google 


AbMiin.  L  §96.  IMe  ländlichen  ArbdtertTpen;  Lohniitse.  565 


SteiperuDfr  'It  r  Ar^t  ifslöhnt  i'u  du- Zeit  zwischen  1860  63  und  1883  84  für  die  Ver- 
hältnisse der  Provinz  Hachsen  auf  46,5  Voi  h.  es  stieg  der  DurchschuittSTerdienst 
fBr  den  Arbeitstag:  von  1,S0H.  anf  1,7611.  —  Ueber  Se  Lohnsätze  in  den  älleron 

Prenssischen  Provinzpii  in  df  n  cOi  r  Jahren  eingt^hendp  Darstellung^  bei  MtMtJien, 
a.  a.  0.,  IL  Bd.,  S.  92  ff.;  in  dt-r  durchschnittlichen  Höhe  der  duuals  ermittelten 
Lohnsätse  stand  Posen  am  niedrigfSten ,  wfthrend  ^Schlesien,  Pommern,  Prenssen, 

Braiidciibtirg,  Sachsen  und  endlich  "Wcstphaleii  (liu  Ecihciifolge  der  {rfniig'ircii  /u  dt-n 
höheren  Löhnungen  bilden*^,  was  auch  heute  noch  im  Grossen  und  (rauiseu  zu- 
treffen dürfte.  Der  Geldbedarf  eioer  Arbeiterfamilie  (für  Wohnung,  Fenenmg, 
Nahruii^^  Kltidtiutr,  Viehfutter,  Beparaturen ,  Abgaben  etc.)  ist  inhaltlich  einer  in 
den  .hihrcii  184l^/41»  in  Proiisscn  angi'stellten  Rrh(»bnn*r  im  Durchschnitt  der  Monarchie 
zu  10;")  Thlr.  =  ruud  315  il.  criiiittelt  worden  {div  modrigsten  Bedarfszifferu  mit 
226  M.  wiesen  die  Regiernn^'shr/irke  Posen  und  Minden,  die  höchsten  mit  550  und 
460  M.  die  Regierungsbezirke  Kulilm/.  und  Köln  auf).  —  Ein  äliiilicln  s  Anzieh«  u  der 
Arbeitslöhue  auch  in  Frankreich  in  den  £u(^ueteu  von  lb6Ö,  von  1879/bO  und 
nenestena  in  der  1882er  A|n«renqu6te  gefenftber  1862  featgestellt  s.  B.  Steigernng 
der  SrimmerlöliiK'  fiir  ArbiMtor  mit  Kd  '  nm  0,16;  für  Arbeiter  ohne  Kost  um 
0,36  Frcs.;  für  mäunliches  Uesinde  um  iiU — 70  Frc«.  (20 — 26"/<Ji  lür  weibliches 
Gesinde  nm  105  Pres.  (807«)'  —  Auch  f&r  England  hat  die  neueste  Agrarenqnfite 
dif  Bt'ssfiuiir»'  in  der  Lage  der  ländlifhcn  Lohnarbeiter  festgestellt  und  z^^ar  ist  sie 
hier  nicht  sowohl  die  «Folge  der  inneren  Eatwickluug  des  laadw.  Gewerbe«,  in 
dem  die  Nachfrage  nadi  Axvdtolelstangen  (in  den  letzten  Jahnehnten)  abgenommen 
iut**,  Mmdi^  sie  steht  im  Zusammenhang  mit  der  „Rü(;kwirkung,  welche  die  Ge- 
sammtentwicklung  des  ganzen  Arbeiterstandes  in  England  und  die  Möglichkeit  der 
Auswanderung  nach  Amerika  und  Australien  auch  auf  den  zurückgebliebenen  Theil 
der  englischen  Arbeiter  ausgeübt  hat*^.  Wie  denn  einer  der  Assistant-Commissioner 
(Mr.  Littlt-^  am  Schlüsse  srincs  Brrirhts  über  die  Lohnarbeitcrverhältnisse  bemerkt: 
„1  tliink  it  may  be  taken  for  granted,  ihat  wluit  the  labourer  hat  got,  the  landlord 
will  lose  for  Uiefntnre*',  nnd  eine  andere  Stimme  (Marquis  of  Hartington  i  siih 
dahin  vn-nchTncii  Hess:  „There  is  no  difference  of  opinifui,  tliat  ihc  position  of  the 
a^ricultural  labourer  is  oue  of  greater  comfort,  grcater  prosperity  and  greater 
wellbeing,  thnn  has  erer  before  known  in  ttie  hietory  of  a^cnltnnil  indnstiy.* 
(Siehe  Nasse,  .\jrr-arisrlif  Zusläiid.'  in  England,  1884.  S.  159/101. i  Für  Italien 
werden  für  den  Zeitraum  1847/74  folgende  Durchschnitt-slohnsüt/A  angegeben: 

1847         1859         1866  1874 

för  Sommerarbeiter   1.33  1,44  1,65  2,06 

für  Winterarbeiter   0,89  0,98  1,11  1,41 

so  dass  also  die  Sommerlöhne  zwischen  1847  und  1874  um  55**  die  Winterlöhne 
um  58°  0  gestiegen  sind:  was  bei  dem  gleichzeitigen  Fallen  der  Weizen-  nnd  Hais- 
preis.' U  S  kostete  <U't  (  .  ntn.  r  W  .^izen  1862  :  28,5;  1885  22.01  Lire;  der  Centner 
Haas  in  denselben  Jahren  19,91  und  1440  läre)  doppelt  ine  Gewicht  lallt. 

bi  A  rbii  tslöhne  der  Gegenwart,  aai  T)  r  u  t  s  c  h  1  a  ii  d.  Xarli  v.  d.  Goltz 
(bei  Schönberg,  a.  a.  0.,  §  30)  stellt  sich  auf  Grund  der  iu  den  Jahren  1873  nnd 
1874  in  Folge  einer  Anregung  des  Congresse«  deutscher  Xandwirlfte  Teranataltelea 
Erhebung  der  dnrchschnittliehe  Oeiindelohn  (Geldlohn  nnd  Weräi  der  Kost) 
in  Dentschland 

für  männliches        für  weibliches 
Gesinde  Gesinde 
Mark  Mark 

auf  grösseren  Gütern  480.33  353,88 

,  kleineren     „  446,46  329,16; 

im  Sttden  ist  er  im  Allgemeinen  höher  nnd  bis  zu  600  —  700  M.  ansteigend  ^  im 
nordöstlichen  Dentselilaiid  froriiifror,  nämlich  300  -  400  M.  N'adi  drrsplben  Quelle 
beträgt  in  Deutschland  der  Tage  lohn  für  ständig  beschaltigte  Arbeiter  im  Durch- 
schnitt von  Sommer  nnd  Winter  für  mflnnliche  Arbeiter  1.44  M.,  fiir  weibliche 
0,73  M.  mit  ebenfalls  starken  Verscliiedeiilieiten  in  den  eiu/ehien  Tlieilen.  z.  B.  in 
den  nordöstlichen  Provinzen  0,70 — 0,96  M.  für  mäunliche  und  0,43  —  0,50  iiir 
weibliohe  Arbeiter,  dagegen  im  wfirttembeigüchoi  NeckailaräM  1,84  K.  nnd  beiw. 
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0,75  M.  Der  tägliche  Accord verdienst  eines  ireien  Arbeiters  wird  ebenda  im 
Bmrehidudtt  des  Dentschea  Reichs  m  2,44 H.  angegeben,  würde  also  den  dnreli- 

schnittlichen  Sonunor-  und  Winterlohu  (1,44)  um  70°/o  übersteigen.  —  Das  Ge- 
sammteinkonunen  der  verschiedenen  Arten  von  ländlicht^u  Arbeitern  (einschliesslioh 
aller  naturalen  Nutzungen  und  dem  Verdienst  aus  etwaigem  eigenem  Grundbesitz; 
wurde  in  jenm  Erhebungen  wie  £Dlgt  ermittelt: 

IL 

Grundbesitzeude  Arbeiter  im  südlichen  Deutschland   781 

Contradlich  gebundene  Arbeiter  (Ontstageldhner)  im  nSrdL  Deniechland  664 

Giundbesitzende  Tagelöhner  im  nördlichen  Deutschland   627 

Freie  Arbeiter  ohne  Grundbesitz  (Einlicger)  im  südlichen  Deutschland  .  611 
Freie  Arbeiter  ohne  Grundbesitz  im  nördUcheu  Deutschland   563 

Der  amtliehe  Jahresbericht  fftr  Prenssens  landw.  Verwaltung  für  1878/BO 

giobt  für  rliese  Zpü  als  Einko m ui  n  ^  iner  Ta^relnlinerfamiHe  in  We  stj)  re u s  seii . 
von  welcher  der  Mann,  die  Frau  und  eine  zu  haltend«  Magd  (oder  ein  Scharwerker; 
Bur  Arbeit  gehen  mfissen,  erster«  und  letstere  täglich,  die  Tmu  nur  Mittags  in  der 
Ernte  und  zu  anderen  dringenden  Arbeitszeiten,  die  Summe  von  680  M.  an,  darunter 
436,ÖU  M.  baar,  der  Rest  in  Naturalien.  Tagelöhne  für  männliche  Arbeiter  wurden 
nach  derselb«!  Quelle  gezahlt  einschliesslich  Kost:  in  Ostpreussen  je  nach  Zeit  und 
Ort  1 — 2,50  M.;  Neu -Yoqxjmmem  1  —  2  M. ;  in  der  Rheinprovinz  (ohne  Kost)  im 
Sommer  1,50—2,50  M.;  im  \Yintrr  1,50— 1,80  M.;  iu  Holienzollem  1,50—3  M. 
ohne  und  1.20 — 1,8()  ^1-  mit  Kost.  -  Für  Sachsen  werdtiu  für  1881  (v.  Laugs- 
dorflF,  Die  Landwirthsi  .Saehsen,  1889)  ff.  Löhne  angegeben:  für  Männer  mit 

Kost  0,55—1,07  M.;  olme  Kost  1,20-1,91  M.;  für  Frauen  mit  Kost  0.44— O.ßT  ^T.; 
ohne  Kost  0,68—1,32  M.  —  Für  Baden  giebt  das  statistische  Jahrbuch  für  1890 
als  durehsclmitäiche  LohnsäiiBe  an  (S.  212  ff.): 

ohne  Kost  mit  KoRt  Gesindelfihne 

im  Sommer  im  Winter  Jahreslobn 
Pf.  Pf.  M. 

119  81  197 

76  50  128 


im  Sommer  im  Winter 

Pf.  Pf. 

für  Männer  199  148 

für  Frauen  129  90 

Als  höchster  Sommerlohn  für  männliche  Arbeiter  wird  der  Sats  von  8,36  M. 

ohne  Kost  und  1,37  M.  mit  Kost,  als  niederster  der  SJatz  ron  1,64  M.  ohne  Kost 
und  0,98  M,  mit  Kost;  als  höchster  luiechts-  und  beaw.  Magdlohn  der  Satz  von 
268  und  beew.  163  M.;  als  niederster  der  Sate  von  168  besw.  von  99  M. 

angegeben.    Aebulielie  Lohnsätze  auch  in  den  übrigen  süddeutschen  Staatsgebieten. 

Einen  Einblick  in  die  Lohnverhältnisse  der  ländlichen  (land-  und  forstwirth- 
sclutfllichen)  Arbeiter  gewähren  auch  die  auf  Grund  des  landwirthschaftlichtju  L  u- 
fallversicherungsgesetzes  v.  5.  Mai  1886  bewirkten  amtlielien  l  est  Stellungen  (vgl. 

die  in  dem  von  Buschmann  nnd  Götze  bearbeiteten  Tascbeukaleuder  1892  zum  Ge- 
brauche bei  Handhabung  der  Arbeiterversiclierungsgcsetzc  gegebenen  Tabellen 
8.  175  ff.). 

Darnach  beträgt  der  durchschnittliche  JahresarbeitSTerdienst: 

für  Männer  für  Frauen 


Preussen: 


n 
tt 
t> 
n 
n 

M 


llGndest- 

Höchst- 

ttindesi- 

Höchst- 

botrag 

betrag*) 

betragr 

betragt) 

M. 

M. 

M. 

M. 

200 

410 

146 

270 

240 

360 

120 

180 

300 

432 

ItiH 

270 

300 

375 

180 

270 

375 

600 

210 

360 

360 

420 

210 

270 

Danzig  

Marienwerder  ..... 

Potsdam  

Frankfurt  a.  0  

Stettin  im  Mittel  360       im  Mittel  210 


')  Die  f&r  stidtisehe  YerwaltungsbesirlEe  wmittelten  Lohnsätse  sind  in  der 
Itegel  unberäcksichtige  geblieben. 
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für  Männer  fiir  Fraueu 

Mmd«Rt-     Höchst-  Mindnrt-  HöchBt- 

betracr      betragt)  betrag  betng^) 
M.           M.  M.  V* 

Beg.-ljez.  Ki*sUii   300  380  loO  260 

„      Posen   260  845  146  200 

,      Brombei«   360  425  240  276 

„      Breslau   300  400  200  270 

«      Liegnite   300  360  160  240 

,      Opptlu  ^.   ,   ,  250  350  160  220 

,      Erfurt   240  450  210  270 

,      Magdeburg   460  650  225  330 

,       Merseburg   360  525  210  300 

Schleswig   430  cm  300  48() 

„       Hannover   400  im  240  400 

,      Hildesheim   400  480  240  300 

,       Lüneburg   420  Cm  270  360 

,      Stade   420  600  300  420 

,      Osnabrück   340  450  240  300 

,      Aurich   400  470  260  300 

.     „      Müntitar   300  630  225  420 

,      Minden   360  450  180  830 

,       Arnsberg   450  660  300  450 

„      Cassel   360  500  270  3Ö0 

y      WieBbaden   460  600  270  460 

,      Koblenz   240  540  120  360 

„       Düsseldorf   420  600  270  450 

„       Trier   480  600  330  m) 

„      Aachen   i2i)  600  300  450 

Bayern  rechtsrheinisch   .W)  600  200  450 

linksrheinisch   420  600  300  360 

Sachsen   360  570  240  440 

Württemberg   400  500  260  360 

Baden   300  600  240  460 

Hessen   220  600  140  600 

beide  Mecklenburg   325  540  240  300 

Oldenburg   360  600  240  420 

ElsasB-Lotbringen   400  540  300  400 

bb)  Andere  Staaten:  ITacli  der  mebrerwäliutea  franzoBisehat  Agiarenquöte 
▼OD  1882  woidoii  damals  als  durehscbnlttliobe  Tagetöhne  eimitkdt: 

Männer  Frauen 

Winter-     Sommer-  Winter-  Sommer- 
für ländliche  Arbiter                lohn         lohn         lohn  loliu 

FrcB.        Frcs.        Fres.  Frcs. 

mit  Kost   1,08         1,82         0,62  1,13 

ohne  Kost   1,85         2,77  1,14  1,73 

Als  durchschnittliche  Jahreslöhne  für  Dienstboten  werden  bezeichnet  und  zwar  fiir 
mäauUchc  290 — 324  Frcs.,  für  Mägde  235  Frcs.,  während  freilich  gegendeaweise 
sdion  naoh  der  Enqnite  Ton  1879/80  bis  600  und  600  Fres.  für  Knechte,  Üb  360 
und  500  Pres,  für  Mägde  zu  geben  waren,  vgl.  v.  llf^itzeiistpin,  A<rrarische  Zustände 
in  Frankreich,  1884,  S.  21  ffj.  —  Ceber  die  Lohnverhäitnisse  der  ländiicbeu  Arbeiter 
in  Italien  riebe  den  Anlbatat:  ArbeitslShne  von  Sbrojavaoea  imHdwb.  d.  8t.-W. 
In  Venetien  als  tieiii  „für  Ta<,'t'löhnir  t,v]nsth(Mi  Lande"  werden  danach  ange- 
geben als  Lohnsätze  für  ständige  Wintcrarbeiter  0,50 — 0,60;  für  ständige  Souuner- 

Die  fiir  städtische  Yerwaitongsbesitke  Mmlttelten  Lohnsfttie  sind  in  der 
Begel  nnberficksichtigt  geblieben. 
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arbeÜer  1 — l,2ö  Lire  neben  Wohnung  und  etwas  Land;  für  unständige  Arbeiter 
1 — 1^  Lire,  zur  Zeit  der  Hsvptenite  wolil  auch  menr  (bis  3  Lire).  Für  die 
Lombardei  wird  das  Gesummtcinkomiueu  ständig'er  Arbeiter  an  Geld  und  Natu- 
ralien zu  600,  von  Stallknechten  zu  534,  für  Unterarbeiter  zu  450  Lire  ausgeben ; 
bei  unständigen  Arbeitern  soll  der  Jahreslohn  für  Männer  450,  für  Frauen 
20O  Lire  mcht  fiberedireiten. 

Ein  Urtheil  über  die  durch  die  jeweilige  Höhe  der  Arbeitslöhne  gewährleistete 

Art  der  Lebenshaltung  lässt  sich  aus  solchen  statistischen  Anp-aben  freilich  inso- 
lange  nicht  entnehmen,  als  nicht  auch  zahleamässig  der  durchnittliche  Lebens- 
bedarf einer  Arbeiterfamilie  unter  Berücksiehti|puig  der  örtlichen  Preise  für 
Wohnung,  Lebensmittel  und  sonstipt'  IJedürfhisse  zuverlässig  ermittolt  ist  (wie  dies 
2.  B.  der  bad.  Fabrikinspector  Wörishoffer  in  der  Beilage  zum  188^ er  Jahres- 
berieht:  Die  sociale  Lage  der  Cigarrenarbeiter  in  Badea,  1^0  and  in  der  Sehrill: 
Die  sociale  Lage  der  Fabrikarbeiter  in  Mannheim  etc.,  1891,  hetrt  fFs  eines  Theils  der 
Fabrik -Arbeiterbevölkenmg  —  vgl.  die  Abschnitte  YI  und  bezw.  VII  dieser  Schriften: 
„Hanshaltungsbudgets  nnd  physiologische  Bilansen,  8.  III  ff.,  hes«r.  2^F.  in  muster- 
yiilti^-cr  Wense  durdig-i'fülirt  liaf;;  iintl  niaiiche  Anzeichen  sprechen  dafür,  dass 
gegendenweise,  hingesehen  auf  die  Wohnungs-  und  Lebensmittelpreise  ungeachtet 
des  heoba^teten  Ansdehens  der  Lohnsätze  seit  Mitte  des  Jahrhunderts,  auch  heute 
noch  das  Einkommen  vieler  Arbeiterfamilien  überall  dann,  wenn  nicht  eigeiu-r  liesits 
ergänzend  hinzutritt,  „ziemlich  hart  au  das  7ur  PecltTinfr  eines  beschei- 
deaeu  Le  beusuiiterhalts  Erl'orderliche  streift"  (Nobbe,  a.  a.  O.,  S.  10). 


Abschnitt  II. 

Staatliehe  Maassnahmen  zur  LOsuiig  der  llndlielieii 

Irbeiterfhige* 

g  97.  Eimdglichung  des  Grundbesitzerwerbs  durch 

ländliche  Arbeiter^). 

1.  Einsichtsvolle  Beurtheiler  der  Iftudlichen  Yerhältnisse  haben 
längst  erkannt,  dass  „unter  den  überwiegenden  Yerhältnissen 
Deutschlands  die  ausschliessliche  Haltung  von  Gesinde  oder 
Halbgesinde  (Hofleute,  InstLeute  etc.)  nicht  dazu  angethan  ist, 
den  landwirthschafOichen  Arbeiter  auf  die  Dauer  zuMeden  zu 
stellen.  Er  leidet  unter  der  Aussichtslosigkeit  seiner  Lage,  und 
ihn  quält  das  bittere  Gefflhl,  dass  er,  selbst  wenn  Sparsamkeit  ihn 
in  günstigere  Umstände  versetzte,  doch  sein  Leben  lang  dem  Druck 
vollster  Abhängkeit  unterworfen  bliebe,  sich  daher  nur  zu  einem 
gewissen  Grad  wirthschaiUicher  Selbstständigkeit  emporzuarbeiten 
vermöchte.  Trotzdem  diese  Leute  in  materieller  Beziehung  meist 
nichts  weniger  als  ungünstig  gestellt  sind,  gebricht  es  ihnen  an 
Zufriedenlioit.    Dem  ibt  es  zuzusclireiben,  dass  oft  die  Rüstigsten 

Vgl.  hierzn  die  früheren  AusftUumngen  auf  8. 124, 805  ff.,  sowie  in  $  89  ff. 


Digitized  by  Google 


Absclm.  n.  $  97.  £fmögUe1iiiiig  dfls  GnmdbesitMrwerbs  etc.  569 


imd  Tfichtiiisteü  derselbon  sicli  den  Gefalireii  eines  unruhigen 
Lebens  im  öfteren  Wechsel  der  Stellen  anssetzen  oder  noch  häufiger 
den  Versuch  maclien,  durch  Auswanderung  ihrem  Leben  eine 
andere  Wendung  zu  gehen.  Daraus  erklärt  sich,  dass  68  in  Gegen- 
den, wo  der  grössere  Theil  der  ländlichen  Jievölkerung  aus  Arbeiten 
der  oben  bezeichneten  Kategorie  besteht,  so  häufig  an  genügenden 
Arbeitskräften  gebricht'*  (Settegast).  Die  aus  solchen  Wahr- 
nehmungen abgeleitete  Erkenntniss,  dass  mit  einem  freien,  d.  h. 
contractlieli  nicht  gebundenen  Arbeiterstand  den  landwirthschaft- 
liehen  Unternehmern  besser  gedient  sei,  bricht  sich  mebr  und  mehr 
auch  unter  den  letzteren  selber  Bahn,  zumal  da,  wo  der  Bechnimgs- 
calcül  zeigt,  dass  eine  Yerminderung  des  Gesindes  und  Halb- 
gesindes und  deren  Ersatz  durch  freie  Arbeiter  auch  finanziell 
gflnstigere  Ergehnisse  liefert'). 

2.  Biese  Sätze  gelten  freilich  nur  dann,  wenn  der  freie 
Arbeiterstand  in  die  Lage  versetzt  ist,  ein  kleines  Grundeigenthum 
sich  zu  erwerben,  d.  h.  zur  Stellung  eines  „  Arbeit  er  unter- 

AlIuiUcIi  M.  ifzen,  a.  a.  0.,  DI.  Bd.,  S.  434  ff. 
Vgl.  lüenu  auch  v.  d.  Goltz  (Die  läudliche  Arb«it«rirage,  S.  36  ff.),  wo 
darauf  verwiesen  wird,  dass  dem  contractlieli  gebundenen  Instmann  der  Lohn  dag 
ganze  Jahr  hindurch  ausbezahlt  werden  muss,  während  der  freie  Arbeiter  bloss 
dann  Lohn  erhält,  w<»nn  srino  AHxit  als  nothwendig:  in  Anspruch  genommen  wird. 
BrHiutit  (Ur  Gutsherr  Ii.  im  Jaliru  21000  Männer -Arbeitstage,  davon  14UO0 
während  dt  r  6  Sommer-  und  7000  während  der  6  Wintermonate  luul  leistet  die 
Familie  eines  lustmanns  jälulich  700  Mannstu};;e,  müssten  zur  Deckiuifr  joner 
14000  Arbeitstage  zur  Sommerzeit  40  Familien  gehalten  werden,  welche  jährlich 
einen  Aufwand  von  40  >^  227  Thlr.  »  9080  Thlr.  veraalaraen,  während  die  Haltang 
freier  Arboittr  tiir  14000  Arbeitstage  im  Sommer  und  für  7000  Arbeitstage  im 
Winter  nur  7800  Thlr.  erfordert,  d.  h.  rund  1200  Thlr.  weniger,  v.  d.  Goltz  hebt 
hervor,  dass  die  Nachtheile  des  Insdentererhältnisses  fttr  den  Gutsherrn  um  so 
grösser  sind,  je  ini^''ünstiiri'r  die  klimatischen  Vcrliältnisse,  je  länger  (b  r  Wintt  r, 
je  kürzer  der  Sommer,  je  mehr  also  der  Bedarf  au  Handarbeit  auf  eine  kurze  Zeit 
des  Jahres  sich  Eusammend rängt.  „Desshalb  sacht  man  auch  die  Zahl  der  eignen 
Arbeiterfamilien  möglichst  zu  beschränken;  man  verzieht**!  uothgedrungen  auf  die 
Einfuhrung  oder  Ausdehnung  sonst  vortlieilhaft.er  wirthschaftlicher  (jperationen, 
wie  des  Anbaus  von  HackiVüchten  und  Handelsgewächsen,  der  Sonimerstall- 
fütt«rung  etc.  Aber  trot/.dem  kann  man  es  nicht  vermeiden,  dass  « >  im  Sommer 
fast  allerwärts  an  Mensclionhänden  mangelt,  dafjs  iuis  diesem  Grund  jedes  Jahr  ein 
Theil  der  Ernte  verloren  geht  oder  verdirbt  und  duss  aiulfrseits  im  Winter  über- 
vAseig  viele  Kraft«?  vorhanden  sind,  welche  auf  Beschäftigung  warten  und  welche 
man  ans  Mangel  an  lohnender  Arbeit  auf  eine  melir  oder  weniger  nutzlose  Weise 
in  Thäügkeit  zu  setzen  sich  gezwungen  sieht".  Und  au  anderer  Stelle  (S.  89  ff.) 
-vtixA  mm  Bele^  dieser  Angaheii  darauf  verwiesen,  dass  in  Mecklenbmr^  in  dnem. 
einzigen  Jahre  21  000  Last  Korn  aus  Mangel  an  Arbeitskräften  auf  dem  Felde  um- 
gekommen und  damit  ein  Kapital  von  3  Mill.  Thlr.  verloren  gegangen  »ei;  nnd 
das«  im  Jahre  1867  der  eine  Regierungsbezirk  Königsberg  einen  verinst  von  Körnern 
in  Fol^e  der  rnmö<:liehkeit  rechtzeitiger  UergmiL-"  im  l^etra^^e  von  4 — 5  Mill.  Tlilr. 
erlitten  habe  und  dass  der  durchschnittliche  jährliche  Verlust  in  diesem  Bezirk 
in  Folge  des  durch  den  Arbeitenuangel  veranhusten  mangelhaften  Emteverfahrens 
mindestens  */4  MiU.  Thhr.  betrage. 
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nehmers"  sich  emporzuarbeiten,  keineswegs  aber  für  den  land- 
losen Arbeiter,  der  wegen  der  üDsicherheit  des  Verdienstes  ausser- 
halb der  Haiipiarbeitszeiten  der  Landwirtlischaft  vielfach  noch  in 
einer  trostloseren  Lae:e  als  der  industrielle  Arlx'iter  sich  be- 
finden und  ähnlich  wie  der  contractlich  gebundene  landlose 
Arbeiter  die  Tiig-enden  der  Sparsamkeit  und  Wirtht^(•llai■tli(■]lk<>it 
beim  Felilen  jeder  Aussicht,  dereinst  in  eine  unabhängigere,  <re- 
sichertero  Stellunij:  zu  gelan^ren,  selten  oder  nie  entwickeln  wird. 
Gerade  umgekehrt  bei  dem  üTundbesitzenden  Tagelölnier,  dem  in 
der  kleinen  Scholle,  die  er  mit  seinen  Angehörigen  bebaut,  ein 
sicherer  Rückhalt  gegeben  ist  und  der  mit  der  Hottnung  sich  tra<j^«^n 
darf,  dass  bei  Pleiss,  Nilchternheit  und  Entfaltung  häuslichen 
Sinns  Bein  kleiner  Grundbesitz  sich  stetig  mehren  wird.  Die  Er- 
fahrungen der  Länder,  wo  die  Grundbesitzverfassung  dem  Erwerb 
des  Bodens  durch  kleine  Leute  keine  erhel)lichen  Schwierislu'iten 
in  den  Weg  stellt  und  desshalb  die  grosse  Mehrzahl  der  landwirth- 
schaftlichen  Tageldliner  gleichzeitig  kleine  landwirthschaftliclie 
Unternehmer  sind,  zeigi,  dass  das  ArbeitsbedfirMss  der  grösseren 
landwirthschafblichen  Besitzungen  hier  viel  besser  und  wirksamer 
befriedigt  zu  werden  vennag,  als  in  den  Gegenden,  wo  ein  factiseh 
oder  rechtlicli  unveränsserlicher  Grossbesitz  sich  des  Instituts  der 
landlosen  Instleute  und  TageK^hner  bedienen  muss;  und  dass  die 
BefOrchtung,  solche  „Arbeiteruntemehmer'*  mochten  in  der  An- 
bietung  ihrer  Arbeitskraft  für  Dritte  sich  spröde  zeigen,  im  Wesent- 
lichen imbegrandet  ist  Vielmehr  bietet  die  durch  ein  eigenes  Heim 
begründete  Sesshaftigkeit  dieser  kleinen  Leute  die  beste  Gewähr 
fdr  eine  gewisse  Naehhaltigkeit  des  Arbeitsangebots  und  eher  ist 
die  andere  Besorgniss  begründet,  dass  der  Wettbewerb  derselben 
im  Aufsuchen  von  Arbeitsgelegenheit  zeitweise  eine  fOr  sie  selber 
ungfinstige  Gestaltung  der  Lohnyerhältnisse  im  Gefolge  hat  Nicht 
minder  aber  muss  man  im  Auge  behalten,  dass  die  grundbesitzen- 
den Landarbeiter  im  Allgemeinen  politisch  viel  zuverlässiger  und 
gesellschaftiit'eindlichen  Bestrebungen  weitaus  unzugänglicher  sein 
werden,  als  die  fluctuirende  Masse  landloser  Leute,  die  durch  eine 
mächtige  sociale  Kluft  von  der  Klasse  der  Besitzenden  sich  ge- 
trennt sehen  und  daher  gleich  ihren  Berufsgenossen  in  den  Städten 
den  socialdemokratisclit  ii  Yerführungskünsten  nur  zu  leicht  ver- 
fallen. Nirgends  mehr  als  in  den  Reihen  solcher  Elemente,  die 
selbst  keinen  Aiitheil  am  vaterländiselien  Grund  und  Boden  haben, 
müssen  die  Schlagworto  von  Aulliebung  des  Grundeigeuthums 
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zündend  wirken;  und  die  bevorrechteten  gnindbesitzenden  Klassen 
in  denjenigen  Gegenden,  wo  Tradition  und  Yorurtheil  seither  der 
Ansässigmacliung  kleiner  Leute  ängstlich  widerstrebte,  werden  je 
länger  je  weniger  sich  der  Einsieht  Tersehliessen  können,  dass  ihr 
eigener  Besitz  um  so  sicherer  für  die  Zukunft  gewährleistet  ist, 
eine  je  grössere  Mannichfaltigkeit  die  sociale  Stufenleiter  des  Grund- 
besitzes auf  dem  flachen  Lande  aufweist;  und  dass  je  YoUkommener 
die  bestehende  gesellschafäiche  Ordnung  jedem,  auch  dem  Aermsten 
und  Kleinsten  einen  Antheil  an  der  Mutter  Erde  gewährleistet, 
mit  jedem  dieser  Antheilseigner  eine  weitere  treue  Stdtze  eben 
dieser  Gesellschaftsordnung  gewonnen  wird.  Aus  allen  diesen 
Gründen  steht  die  Arbeiterfrage  und  ihre  gedeihliche  Lösung  mit 
einer  weitausschauenden  Landpolitik  in  innigem  Zusammenhang 
und  die  in  firfiherer  Zeit  so  sehr  beklagte  Mobilisirung  des  Grund 
und  Bodens  gewinnt  in  der  Gegenwart  unter  dem  Hochdruck 
socialdemokratilscher  Agitation  und  der  unternommenen  Propaganda 
für  die  Bewesrunsr  auf  das  flache  Land  eine  nicht  zu  unterschätzende 
Bedeutung;  wie  aus  eben  diesem  Grund  der  sog.  inneren  Coloni- 
sation  in  den  Gebieten  des  ausschliesslichen  oder  vorwaltenden 
Groödgiundbesitzes  (§  tS9  ff.)  ein  thatkräftiger  Aui'sichwung  zu 
wünschen  bleibt.  Die  Einführung  des  Rentenprincips  durch 
die  Preussische  Gesetzgebung  der  Jahre  1890  und  1891,  dessen 
Rocialpolitische  Bedeutung  bereits  früher  gewürdigt  wurde  (§  91), 
ist  \  >r  Allem  geeignet,  jene  Emporhebung  des  Landarbeiters  zum 
Arbeiterunteruelimer  in  wirksamster  Weise  zu  fordern,  weil  im 
■  System  des  Eentenkaufs  auch  kapitalschw  ächereii  Elementen  die 
Möglichkeit  des  Gnindbesitzerwerbs  ohne  Inanspruchnahme  des 
Bodencrodits  ermöglicht  ist,  wie  dies  durch  die  Ergebnisse  des 
Ansiedlungswerlvs  in  Posen  und  Westpreussen  in  einer  Anzahl 
Fälle  in  schöner  Weise  bestätigt  wird. 

Anmerkunf.  a)  Tfebet  den  günstigen  EiafluBS  der  AnBäsfligmachimg  von 

Tagelöhnern  auf  den  DoTnanialjjiitcrn  in  Mocklonhnrfr  auf  ftnind  ciiios  Orossh. 
Erlasses  vom  Ib.  Mai  1846  CUebcrlassung  von  Baugrund  und  Holruitlie  gegen  eine 
jährliclie  Recognitionsgebülir  von  1  M.  75  Pf.  und  einer  Fliclie  Ackerfeld  gegen 
massigen  Pachtzins),  deren  Zahl  von  112  im  .Tahre  1<S17  auf  2721  im  Jahre  1864 
(Sich  gehoben  hat,  siehe  die  Aeusserung  von  Schuhuiaclier-Zarchliu  bei  v.  d.  Goltz, 
a.  a.  0.,  S.  255:  „Die  Ansetznng  der  H&nsler  ist  Ton  ttberans  günstigem  Einfluss 
auf  unsere  ländlichen  Arbeiterverhältnisse  gewesen.  Anfängliche  Befürchtungen, 
dass  das  Domanium  durch  diese  Klasse  mit  Armenkassen- l^t'nofiziantra  beglückt 
würde,  haben  sich  nicht  bestätigt .  .  .  Die  Häuslerstellen  lietern  der  ivitterschaft 
und  dem  Fftchtem  im  Domanio  eine  grosse  Anzahl  von  ircu  u  Arbeitern  und  ausser- 
dem werden  durch  die  nrhcitsfaliigen  Kinder  der  Iläusler  die  grossen  Lücken  in 
der  Zahl  der  Dienstboten  ein  wenig  ausgefüllt.'*  Aehnliches  Urtheil  bei  Marcard 
(a.  a.  0.,  S.  237),  der  betont,  daas  ein  Mangel  an  ländlieben  Arbeitern  im  Dorna« 
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nium  nicht  hervorfjfetreten  sei,  während  der  ritferschaftliche  Bezirk  seit  JHliron  in 
steigender  Progression  au  diesem  Mangel  leidet  und  der  hervorliebt,  dass  die  beiden 
Yoncscfihlnngen  1867  und  1871  für  ersteres  eine  Abnahme  von  2843,  für  letsteren 
aber  eine  solche  von  5835  Köpfen  er^jj^ahen;  dass  die  Zahl  der  Uanshaltuugen 
von  zwei  und  meiir  Personen  in  derselben  Zeit  sich  im  Domaninm  um  878  ver- 
mehrt, in  der  Bittorschaft  um  976  yermiiidert  haben;  endlich  dass  zmdschen 
1854/71  ausgewandert  sei:  aus  dem  Domanium  92(^  (1  :  221);  aus  der  Ritterschaft 
1768(1:82);  und  der  daraus  mit  Kecht  die  Schiussfolgorung  ideht,  da«s  „um  einer 
Gegend  dauernd  einen  Stamm  tüchtiger  Arbeiter  su  erhalten,  es  Icein  wichtigere» 
Mittel  giebt,  als  ihre  Ansiedelung  zu  befördern",  wobei  allerdings  eine  diese  Maass- 
nähme  Anleitende  staatliche  InterventionspoUtik  sehr  skeptisch  beurtheilt  wird 
(der  An&als  stammt  ans  dem  Jahre  1873,  vergl.  die  Anm.  auf  S.  5S6  nnten).  —  «Es 
giebt",  sagt  Meitzen,  „keinen  billigeren,  besonneren  und  willigeren,  auch  keinen, 
durch  eigene  Krfahning  besser  ausgerüsteten  ländlichen  Arbeiter  (als  den  grund- 
angesessenen).  Er  ist  am  Orte  gebunden  und  auf  seine  Nachbarn  augewiesen, 
hat  an  seinem  Besitz  eine  Beihilfe  und  an  seinem  lieimweBen  einen  Halt  fOr 
seine  Sittlichkeit  und  seine  hausväterliehe  Pflichtcrfüllunpr:  er  dient,  aber  er  ist 
ein  Mann  in  der  Gemeinde  und  setzt  nicht  leicht  deren  Aelitunü:  aufs  Spiel''. 
—  Zutreffende  Bemerkungen  hierüber  anch  durch  Schmoller  im  Preussischen 
Landesökonomiecollegiuni  Thiel  XX,  Ergänzgsbd.  III,  S.  296  ff.)  fcemaclit  ,  ins- 
besondere Hinweis  auch  daraul,  dass  in  Ländern,  wie  in  Deutschland,  mit  freien 
politischen  Zuständen,  nicht  mehr  anders  ansmkommen  ist,  als  dass  man  die  Zahl 
der  Besitzenden  bis  weit  über  die  Majorität  vennehrt.  Schon  der  alte  Sc  harn 
web  er  habe  s.  Z.  daraut  hingewiesen,  dass  die  Bauernemancipation  nur  die  Hälfte 
der  ndthigen  Reform  sei,  dass  ebenso  wichtig  die  Sehaffnng  eines  besitzenden  Tage- 
löhnerstandes sei;  eine  Agrarverfassung-,  die  ganz  besitzlose  Tairelölmer  schaffe, 
bringe  grosse  üetahren,  sei  nicht  wesentlich  «ine  Verbesseniug  gegen  die  Leib- 
eigenselwft  des  -vorigen  Jahrhunderts;  man  könne  sogar  behaupten,  sie  sd  nach 
einxelnen  Seiten  hin  sogar  eine  Verschlechterung  gegen  früher. 

b)  Dem  Einwand,  dass  es  den  landwirthsc haftlichen  Tagelöhnern  in  der  Rejrel 
an  den  Mitteln  zum  Erwerb  eines  kleinen  Gmndeigenthnms  fehlen  werde,  begetruet 
V.  d.  Goltz  a.  a.  0.  (S.  714/15)  mit  den  W n  i  eines  englischen  Arbeiters,  Jer. 
Taylor,  eines  A^'-itators  für  die  Saelie  der  Land-  nnd  T'anfrfsellseliaften  in  Tiross- 
britunuieu,  die  su  tretl'end  sind,  dass  sie  auch  hier  Platz  huden  mögen:  ^Ciar  ilaiiclier 
meint:  n^wo  soll  es  herkommen?  wie  soll  ich  wöchentlich  einen  Schilling  oder 
mehr  zurücklegen  und  nach  der  Verein skasse  tragen"".  Da  giebt  es  zwei  Ant» 
Worten,  erstlich:  trage  den  Schilling  nicht  iu's  Wirthshaus;  zweitens:  hänge  ihn 
nicht  an  Weibslente  und  heirathe  nicht  eher,  als  Iris  du  ein  Grnnd8tfl<ik  und  ein 
Hiinselien  hast.  In  BirminL^i;m  liaben  w\r  in  einer  (iescllschaft  400  junge  Leute, 
die  es  so  machen;  die  100,000  Pfund  Sterling,  die  dort,  die  Million,  die  in  gaiut 
England  in  solchen  Gesellschaften  steckt,  ist  guten  Th^s  an  Bier  nnd  Braniitwein 
erspart.  Ich  habe  schon  Matuhem  dnrcli  einen  Silierz  auf  den  rechten  Weg  Ter- 
huli'en:  B„Du  hast  ein  Maas«  Bier  bestellt,  mein  Junge*"*  —  sage  ich  —  «n^tt 
solltest  dir  lieber  eine  halbe  Buthe  Iiand  bestellen"''.  —  Oder,  wenn  einer  sein 
Bier  hinunterschüttet,  sage  ich:  „„Da  gehen  vier  Fuss  gute  Erde  hin"".  —  Und 
dann  die  Erklärung,  die  mancher  begreift  und  sich  y.n  Herzen  nimmt,  von  dem 
man  es  nicht  glauben  sollte.  Ein  Mann,  dem  ich  so  zug^esproeheu ,  sagte:  „„nun, 
bei  Gott,  dann  habe  ich  manch  schönes  Feld  hinutergeschlun^en,  olme  es  je  zu 
besitzen'*".  Und  jetzt  hat  er  sein  eij^en  Grundstück  und  Häuselien  darauf.  Man 
hat  berechnet,  dass  die  Arbeiter  von  Birmingham  jährlich  30000  Pfund  Sterling 
vertrinken;  rechnet  man  das  für  ein  Henschenalter,  so  känuite  man  die  halbe  Stadt 
dafür  neu  bauen!  Ich  könnte  noch  gar  -viel  sagen,  aber  an  Worten  üshlt  ea  siebt, 
und  was  Noth  thut,  sind  Tliateu/ 
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§98.  Einfluss  der  socialen  und  landwirthschaftlichen 
Gesetzgebung;  Wirken  Ton  Kirche  und  Sehule. 

In  dieser  Beziehung  ist  namentUcb  auf  folgende  Funkte  auf- 
merksam zu  machen: 

1.  Von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung  für  das  Ziel, 
einen  zuMedenen  und  ebendesshalb  arbeitswilligen  und  anhänglichen 
Arbeiterstand  auf  dem  Lande  zu  schaffen  und  zu  erhalten,  ist  die 
Ausdehnung  der  socialen  Y ersicherungsgesetzgebung 
über  den  Kreis  der  industriellen  Arbeiter  hinaus  auf  jene  der  erst- 
bezeichneten Artf  wie  sie  erstmals  in  Deutschland  durch  die  Beichs- 
gesetze  Tom  5.  Mai  1886,  betreffend  die  Unfall-  und  Eianken- 
Tersicherung  der  in  land«  und  forstwirthschaftlichen  Betrieben  be- 
schäftigten Personen  und  vom  22.  Juni  1889,  betreffend  die  Invali- 
ditäts-  und  Altersversicherung  in's  Werk  gesetzt  worden  ist  und  In 
einigen  anderen  Ländern  Nachahmung  gefunden  haben.  Denn 
durch  diese  grosse  Gesetzgebung,  auf  deren  Einzelheiten  in  «li  eseiu 
Zusammenhang  nicht  eingegangen  werden  kann,  ist  nunmehi  auch 
der  Landurl) citer  vor  den  Wechselfälleu  dos  Lebens,  wie  sie  durch 
Krankheit  und  durch  Unfälle  im  Betriebe  herbeigefülirt  werden, 
leidlich  gesichert  und  des  drückenden  Gefühls,  im  Alter  oder  bei 
eingetretener  Arbeitsunfähigkeit  einer  demoralisirenden  und  nicht 
immer  ausreichend  geübten  Armenfürsorge  überantwortet  zu  sein, 
enthoben;  hat  aber  auch  der  kleine,  meist  nur  mit  mässigeu  An- 
zahlungen erworbene  Grundbesitz  dieser  Leute  sehr  an  Festigkeit 
des  Bestandes  gewonnen,  weil  nun  auch  in  Zeiten  der  durch  Krank- 
heit oder  Unfall  herbeigeführten  zeitweisen  Arl)eitsunfiihigkeit  die 
seitherigen  Einnahmen,  welche  der  Verzinsung  und  Tilgung  der 
Kaufschuld  gewidmet  waren,  in  Folge  der  Auszahlung  des  Kranken- 
geldes oder  der  rnfull-  oder  Invalidenrente  nicht  gänzlich  vorsiegen. 

Es  ist  einleuchtend,  dass  aus  demselben  Gnmde  die  Ver- 
sicherung gegen  Unfälle,  welche  die  fahrende  Habe  bedrohen 
(Vieh-,  Feuer-,  Hagelversicherung),  gerade  für  die  kleinsten  land- 
wirthschaftlichen Unternehmer  besondere  Bedeutung  gewinnt,  weil 
diese  beim  Mangel  jeglichen  Betriebskapitals  und  bei  enggezogenem 
Credit  auch  kleinen  Unfällen  gegenüber  sehr  wenig  widerstands- 
fähig und  daher,  wenn  solche  eintreten,  immer  Tor  die  Gefahr 
gerückt  sind,  des  mühsam  in  langer  Zeit  erworbenen  Eleinbesitzes 
plötzlich  sich  beraubt  zu  sehen.   Daher  es  eine  wichtige  Aufgabe 
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der  praktischen  Agrarpolitik  bleibt»  eine  solche  Organisation  des 
landwirthschaffclichen  Versieh erungswesens  herbeizuführen,  "welche 
gerade  auch  den  kleinsten  Leuten  die  Antheünahme  ohne  allzu- 
Bchirere  finanzielle  Opfer  ermöglicht,  wobei  auf  die  Ausführungen 
in  Kapitel  TII  zu  yerweisen  ist.  TTnd  ebenso  sollte  man  die 
Bflckwirkungen  einer,  gerade  auch  den  Bedürfnissen  dieses  Theils 
der  LandbevMkerung  angepassten  Organisation  des  Oredits, 
zumal  im  Gebiete  des  Fersonalcredits,  und  einer  schonenden 
Gesetzgebung  ttber  das  ZwangsyoUstreckungswesen  nicht  unter- 
schätzen, wenn  man  die  wirthschaftiiche  und  sociale  Hebung  des 
IftndUchen  Arbeiterstandes  ernsthaft  in's  Auge  fasst ;  und  daher  bei 
der  Ausgestaltung  der  betreffenden  Beehtsgebiete  die  Yerhftltnisse, 
unter  denen  jener  lebt  und  wirthschaftet,  ebenfalls  in  gebtthrende 
Rücksicht  ziehen.  Wie  denn  die  durch  die  Besitzesungleichheit 
an  sich  hervorgerufene  Schroffheit  des  Gegenüberstehens  von  Keich 
und  Arm  und  die  naheliegenden  Empfindungen  des  Neides  und  der 
Missgunst  der  unteren  Klassen  gegen  die  oberen  gerade  auch  auf 
dem  Üaclien  Lande  am  wii"ksanisteii  gemildert  werden,  wenn  die 
kleinen  Leute  greifbar  fühlen,  dass  alle  Maassnahmen  der  Staats- 
fürsorge zu  Gunsten  des  (irundbesitzes  nicht  bloss  den  Inhabern 
selbstständiger  Betriebe,  sondern  auch  den  auf  der  untersten  Staffel 
des  Grundlx  Bitzes  Angesessenen  thatsächlich  zu  Gute  kommen  und 
der  Mitberück sichtiuunii-  auch  ihrer  Lage  entt^prungen  sind. 

2.  Wie  dies  von  jedem  Stande  in  der  menschlichen  Gesellschaft 
gilt,  so  ist  aiicb  die  Kniporhebung  des  ländlichen  Ärbeiterstandes 
zu  grösserer  Leislungsrähigkeit.  zu  treuerer  Hingabe  an  den  Arbeitr«- 
herrn,  zu  wirtliscliaftlic herer  Lebensweise  und  zu  grösserer  Anhäng- 
lichkeit an  die  bestehenden  gesellschaftlichen  und  staatlichen  Ein- 
riclitiingen  wesentlicli  mit  von  seinem  inteUectuellen  und  sittlichen 
Eortschreiten  bedingt  und  vielleicht  den  wirksamsten  Antheil  an 
solcher  Emporhebung  gebührt  daher  dem  Einfluss  von  Kirche 
und  Schule.  Je  roher  und  unwissender  die  Elemente  sind,  aus 
denen  sich  die  ländliche  Arbeiterbevölkerung  rekrutirt,  um  so 
schwerer  hält  es,  qualificirte  Arbeitsleistungen  von  ihnen  zu  er- 
halten, welche  doch  die  Vorbedingung  einer  einträglicheren  Wirtli- 
schaftsweise  und  damit  für  die  Gewährung  höherer  Lohnsätze  d.  h. 
der  Yeibesserung  der  wirthschaftlichen  Lage  der  Arbeiter  selber 
sind  1) ;  je  mehr  es  ihnen  an  wahrer  innerlicher  Frömmigkeit  fehlt 

Schmoller,  a.  a.  0.,  S.  174  ff.,  wo  auf  den  uamhaften  UnuTsdiit'd  in  der 
Arbeitsleistniig  der  Arbeiter  im  dsüiclien  Bentseliland  emer>,  ün  mittleren  und  weat- 
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ma  80  schwerer  wird  es  ihnen  werden,  in  das  bescheidene  und 
arbeitsreiche  Loos  des  Dienenden  sich  zu  schicken  und  dem  ihnen 
vom  Schicksal  sugewiesenen  Arbeitskreis  treu,  gewissenhaft  und 
soigUch  nachzukommen;  und  je  unwissender  und  ungläubiger  zu* 
gleich  diese  Elemente  aufwachsen,  um  so  leichter  werden  sie  den 
TeifÜlhrerischen  Lehren  ihr  Ohr  leihen,  welche  —  anknüpfend  an 
die  durch  die  geltende  Bechts-  und  Wirthschaftsordnung  gegebenen 
Standes-  und  YermOgensunterscbiede  und  su  Neid  und  Hass  gegen 
die  an  Bildung  und  Besitz  Höherstehenden  aufreizend  —  den  Um- 
sturz des  Bestehenden  predigen  und  auf  den  Trümmern  der  jetzi&rcn 
Gesellschaft  das  Gaukelbild  einer  künftigen  Ordnung  der  Dinge 
vormalon,  in  der  angeblich  ein  gleiches  Maass  von  irdischer  Glück- 
seligkeit allen  Erdgeborenen  beschiedeii  ist,  gleichviel  mit  welchem 
verschiedenen  von  Einsicht,  Geschick  und  Kührigkeit  die 

einzelnen  Glieder  dieser  neuen  Staatsordnung  ausgestattet  sind; 
um  so  misstrauischer  werden  sie  endlich  gegen  alle  auf  die  Ver- 
besserung ihrer  Lage  gerichteten  wohlmeinenden  Bestrebungen, 
gehen  sie  vom  Staat  oder  den  Arbeitsherren  aus,  sich  erweisen  und 
um  so  unzugänglicher  für  Alles  und  Jedes  sein,  was  wahrhaftes 
Wohlwollen   und  fürsorgliche  'nioilnahnie   an  ihrem  Loos  ihnen 
entgegenbringt.    Ein  Vergleich  der  Mebrz.ibl  der  Gutstagelöhner 
der  östlichen  Provinzen  etwa  mit  jenen  im  mittltTon  und  südliclien 
Deutschland  «»(b-r  ein  Vergleich  etwa  des  russischen  kleinen  Land- 
arbeiters mit  dem  französischen  ist  geeignet,  das  Gesaute  zu  be- 
stätigen.   Daher  der  segensreiche  Einfluss  einer  mit  tüchtigen 
Kräften  ausgestatteten  Volksschulorganisation  in  den  Landgemeinden 
und  einer  Hand  in  Hand  mit  der  Volksschulthätigkeit  gehenden, 
den  Geist  der  Versöhnung  und  der  Zufriedenheit  in  die  jungen 
Gemüther  pflanzenden  Seelsorge  gerade  auch  auf  die  untersten  und 
ärmsten  Bestandtheile  des  Landvolks  nicht  hoch  genug  veranscblagt 
worden  kann.  Je  weniger  ferner  innerhalb  dieser  Kreise  Zt>it  und 
Fähigkeit  vorhanden  ist«  im  Hause  selbst  eine  erzieherische  Wirk- 

lieben  Deutschland  aiultrscits  venviesfii  wird.  Und  Meitzcu  bemerkt  (a.  a.  0. 
n.  Bd.,  8.  121)  sehr  treffend,  dai5s  ,/.ur  Beseiti<rnn{r  der  Missstände  (dis  Arbeiter- 
wosenst  vor  Albn  dir  HcImuij?  des  Arlx  iters  selljst  zu  erstreben  ist:  (biss  es 
daraut  ankommt,  das  höhere  Selbstbewusstsrin.  welches  tichule  und  Militärdienst 
nnd  der  Fortschritt  der  Zeit  überhaupt  in  ihm  wachrufen,  zu  verwerthen,  nicht 
hernb/iulrnckf'T!.  fbtss  mnn  iiirbt  mciTim  kann,  ilin  durch  Be.seiti<;:ung'  der  Aussichten 
auf  erhebliche  Verbesserung  seines  Zustaudeä  zu  fes^elu,  vielmehr  seine  Uulliiuugeu 
und  Anspräche  als  Sporn  seiner  Energie  nnd  Sorglichkeit  zn  nützen  hat;  dass  er 
«'ii(llich  .  .  .  iiiÖLrlirlist  Tiiif  Kt'iitnissen  und  F«--T-titrl<i''itf  ii  iiii«!  ricbtiiirii  Ans-cliamiugen 
über  seine  Lebenslage  auszustatten  ist'',  wubei  auch  auf  die  späteren  AusfUhrungeu 
unten  (mter  %  102,  Ziffer  2  nnd  §  103  ff.)  m  TOrwtiaen  i»t. 
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ssunkeit  zu  pflegen,  um  80  mehr  sind  £irehe  und  Sehule  berufen, 
die  Keime  zu  legen,  aus  denen  sieh  die  Tugenden  eines  gott- 
ergebenen zufriedenen  Sinns,  der  Bechtschaffenheit  und  der  Wirth- 
schafUichkeit  entfalten  sollen.  Eine  unentbehrliche  Beihilfe  hierzu 
wird  freilich  immer  das  YorbÜd  sein,  welches  die  Arbeitsherren 
selber  geben,  und  mit  Becht  wird  betont,  dass  man  „von  d^  Ar- 
beitern keine  Pflichttreue,  Arbeitsamkeit^  Enthaltung  von  Trunk 
und  anderen  Ausschweifüngen  erwarten  darf,  wenn  jene  oder  ihre 
TJnterbeamten  sich  derselben  Tugenden  nicht  ebenfalls  befleissigen 
oder  wenn  sie  sogar  ihre  Untergebenen  zu  den  entgegengesetzten 
Fehlern  und  Lastern  verMten**  (t.  d.  GDltz)0- 

§  99.  Die  polizeiliche  Begelung  der  Arbeits- 

beziehungen*). 

1.  Die  eigenartigen  Beziehungen,  in  denen  speciell  das  Haus- 
gesinde zu  dem  Arbeitgeber  steht  (die  sich  durch  die  Aufnahme 
in  das  Haus  imd  die  Eingliederung  in  die  Familien-  und  Haus- 
ordnung, durch  die  Verpflichtung  zu  regebnftssigem  Dienst  und 
standiger  Anwesenheit  und  durch  ein  gewisses  Yerwachsen  mit 
den  Interessen  des  Hauses  kennzeichnen),  haben  schon  sehr  frühe 
dazu  geführt,  die  aus  diesem  Yerhältniss  beiderseitig  entspringen- 
den Obliegenheiten  polizeilich'  zu  regeln  und  durch  Strafrorsehriften 


^)  u.  u.  0.,  S.  110;  vgl.  auch  die  Ausfüliiuugeu  desselben  Verfassers  zu 
diesem  Theil  der  Frage  auf  S.  94  ff.  sowie  atif  S.  238  flf.,  wo  insbesoudere  in  gana 
zutreffender  l>Yt:i sc  an  die  workth  ä  ti  g-e  Theilnahme  der  6eistlich«'ii  r  ii  lir  l  l  iss  fnr 
die  reUgiöse,  sondern  gerade  auch  für  die  sociale  Hebung  der  ärmeren  \  uLk.i>eieuenie 
appellirt  und  betont  wird,  dass  der  Erfolg  der  geelsorg^cben  Thatigkeit  von  dem 
Vertrauen  der  Gemeindeglieder  zum  (ileistlichon  jranz  wesontUch  bedingt  ist.  dieses  Vn 
trauen  aber  in  dem  werkthäligeu  Interesse  der  letzteren  au  der  wirthschaftUcben 
Lage  der  kleinen  Leute  wesenüicli  wnnselt.  „Leute,  welche  hungern  und  friemi 
oder  sich  sonst  in  t  lt  iitlcr  Lage  befinden,  sind  meist  voUstiindifr  nn/.vxgänglich  für 
religiösen  Zuspruch ;  sie  verlangen,  nicht  mit  Unrecht,  dass  man  zunächst  ihrer 
drtlckendsten  materiellen  Nothdurft  abhelfe.  .  .  Bei  ihnen  gilt,  sie  überhaupt  erst 
für  höhere  Interessen,  welche  über  die  Bedfirfhisse  der  Nahrung  und  Kleidung 
liinausgchen,  zu  gewinnen.  Kipmi  giebt  ph  nhcr  keinen  anderen  oder  jedenfalls 
keinen  sicliereru  Weg,  als  weua  man  isuuärh.st  iliio  äussert^  Lage  auf  jetU-  Weise  zu 
erleichtern  und  dadurch  den  Zugang  zu  ihr  ;  ihrzen  zu  gewinueu  sucht  ....  Es 
gehört  (latter  recht  eigentlich  zu  dem  seelsurgerlichen  Beruf  der  Geistlichen,  da»s 
er  sich  mit  der  Lage  der  arbeiteudeu  Klasse  ffenau  vertraut  macht  uud  au  seinem 
Theil  zur  Hebung  derselben  beiträgt  .   (a.  a.  0.,  S.  241.) 

■^1  Tirl.  iHx  1-  ilii'  liier  einschlagenden  Fragen  auch  den  Aufsatz  von  Mareard 
(a.  a.  O.,  8.  22t>ff.'  u"d  die  daselbst  de  lege  ferenda  gemachten  Vorsehlii«ret  fenier 
V.  Schönberg,  in  dessen  iiandb.  d.  p.  Oekouomie  („Persönliche  Dienstleistungen*), 
IL  Bd.,  1891,  8.  1032  ff. 
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Yorsoige  dagegen  zu  treffen,  dass  nicht  durch  einseitige  Yer- 
letzungen  dieser  Obliegenheiten  Schaden  für  den  anderen  Theil 
entstehe.  Freilich  hatten  die  Gesinde-  oder  Dienstboten- 
ordnungen der  älteren  Zeit,  entsprechend  der  die  damalige 
Gesetzgebung  beherrschenden  Gedankenrichtung,  Torwiegend  den 
Schutz  der  Interessen  der  Herrschaften  im  Auge,  wie  denn 
y.  Berg  mit  als  deren  Zweck  bezeichnet,  dafür  zu  sorgen,  dass 
es  nicht  an  gutem  Gesinde  fehle  und  das  Publikum  nicht  durch 
überspannte  unbillige  Forderungen  betreten  werde  Daher  bei- 
spielsweise inhaltlich  derselben  der  Uebeigang  des  Gesindes  yom 
Lande  in  die  Stadt  erschwert,  die  Minimaldauer  der  abzuschliessenden 
Yerträge  bestimmt,  Lohntaxen  festgesetzt,  der  Vertragsbruch  ?on 
Seiten  der  Dienstboten  unter  Strafe  gestellt  wurde  u.  a.  m.  Das 
neuere  geltende  Becht  hat  das  Fortbestehen  des  Bedürfnisses 
für  die  Öffentlich-rechtliche  Ausgestaltung  der  Beziehungen  des  Ge- 
sindes zu  dem  Arbeilgeber  anerkannt,  mit  Becht  aber  auch  den  privat- 
rechtlichen  Charakter  des  Dienstrerhältnisses  und  damit  die  Gleich- 
heit der  contrahirenden  Theile  vor  dem  Gesetz  schärfer  zum  Ausdruck 
gebracht.  Wie  daher  diese  neueren  Gosindeordnungen  einerseits  in 
AnlehnuTiG;-  an  das  ältere  Recht  das  Verdincren  des  Dienstboten 
ohne  reelitzeitiu*'  Aufkündigung  des  bi>heiigen  Dionstes ;  das 
gleichzeitige  Verdingen  an  mehrere  Dienstherren;  den  verspäteten 
Eintritt  in  den  Dienst;  das  ujibefugte  vorzeitige  Yeiiussen  des- 
selben; die  Verweigerung  der  Arbeit  an  Werktagen  sowie  der 
nothwondigen  Arbeiten  an  Bonn-  und  Feiertagen;  das  Herum- 
treiben während  der  Arbeitszeit  in  AVirtlisbäusern;  hartnäckigen 
Ungehorsam  und  Widerspenstigkeit   sowie  die  Verletzung  der 


*)  „jytas  durch  die  Miin^rt  1  und  (lebrecheu  des  Gesüidewcsons  die  Muslicbe 
Ordnung  nicht  gestört,  der  Wohlstand  der  Bürger  nicht  untergraben,  der  häusliche 
Fleiss  nicht  gehindert  und  sumit  die  reichhaltigste  Quelle  des  öffentlichen  Wohl- 
Standes  nicht  yerstopfet,  folglich  dne  Reihe  gemeiuschädlicher  Uebel  glücklich  ver- 
hütet werden  dafür  Snr:::^  zu  tragen,  ist  Tflicht  der  Gesiiulrpitlizei."  . . .  „Die  Ge- 
siudepolizei  uuss  vor  allen  Hingen  dum  Mangel  au  gutem  Gesinde  vorzubeugen 
BtieheB.  Da  der  Gesindemangel  su  UbennäsBiger  Stdgemng'  des  Oesindelohus  haupfp 
siUlilich  heiträgt  und  dadurch  das  Publikum  in  Cefalir  ;ro-^ft7t  wird,  diirrli  über- 
spannte, nnbiHige  Furderungen  betrogen  zu  werden:  so  muss  schon  die  Eigeu- 
thnms-SicherheitBpolizei  (I)  dafür  Sorg«  tragen,  dasa  es  so  wenig  als  möglich 
an  Leuten  fehl»',  die  zum  Dienen  geschickt  und  willig  sind."  Fud  an  einer  anderen 
Stelle:  n^egeix  ungehorsames,  nachlässigcii,  unordentliches  Gesmde  musä  für  schleunige 
und  durchgreifende  Kittel  gesorgt  werden  .  .  .  Das  Yerhältniss  zwischen  Dienst- 
herrschaft und  Gesinde  erfordert  ein  freilich  nicht  unbeschränktes  Züchtigungs- 
recht der  erstereu,  welches  auch  schon  in  der  Natur  der  häuslichen  Gesellschaft 
gegründet  zü  sein  scheint  (!)."  (v.  Berg,  Hdb.  des  deutschen  ToUiseirechts,  1802, 
U.  TbL,  S.  202,  268  u.  281.) 
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schuldigen  Achtung  tloji  Dioiistherrn ;   das  Verlassen  der 

Wohnung  zur  Nachtzeit  etc.  unter  Strafe  gestellt,  ja  selbst  das 
zwangsweise  Zurückbringen  der  Dienstboten  in  den  Dienst  vor- 
gesehen haben  (Bayrisches  Polizeistrafgesetz  von  1871;  ähnliche 
Strafvorschriften  in  der  Preuss.  Gesindeordnung  vom  8.  Nov.  1810 
und  dem  Gesetz  vom  24.  April  1854  sowie  in  der  Hessischen 
Gesindeordnung  vom  28.  April  1877),  so  sind  sie  anderseits  durch 
entsprechende  Straf-  bezw.  Schadenseisatzbestimmungen  doch  auch 
bemflht,  den  Dienstboten  selber  .^egen  ungebtilirliche  Behandlung 
von  Seiten  des  Dienstherm  oder  gegen  unbefugte  Entlassung 
vor  Beendigung  der  Dienstzeit  zu  schützen.  Und  wie  ferner  unter 
gewissen  Yoraussetzungen  die-  Dienstherrschaft  inhaltlich  dieser 
Gesindeordnungen  die  Befugniss  hat,  den  Dienstboten  ohne  Auf- 
kündigung sofort  zu  entlassen  (im  Fall  erwiesener  Unfähigkeit  fOr 
den  Dienst,  wegen  Untreue,  hartnäckigen  Ungehorsams,  unsitt- 
lichen Terhaltens  etc.),  so  ist  auch  dem  Gesinde  durch  neuerliche 
Ordnungen  das  gleiche  Becht  der  sofortigen  Losung  des  Dienst- 
verhältnisses in  bestimmten  Fällen  eingeräumt,  z.  B.  wenn  die 
Dienstherrschaft  den  Dienstboten  misshandelt,  ihm  Unsittliches 
ansinnt,  den  schuldigen  Lohn  vorenthält,  den  nOthigen  Unterhalt 
verweigert  und  überhaupt  Anforderangen  stellt,  welche  mit  den 
üblichen  oder  vereinbarten,  aus  dem  Gesindeverhältniss  sich  er- 
gebenden Anforderungen  nicht  vereinbarlich  erscheinen. 

Bei  dieser  Art  der  Regelung  ist  die  Gesetzgebung  von  dem 
Gedanken  behen'scht,  dass  dem  Dienstbotenverhältniss  ein  sitt- 
licher Charakter  innewohne,  welcher  es  von  dem  einfachen  Arbeits- 
vertrage wesentlich  untersclieide.  indem  es  «fowisse  Verptiiehtungen 
beiden  Theilen  auferlesre:  dem  Dieiiötherni,  dass  er  für  das  geistige 
und  leibliche  Wohl  der  Dienstboten  zu  sorgen,  dem  letzteren,  dass 
er  über  die  KrtüUuiig  der  übernommenen  Arbeit^verptlichtungen 
hinaus  Treue  und  Anhänglichkeit  «an  das  Haus,  dessen  (  Jenosse  er 
ooworden  ist,  zu  bethätigen  habe:  und  dass  in  dieser  ethischfii 
Seite  des  Dienstbotonvertraiis  jene  erwähnten,  jenseits  des  reinm 
Privatrechtsvorhiiltnisses  lieucnden  ncset/lichcn  IJestimimingen  ihre 
innerliche  IJcLinindung  linden.  Auch  niaciit  man  ucltend,  dass  die 
Dienstboten  meist  in  einem  Alter  stehen,  in  welchem,  älmlich  wie  hei 
den  Lehrlingen,  eine  Gewalt  der  HoiTschaft  und  Polizei  über  sie 
als  Ersatz  der  fehlenden  elterlichen  Aufsicht  gerechtfertigt  sei  un«l 
weiterhin,  dass  Vertragsbrüche  gerade  des  ländlichen  Gesindes 
unter  Umständen  so  grosse  Nachtheile  im  Gefolge  haben  können. 
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dass  neben  dem  Interesse  der  Arbeitgeber  auch  das  der  Oesanunt» 
heit  gefährdet  erscheine. 

ISva  sehr  vereinzelt  hat  die  neuere  Gesetzgebung  das  Bienst- 
botenwesen ausschliesslich  nach  den  pri Tatrechtlichen  Grund- 
sätzen der  Bienstmiethe  beliandelt,  desshalb  Ton  polizeilichen 
Bestrafungen  im  Fall  der  Verletzung  des  Yertrags  von  der  einen 
oder  anderen  Seite  abgesehen  und  die  aus  solchen  Verfehlungen 
etwa  geltend  zu  machenden  Ersatzansprüche  auf  den  CiTihrechts- 
weg  yerwiesen.  (So  in  Frankreich,  wo  das  Bienstbotenwesen 
lediglich  imter  dem  Code  eivil  steht,  und  in  Baden,  wo  das  die 
allgemeine  Gesindeordnimg  vom  15.  April  1809  aufhebende  Gesetz 
vom  3.  Februar  1868  von  der  Anwenduner  äusserer  Zwangsmittel 
zur  Ertullung  der  Dienstbotenpflichten  ebenfalls  Umgan*;"  genommen 
hat)  Mit  Recht  kann  man  indess  eeiron  diese  Ordnung  geltend 
machen,  dass  sie  in  allen  Fällen  vorkummender  Uienstverletzungen 
die  Rechtslage  zu  Ungunsten  der  Dienstlicrrschaft  und  zu  Gunsten 
des  Gesindes  in  unbilliger  Weise  versclioben  halie.  da  das  lot'/tere 
in  allen  Fällen  einen  iiim  zukommenden  Schadenersatzanspruch 
gegenüber  dem  Dienstherru  wird  erstreiten  könnpn.  währeiKl  dieser 
bei  der  in  der  Kegel  vorhandenen  Vermögenslosigkeit  des  (lesiudes 
auf  die  Anstrengung  einer  Oivilklage  meist  wird  verziehten  müssen, 
so  dass  selbst  frivolste  Vertragsverletzungen  nn^jesühnt  bleiben 
und  der  Sinn  für  treue  Eifullung  der  Dienstpflichten  leicht  Schaden 
nehmen  kann.  In  dieser  möglichen  Gefahr  einer  Demoralisirung 
des  Gesindes  durch  eine  rein  civilrechtliche  Ordnung  des  Dienst- 
botenverhältnisses liegt  die  Rechtfertigung  der  Aufrechterhaltung 
bezw.  der  Neueinführung  polizeilicher  Straftnittel;  wobei  deren 
Wirksamkeit  erheblich  gewönne,  wenn  nicht  bloss  der  contract- 
brüchige  Dienstbote  selber,  sondern  auch  der  einen  solchen  wissent- 
lich in  Dienst  neimiende  dritte  Arbeitgeber  sich  straffällig  machte; 
und  wenn  zur  Erledigung  der  Streitigkeiten  zwischen  DienstheiT- 
schaft  und  Gesinde  ein  rasches,  thunlich  vor  der  Ortspolizeibehorde 
sich  abwickelndes  Bechtsverfahren  für  zulässig  erklärt  würde 

2.  Sehr  viel  bestrittener  als  die  Frage  einer  von  polizeilichen 

Gesichtspunkten  getragenen  Ordnung  des  Dienstbotenwesens  ist 


^)  Vergleiche  zu  obigen  Austulirimgeu  den  Ldiumissionsbericht  des  Fn  ihi  nu 
V.  Rndt-Oollenberp  an  die  L  Kmuner  der  Bud.  Laml^^Uiude,  Beilage  No.  202  von 
18891)0.  Eine  übersiclitliclip  iVarsIrllunir  '?or  ./losindepolizfi"  in  Don  Ischland  giebt 
L.  Jolly  in  v.  Stengel  s  Wörterbuch  d.  deutschen  Verwaltungsrechts.  —  In  Uebei- 
tr^bnogen,  wie  so  hftufig,  ergeht  aicli  A.  Menger,  wenn  er  (Das  bfiigerliche  Recht 
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die  Anwendung  von  polizeilicheii  Strafmitteln  in  den 
Verhältnissen  des  ländlichen  Arhoitgohers  zu  den  contractlich  ein- 
gestellten freien  Arbeitern^);  wie  denn  diese  letztere  Frage 
überhaupt  erst  in  neuerer  Zeit  eine  brennendere  geworden  ist,  seit 
Freizügigkeit,  billige  Communicationsmittel  und  der  stets  starke 
Bedarf  .nach  ländlichen  Arbeitskräften  in  Folge  der  Entvölkerung 
des  flachen  Landes,  namentlich  in  den  Gegenden  des  Grossgrund- 
besitzes, eine  Lösung  der  eingegangenen  Arbeiisbeziehungen  dem 
Arbeiter  ohne  Naehtheil  fOr  ihn  selbst  so  sehr  erleichtert  haben. 
Im  Allgemeinen  wird  zu  sorgen  sein,  dass  wenn  überhaupt  eine 
Bestrafung  des  böswilligen  Oontractbruchs  aus  GrOn- 

und  die  beotzloseu  Klassen,  m  T5rnnn's  Archiv,  IT.  Bd.,  S.  451  ff.)  meint,  dass  „das 
Eingraifeii  des  Staats  in  das  I>ienstverhältmss,  namentlich  auf  dem  Gebiet  des  Ge* 
fl^dereehts,  die  einseitige  Begünstigang  der  besitsenden  Klüsen  beswecki**  oder 

dass  Yorschrittcn,  ^vie  die  im  Text  orwälmten,  von  der  Yorausst^zuncr  ;ms^iu;r«ii. 
„dass  die  besitzlosen  Volksklassen  der  liöiieren  Bevölkerungsschichteu  von  vurne- 
berein  za.  GMiorsam  und  tTnterwflrfij^eit  verpfliclitet  sind'*;  oder  dass  „keine  Ersehei» 
nung  in  unserer  bürgerlichen  GeseUschat't  sich  so  sehr  der  Sklaverei  (!)  und  der 
Leibfi^rrnschaft  (!)  nähere  ak  das  Gesindeverhältniss'*  (a.  a.  0.,  S.  468);  Menger's 
Ausführungen  lassen  fast  den  Schlnss  /u,  dass  er  dem  Arbeitnelimer  durch  dio  von 
ihm  angestrebte  .^Reform  des  Dienstverhältnisses^  wesentlich  nur  Rechte,  dem  Arbeit- 
geher wesentlicli  nur  PflirlittMi  anferlegeu  wollo.  wo  docli  die  seitlierige  Entwick- 
lung der  JJiugt!,  gerade  aut'  dem  flachen  Laude,  aber  auch  in  den  Städten  den 
Arbeitgeber  so  oft  zum  willenlosen  Werkzeug  der  J^aunen  des  Gesindes  macht  und 
die  Ansprüche  des  Gesindes  nicht  selten  bis  zur- frivolen  Begehrliclikeit  sich  stei^-pru. 
Die  Freizügigkeit,  die  Möglichkeit  raschesten  Wechsels  in  der  Dienstleistung,  unter 
üinsiänden  also  auch  vom  ländlichen  in  städtische  oder  industrielle  Dienatgt«ilung> 
sorfrf,  auch  ohne  positive  Gespfzesvorsehriften,  schon  znr  neiTÜg"e  dnfiir,  dass  die 
berechtigten  Ansprüche  des  ländlichen  Arbeiters  oder  der  häuslichen  Dienstboten  auf 
die  Dauer  nicht  kq  Sehaden  kommen.  Beachtenswerih  dürfte  nnr  der  eine  Vor- 
schlag Menger's  sein,  dass  wenn  nach  dem  Dienstvcrfra[,'  dem  Arheiter  K(l^t. 
Wohnung  und  Bekleidung  zu  gewähren  sind,  dieselben  von  den  Dienstherren  in 
einer  Weise  zu  leisten  sind,  dass  dadurch  Äe  persönlichen  Guter  des  Arbeiteri 
(Leben,  Gesundheit,  Arbeitskraft,  Ehre,  Sittlichkeit)  nicht  verletzt  werden,  obschon 
die  Fälle,  dass  in  dieser  Beziehung  die  Dienstherrschaften  sich  schwere  Versäum- 
nisse zu  Schulden  kommen  lassen,  in  den  mitteleuropäi.<K;hen  Culturstaaten  doch 
wohl  zu  den  Ausnahmen  zählen  werden. 

')  Vgl.  Iiirr/n  auch  die  Gutachten:  „Ueber  Bestrafung  des  Arbeitsvertrags- 
bruchs*^  vou  Knaut  r.  C.  Roscher,  Schmoller,  Brandes,  Brentano  u.  A.,  1874  (SchritU'u 
des  V.  f.  S.,  \  ]1  und  deu  Aufsatz:  „Arbeitsvertragsbruch"  von  K.  Löning 
i.  ndwh.  d.  St.  der  mit  Reelii  den  frrnndsätzUchen  T'^nterschied  betont,  der 
zwischeu  dein  Vertragsbruch  des  Aibtiters  uud  des  Arbeitgebers  besteht;  dort  »teht 
nicht  ein  blosser  Rechtsverzug,  sondern  ein  dauerndes,  an  sich  nicht  wieder  zu  be- 
seitigendes Uurecht  in  Frage,  hier  (heim  Arbeitgeber),  wo  f'i-  Vertraixsjiflicht  nicht 
auf  Zulassung  zu  gewissen  Arbeiten,  sondern  nur  auf  gewls.-^e  Gegenleistungen 
(Lohnsahlnngen)  gerichtet  ist,  besteht  die  TertragSTerletsung  in  der  Nichtzahlung  oder 
nicht  rechtzeitigen  Zahlung'-  des  Lolms  und  nnr  anf  die  llerheifiihnin!r  dieser  Zahl- 
pflicht  kann  daher  die  VertragspHicht  gerichtet  sein.  Lüning  folgert  daraus,  dasiS 
für  eine  criminelle  Ahndung  des  Yertragebruchs  Yon  Seiten  des  Arbeitgebers,  da 
das  Fnreeht  Icdiirlidi  in  einem  Verzug  besteht,  ein  Kaum  nicht  sei,  eine  Ansicht, 
die  juristiscl)  kaum  anfechtbar  und  gegen  die  nur  das  Eine  einsnweudeu  ist,  da^is 
eine  einseitige  ßMrtrafting  des  Contractbruchs  (von  Seiten  der  Arbeiter)  dem  Geseti 
in  verschärftem  Maasse  den  Charakter  eines  „ElasBengesetaeB**  auQirigen  mfisste. 
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den  des  dffentlicheD  Interesses  für  angemessen  erachtet  werden 
sollte,  diese  Ordnung  gegenüber  allen,  also  auch  gegenüber  den 
industriellen  Arbeitern  Platz  greifen  mflsste^),  da  eine  ausnahms- 
weise Behandlung  der  ländlichen  Arbeiter  deren  ohnedies  beklagte 
AbstrOmung  in  die  Stfttten  industrieller  Th&tigkeit  nur  fördern 
müsste;  dass  aber  unter  allen  TJmständen  sehr  gewichtige  öffent- 
liche Interessen  in's  Feld  müssen  geführt  werden  können,  wenn 
die  widerrechtliche  Lösung  eines  reinen  FriTatarechtsTerh&ltnisses 
der  Sühne  durch  das  Strafgesetac  unterliegen  soll.  Nun  kann,  was  das 
landwurthschafUiche  Gewerbe  anlangt^  die  plötzliche  Unterbrechung 
bestimmter  Arbeiten  (Bestellungs-  und  Erntearbeiten)  sehr  leicht 
die  Ergebnisse  eines  ganzen  Jahres  in  Frage  stellen;  es  sind 
also  bei  einer  häufigen  Wiederkehr  Ton  Contractbrüchen  möglicher- 
weise grosse  Tolkswirthschaftliche  Werthe  der  Temichtung  preis- 
gegeben, mithin  nicht  nur  die  Vermögensinteressen  der  Arbeit- 
geber, sondern  auch  gewichtige  Interessen  der  Volkswirthschaft 
als  solcher  gefährdet.  Dies  hängt  damit  zusammen,  dass,  in 
viel  höherem  Maass  als  der  Industrielle,  der  Landwirth  auf  die 
genaue  Einhaküiig  Ix'stiuunter,  den  Jalireszeiteii  sich  anpassender 
Abschniitp  seiner  productiven  Thätigkeit  angewiesen  ist,  die 
nicht  willküiiiik  sich  verlegen  lassen  und  dass  das  Gelingen 
des  Productionsprocesses  von  der  Beachtung  dieser  gegebenen 
Eeiheufolge  der  landwirthschaftlichen  Einzelverrichtungk'u  wesent- 
lich abhängt.  L>il*  HintanhaUung  von  Vorirängen,  welche  dioson 
regelmässigen  Gang  der  Production  heniin»Mi.  darf  aber  wohi  als 
eine  Saclie  von  solcher  Wichtigkeit  angoschen  werden,  dass  auch 
aussi>rL;e-\völinliclie  Mittel  zur  Krroichung  des  Zwecks  nicht  grund- 
sätzlich vcnvcrflich  erscheinen.  Hat  daher  in  einem  Land  unter 
der  Arbeiterschaft  der  Sinn  für  Kecht  und  go wissenhalte  Beachtung 
eingegangener  Verträge  weithin  Noth  gelitten;  sind  dolose  Con- 
tractbrüche  nicht  bloss  etwa  vereinzelte  Vorgänge,  sondern  so 
häufig  auftretend,  dass  sie  als  eine  „ÖltentUche  Calamitäf'  und 
gegen  das  Rechtsgefühl  im  Volk  verstossend  empfunden  werden;  wird 
etwB^  gar  von  Seiten  gesellschaftsfeindlicher  Parteien  als  eines  der 
Mittel  der  Bekämpfung  der  besitzenden  Elemente  die  Aufreizung  zu 
Contractbrüchen  planmässig  betrieben,  so  wird  man,  zumal  bei  der 
Aussichtslosigkeit  der  Verfolgung  der  Ansprüche  der  Arbeitgeber 
auf  dem  Civilrechtsweg,  einer  criminellen  Ahndung  der  Contract- 


')  So  auch  Marcard,  a.  a.  0.,  S.  236. 
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brücho  zustimmen  köniieu,  aber  Lrut  daran  thun,  keine  allziiirrossen 
Hofiiumgen  an  diesen  Kepressivact  zu  knüpfen,  da  derselbe  sehr 
wohl  die  Folge  haben  kann,  dass  die  Arbeiter  es  ablehnen,  auf 
irgend  längere  Zeit  contractliche  Verpflichtungen  überhaupt  noch 
einzugehen.  Jedenfalls  wäre  es  verfehlt,  wenn  man  die  Lö^imcr 
der  ländlichen  Arbeiterfrage,  d.  h.  die  Erhaltung  guter  Arbeits- 
beziehungen im  InteresBe  ungestörten  Betriebs  wesentlich  von  dem 
Strafi^esetzbuch  erwarten  wollte.  Im  Uebrigen  erfordert  die  aus- 
gleichende Gerechtigkeit  auch  hier,  dass  neben  den  contract- 
brüchigen  Arbeiter  auch  der  zum  Contractbruch  verleitende  oder 
den  contractbrüchigen  Arbeiter  wissentlich  einstellende  dritte 
Arbeitgeber  sowie  sonstige  zum  Contractbruch  gewerbsm&ssig  yer- 
leitende  Personen  (Makler)  für  straffällig  erklärt  werden.  Aus- 
sichts-  und  wirkungsToller  übrigens  als  eine  criminelle  Bestrafiing 
des  Oontractbmchs  dürften  Vorschriften  sein,  durch  die  den  Yer- 
waltungs- (Polizei-) Behörden  eine  vorläufige  Entscheidung  Über 
gewisse  aus  dem  ArbeitsTerhältnisse  entspringende  Streitig- 
keiten zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  überwiesen  wird 
mit  der  Befugniss,  dieselbe  sofort  in  Vollzug  zu  setzen ;  wie  ander- 
seits das  Begehren  begründet  erscheintt  dass  für  diejenigen  Ent- 
schädigungsforderungen, die  dem  Arbeitgeber  gegen  den  Arbeiter 
aus  dem  Contractbruch  des  letzteren  erwachsen,  die  Beschlag- 
nahme des  Lohns  (in  Abweichung  von  den  Vorschriften  des 
D.  Beichsgesetzes  t.  21.  Juni  18G1))  oder  besser  noch  die  Ein- 
behaltung des  Lohns  bis  zu  einem  procentualen  Satz  oder  für 
eine  bestimmte  Zeitdauer  bis  zur  Erfüllung  des  Contractes  durch 
den  Arbeiter  bei  vorher  erfolgter  Abmachung  gestattet  sei. 

Anmerkung,  a)  Zwei  im  Jahre  1873  bdm  D.  Reichstag  eing^braehtea  Oesete- 

eatwürfe,  welche  Strafbe'^tinimmipen  über  fleri  Contractbruch  niclit  bloss  gegenüber 
den  gewerblichen,  sondern  auch  gegenüber  den  land-  and  forstwirthschaftlichen 
Arbeitern  vorsahen,  sind  ergebnisslos  yerblieben.  AnschllesBend  an  die  TOm  Verein 
für  Socialpolitik  erhobenen  oben  citirten  Rcfi  rafc  hatte  die  Jahresversamniltin^'  des 
Yereins  (Eisenach,  October  1874)  die  Contractbruchfrage  im  Sinne  crimineller 
Ahndung  bejaht,  wogegen  damals  der  Deutsche  Landwnihsehaftsratii  (1874  nnd 
1875)  zu  dieser  Frage  in  seiner  Mehrheit  noch  eine  ablehnende  Stellung  einnahm, 
diese  aber  inzwischen  aufgegeben  hat,  indem  derselbe  im  Jahre  1891  (Archiv  für 
1891,  S.  411  ff.)  sich  dafür  aussprach,  dass  „der  böswillige  Contractbruch  sowie 
die  Verleitnng  an  demselben  (wegen  der  Ausbildung  des  Agentenwesens)  Btraf- 
rechtlich  zu  verfolpfen  nnd  mit  ann^emesseneu  Strafen  zu  bedrohen  ist".  'Ecforenten : 
V.  Rödel-  und  Ü  urstenbiu  dei/.  Letzterer  glaubt«  betoucu  zu  isuUen,  dass  „die 
Bestrafung'  des  dolosen  Contractbriichs  das  Correlat  für  die  Uesetze  über  Freizii;^n;^'- 
keit,  Passlosigkeit  und  Coalationsfreilieit  dw  Arbeiter  ist",  wobei  er  auf  das  durch 
V.  Wächter  im  Jahre  1875  in  dieser  i-  rage  abgegebene  Kechtsgutacliten  hinwies,  in 
welchem  es  heistt:  „Strafe  ist  zulässig  imd  geboten,  sobald  ein  begangenes  Unrecht 
derart  ist|  dass  aar  Bekämpfung  des  widerrechtliche  umiens  des  £känldlgen  mid 
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ztir  Sanction  der  bestehenden  Keclitsorduuuj]^  und  zur  Genn;,H!muDg  für  das  rerletarte 
Kucht  der  blosse  ci\ilrecbUiche  Krstattungs-  und  Ersatzzuang  uiuUt  ananicht  .  .  , 
.IMe  Arbeiter  K^niesseu  jetat  mit  vollem  Redit  eine  sehr  aui^Bdehnte  Fr^heit  .  .  . 
lim  sn  pnt'?rhiri](  r  iNcr  muss  MissbräiirliPn  dit-ser  FroiliPit  oiittrojrratretreten  werden. 
£iu  schwerer  .\lii>äbriiui-h  aber  ist  der  willkürliche  Bruch  des  geschlosseueu  Arbeits- 
vertrags, der  gerade  bei  jener  Freiheii  für  die  öffentliche  Ontnnng-  besonders  ge- 
WttUch  ist 

b)  Eine  polizeiliche  Bestrafung  des  böswilligen  Coutractbruchs  besteht  iu 
Frengsen  und  zwar  niobi  bloss  gegenflber  dem  eigentlichen  Geanide  (Gesinde- 

Ordnung  vom  8.  Novcmlicr  1810),  sondern  auch  inhaltlich  des,  allerdings  nur  auf 
die  älteren  Provinzen  luit  Attsaalune  von  Uoheuzollern  sich  erstreckenden  Ges<>tzeä 
vom  24.  April  1864  gegenüber  IftndUcben  Arbeitern  (Instlente,  herrschaftliche  Tage- 
löhner, Einlieger,  Kathenleute,  femer  Handarbeiter,  die  sich  zu  bestimmten  land- 
und  forstw ii'thschattlichen  Arbeiten  verduugen  liaben«;  und  älinlichc  Vorschriften 
gelten  aiuli  für  Schleswig-Holstein  (Gesetz  vom  (i.  Februar  1878/  und  iür  llessen- 
Nas!?<m  ((M'stn/,  vom  21.  Juni  lS,S<)i.  dessgleichen  für  Hannover  (Dienstbotenordnung 
vom  ö.  August  1844.  P.  St.  ü.  ü.  1847);  ferner  in  15ayern  (P.  St.  0.  B.  von  1861 
und  Novelle  von  1871)  gegenüber  den  auf  längere  Zeit  in  Beschäftigung  ge- 
nommenen Tagelöhnern;  endlich  in  Mecklenbnrg-Schwerin  (Verordnangr  vom 
15.  Juli  1885).  iJiese  Vnrsrhriften  sind  aber  meis-t  nicht  nur  wegen  des  «roriiif^'-rn 
ätraficDaasses,  das  sie  androhen  wenig  wirksam,  sondern  auch  desshalb,  weil  sie 
beim  Yersiehen  der  Arbeiter  in  andere  Staaten  oder  Staatsgebietstheile  und  solange 
eine  Recht.shilfeverpHichttmir  für  Fälle  di«'«ii  r  Art  niclit  besteht,  ilirr  Wirksaniktit 
versagmi;  so  dass  eine  reichsgesetzliche  Ordnung  der2Iaterie  imFall  der  Bejahung 
der  Frage  der  Strafbarkeit  des  Contractbnich  anznstrebm  wire.  (Vgl.  hlerfiber 
auch  die  im  Archiv  d.  1).  Landwirthschaftsraths  für  1892,  S.  XXXll  mitgetheilte 
Eiugsibe  des  Präsidiums  an  den  deutschen  P.nndosrath  in  dieser  Sache.* 

c)  £s  darf  übrigens  nicht   unbetont  bleiben,  dass  die  Coutractbruclitrage 
innerhalb  der  Arbeitgeberkreise  selber  noch  immer  oontrovers  ist  nnd  dass 

in  der  landwirthschaftlicben  Fachprosst»  jx.li/cilic  1ip  Zwmiprsniaassre^'-eln  ^'i'ir'  iiübcr 
den  ländlichen  Arbeitern  mehrfach  auch  jetzt  noch  durchaus  ab&Uig  beurtheüt  werden. 
„Alle  diese  Maassregeln  werden  gerade  das  Gegentbeil  von  dem  bewirken,  was  sie 
sollen,  den  Arlx  itcr  nidit  an  (la>  T,aiul  ft  sM'ln,  sondern  ihn  forttreiben,  den  Gegensatz 
zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  verschärfen"^  (Gedanken  zur  Arbeiterfrage  auf 
'  dem  Lande  in  No.  11  von  HÖ8er*s  landw.  Umschau,  1891).  Aehnliche  Stellungs- 
nahme  zur  Frage  der  Bestrafung  des  Contractbruch;^  bei  Kr  tn  i  i  .  a.  a.  0.,  S.  285>; 
sowie  in  drm  Art.  von  K.  S' r  h  n  ei  d  er  in  No.  H4  ff.  der  landw.  Presse  von  1891, 
wenn  .schon  v(ju  Ltt/.ttnL'ui  ^ruudtiutzlich  die  Zulüssigkeit  der  criminellen  Almdung 
des  b()s\villi^-en  Contractbmchs  eingeräumt  wird,  tofem  ein  erhebliches  volkswirth- 
scliattliches  Bedürfniiss,  nänilirh  die  Fernbaltuug  grosser  wirtliscbaftlicher  Schäden, 
nachgewiesen  werden  kauu;  wi>bei  in  Anlehnung  an  das  euglischc  Kecht  eine  Be- 
atrafong  nur  auf  Antrag  und  nur  dann  gefordert  wird,  wenn  der  Vertrag^brächige 
„wusste  oder  den  Umständen  nach  wissen  musste,  dass  er  den  anderen  Theil  in 
seinem  Lebensunterhalt  (als  Arbeiter)  oder  in  seinem  Geschäftabetrieb  (^als  Arbeit- 
geber) voraussichtlich  in  erheblicher  Weise  schädigen  wfirde",  nnerheblichere  Fälle 
des  Vertragsbruchs  aber  strafltH  zu  bleiben  hätten.  •-  Und  Meitzen  a.  a.  n., 
II.  Bd.,  S.  121)  meint:  «Alle  Mittel,  welche  die  Gesetzgebung  darbietet,  sind  sehr 
schwach,  mm  dn  gntes  YeiMltniss  zwischen  den  Dienstherrschaften  imd  den  Dienen- 
den zu  sichern.  Es  ist  unzweifelhaft,  dass  der  Dienst-  oder  Gesindevertrag  sich 
durch  keinerlei  gesetzliche  Bestimmungen  von  einem  ersichtliclien  Mangel  an  Er* 
zwiugbarkeit  befreien  lässt  .  .  .  Der  Zwang  zur  P'rtüllung  kann  selten  zum  Ziel, 
viel  leichter  aber  zn  grösseren  Belästigungen  und  Beschädigungen  der  Dienstherren 
fuhren.  Ebenso  wird  da,  wo  nicht  der  rirbticre  Takt  der  ITi  rrscIiaft  nnd  das  eigene 
Ehrgefühl  nnd  der  Wuu.Hch  gülnufr  und  iurdt-rlichfr  rtlicbtcrlüllaug  div  IJaudlnngjj- 
weisf  (b's  I)i('n«M)den  bestimmen,  die  Aussicht  auf  Polizeistra fen  so  wenig  als 
die  Mö'rlic  likeit  körperlicher  Züchtigung  das  Terhältniss  zn  einem  nutzbringenden 
und  erträglichen  gestalten". 

d)  Im  Bereich  der  gewerblichen  Arb^tw  ist  mittlerweile  durch  die  Novelle 
zu  der  D.  Oewerbeordnung  (v.  1.  Juni  1891;  §  119a  und  §  124b)  die  Zuläsaigkeit 
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von  Loliueinbehaltungen  imd  der  Ansnruch  auf  Eutschädigang  auch 
ohne  Nachweis  des  Schaden«  genlditui  «nisrkasiiit,  mit  welMr  Art  von 
Regelung  wenigstens  den  gröbsten  AlUMehrflitiingen  andi  im  Bereich  d«r  landw. 
Arbeiter  wohl  xa  steuern  wäre. 


§  100.  Interlocale  Arbeiterpolitik. 

1.  Wenn  die  Arbeitemoth  auf  dem  flachen  Lande  zu  einem 
guten  Theil  auf  «den  wachsenden  Drang  nach  den  Städten  zurflek- 
zufohren  ist,  wenn  ferner  diese  Abwanderung,  abgesehen  von  den 
Schädigungen  des  landwirtbschaftlichen  Grewerbes,  auch  in  sonstiger 
Hinsicht  beklagenswerthe  Zustände  geschalFen  hat  —  Anhäufung 
eines  massenhaften  Industrieproletariats  in  den  grossen  Sammel- 
punkten des  Verkehrs  mit  den  daraus  entspringenden  wirthschaft- 
lichen,  socialen  und  sittlichen  Gefahren  — ,  so  wäre  es  doch  un- 
richtig, aus  dieser  nicht  immer  durch  gerechtfertigte  wirthschaftliche 
Beweggründe  herrorgerufenen  BevdlkerungsTerschiebung  die  Be- 
rechtigimg zu  weiter  gehenden  Einschränkungen  der  Nieder- 
lassungsfreiheit und  Freizügigkeit,  als  das  geltende 
Becht  sie  kennt,  ableiten  zu  wollen;  das  Mittel,  jenen  Wander- 
strom einzudämmen,  kann  vielmehr  nur  in  solchen  Veranstaltungen 
gesucht  werden,  die  darauf  berechnet  sind,  den  auf  Handarbeit 
angewiesenen  Theilen  der  Bevölkerung  des  flachen  Landes  eine 
solche  Verwerthung  ihrer  Arbeitskraft  in  der  Landwirthschaft  zu 
erölFnen,  die  ihnen  den  Verbleib  in  derselben  wünschenswerth  er- 
scheinen lassen;  wobei  theils  auf  das  oben  über  die  Emporhebung 
der  Landarbeiter  zu  Arbeiteninterne  Ii  mem  Bemerkte  (§  97),  theils 
auf  die  späteren  Ausfühningen  über  die  richtigen  Gestaltungen  der 
persönlichen  Beziehungen  des  Arbeitgebers  zu  den  Arbeitnohraeni 
(§  102)  zu  verweisen  ist.  Auch  beachtet  eine  auf  die  gTundsätz- 
liche  Einschränkung  des  Freizügigkeitsrechts  gerichtete  Bewoiiiiiiir 
zu  wenic,  dass  zahllose  Landgemeiiirleii  für  die  nachwachsend»^ 
jüngere  Generation  die  Gelegenheit  zu  erfolgreicher  und  lohnender 
Arbeitsbethätigimg  nicht  nder  niclit  in  -vnügendem  Maasse  dar- 
bieten, eine  Wegwaiideruim-  eines  Tlieiis  dieser  Elemente  daher 
für  die  hierher  zählenden  Landü-emeinden  geradezu  eine  Lebens- 
frage bildet;  und  dass  es  Formen  des  landwirtlischaflichen  Betriebs 
giebt,  die  auf  die  periodische  Heranziehung  von  Arbeitskräften 
ohne  schwere  Schädigungen  schwerlich  verzichten  können,  l'nter 
allen  Umständen  würde  in  einer  Zeit  der  wachsenden  Verschfiifung 
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der  socialen  Gegensätze  und  der  zunehmenden  Verbitienuig  der 
arbeitenden  Klassen  eine  Gesetzgebung,  die  diese  des  Mittels 
berauben  vollteUf  ihre  Arbeitskraft  nach  freiem  Ermessen  zu  Ter- 
werthen,  schwerlich  geeignet  sein,  den  socialen  Frieden  zu  fordern, 
da  sie  in  deren  Augen  nicht  anderes  alseine  iminteresse  der  Besitzen- 
den gelegene  Action,  d.  h.  als  ein  Elassengesetz  unschönster  Art 
sich  darstellen  müsste.  Man  muss  auch  mit  der  Thatsache  rechnen, 
dass  die  in  einzelnen  Staatsgebieten  zu  beobachtende  Entvölkerung 
des  flachen  Landes  und  die  dadurch  für  den  Landwirthschafts- 
betrieb  geschaffene  Schwierigkeit  in  der  Arbeitsbeschaffung  mit 
der  stflnnischen  Entwicklung  der  industriellen  Th&tigkeit  in  der 
zweiten  Hftlfte  dieses  Jahrhunderts  wie  Wirkung  und  Ursache 
zusammenhängt  und  dass,  wenn  erst  einmal  der  Strom  des  indu- 
striellen Lebens  wieder  in  ruhigere  Bahnen  eiiiLC^Ienkt  haben  wird, 
jener  Wecrwanderung  dann  von  selber  Schranken  gezocfpii  sind. 

2.  Kann  sonach  eine  liedo  nicht  wohl  davon  sein,  der  Arboiter- 
noth  auf  dem  Lande  dnrch  ein  irs:endwie  gestaltetes  Zurückgreifen 
auf  frühere  gesetzliche  EiiiscliränkunGren  der  wirthschaftlichen  Be- 
wegungsfreiheit von  Ort  zu  Ort  innerhalb  eines   und  desselben 
Staats-(Eeichs-)gebiets  abzuhelfen,  so  lieort  auch  oifenkundiir  eine 
der  Quellen  des  Missbehagens  fClr  das  Üache  Land  und  nicht  die 
ijerinste  ;vpni{rer  in  dem  zeitweise  starken  Aliströmcu  eines  Theils 
der  Bevölkerung,  als  darin,  dass  die  Ordnung  der  Frtrsorge- 
u  n  d  Unters  t  u t  z  u  n  g  s  p  f  1  i  e  h  t  für  die  Weirgezotreuen  keineswegs 
überall  eine  glückliche  ist,  insofern  aucli  dann,  wenn  jedes  wirth- 
schaftlicbe  Band  zwischen  ihnen  und  der  Geburts-(Heimath-)gemeindo 
längst  zu  bestehen  aufgehört  hat,  gleichwohl  weitgehende  Unter- 
stütziuigsverpflichtungen  den  letzteren  angesonnen  werden.    Die  in 
diesen  Umständen  möglicherweise  begründete  Härte  drückender  Be- 
lastung der  Landgemeinden  durch  die  ihnen  auferlegte  Armenfür- 
sorgepHicht  für  die  ausserhalb  derselben  dem  wirthschaftlichen  Ruin 
Verfallenen  ist  es,  die  vor  Allem  eine  Abhilfe  erheischt,  d.  h.  es  sollte, 
wo  sie  länderweise  zu  Tage  tritt*  eine  an  derweite  Vertheilung 
der  Armenlast  im  Sinne  ausgleichender  Gerechtigkeit,  thunlich 
also  in  der  Richtung  der  Bildung  grosser  Armen  verbände  «uler  der 
üebemahme  eines  Theils  des  Armenaufwands  auf  die  Allgemeinheit, 
in  Aussicht  genommen  werden;  während  an  dem  Grundsatz  der  Frei- 
zflgigkeit  nicht  gerfittelt,  wohl  aber  auf  dem  Weg  einer  die  grdssere 
Stetigkeit  des  Erwerbslebens  verbürgenden  planvollen  Wirthschafts* 
Politik  die  wflnschenswerthe  grossere  Sesshafligkeit  der  Bevölkerung 
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auf  inittelbamii  Wep:e  zu  fördern  cpsncht  worden  sollte.  Und  os 
darf  in  dieser  Beziehung  wohl  betont  werden,  dass  wenn  man  mit 
Recht  die  wachsende  Unruhe  in  der  Bevölkerungsbewegung  vom 
flachen  Lande  in  die  Städte  als  eine  beklagenswerthe  Erscheinung 
erachtet,  eine  Eichtung  der  Wirthschaftspolitik  von  selbst  sich 
verbieten  sollte^  die  dem  landwirthschaftlichen  Gewerbe  die  Erwerbs- 
bedingimgen  und  damit  die  Zahlung  auskömmlicher,  den  in  der 
Industrie  gleichkommender  Löhne  erschwert,  also  den  Abstrom  in 
die  Industriecentren  und  die  ungesunde  Ausdehnung  der  industriellen 
Thätigkeiten  begünstigt  mit  dem  unausbleiblichen  Gefolge  von 
periodischen  Bückschlägen  und  abermaliger  Häufung  des  städtisehen 
Proletariats;  wobei  auf  die  früheren  Betrachtungen  über  die  völlige 
Preisgabe  der  landwirthschaftlichen  Interessen  in  Grossbritaimien 
und  die  daraus  erwachsenen  unerwünschten  Folgen  (S.  23  unten 
und  S.  24;  S.  169;  S.  182)  verwiesen  werden  darf;  eine  Betrachtung, 
die  gerade  wieder  vom  Standpunkte  der  imteren  Yolksklassen  aus 
eine  den  agricolen  Interessen  wohlwollende  Wirthschaftspolitik 
auch  als  im  allgemeinen  Staatsinteresse  gelegen  erscheinen  iSsst 
und  diejenigen  ins  Unrecht  versetzt,  in  deren  Augen  eine  solche 
Politik  als  eine  ungerechtfertigte  Begünstigung  einseitiger  Klassen- 
(Grandbesitz-)interessen  sich  darstellt 

Anmerkung,  a)  Auf  eine  nähere  gmndsätzliche  Erörterung^  der  Fragen  des 
Niederlassung:«-  uud  des  Freizü^gkeitsrechts  sowie  der  damit  im  Zusammonlüuig 
stehenden  Fragen  des  Kechts  der  Ehesehliessung  war  zu  verzichten,  nachdem  diese 
Materien  in  der  „Grundlegung"  ilinch  A.  AVagner  bereitä  in  erschöpfendster 
AVfisp  behandelt  worden  sind  (siehe  dessen  Ausführungen  nhcr  die  socialen  Frei- 
iieitsrechte  int  Allgemeinen  in  den  §§  224  tf.  und  über  das  Zugrecht  insbti&oudere 
in  den  §§  234  ff.):  es  konnte  vielmehr  g«tt1ig«n,  die  Stdlung  zu  betonen,  die  dcli 
vom  Gesichtspunkt  agrarischer  hitoressen  aus  erjriebt.  Auch  "Wa^nrr  hogt 
gegen  directe  Erschwerungen  des  Princips  der  Ereizügigkeit,  zumal  das  iVlaoss  vou 
Besclufinkimi^en  d«i  fttterm  Zng-  und  NiederlassnngBrmhtB  bei  den  heutigen  Com- 
municafi()n^inlitt^^^  einfach  tiirht  iiiclir  aufm  htzuerhalteii  o-^wesen  wäre 'fluMula  ^  230^ 
grosse  Uedenkuu,  wenn  sciion  „die  Freizügigkeit  in  die  periodische  Bewegung  do& 
Mj^hsehaftBlebens  TerhänguissToll  «Ingreift  ,  und  erblickt  die  Lösung  mehr  in 
indirecten  Erschwerungen,  die  „die  Einfiihiuii^^  cints  TTemmungsrads  in  den 
Hechanismus  des  Verkehrs,  namentlich  in  den  Gang  der  specolativen  Production, 
bedeuten",  also  vor  Allem  in  der  weiteren  imsdebnung  des  gemeinwiTtlischalUichen 
Systems,  sowie  in  der  Erschwemng  der  Specnlation  und  der  Ausbeutung  der  f'ou- 
juncturen  durch  eine  richtige  Organisation  des  Credit-  uud  Bankwesens,  vor  Allem 
aber  dnrcli  eine  Regelung  des  Armenwesens  im  Sinn  der  Abnahme  der  Armeula^t 
von  den  Gemeinden,  weil  und  solange  diesen  jede  Eiir>  irkiing  auf  das  ihnen  zur 
Last  fallende  Individuum  fehle,  und  durch  T'cherwälzimg  derselben  auf  di«'  Sclmltem 
der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  (HilfskaüSiuwcst  ji  mit  Kassenzwang),  d.  h.  auf  lüejenigen, 
welche  ..zumeist  die  wirklichen  oder  die  ihrer  indiWduellen  Meinung  nach  vor- 
handenen Viirtlifilc  von  der  Fi-ci7.ü{;n<:kcif  lialu-n"  (ebenda  §  244  ff.). 

hj  Für  Deutschland  kommen  für  die  vorliegeude  Materie  die  Gesetze  vom 
1.  Not.  1867  über  die  FreixOgigkett,  vom  4.  Mai  1868  über  die  Aufhebung  der 
poUzeilicben  Beschränkung  der  Eheschüessiing  und  vom  6.  Juni  1870  über  den 
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rntprstütziing'swohnsitz  in  Betracht,  welch'  lefzterps  die  wesentliVliPn  Vorschriften 
der  preusaischen  tiesetsgebuug  vou  1842  in  sich  aufgtiuonuuen  hatte;  wogegen 
Bayern  seine  Ctesetegebnn^  über  Hefanaths-  und  l^iederlassnngsverhältnisse  (ein- 
schliesslich gewisser  Beschränk uiiii:t.'n  des  Vereheli<inin<rsn  clit.sl  wie  üln-r  Armen- 
nflege  beibehalten  hat  (Gesetze  vom  16.  April  1868  und  2U.  April  186U^  und  in 
Elsass-Lothringen  noch  die  ftltere  franzSaische  Oesetxgebnng  in  Wirksamkeit 
besteht.  Während  nun  das  Charakteristisch o  dt  s  früher  in  den  meisten  deutschen 
Staaten  iu  Geltung  gewesenen  Systems  darin  zu  linden  ist,  dass  nur  die  Heimath- 
gemeinde, d.  h.  die,  in  der  der  Bedürftige  durch  Geburt,  Verehelichung  oder  aus- 
drückliche Aufnahme  Heimathrechte  hat,  zur  Armenunterstützung  verbunden  ist,  femer 
dass  die  ursprüngliche  Heimath  nur  durch  Erwerb  des  Heimathsrechts  in  einer  anderen 
Gemeinde  oder  durch  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  verloren  gelitti  kaim  und 
daas  Personen,  der«  ii  Ht-inuithsort  sich  nicht  ermitteln  lässt,  durch  die  Staatsbehörde 
irfTf'nd  (;iner  Gemeinde  als  heimathsberechtigt  überwiesen  werd«'n,  wird  inhaltlich  des 
geltenden  Hechts  über  den  Uut^rstützungswohusitz  die  Uuterstützuugüptiicht  der 
Gemeinde  abhängig  gemacht  Ton  dem  anf  eine  gewisse  Dauer  (2  Jahr)  sich  er* 
streckenden  Anfentlialt  nach  zurückgelegtem  2t.  I.ebensjahr,  und  der  T'nterstütznnfrs- 
wohusitz  geht  verloren  nicht  bloss  durch  Erwerb  eines  anderen,  sondern  auch  durch 
zweijährige  lumnierbrochene  Abwesenheit  naeh  znrflekgelegtem  24.  Lebensjahr;  so 
dass  OS  rcrsoiioii  trelien  kann,  die  überhaupt  keinen  Unterstiit/.nnfT'iWnlinsitz  haheii, 
und  somit  für  die  Armenpflege  dieser  Pcrsuueu  (der  sog.  Laudarmuu)  iu  besonderer 
Weise  m  sorgea  ist  (Landamenyerbinde).  —  Mit  Recht  wandte  man  gegen  diese 
Ordnimg  des  Armenwesens  ein,  dass  dessen  Grundgedanke:  die  Pflicht  zur  Armen- 
unterstützung solle  ein  Aequivalent  sein  für  die  wirthschaftlicheu  Vortheile,  die  der 
Verarmte  dem  Verbände  zur  Zeit  seiner  Arbeitsfähigkeit  gewährt  habe,  ein  ver- 
fehlter ist,  da  „zwischen  einem  Aufenthalt  von  2  Jahren  und  i  iiier  zeitlich  un- 
begrenzten llnterstützun-^spflicht  kein  Vcihältniss  der  AoqiiivaltMiz  bi  ^fflit'*  Löiiini^}; 
ferner  dass  das  lustitut  der  Landanucu,  die  von  einer  iJemciude  /a\  audoreii  lort- 
geechoben  werden,  auf  die  besseren  Elemente  domoralisirend  wirke,  die  schlechteren 
Elemente  aber  geradezu  der  Landstreieben  i  entgegenfiilire;  dass  aber  ilberhanpf  im 
System  des  Gesetzes  die  unschönsten  Praktiken  der  Gemeinden  und  Einzelner  ge- 
zeitigt worden  sind:  Yersagting  der  Wohnnng,  Efindigung  des  Dienstes,  scheinbares 
Verlassen  do^  Dienstrs,  nm  die  Fristunterbreebunir  berbt'izuführcn,  Aufnahme  illovaler 
Gedinge  iu  die  Pachtverträge  (2.  B.  dass  der  Pächter  Dienstboten  nicht  länger  als 
23  Monate  im  Dienst  behalten  dürfe  etc.);  dass  dieses  scharfsinnig  ansgebildete 
Unwesen  des  Abseliie1)ens  die  „Landarbeiterfabrikation'*  geradr/.u  gross- 
gezogon  habe;  dass  also  desshalb  gerade  auch  die  Freiasügigkeit  selber  Noth 
leide,  weil  durch  das  geltende  Recht  das  Misstrauen  der  Armenyerb&nde,  der 
grösste  Feind  der  Freizügigkeit,  geschaffen  worden  sei.  —  Vom  specifischen  land> 
wirthschaftlicheu  Standpunkte  aus  wird  seit  Jahren,  namentlicli  seitens  der 
östlichen  Provinzen,  im  Hiul)iiek  auf  die  hier  zu  beobachtende  besonders  starke 
Abwanderang  von  Persenen  sein  jugendlichen  Alters,  der  Beginn  der  Fristen 
zum  Erwerb  und  Verlust  (bs  l  iiterstützungswohnsitzgesetzes  '24.  Lebensjahr)  be- 
mängelt, weil  ZM  einer  ungerechtfertigten  Belastung  d<'r  111  sprünglichen  Heimath- 
gemeinde  innerhalb  dieser  Zeit  führend,  da  diese  zur  Fürsorge  für  die  im  jugend- 
lichen Alter  Ver7.o<jenen  bis  zn  deren  vdllendetem  26.  Lebensjahr  vevpfiieliiet  lileibt 
und  es  wird  daher  vor  Allem  eine  angemessene  Verkürzung  der  Frist  zum  Enterb 
nnd  Verlnst  des  ünterstfitningswohmitzes  nnd  eine  Herabsetsnng  des  Lebens- 
alters.  mit  welchem  die  Frist  bep^innt,  erstrebt,  während  freilich  in  den  Kreisen 
der  süddeutschen  Landwirthschaft  sich  vielfach  auch  entgegengesetzte  Strömungen 
bemerklich  raachen.  —  Angefügt  sei,  dass,  wie  in  Bayern,  so  anch  in  Oester- 
reich, noch  das  System  der  Heiraatli>,'-einein(b:'  nrit  \nib(Mliiitrter  Untei siiitzunirNpflieht 
gilt  (Ges.  v.  3.  Dec.  1863);  dass  iu  Frankreich  zwar  in  jeder  Gemeinde  Armen- 
austaltcn  (Bureaiuc  de  bienfaisance)  zu  errichten  sind,  eine  unbedingte  UnterstutsangS' 
pflicht  aber  nicht  besteht,  mit  Ausnahme  der  Venvaisten  oder  der  von  ihren  Eltern 
verlassenen  Kinder;  und  (biss  in  Kn-ilnnd  (Gesetzgebung  von  1834)  grundsätzlich 
Verarmte  in  "Werkhäuser u  iuüt  Arbeiisawangs)  zu  verpflegen  sind,  an  welchem 
Onmdsatz  freilich  niemals  streng  festgehalten  zu  werden  vermochte. 

c)  T'eber  die  in  Dentsebland   sieli  ijehend  machenden  vStnimungen  ist  ins- 
besondere aut  die  neuerlichen  Verhandlungen  im  Preuss.  Laudesokonomiecollegiiuu 
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vom  lO./lö.  Nov.  1890  und  im  Deutschen  Landwirthschaftsrath  18i^  (Archiv  18Ö2, 
S.  589  ff.)  zu  venveisen  mit  dorn  eingehenden,  durch  sorftiltijje  statistische  Nach- 
weise belegten  Referat  von  v.  Helow-Saleske,  der  die  Unthunlichkeit  der  Biidc' 
ki'lir  zum  nlten  Heimathrecht  gerade  vom  Standpunkt  der  J.andgemeinden  aus 
betouU)  im  Gegensatz  zu  den  Correferenten  von  v.  Öehlschlägel  und  v.  Hornstein, 
welch'  letzterer  übrigens  mit  Recht  t  int-  Abscliwüchung  der  dem  geltenden  Recht 
entspringenden  Mänf^^t»!  von  der  socialf  n  Vfrsicherungsgesetzgebung  erwartet. 
—  Eine  gute  Orientiruug  über  das  ^i'ixt  und  Wider"  des  geltenden  Recht  giebt 
Müh  Sterberg,  Die  deutsche  Annengesetzfrebimg  und  das  Ifoterial  zu  ihrer  Beform, 
1887;  Vi;l.  ferner  den  bei  der  Niederschrift  mit  benutzten  Aufsatz  von  Löning: 
nAxmenwesen"  in  >Schönberg's  Hdb.  der  poUt  0.,  III.  Bd.,  1891,  S.  963  ff.;  ebenda 
(wie  auch  bei  A.  Wagner,  «.  a.  O.)  eingehende  Idteratttmachweiae. 

2.  Wanderarbeiter  insbesondere.  Eine  zu  gewissen 
Jahreszeiten  erfolgende  Wegwanderung  yon  Arbeitein  aus  ihren 
Heimathorten  in  andere  Districte  behufs  der  Aufsuchung  yon  Ver- 
dienstgelegenheit  wd  in  der  Bogel  auf  eine  üeberrOlkening  der 
hegenden  dieser  Arbeiter  surQckgefElhrt  werden  können,  n&mlich 
darauf,  dass  ein  Theil  der  ans&ssigen  Bevölkerung  weder  auf  dem 
eigenen  Grundbesitz  noch  in  fremdem  Dienst  die  ünterhalts- 
möglichkeit  findet;  sie  kann  aber  auch,  ohne  dass  eine  solche 
zwingende  Yeranlassung  der  Wegwanderung  vorläge,  durch  die 
Möglichkeit  lohnenderer  Yerwerthung  der  Arbeitskraft,  als  sie  die 
Heimath  bietet,  also  diurch  die  Verschiedenheit  der  interlocalen 
Lohnsätze  veranlasst  sein;  es  ist  endlich  nicht  ausgeschlossen,  dass 
nicht  sowohl  materielle  als  psycholduische  Beweggründe  und  die 
Lust  nach  einer  Ortsveränderung  an  sich:  die  Absicht,  ihnw 
Familieiiverband  mit  seiner  strengeren  Zucht  und  Aufsicht  uul 
einige  Zeit  des  Jahres  sich  zu  entziehen,  die  grössere  üngebunden- 
heit  des  Lebens  in  der  Fremde  und  Aehnliches  —  einer  Anzahl 
Elemente  der  ländlichen  Bevölkoruii2r  alljährlich  den  Wanderstab 
in  dif»  Hand  drücken.  Sicher  aber  ist  es  in  vielen  Fällen  die 
wirkliclie  Xoth  des  Lebens,  welche  gegen demveise  Tausende  von 
Leuten  Vieiderlei  Geschlechts  Verdionstgelegeuheiteu  weitab  von 
der  Heimath  auisudien;  und  wiederum  das  gerade  den  Land- 
bewohnern in  besonderem  Grad  innewohnende  Heiniatlisgetühl 
das  sie.  den  Zuofvögeln  gleich,  immer  wieder  in  regehnässigem 
Turiuis  dt'u  Stätten  der  Geburt,  zueilen  lässt.  So  ziehen  in  den 
diclitlievrdkertsten  Tlirilen  Süddeutschlands  vielfacli  arbeitskräftisre 
Kieinwirthe  und  Tagelöhner  im  Spätherbst,  wenn  die  Feldarbeiten 
nihen,  weg  in  die  Walddistricte,  um  während  des  Winters  durch 
Arbeiten  in  den  Forsten  ihre,  ausserdem  zum  Feiern  verurtheilte 
Arbeitskraft  auszunützen;  in  ähnlicher  Weise  begeben  sich  zur  Zeit 
der  Tort'sticbarbeiten  alljährlich  Tausende  von  Arbeitskräften  des 
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nordwestlichen  Deutschlands  in  die  deutschen  und  holländischen 
Moordistricte  (Hollaiicl^^ängerei);  so  ist  insbesondere  eine  sehr 
starlio  periodische  AbströmiinG:  von  ländlichen  Arbeitern  aus  den 
östlichen  Provinzen  Deutschlands  nach  den  mitteldeutschen  Gegen- 
den zu  beobachten,  in  welchen  wegen  der  ZuckerrÜbencultur  ein 
ausnahmsweise  starker  Bedarf  nach  Arbeitskräften  Während  der 
Bestellungs-  und  Erntezeiten  sich  geltend  macht  (wegen  der  domi- 
nirenden  Stellung,  welche  die  preuss.  Provins  Sachsen  in  der  Bflhen- 
cultur  und  im  Bezug  dieser  fremden  Arbeitskräfte  von  Anfang  ah 
einnahm,  Sachsengängerei  genannt);  und  auch  im  Osten  von 
Deutschland,  in  dessen  fruchtbaren  Theilen  die  Bflbencultur  Ein** 
gang  fand  (Oderbruch,  Weichselmtlndungen,  Theile  Ton  Posen, 
Mittel-  und  Niederschlesien,  NeuTorpommem)  ist  alljährlich  eine 
Zuwanderung  von  Arbeitern  aus  anderen  TheUen  dieser  Provinzen 
zu  beobachten. 

Von  diesen  Arbeiterwanderungen  ist  jene,  vom  Osten  Deutsch- 
lands nach  dem  Westen  in  die  BObenindustrie  sich  vollziehende 
vor  allem  bemerkenswerth,  weil  es  sich  um  eine  periodische 
Massenbewegung  von  70 — 80000  Köpfen  handelt  und  weil  die 

Gutsbesitzer  des  Ostens,  die  schon  wegen  der  starken  Auswande- 
rung in  überseeische  Länder  mit  Arbeitermangel  zu  kämpfen  haben, 
durch  das  mittelst  Werbebureaus  organisirte.  durch  billige  Fahr- 
taxen begünstigte  Anwerben  der  in  ihren  Gutsbezirken  ansässigen 
Arbeitskräfte  in  ihren  eigenen  Interessen  offenbar  schwer  geschädigt 
sind.  Auch  Avird  die  aus  dem  Unterstützunirswohusitz  sich  ersrebende 
Folge,  dass,  trotz  der  Ausnutzung  der  ländlichen  Arbeitsl%rät'te  des 
Ostens  durch  die  westlichen  Gutsbesitzer,  den  Heimathsbezirken  der 
Arbeiter  die  Armenversorgungspüicht  verbleibt,  von  dpn  zahlunccs- 
idlichti^ren  Gemeinden  und  Inhabern  der  Gutslx'zirke  als  eine 
weitere  gohwere  Unbilligkeit  empfunden ,  die  freilich  durch  die 
Alters  -  und  Invalidenversicherung  mit  der  Zeit  eine  Al>scli\vaeliunL: 
erfahren  wird.  Endlich  verleitet  das  Zusninnienarbeiten  von  jungen 
Leuten  beiderlei  Geschleclits  ausserhalb  jeib's  geordneten  Faniilien- 
verbands  leicht  zu  sittlichen  Verfehlungen  und  es  iiat  erfahrungs- 
gemäss  der  leichtfertige  Contractbnich  gerade  bei  diesen  Wander- 
arbeitern in  bedenklicher  Weise  um  sich  gegriffen:  daher  schon 
aus  diesem  Grund  dieser  interlocale  Arbeiteraustausch  die  Be- 
achtung der  Staatsgewalt  erlieischt,  auch  wenn  hierzu  nicht  bereits 
die  durch  ihn  licrbeigeführten  scharfen  Interessengegensätze  des 
Ostens  und  Westens  volle  Veranlassung  gäben. 
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Dabei  darf  indess  zur  richtigen  Würdigung  der  „Sachsen- 
gängerei"  lücht  übersehen  werden,  dass  die  Lebenshaltung  einer 
ausserordentlich  grossen  Anzahl  ärmlicher  Elemente  des  Ostens 
durch  den  periodischen  Verdienst  in  der  Fremde  eine  wesentliche 
Verbesserung  erfährt  und ,  wenn  auch  vielfach  der  sommer- 
liche Verdienst  der  Wanderarbeiter  unwirthschaftlichem  Verzehr 
unterliegen  mag,  doch  auch  eriiebliche  Spsurpfennnige  zur  Anlage 
gelangen;  und  dass  der  Einfluss  angestrengter  Arbeit  in  fremdem 
Dienst,  des  Bekanntvrerdens  mit  besseren  landwirthschaftlichen 
Betriebsmethoden  und  des  VersetEtseins  überhaupt  im  Yorgeschrit- 
tenere  Culturverhältnisse  auf  die  Denkungs-  und  Anschauungs- 
weise von  auf  niedrigerer  Bildungsstufe  stehenden  Elementen  der 
BoTdlkerung,  auf  deren  künftige  Lebens-  und  WirtfaschaftsfÜhrung, 
auf  den  landwirthschafUichen  Betrieb  in  der  Heimath  sicherlich 
überwiegend  nur  ein  yortheilhaffcer  sein  kann^).  So  lange  ferner 
der  ausserordentliche  Arbeitsbedaif  der  grossen  Bübenwirthschaften 
Mitteldeutschlands  nicht  aus  ansässigen  Elementen  der  Land- 
bevölkerung gedeckt  werden  kann,  der  Bezug  von  Arbeitskräften 
von  weiter  her  also  für  diese  Districte  eine  unabweisbare  wirth- 
schaftlichc  Nothwendigkeit  ist,  wird  jeder  Gedanke  einer  künst- 
lichen polizeilichen  Besclirä  nkung  der  Sachsengüngerei, 
welche  ohnedies  mit  den  modernen  CTrundsätzen  der  freien  Gestal- 
tuiiu-  des  Arbeitsmarktes  und  der  Freiheit  der  wirthschaftlichen  Selbst- 
bestimmung in  Widerspruch  stände,  von  der  Hand  zu  weisen  sein, 
wie  sehr  eine  solche  Beschränkung  auch  den  Gutsbesitzern  des  Ostens 
erwünscht  erscheinen  mag.  Eine  solche  Einschränkung  dieser  zi  it- 
weisen  Mobilisirung  der  Arbeiterbevölkerunc:  ganzer  Landstriche 
kann  daher  nur  mittelbar  durch  solche  Maassnahmen  allmählich 
herbeige  führt  werden,  welche  den  äusseren  Anlass  und  Reiz  zu 
den  Masseiiwandenumeii  zu  lieseitigeii  geeignet  sind:  durch  die 
wirthschatlliehe  Iltdiuim"  des  Ostens  sel])er  und  die  dadurch  den 
Arbeitereiemeuten  zu  eröffnenden  besseren  Lohnaussichten  an  Ort 
und  Stelle:  durch  die  festere  Kettung  dieser  Elemente  im  die 
heimathliche  Scholle  durch  Ueberl'ührung  derselben  in  bäuerliche 
Kleinbesitzer  im  Wege  der  inneren  Colonisation  (§  91  und  97  ff.); 
und  diurch  allmähliche  Bedachtnahme  der  mitteldeutschen  Kübea- 


Kürj^er.  a.  a.  O.,  S.  4()7  11".;  dtirselbe  veranschlagt  die  »lUjahrlii  li  vuu  ileu 
WaiulerarbtiittTu  nacli  dem  Osten  verbrachten  oder  fibersamdten  ErsparnisM  auf 
dnrclischmttUch  140— löO  M.  pro  Kopf  oder  auf  im  Q&nssen  10—11  Mill.  IL 
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grossi^üter  auf  die  Heranziehung  eines  bäuerlichen  Arbeiterstandes 
auf  ähnlichem  Wegp. 

Wohl  aber  sollte,  solange  mit  diesfMi  Massonwanderungen  als 
einer  nicht  ohne  Weiteres  zu  beseitigenden  Thatsache  zu  rechnen 
ist,  durch  entsprechende  polizeiliche  Eegelungen  den  häss- 
liehen  Auswüchsen  derselben  nach  Thunlichkeit  zu  steuern  Tersucfat 
werden;  wobei  etwa  die  Einführung  eines  Goncessionirungszwangs 
für  die  mit  dem  Anwerben  yon  Arbeitern  sich  abgebenden  Per- 
sonen und  der  Ausschluss  unzuverlässiger  Persönlichkeiten  von 
diesem  Gewerbe;  das  Verbot  der  Anwerbung  jugendlicher  und 
solcher  Personen,  die  bereits  in  einem  Dienstverhaltniss  stehen; 
die  Einführung  von  Abzugszeugnissen;  die  Zulassung  der  Ein- 
behaltung eines  Theils  des  Lohns  der  Arbeiter  bis  nach  Beendigung 
des  eingegangenen  Arbeitsvertrags ;  die  YorsQjrge  für  die  Aufrecht- 
erhaltung der  Zucht  und  Sitte  in  den  Beschftfiigungsorten  durch 
Trennung  der  Geschlechter  in  den  Quartieren,  äusserstenfalls 
auch  die  Bestrafung  des  Gontractbrachs  der  Wanderarbeiter  als 
geeignete  Mittel  zur  Sicherung  des  Zwecks  sich  darstellen  dürften. 
Auch  wird  bei  der  offenkundigen  Nothlage  der  Östlichen  Land- 
wirthschaft  den  aus  den  bctheiligten  Kreisen  entstammenden 
Wünschen,  die  Wegwanderung  ihrer  heimischen  Arbeitskräfte 
staatsseitig  nicht  geradezu  zu  begünstigen,  eine  Berechtigung  nicht 
abzusprechen  sein:  die  G(>wahnuig  ermässigter  Tuhrtaxen  für  die 
Wanderarbeiter  crscheiut  unter  diesem  Gesichtspunkt  als  eine  frag- 
würdige Maassiiahme,  da  sie  gleich  einer  Ausfulirprämie  wirkt 
und  jedenfalls  kein  Orrund  vorliegen  dürfte,  der  ungleich  leistuugs- 
fülii<;eren  Landw  irlhscliaft  des  Westens  im  Bezug  ihrer  Arbeits- 
kräfte auf  Kosten  der  Allgemeinheit  und  zum  Nachtheil  der  öst- 
lichen Landwirthscluft  eine  besondere  Erleichterung  zu  Thoil 
werden  zu  lassen. 

Auinerkuii  j^.  1.  Vgl.  hier/.u  ilit  Aii:»luliruugeu  vou  Kärger  iu  <l«  i  Kiujfangs 
erwähnten  gehaltreichen  Darstellung,  der  in  Bezug  auf  den  letztf»ii  Pnnkt  allerdings 
anderer  Ansiolit  ist.  (a.  a.  (>..  S.  444);  die  von  Kärger  vorgeschlagene  gesetzliche  Kege- 
limg  d«r  Sachseugängerei  (iiu  Anhang  2mu  Aui'i>aUe,  S.  477  if.)  ist  iiu  Utibrigeu  oben  im 
TextTerwerthet.  Bemerkenswerth  in  der  Kfiitrer'schen  Schrift,  die  scharfe  Hervorhehnng 
des  Werbesysteuis,  das  oft  zu  einem  fönnlirlifii  S<  harlicr  ävv  Auw«  rlti  r  mit  ArhciTs- 
coutracteu  ausartet  ia.  a.  U.,  Ü.  271  fl\);  teruor  des  niiiuutcr  bedenJdicüeu  Missbrauchs 
der  dnflnssreichen  SteUnng  der  Anläteher  (Werber)  gegenüber  den  von  ihm  anirewor^ 
beneu  und  seim  r  AiiiVieht  am  ('n  i  «Ii  r  Beschäftigung  unterstellten  A rlx  it. m  S.  i'l)8ft'.*. 
Der  beispiellos  häutigen  Contractbrüchigknt  der  Wanderarbeiter  gegenüber,  welche 
tm  Folge  hat,  dass  der  Aufseher  von  vornherein  20— ^3<J7o  mehr  Lente  anwirbt, 
als  er  Auftrug  hat  (a,  a.  0.»  8.  271),  und  die  mit  Becht  als  ein  „sociales  Uebel  von  der 
weittragendsten  Jledcutiing"  bezeichnet  wird,  das  -eine  ungeheure  Ilerabdrückuug 
des  sittÜcheu  Bewusstseius  des  Volkes  zur  Folge  bat"  (a.  a.  0.,  8.  428 wird  doch  auch 
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scharf  betont,  dass  diesrs  FoLpI  der  j^anze  Stand  dor  Landmrthe  „dadurch  schuld- 
voller Weise  gefördert  liat,  dass  er  in  der  Autiuiliiue  von  Arbeitern,  deren  Con- 
tractbrüchigkeit  nach  Lage  der  Umstände  nicht  zweifclliaft  sein  i:  n  n.  grösstentheils 
durdiau-;  nicht  scrupulös  ist"  .  .  Für  das  Jahr  1889  ist  eine  „ Alnvandening"  von 
rund  75000  Köpfen  festgestellt  worden,  an  welcher  die  Provinz  Brandenburg  mit 
14Ö0O,  Pommern  mit  3000,  Westpreussen  mit  16  500,  Posen  mit  15000,  Schlesien 
mit  26000  flii  ihiahmen  (a.  a.  0.,  S.  315  u.  364);  wobei  in  einzelneu  Bezirken  die  Zahl  der 
Wanderarbeiter  20  -SO**/«  der  ansässigen  Bevölkerung  ausmachen.  (Siehe  die  Tabellen 
am  ScMtiss  'der  Kärger^schen  Arb^i)  In  der  ]E^gel  Terlänft  die  Abwandemng 
parallel  mit  der  Bodenannnfli  der  betreffenden  Gegenden,  der  Kleinheit  und  Aermlich- 
keit  der  bäuerlichen  Wirthschaftcn  und  dum  Mangel  an  Arbeitsverdienst  auf  grösseren 
Ofltem,  d.  h.  ihre  ürsachen  entspringen  wie  die  der  Auswandenm^  überhaupt,  einer 
thatsäcliliclien  IJebcrvölkernng-  l'a.  a.  ().,  S.  314  ff.),  was  im  Bezug  auf  die  einzelnen 
Provinzen  mit  grosser  Gründlichkeit  uaclizuweiseu  versaclit  wird;  doch  spielen  hier 
natürlich  auch  oft  andere  Momente  mit,  z.  B.  die  Verleitung  zur  Abwanderani:  dwcb 
Beachwatzung  seitens  der  Agenten,  insbesondere  durch  lügenhafte  Schilderungen  der 
zu  erwartenden  Vortheile  (a.  a.  0.,  S.  391)  oder  Erwägungen  der  bereits  im  Text 
erwähnten  Art.  Jedenfalls  ist  zur  richtigen  Würdigung  der  Sachsengängerei  auch  der 
Umstand  zu  beachten,  dass  sie  mindernd  anf  die  überseeiBcfae  Anawandening  ein- 
wirkt (a.  a.  0.,  S.  438  ff.). 

2.  Starke  Verbreitung  des  S^'stems  der  Wanderarbeiter  auch  in  England, 
wo  nach  Roscher  die  wachseade  Verwendung  der  Gangs  (d.  h.  vagabundirender 
Arln  it  r  '  baaren,  die  zum  grossen  Theil  aus  Weibern  und  Kindern  bestehen  und 
ebeusobelir  „einer  fast  sklavischen  Misshaudlung,  wie  der  ärgsten  sittlichen  Ver- 
wildemDg  preisgegeben  sind*)  mit  dem  Streben  -vielor  Ontsherrai,  dareb  Abbmcb 
der  Arbeiterwohnungen   die  künftige  Arnietilast  zu  erleichtern,  in  Zusammcnhanfr 
gebracht  wird.   «Beiui  Gangsjstem  muss  der  Arbeiter  soviel  leisten,  als  wenn  er 
stückweise  bezahlt  würde,  aber  den  Gewinn  steckt  der  gangmaster  ein'*  Roscher, 
n.  a.  0..  Aiim.  13  zu  §125aX      Wesentlich  unter  dem  Eindruck  englischer  Arbeits- 
verhältnisse und  dem  „Gangs^stem"  ist  es  2U  verstehen,  wenn^  wie  ich  einem 
Anfsats  yon  Stegemann  (in  TMeVs  landw.  Jahrb.  Bd.  XV,  S.  813  ff.)  entnehme, 
Marx  in  seinem  „Kapital"  auch  für  die  Agricultur  das  Ar!)eitsmittel  als  Unter- 
jocliungsmittel,  Exploitationsmittel  und  Verarmunirsmittcl  des  Arbeiters,  die  gesell- 
schaftliche Combination  der  Arbeitsprocesse  als   urganisirte  Unterdrückung  seiner 
individuellen   Lebendigkeit,    Freiheit   und   Selbstständigkeit  bezeichnet    und  die 
Meinung  vertritt,  dass  die  Zerstreuung^  der  Landarbeiter  über  grössere  Flächen 
dereu  Widerstandsfiihigkeit  (im  Gegensatz  zu  den  städtischen  Arbeitern)  breche  und 
dass  die  gesteigerte  Productionskraft  und  grössere  Flüssigmachung  der  Arbeit  in 
der  modernen  Agricultur  durch  Verwüstung  und  Versiechung  der  Arbeitskralt  selber 
erkauft  werde. 


§  101.  Interiiationule  Arbeiterpolitik*). 

Wenn  der  Grundsatz  der  Oleichlieit  Aller  vor  dem  Gesetz  zu 
dem  Anerkenntniss  ffihren  muss,  dass  keinem  Staatsangehörigen 
verwehrt  werden  darf,  seine  Arbeitskraft  an  einem  beliebigen  Ort 
nach  freier  Wahl  zu  verwerthen  und  dass  desshalh  innerhalb  des- 
selben Staatsgebiets  der  Wanderung  von  Arbeitern  nach  den  Stätten 


*)  Die  hier  in  Betracht  kommenden  Fragen  hat  A.  "Wagner  in  d«  r  lirund- 
le<rnnjr  unter  dem  Abschnitt:  Das  Aus-  und  Einwanderungsrecht,  siilic  l'>souder> 
die  §§  249  ff.  bereits  einer  Erörterung  unterzogen,  auf  die  hier  zu  verweisen  ui: 
mit  der  gmndsätaslichen  Auffassung  Wagner*s  stammt  die  Parstellnug  im  Test 
überein. 
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der  günstigsten  Lohnaussieliten  rechtliche  Hindernisse  nicht  in  den 
Weg  zu  legen  sind,  so  treffen  solche  Erwägungen  hinsichtlich  der 
ausfremdenStaatsgehieten  einwandernden  Arbeiter  jedenfalls 
nicht  zu  und  es  kann  daher  im  gegebenen  Falle  die  Frage  praktisch 
werden,  ob  der  Zuzug  von  Arbeitern  yon  aussen  her  uneingeschränkt 
zugelassen  werden  soll.  Solche  Zuwanderungea  yon  Arbeitern 
fremder  Staatsangehörigkeit  sind  schon  in  älterer  Zeit  mannichfoeh 
zu  beobachten  gewesen,  haben  aber  mit  der  Verbilligung  der 
Oommunicationsmittel  und  unterstfitzt  durcli  eine  freisinnige,  vielfach 
durch  Handelsverträge  gewährleistete  Handhabung  des  Einwande- 
rungsrechts  im  Laufe  des  Jahrhunderts  länderweise  eine  starke 
Zunahme  eilaliren*). 

Die  int«'riiatioiiale  Concurrt'nz  auf  dem  Arbeitsmarkt  bildet 
fiiRMi  liestandtheil  'Icr  allLiemcinen  Arbeiterfrage  und  ist  daher 
in  diesem  Zusammen liaiiu"  nur  insoweit  kurz  zu  benlhron.  ab  land- 
wirthschaftliche  Interessen  dalM'i  im  Spiele  sich  beünden.  Zur 
richtigen  Würdigung  der  letzteren  bedarf  es  vor  Allem  des  Hin- 
weises, dass  auch  hier,  wie  bei  der  interlocalen  Bewegung  von 
Arbeitskräften,  die  Schwierigkeit,  in  der  nfilioren  oder  entfernteren 
Umgebung  der  l^  triebsstätte  den  Arbeitj>lMMlarf  befriedigend  zu 
decken,  zu  dem  Bezug  von  Arbeitern  von  weiterher  die  veranlassende 
Ursache  bildet;  dass  aber,  während  jene  interlocalen  Bewegungen 
allemal  einen  Interessengegensatz  zwischen  den  Arbeitgebern, 
nämlich  jenen  der  Gegend  der  Wegwanderung  und  denen  der 
Zuwanderung  schaffen,  bei  der  in  Bede  stehenden  Art  des 
Bezugs  ein  solcher  Interessengegensatz  zwischen  Arbeitgebern  und 
den  heimischen  Arbeitern  sich  ergeben  kann,  insofern  Ton 
dieser  Beiziehung  fremdländischer  Arbeitskräfte  eine  dauernde 
Herabdrttckung  der  Erwerbsaussichten  und  LohnmOgUchkeiten  der 
heimischen  Arbeiterbevölkerung  zu  besorgen  ist    Diese  letztere 

^)  Tgl.  den  Aufsatz:  «Die  internationale  Ooncnnreiu  auf  dem  Arbeitsmarkt " 

in  No.  di  r  Bayerschen  Haudi'lszcitnng  v.  1891,  wo  dio  von  Instus  Mö.ser  in 
seijien  patriutisclu'n  l'hantasift'n  (1768)  gej^i'benen  NOiiz  iiliti  dit.  damalij^e  Aus- 
dehiiltn<r  der  Fremdfuarbeit  roproduoirt  wird:  .,Es  ^»du-n  jiilirlicJi  über  2<3(X)()  Fran- 
zosen nach  Spanien,  um  den  Sp.iniern  ii»  di  r  Ernte  zu  In  llVii.  Eb.'n^ovitde  Bra- 
bänter  gehen  iu  gleicher  Absicht  nach  Fraiikreicli.  Eine  nicht  genugere  Menge 
WeBtphfilinger  gebt  den  Holländern  nnd  Bnibftntern  zu  Hilfb;  und  mittlerweile  kommen 
die  Schwaben,  Thiiriii;,'-t^r  nnd  I^jiycrn  nach  WfSt]))ial(Mi.  um  unsere  Mancrn  zn  vtr- 
fertigeu;  die  Italiener  weissen  unsere  Kirchen  und  ver.sorgeu  uns  mit  Mausefallen;  die 
Tyroler  reininr^n  ntisere  Teiehe:  die  Scbweiser  ^eben  nacb  Paris,  um  den  Fransosen 
die  Thür  zu  liiitcii  oder  die  S'rluiii  zu  pufzcii;  und  sn  wandert  eine  Naticm  zur 
aad«rea,  um  bei  ihr  dm  Sommers  ein  Stück  Brud  zu  verdieucu,  was  sie  deü  Wiuter« 
sn  Hanse  venehri* 
Bmehenberger,  A.,  Agntrj^litllc.  L  88 
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Folge  wird  nämlich  allemal  dann  mit  Sicherheit  eintietoii.  wenn 
die  einwandernden  Arbeiter  vermöge  der  im  Lande  der  Herkunlt 
herrschenden  Lebensgewohnheiten  und  Lebensansprüche  mit  Löhneu 
sich  begnügen,  bei  denen  der  heimische  Arbeiter  nach  dem  Maasse 
des  seither  behaupteten  Standard  of  life  nicht  bestehen  könnte,  und 
wenn  die  Regelmässigkeit  und  Massenhaftigkeit  dieser  Einwanderung, 
welche  die  Arbeitgeber  der  Nothwendigkeit  enthebt,  mit  den  An- 
sprficlieii  der  inländischen  Arbeiter  zu  rechnen,  letztere  zwänge, 
bedingungslos  der  durch  diese  Arbeitsconcuirenz  geschaffenen  Lage 
sich  KU  unterweifen.  Die  Voraussetzung  für  den  Eintritt  solcher 
dauernden  Herabdrfickung  der  Lohnoussiehten  wird  namenüieh 
dann  gegeben  sein,  wenn  die  einwandernden  Arbeiter  einer  auf 
niedrigerer  Culturstufe  stehenden  Kationalit&t  angehören  und  daher 
sehr  Tiel  bedürfoissloser  als  die  heimischen  Arbeiter  sind,  wie  dies 
z.  B.  betreffs  des  Imports  yon  chinesischen  Arbeitern  (Kulis) 
nach  Nordamerika  und  Australien  zutrifft,  daher  gegen  diesen 
Import  aus  den  Arbeiterkreisen  instinctiv  von  Anfang  ab  in  ent- 
schiedenster Weise  Stellung  genommen  wurde;  ein  Widerwille, 
der,  wie  die  Bewegung  der  know-nothings  in  ersterem  Lande  in 
der  ersten  Hälfte  der  fünfziger  Jahre  zeigt,  wohl  auch  gegen  jede 
Einwanderung  fremdländischer  Arbeiter,  weil  die  Arbeitsaussicbteu 
yerschlecbtenid,  gerichtet  sein  kann. 

Die  Staatsleituiig  wird  solchen  Erscheinungen  gegenüber  die 
Interessen  der  heimischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  sorsrtältig  ab- 
zuwägt'ii  haben,  im  Allgemeinen  aber  doch  uur  ausii.ihmsweise  zu 
Repressivmaassregeln .  luunlich  daini  achreiten,  weuu  dem  als 
Folge  des  liozu-;s  billigerer  Arbeitskräfte  eintretenden  Vortheil  der 
Arbeitgeber  überwiegende  ^'achtheile  für  die  Volkswirthsclmft  im 
Ganzen  gegenübersteheu.  Wenn  angenomnien  werden  darf,  dass 
eine  solche  Einwanderung  nicht  etwa  nur  die  Folge  hätte,  «'ine 
verbuchte  Lohnsteigerung  der  heimischen  Arbeiterkräfte  hintanzu- 
halten, *<ondeni  selbst  die  Id-h  i  nen  Lfihne  zu  unterbieten:  wpun 
in  Foliie  hiervon  die  Verzehrslaliiukeit  der  arVontenden  Klasse, 
d.  h.  des  \  erliältnissniiissiL:"  grössti-n  liruehtheils  der  Volkset'uifin- 
schaft  eine  dauernde  Mindernng  erführe,  die  gleiehlx'dt'iitend  mit 
einer  Herabdnicknng  auf  ein  tieferes  wirtlischaftliches  und  sociales 
Niveau  wäre:  wenn  gar  jene  Zuwanderung  fremdartiger  Elemente 
vermöge  der  luiter  diesen  herrselienden  Bräuche  sittliche  Gefahren 
für  das  Volksleben  zu  bringen  droht;  wenn  endlich  solche  Zu- 
wanderer  nicht  einmal  die  Absicht  hegen,  mit  dem  £inwanderungs> 


Digitized  by  Google 


Abaolm.  IT.  %  101.  luteinatUmale  Arbeiterpolitak. 


595 


land  allmäfalieh  zu  verseliiiielzeii  und  seine  Lebensgewolmheiten 
anzunehmen,  vielmehr  lediglich  zu  periodischem  Aidlenthalt  sich 
bequemen  und  die  durch  ihren  Abzug  entstandenen  Arbeitslflcken 
immer  wieder  von  Neuem  durch  Zuzug  ausgeffült  werden  —  so 
wibrde  es  gewiss  kurzsichtig  sein,  dem  augenblicklichen  Yoriheil 
einer  Anzahl  Arbeitgeber  die  Tiel  schwerer  wiegenden  Interessen 
der  nationalen  Wirthschaftsgemeinschaft  zum  Opfer  zu  bringen. 
Man  kann  daher  sehr  wohl  die  in  den  Vereinigten  Staaten  imd  in 
den  australischen  Colonien  in  den  Achtziger  Jahren  gegen  die 
Masseneinwanderung  chinesischer  Arbeiter  ergriffenen  gesetzlichen 
Maassregelii,  die  im  Wesentlichen  auf  eine  Contitigentirung  der 
Einwanderungszahl  hinauslaufen,  als  Acte  berechtigter  Nothwehr 
betrachten;  und  man  würde  vollends  in  den  Culturstaaten  der  alten 
Welt  es  schwer  verstehen,  wemi  etwa  hier  einer  Ar])eiternoth  auf  dem 
flachen  Laiulc  durch  den  organisirten  Bezug  von  exotischen  Arbeits- 
kräften chinesischer  oder  ähnlicher  ^Nationalität  abzulielfen  versucht 
und  einem  solchen  Versuch  nicht  alsbald  staatsseitig  entgegen- 
getreten wurde.  Die  Arheiterpolitik,  zumal  in  Ländern  mit  starker 
Auswanderung  in  das  Ausland,  kann  wahrlich  nicht  darin  bestehen, 
diese  dem  Vaterland  den  Rücken  keliren<len  Elemente  durch 
solche  fremder  Nationalität  zn  ersetzen,  sondern  darin,  durch  ziel- 
bewusste  Fördeiunu  der  verschiedenen  Wirthschaftskreise  thunlich 
überall  solch  günstige  Krwerbsbedingungen  zu  schaffen,  die  eine 
gleichmässigere  Vcrtheilung  der  auf  Lohnarbeit  Angewiesenen  im 
ganzen  Bereich  des  nationalen  Wirthschaftsgebiete  zur  !Fo]ge  haben. 

lu  den  Vereiuigteu  Staaten  von  Nordamerika  besteheu  ausser  dem  Gesetz 
gegen  die  chinesische  Smwandeninfr  (Chinese  Imiiiigration  Bill)  dn  Gesefas  (ans 

di'm  Tiihre  1885).  welches  die  Einfülinui;^  vnn  Arixnteni  iintrr  ('iiiitraft  verbietet, 
uud  audere  gesetzliche  Yorschriiteu,  welche  die  Landuug  vuu  geiätcäkrankeu  oder 
mit  aiisteckenden  Krankheiten  behafteten  und  der  gänzlich  mittellosen  Personen 
verbieten.  Die  Vertreter  des  soL^  ii  a  t  i  v  i  st  Ischen  id.  h.  die  Ab>;tammung:  betoueiuiciii 
Princips  inüchteu  freilich  die  Einvvauderung  aller,  niüht  der  augeUachsischeu 
Basse  angehörenden  Elemente  erschwert'  oder  ausgeschlossen  wissen.  Die  gegen 
die  Einwanderang  hilfsbedürftiger  Personen  (paupersj  in  der  Union  (>rlassenen 
besetze  haln  II  einen  vorwiegend  polizeilichen  Charakter,  obwohl  auch  bei  ihnen 
die  Absicht  der  lliulauhaltung;  nnliebsaunni  "Wettbewerbs  auf  den  Arbeitsmarkt  mit- 
bestimmend gewesen  sein  mag.  —  Auf  die  lieiziehung  russisch- pol  nischer 
Arbeiter  in  die  östlirlieii  Fronnzen  Deutschlands  wird,  solange  die  Sarhsen- 
gäugerei  auf  gleicher  H<)lie  sich  behauptet,  schwerlich  vorerst  verzichtet  werden 
können. 
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Abschnitt  III. 

Bie  Stelliuig  der  Arbeitgeber  zur  läudliclieu  Arbeiterfrage, 
g  102.  Arbeitgebercartelle;  Lohnsysteme. 

Auch  die  stärksten  Bemühungen  der  Staatsgewalt  in  der 
Bichtung  der  Herbeiführung  geordneter  Arbeiteryerhfiltmsse  werden 
des  Erfolgs  ermangeln,  wenn  die  ländlichen  Arbeitgeber  in  kurz- 
sichtigem Egoismus  Yorkennen,  dass  nur  gut  gelohnte  Arbeiter 
dauernd  zu  fesseln  sind,  oder  wenn  sie  yemeinen  soUten,  dass  poli- 
zeiliche Machtmittel  für  die  Schaffung  und  Erhaltung  eines  tttchtigen 
Arbeiterstandes  mehr  zu  bewirken  vermöchten,  als  die  Anbahnimg 
einer,  auf  wohlwollende  Behandlung  und  auf  unablässige  Sorge  für 
das  materielle,  geistige  und  sittliche  Wohl  der  Arbeiter  sich 
stützenden  InteressengemeinschafL  Und  es  erübrigt  daher  noch  zu 
untersuchen,  in  welcher  Weise  sich  diese  Selbsthilfe  der  Arbeit- 
geber hauptsächlich  zu  bethätigen  habe. 

1.  Es  ist  bereite  angedeutet  worden,  dass  für  die  Herbei- 
führunp:  l)otriodigender  Beziehungen  zwischen  Arbeitgeber  und 
Dipnstpersonal  der  Eiiitliiss  der  staatlichen  Gesetzgebung  höchstens 
ein  mittelbarer  ist  und  dass  es  verkehrt  wäre,  wenn  die  Abhilfe 
der  vielbeklagttMi  ,,Arl>eiteruoth",uuf  dem  flachen  Lande  ^vescntlich 
durch  ein  Einerroifeii  von  Oben  her  erwartet  werden  wollte.  Sellii^t 
auf  dem  Gebiet  des  Contractbruchs  kaiui  eine  criminelle  Ahndung 
der  willkürlichen  Verletzung  übernommener  Dienstpflicliten  doch  nur 
die  allerschlimmsten  Auswüchse  dieser  bcklageubwerthen  Krank- 
heitserscheinunL?  liesoitisren,  zumal  in  zahlreichen  Fällen  Contract- 
bröche  unsresnluit  bleiben  werden,  weil  manche  Arbeitgeber  den 
Weitläutii;keiteii  und  Unannolmilic  likeiten  der  Stellung  einos  Straf- 
antrags sich  nicht  unterziehen  wollen.  Es  ist  auch  zu  l)edenken, 
dass,  wo  Oontraetbrüche  mit  besonderer  Hanfip^keit  auftreten,  sehr 
häutig  die  Ursache  davon  in  dem  kurzsichtigen  Egoismus  der- 
jenigen Arbeitgeber  liegt,  welcho  keinen  Anstand  daran  nehmen, 
coütractbrüchige  Arbeiter  einzustellen,  \on  der  nicht  streng  genug  zu 
rügenden  Gepflogenheit  jener  Gutsbesitzer  ganz  zu  schweigen,  welche 
es  mit  ihren  Standespflichten  vereinbarlich  finden,  ihren  Benifs»- 
genossen  Arbeitskräfte  durch  Zusicherung  höherer  Löhne  abspenstig 
zu  machen,  was  schon  der  alte  v.  Berg  als  eine  „Niederträchtigkeit*' 
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bezeichnet  hat  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  der  einmüthige 
und  gewissenhaft  bethätigte  Wille  der  ländlichen  Arbeitgeber  eines 
grosseren  Bezirks,  jede  Indienststellung  contnietbrtlehiger  Arbeiter 
abzulehnen,  in  yiel  wirksamerer  Weise  als  die  durch  Gesetz  verfügte 
Androhung  einer  Geld-  oder  Freiheitsstrafe  dem  Contractbruch  die 
Lebensfasem  unterbinden  und  mit  der  Zeit  in  den  betheiligten 
Arbeiterkreisen  das  abgeschwächte  oder  ganz  erloschene  Gefühl 
ffir  treue  Yertragserfüllung  beleben  mtlsste.  Die  Bildung  ron 
ArbeitgeberYereinigungen  zu  dem  besagten  Zweck,  als  ein 
berechtigter  Act  der  Selbsthilfe  gegenüber  beklagenswerthen  Aus* 
schreitungen  im  Gebiet  des  ländlichen  Arbeiterwesens  und  als  ein 
werthvolles  Correlat  einer  mit  Strafbutteln  arbeitenden  Polizei- 
gesetzgebung, sollte  daher  flberall  thatkräftig  in  die  Hand  genommen 
werden. 

In  dieser  Weise  ist  iin  Jahre  1890  auf  Anreguug  des  Generalsecretftrs  v.  Meudel 
eine  grössere  Anzahl  Gutsbesitzer  der  Pn  uss.  Piom'h/.  Sa(  liscii  vorjre<rangen,  WdiiiLcr 
der  Jahresbericht  des  landwirthschattiichen  Centralvereius  der  i'roviuz  Sachsen  imd 
der  angrensenden  Fttrstenthßmer  für  1^1,  S.  16  ff.  und  die  daselbst  mitg«t1ieilten 
Sat'/mi«rf'ii  flfs  „Verbands  zur  Besseruu«?  der  Ifindlichfii  ArhoitfrvorliäKuisso"  Auf- 
schluss  ertheilen.  Seit  Juni  1892  giebt  der  Verband  ein  eigenes  Organ  zur  Wahrung 
seiner  Interessen  (^IGttheiliinfen  des  Yerbandes  etc."  in  Halle  in  zwaag^losen  Heften 

uiiffi'  der  Fiediicfimi  von  Siiclisland  t'rsrliriucndl  licraus.  Als  Ziel  d(<s  VerbiUidcs 
bezeichuen  die  Satzungen:  die  Mitglieder  zu  schützen  g^egeu  den  doloseu  Cuutract- 
bnicb  landüclier  Arbeiter  sowie  ihnen  betznstehen  gingen  die  sodaldemokratische 

Agitation  auf  dem  Lande;  sie  zu  unterstützen  durch  den  Nachweis  von  Arbeitern 
und  durch  Anstell un«::  und  Ucberwachung  von  Agenten,  insbesondere  auch  solcher 
für  die  sog.  Sachseuj^iiugerei;  endlich  den  Mitglieder  zu  helfen  hei  den  Einrich- 
tungen zum  Wohl  ihrer  Arbeiter.  ■ —  Mittlerweile  haben  sich  ähnliche  Verbände  im. 

Königreich  Sachsen  und  im  ninssli.  Saclisen-Weimar,  sowie  in  Braitnsoliweip:  j^oLildet, 
und  es  ist  nicht  zu  bezweilelu,  daüs  der  gesunde  Gedanke,  von  dem  soltlie  Verbände 

getragen  sind,  einer  raschen  Anshreitang:  dieser  Acte  der  Selhafkilfe  förderlich  sein  wird. 

2.  Im  Weiteren  bedarf  es  der  besonderen  Betonung  nicht, 
dass,  wie  die  Arbeiterfrage  überhaupt,  so  auch  die  ländliche 
Arheiterfirage  wesentlich  eine  Lohn  frage  ist,  imd  man  wird  nicht 
beahreden  können,  dass  wie  viele  Beweggründe  auch  den  massen- 
haften Wegzug  von  jungen  sffbeitskr&ftigen  Leuten  in  die  Städte 
an  sich  beeinflussen  mögen,  unter  diesen  jedenfalls  die  thats&ch- 
liche  oder  erhoffte  Verwirklichung  besserer  Lohnbedingongen  in 
städtischer  oder  industrieller  Beschäftigung  eine  erhebliche  Bolle 
spielt;  die  höchstmögliche  Yerwerthung  der  eigenen  Arbeitskraft 
ifft  aber  so  sehr  eine  in  der  menschlichen  Natur  begründete  For- 
derung, dass  diese,  ungeachtet  aller  entgegenstehenden  künstlichen 


^)  T.  Berg,  Haadhnch  des  deuteeben  PolizeirechtB,  1802,  II.  Hl,  S.  276. 
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Hindernisse  einer  etwaigen,  die  ländlichen  Arbeitgeber  noch  so  sehr 
begünstigenden  Gesetzgebung,  jeder  Zeit  mit  unbesiegbarer  Gewalt 
Bich  Geltung  verschaffen  wird*).  Mit  der  Thatsache,  den  Arbeiten! 
auf  dem  flachen  Lande  bessere  Arbeitsbedingungen  zu  gewähren, 
wird  daher  gerechnet  werden  müssen,  so  sehr,  Angesichts  der  seit 
geraumer  Zeit  thatsächlich  eingetretenen  Lohnsteigerung,  eine  solche 
Aussicht  den  ländlichen  Arbeitgebern  befremdlich  erscheinen  mag. 
Dabei  handelt  es  sich  übrigens  durchaus  nicht  durchweg  um  eine 
Aufbesserung  des  Geldlohns,  obwohl  gegendenweise  dieser  noch 
immer  ein  kärglicher  genannt  werden  muss ;  sondern  mehr  um  eine 
gtlnstigere  Gesammtgestaltung  des  DienstTerhälinisses,  welche  dem 
Gesinde  und  den  freien  Arbeitern  den  Verbleib  auf  dem  Lande 
relativ  rortheilhaft  erscheinen  Iflsst^  in  welchen  Beziehungen  es  an 
den  nachstehenden  Andeutungen  genügen  mag. 

a)  Wo,  wie  im  Sysiem  der  Gut8tagelOhner(Instileute),  Natural- 
deputate  eine  wesentliche  Bolle  spielen  (deren Erhaltung  unzweifel- 
haft im  (ökonomischen  und  sittlichen  Interesse  der  Dienenden  ge- 
legen ist,  weil  sie  von  den  Dorfkrftmem  sich  unabhängiger  halten 
und  der  GeMir  unwirthsehafiilicher  „Yerplempenmg"  des  Geldlohns 
weniger  yerfallen),  sollten  diese  Naturalgewälirungen :  die  Ueber- 
lassung  von  "Wohnung  und  eines  Stückes  Nutzland,  die  Einräumung 
von  Antheilen  am  Druschertrag  und  der  Kartoffelernte,  die  Zu- 
weisung von  Feuerungsmaterial  etc.  jederzeit  in  guter  Qualität 
erfolgen  und  es  sollte  aiicii  tler  Gutsherr  die  Mühe  nicht  scheuen, 
die  Dienstleute  in  der  vortheilhafteren  Ausnutzung  der  überlassenen 
Katuralnutzungen  freundlich  zu  belehren^). 

^  Ein  nSbereB  Emgehen  auf  die  „Lohnfrage^,  insbesondere  auch  auf  die 

versrhiedenen  Lctlmartcn  (Zeitlohn.  Stücklohn  etc.i  ist  au  dieser  Stelle  nicht  möglich 
und  vielmehr  auf  die  allgemeinen  Ausführungen  in  Bd.  II  dieses  Handbuchs  zu  rer- 
weisen.  ISngehende  Darstellung  bei  Pohl,  a.  a.  0.,  S.  453  ff. 

*)  d.  Goltz,  Läudlicbe  Arbdter&agc,  S.  125:  „Der  Gutsherr  kann  viel 
dazu  beitragen,  dass  dem  Dienstmaun  aus  seiiim  Natnraldeputat  ein  erhöhtes  Ei»' 
kommen  zuflicssf,  olmc  selbst  irgend  nennenswerthe  materiellf  Opfer  zu  liriTifren  .  . . 
"Wie  viel  köuuteu  die  Dieustleute  gewinnen,  weim  sie  stets  Kulie  vuu  mik-hreirber 
und  S(  Inveine  von  sehr  mastfähiger  Kace  erhielten  und  wenn  sie  angeleitet  würden, 
den  Ertrag  ihres  Ackers  wcninrpr  ansschliesslich  in  den  immerhin  uusicherfn  Kar- 
toffeln zu  suchen  und  dafür  mehr  Möhren  und  Steckrüben  zu  ziehen;  denn  letztere 
beiden  Gewächse  dienen  gleichseitig  als  menschliebe  und  als  thierisehe  Nabmng 
tmd  haljen  dahei  frewnlmlii  h  einen  ganz  angemeMenen  Verkaufspreis.  Solche  und 
ähnliche  Umänderungen  in  der  Naturalwirthachoft  der  Dienstleute  lassen  sich  swar 
nicht  mit  einem  Male  bewerkstelligen,  aber  der  Gutsherr  kann  sie  bei  gutem  Willen 
recbt  wohl  im  Lauff  dt^r  Jalire  dnrehführeu  und  zwar  ohne  eigene  erhebliche  Oeld- 
opfer/  —  Wie  hoch  ferner  auf  dem  flachen  Land  die  theilweise  Anslöhuung  in 
^aCnraUea  auch  an  Teransohlagen  sein  mag,  auch  desshs^b}  weil  die  Arbeiter  in 
Zeiten  steigender  Lebensmittel-  und  Wohnnngspreise  von  solcher  Thenening  nicht 
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b)  Von  dvT  stärkeren  Anwendung  des  Stücklohns  (Accord- 
lobns)  für  bestinmite  landwirthschaftliche  Yemchtungen  darf 
ebenfalls  eine  Besserstellung  der  ländlichen  Arbeiter  erwartet  wer- 
den, dio  üloichwohl  dem  Arbeitgeber  finanzielle  Opfer  nicht  auf- 
erlegt, weil  die  grössere  Lohnausgabe  in  der  quantitativen  Mehr- 
leistang ihr  entsprechendes  Aequivalent  findet  Zwar  sind  im  hmd- 
wirthBchaftlichen  Gewerbe  der  AecoidlOhnung  im  Vergleich  zur 
gewerblichen  ThStigkeit  gewisse  Schranken  gezogen  und  bei  be- 
stimmten Terrichtungen,  wie  namentlich  der  Wartung  der  Thiere 
und  dem  Gesindedienst  im  engeren  Sinn,  ist  sie  wohl  g&nzlich 
ausgeschlossen;  doch  ist  ihr  Anwendungsgebiet  keineswegs  ein 
ganz  unbedeutendes  (z.  B.  bei  der  Tomahme  der  Mähearbeiten  sowie 
von  Arbeiten  zu  Meliorationszwecken) ;  jedenfalls  ist  zur  richtigen 
Würdigung  dieser  anderweiten  Lohnweise  der  Hinweis  nicht  flber- 
flflssigt  dass  bei  ihr  mit  der  ErmOglichung  höheren  Einkommens 
fiftr  den  Arbeiter  eine  Zeit-  und  Arbeitserspamiss  fOr  den  Arbeit- 
geber Hand  in  Hand  geht,  die  gerade  da,  wo  ohnedies  Arbeiter- 
mangel sich  erheblich  fühlbar  macht,  besondere  Bedeutung  ge- 
winnt 

c)  Auch  die  Unterlassunof  einer  zu  weitgehenden  Aus- 
nütz u  ii  g  d  r  A  r  b  c  i  1 8  k  r  a  t"  t  d  o  r  A  r  h  o  i  t  e  r  durch  ungebührliche 
Ausdehnung  der  täglichen  Arbeitszeit  wird  als  eine  wesentliche 


berührt  werden,  so  würde  doch  dieser  Vurtheii  in'»  Gegeutheil  umselilap^eu,  wenn 
die  als  Lohn  vt  ruhn  i(  Uten  N'uturalien  den  noliiwendigsten  Bedarf  überschreiteH 
würden,  da  dann  der  Arbeiter  den  ITf  Ix  i  s(  Iniss  voräusäem  müsste,  wobei  er  leicht 
UebeiTortheiluugeu  ansgesetzt  ist,  oder  aber  der  Versuchung  verfiele,  mit  den 
«rhalteneu  Naturalien  nnwirthschaftlich  sn  hausen.  (Settegast,  a.  a.  O.,  S.  77.) 
—  Von  gntiz  besonderer  Wu  htig'kfit  ist,  wie  Pohl  richtif^  lu'ivorlu'bt  a.  0., 
S.  503)  diu  Büjiühaffeaheit  der  den  Arbeitern  eingeräumten  Wohnungen  und 
Schlafräume,  in  welcher  Besdehnnf^  leider  noch  immer  geenndigi;  m  werden 
scheint,  freilich  nirht  bloss  auf  dem  flaclicii  Land.  Rühmliches  Vorgehen  auf  dem 
Gebiet  durch  v.  Behr-Schmoldow,  dvm  bekannten  und  verdienten  langjährigen 
Priridenten  des  dentochen  FiichereiTerems  (f  1681),  der,  wie  Pohl  mittiimlt,  anf  der 
Pariser  Ausstellung  von  1867  den  ersten  Preis  fax  Utndliche  Axbdterwoluiangen  för 
das  von  ihm  ausgestellte  Model Ihaus  erhielt. 

*)  Nach  V.  d.  Goltz  ergiebt  eine  Vergleichung  des  8tücklohu»  uüt  dem  Zeit* 
lohn  liir  freie  Arbeiter  folgendes  Ergebniss: 

Verhältniss 
des  Accord- 
lohns  zum 
Durchschnitts- 
tagelohn 
H. 

Höchstbetrag:  Rheinhessen  8,00  1,29  1,29  232^:100 

Mindest hrtra«;::  Landdrostei 

Osnabnick.   1,U2  1,63  1,63  125,5:100 

Mittel  fSr  gans  Deutschland      2,44  1,64  1,44  149,0:100 


Accordlohn 

Sommer- 
tagelohu 

Durchschnitts 
tagelohn 

M. 

M. 

M. 

8,00 

1,29 

1,29 

1,U2 

1,63 

1,63 

2,44 

1,64 

1,44 
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Besserung  der  Arbeitsverhältnisso  von  doii  Botheili<^ton  ;iiiorkaüut 
und  ein  Maasshalten  in  dieser  Beziehung  namentlich  dann  zur  Noth- 
wendigkeit  werden,  sobald  und  soweit  die  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung  auf  gewerblichem  Gebiet  eine  Ausnützung  der  Arbeitskraft 
über  eine  bestimmte  Stundenzahl  hinaus  als  unzulässig  orklfirt. 

d)  Eine  nachhaltigere  Fesselung  des  Gesindes  und  der  Guts- 
tagelöhner an  die  einzelne .  Gutsunternehmung  und  die  Herbei- 
führung einer  gewissen  dauernden  Interessengemeinschaft  könnte 
in  dem  Zugeständniss  der  Antheilnahme  der  Arbeiter  an  dem 
Produet  ihrer  individuellen  Arbeitsleistung  gefunden 
werden,  und  bekanntlich  ist  es  kein  Geringerer  als  v.  Thflnen 
gewesen,  der  in  dieser  Gestaltung  des  Arbeitsyerh&ltnisses  die 
wahre  LOsung  auch  der  ländlichen  Arbeiterfrage  erblicken  zu 
sollen  geglaubt  und  den  „naturgem&ssen  Arbeitslohn**  demgemäss 
durch  die  Formel  ausgedrückt  hat,  in  welcher  a  die  noth- 
wendigen  Unterhaltsmittel  einer  Arbeiterfamilie,  p  das  Arbeits- 
produet  eines  Mannes  bedeutet,  und  mit  deren  Verwirklichung  also 
im  Yerhältniss  der  GrOsse  des  Arbeitsproducts  auch  der  Verdienst 
des  Arbeiters  steigen  wfirde.  Schon  theoretisch  lässt  sich  indessen 
gegen  die  jeweilige  Bildung  des  Arbeitslohns  auf  der  Grundlage 
dieser  Formel  geltend  machen,  dass,  wie  Settegast  treffend  her- 
vorhebt^), die  nothwendigen  TTnterhaltsmittel  der  Zeit  und  dem 
Baum  nach  ein  sehr  flfissiger  Begriff  sind  und  daher  diese  Grund- 
lage der  Berechnung  des  Arbeiter -Soll  eine  sehr  schwankende 
wäre;  dass  femer  aus  dem  Werth  des  Arbeitsproducts  eines  Arbeiters 
das  Ergebniss  der  reinen  Arbeit  sich  nur  schwer  aussondern  lässt, 
weil  jenes  aus  der  Zusammenwirkung  von  Kapital  und  Arbeit  ent- 
steht und  jeder  Versuch  einer  solchen  Treni  niu  ein  willkürliches 
Verfahren  einsclilicssen  würde;  endlich  dass  mit  der  Verwirk- 
lichung jen(>r  Formel  in  dem  Arbeitslohn  Leistungen  bezahlt  würden, 
deren  endlicher  Ei*trag  erst  durch  die  Art  ihrer  Verwerthung  auf  dem 
Markt  sich  ergiebt.  indem  er  wesentlich  durch  die  Thätigkeit  des 
Unternehmers  und  die  allLiemeinen  Ges^cliäftsconjuncturen  beein- 
flusst  wird^).    Die  factische  Unmöglichkeit,  den  naturgemässen 

A.  a.  o.,  s.  55  ff. 

*)  Vgl.  V.  d.  Goltz,  Ländliclie  Arbeiterfrage,  S.  252  ff.,  und  Sottesrast, 
a.  a.  0.,  III,  S.  55  ff.  Aehnliclien  Bedenken  über  die  praotische  Dun  hfiilirliiirkeit 
des  „richtig  gedachten"  Thünen'schen  Gesetzes  über  die  Theilung  di>  l'r.xlurts 
unter  die  Arbeiter  und  Kapitalisten  hat  Helferich  in  einem  Aufsatz  in  der  Itib. 
Ztiichr.,  Jahrg.  1852,  S.  393  ff.  Ausdruck  gegeben,  siehe  insbesondere  S.  427  ff.  ebenda. 
Im  üebrigen.  ist  auch  }d»  auf  den  allgemeinen  Theil  öieaes  Handbuchs  (fid.  II)  la 
verweiBen. 
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Lohn  im  Sinne  Thüuen's  für  jeden  einzelnen  Arbeiter  zu  ermitteln, 
hebt  indessen  die  grundsätzliche  Berechtigung  des  Satzes  nicht 
auf,  dass  der  Arbeiter  an  dem  Ertrag  des  Unternehmens,  dessen 
Grösse  er  in  einem,  allerdinirs  nicht  zahlenmässig  genau  fest- 
zustellenden Ergebniss  je  nach  dem  Maasse  seiner  individuellen 
Energie  und  Geschicklichkeit  unzweifelhaft  günstig  oder  ungünstig 
beeinflusst,  in  irgend  welcher  Weise  betheiligt  werde,  weil  nur  in 
diesem  Fall  vermieden  wird,  dass  der  Arbeiter  nicht  als  blosses 
Productionsinstrument  sich  fÜUt  und  fremd  und  theilnahmslos  dem 
Erfolg  des  Unternehmers  gegenflbersteht,  statt  dass  mehr  und 
mehr  das  Yorhandensein  einer  nachhaltigen  Solidarität  der  Inter- 
essen zwischen  dem  Unternehmer  und  seinen  Arbeitern  sich  An- 
erkennung verschaffe  und  zur  praktischen  Bethätigung  gelange. 
Liegen  in  dieser  Hinsicht  freilich  nur  wenige  versuchsweise  Anläufe 
vor,  so  ist  es  doch  nicht  unwichtig,  über  die  praktische  Tragweite 
derselben  sich  ein  Urtheil  zu  bilden,  wozu  die  nachstehenden  Aus- 
führungen einen  Beitrag  liefern  sollen. 


§  103.  Betheiligung  der  Arbeiter  am  Gutsertrag. 

1.  Wenn  die  von  einzelnen  landwirthschaftlichen  Untenu  hinem 
gegebenen  Beispiele  einer  Ertrags-(Reinertrags-)Antheils- 
gemein Schaft  (der  Gewährung  von  Tantiemen  vom  Giits- 
roin  ertrag)  bis  jetzt  nur  sehr  vereinzelte  Naehaliniung  gefunden 
haben,  so  ^vfire  ob  d  >i  Ii  nnriclitii;-,  daraus  auf  einen  kurzsichtigen 
Egoismus  oder  eine  l  iiterscliätzung  des  Factors  Arbeit  im  land- 
wirthHchaftlieheii  Botrieb  von  Seiten  der  Arbeitii:eTter  zu  schliesseu; 
der  Grund  lieLrt  vielmehr  darin,  dass  j^erade  im  landwirthschat't- 
licheu  lietrieb  einer  solchen  AntheiisLi-eineinsehnft  noch  sehr 
viel  grössoro,  durch  die  ^»Jatur  jenes  Betriebs  bedini^ie  Schwierig- 
keiten entgegenstehen,  wie  etwa  in  der  crBwerblichen  Unternehmung. 
Gegenuber  den  freien  Tagelöhnern,  die  nur  zeitweise  und  im 
häufigen  Wechsel  ilire  Arbeitskraft  den  verschiedensten  ländlichen 
Arbeitgebern  darbieten,  wäre  diese  Betheiligung  wohl  von  vorne- 
herein ausgeschlossen  und  eine  solche  nur  gegenüber  dem  Gesinde 
und  dem  Halbgesinde  (contractlich  gebundenen  Gutstagelöhnern) 
angängig;  sie  hätte  aber,  um  einen  richtigen  Maassstab  für  die 
Grösse  der  Einzelantheile  zu  gewinnen,  eine  den  einzelnen  Haupt- 
zweigen des  Betriebs  folgende  Beinertragsberechnung  zur  Yoraus- 
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Setzung,  deren  Aufstellung  M  dem  InaneinandergreitVn  dieser 
Betriebszweige  (Feldwirthschaft,  Thierhaltung,  Nebengewerbe  etc.) 
immer  nur  unter  Zuhilfenahme  von  mit  einer  gewissen  Willkür 
geliandhahton  Zalilenwerthen  (über  die  Kosten  der  Tageshandarbeit 
und  des  Spannvielis,  über  die  Vertheilung  dieser  Kosten  auf  die 
Feldarlieit  und  diejenige  im  Stall,  über  den  Werth  des  Düngers  etc.) 
durchführbar  und  daher  im  Einzelnen  keineswegs  einwandfrei  wäre. 
Selbst  für  die  Berechnung  der  jährlichen  Gesammtrente  eines 
landwirthschaftlichen  Guts  (ohne  deren  Zerleening  nach  einzelnen 
Wirthschaftszweigen)  hat  sich  noch  keineswegs  eine  feste  überein- 
stunmende  Praxis  herausgebildet^  und  doch  wäre  diese  die  Vor- 
bedingung der  allgemeinen  Einführung  einer  Beinertags  «Antheils- 
gemeinschaft,  wenn  anders  nicht  das  System  dem  stärksten  Miss- 
trauen der  Arbeiterschaft  begegnen  soll.  Hierzu  kommt,  dass, 
noch  weniger  als  in  der  Industrie,  im  landwirthschaftlichen  Gewerbe 
der  relative  Antheil  des  einzelnen  Arbeiters  am  Gesammterfolg  der 
Unternehmung  sich  bemessen  Usst^  während  doch  eine  unterschieds- 
lose Antheilnahme  aller  Arbeiter  leicht  das  Gegentheil  der  erhofften 
Wirkung:  die  höchstmöglichste  Entfaltung  der  individuellen 
Arbeitskraft,  die  jederzeit  bereitwilligste  Hingabe  für  die  Zwecke 
der  üntemehmung  —  herbeizuführen  vermöchte.  Man  wird  daher 
für  eine  absehbare  Zukunft  auf  eine  ausgedehnte  VerrvirklichunL'^ 
des  Systems  des  Partnership"  (Tantieme  vom  Reine rirui; 
des  Guts)  kaiun  rechnen  dürfen. 

Anmprkiin{2:.  Pohl  hebt  Ixi  der  Kritik  der  Iveiuertragstaiitiemelöhninisr 
für  gewöhnliche  Arbeiter  (a.  a.  0.,  t».  478  S.)  nicht  ohne  Grund  hervor,  dass  die 
körperlichen  Arbeiten  technischer  Natur  sind  und  danach  in  ihren  Zielpunkten 
nur  auf  fechiiisclic  Vollkoniim'iili»'it  mid  nicht  auf  Reinertrag'  gerichtet  sind,  wrs-;- 
lialb  die  Keiuertragstfuiüenie  keine  der  unter  dem  technischeu  Gesichtspunkte 
▼«TTichteten  Arbeit  adäquate  Lohnform  sei;  "wie  denn  anch  Settegast  betont^  dass 
in  dem  beschrankten  Kreise  seiner  Tliiitigkeit  ein  Arbeitor  das  Ansserordentlichste 
leisten,  die  Wirthschaft  nhor  doch  in  die  Brüche  gehen  könne.  Jedenfalls,  meint 
Pohl,  dass  eine  Berechtij?uiig  srar  Eeinertragstantieme  für  körperliche  Hilfsarbeiter 
nnr  bei  bevorzugten  Personalverhältuisiscu  bestehen  könne,  in  welchem  Sinne 
es  auch  aut'/iifa>spii  soi.  wenn  Thiel  den  Cnltur/ustaud  der  landw.  Hilfsarbeiter 
in  Deutschlaud.  auch  zu  niedrig  erachte,  als  dass  bic  empfindlich  geuug  seien  für 
den  Reiz  der  Lohnfonn  der  Reiuertragstantieme. 

b)  Ueber  braditenswerthe  Versuche  zur  Verwirklichung  des  Systems  der 
Keinertragstantieme  auch  gegenüber  den  liandarbeitem  (gegenüber  der  hölieren 
Arbeit  der  Betriebsbeamten  ist  dieselbe  seit  lange,  wie  in  der  Industrie,  so  anch  im 
Landbau  iihlicli'  enthalten  die  l-üiifrangs  (S.  547)  citirten  Schriften  von  B/Uiinert. 
T.  d.  6 o  1 1 z ,  B  i  r u  b  a  u m  etc.  bemerkenswerthe  Angaben.  In  erster  Keilie  ist  v.  T  h  ü  n  e  n 
selber  sn  nennen,  der  freilich  von  der  Yerwirklichnng  des  ,.natnrgemfi88en 
A  rhe  i  (  sl  nlui  s  "  im  Sinne  seiner  Theorie  Absfand  nahm,  aber  den  Gedanken  einer 
Antheilnahme  der  Arbeiter  am  Gutsreiaertrag  im  Jahre  1848  auf  seinem  Gute 
Tel  low  in  der  Weise  yerwirklidite,  dass  er  den  Diensüeaten  und  anderen  im 
Intmesse  des  Guts  thätigen  Personen  je  ^;,*/o        dem  Beiaertrag,  welcher  die 
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Snmmp  von  5500  Thlr.  überstieg,  zusichf  iti'.  die  Antheile  indef-s  nicht  Laar  aus- 
bt;4ahhe,  süudem  gutschrieb  und  nur  die  Zinsen  (4'/a7o)  austolgte,  während  das 
Sparkapital  von  beiden  Theilen  uakfindbar  blieb,  so  lange  nicht  der  Inbabw  des- 
selben das  GO.  Lebensjalir  znriiokijplpf^t  hatte;  starb  der  Arbeiter  früher,  so  fiel 
dasselbe  seinen  Hinterbliebenen  zu.  ]Nach  H.  Schuhiuacber  (Ueber  J.  U.  v.  Thünen'« 
CiesetB  vom  itfttiiiipaniMen  Arbeitelobn  und  die  Bedeutung  dieses  Gesetzes  för  die 
Wirklichkpil ,  Rostock  1809.  S.  1^.))  wuchs  der  Antheil  jt  dcr  l)i  tlioiligten  Familie 
von  1847  bis  1868,  d.  b.  in  21  Jahren,  auf  die  Summe  von  rund  512  Tliir.  an. 
Eine  Nachfolgerschaft  fand  v.  ThÜnen  in  den  50er  Jahren  in  dem  Rittergut^sbesitsier 
Neumanii  auf  Posegnik,  der  auf  diesen  und  anderen  Gütern  ebenfalls  den  Arbeitern 
einen  Antheil  am  Reinertrag  (zuletzt  8"/o)i  von  dem  ein  Theil  in  eine  Sparkasse 
einzulegen  ist,  einräumte,  übrigens  auch  durch  Gründung  einer  Volksbibliothek, 
einer  Kleinkinderschale  nnd  die  Krmfifl^dinng  der  Ueberführung  jener  Arbeiter  in 
kleine  Grundbesitzer  «einen  s'taiulpsgenossen  ein  rühmliches  Beispiel  gegeben  hat.  — 
üeber  weitere  YtTsiu  lic  dit  srr  Art  berichtet  L.  Kutscher  in  No.  158  der  Beilage 
zur  Allg.  Ztg.  von  1S!»1 :   Auf  di  ni  iediglich  der  Milchwirthschaft  gewidmeten  Gut 
Eioddw  führte  J.  Julinkc  1<S72     77  die  Ge\vinnhp(heiligung  durch;  fünf  Arhritor 
erhielten  Wohnung  mit  tjarteniaud,  Holz,  Torf,  Kartotfeln,  einen  Lulmvorschuss  von 
Wöchentlich  4o  M.  im  Winter,  SSV«  M.  im  Sommer,  wlhread  der  Bedteer  das 
Kapital,  die  Milchthicre,  dan  Inventar  stplltc  und  alh*  Wirthschaff-iaus^rahon  vor- 
schoss;  nach  Abzug  eines  Untemehmergewinns  von  iXX)  M.  wurde  der  ganze  Kein- 
ertraff  awischen  dem  Besitzer  und  den  Arbeitern  getheilt,  wobei  jeder  Arbäter 
1872'73  im  GanzPM  1055.95  ^T. ;  187:r74  970.85  M.;  1874/75  10J)8,(kj  M.  hezo- 
das  Einkommen  der  Arbeiter  also,  eius>chliessUch  der  naturalen  Natsongeu,  durch- 
Bchnittüoh  sich  anf  1179  K.  stellte,  ffiesa  wird  Ton  Eatscher  bemerkt:  nicht 
bloss  die  Arbeiter,  „auch  der  (intsbesltaer  hatte  alle  L'rsache,  mit  der  Wirksamkeit 
seines  Planes  zufrieden  zu  sein.    In  jenen  drei  Jahren  stieg  der  Worth  des  Gutes, 
da  ein  grosses  Stück  neuen  Bodens  durchgearbeitet  wurde,    lui  J?ummer  leisteten 
sehn  Personen  mehr  als  ehedem  Tiensehtt.   Die  Leute  vermieden  es  möglichst, 
fremde  Kräfte  zu  dingen ;  sie  zogen  es  vor,  ungemein  fleissig:  zu  sein   und  ihre 
Weiber  und  grösseren  Kinder  zu  Hilfe  zu  nehmen.    Als  zwei  vuu  den  liint'  Familien 
ava  triftigen  Gritnden,  die  mit  unsrem  Gegenstand  nichts  zu  thun  haben,  l^n  duw 
Terliessen,  übernahmen  die  drei  verbleibenden  alle  Ikpchtc  und  Ptlichten  derselben 
nnd  arbeiteten  nun  mit  Ixemdeu  Händen.    Die  Arbeiten  wurden  viel  besser  und 
achtsamer  verrichtet  als  früher;  oluie  dass  eine  strenge  üeberwachnng  nothwendii^ 
gpwpi^en  wärp,  sparto  mau  am  Material  und  schonii'  die  Werkzeuge;  so  /..  B.  war 
das  Verhältniss  der  zerbrochenen  Milchtüpfe  gegen  firiüier  wie  1 : 12.    Weder  die 
Lohnfrage,  noch  die  Arbeit  gab  jemals  Amaas  an  Streitij^keiten  awischen  dem  Herrn 
und  seinen  Unterg-thcnen.    IMe  Produi  tion  wuchs,   der  Sparsinn  der  Leut(>  wurd« 
p^fördert  und  auch  in  jeder  andern  Hinsicht  erwies  sich  der  Plan  als  durchaus 
gelungen.  —  Dennoch  erneuerte  Herr  Jahnke  den  Vertrag  nicht,  als  derselbe  1877 
ablief;  vielmelir  verkaufte  er  seine  Besitzung.   Als  Onmd  gab  er  an,  dass  seine 
Gutsnachbam,  insbesondprp  dio  allprht»;,nitprtHfpn.   seinem  Srstem  gegenüber  eine 
unaufgeklärte  Feindseligk»ii  au  diu  Tag  gtdtj^n  liatteu.    Er  bemerkte  übrigens  das 
Yorhandenst-iu  drrii  r  Gruppen  von  (Jegnern  der  (Jewinntheilung:  1.  Die  Bodeneigen- 
thümer.  welche  hoho  Preise«  nnd  niedrige  Löhue  wünschten;  2.  die  Arbeiter,  die  für 
geringfügige,  imtüchtige  Arbeitsleistuugen  gute  Lühue  emelen  wollten;  3.  jene 
Lente,  in  deren  Vorths  es  lag,  zwischen  Unternehmern  nnd  Angestellten  Zwietracht 
an  säen.    Dpr  neue  He-iit/pr  von  Bredow  setzte  das  System  seines  Vorgän^^ers  nicht 
fort    Wir  sehen,  dass  in  diesem  Falle  das  Autgeben  der  Gewinntbeiluug  nichts  mit 
ihrem  Wesen  oder  ihren  Ei^bnissen  an  thnn  hatte**.  —  Vgl.  m  den  obigen  Aua* 
führungpn  auch  Krämer,  a.  a.  n..  S.  S21  ff.  und  ühcr  Beispiele  vou  Betheiligimg 
Ton  Landarbeitern  am  Uutareiuertrag  in  England  und  Irland  Birnbaum,  a.  a.  0., 
&  27. 

2.  In  besclieidenerer  Weise  läset  sich  der  Gedanke  einer  Art 
Antheilswirthsehaft  verwirkHchen,  wenn  inhaltÜch  des  Lohnvertrags 
unter  gewissen  Voraussetzungen  dem  Arbeiter  am  Boh ertrag 
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einzelner  Betriebszweige  ein  bestimmter  Bruchtheil  zugesichert 
wird,  z.  B.  ein  fester  Geldantheil  am  Verkaufserlös  der  Producte 
der  StaUwirthschalk  (Milch,  Molkereierzeugnisse,  Mastvieh  u.  dergL), 
oder  eine  Quote  an  dem  Gewinn  der  Naturalerzciignisso,  bei  deren 
Herstellnn«;  der  Arbeiter  mitgewirkt  hat,  z.  B.  bei  der  Ernte  der 
Körnerfrüchte  oder  anderer  Producte  des  Feldbaus  (System  der 
Kohertrags-Tanti  em  elöhnung).  Hierhergehören  auch  jene 
Theilbaacontracte,  die  Dietzel  als  Quotallohncontraete  be- 
zeichnet und  deren  oben  bereits  Erwftbnimg  gesehab  (§  38).  Bas» 
mit  dieser  Lohnweise  unter  gegebenen  Umstände  ein  sehOnes  Ein- 
Temebmen  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  sich  erzielen 
lässt  und  die  Lage  letzterer  wesentlicher  Yerbessemng  entgegen- 
geffibrt  werden  kann,  ist  nicht  zu  leugnen  (vgL  die  Anm.  auf 
S.  221);  und  seine  stärkere  Anwendung  und  bezw.  Einbfligerong 
daher  auch  ausserhalb  der  Gegenden  der  eigentlichen  Theilbau« 
Verträge  zu  wGnschen').  Aber  auch  wenn  solche  Zuwendungen  mehr 
den  Charakter  von  Prämien  oder  Gratificationen  annehmen, 
sind  sie  in  ihrer  wohlthätigen  Wirkung  auf  die  Arbeitsenergie  und 
die  gewissenhafte  Umsicht  des  Arbeiterpersonals  gewiss  nicht  zu 
unterschätzen  und  sollten,  namentlich  auf  grösseren  Gütern,  bei 
denen  die  erfolgreiche  Ueberwachung  des  Einzelarbeiters  natur- 
gemäss  mit  der  Ausdehnung  des  Betriebs  schwieriger  wird,  schon 
im  eigenen  Interesse  des  Unternehmers  mehr  als  bis  jetzt  der  Fall 
Anwendung  finden.  Dabei  ist  freilich  zuzugeben,  dass  gerade 
solche  ir'räinienvertheilungen  „nicht  selten  Neid,  Missgunst  und 
Verfolgungssucht  bei  den  Arl)eiterii  hervorrufen,  welche  leer  aus- 
gehen'* ....  und  dass  daher  ,,viel  Geduld,  Menschenkonntniss 
und  Gerechtigkeitssinn  dazu  gehört,  sie  mit  dem  Erfolg  zu  v»'i- 
theilen.  dass  sie  Vertrauen  erwecken,  das  Verdienst  belohnen,  den 
Lässiueii  ansporneu,  die  Wirthschaftszwecke  fördern  und  alle  Theile 
befriedigen"  (Settegast). 

Anmerkung,  a)  Pohl  xinterscheidet  hinsichtlicli  dt  r  IVSmiPii  zwischen 
Ersparniss-,  Productions-,  Leistnngs-  und  Ord u uug spriimif  u  {n.  a.  Ö., 
S.  4öBfF.)  ;  für  Krsparuissprüimen  ist  im  Allg(;meinen  in  der  Landwirthschaft  wpuißrer 
Ramn  aln  in  der  Industrie:  i^^'P'pn  Productionsprämien  wird  von  Pnhl  nicht  mit 
IJnrerlit  einjrewendet,  dass  „uichl  iiiiiiier  dio  Beziehung  zwischen  Arbeit  und  Producl 
zur  Kvideii/,  sk  Ii  feststelhm  lässt"  und  (hisM  sie  leicht  den  Nachtheil  haben  Icaim, 
di(<  Aufmorksumkcit  des  Hilfsarbeiters  l'iir  die  betreft'enden  Prndnrtionsartf  n  auf 
«liesen  (iegonstaud  besonders  liin-  und  von  anderen  Arbeiten  abzulenken;  durch  nie 


Vgl.  hiesa  die  auf  S.  157  unter  Ziff.  3  anfgefiOirten  Schriften  von  Dietzel 
und  Eheberg. 
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■wird  also  leiolit  „im  Hilfsarbeiter  für  den  einen  Gegenstand  ein  Interesse  erweckt  mid 
fUr  andere  Gleicbgiltigkeit".  In  ücäturreicb  vieli'ach  in  Anweudimg  (Accidenzien 
genannt),  wohl  vondei^nd  aber  gegenüber  den  höheren  Betoiehsbeantten.  — 
L  ei  H tnn jjsprÜTnieii.  durch  Avolchc  die  (^nantität  der  Arlieifsloistiingen  beeinflnsät 
werden  soll,  ähneln  in  ihrer  Wirkung  dem  Stücklulm  und  sind  mannigfach  in  An- 
"irendiui^,  namentlich  für  BestellungB-  und  Fnhrarbeiten,  so  auf  dem  Calberla'schen 
Gute  Merzdorf  in  Sachsen.  —  ürdnungsprämien  (Reraunerationen)  sollen  eine  Beloh- 
nung für  Hilfsarbeiter  bilden,  wenn  sie  eine  gewisse  Zeit  treu  und  ordentlich  gedient 
haben;  Pohl  erwähnt  z.  B.  die  Einrichtungen  von  Knau  er- Gröbers,  der  jedem 
Btändigen  Arbeiter  10  Pf.  und  an  jede  ständige  Arbeiterm  5  "PL  Skt  den  Tag 
über  den  landesüblirlien  T<ohu  vernbroieht. 

bi  Jn  dt'ii  r.esililii.ssfn  ländlicher  Arbeitgeber,  in  Herlii!  1872,  über  die  Mittel 
zur  Hebmi^^  des  läridliclien  ArbeiterstAndes  und  zur  Pctrründang  eines  friedlichen 
Arbeit.sverhältnisses  zwischen  Arbeit ^'■ilu  r  und  Arbeiter  (mitgetheilt  durch  v.  d.  Goltz 
bei  Schönberg,  a.  a.  0.,  §  36)  heisst  es  hinsichtlich  der  Tantiemelühnung,  sie 
werde  ein  Sporn  sein  zur  grösseren  Pflichttreue  der  Arbeiter  nnd  die  vorsiclit^ 
Befolgunfr  dieses  T.olinsystems  dem  Arlieiter  einen  mit  di  r  steigenden  Productivität 
der  nationalen  Arbeit  mitsteigeudeu  Lohn  sichern.  Während  eine  directe  Lohn- 
snlage  an^ODblicldich  vielen  Arbeit^bem  fast  nnerschiringlich  wäre,  sei  dies  bei 
der  Tanti.'iiieirditnui;,'-  nicht  der  Fall;  denn  die  Aus^^abe  für  den  Tantii'nieantheil  der 
Arbeiter  steige  nur  mit  dem  Gutsertrage.  „Der  immer  entschiedener  auftretenden 
Porderiuig  der  Socialisten,  dass  der  „„volle  Arbeitoertrag-'"^  dem  Arbeiter  gebühre, 
widersteht  man  am  sichersten,  wenn  man  durch  Einführung  der  Pantirmelöhnung 
unter  Zugrundelegung  guter  Eechnungsführnng  die  Arbeiter  an  das  Interesse  der 
Arbeitgeber  fesselt.  Der  feste  Lohn  umss  (dabei)  so  bemessen  werden,  dass  er 
für  den  nothweudigeu  Lebensunterhalt  der  Arbeiteriamilien  mindestens  ausreicht 
und  von  dem  in  der  (Jegend  üblichen  sich  nicht  entfernt,  so  das  der  Tantiemeantheil 
von  den  Arbeitern  erspart  werden  kann.  I>adurch  wird  es  möglich,  dass  der  Arbeiter 
die  Mittel  zur  Erwerbung  von  Gmndeigentham  gewinnt**  Letzteres  zu  ermöglic  In  n, 
Sellien  der  (\infi'nMiz  bcsondfrs  wichtig,  denn  „der  immer  l;inter  werdendtti 
sociaiistischen  Forderung  nach  einem  CoUectiveigenthum  am  Grund  und  Boden  wider- 
steht man  am  sichersten  durch  die  Termehrmig  der  Zahl  gmndbesitsender  ländlidier 
Arbeiter  oder  simsfiircr  kleiner  ländlicher  Grnnd!>esitzer".  —  Beispiele  von  Tantieme- 
löhnungen auch  bei  Koscher.  Auf  einem  holländischen  Mustergut  bekommt 
der  Pferdeknecht  iilr  jedes  lebende  Fohlen,  der  Schäfer  fihr  jedes  6  Wochen  alte 
Lamm,  der  Hühnerwärter  für  je  abgelieferte  100  Eier  eine  Zulage  zu  dem  gewöhu- 
lichw  Lohn.  So  werden  auch  aus  Posen  Versuche  berichtet,  das  Kuhmelken  nach 
der  Menge  der  Milch  ztt  beaablen  und  für  das  Plus,  welches  über  eine  gewisse 
Menge  hinausgeht,  eine  Tantieme  an  gewähren  (Roscher,  a.  a.  0.,  Anm.  16  an 
§  12ös). 

3.  So  innerlich  gesund  und  tbooretisch  berechtigt  alle  diese, 
auf  eine  AntheiisgemeinscLaft  liinausliinfenden  Lohnformen  sein 
mögen,  so  darf  tn  ui  sich  doch  nicht  darüber  täuschen,  dass  auf 
eine  rasche  Ausbreitung  dieser  „idealeren*'  Lohnweisen,  liingesehen 
auf  die  Schwerfälligkeit  des  menschlichen  Wesens  und  die  Hiiuler- 
nisse,  die  Tradition  und  Yonirtbeil  bereiten,  in  absehbarer  Zeit 
schwerlich  gerechnet  werden  darf.  Um  so  mehr  ist  Werth  darauf 
zu  .  legen,  dass  der  an  sich  richtige  Gedanke,  dem  ländlichen  Ar- 
beiter einen  Antheil  am  Ertrag  der  landwirthschaftlichen  Froduction 
zu  geben,  auf  dem  anderen,  wiederholt  besprochenen  Wege  der 
Erhebung  desselben  zum  Arbeite  runternehm  er,  also  durch 
Umwandlung  desselben  in  einen  kleinen  Grundbesitzer  zur  Verwirk- 
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lichung  gelange  (§  97).  Ja  man  kann  sagen,  dass  mit  solcher  Befonn 
der  Besitzverhältnisse  auf  dem  flachen  Lande  am  sichersten  die 
VersGhnimg  zwischen  Arbeit  und  Kapital  im  Gebiet  der  Land- 
-wirthschaft  herbeigeführt  wird  und  dass  die  Mobilisirimg  des  Grand 
und  Bodens,  wie  ebenfalls  schon  erwähnt,  unter  diesem  Gesichts- 
punkt eine  neue  und  bemerkenswerthe  Bedeutung  erhftlt^). 

§  104.  Persönliche  Beziehungen;  Wohlfahrts- 
einrichtungen. 

Nicht  am  wenigsten  förderlich  für  die  Herstellung  beMe- 
digender  Dienstbeziehungen  wird  sich  die  freundliche  Stellung- 
nahme des  Arbeitgebers  zu  «joinen  Untergebenen  erweisen,  also 
eine  milde,  wohlwollende  Behandlung,  die  Vermeidung  schroffen, 
verletzenden,  herrischen  Auftretens,  eine  kluge  Nachsicht  unbe- 
deutenden Verfehlungen  gegenüber  und  vor  Allem  die  jederzeitige 
Bekräftigung  einer  warmen,  werkthätigen  Antheilnahme  an  der 
Lehensffihrung  der  Arbeiter,  wodurch  das  Vorhandensein  einer 
wirklichen  Interessengemeinschaft  in  den  Augen  der  letzteren  oft- 
mals vielleicht  sicherer  noch  als  durch  besondere  Zuwendungen 
der  im  vorigen  Paragraphen  erwähnten  Art  bekräftigt  wird*).  Dass 
der  ländliche  Arbeiter  seinen  Lohn  sparsam  verwende  und  das 
Ersparte  gut  und  sicher  anlege;  dass  er  im  Fall  der  Noth  ein 
augenblickliches  Greditbedtlrfniss  bei  soliden  Creditanstalten  zu 
befriedigen  vermöge  und  nicht  Wucherern  in  die  Hände  falle :  dass 
er  ohne  Weitläufigkeiten  und  erhebliche  Kosten  in  die  Lage 
komme,  seine  Habe,  zumal  seinen  kleinen  Viehstand,  gegen  Un- 
fälle in  Versicherung  zu  geben;  dass  ihm  die  Anschaffung  seiner 


1)  So  B6igt  auch  Settefast,  a.  a.  0.:  jetzt  den  landw.  Arbeiterstand 

bedrückeuden  Aussiclitslnsii.'-ki'it,  welche  seiner  liäufig  walmiehmbaren  Fuziiverlässi.!;- 
keit  Vorschub  leistet,  ilm  socialütischeu  VorfiUirungskünsteu  zugänglich  macht  oder 
Bur  Auswandenmg- yeranlasst,  ist  durch  Erhebung  der  Arbeiter  zu  selbst- 

ständigen  landw.  I' ii teruehmern  {Kleinbesitzern,  PUclitern  y.n  begegnen. 
Unter  allen  Maassregeln,  die  zur  Lösung  der  socialen  Frage  in  der  Laudwirthschaft 
beizutragen  geeignet  erscheinen,  ist  diese  als  die  durclischlageudste  und  aussichts- 
vollste zu  erachten."  Und  S.  108:  „"Wir  können  nur  wiederholen  .  .  .  ,  dass  .  .  . 
in  dem  Unternehmer-Arbeiter  der  gediegenste  newerbsgeuosse  des  liandwirths 
gewonnen  ist'*.    Aehnlich  v.  d.  Goltz,  a.  a.  ü.,  S.  204. 

*)  Wie  denn  auch  Pohl  (a.  a.  0.,  S.  438)  das  Yerhältniss  swiscben  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  als  ein  sittliches  Gesellschaftsverhaltittss  (nicht  bloss 
sacheurechtliclies  Vertragsverhältniss)  aufFasst;  und  auch  Roscher  meint,  das 
Icleul  des  Gesindeverhältnissos  bestehe  darin,  dass  es  von  Herrschaften  wie  Dieust- 
boten  als  ein  Stück  christlichen  FamilieDlebens  bethätigt  indrd. 
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hauswirthBCliaftlicheD  Bedürfnisse  leicht  gemacht  und  seiner  Be- 
wuchertmg  und  Uel)ervortheilimg  durch  Krämer  etc.  TOigebeugt 
werde;  dass  den  Frauen  der  Arbeiter  eine  ErLeichterung  in  der 
Wartung  und  Pflege  der  Kinder  während  der  Tagesarbeit  zu  Theil 
werde  und  neben  dieser  Sorge  fOr  das  wirthschaftliche  Yorwärts- 
kommen  der  Arbeiter  auch  die  Pflege  ihrer  geistigen  Interessen 
nicht  kümmere,  sind  Forderungen,  deren  ErfQUung  mit  der  wachsen- 
den Yersch&rfiing  der  socialen  Gegensätze  kein  Arbeitgeber  sich 
entziehen  sollte  und  zu  deren  Verwirklichung  gerade  auch  die 
ländlichen  Arbeitgeber  beizutragen  um  so  mehr  Anlass  haben,  je 
mehr  eine  sociale  Yorsorge  dieser  Art  in  den  industriellen  Be- 
schäftigungsarten Platz  greift  und  den  industriellen  Arbeiter  mit 
seinem  Loose  milder  zu  stimmen  geeignet  ist.  Bas  Hinwirken  auf 
die  Errichtung  von  Spar-  in  Yerbindung  mit  Personalcrediianstalten 
auf  dem  flachen  Lande,  auf  die  Gründung  von  Lebensbedflrfniss- 
(Consum -)  vereinen,  auf  die  Schaffung  von  Viohleüi-  und  Vieh- 
versicherungskassen, auf  das  Entstehen  von  Kindergärten  und 
ähnlichen  \  eranstaltungen,  auf  die  Verbreitung  eines  angemessenen, 
belehrenden  und  sittlich  anregenden  Lesestorts  und  ähnlicher 
Wohlfahrtseinrichtungen  erheischen  in  der  Regel  keine  erheblichen 
Geldopfer  von  Seiten  des  Arbeitsherrn,  sondern  lediglich  ein  that- 
kräftiges  Eintreten  seiner  Personlichlceit  und  die  Indienststellung 
eines  kleinen  Bruclitheils  seiner  Arl  ril <kraft  für  die  ^ute  Func- 
tionirung-  des  (lesehatienen ;  erfüllen  aber  die  arbeitende  iievulkerung 
mit  dem  tröstlichen  Bewusstsein.  dass  die  Beziehungen  zu  dem 
Arbeitgeber  über  das  rein  privatrechtliche  Verhältniss  der  Arbeits- 
leistung und  Lohnzaliluno-  hinausreiehend  ihren  eiuenen  Lebens- 
\uid  Wirthschaftsverhältnissen  einen  gewissen  sicheren  Kückhalt 
verleihen 

Dieses  Eintreten  der  grösseren  Besitzer  für  die  kleineren  und 
für  die  Arbeiter  und  Tagelöhner  sollte  freilich  nicht  Idoss  im  Gebiete 
des  eigentliclien  Grossgrundbesitzes  mehr  und  mehr  sich  geltend 
machen;  auch  in  den  Gebieten  einer  vorwiegend  bauerlichen 
Bevölkerung  darf  der  auf  fremde  Arbeit  angewiesene  bäuer- 
liche Wirth  der  Erkenntniss  sich  nicht  verschliessen,  dass  die  auch 

')  Vgl,  die  Auslassungen  des  Gutsbesitzers  v.  Kath-Laxiersfort  im  Deutschen 
Landwirthschaftsrath  von  1871),  S.  26,  der  uuter  dem  Hinweis  aiü'  die  Errichtung 
einer  örtlichen  .Spar-  und  Darlehenskasse  und  deren  segensreiche  Wirktuigen  betonen 
konnte,  „dass,  obgleich  mnif  v^'t)  ;l(  ui  Thnrmf  meines  rilten  Hauses  Hunderte  von 
dampfenden  Kamiueu  sehen  kiuiu,  doch  nach  dem  Kriege  [von  1870/71)  keiner 
meiner  Arbeiter  irgend  einen  Antrag  Auf  Lohnerhiihnttg  gestellt  und  kdner  meinen 
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ihm  häufig  nahe  tretende  Arbeiternotli  am  sicliersten  nur  dann 
überwunden  werden  kann,  wenn  der  Anreiz  des  städtischen  Lebens 
und  die  Versuchung  zum  Uebertritt  in  die,  vielfach  mit  geringeren 
körperlichen  Anstrengungen  verbundene  industrielle  Thätigkeit  in 
der  günstigeren  Gesammtgestaltung  der  Wirthschaftsexistenz  der 
kleinen  Loute  ein  Gegengewicht  finden.  Wie  viel  fehlt  aber  noch 
gerade  in  den  besser  situirton  bäuerlichen  Kreisen  diese  Einsiciit 
von  der  Nothwendigkeit  des  jederzeitigen  Eintretens  für  Wohlfahrto* 
einiiehtungen,  welche  Torwiegend  dem  kleinen  Mann  zum  Yortheil 
gereichen,  wie  oft  scheiiem  solche  Yeranstalttingen,  z.  B.  im  Bereich 
des  OrÜichen  Credit-  und  Yersicherungswesens,  gerade  an  dem 
Widerstand  der  Bessergestellten ,  wenn  deren  eigenes  Interesse 
nicht  selbst  stark  in  Mitleidenschaft  gezogen  ist;  wie  langsam 
bricht  sich  die  Erkenntniss  der  Nachtheile  dieses  widerspruchvollen 
Verhaltens  Bahn,  das  die  kleinen  Leute  dem  flachen  Lande  ent- 
fremdet und  damit  langsam,  aber  sicher  die  WirthschaftsfÜhrung 
auch  der  bestgestellten  bäuerlichen  Wirthe  zunehmend  schwanken- 
der und  unsicherer  macht!  Wenn  das  Missbehagen  mit  dem 
gegebenen  Loose  den  besten  Nährboden  für  unterwühlende  Be- 

Dienst  verlassen  hat".  Wie  auch  schon  der  ältere  Koppe  („Unterricht  im  Ackerbau 
und  in  der  Vieh/.iu  ht")  mf>int:  „Die  Tugenden  der  Gerechtigkeit,  Billigkeit.  Fr*  tmd- 
lichkeit  und  des  Wulilthiuis  von  Seiten  der  Vorgesetzten  werden  bei  den  Arbeitern 
Folgsamkeit,  Anhänglichkeit,  Dankbarkeit  nnd  Aufmerksamkeit  erzeugen  und  ein 
gemüthliches  Dasein  wird  die  Frucht  dieser  Ausübung  sein".    Und  31<'i<zpn  8a«rt 
(a.  a.  0.,  II.  Bd.,  S.  122):  „Gewiss  ist  die  oft  ausgesprochene  Meinung  nicht 
nnberechtigt,  die  IloflFnung  zufriedeiistellender  und  immer  gesteigerter  Verbesaemng 
der  Gesinde-  nnd  Arlx-itervcrliiiltnisi^e  beruhe  vor  .Mlem   aiü"  der  humanen  und 
religiösen  Bildung  der  Dienstherrschaften  und  auf  der  J^'ähigkeit  und  dem  Eutschlnsg 
derselben,  in  dem  üntttfebenen  stets  den  Menuehen  an  sehMi,  dess«i  moniUscIie 
Erziehung  ihnen  in  die  Hände  g*lo<rf  ist."    Nährre  Einzelheiten  über  die  Ausge- 
staltung von  Wohlfahrtseinrichtungeu  zu  Gunsten  der  Arbeiter  bei  t.  d.  Goltz, 
Ländlielie  Arbeiterfrage,  S.  112  nnd  195  ff.   Nobbe  (a.  a.  O.,  8.  15)  zweifelt,  ob 
unsere  Landwirthe  ihren  sittlichen  l'flioliten  gegenüber  dem  Gesinde  überiill  fr»  nügt 
haben,  und  meint:  dass  „der  Grundeigeuthümer,  welcher  in  seinem  Besitz  uichtä 
anderes  erblickt  als  ein  kapitalistisches  Gewinnmittel,  und  welcber  dem  Staat  stets 
nur  die  Aufgabe  xu weist,  ihn  in  tliesem  Besitz  ungestört  zu  schützen  und  ilun  dem 
Gt!nuss  seinc^r  Rente  zu  sichern,  um  keinen  Deut  mehr  sociale  Bedeutung  fUr  die 
bürgerliche  Gesellschaft  hat  als  der  Kapitalist,  der  von  seinen  Kenten  lebt  und  sich 
von  jeder  socialen  Pflicht   lossagt".    Vor  Allem  habe  der  Staat  die  Pflicht,  aof 
seinen  eigenen  Doniänen  für  mustergültige  Ordnung  der  Arbeiterverhältuisse  zu  sorfrt-n. 
was  aber  bis  jetzt  keineswegs  zutreffe  (a.  a.  G.,  S.  22).  —  Durch  die  sociale  Gesetz- 
gebung  mit  ihrer  Fürsorge  für  die  durch  Krankheit,  Unfall,  Alter-  und  Invalidität 
herbeigeführten  Nothstände  wird  der  Kreis  der  freiwilligen  AVohlfahrtseinrichtungeu 
erheblich  eingeschränkt;  um  so  freiere  Bahn  aber  für  ein  werkthätiges  Vorgehen 
auf  anderem  Gebiete  feschsten.  Letzteres  nachdrücklich  betont  durch  Se  Beschlösse 
des  C\infj:Tr«se.s  deiitschoi-  Ijüiidwirf he  in  Berlin  v.  17.  Febr.  1891;  erst  mit  der  Ver- 
wirklichung solcher  Wohllahrtseiurichtuugeu  werde  es  möglich  sein,  „den  £in:dass 
der  socialdemokratischen  Lehren  zu  bekämpfen".  (Wörtliehelfl^edergabe  der  BeseUftsse 
in  No.  8  der  Ztschr.:  Landw.  Thiensoeht  von  1891.) 
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strebungen  abgiebt,  so  wird  die  socialdemokratisehe  Bewegung 
auch  auf  dem  flachen  Lande  um  so  entschiedener  Erfolge  zu  yer- 
zeichnen  haben,  je  kahler  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  sich 
gegenüberstehen,  je  unsicherer  die  Existenzbedingungen  der  letsEteren 
sich  gestalten,  je  weniger  die  G^emeinsamkeit  der  Interessen  durch 
Yersäumung  einer  socialen  Fürsorge  für  die  kleinen  Leute  zum 
Ausdruck  gelangt.  Akademische  Belehrungen  über  die  Aussichts- 
losigkeit solch  unterwühlender  Bestrebungen  können  bei  dem 
Bildlingsstand  des  weitaus  grössten  Theils  der  hier  in  Rede  stehen- 
den Elemente  der  Bevölkerung  doch  nur  einen  sehr  schwachen 
Damm  gegen  das  Kinbrechen  der  socialdemokvatiseheii  Hochfluth 
aufrichten;  das  wirksamste  Bollwerk  wird  jeder  Zeit  die  Ermög- 
lichung wachsender  Antheiliiahme  der  Besitzlosen  oder  wenig 
Besitzenden  an  den  Errungenschaften  der  wirthschaftlichen  CiiUiir 
sein,  das  Empnrheheu  derselben  zu  den  Stufen  gi'össeren  wirth- 
schaftlichen  B<'liaueiis,  die  ErötfiniiiL;  der  Aussicht  auf  eigenen 
Besitz,  und  die  thuuliche  Sicherstelluui;  dieses  Itesitzes  gegen  die 
Weehselfälle  des  Lebens,  weil  wo  solche  *;ese]lseli:)ftlielie  Eiiiricli- 
tuiiL^eu  l^estehen,  Niemand  den  mfihsani  erworVimen  und  durch 
jene  Einrielitnno'en  gewährleisteten  Besitz  neigen  den  unsicheren 
Wechsel  auf  eine  durch  Umsturz  alles  Bestellenden  herbeizuführende 
Zukunft  wird  eintauschen  wollen.  Wo  gleichwohl  ftir  das  Zustande- 
kommen von  Wohlfahrtseinriclitnngen  der  gedachten  Art  es  an  der 
Einsicht  und  dem  guten  Willen  der  besitzenden  Klassen  auf  dem 
Lande  noch  fehlen  sollte,  wird  eine  verständige  Gemeindever- 
waltung unter  Umständen  nicht  unterlassen,  ihrerseits  thätig 
vorzugehen,  wobei  je  nachdem  die  Gesetzgebimg  solchen  Vor- 
gehen wirksam  zu  Hilfe  kommen  kann,  wie  namentlich  in  dem 
Gebiet  des  Sparkassen-  und  des  Vorsicherungswesens ;  wie  es  denn 
überhaupt  im  Interesse  der  wirthschaftliclien  Wohlfahrt  auf  dem 
Lande  sehr  zu  wünschen  wäre,  dass  die  Gemeinden  sich  mehr  als 
seither  nicht  bloss  als  politische  Yerwaltungsköiper,  sondern  vor 
Allem,  der  viel  zutreffenderen  Auffassung  der  Gemeinde  im  Mittel- 
alter gemäss,  als  wirthschafbliche  Interessengemeinschaften  fühlen, 
so  dass  nichts,  was  den  einzelnen  Gemeindemilgliedem  wirthschaft- 
lich  frommt,  der  Gemeinde  als  solcher  fremd  bliebe.  Dass  endlich 
auch  den  landwirthschaftlichen  Vereinen  gerade  auf  diesem 
Gebiete  ein  grosses  Feld  der  Initiative  offen  steht,  braucht  nicht 
erst  hervorgehoben  zu  werden,  wie  es  denn  an  lobenswerthen  Bei- 
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Spielen  eines  ertblgroicUen  Vorgehens  in  dieser  HinsiclLt  in  neuerer 
Zeit  keineswegs  fehlt. 

Bs  ma^  in  dieser  Hinsicht  daran  erinnert  sein,  dass  die  Errichttinf^  von  Ver^ 

sieliermit^Siuistalteii  YiehsterlxMi,  dir  (jrüu(lun;r  von  landw,  Coiisumveroiueii 

uud  ähnlicheu,  gerade  dea  kleiusteu  X^euteu  benouders  wertlivoüen  VeraustaltUDgen 
häufig  dem  Wirken  der  landw.  Vereine  su  Terdanken  ist.  Dass  gregebenenfUla  auch 
die  Verbreitung  guter  belehreuder  Schriften  auf  dem  ilachen  Lande  Nützlic  hes  zu  wirken 
vei-mag,  in  welcher  Beziehung  bereits  einzelne  Vereine  in  Deutschland  eifrig  wirken, 
soll  nicht  beabredet  werden.  —  Neuerdings  "verleihen  wohl  auch  einzelne  landw. 
Vereine  besondere  Verdienstmedaillen  als  Anerkennung  treuer  Pflichterfüllung 
im  ländliclicii  (iosindedienst,  ein  Vorgehen,  das  sicherlich  Nachahmung  verdient,  wie 
schon  Settegast  mit  warmen  Worten  (a.  a.  0..  112)  auf  die  moralische  Wir- 
kung der  Verleihung  ehrender  Auszeit  lnmiii^fn  an  Anirehörigo  des  Arbeiterstandea 
hingewiesen  hat.  Bemerkenswerth  ist  das  Vnr}ji:«hen  der  französi  sclien  Iti'gieruug 
auf  diesem  tiebiet:  Verleihung  vou  goldenen,  silbernen  uud  bronzenen  Staats- 
medaillen an  Iftndliche  Arbiter  gemäaa  dem  Decret  17.  Juni  1890  y,i^vr  rftcom- 
pi'iiser  les  bons  sc  r\-iros  de  ccs  modestes  travaillonrs  apricoles,  qiii  ctmsacrent  toutes 
leurs  forces  et  tout  leur  inteiligence  ä  la  propriete  d'autrui  et  dont  le  concours 
devouÄ  est  une  garaatie  de  sncc^s  pour  les  exploitations  auxquelles  ils  se  aont 
*volontairement  attaches".  (Bulkfin  des  franzfisi-  ti  ii  Ackerbauministeriums,  1890 
No.  4,  S.  322  — In  Bayern  werden  schon  seit  längerer  Zeit  beim  Central- Laud- 
wirthsehaftsfest  in  München  für  Dienstboten,  welcbe  an  landw.  Arh^ten  irgend  einer 
Art  verwendet  werden,  sich  über  eine  Dienstzeit  von  wenigstens  30  Jahren  bei  der- 
selben Dienstherschaft,  mit  derselben  im  Familieuverband  lebend,  Kost  und  Lohn 
beziehend,  auszuweisen  vermögen,  alljährli(;h  16  grosse  silberne  Vereinsdenkmiinzen 
sammt  Khrendiplomen;  für  diejenigen,  welche  unter  obigen  Bedingungen  sich  über 
ein»'  T>}''nstzi'it  von  wenigstens  15  .Taliic  ausweisen  können,  64  kleine  silberne  Ver- 
eiuMleiiktiiüii/.eii  sowie  ehrende  Erwiihiiungeu  (letztere  in  unbestimmter  Anzahl) 
ausgesetzt  und  konnten  „bisher  noch  immer  vollzählig  vergehen  werden"  (H.  Rauke 
in:  Die  I.audwü-thschaft  m  T?avprn.  Amfl.  Deuksdirift,  189f>,  S'.  VS).  -  Aehultelic 
Hinrichtung  im  Königieich  Sachsen  (Statut  v.  1.  Juni  1880),  wo  in  der  Zeit  1880 
bis  1885  im  Gaimeii  264  Ausaeichnnngen  an  mlimliche  und  94  an  weibliche  Dienst, 
boten  zur  Verleihung  kamen,  woraus  gef(»lgert  wird,  das  immerhin  muh  eine 
beträchtliche  Anzahl  vou  laudw.  Dienstboten  sich  im  dauernden  Dien&tverhältnisa 
bei  demselben  Gntibefdtaer  befindet",  (v.  Langsdorff,  Die  LandwirthschafI  in 
Sachsen  etc.,  1889,  S.  188  ff.) 
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Zu  §  12,  Seite  66 ff.   Eine  schöne  BeRfjtti|rnn^  für  das  an  dieser  SteUe  über 

(Vio  wirthschaftliche  und  sociale  Bedeutuiiff  di^s  T»uulvolks  Oesagle  ertheilt  das 
^cdaukeureiche  Buch  vuu  G.  Hansen,  Die  drui  Bevölkerungsstuteu,  lti8d,  aut'  da» 
der  Terfaiser  erat  ttiiimerkimm  wurde ,  als  der  Dmck  deg  Buchs  bereits  im  Gange 
war,  so  dass  mir  noch  [^clcirfiitlich  iuif  dasscll)!'  viTwiesen  werden  konnte.  G.  Hansen 
sucht  dariiulegeu,  vne  die  erstv  Bcvölkeruujpitituftt  (das  Landvolk)  mit  seinem  TVber- 
schtiss  in  die  StSdte  nnd  damit  in  die  zweite  Bevölkeruupjstufe  (den  Mittelstand: 
Handwerk,  Industrie,  Handels-  nnd  Beamtenstand)  erobernd  vordringt,  wahrend  die  un- 
tüchti{:;cn  Eleuu  iitc  der  zweiten  Stufe  fovi  und  l\»rt  ausgeschieden  werden,  um  die  Be- 
standtheile  der  dritten ;  des»  Arbeiterstandcü  zu  bilden;  so  dass  also  in  mittelbarer  Weise 
ein  sehr  zwingender  Beweis  geführt  wird  lür  die  allgem.  gesellschaftliche  Bedeutung 
des  Landvolks  als  jederzeitigen  geistigen,  sittlirlini  und  kiMpcrlii  In  n  Kegenerators 
desjenigen  .Standes,  der  recht  eigentlich  der  Träger  der  höhereu  L'ultur  und  fort- 
BChreitenden  Entwicklung  in  Wissenschaft,  Kaust  etc.  ist.  So  führt  Hansen  den 
Vorfall  der  italienischen  H  andolsrupubliken  in  directester  Weise  auf  das 
Verschwinden  des  Bauenistaudes  im  13.  und  14.  Jahrh.  uud  Umwandlung  desselben 
in  abhängige  Zeitpächter  und  Theilbaner  xttrBch;;  nnd  an  die  auf  diese  Umwandlang 
der  italirnisclit'n  (lesidlsi  lml'f  bc/Ji-rliclicn "Worti-  Xieljuhr's;  „In  den  Städten  Pfusdier 
und  Krämer,  auf  dem  Laud  zeitpachteudes  uud  tagelöhnerndes  Lumpengesindel", 
knüpft  Hansen  den  Sats:  „Wir  wissen  jetzt,  dass  auch  das  Erste  eine  Wirkung 
des  Zweiten  war,  dass  der  Niedergang  der  städtischen  Bevölkerung  immer  und  überall 
der  Vernichtung  eines  gesunden  und  kräftigen  Bauei-nstAndes  anf  dem  Fasse  folp-eu 
muss"  (a.  a.  O.  S.  260).  So  möchte  denn  Hausen  auch  den  hüben  Wrtaü  der 
deutschen  Keichstädte  wesentlich  daraus  erklären,  dass  es  ihnen  nicht  gelang, 
sich  dauernd  einen  sichtTen  Zuzug  vom  Land  zn  verschaflFen,  weil  eben  „der  Mittel- 
stand sich  immer  nur  durch  einen  fortwährenden  Zuzug  aus  der  ländlichcu  Be- 
völkerung frisch  und  kräftig  erhalten  kann,  ohne  diesen  aber  dahinsiechen  mnas,  wie 
die  fadenscheinige  Dürftigkeit  (zeigt),  zu  welcher  nach  dem  iWjährip-e  Krieg  das 
deutsche  Bürgerthum  herabsinkt.^  Auf  dieses  Vcrsiucheu  des  Bevölkeruugsstromes 
vom  flachen  Land  in  die  StiMte  und  die  dadurdi  bewirkte  Herabmindemnier  des 
peistifrrn  Xivt^ans  des  MitteLstandt  s  idi  r  zweiten  Bevölkernnfrsstnfe)  wird  ähnlich  der 
allmäliliche  Niedergang  Spaniens  (266 ff),  der  Niederlande  {S.  278)  zurück* 
zuleiten  versucht  Ho  glaubt  er  auch  in  Orossbritannien  die  Anzeichen  eines 
Sinkens  des  geistigen  Niveaus  des  Mittelstandes  als  Folge  der  Vernichtuu«^  des  eng- 
lischen Bauernstandes  und  der  damit  iu  Uand  gehenden  Entvölkernn^r  dt  s  tlachen 
Landes  zu  erblicken  können  (es  betrug  die  ländliche  Bevölkerung  1811  noch  Üö^o 
Gesammtbevölkeruug,  1821;  33,  1831:  28,  1841:  267o.  1S,")1  waren  in  der  Land- 
wirtschaft 2048118,  1H81  nur  noch  1 -^83 184  Personen  bcsclr'iftijrt).  „Pie  Ce- 
schichte  lehrt  es:  ein  Volk,  das  sich  eineu  gesunden  Bauernstand  bewahrt  hat,  kann 
wohl  besiegt  werden,  aber  dem  Antäus  gleich  erhebt  es  sich  immer  wieder  frisch 
gestärkt  von  der  Erde.  Und  \s'u'  Iffrkults  den  Antäus  mit  Liiclifiirkcit  in  seinen 
Armen  erdrosselu  konnte,  nachdem  er  ihn  vom  Bodeu  empurgehoben  hatte,  so  ist 
auch  ein  Yolk  dem  Verderben  geweiht,  wenn  es  durch  Vernichtung  des  Banemslandes 
das  Tand  zerrissen  liat,  welches  die  >frnsclien  mit  der  nllnährenden  Mutter  Erde 
verknüpft  hat.**  (Ebenda  S.  407.)  Darüber  freilich,  wie  die  Erhaltung  des  Bauern- 
standes zu  sichern,  wfard  man  sich  mit  Hansen  schwerer  verständigen  (vergl.  die 
allerdings  sehr  aphoristisch  gi'haltenen  Ausführungen  Hansen's  auf  S.  329  ff.  der 
Schrift);  wobei  hinsichtlich  dieser  positiven  Vorschläge  Hau  se  n '  s  auf  die  kritischen 
Notizen  auf  S.  436  imd  448  des  llaudbuchs  verwiesen  sein  m^. 
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Zu  §31.  Die  Zeitpackt,  Seite  166  ff.  Das  Aufkommen  der  Pacht  im  späteren 
]Sittol«lter  brin^  Bücher  (Die  Bevölkermi^  von  FnmldVtrt  a.  W.  im  XIV.  und 
XV.  Jahrh.,  T.  1kl.,  1886,  S.  281)  ;i\uli  mit  der  rechtsunsicliprn  Zeit  und  (Irr  „steten 
Bedrohung  der  Hab«  (der  Stadtbürger)  auf  den  Dor^ütem"  iu  Zu&ammeuhaug.  „l^i^ 
selbe  ist  gewölmlioh  Zeitpacht,  am  häufigsten  unterminirte  (Landnedelrecht,  eine 
Art  tenancy  at  will),  wobei  dem  Eigenthiimer  die  Möglichkeit  der  jederzeitig^n  Auf- 
hebung unter  Wiederaufnahme  der  Selbstbewirthscbat'tung  blieb.  Erbpacht  ist  v«?r- 
hältnissmässig  selten.  Nur  die  Weinberge  auf  den  Dörfern  wurden  noch  länger 
allgemein  yom  Eigenthflmer  if^halten  oder  doch  nur  in  Theüpacht  auBgethsn'*. 

Zu  §35.  lieform  des  Pachtrechts,  Seite  195ff.  Spuren  eines  socialen 
Pachtrechta  aneh  im  Mittelalter,  wovon  Bücher  a.  a.  O.  S.  663  Beispiele  aniiihrt, 

insbeH.  im  Bereich  der  sog.  Landsiedt  llpiln',  für ,  uenn  auch  der  Eigenthümer 
die  Möglichkeit  jedcrzeitiger  Zurückziehung  des  üuts  hat,  doch  „in  sofern  die  Gewähr 
der  Daner  in  sich  trug,  als  er  nur  dann  ausgetrieben  werden  konnte,  wenn  er  das 
Gut  liegen  liess  oder  wenn  der  Eigenthtoier  es  in  Selbstbewirthschaftuug  nehmen 
wollto,  lind  n  VI  eil  dann  mir  prepfnn  Vp  r  l-"  ii  t  n  n  g  der  Meliorationen''. 
K.  Euch  er  liihrt  zum  Beleg  aus  den  1- ranklurUT  Bedeorduuni^en  die  Worte  au, 
mit  denen  diese  des  Laudsiedelrechts  seit  1419  gedenken;  „Weres  daz  eins  sin  lant 
zu  lantsiedelem  rechte  verluhen  luttr  vud  man  denselben  lantsiedel  davon  nit  ver- 
tringeu  mochte  vmb  merern  pacht  oder  liebern  lantsiedel,  liess  er  iz  aber  liegen, 
das  man  im  dann  sin  besaernnge  davon  abelegen  muste*'  fa.  a.  0.  8.^^). 

Eine  von  K.  IHirher  mir  freundlichst  zugestellte  Urkunde  aus  dem  Schult 
heissenbuch  Siegfried's  zum  Paradiese  von  1372  über  die  Vergebung  einer 
Wiese  durch  den  „Rad  m  Frankenfnrd"  zn  Landsiedellethe  enthält  ein  fthnliches 
Oeding;  der  Rath  behält  sicli  vor.  die  Hälfte  des  WieshiTides  jederzeit  /urüek/.uziehen. 
verspricht  aber:  „hetteu  \\ir  dau  cynche  besseruug  dar  an  gelacht,  diekunt- 
liehen  were,  die  snlden  wir  .  .  .  .  yn  abelegen  nach  ukentau  dar  nacbbnre 
vnden  und  oben  ane  aUe  geverde**. 

Zu  Kap.  II,  Abschn.  AI:  Privat-  und  Collektiveigenthum  (S.  299flf.) 
ist  auf  die  inswiachen  erachienene  Schrift  von  H.  Frenas,  £e  Bodenbeaitarefoni 

ala  soziales  Heilmittel,  1892,  zu  verweisen,  die  in  besonders  wirkungsvoller  Weiae 
die  Irrwege  der  deutschen  Laudreturmbewegung  beleuchtet. 

Zu  Kap.  V:  Die  Arbeit  im  landw.  Betrieb  etc.  (S.  547  flf.).  Die  seitherige 
Kenntniss  der  Lage  der  ländlichen  Arbeiten  in  Deutschland  verspricht  in  werthvoller 
Weise  die  Erhebung  zu  erweitem,  die  der  Verein  für  Sozialpolitik  uuter  Leitung  des 
tieh.  Ob.-Seg.-Bath  Dr.  Thiel  nach  einem  von  Prof.  Dr.  Serinfc  entworfenen  Er- 
hehung'sprogTaTnm  im  Jahr  veranstaltet  hat  nnd  deren  Krg-ebnisse  in  8  Bänden 

niedergelegt  werden  sollen,  von  denen  der  erste  inzwischen  erschienen  ist  und  zwar 
in  Bd.  Lm  der  Schriften  d.  Y.  f.  Sozialpolitik:  „Die  YeihaltDisae  d«Mr  Lohnarbeitar 
in  Nordwestdeutseh'  um!  \Vüi-t fernher^''.  Baden  und  in  den  Beichslandan",  1892«  mit 
den  Aufsätzen  von  K.  Karger  und  IL  Losch. 


Berichtigungen.  Trota  sorgfältiger  Correctur  sind  einige  Druckfehler  stehen 
geblieben,  die  indess  der  Leser  leicht  als  solche  erkennen  wird.  Es  ist  zu  lesen: 
Seite  56  Zeile  1  der  Anmerkung  statt  H.  List:  Fr.  List;  auf  Seite  81  vorletzte  Zeile 
des  Textes  statt  Y i ehausbeute:  michausbeuto;  auf  &  127  Zeile  16  statt   $  2U 

Zilier  1;  ^  19  Ziffer  1. 
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der  in  diesem  Band  erwähnten  Schriftsteller,  Staatsmänner 
und  landwirthschaftlichen  Fachmänner. 

(Die  Zahlen  beziehen  sich  auf  die  Seiton.) 
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Rodberttis-Ja^etzow  128  212 
5fiü 

V.  Röder  5H2 

V.  Rönne  2211 

Rösler  150 

Roffer.s  Int? 

Rommel  rt  1  ii 

Roscher,  W.  1  5  15  28  3« 
58  61  03  05  il2  ül  lüü 
III  m  136  152  lüß  im 
162  Üi3  1E2  Iii!  2ÜÜ 
2üa  211  223  2311241252 
265  2Ga  2211  2B1  2im  3Q1 
3U5  üai  318  322  313  dlü 
381  381  382  im  lÜH  422 
132  136  llü  156  162  416 
181  505  516  512  562  ÜÜ2 
6ü5fl'. 

Roscher,  (\  jM! 

Rosshirt  5ia 

V.  Rotteck  131 

V,  Riidt-C(»llenber}?  5211 

Rümeliu  Uli 

Ruhland  Hl    157  171 
230  213  252  256 

Ruprecht  152  2ÜÜ  2Ü3 


195 


Sa^iier  221 

Salisbury  1118  all 

V.  Nanison-Hiinuielstjei'nn  154 

262 
Samter  23Ü 
Shrojawasca  5fi7 


Schäffle  123  1115  223  23QfF. 
21aff.  253ff.  323  385  432 
im  452  163  125  122  5Ü5 
51)8 

Scharlings  81 

.Scharnweber  1113  522 

Schedo-Keroti  263 

Schenkel  81  22D  352  359 

Schlipf  1 

Schütte  26Ü  aUü  ÜLU 
Schmidt  23Ü 

Schmoller  121  186  233  ff. 
211  252  386  132  152  122 
129  5111  521  529ff.  535ff. 
512  556  561  522  521 58Ü 

Schneider,  K.  195  ölH  583 

V.  Schön  1113 

V.  Schöubcrg  21111  526 

V.  Schorlemer-Alst  123  1811 

V.  Schrötter  1113 

Schubart  lü 

Schübler  Iii 

Schütz  216 

Schumacher-Zarchlin  1112  323 
398  181  191  512  521  6Ü3 
Schulze,  IL  155  122 
Schulz- Lupitz  16  Ml  318 
Schupp  151  192 
Fürst  Schwarzenber«r  163 
Schwer/  Hl  35  132 
Seelig-  431 
V.  Seelhorst  r»1 1 
Serinff  :3Ü6  13Ü  521  526  528 

547  556  558  ff.  612 
Setteffast  1  18  19  2ü  3Q  32 
lü  13  52  611  156  1113  2ül 
229  152  512ir.  559  569 
599  ff.  6112  604  ff.  611) 
Seydel  81 
Sismondi  SU"! 

Soden,  (iraf  1D3  132  152 

Somhart,  W.  218 

Sombart-Krmslebeu  395  122 
521  525 

V.  Sparre  211  323 

Spencer,  IL  231  258 

Sprengel  13 

Stadelmanu  313  521 

Stahl,  .L  K.  152 

Stamm  2311  211 

Stegemann  592 

Freiherr  vom  Stein  26  11)2 
aaä  132  152 

L.  V.  Stein  2  6  58  6Q  83 
91  mi  1116  112  152  152 
m  mä  26iJ  281  293  323 
386  132  152  125  122  181 
196  521  51Ü 


V.  Stenn^el  81  150  220 

Stolp  229 

Stöpel  ÖÜ  230  255 

V.  Stösßer,  K.  519 

Suchsland  597 

Süssmilch 

Sugenheiuj  83 

SuUy  61 

V.  Sybel  236 

Taylor,  L  522 

Thaer,  A.  1  35  43  103  IIA 

136  ILllia  'Ml  211  Mi 

132  152 
Thiel  2  25  395  122  521  539 

602  612 
V.  Thümen  16 
V.  Thünen  1  11  312  600  ff. 
Torlonia  311 

Toussaint   220   338   312  ff. 

315  369 
V.  Treitschke  293 
Tschitscheriu  118  260 
TuUa  311 
Turban  12J 

Varro  5"->7 
V.  Vinke  132  511 
Vogelmanu  445  4.'>4 
Freiherr  v.  Vogelsang^  122 

496 
Vorkauf  445 

V.  Wächter  582 

Wagner,  A.  2  83  99  106 

156  113  200  221  229ff. 

260  3ilü  aiil  398  103  526 

586  592 
Wagner,  V.  16  318 
Walcker  156  183  mi  260 

302  323  390  Mi  41JÜ  105 

118  132  III  152  163  508 

516  527  546 

Wallace,  A.  R.  231  515 
V.  Waltershausen  213 
Walz  1 

Weber,  C.  J.  52 
V.  Wcdell-Malchow  HZ  521 
Wielandt  302 
Wimpfeling  92 
Wirmiughaus  429  547 
Wiss  157  198  540 
Wolff,  IL  W.  513 
Wörishoffer  5<>8 
Württenberger  22 

Zeob  311 
Zeller  81 

Zuckerkand  l  156  198 
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